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Die 
zuſammenſetzung der Schwurgerichte, 


Ein ®otum, 


von 


Seffter. 


4 ift eine Lebensfrage für eine auf Betheiligung des 
Volkes geftügte Rechtspflege, aus welchen Beftandtheilen 
de Vertretung deffelben zu bilden fey. 

Ihre Löfung findet fie in der Idee des Schwurgerich⸗ 
Kö und in der Erfahrung. . 

Sieht man in dem Schwurgericht Nichts als ein f. 9. 
Prsgericht,, fo muß es aus den Sondergenoffen der Claſſe 
des Angefehuldigten zufammengefegt werden. 

Sollen die Geſchworenen blos fachverftändige Gehil⸗ 
fen für das eigentliche Richteramt zur Entfcheidung der 
Thatfrage ſeyn, fo bedarf es der Berüchichtigung belon; 
derer Foͤhigkelten. “> 

Aralo d, Er. A. 1849, I. 8t. . A 
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Soll in den Schwurgerichten der politifche Volkswille 
vertreten werden, fo find dafür die nämlichen Grundfäge 
maafgebend, wie für die Vertretung des Volkes überhaupt 
und in andern Beziehungen. 

Soll den Echtwurmännern ein Theil des richterlichen 
Amtes delegirt feyn, fo geht die Korderung dahin, daß 
eine Auswahl derjenigen vermittelt werde, welche die meifte 
Gewähr für den Befig aller wefentlichen richterlichen Eigen: 
fchaften darbieten. 

Dhne vorerft darüber ein Urtheil abzugeben, welche 
diefer verfchiedenen Anfichten die allein wahre oder für 
unfern Staat annehmbare fey, gehe ich fogleich auf die ge: 
ſchichtlichen Vorbilder und Erfahrungen älterer und neuerer 
zeit ein. 


Eine rein politifche Geftaltung des Schwurgerichtes 
bietet uns Athen nach der Soloniſchen Verfaffung des Frei⸗ 
| ſtaates. | 


Solon legte die Höchfte Gewalt in die Hände der 
Richter; die Handhabung des Rechtes in jeder Beziehung, 
nicht blos die Entfcheidung der Privathändel und die Strafs 
vechtspflege, fondern auch die Aenderungen der Gefege, die 
Beftätigung der Staatöverträge, die Anftellung und die 
Berantwortlichfeit der Staatsbeamten. Die Gerichte wur: 
‘den daher unter Leitung beftimmter Archonten durch große 
Volksausſchuͤſſe gebildet, die alljährlich in der Zahl von 
6000 in gewiffe Elaffen vertheilt und beftimmten Gericht 
höfen zugewiefen wurden. Jeder nicht interdicirte Athener 
war nach erlangtem 30ften Lebensjahre dazu fähig. Fuͤr ein: 
zelne Sachen wurden dann bei dem betreffenden Gerichts⸗ 
hofe mindeftens für die mwichtigeren Angelegenheiten 501. 
1001. 1501. und auch wohl noch mehre ausgelofet, um 
hiernächkt einen völlig founeränen Richterfpruch nah Mehr: 
heit der Stimtäen über Schuld und Nicht⸗ Schold fo wie 
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bei willführlichen Strafen über das Maaß der Strafe 


igej md der Entfchädigung abzugeben. 


Diefe Nachrichten find durchaus zuverlaͤſſig. Abwei⸗ 
dungen und eine etwas andere Befegung der Gerichtöftelle 
fand nur bei dem Rath) im Areopagus und bei den Gerichs 
tm der Ephoren in Ölutfachen Statt; inzwifchen war deren 
Birffamkeit feit Solon ſehr befehränft und größtentheils 
ah den von ihm gegründeten Volfögerichten anhelm: 
gefallen. 

Bei näherer Betrachtung ergiebt fih nun, daß es 
bei lesteren nicht fowohl auf ein freies unparteiifches Rich⸗ 
teramt, als vielmehr auf ein politifch democratifches Urs 
Beil in allen Sachen abgefehen war, ganz dem Character 
eines Gemeinweſens entfprechend, worin der Staat Alles, 
de Einzelne Nichts, als Glied des Staates if. Eine 
wahre unparteiifche Gerechtigkeit in folchen Gerichten zu 
Mögen waͤre vergebene Mühe. Der Fehler lag in der Vers 
Birdung der gefeggebenden Macht, die gleichfalls bei dem 
sonen Bolfe war, mit der richterlihen. Dazu Fam 
asgerdem , daß nur die unterfte Schichte des Volkes an 
den Gerichtsverſammlungen fich betheiligte,, angeloct durch 
den Gewinn von 3 Obolen (— 2/3 Sgr.), welche jedem 
Richter für eine Sigung aus der Staatscaffe gezahlt wur⸗ 
den; ferner der Reichtfinn des Volfscharacters und der uns 
gemeflene Einfluß der Volfsredner. 

So gewährt weder die Technif noch die Praris der 
Sthenifchen Volksgerichte ein anziehendes Bild. 

Ein anderes Bild bieten die Roͤmiſchen Schwurge⸗ 
uichte in der vepublicanifchen Zeit bi8 unter die Faiferlichen 
 afen Regierungen. 

Ä Ueber alle ſchweren Verbrechen mit öffentlicher An⸗ 

Mage richtete zu Rom unter dem Vorfig eines Magiftrats 

eder feines Stellvertreterd eine beftimmte Anzahl „ausge: 

wählteer Richter” (judices selecti) in jeder einzelnen 
Y2 
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Sache, verfhieden nah Maaßgabe des Strafgefeges , fo 
dag man in der einen 32, in andern 50, auch 55 oder 
56, 70 und 75 angegeben findet. Sie wurden ausgeloos 
fet für jede Sache mit Geftattung vielfacher Recufationds 
rechte aus den jährlichen Verzeichniffen der Auserwählten, 
welche die einzelnen Eriminal: Prätoren anzulegen hatten, 
fpäterhin vielleicht aus einem Generalverzeichniffe derfelben, 
welches etwa 4000 Namen enthalten haben mag. Diefe 
jährlichen Richter wurden Anfangs aus dem Senatorftande 
einzig und allein genommen, bis C. Gracchus, der Volks⸗ 
mann, 632 nah Roms Erbauung die Sudicatur an die 
Ritter brachte. Sulla gab fie den Senatoren zurüd; 
aber feit 684 kam e8 zu einem Mittelmeg; Senatoren, 
Ritter und hochbefteuerte Plebejer theilten fich in die Judi⸗ 
catur; unter Kaifer Auguft Fam noch eine vierte Claſſe 
von minder Reichen Hinzu und unter Caligula eine fünfte, 
jedoch hauptſaͤchlich, wenn nicht ausfchlieglih, für die 
Privatgerichte. 

So ging man von dem ariftocratifchen Syſtem all: 
mälich in das Volf hinein und zwar am Entfchiedenften 
gerade erſt unter den Kaiſern. 

Die weiteren Erforderniffe zum Richteramt außer 
dem Staats: Eenfus waren ein Alter von 30 Jahren, feit 
Auguft oder doch fpäter 25 Jahre, obwohl darüber Feine 
völlige Beftimmtheit gegeben werden kann; fodann Wohns 
fig in Rom oder in der nächften Umgebung, nicht minder 
eine durch Fein Verbrechen verfümmerte Epiftimatio. Auss 
geſchloſſen war außer den Frauen und natürlich Unfähigen 
auh noch Feder, der in dem ahre ein obrigfeitliches 
Amt bekleidete. 

Sm Allgemeinen mag bei diefen Schtwurgerichten 
allerdings wohl größerer Rechtsfinn fich offenbart haben, 
als bei den Athenifchen, ſchwerlich aber waren fie zu irgend 
einer Zeit gegen politifche Einflüffe geſchuͤtzt. — 
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Ich übergehe jetzt die Volksgerichte des Mittelalters, 
insbeſondere die deutſchen Scheffengerichte, da dieſelben 
entweder in dem bloßen Rechtſprechen uͤber das geltende 
Recht oder in der Leitung des vorſitzenden Gerichtsherren 
befangen geblieben ſind; ich uͤbergehe ebenſo die ſchwediſche 
Naͤmbd und die daͤniſchen Sandmänner, da auch 
hier eine vollftändigere Entwicelung gefehlt hat und wende 
mich fogleih zu den Englifhen Schwurgerichten, 
welche der Typus der modernen volfsthümlichen Juſtiz ger 
worden find. 


Hier finden wir nun in der frühern Zeit, wohin die 
erften fichereren Nachrichten reihen, Rügejuraten in den 
einzelnen Grafſchaften, zufammengefegt aus Rittern und 
freien Männern jeder Hundrede einer Graffchaft, die dann 
feener auch feit König Heinrich TIL. zu der Urtheils: Fury 
bei den Affifen benugt wurden. 


Nach der gegenwärtigen VBerfaflung find zu Geſchwore⸗ 
nen blos Perfonen befähigt, bei welchen fich folgende Eis 
genfchaften finden 

1. die Eigenfchaft eines Inlaͤnders; 

2. ein Alter von 21 — 60 Jahren; 

3. ein Sinfommen von 10 Pfd. aus einem Eigenthums⸗ 
befis (in Wales 2/3 davon) oder von 20 Pfd. aus 
einem Pachtverhältnig oder in Middlefer ein Hauss 
befig zu 30 Pfd. jährlichen Ertrages, oder Bewoh⸗ 
nung eines Haufes von 15 Fenftern. 

Ausgefchlofien find 

1. die wegen Verbrechen verurtheilten noch unbegnadigs 
ten Perfonen ; 

2. alle in weltlicher oder kirchlicher Acht Befindliche; 

3. Gebrechliche ; 

4. Geiftliche aller Confeſſionen; Richter, Advocaten, 
Aerzte, Apotheker, Land» und See⸗Officiere, Hof⸗ 
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und Zollbeamte, Verwaltungsbeamte in den Grafs 
ſchaften u. deral. 


Im Juli jedes Jahres werden in jeder Grafichaft die 
Kirchfpielsätteften und Armenpfleger der einzelnen Gemein; 
den aufgefordert, genaue Liften der zum Gefchworenen : Amt 
tauglichen Perfonen anzufertigen. Diefelben werden Ans 
fangs September zur Kenntnißnahme und Erhebung von 
Reclamationen an die Thären der Kirchen angefchlagen auch 
in den Gefchäftslocalen jener Gemeindebeamten zu Feder: 
manns Einficht offengelegt und in der legten Woche den 
verfammelten Kriedensrichtern der Grafſchaft zur Entfcheis 
dung über die Reclamationen, wie zu fonftigen Rectificas 
tionen übergeben. Der Friedensgerichtsfchreiber der Quar⸗ 
talsfigung ordnet hiernächft die Liften nach der alphabeti- 
ſchen Folge der Hundertbezirfe und trägt fie in ein eignes 
Geſchwornen⸗Buch ein, welches dem Sherif, als oberften 
Bermaltungsbeamten der Grafſchaft zugeftellt wird. Die: 
fer felbft zieht dann aus jenem Buche für jede Gerichtds 
fitung die vom vorfigenden Richter verlangte Zahl von 
Geſchwornen — gewöhnlich 48 bis 7? — und zwar in 
zwei Liften, deren eine die Schwurmänner für die Anflages 
Jury die andere die Schwurmaͤnner füt die Urtheils= Fury 
enthält. Der vorfigende Richter Fann aber nach Ermeſſen 
einzelne Namen ftreichen und andere eintragen lafien. Die 
hiermit beftimmten Perfonen werden darauf 10 Tage vor 
Anfang der Gerichtsfigungen auf Anordnung des Sherif 
‚vorgeladen. Aus ihnen wird endlich eine Anflag = Kury 
für die ganze Dauer der Sigung fo wie für jede einzelne 
Sache eine befondere Urtheild: Jury gebildet. 


Gewiſſe Modalitäten in dem Verfahren treten ein: 


4. wenn es auf Bildung einer Specials $ury anfommt, 
die nur aus Männern von Ritter-Rang, Großhändfern 
und Banquiers der betreffenden Graffchaft zufammengefegt 
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wird. Das Recht, nur von einer ſolchen Urtheils⸗-Jury 
gerichtet zu merden, hat nach altem Herfommen jeder 
Gentleman; der Sheeif muß deshalb in dem Geſchworenen⸗ 
buche eine eigne Lifte folcher Perfonen Halten. 

2. Wenn ein Ausländer gerichtet wird, fo muß auf fein 
Berlangen die Hälfte der Geſchworenen aus Ausländern be: 
ſtehen — de medietate linguae — wobei e8 dann gar 
nicht weiter auf ein beftimmtes Vermögen anfommt. 

3. Bei Feftftellung ungewöhnlicher Todesfälle Hat der 
Todtenbefhauer — Eoroner, Eoronator — eine Jury 
von 12 Perfonen aus der Nachbarfchaft zuzuziehen,, die er 
willkuͤhrlich durch Eonftabler aus dem Ort beruft und worin 
jeder Engländer, der 21 Jahre alt und unbefcholten ift, 
eintreten muß. 

Alle anderen Betrachtungen über das Britifche Sy: 
ftem einfttweilen bei Seite ftellend, bemerfe ich nur, Baß 
die Befähigung zum Gefchmorenen » Dienft nicht identifch 
mit der eines MWahlmanns für dad Unterhaus ift, wozu 
vielmehr regelmäßig ein jährliches Einfommen von 40 Schil⸗ 
fingen genügt. Kerner darf nicht unbeachtet bleiben, 
daß zwar der bei Aufftellung der unmittelbaren Dienftlifte 
unmittelbar concurrirende Sherif ein Regierungsbeamter 
ift, daß derfelbe jedoch regelmäßig ein unabhängiger Mann 
iſt und aus den erften Grundbefizern der Sraffchaft duch 
die 15 Richter von Weftminfter dem Staatshaupte präs 
fentiet wird, daß er fein Amt unentgeltlich verwaltet 
und feine Intereſſen mehr mit denen des Volkes als der 
Regierung zufammenhangen. 

Eine fehr ähnliche Einrichtung befteht in Nord: 
america. 

Der Sherif, oder die collegialiihe Verwaltungs: 
behörde jeder Grafſchaft oder felbftändigen Stadtgemeinde 
hält eine Urlifte der zum Gefchworenendienft fähigen Per: 
fonen, wozu faft in allen Einzelftaaten der Republif Boll 
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jährigfeit (vom 21. Jahre an), die Zahlung eines wenn 
auch noch fo geringen jährlichen Steuerbetrageg, der 
Befig der bürgerlichen Rechte und Unbefcholtenheit genügt. 
Deffentlihe Beamte und Advocaten, desgleichen Gebrech: 
Tiche find ausgefchloffen. Aus diefee Urfifte zieht der She: 
rif die für jede Sitzung nöthigen Sonder »Fiften aus; der 
Gerichtsſchreiber des betreffenden Gerichtshofes aber be: 
ftimmt wieder durch das Loos, welche Männer aus der 
Speciallifte zu der Hevorftehenden Sigung als Anklag⸗ und 
Urtheils⸗-Geſchworne berufen werden follen "). 

Am meiften hat man in Frankreich egperimentirt 
und geändert. 

Bei der erften Einführung des Schmwurgerichtes im 
J. II der Republif wurden fämmtliche Bürger nach er: 
reichtem 2öften Lebensjahre ſowohl für den Beruf eines 
Waͤhlers als für den eines Geſchwornen befähigt erklaͤrt. 
Die Aufftellung der Diftrietöliften gieng von den durch das 
Volk gewählten Diftrictsbeamten aus, welche vierteljährig 
die zum Geſchworenendienſt geeigneten Perfonen , und zivar 
immer auf 1000 Seelen Eine in die Liften aufnehmen foll: 
ten. (Decret v. 22. Dechr. 1793.) Unter der Confular: 
regierung legte fie ein Geſetz vom 22. Frim. VIM. 
(13. Dechr. 1800) in die Hand der allerdings auch noch 
durch das Volf gewählten Kriedensrichter, überließ aber 
den von der Regierung ernannten Unter: Präfeeten und 
Präfeeten ſchon die Reduction der Urliften, woraus dann 
durch die Gerichtöporftände mittelft Loofes die Anklage⸗ 
Fury gebildet, für die Urtheils-Jury aber ein eigenes 
Berzeichnig aufgeftellt ward. Die Fähigfeit zum Ge: 
fhmworenendienft blieb noch immer mit der Wahlfähigfeit 
in Parallele, jedoch war fie fehon unter der Eonftitution 


1) Zittmann über Gerichtsverf. der B. Staaten dv. Nordame⸗ 
rica. Leipz. 1848. 8. 29. 48, 
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des J. VIII. eine befehränftere als zuvor. Für gemiffe 
Sachen (Faͤlſchung, Bankbruch und dergleichen), wo es 
auf befondere Kenntniffe anfommt, tmurden eigene Spez. 
cial⸗Jurys formirt. Weiterhin folgte die Abfchaffung der 
Anklage: $ury; der Eode d'Inſtr. v. 27. Novbr. 1808 
behielt nur die Urtheils-Geſchwornen bei. . 


In dem Spftem deffelben, welches befanntlih noch in 
der Preußiſchen Rheinprovinz gilt, wurde nun die Be: 
fähigung zu jenem Urtheild- Amt auf folgende Categorien 
beſchraͤnkt: 

auf die Mitglieder der Wahl-Collegien nach der Con⸗ 
ftitution des J. VII. 

„die 300 meiftbefteuerten Sinwohner des Departes 
ments; 

„ die vom Kaifer ernannten Berwaltungsbeamten; 

„, die Doctoren und Licentiaten der vier Facultäten; 

„ die Mitglieder und Eorrefpondenten des Inſtituts 
und anderer von der Regierung anerfannten gelehrs 
ten Geſellſchaften; 

„ die Notare; 

„ die Banquierd, Wechfel: Agenten und Kaufleute mit 
Patenten der beiden höchften Claſſen; 

„ bie Verwaltungsbeamten mit einem Gehalt von 
meniaftens 4000 Fres;“ 

endlich auf die vom Minifter des Innern befonders er: 
mächtigten Perfonen. 


Ausgefchloffen blieben Minifter, Präfecten, Unterpräfee: 
ten, Richter, Generale und Staats -Procuratoren , Geift: 
libe jeder Confeffion, ferner Staatsräthe mit höheren 
Derwaltungsaufträgen und die Faiferlihen Commiſſaͤre bei 
den Finanzverwaltungen. 


Unter der Reftauration wurde dieſes Syſtem Gegen: 
ftand vielfältiger Angriffe, hauptſaͤchlich weil die Bildung 
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der Schwurgerichte zu fehr von der Willführ eines abſetz⸗ 
baren Berwaltungsbeamten, des Präfecten, abhängig 
war. Zunächft dachte man nun bei der Regierung daran, 
die Fähigkeit zum Geſchwornen vorzugsmweife auf die Wäh- 
fee zu befchränfen und diefe Gränge nur dann zu überfchreis 
ten, wenn dag Departement nicht die erforderliche Anzahl 
von Wählern enthalten follte, die Willführlichfeiten des 
Praͤfecten aber in der Auswahl dadurch zu verhüten, daß 
die Liften längere Zeit vor ihrer Benutzung angefertigt wer: 
den müßten. Inzwiſchen wurden doch auch noch bei der 
Discuffion des Gefebvorfchlages in den Kammern gemiffe 
Sapacitäten neben den Wählern zugelaffen, vornemlich Die 
nicht Hefoldeten Beamten, die Gelehrten, die Notare und pen: 
fionirten Dfficiere. Nach diefen Principien ergieng das Geſetz 
vom 2. Mai 1827, welches faft unverändert in den repidir; 
ten Eode d'Inſtr. v. 28. April 1832 aufgenommen ward. 
Darnach follten von jedem Präfecten in jedem Jahre 
(Anfang Auguſt) für das nächftfolgende Jahr allgemeine 
Gefchmwornenliften angefertigt werden, die aus zwei Theis 
len beftehen. Der erfte begreift die Wähler, der andere 
die fonftigen Eapacitäten. Gemeinfame Bedingung zur 
Aufnahme ift ein Alter von 30 Jahren (obgleich ein Waͤh⸗ 
lee nur 25 Jahre alt zu feyn brauchte) und zwar fchon 
zur Zeit der Aufnahme; fodann Genuß der politifchen 
Rechte, (modurch Frauen, Dienftboten, Fremde u. dergl. 
ausgefchloffen werden,) endlich ein wirkliches Domicil im 
Departement. Als Eapacitäten für den zweiten Theil der 
Lifte find anerfannt: | 
die Öffentlichen Föniglichen Beamten ohne Befoldung; 
Land und See: Dfficiere mit Penfion von menigftens 
1200 Fres. und einem Domicil von 5 Jahren im De: 
Partement ; 
Licenciaten der 2 Facultäten des Rechts und der Künfte 
und Wiffenfchaften, welche als Anwälte oder Advo⸗ 


a %s 
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caten eingefchrieben find oder zum Unterricht bei der 
Facultät berufen find; fonft nur bei 10jährigem 
Domicil im Departement; 

Doctoren des Rechts, der Medicin, der fchönen Willen: 
ſchaften; 

Licentiaten der Medicin; 

Mitglieder und Correſpondenten des Inſtitutes; 

Notarien nach 3 Dienſtjahren. 


Ausgeſchloſſen blieben nach wie vor die Verwaltungsbeam⸗ 
ten: Praͤfecten, Miniſter, Richter, die Beamten des oͤf⸗ 
fentlichen Miniſteriums, die Geiſtlichen. 

Am 15. Auguſt wurden die allgemeinen Liſten oͤffentlich 
angeheftet und deponirt zu etwanigen Reclamationen, wor⸗ 
über der Praͤfect definitiv oder vorläufig (zuweilen mit Vor⸗ 
behalt des Rechtswegs) entfchied. Am 30. Sptbr. oder 
auch in Mitte Dctoberd wurden die Liften gefchloffen und 
der Präfeet zog nun daraus die eigentliche Juryliſte für 
den Dienft des nächften Fahres, indem der vierte Theil der 
Seneralfifte Darin aufgenommen ward, obmwohl nicht über 
300 und nicht unter 200 Namen. Aus diefer Juryliſte 
loofete dann wieder für jede Affife der Präfident des Appell: 
hofes 10 Tage vor Eröffnung der Sigungen 36 Perfonen 
nebft 4 Ergänzungsmännern aus. Diefe 40 bildeten damit 
die Seffionslifte und mußten bei den fernern ordentlichen 
Sahresjigungen verfchont bleiben. 

Diefes Syſtem war bis März 1848 Feiner wefentlich 
erheblichen Anfechtung ausgefegt gerwefen. Allein die nun 
mehrige republifanifche Regierung glaubte fich daffelbe zu 
verlaffen genöthiget, wovon unten ein Mehreres. 

Sehr Iehrreich ift nun die Vergleihung der Belgi⸗ 
ſchen Zuftände: 

Nachdem man zuerft die 36 für jede Sitzung erfor: 
derlichen Geſchwornen durch das Loos aus allen dazu Bes 
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fähigten des Bezirfes, nämlich aus den Wählern (mit fehr 
geringem Eenfus) und aus den im Code d’Änftr. von 1808 
zugelaffenen Capacitäten hatte beftimmen laffen, wodurch 
man häufig ganz unfähige Leute und arme Gewerbtreibende 
heranzog, denen der Dienft ſehr läftig ward und wodurch 
die Würde der Rechtspflege beeinträchtigt ward, führte 
ein Gefe vom 15. Mai 1838 folgendes Syſtem ein: 
Geſchworner kann nur feyn 

1. wer an directen Steuern mindefteng 110 oder 
250 Fres (nach Unterfchied der Provinzen, der Hauptorte 
und Fleinern Gemeinden) zahlt, oder 


2. wer Mitglied der Repräfentanten- Kammer, eines 
Provinzialraths, Bürgermeifter, Schöffe,. Gemeinderath, 
Gemeindefchreiber und Steuereinnehmer in größeren Com: 
munen, Doctor oder Licentiat einer der Kacultäten (außer 
der theofogifchen) Sanitätsbeamter, Thierarzt, Notar, 
Anwalt (Avoue,) Wechfelagent und Mäfler, oder ein pen: 
fionivtee Beamter mit menigftens 1000 Fres ift. 

Ausgefchloffen find: oo. 

Nerfonen unter 30 und über 70 Jahre; 

‚Minifter und höhere Minifterial- Büreaubeamte fo wie 

höhere Verwaltungsbeamte; 

Richter und Beamte des öffentlichen Minifteriums, 

Geiftliche ; 
Militärs im activen Dienft, nebft Mitgliedern der Mi: 
litaͤrgerichte. 
Dispenſirt: 

die Mitglieder der Kammern und Provinzialraͤthe waͤh⸗ 

rend der Sitzungen. 


Altjanrlich fertigt der frandige Ausfhuß jedes Provinzial: 
rathes eine allgemeine Lifte der zum Gefchworenendienft recht: 
n ih Befähigten für jeden Gerichtöbezirk der Provinz an und 
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aberfendet fie bis zum 30. Sptbr. dem Präfidenten des 
erften Inſtanzgerichtes. 

Diefer, mit Beiftand zweier Älteften Käthe, redu⸗ 
ciet fie auf die Hälfte und fendet fie an den Präfidenten 
des Apellhofes, welcher im Beiftand ziveier Senats - Prä- 
fidenten jede Bezivfslifte abermals um die Hälfte reducirt. 

Aus allen folchergeftalt reducirten Bezirfgliften wird 
dann die gemeinfame Dienftlifte für die Affifen des näch- 
fen Jahres zufammengeftellt. 

Daraus wird dann endlih von den Affifenpräfi: 
denten für jede Sitzung eine Speciallifte von 30, nebft 
4 Srfagmännern aus dem Drt der Affife durch das Loos 
gungen. — | 

Sn Portugal, mo man fowohl Anflage: als Urs 
theils⸗Jury hat, werden die Gefchworenen: Liften durch die 
Gemeinderäthe gebildet. 

Im heutigen Griehenland werden zu Geſchwor⸗ 
m nur genommen ’ 

alle Profefforen und Mitglieder der Academie der Wif- 
fenfchaften ; 
alle Doctoren; 
Notare; 
Grundbefiger mit einer Anfäffigfeit von 5000 Drach⸗ 
men Werth; 
Perſonen, die ein jährlih Einfommen von 1000 Drach⸗ 
men haben. 
Ausgefchloffen find Richter, Beamte des öffentl. Miniſte⸗ 
tiums, Geiftliche, Höhere Verwaltungsbeamte, Perfonen 
unter 25 J. 2). 

In Genf, to die Jury feit 1844 befteht, beruhet 

die Fähigkeit zum Geſchworenendienſt auf denfelden Bor: 





”» Maurer, intereff. Neugr. Urkunden. Heidelb. 1835. 
. 312. 
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augfegungen wie die paffive Wahlfähigfeit zum großen 
Rath. Es find 

ein Alter von 25 Jahren und 

das Genfer Staats-Buͤrgerthum. 
Ausgeſchloſſen find Mitglieder des Staatsrathes, Juſtiz⸗ 
beamte, Geiſtliche, leichtſinnige Bankbruͤchige und 70jäh: 
rige Greiſe. 

Die jaͤhrliche Juryliſte wird durch den großen Rath 
gebildet, welcher die Repraͤſentanten der Staatsgemeinde in 
ſich ſchließt, indem eine Commiſſion deſſelben in einzelnen 
Buͤreaus, in Verbindung mit den Deputirten jedes Wahlbe⸗ 
zirkes, aus ſaͤmmtlichen Waͤhlern mit den angegebenen 
Erforderniſſen 300 Maͤnner auswaͤhlt. Das Reſultat der 
Wahlen wird oͤffentlich bekannt gemacht. Aus dieſer Liſte 
werden hiernaͤchſt fuͤr jede Aſſiſe durch das Loos 40 aus⸗ 
gehoben. — | 

Die neueften Schritte find in Frankreich, Baiern, 
Baden und im Sroßherzogthum Heflen gethan oder vorbe 
reitet. Im erftern Lande hatte die vepublicanifche Regie 
tung am 26. Mai einen Geſetz-Entwurf vorgelegt: wor⸗ 
nach alle Wähler (bei denen ed befanntlich auf feinen Een: 
fus weiter anfommt,) mit dem.Alter von 30 Jahren Ges 
ſchworene feyn fünnen, mwofern fie nur Leſens und Schrei: 
bens mächtig find und nicht wegen Verbrechen oder gewiß; 
fee Vergehen verurtheift find. Die Lifte folcher Wähler 
bildet die Urlifte der Gefchmworenen jedes Departements; fie 
ift Feiner fpeciellen Revifion unterworfen; aus ihnen wer: 
den für jede Sitzung 42 zum Dienft derfelden durch das 
2008 ausgehoben. — Man mollte alfo nicht einmal zu: 
dem Spfteme der alten revolutionären Gefeggebung vom 
16. Septbr. 1791 und 22. Dechr. 1793 zurückkehren, 
wornach aus den Wählern die zum Gefchtworenendienft gez 
eigneten Perfonen durch Volksbeamte audgefuht und auf 
die engere oder eigentliche Surylifte gebracht werden mußten, 
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eine Berfchiedenheit von Marimen, welche die befonneneren 
feanzöfifcher Zuriften mit manchen Bedenflichfeiten über - 
den neueften Entwurf erfüllte. (Gazette des Tribun. vom 
37. Mai und 26. Aug. 1848.) Das am 7. Aug. faft 
ohne Discuffion angenommene Geſetz hat daher auch wieder 
eingelenft. Es find darnach ausgefchloffen vom Geſchwo⸗ 
renendienft diejenigen, welche nicht leſen und ſchreiben koͤn⸗ 
nen, Domeftifen, Faillirte, Interdicirte, Angeflagte, 
Berurtheilte zu entehrenden Strafen oder wegen großer 
entehrender Delicte oder zu mehr ald 1 Jahr Gefängnif. 
Auch giebt es gewiſſe Amts⸗Incompetibilitaͤten und eine 
Ereufation haben 70jährige Perfonen, desgleichen folche, 
welche die Laften des Gefchworenendienftes nicht ertragen 
fönnen. ine Senerallifte umfaßt alle zum Schwurdienſt 
Berpflichtete und nicht Entſchuldigte. Befondere Commus 
nal» Commiffarien wählen daraus jährlich die zugetheilte 
hl und der betreffende Gerichts: Präfident zieht endlich 
duch das 2008 die für jede Sitzung erforderliche Anzahl. 


Aus allen angeführten Erperimenten entnimmt man 
licht, twie wenig man über ein allgemeines Princip des 
Gefchworenen = Gerichts einverftanden iſt und mit welchen 
Ehmwierigfeiten die Herftellung oder Ausführung zu Fams 
pfen hat. An Eritifen darüber fehlt es nicht. Mitter- 
mater®) fand bereits in feinen Eritifen bei jedem der ange: 
führten Spfteme Manches oder Vieles auszufegen; v. Sto⸗ 
mann Hat in feinem verdienftlichen Buche über die Jury 
(&. 206 ff.) die meiften bedenflichen Puncte ebenfalls her: 
vorgehoben und die bedeutendften Stimmen, die ſich dar: 
über haben vernehmen laffen, angeführt. Für den practis 
(den Zweck die ſer Erörterung wird ed genügen bei der 
nun anzuftellenden Unterfuchung : 





3) Ueber Mündlicheit und Oeffentlichkeit S. 201 f. 
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Was ift dag Princip des Echmwurgerichts , 
und 
welche DOrganifation ift ihm demgemäß unter unferen 

Zuftänden zu geben ? 
die erheblichften Bemerfungen und Erfahrungen mit zu 
benugen. | 

Das Schwurgericht ift entweder ein politifches 
Inſtit ut oder es fol ein Snftitut der Gerechtig— 
feit ſeyn. 

Iſt es das Erftere, fo fommt es in Volfsftaaten, wo 
fich eben das Volk an der Ausübung der Strafrechtspflege - 
betheiligen fol, auf gar feine Auswahl an. Entweder 
das ganze Volk richtet, wie etwa in Rom die Eenturiats 
Comitien in früherer Zeit, oder ein größerer oder kleinerer 
Ausſchuß der Volfsgemeinde in Vertretung derfelben, und 
es bleibt dann allerdings die Eigenfchaft eines Geſchwore⸗ 
nen ganz parallel mit der Eigenfchaft eines Wählers oder 
Waͤhlbaren zu den gefeugebenden Berfammlungen ftehen. 
- Der Wille hat dann allein zu entfcheiden, nicht die Ueber: 
zeugung von Recht und Unrecht! 


Auf diefem Boden fteht der neuefte franzöfifche Ent: 
wurf, fo wie ehemals die Schwurgerichte in Athen. Wir 
aber ftehen zur Zeit nicht darauf. 

Sol das Schwurgericht mithin wahrhaft ein Glied 
der Gerechtigkeitöpflege, ein Organ der Gerechtigkeit ſeyn, 
und das Volf fi dadurch an der Rechtspflege betheiligen, 
fo fragt fich wieder, melche Stellung es haben foll, 06 
die einer fachverftändigen Beihilfe für den Richter zur Ents 
fheidung der reinen Thatfrage, oder die eines Pärsges 
richts fie den Angeklagten, oder Furz und einfach die Stel⸗ 
fung eines wirklichen Richters uber Schuld und Nichtfchuld, 
über Würdigfeit oder Unmürdigkeit eines Angeklagten nach 
Gefeg und Sitte ded Staates. 
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Mir will ſcheinen, nur die fegtere Auffaffung fey 
yahr und haltbar, die einzig richtige Idee des Schwur- 
erichts, welche auch der ganzen gefichtlichen Entwicke⸗ 
ung des Inſtitutes in England zum Grunde liegt. 

Kaͤme e8 blos darauf an, ein möglichft befriedigendes 
Ietheil über Thatfachen zu erhalten, fo ift nicht abzufehen, 
harum nicht geübte, bleibende Richter, fondeen Männer 
ms der großen Mafle des Volkes herausgegriffen, gerade 
eignet ſeyn follten, ein folches Urtheil abzugeben. Und 
tbenfowenig läßt fi ein Grund erfennen, warum der 
med Verbrechens Verdächtige nur vor feinen Genoffen, 
Standes⸗, Gewerbes und fonftigen Genoſſen Rechenfchaft 
in geben verpflichtet feyn ſollte. Wer find denn auch diefe 
Genoſſen in jedem einzelnen Kalle? Kennt man in einem 
Staat Feine Rechts s Ungleichheit der Stände und Beſchaͤf⸗ 
tigungen, fo darf man fie auch nicht erft wieder fchaffen 
wollen und dann — 10 giebt e8 noch in der Wirklich: 
fit ausfchließlihe Stände bei uns? Die Genoſſen des 
Einzelnen find das ganze Bolf; ein Pärsgericht hat die: 
ſelbe Bedeutung wie ein Volksgericht, hervorgegangen aus 
allen Staatsgenoffen, nicht blos beftimmter Elaffen. 

Seine volle eigenthümliche, daher auch überall 
Doden gewinnende Bedeutung erhält das Schwurgericht, 
wenn wir es auffaflen als ein Inſtitut, wodurch das Volf 
an der Ausübung der Rechtspflege unmittelbaren Antheil 
nimmt, indem e8 durch eine Anzahl von Männern, die 
aus feiner Mitte für jede Sache unvorbereitet gewählt 
wird, ein Zeugniß oder Urtheil über das Verhalten eines 
Angeflagten 2c. dem Landesgeſetz gegenüber abzugeben hat; 
es ift Die Stimme, das Gewiſſen des Landes nicht allein über 
nackte Thatfachen, fondern auch über die Moralität der: 
klben,, in wie fern fie nach fittlicher Ueberzeugung einem 
Geſetz fubfumirt werden fünnen. Jede andere Anficht 
fuͤhrt zur Halbheit und zu fteten Widerfprüchen. Nur jene 

Yrhiv d. Er. R. 1849. I, St. B 


18 Die Zufammenfeßung der Schwurgerichte. 


Bedeutung bringt ein neues fittliches Element in die Rechts⸗ 
pflege. Sie liegt dem Britifchen Schwurgericht zum 
Grunde. 

Iſt die vorftehende Auffaffung richtig, fo folgt dar: 
aus nach meinem Dafürhalten: 

Erftend : die Berechtigung zur Theilnahme am 
Schwurgeriht haftet an der ganzen Maſſe, auf allen 
Claſſen der Volksgemeinde. Daher Fann nicht von vorn; 
herein davon die Rede feyn, die Berehtigung von getoifs 
fen Außerlichen ftaatsbürgerlichen Eigenfchaften, etwa von 
einem Cenſus, oder Grundbefig, oder einem ſchon ſehr 
langem Wohnfig im Lande abhängig zu machen und eben: 
ſowenig darf die Berechtigung zum Gefchworenendienft für 
identifch mit dem Wahlrecht zu den gefeßgebenden Ver: 
fammlungen betrachtet werden, fo daß, wenn das Eine 
nad) befonderer Verfaflung eines Staates nur gewiſſen Elafs 
fen der Staatögemeinde zufteht, eben deshalb auch ihnen 
oder vorzugsweiſe gerade ihnen der Beruf zum Gefchtwores 
nendienft zuftehen und obliegen müßte. Jedoch iſt Flar, 
daß wenn eine Volfsvertretung auf den breiteften Grund: 
lagen organifirt wird, Wahlrecht zu den politifchen Vers 
fammlungen und Berechtigung zum Geſchworenendienſt in 
ihrer aͤußerſten Baſis uͤbereinfallen werden. 

Zweitens: Die Ausübung des Geſchworenendienſtes 
muß möglichft folhen Individuen anvertraut werden, 
welche vorzugsmweife geeignet find, das Gewiſſen des Lan⸗ 
des zu vertreten, Biederleuten, welche im Stande find, 
ein richtiges Urtheil über Lebens: und bürgerliche Verhaͤlt⸗ 
niffe abzugeben. Die vier richterlichen Gardinaltugenden: 
Gerechtigfeitsfinn, Weisheit, Seftigkeit und Leidenfchaftg; 
lofigfeit dürfen auch den Schwurmaͤnnern nicht fehlen. 

Diefe Eigenfcbaften nun laffen fih wiederum nicht 
etwa blos ald das Eigenthum gemiffer Claſſen betrachten 
und es iſt daher principiell nicht zu rechtfertigen, wenn 
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dad Gefe Die Auswahl der Geſchworenen lediglich auf Kate: 
gorieen befchränft, wie z. B. auf Wähler und f. g. Capa⸗ 
citaten. Sehr richtig erfannte ſchon Fauftin Helie in 
det Revue de legisl. par Welowski, Par. 1842. 


" p. 356: Wer bei Ausabung politifcher Rechte oder In⸗ 





T-_ 





n tereffen wohlgeeignet feyn Fönne, am politifchen Regiment 


Theil zu nehmen, habe damit noch nicht die Eigenfchaften 
eines Richters für den einzelnen Zall und ein Genfug, der 
wohl einige Bermuthung höherer Kenntniffe und lebhaftes 
ver Theilnahme an dem allgemeinen Intereſſe der bürgers 
lichen Sefellfchaft geben Fönne, liefere Feine genugende Bürg- 
(haft für die Gefchicklichkeit Gefchworener zu feyn. Wenn 
man fodann die in den oben angeführten Gefeßen zum Ger 
ſchworenendienſt berufenen Sapacitäten betrachtet, fo wird 
man verfucht zu fragen, warum nur gerade diefe und nicht 
auch noch andere hervorgehoben find und ob denn gerade in 
diefen Kreifen vorzugsmeife die erforderliche Intelligenz und 
Sewiffenhaftigfeit anzutreffen fey; ein Bedenfen, was ſchon 
öfters in und außer Deutfchland geäußert tworden Ift %). 
Der einzig richtige Weg dürfte alfo nur der feyn: 

1) Diejenigen pofitiven &igenfchaften zu ermitteln und 
zu beftiimmen, ohne deren Dafeyn man überhaupt nicht 
als ein ebenbürtiges Glied und Organ des Volkes ange: 
fehen werden fann; 

2) diejenigen Categorieen auszufchließen , wo ſich im 
Allgemeinen nicht auf ein richtiges, vorurtheilsfreies und 
unparteiifches Urtheil rechnen läßt; endlich 

3) die Auswahl dee Schwurmänner mit gehörigen Vor; 
ſichtsmaaßregeln in die Hände folcher Perfonen zu legen, 
zu denen fi) das Vertrauen hegen läßt, daß fie diefe Auf: 
gabe mit der größeften Umficht für die heiligen Zwecke der 
Sercchtigfeitspflege im Staat erfüllen werden, 


— 


4) Bergl. v. Stemann ©. 215. 
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Zu 1. kann ich nun als pofitive Vorausfegungen nur 

anerfennen 

Staatsbürgerrecht, 

ein beftimmtes Alter, 
wobei ih, wie in Granfreich und Belgien, bei 30 Jahren 
ftehen bleiben, nicht aber ſchon 25 oder gar 21 Fahre wie 
in England und Nordamerica zureichend achten würde. 
Grundbefig oder ein gewiſſes Einkommen, ein Cenſus, 
dürfen nicht gefordert werden; wohl aber, daß der Schwur⸗ 
mann wenigftens ſchon feit einer beftimmten Zeit, etwa 
feit einem Jahre, einen Wohnfig im Lande habe, damit 
man verfichert fey, daß Ihm die hierländifchen Verhaͤltniſſe 
befannt feyen und damit nicht unfichere Perfonen durch 
eine vorübergehende Einwanderung fich in die Schwurmän: 
ner s Lifte eindrängen koͤnnen. 


Zu 2. wird man unbedenflih auszufchliegen Haben alle 
Perſonen, deren Stand oder Lebendaufgabe nicht mit der 
völligen Unbefangenheit eines Geſchworenen vereinbarlich 
ift, namentlich 

die Sandesherrliche Hofdienerfchaft ; 
alle im wirklichen Dienft ftehende oder auf Wartegeld 
gefegte Beamte der Staatsverwaltung (nicht .aber 
Communalbeamte) ; 
alle active oder zur Dispofition geftellte Militärper: 
fonen des ftehenden Heered, desgleichen die zu den 
Landwehrftämmen gehörigen ; 
Geiftliche aller Confeſſionen; 
ingleichen 
alle vichterlichen und bei den Gerichten angeftellte 
Beamte, wie in England und Frankreich, 
weil die Erfteren in ihrer ftreng gefeglichen Richtung das 
biegfamere, allgemeineren Rückfichten zugängliche Element 
des Schwurmannes nicht in ſich tragen vder ya verleugmen 
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woͤhnt find, Letztere, weil fie eben fo abhängig find 
3 andere VBermwaltungsbeamte. 

FH würde ebenfo aber auch, wie in England und 
ordamerica ausfchließen 

alle Advocaten, 
nn fie find zu parteilicher, einfeitiger Beurtheilung getoßßnt; 

ſtehen in zahllofen Verbindungen mit den Partei: Yn: 

reſſen des Publicums und gewähren Feine Garantie für 
partelifche Beurtheilung. Man möchte endlich auch 
xH geneigt feyn 

alle Elementar⸗Schullehrer, ſowohl die vom 

Staat ald von den Communen angeftellten, 

szuſchließen, da diefe Männer Alles nach Principien der 
chule zu beurtheilen gewöhnt find und in den Discuſſio⸗ 
n jeder nach feiner Weife die Andern zu doctriniven fucht. 


Es haben ſich zwar in Deutfchland neuerdings manche 
timmen gegen zu viele Ausfchliegungen erklärt; 3. B. 
ittermaier und v. Stemann. Man hat gefragt, 
ı denn noch genug Fähigkeiten zum Amt der Gefchwor: 
n übrig bleiben würden, wenn man den ganzen öffent: 
ben Beamten= und den Militaieftand zurüchweifen wolle. 
leichwohl halte ich das für eine Lebensfrage für die Reinheit 
8 Inſtituts und England liefert den Beweis, felbft Nord: 
nerica, mit feiner noch verhältnigmäßig dünnen Bevoͤl⸗ 
tung, daß man ohne jene Eategorieen beftehen kann. 


Schlechterdings nothwendig erfcheint die Ausfchliegung 
ejenigen, welche ihre Unbefchoftenhelt durch Verbrechen 
dft verwirkt haben, was fich für jest in Preußen haupts 
lich durch Aberfennung der National: Cocarde mani: 
tirt. 

Hiermit möchte der Kreis der zum Schwurmänner 
nt Berechtigten oder im Allgemeinen Berufenen vols 
indig abgefchloffen ſeyn. 
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Die Hauptaufgabe ift aber freilih, Daraus eine 
Speciallifte für einzelne Sachen zu gewinnen. 

Entfcheidende Rückfichten find anerkannter Maaßen: 

Möglichfte Befeitigung des Einfluffes der Regierung 
auf die Bildung der Lifte, 

und andererfeits: 
Einreihung derjenigen Männer in diefelbe, welche 
das Vertrauen der Mitbürger befigen und der allge⸗ 
meinen unerläßlichen Eigenfchaften eines Richters nicht 
entbehren, — damit das Urtheil Fein blos politifcher 
oder zufälliger Willensact, fondern ein Act der inners 
ften Ueberzeugung fey. 
Die Verwirklichung diefer zwiefachen Aufgabe iſt fehr 
ſchwierig. Verwerflich ift aber jedenfalls 

1. die Anmendung des Loofes allein, was nur da 
paßt, two eine Auswahl, eine bewußte Entfcheidung un: 
möglich oder rein willkuͤhrlich ift. 
2. Die Wahlder Geſchwornen durch die Urwähler. Hier 
herrſcht immer das politifcehe Element vor. Die Kühe 
eined Richters darf nie Parteifache werden, KRichterliche 
Eigenfchaften fegen eine genauere Prüfung voraus, ale 
in großen Wahlverfammlungen möglich ift. 

Man fage niht: Wen man die Fähigkeit zufpricht 
zu gefegebenden Verfammlungen zu wählen, dem müffe 
auch die Fähigkeit zu Wahlen für das Volfsrichteramt zu; 
fiehen. Gefege machen ift Sache des Willens, — Ric: 
ten ift Sache der befonnenften Erwägung , des Gewiſſens. 
Man Fann ein guter Geſetzgeber feyn und doch ein ſchlech⸗ 
ter Richter. 

Die Auswahl muß daher anderen Kreifen anvertraut 
werden. Sie muß vom Volke ausgehen, aber durch bes 
fondere Drgane deſſelben, welche im Stande find, fich ges 
naue Aufflärungen über Perfönlichkelten zu verfchaffen und 

felöige gu prüfen. 
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Welche Organe hierbei zu benutzen, hängt von der 
Berfallung des Landes mehrfach ab. Es müflen Behoͤr⸗ 
den feyn, woelche felbft in den Volfe wurzeln. Bei ung 
eignen ſich am Meiften zur Bildung der. Öenerallifte jedes 
Jahres die Communalbehörden der Kreisverbände und 
ſelbſtaͤndigen Städte, oder ein Ausſchuß derſelben, allens 
falls verftärft durch die aus Urwahlen hervorgegangenen 
Wahlmaͤnner und unter Zuziehung des Vorftandes des 
Kreis⸗ oder Stadtgerichts, um die Pegalität der Wahlen 
zu überwachen und aus feiner Kenntnig der Gerichtseins 
ſaßen das Wahl: Eollegium durch Bemerfungen zu unters 
fügen. Belgien und noch mehr Genf gaben hierin ſchon 
ein Vorbild und die neuefte Gefeßgebung in Frankreich wie 
in Deutfchland ift Darauf eingegangen , dort durch das Ges 
kg vom 7. Yuguft d. %., hier z. B. in Baieen, Baden 
und Heſſen b. RH., freilich mit vielen im Landes: Drga: 
nismus begründeten Verfchiedenheiten. 


Die Formation der Speciallifte für jede Sitzungs⸗ 
perlode ift ein oberrichterlicher Act. Hierbei ftehen zwei 
Wege offen. | 

Entweder das Loos, 


Oder eine Auswahl durch ein oberrichterliches Colle⸗ 
gium. 


Ich würde dem letzteren Syſtem den Vorzug geben, da 
ein Urtheil Darüber, bei welchen Perfonen fich die allgemei⸗ 
nen richterlichen Eigenfchaften vorausfegen laſſen, dem 
Richterſtande felbft doch wohl am Meiften beimohnt und 
auch, bei verfaflungsmäßiger Selbſtaͤndigkeit deflelben, 
ohne Bedenken anvertraut werden kann. 
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Zufäße. 
1. 


Eine Neben: Frage ift, 0b die zu einer Sitzung 
berufenen Geſchworenen eine Entfehädigung zu erhalten 
haben? Billig ift allein die Verabreihung einer Reifes 
Entfhädigung ; niemals jedoch Tagegeld, wenn es felbft 
der Staatshaushalt ertragen Fönnte. Der Geſchworenen⸗ 
dienft muß Fein Einfommen gewähren. &8 ift Thatfache, 
daß in Achen der Richterfold von 3 Obolen für jeden wegen 
jedee Sitzung die Urfache war, daß das Richteramt dem 
niedrigften und arbeitsunluftigen Theile des Volkes verfiel, 
darum auch alle Achtung verlor.  Andrerfeits ift es That: 
fache, daß in. England gerade die Specials Jury ganz in 
Verruf gekommen ift, weil jeder Schwurmann dabei eine 
Guinee empfängt. Die Bezeichnung Guinee : Mann ift ein 
Spottname. 


Man hat alfo durchaus Feine Veranlaſſung ein Tage: 
geld zu bevormorten. Es waͤre der Tod des Schwurs 
gerichts, 


2 


Zur Unterftügung der In der Hauptſache vertheidigs 
ten Anficht kann wohl nichts Beſſeres gefagt werden, als 
1098 die Bemerkungen des Parifer Caffattonshofes über die 
in Frankreich zuerft beabjichtigte rein democratiſche Geſtal⸗ 
tung des Schwurgerichts enthalten. (Gazette des Tri- 
bunaux du %6. Aoüt 1848.) Da fie nicht Jedermann 
zur Hand liegen, fo mögen fie hier eine Stelle finden. 


L’etablissement da jury, en matiere criminelle, 
est la garantie la plus complete de la liberte indivi- 
duelle que P’homme puisse obtenir dans l’etat de so- 
eiete; elle est.la plus propre & attacher les citoyens 
aux lois et aux institutions de la patrie, par la con- 
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kance qu’elle leur inspire dans l’impartialite des juge- 
mens criminels et la securite dont elle est le gage. 


Le droit d’elire est la participation directe à l’exer- 
cice de la sonverainete nationale reservee par le Con- 
sütution à chaque citoyen actif. 


Etre jure et Etre electeur, sont deux qualites qui 
wont de commun entre elles que d’etre reunies plus ou 
meins souvent sur les memes tetes. 


Dans un pays oü, comme dans le nötre, le suf- 
frage universel et direct est etabli, tout eitoyen ayant 
atteint P’äge indique par la loi et qui a le libre exer- 
eice de ses droits eivils et politiques, est elccteur de 
Hein droit. On est electeur par droit de naissance; 
on est mecessairement electeur tontes les fois qu’il y 
a des elections; on peut s’absteuir d’exercer ses droits, 
mais on ne peut en être empeche. Tontes les fois 
que des elections „sont ordonnees, les electeurs n'ont 
qu’a se presenter. 


Il n’en est pas de me&me des jures. 


L’institation du jury resulte du droit, qu’a tont cito- 
yen francais d’etre juge par ses pairs, e’est-&-dire 
par des citoyens comme lui, en matiere criminelle. 
Ce droit entraine nn devoir correlatif, une obligation 
plntöt, qu’un droit politique. De ce que tout Francais 
aceuse a droit d’etre juge par des jures, il snit qne 
tout Francais a le devoir, quand il est requis, de rem- 
plir les fonctions de jure. Ce devoir pent éêtre aussi 
considere comme un droit, car ce serait contester son 
etat civil et politique & un citoyen que de mettre ob- 
stacle & ce qu’il püt Etre appele pour l’accomplir. 


Mais nul Francais n’est jure de plein droit, il faut 
etre appele nominativement pour remplir les fonctions 
de jure. II peut se tenir bien des sessions d’assises 
sans qu’on y soit appele, avant qu’on y soit appele; 
on peut ne jamais l’etre, et jamais on ne pcut man- 
quer à l’appel impunement, si l’on ne produit des ex- 
cuses domt la legitimite doit etre jugee. Des pei- 


nes sont portces contre les jures qui ne Ccomparais- 
sent pas. 


En deux mots, tout eitoyen francais est &lecleur, 
tout citoyen francais peut Ölre jure; il est en pos- 
session du droit d’elire; il ma que l’aptitude & faire 
partie. d’un jury, et Pobligation d’en remplir les fon- 
ctions quand il est appele, 


La premiere consequence de ce qui precede, c’est 
qu'on doit dresser une liste generale des citoyens 
electenrs ponr procéder aux elections , afın que tous 
connaissent les droits de chacun, que chacun puisse 
contröler les droits de tous et maintenir ses propres 
droits, et qu'il n’est pas necessaire de dresser une liste 
enerale de tous les citoyens pour proceder à la 
formation des jurys. 


La formation d’une liste de jures doit donner au- 
tant que possible la garantie d’un jugement juste, 
eclaire et impartialz; il faut done n’y inscrire que des 
hommes probes, impartiaux et eclaires. Si la conse- 
quence de l’institufion du jury etait de faire courir 
aux accuses la chance d’etre juges par des hommes 
qui ne reuniraient pas ces qualites, elle compromet- 
trait la liberte, la vie et I’honneur des citoyens, elle 
menacerait le libre exercice de leurs droits au lieu de 
les garantir, elle mettrait en peril l’ordre public et la 
sürete gencrale, 


La designation des jures, on, pour parler plus 
exactement, la formation de la liste des jures, ne peut 
done avoir lieu d’apres les m&mes regles qui regissent 
la formation de la liste electorale. 


La liste des jures est une liste d’eligibles, et non 
une liste d’electeurs. 


Les electeurs inserits sur la liste elisent les fon- 
etionnaires electifs. 


Les jures inscrits sur la liste sont appeles par le 
sort & exercer de delicates fonctions. 
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H est evident que la liste des jnres ne peut pas 
e comme la liste des electeurs une liste 'uniquement 
nnee par läge et domicil .des citoyens, 


Il faut quelle soit Poenvre d’une premiere election; 
it par le sort, soit par le suffrage mmiversel, d’une 
'etiom corrigee par l’elimination, ou d’une election. 
lirecte, d’une election du second degre. 


Chazal proposait de faire elire les jures par le 
nple; mais P’election des jures ne pourrait avoir lieu 
e par scrutin de listes; ces listes comprendraient 
we multitude de noms; ces noms ne pourraient indi- 
ıer des hommes personellement connus des electeurs ; 
lection ne serait pas sincere. Les listes seraient 
digees et colportees par des entrepreneurs d’elections; 
les seraient dietees par l’esprit de parti, par la pas- 
on, Ninteret politique ou local. Comment une ele- 
ion entachee de partialite pourrait-elle donner des 
res impartiaux ? comment une election faite dans 
ignorance des qunalites personelles des candidats pour- 
üt-elle garantir la probite, les bonnes moeurs, Pin- 
lligence et les lumieres des elus? 


ll est impossible de s’en rapporter au suffrage 
niversel et à l’election directe pour la formation de la 
ste des jures. 


Tirera-t-on au sort sur la liste electorale, et 
a certain mombre de personnages elus a cette fin cor- 
igerout-ils les erreurs du sort en eliminant un cer- 
tin nombre de ceux, qu'il aurait appeles? Ce pro- 
ede serait bien complique, et puis le sort est si 
vengle, que lelimination pourrait Etre un moyen 
ısuffissant pour remedier ä ses erreurs ou & ses 
ieſaits. 


Reste election du second degre. 


Telle que serait Velectiion par une commission 
antonale presidee par le membre du conseil general 
lu dans le canton, et qui choisirait, sur la liste des. 
lecteurs du canton un nombre de jures qui se combi- 
aut avec les electeurs indiques dans les autres can- 
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tons pourrait former un total de six cents jures par 
departement. 


II ne nons appartient pas d’improviser une loi., 
L’assemblee nationale est saisie d’une proposition. Sa 
sagesse Pourvoira aux necessites reconnues. Nous 
avons voulu seulement enoncer les objections qui se 
sont presentees à nous quand nous Avons examine le 
paragraphe 4 du chap. 2 du livre IV du projet de loi. 


Nous pensons en ontre que les dispositions de: 
l’article 383 du Code d’instruction eriminelle doivenb 
être maintenues. - Mi 
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Il. 
Die Gefepgebungen 
über 
elagerungsſtand, Kriegsrecht, Standrecht 
und Suſpenſion der Geſetze 
über perſönliche Freiheit 


geprüft 
von 


Mittermaier. 


— — 





Jie politiſchen Bewegungen des vorigen Jahres haben 
t Anwendung von Ausnahmsmaaßregeln zur Unter: 
udung des Aufruhrs eine Bedeutung beigelegt, an 
Ihe in Deutfchland Niemand früher dachte. Unfere 
erfaflungsurfunden und Gefegbücher enthalten eine 
he von Zuficherungen von Rechten ; fie gewährleiften, 
ß Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werden 
rf und fchliegen alle Audnahmögerichte aus; fie ſchraͤn⸗ 
ı die Militärgerichtöbarkeit auf Disciplinarvergehen den 
ilitärperfonen ein; neue Gefeßgebungen und die Grund: 
hte des deutfchen Volkes enthalten umfaflende Vorfchrif: 
über eine fogenannte Habeas Corpus Acte. Leider 
lt allen diefen Gefebgebungen ein wefentliches Merk: 
ıl, wodurch das Vertrauen bedingt wird, nämlich die 
Snahmölofe gegen jeden Angriff geficherte Wirkſamkeit. 
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Das Machtgebot eines Minifterd ruft die Verfegung eine 
Bezirks in den Belagerungsftand in das Leben; Feine 
der gewährleifteten Gefeße wird dann mehr geachtet; nur 
der Wille der hochgeftellten Militärperfon, welcher von 
dem Minifter die Macht übertragen ift, giebt Geſetze und 
die fonft gefeglich den ordentlichen Civilbehoͤrden übertra 
genen Befugniffe in Bezug auf.Unterfuhung und Straß 
recht werden Militärbehörden übertragen. Bei folchen 
Erfcheinungen ift es Pflicht der Miffenfchaft, welche kei⸗ 
nen Parteien dient, ftrenge dad Beduͤrfniß zur Anork 
nung folder Ausnahmsmaaßregeln zu prüfen und die Be 
dingungen feſtzuſtellen, unter denen fie gerechtfertigt wer: 
den koͤnnen. Bei diefer Prüfung ift es befonderd Pflicht, 
einen Blic auf die Gefeßgebungen derjenigen Länder zu mer: 
fen, melche feit langer Zeit einer verfaſſungsmaͤßig geordneten 
Freiheit fich erfreuen. Es ift Pflicht zu prüfen, wie weil 
in jenen Cändern das Beduͤrfniß auf Die Anordnung von 
folhen Ausnahmsgefegen führt. Wir verfennen nicht, 
daß außerordentliche Zuftände in einem Staate ein Noth 
recht herbeiführen, nach welchem eine Abweichung von dem 
gewöhnlichen Gefegen , die nur auf ruhige Zuftände berech 
net find, nothwendig wird, wenn nicht die Staatsorb: 
nung gefährdet werden fol. Außerorbentlichen Verhält 
niffen müffen auch als Heilmittel außerordentliche Maaf: 
regeln entfprechen. Die trodene Berufung darauf, daß 
das Geſetz fie nicht geftatte, würde in Zeiten, in denen 
der ordentliche Rechtöfchuß nicht befteht, die Bürger nicht 
beruhigen, welche eben auch gegen die fchwerften Angriffe 
geſchuͤtzt ſeyn wollen, die in den Zeiten des Sturmes die 
Rechtöficherheit bedrohen; eine folche Zuruͤckweiſung würde 
bet ihnen Gefühle hervorbringen, welche der Achtung dei 
Gerechtigkeit nicht günftig feyn Fönnten. Darin bewährt 
ſich eben bie Weisheit des Staats, daß fie auf alle mög: 
lichen, auch auf die ſchwerſten kranthaiten Aultinte ve 
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bürgerlichen Geſellſchaft berechnete Echußmittel gewährt 
und dadurch die höchfte Beruhigung ver Bürger herbet: 
führt. Nicht der draͤngende Augenblid, ber bei wachen: 
der Gefahr leicht den ruhigen Sinn der Gefeßgeber trübt, 
und ber Furcht, jener fchlimmen Rathgeberin, uͤbermaͤchti⸗ 
gen Einfluß gewährt, darf entfcheiden, was man thun 
will; das Gefeß, das in ruhigen Zeiten abgewogen wird, 
muß für ſolche außerordentliche Bedürfniffe im Voraus und 
im Allgemeinen Vorſorge treffen. 

Prüfen wir zuerft die Gefeßgebungen des Auslandes, 
in welchen Beflimmungen diefer Art beftehen, fo ver: 
dient zuerft England unfere Aufmerkſamkeit. Es iſt be 
fannt, daß died Land zum Echuke perfönlicher Freiheit 
fi) eined Etatutd erfreut, a8 unter vem Namen: Habcas 
Corpus Acte bekannt ift )). Die Bedingungen und 
Formen, in welchen Haudfuchungen und Berhaftungen 
vorgenommen werben dürfen, find darin eben fo wie bie 
Mittel, wodurd der in feinen Rechten Bedrohte ſchnell 
Abhuͤlfe erhalten fann, genau beflimmt. Wenn nun 
auch die Sreiheit Englands nicht immer durch gefchriebene 
Geſetze geſchuͤtzt iſt, ſo hat doch der allmählig auögebildete 
Gebrauch fo mächtig als das Gefeb gewirkt; er beftimmt 
auch, in wie fern Ausnahmsmaaßregeln zuläffig find: 
Nach dem Grundfaße der Allmacht des Parlaments ift es 
in England anerfannt, daß die gefeßgebende Gewalt die 
Habeas Corpus Acte für einzelne Bezirfe und gewiffe 
Zeiten fufpendiren fann. Dabei gilt der Grundfaß, daß 
dies nur durch einen Aft der gefeßgebenden Gewalt ge: 
fhefen darf. Kein Minifter Fann es Teicht wagen, für 
fih die Sufpenfion auszufprechen und hinterdrein durch 
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1) Die neueſte Darſtellung der engliſchen Vorſchriften mit Bes 
merkungen über die Wirkfamfeit der Haheas C. A. findet fi) 
im Sten report der Comittee on criminel Law. 
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Nachfuchung einer indemnity Bill den Mangel zu heilen. 
Unfere deutfhen Etaatömänner benfen ſich die Sache zu 
leicht und berufen ſich mit Unrecht darauf, daß ja aud) in 
England die Minifter für ihre ohne die Kammern vorge: 
nommenen Maaßregeln indemnity Bills erlangen. Wenn 
dies auch bei außerordentlichen Auögaben, bei gefchloffenen 
Berträgen u. A. der Fall ift, fo ift doch in England 
die Achtung vor der Habeas Corpus Acte fo groß, daß 
fein Minifter die Sufpenfion eines ber heiligften Rechte 
der Engländer für fich ohne Zuflimmung bed Parlaments 
vorzunehmen wagen barf. 

Ein fernerer Grundſatz ift, daß das Gefeß, welches 
die Sufpenfion der Habeas C. A. anordnet, genau aus 
fprehen muß, in welchen Punkten eine Abweichung vom 
Gefeße eintreten darf, welche Befugniffe, und in welchem 
Umfange gewiffen durch das Geſetz fonft nicht ermächtigten 
Perfonen übertragen werben follen, und wie lange bie 
Vebertragung zu dauern hat. - 

Grundſatz endlich ift ed, daß auch in ber Zeit ber 
größten Unruhen die Strafgerichtöbarkeit nie die Militär 
gerichte üben, nicht Militärperfonen übertragen werben 
darf. Gefchworene richten auch über die ber fchwerften 
Verbrechen angeflagten Perfonen. 

Wir wollen unfere Eefer auf das neueſte Geſetz hin⸗ 
mweifen, welches in England wegen bed in Irland in 
furchtbarfter Ausdehnung verbreiteten hochverrätherifchen 
Aufruhrs zum Zwecke der Sufpenfion der Habeas C. A. 
ergangen iſt 2). Darnach wirb dem Lord Lieutenant 
fo wie jedem Oberflatthalter von Irland das Recht übers 
tragen, in Irland alle Perfonen, welche wegen Hochver: 
raths oder hochverrätherifcher Umtriebe (practices) ange: 
ſchuldigt ober derfelben verdächtig find, verhaften zu laf 


2) Vom 12. Auguft 1848 (11. u. 12. Victory c. 35), abge; 
drudt im legal Observer 1848. August .p. 280. 
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jen, ohne daß es auf bie fonftigen Sormen des Geſetzes 
inlommen fol, fo wie auch fie bis 1. März 1849 in Haft 
yeliebig zu halten, ohne daß bie Gefangenen dad Recht 
haben gegen Gaution befreit zu werben, daß Fein Richter 
befugt feyn fol, ohne Ordre des Geheimenrath8 über folche 
derfonen zu richten unb daß jeder Platz, an welchem der 
Lord Lieutenant die Perfonen bewahren laſſen will, als 
jefehliches Gefängniß betrachtet werden fol. Nie aber ift 
td ber englifchen Regierung eingefallen, die des Hochver: 
raths in Irland Angefchuldigten den Militärgerichten zu 
unterwerfen. 


In Nordamerita war bei der Berathung ber 
Berfaflung die Frage: ob die Habeas C. Acte fufpendirt 
werden bürfe, ein Gegenfliand von Streitigkeiten ®). 
Sefferfon hatte fhon damals entfchieden gegen die Noth: 
wenbigfeit ſich erflärt, eme folche Beflimmung in bie 
Berfaffung aufzunehmen *). Nach feiner Anficht ift der 
unerſchuͤtterliche Glaube an die gefegliche Dauer des Schu: 
bed der perfönlichen Freiheit wefentlich und Feine Regie: 
rung bedarf des Mitteld der Eufpenfion, da es ihr an 
anderen Mitteln nicht fehlen wird. Dennoch wurde in 
die amerifanifche Verfaſſung folgende Beſtimmung auf: 
genommen: ?) Dad Privilegtum ber Habeas Corpus 
Acte darf nie fufpendirt werden, ausgenommen im Kalle 
einer hochverrätherifchen Empörung (rebellion) oder eines 
feindlichen Einfalls (invasion), wenn die öffentliche Si: 
berheit die fordert. Man fieht aus diefer Saflung, daß 
die amerifanifche Eonftitution nie dem Präfidenten oder . 
dem Miniſterium, ſondern nur dem Gongreffe das Recht 





3) Kent. Commentar. lectures 24. p. 26. 
4) Jefferson Correspondence p. 274. 291. 344. 
5) Article 1. section 9. $. 2. 
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giebt, durch einen At dee Gefeßgebung die Sufpenfion 
audzufprechen, daß diefe Befugniß nur an das Dafeyn 
eined ber beiden Faͤlle, invasion oder rebellion, und an 
die Bedingung geknüpft ift, daß die öffentliche Sicherheit 
die Maaßregel fordert, daß man auch rebellion nicht mit 
Aufruhr überhaupt. überfeßen darf. Es ift ferner bemer: 
kenswerth, daß die außerordentliche Maaßregel, welche 
der Congreß anordnen kann, nie auf Sufpenfion der Ha- 
beas Corpus Acte, alfo nur auf die gefeßlichen Schuß: 
mittel in Bezug auf Verhaftung fich beziehen und daher 
nie auf Audnahmögerichte, auf Standreht u. A. fich er: 
fireden fann. Nicht weniger beachtungswerth ift, daß 
in Amerifa die $reiheit der Preſſe auch bei den un: 
ruhigften Zeiten nie befchrankf werden kann ®), und lehr⸗ 
reich für jeden Staatsmann, zugleich eine Betätigung 
ber Anficht von Jefferſon, ift das Zeugniß der Ge 
fhichte, daß feit Gründung der Verfaſſung Nordamerika 
noch nie Gebrauch von dem Mittel gemacht hat, Die Ha- 
beas C. A. zu fufpendiren. Nur einmal (1807) bei Ge 
legenheit einer fehr verzweigten Verſchwoͤrung hatte ber 
Senat in feiner Mehrheit fich für die Sufpenfion erklärt, 


aber da8 Haus der Repräfentanten verweigerte die Zu: 


— 


ſtimmung. 

Wendet man ſich an die Geſetzgebung Frankreichs, 
ſo fehlt es nicht an einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen 
uͤber die Ausnahmsmaaßregeln, welche unter dem Ge— 
ſichtspunkt des Belagerungsſtandes (Etat de siege) dort 
begriffen werden”). Schon ein Geſetz vom 8. Sulius 1798 


6) Story Comment. III. p. 742. 


7) Nachmeifungen über die Gefeßgebung Frankreichs in dieſer 
Beziehung f. im -Auffagte von Teyssier-Desforges in 
der Revue de droit frangais et etranger 1848. p. 498 sq. 


und m. Auffäge im Journal du droit criminel par Morin. 
1848. p. 193. 


— 
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beflimmte über die Feſtungen (places de guerre) und 
die militärifchen Poften, daß wenn folche Orte in Bela: 
gerungsſtand erflärt werben, die Befugniffe der bürger- 
lichen Beamten zum Zwede ber Erhaltung der Ordnung 
und inneren Polizei auf den Militarcommandanten über: 
gehen follen, der unter feiner perfünlichen Verantwortlich: 
keit fie auszuüben hätte. Wir bitten unfere Leſer zu ‚be 
merten, daß von dem Belagerungsftand im Falle. eines 
Aufruhrs damals noch Feine Rede war. Erft ein Geſetz 
vom 10. Fructidor des Sahres V fpradh aus, baß Feine 
Gemeinde in Belagerungsftand erklärt werden Eönne. als 
nur kraft eines Geſetzes, daß aber die Befekung der Ge: 
meinde durch die Rebellen der durch feindliche Truppen 
gleichgeftelt wäre. Ein Gefeß vom 19. Fructidor des 
nämlichen Jahres erkannte dem Directorium das Recht. zu, 
den Belagerungsftand auszufprehen. Die Verfaſſung 
vom 22. Frimaire Jahr VIII fprach ſich nicht über den 
Belagerungöftand aus, aber die Juriöprudenz jener Zeit 
zweifelte nicht ®), daß der Inhaber der erecutiven Gewalt 
für fich allein den Belagerungöftand auöfprechen Eönne, 
Erft das Decret vom 24. December 1811 enthielt genaue 
Vorfchriften über die Verhältniffe, die uns hier befchäftis 
gen. Der Art. 53 erklärte: Der Belagerungsftand wird 
durch ein Faiferliches Decret ausgefprochen im Falle einer 
Befebung, eines Angriffs mit offener Gewalt, oder eines 
Ueberfalls, oder einer Empörung im Inneren oder einer 
im Bezirke des Plabes ohne Genehmigung ber Behörbe 
Statt gefundenen Zufammenrottung. Im Falle eines 
feindlichen Angriffs hört der Belagerungsftand erſt auf, 
wenn die Arbeiten des Feindes zerftört oder an den zur 
Bewirkung des Eindringend in die Feflung gemachten Un: 
tenehmungen (breches ) der Bertheidigungdftand wies 


8) Merlin Repertoire v. Etat de sitge. 
C 2 
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berhergeftellt if. Sm Yale eines Krieges ſteht die Na: 
tional: und Municipalgarde unter den Befehlen des Mili- 
tärcommanbanten (Art. 92), und die bürgerlichen Behör: 
den koͤnnen keine Polizeiverfügung ohne Zuſtimmung des 
Militärbefehlöhaberd erlaflen und muͤſſen unverweigerlich 
Diejenigen Anordnungen treffen, weldye der Commandant 
zur Sicherheit des Platzes ober der öffentlichen Ruhe ver 
langt. Wenn eine Stadt in Belagerungsftand erklärt 
ift, fo gehen nach Art. 101 die Befugniffe der bürger: 
lichen Behörden zur Erhaltung der Ordnung und der Po: 
lizei an den Militärbefehlöhaber über, der fie felbft aus- 
übt ober damit beliebig andere Perfonen beauftragt. 
Nach Art. 102 werden in Anfehung aller Vergehen, die 
der Gouverneur oder Commandant nicht den ordentlichen 
Gerichten überlaffen will, die Verrichtungen der Beam: 
ten der gerichtlichen. Polizei von einem Militärbeamten 
ausgeuͤbt und an die Stelle der ordentlichen Gerichtö: 
höfe treten die Militärgerichtee Die Zufapafte vom 
22. April 1815 und der Entwurf der Verfaffung vom 
29. Juni 1815 enthalten Beflimmungen, indem bar: 
nach (Art. 66 der Zufagafte) Fein feiter Platz, Fein Be— 
zirk in Belagerungöftand erflärt werden fann, als nur 
bei Einfall feindliher Macht oder wegen bürgerlicher 
Unruhen. Im zweiten Falle kann nur ein Gefeb die Er: 
klaͤrung in Belagerungsftand audfprehen. Sind bie 
Kammern in einem folchen Zalle nicht verfammelt, fo 
muß die von Seite der Regierung ergangene Erklärung 
in Belagerungöftand. in den erſten 14 Tagen der Zuſam⸗ 
menberufung der Kammern ihnen zur Prüfung vorgelegt 
werden. Die Berfaffungdurfunden von 1814 und 1830 
enthielten über den Belagerungsftand Feine Vorfchrift; 
‚nur flelte die Verfaflung den Grundfag auf: daß Nie: 
mand feinem ordentlichen Richter entzogen werden Eann. 
Die Regierung machte von der Betugnis De Dee vom 
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J. 1811 öfter Gebrauch; erſt im 3. 1832 aber, als bie 
Stedt Paris in Belagerungsftand bios auf den Grund 
eines föniglichen Befehls geſetzt wurbe, erhielt Die Frage 
über ben Belagerungsftand eine große Bedeutung. Gin 
gewifler Geoffroy wurde auf den Grund der ordonnance 
von dem Militärgerichte zum Tode verurtheilt; ex legte 
Saflation ein und behauptete, daß bie Erklärung einer 
Stadt in Belagerungsftand nur auf Grund eines Geſetzes 
gefhehen, daß auf feinen Fall ein Bürger des in der 
charte zugeficherten Rechts von feinen ordentlichen Richtern 
gerichtet zu werben, beraubt werden Eönne, und daß bie 
ordonnance feine ruͤckwirkende Kraft haben dürfe. Weber 
ben erflen Punkt ſprach fi) der Eaflationshof nicht bes 
ſtimmt aus; allein das arret vom 30. Suni 1832 erkennt, 
daß die Gefebe über Belagerungdftand auf feinen Fall ans 
ders angewendet werden dürften, als wie fie mit den Vor⸗ 
Ihriften der charte beftehen fonnten, daß aber das De: 
wet von 1811, wenn e3 die Gerichtsbarkeit über Nicht: 
militärperfonen den Militärgerichten übertragen, unver: 
träglicy mit dem Art. 53 der charte wäre, nach welchem 
Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werden 
kann, Es erfolgte daher die Gaflation bes Urtheild. Die 
Rechtmaͤßigkeit der Anficht des Gaflationshofes fanb von 
jeher in Frankreich manchen Widerfpruh ?). Die am 
meiften verbreitete Meinung billigte fie jedech. Die fran: 
söfifche Regierung felbft fühlte wohl, daß die unter ber 
kaiferlihen Willfürherrfchaft ergangene Gefetgebung von 
1811 nicht verträglich wäre mit den Grundfäßen der Ver: 
faſſung und legte daher 1832 einen Gefeßedentwurf den 
Kammern vor, burch welchen im Falle des audgefproche: 
nen Belagerungsftandes die Gerichtäbarkeit des Militärs 


9) Dalloz Dictionnaire general Tom. I. p. 588. 
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über Nichtmilitärperfonen begründet werden follte 19), 
Der Entwurf wurde aber nicht angenommen, und fo blies 
ben die alten Zweifel begründet. Die Gräuel der im 
uni 1848 audgebrochenen Revolution veranlaßten auf 
dad neue .die Streitigkeiten. Gin Decret der National: 
verfammlung vom 24. Suni 1848 erflärte Paris in Bes 
lagerungszufland, und übertrug alle pouvoirs executifs 
dem General Cavaignac. Da hier die fouveräne Gewalt 
des Volkes dem Grundſatz geheiligt war, fo war gegen die 
Rechtmäßigkeit des Belagerungsſtandes nichts weiter einzus 
wenden; man erkannte an, daß in Gemäßheit des De 
cretd auch die Militärgerichte zuftändig wären, ſo weit 
nicht der mit der vollziehenden Gewalt Beauftragte den 
Beamten der gerichtlichen Polizei Befugniſſe übertragen 
hatte. Wichtiger wurde dagegen eine fehon früher 1!) in 
Frankreich verhandelte Srage, nämlich die: ob die Erflä- 
rung bed Belagerungsftandes rücwirkende Kraft habe, 
daher auch die Verbrechen ergreife, welche vor der Wer: 
fündung verubt waren. ine im Auguft 1848 von dem 
Kriegögericht verurtheilte Nichtmilitärperfon legte Cafſa⸗ 
tion gegen dad Urtheil ein. Die Verhandlung vor dem 
Gaflationögerichte bietet viel Intereffantes dar 2), Der 
Berichterftatter fuchte zu entwideln, daß zwifchen dem 
Falle, der 1832 an den Caſſationshof gelangte, und dem 
vorliegenden eine große Verſchiedenheit obwalte, da jeßt 
durch einen Aft der fouveränen Gefeßgebung der Belage- 
rungsſtand ausgefprochen wurde; er entwidelte, daß auch 
bei dem Belagerungsfiande der Angeklagte des Rechts 
Gaffation zu ergreifen nicht beraubt werden dürfe; da⸗ 
gegen erörterte er, daß der Grundſatz des Verbots ber 


10) Mauniteur vom 11. Dec. 1832, 
11) Revue de droit francais 1848. p. 509. 
12) Morin Journal du droit criminel 1848. p. 88. 
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ruͤckwirkenden Kraft fi nur auf das Geſetz beziehe, wel: 
ches eine Handlung mit Strafe bedrohe, nicht aber auf 
iene Gefeße, welche bie Gompetenz der Gerichte und daß 
Verfahren betreffen. Der Belagerungsftand ift, nad 
der Entwicelung ded Referenten, ein der Erklärung beffel: 
ben vorausgegangener Zuftand; es fey Fein Grund ba, die: 
ienigen, welche durch ihre Verbrechen die Handhabung 
ber Gefege vereiteln wollten, die den Bürgerkrieg hervor: 
riefen, deren Verbrechen die gefeblich zuläffige Erklärung 
in Belagerungsftand veranlaßten, milder zu behandeln 
ald diejenigen, welche vielleicht verführt nur den Antrie⸗ 
ben der Anftifter gehorchten; si la facult€ de declarer 
lotat de siege (fagt der Neferent) est une arme legale 
lenue en reserve pour l’heure redoutable ou la vio- 
lence de l’attaque contre l’ordre etabli dans l’etat pro- 
voque et justifie une plus grande energie dans la de- 
iense, l’agresseur sait, à quels risques il B’expose, 
quand il met à une semblable Epreuve les pouvoirs, 
Der Vertheidiger berief fi) auf dad im September 1848 
in Mühlheim in Baden in der flandrechtlichen Unter: 
luhung gegen Struve ergangene Urtheil, welches den 
Segenfaß ausgefprochen hätte, daß ber Belagerungsſtand 
nicht ruckwirken koͤnne. — Der Eaffationshof verwarf 
jedoch Durch Urtheil vom 12. October 1848 1?) die eingelegte 
Caſſation und erfannte dadurch, indem er völlig Die vom 
Referenten aufgeftellten Motive zu den feinigen machte, daß 
bie Erklärung des Belagerungsftandes fi auch auf alle 
Berbrechen beziehe, die, obfchon vor der Verfündung ver: 
übt, zu den Verbrechen gehören, wegen welcher die Er: 
klaͤrung in Belagerungöftand auögefprochen wurbe. 
Ueber die Wirkungen des Belagerungäftanded be: 
Reht in Frankreich Feine Gteichförmigkeit der Anfichten. 





13) Journal du droit crimincl 1848. p. 298. 
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Man fcheint zuweilen anzunehmen, daß dadurch dem Mi: 
Titärcommandanten eine Dictatur übertragen werde; ak ! 
lein richtiger erkennt man, daß die Ausnahmöregel fo an 
gewendet werden muß, wie fie am wenigften vom gemei⸗ 
nen Rechte abweicht. Daher ber Belagerungsftand Fein 
Recht giebt, die Preffe zu befchränken 1%). Nach dem 
Zuniaufftande von 1848 hatte zwar General Cavaignac 
ein Sournal: la Presse, unterdrüdt ; ausgezeichnete 
Advocaten gaben eine Confultation dahin, daß idie Unter 
drüdung unrechtmäßig gefchehen wäre; eine Entfcheidung 
über die Sache wurde nicht befannt. Erft durch ein De 
cret vom 19. October 1848 wurde der Belagerungsftand 
in Paris von der Nationalverfammlung. aufgehoben. Merk 
würdig ift die in dem damals erftatteten Berichte vorkom⸗ 
mende Erflärung, daß die Regierung auch nah Auf 
bebung des Zuflandes, Mittel der Macht und der Uns 
terdruͤckung hinreichend habe, um allen möglichen Vers 
widelungen Troß zu bieten. In der neuelten franzöfifchen 
Verfaſſungsurkunde erklärt Art. 106, daß ein Geſetz bie 
Halle, id denen der Belagerungsftand erfannt werden barf, 
die Formen und Wirkungen bed. Zuftandes regeln wird. 
Zn Belgien befteht fein befonderes Gefeß über den 
Belagerungdftand; da jedoch die ganze franzöfifche Gefeß 
gebung in Belgien gilt, fo wird angenommen, daß auch 
das Decret von 1811 anwendbar fey, und da der Art. 282 
deö Code penal militaire vom Belagerungöftand fpricht, 
fo bat bereits, obwohl felten, die Regierung von dem 
Mittel Gebrauch gemacht 7). Schwieriger ift ed, ob die 
Erklärung des Belagerungsftandes noch die Wirkung hat, 
Nichtmilitärperfonen unter die Militärgerichtöbarkeit zu 
ftelen. Da die Verfaflungsurfunde (Art. 94) auöfpricht, 


14) Journal du droit criminel 1. c. p. 198. 
15) Bosch droit penal et discipline militzire v. 109. 
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daß keine Eonceffion, Eein Ausnahmögericht errichtet wer: 
den darf, fo mußte auch in Belgien die Frage entftehen, 
ob mit Vertilgung des verfaflungsmäßigen Rechts ein 
Nichtſoldat vor die Militärgerichte im Belagerungdftande 
geftelt werben koͤnne. Zur Verneinung bezog man fich 
auch auf dad obige Aret des franzöfifchen Caflationdhofes 
von 1832, allein der oberfte Militärgerichtöhof hatte ſchon 
öfter die entgegengefebte Anficht auögefprochen, indem 
er annahm, daß im Wefen der Erklärung der Nothwen⸗ 
bigkeit des Belagerungsftanded auch die durch das Geſetz 
gebilligte Erklärung liege, baß für die darauf fich bezie: 
henden Verbrechen auch die Nichtfoldaten dem Militär: 
gerichte zufländig feyen 19). 

In Deutſchland hatte die Geſetzgebung biöher Fein 
Beduͤrfniß, die Erklaͤrung des Belagerungsſtandes zu ord⸗ 
nen; in den abſoluten Monarchieen herrſchte auch in die⸗ 
ſer Beziehung Willkuͤr und da kein feſter geregelter Rechts⸗ 
zuſtand galt, fo fühlte man gar nicht die Bedeutung fol- 
her Ausnahmdmaanßregeln. Als in neuerer Zeit bad con: 
flitutionelle Leben alle deutfchen Staaten durchdrang, ers 
wachte bad NRechtöbewußtfein; allein die Angewöhnung an 
das Alte und die Anficht,, fich allem zu unterwerfen, was 
von der oberften Gewalt angeordnet würde, hatte fich noch 
fo fehr der Gemüther bemächtigt, daß man gleichgültiger 
die. Anordnung von folchen Ausnahmsmaaßregeln gefchehen 
ließ. Die Verfaflungsurfunden hoben den Sal nicht be: 
fonderd hervor. In der Kriegöverfaflung des bdeutfchen 
Bundes von 1832 Fam nur $. 95 die Beſtimmung vor, 
daß der Oberfeldherr das Standrecht, nämlich den fum: 
marifchen außerorbentlichen Prozeß gegen Militärs, in allen 
jenen außerorbentlichen Fällen anordnen koͤnne, in wel: 
hen ſchnelle Beſtrafung des Beifpiel5 wegen nöthig wird 





16) Thorissen coustitution beig. annot. p. 260. 
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und in den Geſetzen der verfchiedenen Staaten nicht ohne 
bin fchon das Standrecht feftgefeßt if. Nach $. 96 hat 
der Oberfeldherr das Recht, das Martialgefes, dad 
heißt, das fummarifche peinliche Verfahren gegen bie Bürger 
in Seindesland, zu verfünden und in Folge deflen das Stand» 
recht anzuordnen. In den Bundeöftaaten felbft fol die 
jedoch nur nach gepflogenem Benehmen mit den. betreffen 
den Regierungen und erhaltener Zuſtimmung derfelben ger 


- —* — m — Em 


dh. 


fcheben. Weber die Bedeutung ded Standrechts felbft 7) | 


batte dad gemeine Necht Deutfchlands eben fo menig 
als die Gefeßgebung der einzelnen Staaten fefte, gleichför: 
mige Beflimmungen aufgeftellt. 


Nach dem oͤſterre ich i ſchen Gefeßbuche von 1803") 
kann ſtandrechtliches Verfahren eingeleitet werden, das 
darin beſtehen ſoll, daß das Verbrechen auf das Kuͤrzeſte 
unterſucht, der Schuldige ſogleich verurtheilt und die 
Strafe auf der Stelle vollzogen werde. Nach $. 501 kann 
died Verfahren in der Regel nur bet einem Aufruhr Statt 
finden, wenn es nach $. 66 bei einer Volksbewegung oder 
Zufammenrottung fo weit fommt, daß zur Herſtellung 
ber Ruhe die ordentlichen Zwangsmittel nicht mehr zureis 
hen und die Anwendung außerordentlicher Gewalt noth: 
wendig if. Die Erflärung, daß Aufruhr ift und die 
Nothwendigkeit des Standrecht3 eintritt, bleibt der Ran: 
desftelle im Einverfländniß mit dem Obergerichte der Pros 
vinz, und wenn Gefahr auf dem Verzuge fteht, dem Kreis: 
amte vorbehalten. Nach geftillter Unruhe Fann ein Stand: 
recht nicht mehr angefangen, noch wenn es wirklich im Zuge 
wäre, fortgefegt werden. Nach 8. 502 find zur Befeiti: 


nn 


17) Nur bei dem Militär bediente man fich zuc Andeutung, daß 
gegen Milirärperfonen ein abgefürztes peinliches Werfahren 
sintrete, des Ausdruds Standredt. 


18) 11. Zhl. Hauptftüd XVI. $. 500. 


— 
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gung des Standrechts für ein Griminaltichteramt bewährte 
und bei der Sache unbefangene Männer zu benennen. 
Rah 8. 505 kann die Nothmwendigkeit bed Standrechts 
durch ungemwöhnlid um fich greifenden Raub, Mord, 
Branblegung herbeigeführt werden. Nach 8. 506 iſt das 
fandrechtliche Verfahren von feinem Urfprunge an bis 
zum Ende vor verfammeltem Gericht gefichert und e8 fommt 
hierbei nur auf den Beweis derjenigen That an, zu beren 
Beftrafung das Standrecht feftgefebt if. Nach einem 
Hofvecret vom 10, Februar 1816 *9) follen die Vorfchrif: 
ten über ſtandrechtliches Verfahren von den Vorfchriften 
nur in einigen Beflimmungen abweichen, welche auf einen 
zur fehnellen Abfchredung geeigneten Eindrud zielen, ohne 
der Gerechtigkeit und Privatficherheit zu nahe zu tre: 
ten. Nach jenem Decret müffen zu einem ſtandrechtli⸗ 
hen Urtheile zwei Bedingungen zufammentreffen; a) daß 
das Verbrechen an ſich zur Hinrichtung geeignet fei, (bei 
dem Aufruhr ift das fchon der Fall bei denjenigen, wel: 
he bei dem Aufruhr geringeren Antheil genommen haben, 
jedoch follen nad) $. 508 dieſe Perfonen, wenn das ab» 
ſchreckende Beiſpiel ſchon durch die Hinrichtung eines oder 
andern Hauptſchuldigen bewirkt wird, zur Leibesſtrafe nach 
$. 96 verurtheilt werben); b) es muß ein zur Verhaͤngung 
der Todesſtrafe geeigneter Beweis vorliegen. Wenn (nad) 
$. 509) das zur Laft liegende Verbrechen binnen 24 Stun: 
den nicht rechtlich erwiefen, aber auch die Schuldloſigkeit 
nicht zureichend dargethan ift, fo iſt der Angefchuldigte 
an das ordentliche Griminalgericht einzuliefern und dem or: 
dentlichen Verfahren zu unterwerfen. — In einer noch 
weitern Ausdehnung wurde in einzelnen Fällen ein außer: 
ordentliches Verfahren angeordnet. Vorzuͤglich kam dies 


19) In Maucher foftemat. Handbuch des öſterreich Strafgeſetzes 
IV, Lieferung ©.-289. 
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indenlombarbifch:venetianifchen Provinzen vor. 
Eine Baiferl. Kundmachung vom 24. Nov. 1847 und vom 
22. Februar 1848 verordnet das flandrechtliche Verfahren 
auch gegen diejenigen, welche in dem Verbrechen des Hoch: 
verraths, oder in hochverratherifcher Adficht zu dem Ber: 
brechen des Aufruhrs, wiewohl ohne Erfolg anreizen, „oder 
während eines in irgend einer Abficht entftandenen Auf: 
ruhrs Gewaltthätigkeiten” gegen bewaffnete Macht ver 
üben, oder einer Volksbewegung, oder Zufammenrottung 
bewaffnet fich anfchließen, oder auf Aufforderung ber 
Obrigkeit ſich nicht fogleich entfernen, oder durd) öffentlich 
ausgeftoßene , zur Unzufriedenheit mit ber Regierungsform, 
oder Staatöverfaffung anreizende Reden oder andere Mit 
tel eine Volksbewegung veranlaffen, oder die Polizeiuͤber⸗ 
tretung des Auflaufd begehen. Zur Berathbung, ob dad 
ftandrechtliche Verfahren eintreten follte, wurde außer 
dem Borligenden des Griminalgerichtö des Orts die Ge 
genwart von 4 Richtern, die der Vorſitzende wählt, erfor 
dert. Das Verfahren ift fummarifch (nach den Vorfchrif: 
ten des Geſetzbuchs). Das Todesurtheil follte gegen Alle 
eintreten, die der obengenannten Vergehen für ſchuldig er 
Fannt werden; Fein Recurs, Fein Gnadengefuch follte zu: 
laaͤſſig feyn, nur wenn dad Gericht wichtige Milderungsgründe 

bei einer Perfon findet, oder durch Vollziehung der Todes 


ſtrafe an Einigen das zur Herftellung der öffentlichen Ruhe 


nöthige abfchredende Beifpiel gegeben fcheint, follte dad 
Urtheil der höchften Behörde eingefendet werben. Die Ent 
ſchließung vom 22, Febr. erklärt, daß in aufgeregten Zei 
ten manche fonft unfchädliche Handlungen gefährlich wer: 
den Fönnen, und verbietet nun viele an fich unbedeutende 
Handlungen, 5. B. wenn das Singen gewiffer Lieder, Tra⸗ 
gen gewifler Zeichen, Ziſchen bei gewiſſen Stellen eines 
Schaufpield, den Charakter einer politifhen Neigung oder 
Abneigung an fich trägt. 
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In Baiern hatte die Empörung in Tyrol und 
Vorarlberg 1809 die Erlaffung eines Geſetzes über 
flandrechtliched erfahren veranlaßt. Das Geſetzbuch 
von 1813 nahm im MWefentlichen jene Vorſchriften 
auf 9); es geftattet das flandrechtliche Werfahren wegen 
Aufruhrs im 2ten Grade, wenn diefer an Umfang und 
Hartnädigfeit fo weit gediehen ift, daß die Ruhe nur durch 
außerorbentliche Gewalt wieder hergeftellt werden kann, 
ferner wenn in gewiflen Gegenden Mord, Raub, Brand: 
legung überhband nehmen und ganze Banden fich zu fol- 
hen Verbrechen vereinigten. Nach $. 442 find die Wir 
ungen des Standrechts, 1) daß die ordentliche Criminal 
gerichtöbarfeit in Anfehung derjenigen Verbrechen und in: 
nerbalb der Diftricte, für welche das Standrecht nament: 
lich angeordnet ift, außer Wirkfamfeit tritt. 2) Daß 
über die, welche ſich nach verkuͤndeten Stanbrechte eines 
folchen Verbrechens fchuldig machten, binnen 24 Stunden, 
nahdem fie zum Verhoͤr geftellt worden, gerichtet und ohne 
Borbehalt der Gnade oder eined Gnadengeſuchs gerichtet 
werde. 3) Daß alle, die an folhen Verbrechen ald Mits 
urheber oder Gehülfen Zheil nahmen, ohne Unterfchieb ob 
ſchon im Gefegbriche ihre Handlung mit Xodeöftrafe bes 
droht ift, ohne Rüdficht auf mildernde Umftände mit dem 
Tode beftraft werden. Nach $. 443 wird das Standrecht 
wegen Aufruhrs vom Generalcommiffariat (der damaligen 
höheren Verwaltungsſtelle) im Einverftändnig mit dem Ap⸗ 
pellationsgerichte verkündet. Nach $. 445 ift das Gericht 
mit fünf, und zwar 3 im Griminalrichteramte bewährs 
tm Richtern und 2 Militärperfonen beſetzt. Nach 8. 453 
wird die Todesſtrafe erfannt, wenn mindeſtens eine Mehr 
keit von 4 gegen Einen die Schuld audgefprochen hat. Wenn 
4 für die Unfchuld fich audfprechen, wird ber Angefchul: 


20) IL. Thl. Titel VI. 8. M1. 
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digte losgeſprochen, in anderen Allen wird er bem orbent: : 


lichen Gerichte übergeben. 

Im 3. 1831 legte die Baierifche Regierung den Kam: 
mern den Entwurf einer Strafprogeßorbnung vor, in wel: 
chem ($. 204) auch dad Standrecht wieder vorfömmt, das 
eintreten follte, wenn der Aufruhr durch die gefeßlichen 
Mittel nicht geftillt werden fonnte. Das Gericht follte 
($. 208) aud 6 Nichteen (einem Mitglied des Obergerichts 
als Borftand, 2 Mitglieder der Kreisadminiftratorftelle 
und 3 Richterperfonen) beftehen *). In den Motiven zu 
den Geſetzen über. Verfahren der Polizei zur Stillung de 
Aufruhrs wird das Standrecht die gefeßlich geregelte Form 
des Kriegs, und an einer andern Stelle der Angrifföfrieg 
der bürgerlichen Gefel. haft genannt. — In dem von 
dem Auöfchuffe der zweiten Kammer erflatteten Berichte (Res 
ferent war der auögezeichnete Rechtöfenner Rudhart) 9), 
wird auf eine geiftreiche Weife entwidelt (wir werden auf 
die Gründe unten zurüdfommen), daß dad Standrecht 
nicht nothwendig, felbft ungerecht fey, und Feine Aufnahme 
im Gefeßbuche verdiene. Da der Bericht nicht mehr zur Bes 
rathung Fam, fo Eonnten fich auch Die Kammern nicht über 
das Standrecht ausfprechen. 

Das Jahr 1848 follte der Frage über die Bedeutung 
und die Nothwendigkeit des Belagerungdftandes und bes 
Standrechts eine traurige Wichtigkeit geben, zugleich. aber 
auch die Aufmerkfamfeit der Gefebgeber wie des Volkes 
auf den Ernſt jener Einrichtungen lenfen. Die große 
Bolkserhebung im März veranlaßte gewaltfame Beweguns 


— — 


214) S. 9. 


22) Der treffliche Bericht iſt erſt in neuerer Zeit durch den 
Druck bekannt geworden (v. Rudhart über den Entwurf eis 
nes Geſetzbuchs über Verfahren in Straffahen. Aus dem 
Nachlaſſe herausgegeben von Hahn, Regensburg 1848. ©. 
209. 2 
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gen, und felbft ſchwere verbrecherifche Empörungen, zu 
deren Unterdrüdung die gewöhnlichen Mittel nicht mehr 
zureichten. Fuͤr bie beutfchen Bundesftaaten beftand nur 
die Kriegdverfaflung des beutfchen Bundes vom 9, April 
1821. Darin war $. 95 dem Oberfeldherrn (der aber 
erfi ernannt wird, wenn bie Aufftellung eines Kriegs⸗ 
heereß beſchloſſen ift) das Recht gegeben, das Stand: 
recht anzuordnen und bad Martialgefeß nach den oben 
mitgeteilten Beflimmungen zu verfünden. — Im 
Großherzogthume Baden hatten die verbrecherifchen Züge 
der Empörer einen Zuftand herbeigeführt, in welchem bie 
gewöhnlichen Mittel der Vertheidigung nicht mehr hinreich- 
ten. Die Regierung fah ſich genöthigt am 23. April durch 
peoviforifche Gefebe ten Kriegsftand zu verfünden, und 
zu verfügen, daß wenn bie Staatöregierung einen Bezirk 
in Kriegsftand erflärt, Died für 4 Wochen gelten, daß der 
Truppencommandant ermächtigt fein fol, auf 8 Tage ein: 
zelne Orte in Kriegsſtand zu erflären. Nah 6. 2 follte 
jeder, welcher Waffen trägt, ohne von den öffentlichen 
Behörden hierzu ermächtigt zu feyn, wer Andere zum öfe 
fentlihen Auftreten mit Waffen auffordert, in Beziehung 
auf Zahl, Marfchrichtung, oder angeblihe Siege der 
Aufrührer falfche Gerüchte verbreitet, welche geeignet find, 
das Publikum zu beunruhigen, das Militär irre zu fuͤh⸗ 
ven; wer eine Volföverfammlung veranlaßt oder ihr bei⸗ 
wohnt, wer einer zufländigen Handlung der Civil: oder 
Militärbehörde ſich widerfest, durch Schrift oder Rede, 
oder fonft zum Hochverrath,, Landesverrath, Aufruhr auf 
fordert — fogleich verhaftet und ald Kriegsgefangener bis 
der Kriegszuſtand aufgehoben ift, behandelt werben. Der 
nad) F. 2 Verhaftete wird innerhalb 2 Tagen vernommen, 
und von einem Civil: und zwei Militärbeamten wird ent: 
ſchieden, ob der Verhaftete ald Kriegdgefangener zu be⸗ 
handeln fey. Nach $. 4 kann ein folcher von dem Mili- 
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tärcommandanten an irgend einen fichern Verwahrung 
orte feflgehalten werden. Nach 8.5 waren den in 4.2 
genannten Handlungen höhere Strafen gedroht. Ge 
gen diejenigen, welche in einem in Kriegöftand befindli⸗ 
chen Orte eine Widerſetzlichkeit oder Gewaltthätigkeit gegen 
Militär oder Eivildiener mit Waffen in der Hand verüben, 
fol fofort Anwendung der Waffengewalt zuldifig feyn. 
Wenn eine Mehrzahl Bewaffneter bei einander ift, fo 
wird gegen fie, wenn fie nicht bei dem Erfcheinen ber öfs 
fentlichen Gewalt ſogleich die Waffen nieberlegen und ſich 
ergeben, nach $. 7 ohne Berzug die Waffengewalt anges 
wendet. Als die Kammern wieder zufammentraten ®), 
wurde dad eben bezeichnete proviforifche Geſetz Gegenftand. 
der landftändifchen Prüfung. Da man von der Notb 
wendigkeit überzeugt war, ber Staatöregierung bie nd 
thigen Mittel zur Unterdrüdung der Anarchie zu gewaͤh⸗ 
ren, fo gaben die Kammern ihre Zuftimmung, machten 
nur einige Abänderungen *), und dad Gefeb wurde am 
7. Zuni verkündet. Zugleich wurde durch Gefeb vom 
7. Suni 1848 das ftandrechtliche Verfahren bei dem Mil 
tär geordnet. In Bezug auf das flandrechtliche Verfah— 
ren gegen Nichtmilitärperfonen wurde die Erlaffung eines 
Geſetzes nicht für nothwendig gehalten. Im September 
1848 machten aber die wiederholten hochverrätherifchen 
Einfälle in Baden eine größere Energie nothwendig. Ein 
proviforifches Gefeb vom 23. Sept. (da die Kammern eben 
vertagt waren) geflattet, da, wo ein Ort in Kriegöftand 





23) Die Kammern waren in den Ofterferien vertagt; allein an 
dem Tage, an welchem das proviforifche Geſetz verfündet 
wurde, forderte die Regierung auch die Präfidenten auf, die 
Kammern fchleunigft zu berufen. 

24) Dan fügte bei $. 2 noch den Fall bei, wenn die Eifen- 
bahn zerftört wird, um dadurch die militärifchen Bewegungen 

"zu bemmen. — In $. 7 wurden genauer die Bedingungen 

des Einfchreitens der Militärgewalt angeneben. 


ſolchen Verbrechens ſchuldig gemacht haben, inner» 
24 Stunden, nachdem fie zum Verhoͤr vor dad Stand⸗ 
peftellt worden, ohne Vorbehalt eined Rechtömittels 
Bnadengeſuchs gerichtet wird. Das Standrecht follte 
i Richtern (3 Mitgliedern eines Gerichtöhofs und drei 
ärperfonen) beftehen. Die Verhandlung Über eine 
Standrechte uͤbergebene Perfon fol öffentlich ohne 
brechung vor verfammeltem Gerichte gefchehen. Das 
drecht hat nach Art. 7 zu verurtheilen, loszuſpre⸗ 

ober an ben ordentlichen Richter zu verweilen. Bu 
verurtheilenden ober freifprechenden Erkenntniſſe ges 
2 Drittel von Stimmen. Wäre der zur Werurtheis 
ober Losſprechung erforderliche Grad von Gewißpeit 
binnen 24 Stunden zu erhalten, fo wird Fein Urtheil 
t, fondern die Verweifung an den ordentlichen Rich⸗ 
ird auögefprochen. Wird ein Todesurtheil gegen 
größere Zahl der am nämlichen Verbrechen Betheiligten 
eſprochen, fo wirb der Militärcommandant hinficht: 
ver weniger ſchwer WBelafteten den Vollzug des Er: 
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Die Regierung legte: hierauf den Kammern am 
23. Oct. einen andern, vielfach firengern Entwurf über 
Anwendung des Standrechts vor. Schon die Faflung 
ded 6.1 bezwedt, den Vortheil zu erreichen, daß nicht 
erft von der Verkündung des Standrechts bie Anwendung 
deſſelben gegen einzelne Schuldige abhängt. Es heißt: 
Wenn im Großherzogthume bewaffneter Aufruhr ausbricht, 
gegen welchen militärifche Gewalt aufgeboten wird, fo kann 
der Oberbefehlöhaber oder ein anderer durch die Regierung 
befonderd bevollmächtigter Befehlshaber anordnen, daß 
die Anftifter diefes Aufruhrs und Alle, welde an der Aus: 
führung deſſelben oder an damit in Verbindung flehenden 
Toͤdtungen, Belchädigungen von Eifenbahnen, Brand: 
fliftungen und Beraubungen Theil genommen haben, oder 
Theil nehmen, oder durch Herbeifchaffung von Waffen 
oder Munition, oder ald Spione Beihülfe geleiftet haben 
oder leiften, ftandrechtlich abgeurtheilt werden. Nach $..2 
ift die Wirkung, daß die ordentliche Strafgerichtöbarteit 
außer Wirkfamfeit tritt und über den vor dad Standredt 
Geſtellten binnen 24 Stunden gerichtet wird. Nach $. 3 
beſteht dad außerordentliche Kriegögericht aus 6 Militär: 
perfonen und einem richterlihen Beamten aus einem der 
nächfigelegenen Orte Das Gericht verurtheilt, ober 
fpricht frei (zur Verurtheilung gehört Mehrheit von 4 Stims 
men), ober weift die Sache an das ordentliche Gericht. 
Nach $. 6 wird gegen den Schuldigbefundenen ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf Strafen, welche er nach allgemeinen Gefegen 
verwirft hätte, Todesſtrafe oder, wofern berfelbe weniger 
ſchwer belaftet if, 10 Jahr Zuchthaus audgefprochen. 
Nach $. 8 fann der Commandant ſich die Genehmigung 
des Urtheild und Prüfung und Verwandlung der Todes: 
ſt rafe in 10 Jahr Zuchthaus vorbehalten, 
- Einen großen Einfluß auf die Frage über Belagerungs⸗ 
fand erhielten die in einigen Staaten ergangenen Griake 
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über Habeas Corpus Acte, und die von der Nat. : Verf. 
in Sranffurt befchloffenen Grundrechte. In dem preußi: 
hen Geſetze zum Schuge der perfönlichen Sreiheit vom 
24. Sept. 1848 find die fchüßenden Vorfchriften in Be: 
ziehung auf Verhaftung und Haudfuchung, inöbefondere 
auch in $. 5 der Grundſatz aufgeftellt, daß Niemand vor 
einen andern, als ben im Gefebe bezeichneten Richter 
geftellt werben darf, daß Ausnahmsgerichte und außeror: 
dentliche Gommiffionen unftatthaft find. Nach $. 8 ift 
aber ausgefprochen, daß im Falle des Kriegs oder Auf: 
ruhrs, im Falle wenn die Volksvertretung nicht ver- 
fammelt ift, durch Beſchluß und unter VBerantwortlichkeit 
des Staatöminifteriumd die zeit- und diſtrictsweiſe Sus- 
pendirung des $. 1 (über Verhaftung), $. 6 (über Haus: 
fuhung) proviforifch ausgefprochen werden kann, daß je 
doch die Volksvertretung in diefem Falle fofort zu berufen 
ft. — In der neuen preußifchen von dem König erlaffe: 
nen Berfaffung von 1848 (5. Dec.) 8. 109 ift gleichfalls 
das Recht zu fufpendiren auögefprochen, aber auch auf 
bie 88. ausgedehnt, welche das Verbot der Ausnahmöge: 
richte, die Preßfreiheit, dad Vereins und VBerfammlungs- 
vecht gewährleiften. 

In dem die Grundrechte des deutfchen Volkes ent- 
baltenden Reichögefebe vom 27. Dec. 1848 find $. 8 die 
ſchützenden Sarantieen in Beziehung auf Verfaflung, in 
6.10 in Anfehung der Hausfuhung, in $. 42 wegen 
bed Grundſatzes, daß Niemand feinem gefeglichen Richter 
entzogen werben darf; ed Fam nun darauf an, auch ge: 
feßlich feflzuftellen, in wie fern durch Ausnahmsmaaßre⸗ 
geln dieſe gewährleifteten Rechte befchräntt werden kön⸗ 
nen. In dem Abfchnitte über Gewähr der Verfaſſung 
8.7 fchlägt nun der Verfaſſungsausſchuß nachftehende 
Beflimmung vor: Im Halle des Kriegd oder Aufruhrs 
fönnen die Beflimmungen der Grundrechte über Verhal- 

D2 


52  Belagerungsftand, Kriegsrecht, Standrecht 


tung, Hausfuhung und Verſammlungsrecht von der 
Reichöregierung oder der Regierung eines Einzelnflaats für 
einzelne Bezirke zeitweife außer Kraft gefeßt werben; je⸗ 
doch unter der Bedingung, a) daß die Verfügung im 
einzelnen Falle von dem Gefammtminifterium ausgehen 
muß, und b) daß das Minifterium des Reichs die Zuftim- 
mung des Reichötagd, und das Miniftertum des Einzeln: 
ſtaats die des Landtags, wie fie zur Zeit verfammelt find, 
fofort einholen muß. Der Antrag der Minorität fordert, 
dag in jedem Halle die Zuffimmung des Reichs⸗ oder 
Landtags ohne Verzug einzuholen ift, und Daß, wenn 
diefe Zuſtimmung nicht erfolgt, die verhängte Maaßregel 
aufzuheben if. Ein anderer Minoritätsantrag geht fo 
weit, daß im Falle eines Kriegs oder Aufruhrs, wenn bie 
regelmäßige Wirkſamkeit der obrigkeitlichen Gewalten oder 
ber Gerichte thatfächlich gehemmt ift, das Minifterium - 
das Kriegdrecht verfündigen darf, durch welches der im 
betreffenden Bezirke fungirenden höchften Militärbehörde 
4) die gefammte Erecutivgewalt, 2) dad Recht, den ge 
feßlichen Gerichtöftand zu beftimmen, 3) das Recht, dem 
Gerichten die Befugniß, Todedurtheile zu fällen, einzu⸗ 
räumen, 4) das Recht, die Grundrechte über Verhaftung, 
Hausfuhung und Verfammlungsrecht außer Kraft zu 
fegen, ertheilt wird. —. Bei der Abftimmung befchlog 
die Nationalverfammlung diefen Antrag. 
Betrachtet man die Leichtigkeit, mit welcher in 
neuerer Zeit in manchen Staaten, bie fich rühmen in 
den Weg des conflitutionellen Lebens eingetreten zu ſeyn, 
ber Belngerungszuftand und das Standrecdht erkannt wur⸗ 
den, fo überzeugt man ſich leicht, daß diejenigen, weldye 
an.ber Spike der Gefchäfte flehen, von Dem Geifte der Vers 
faſſung nicht durchdrungen find, und den geänderten Recht3: 
Auſtand nicht begreifen. In den Zeiten der abfoluten Will⸗ 
Ffärberrfchaft, nach welcher die Geſeye nur von dem Re: 


p als das allein fichernde und nothwendige aners 
war, und die Militärgerichtäbarkeit beliebig aus: 
at werben konnte, waren Belagerungdzuftand und 
dreht am Plage. Won ber Zeit an, als in jedem 
!e Deutfhlands nur die conftitutionele Monarchie 
pleiftet wurde, mußte die alte Rechtsanficht weg: 
.Es fönnen jegt nur folgende Grundfäge entfcheis 


1. Da nad) der Verfaſſung Fein Gefeg aufgehoben 
befchränft werden fann, wenn nicht alfe Factoren 
jefeßgebung zuftimmen, fo Fann auch feine Aus: 
Smaaßregel anders ald nur auf dem Wege der Ge: 
sung begründet werben. Won ber Zeit an, als bie 
ffungen und jegt allgemein die Grundrechte jedem 
[hen gewiffe Rechte gewährleiften, kann auch Fein 
3 Recht ihm entzogen werben, wenn nicht die Ge: 
Jung es geftattet, und nur fo weit, als das Gefetz 
mödrüdlich ausſpricht, wird eine Ausnahme gerecht: 
t. 
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IV. Wenn auch) in einzelnen Staaten befondere Ge: 
feße aus früherer Zeit der Regierung größere Rechte ge: 
ben, müffen fie jebt wegfallen, wenn fie im Widerfpruche 
mit dem jebt verfaffungsmäßig aufgeftellten Grundſatze 
ftehen, weil jene befonderen Ausnahmen nur unter ber 
Borausfegung eines von dem jeßigen verfchiedenen Recht: 
zuftandes beftehen Fonnten. 

V. Sede Sefeßgebung muß daran fefthalten, in 
Anfehung der Ausnahmen nie weiter zu gehen, als dad 
Bedürfniß es dringend verlangt. — 

Nimand wird inAbrede fielen, daß die der Staatöge: 
walt zuftehenden Mittel im Einflange mit den Bebürfniflen 
fliehen müflen, daß daher außerordentliche Umftände auch 
mehr energifche, dem Bedürfniſſe entfprechendere Befugnifle 
ber Regierung fordern. Wenn der verbreitete eift der Em- 
porung in einem Bezirke die Anwendung der ordentlichen, 
auf ruhige Zuftände berechneten Geſetze unmöglich macht, wo 
die fonft vergefchriebenen Formen der Verhaftung ſich gar 
nicht anwenben laffen, wo ſelbſt die fonft aufgeftellten Beam: 
ten ihr Amt garnicht während der ausgebrochenen Empörung 
ausüben können, wo die Verbrecher der Staatögewalt 
fpotten und unaufhaltfam in ihren Verbrechen. fortfchreis 
ten würden, wenn Feine außerordentliche Gewalt dem 
Staate geftattet wäre, bedarf es einer größeren Macht 
der Staatsregierung. Wäre dies nicht, fo würde der ru: 
hige Bürger, der auf den Schuß ber Geſetze rechnet, er: 
bittert gegen die ohnmächtige Staatögewalt werden. Für 
Falle diefer Art bedarf es 1) einer Einrichtung, wodurd) 
die bewaffnete Macht zum Einfchreiten, zum Zwecke ber 
Unterdrüdung des Aufruhrs aufgerufen werden kann und 
thatfächlich ein Kriegöftand zwifchen dem Empörer, ber 
ald Feind des Waterlandes auftritt, und zwifchen ber 
Staatögewalt begründet wird. 2) Es wird eine foge: 
nannte Sufpenfion der Habeas Corpus Acte nothwen: 


L Unfehlbar müflen der Staatögewalt die Mittel 
räumt werben, welche nöthig find, um im Falle bed 
rflandes der Bürger den Aufruhr zu unterdrüden 
die Ruhe wieder herzuftellen. Jeder Obrigkeit ftehen 
Te ordentliche Zwangskräfte zu Gebote, z. B. Ge: 
diener, Gensdarmen, Conftabler; fo lange der Wi: 
ind nnn auf der Stufe fteht, daß zur Wiederherftel: 
der Ruhe die ordentlichen Zwangsfräfte zureichen, 
auch nur von diefen Gebrauch gemacht werten. Es 
undfag jeder Verfaffung, daß das Militär nur ge: 
ben äußeren Feind und nur ausnahmöweife gegen 
ineren Feind gebraucht werden darf Aa). Erreicht der 
rſtand eine folhe Stufe, daß wegen der großen Zahl 
!heilnehmer, wegen ber Art des Auftretens ber 
flörer, 3. B. wenn fie bewaffnet find, wegen ber 
ung ber Empsrung, bei welcher an eine vorüber: 
de Gewalt zur Erreihung eines gewiffen Zweckes 
zu denken ift, wegen des Umfangs und ber Fort⸗ 
des Widerfiandes die ordentlichen Bwangöfräfte 
Ihrigkeit nicht mehr zureichen, fo bedarf ed einer 
ordentlichen Gewalt gegen die Feinde der Ordnung, 
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ordnen. In England?) und Nordamerika hängt fie mit 
der Berfündung der fogenannten riot Acte zufammen *). 
in $ranfreich beftimmt das Gefeß?”) die Bedingungen und 
Formen der Anwendung der Aufruhrafte, und einige deut: 
fche Geſetze *) (neuerlich in Schleswig: Holftein das Ge: 
feb vom 17. Oct. 1848) enthalten Borfchriften über Un 
terdrüdung des Aufruhre. Die dabei leitenden Grund: 
fäße find: 1) Nur die Drtöbehörde oder jener vom Gefeße 
hiezu beſonders ermächtigte verantwortliche Givilbeamte 
hat die Befugniß, die bewaffnete Macht zum Einfchreiten 
aufzurufen. Nie kann es in die Willkür des militärifchen 
Befehlöhabers geftellt feyn, ober einfchreiten will. 2) Das 
Recht, von einer folchen Aufforderung Gebraud zu ma: 
hen, ift gefeslih an gewifle Bedingungen, und zwar 
nad) Befchaffenheit des Widerftandes und wegen voraus: 
gehender Verfuhe, auf milderem Wege die Ruhe ber: 
zuftelen ®), gebunden. Die Eivilbehörde ift verantwort: 
lich für die Beobachtung der gefeglichen Bedingungen. 
3) Es muß geforgt werden, daß die ergangene Aufforbe: 
rung des Militärd gehörig hergeftellt werde (daher durch 





25) Die neueſte treue Darſtellung der engliſchen Aufruhrgeſetze 
ſ. in der (von Lord Brougham bearbeiteten) Criminal law 
Consolidation Bill von 1845. p. 80 — 84. 

26) Ueber das Verfahren in Amerika f. die einzelnen Statuten, 
ausführlich revised Statutes of Massachussets (1836) pag. 
737. Wir dürfen nicht verhehlen, daß 1798 eine tief eingreis 
fende Akte zur Unterdrüdung des Aufruhrs (sedition Acte) 
erging, daß deren Verfaſſungswidrigkeit ziemlich allgemein 
behauptet wurde. Story Comment. 11. p. 165 — 67. 

27) Das neuefte franzöf. Gefeß ift das über die Attroupements 
vom 7. Zuni 1848. Darüber und über frühere Gefepe f. 
Morin Journal du droit criminel 1848. p. 161 — 171. 

23) 5. B. Bad. Gensdarmengefeg v. 1831. $. 37. In Baiern 
wurde 1831 den Kammern ein Sefegesentwurf darüber vorgelegt. 

29) Hicher gehört auch, daß die Obrigkeit, wie in England und 
Amerika, dazu geeignete Staatsbürger zu Special: Conftabler 
machen und auffordern kann, zur Unterdrüdung des Aufſtan⸗ 
des beizutragen, fo daß, wenn ihnen nicht Gehorfam geleiftet 
wird, der Widerftand ebenfo beſtraft werden fol, als wenn 
er gegen angeftellte Gerichtediener geübt würde. 
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(hriftliche Requifition ſchon zur eigenen Sicherftellung 
der Militärperfon). Da es jedoch möglich ift, daß im 
Drange der Umftände, wo längere Zögerung verberblich, 
die Ausftelung eines fchriftlichen Befehls verzögerlich 
feyn würde, fo muß ed genügen, wenn die Auffordes 
rung von dem berechtigten Givilbeamten mündlich, aber 
in Gegenwart unbefcholtener Bürger ertheilt wird. 4) Es 
bedarf der Anordnung, daß, wenn die bewaffnete Macht 
am Orte erfchtenen ift, durch äußere unzweideutige Zei: 
hen z. B. Trommelſchlag oder Zrompetenfhall von 
dem berechtigten Beamten mit einer kurzen Formel ?9) die 
Aufrührer gewarnt und in Kenntniß gefeßt werden, daß, 
wenn fie jeßt nicht fich zerfireuen und im Widerftand be: 
harren, die bewaffnete Macht einfchreiten würde. 5) Es 
muß auch für die Fälle geforgt werden, daß die vorge: 
(hriebene Verkündigung der Aufruhrafte nicht möglich ift, 
.B. wenn bei der ſchon offen ausgebrochenen Angriffs: 
weife thätige Gewalt der Aufrührer e3 thöricht feyn würde, 
wenn der Beamte verfuchen wollte, die Aufruhrafte zu 
verfünden; hier muß ed genügen, wenn der Civilbeamte 
und einige unbefcholtene Bürger dem Militäranführer er 
Hären, daß nun Gebraud von den Waffen gemacht wer: 
den muß®). Eine folche Einrichtung fichert die bürger: 
liche Geſellſchaft; hier ift jedes Mittel, das die bewaff: 
nete Macht anwendet, um den Aufruhr zu unterdrüden, 
gerechtfertigt. Es ift der Zufland der Roth, in welchem 
die Empörer ſich nicht befchweren können, da fie den 
Staat angriffen und in die Lage fich vertheidigen zu 
müffen festen, wo jedes Mittel, daS zur Abwehr des 
Angriffes dient, gerecht ift. 
20) Die gemähnliche gebrauchte Formel ift zu lang und Fann in 
dem oft furchtbaren Sturme und Lärmen gar nicht ordentlich 
verkündet werden. 


31) Dies tft in dem oben erwähnten Schlestwwigfchen Aufruhrges 
ſete $. 7 vorgefchrieben. 
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II. Nicht weniger wichtig Fann die fogenannte Sub: 
penfion der Habeas Corpus Acte werben. Während bie 
BVerfündung der Aufruhrafte den Zweck der Vertheidi⸗ 


gung gegen den gewaltthätigen Angriff und die Anwen 


dung militärifcher Macht hat, bezweckt die Sufpenfion bie 
Einführung einer Zuſtandes zum Schuße der Geſellſchaft 
bei drohenden Angriffen durch Maaßregeln, welche bie 
nach den Umftänben nöthigen und mehr energifchen Mittel 
zur Befeitigung der Gefahren der Staatögewalt einraͤu⸗ 
men, und daher der Anwendung folcher Mittel widerfpre 
chende, auf ruhigere Zeiten berechnete Geſetze zeitweile 
außer Wirkſamkeit ſetzen. Es bedarf hier der Prüfung 
A) in welchen Ballen eine folche Sufpenfion eintreten 
darf, B) unter welchen Bedingungen fie Statt finden 
kann, C) welche Rechte zu fufpendiren find, D) mit wel 
- hen Einfchränfungen Auönahmögefebe zu machen find. 
ad A. Die oben angeführten Geſetze ftelen zwei 
Falle auf: a) die des Kriegs, b) des Aufruhrs. Im 
erften Kalle (wobei die Srage entfleht, ob man nicht dem 
wirklich ausgebrochenem Kriege ben nahe drohenden gleich⸗ 
ftellen fol), Fann die Befchränfung der Habeas C. Acte 
durch die Rücficht gerechtfertigt werden, daß in Kriegs: 
zeiten einzelne Handlungen gefährlicher werden, z. 8. 
Spionerie, Berleitung der Soldaten zur Defertion, Ber 
rath von Geheimniffen an den Feind; daß ein Fräftigeres 
Einfchreiten durch rafchere und länger dauernde Verhaf: 
tung, durch Hausfuchungen und eine Ermächtigung zur 
Bornahme foldher Handlungen durch Perfonen, welche ge: 
feßlich hiezu nicht zuftändig find, nothwendig werden Eann, 
daß felbft dem Militärcommandanten eine größere Macht 
eingeräumt werden muß, um drohenden Gefahren entge: 
gen zu wirken. — Sm Falle ded Aufruhrs wird die Ge: 
flattung der oben bezeichneten Sufpenfion fehon bebenfli: 
cher. Die Gefahr eines Mißbrauchs durch die Machthaber 


BEIPENNET ver anarchie JIEHE, TAT ſjeron DIE nichn 
ige politifche Partei veranlaffen, durch Ausnahms⸗ 
gelm die angebliche Empörung zu unterdrüden. 
e neuen Gefeßgebungen Tennt3®), weiß, welcher 
nmter Ausdrud Aufruhr ift, auf welchen ſchmalen 
n Widerfegung und Aufruhr liegen, und wie leicht 
er unbebenflichen, raſch vorübergehenden Umftäns 
kommende Widerftand erft Durch voreilige, reizende 
:geln von Seite ber Obrigkeit in Aufruhr übergeht, 
aber nur einer energifchen Anwendung bemwaffneter 
burd) Verkündung des Aufruhrgefeges bedarf, um 
iberftand zu überwältigen, und wo nad) unter 
n Aufruhr die — faft regelmäßig vorfommende 
nung und Einfhüchterung eintritt, in welcher der 
aft der ordentlichen Gefege nichts im Wege fteht. 
ufpenfion ber Habeas Corpus Acte läßt ſich nur 
tfertigen, wo ein gegen bie Staatöregierung über: 
gerichteter Aufruhr in folhem Umfange, mit folder 
acht und auch nach Anwendung der gewöhnlichen 
Bfräfte fortdauernd ausaehrochen iſt Daft. wenn 
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zung, ober wegen Auflehnung der Arbeiter, ober wegen 
Unzufriedenheit mit einem Beamten ausgebrochen ift und 
regelmäßig durch energifche und Fuge Maaßregeln ber 
Regierung leicht dauernd unterdbrüdt werden kann. Wir 
wünfchen daher, Daß im Geſetze, welches Die Suſpenſion 
ber H.C. A. verlangt, ver $all tes Aufruhrs geeignet bezeich 
net werde, 3. B. im Falle des hoch= oder landesverräthe 
riſchen Aufruhrs, wenn wegen bed Umfangs und der 
Dauer beffelben die Sicherheit des Staats gefährdet wird. 

ad B. Da jede folche Sufpenfion eine Ausnahme 
von den Geſetzen ausfpricht, fo Fann auch von den Fac 
toren der Gefebgebung ebenfo, wie fonft ein Geſetz zu 
Stande kommt, die Sufpenfion angeordnet werden. Nie 
mand zweifelt in Nordamerika oder England daran, da 
kein Minifter es wagen darf, für fich eine folhe Maaßregel 
zu verfügen. Wir geben jedoch zu, Daß da, wo die land 
fländifchen Kammern nicht verfammelt find, die Gefahr 
auf dem Verzuge die fchleunige Anwendung fichernder 
Maapregeln rechtfertigt, und nach unferen Einrichtungen 
die Auffchiebung der Sufpenfion bis zur Zuſammenkunft 
der Kammern große Nachtheile haben Fönnte. So wie bie 
Berfoflungsurfunden mancher Staaten der Regierung ge 
flatten, proviforifch, wenn die öffentliche Sicherheit es 
fordert, Geſetze zu erlaflen, fo daß dann die Kammern, 
wenn fie regelmäßig zufammentreten, darüber entfcheiden, 
ob dad Geſetz endlich gebilligt werden foll, fo kann man 
auch der Regierung in Beziehung auf die Sufpenfion der 
H. C. A. eine folche Befugniß einräumen; allein bie 
Pflicht der Regierung muß gefeblich auögefprochen werden, 
ungefäumt die Kammern zu berufen, damit fie über dad 
Benehmen des Minifteriumd, über die Kortdauer und den 
Umfang der Maafregeln Befchlüffe faflen Fönnen. Es 
verdient die Erwägung bed Gefebgeberd, ob nicht be 
flimmt werben fol, daß, wenn in einer gewiflen (im 
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Geſetze zu befiimmenden) Zeit die Berufung der Kam: 
mer und Vorlage des Geſetzes über die Sufpenfion nicht 
erfolgt, von felbft der von dem Minifterium verkündigte 
Ausnahmezuftand aufhört. 

ad C. Es bedarf einer genauen Bezeichnung der 
Rechte, in Anfehung derer die Geſetze fufpendirt werben 
dürfen. Englands und Amerika's Beifpiel wird hier bes 
lehrend. Es muß geflattet fein, a) die Beflimmungen 
über die Verhaftung zu fufpendiren. 3 ift begreiflich, 
daß unter den oben gefchilderten Umfländen nicht blos 
dem zufländigen Strafrichter, fondern auch einem anderen 
Beamten, felbft dem Militärbefehlshaber das Necht ges 
geben werden muß, gefährliche Perfonen, auch ohne bie 
im Geſetze fonft vorgefchriebenen Formen, verhaften zu laſ⸗ 
fen; b) die Verwahrung auch an anderen Pläben, als 
in Gefängniflen zu verordnen, z. B. in Seflungen, weil 
die ordentlichen Gefängniffe nicht geräumig oder fichernd 
genug find; c) die Verhaftung längere Zeit fortdauern 
zu laflen (wie nach der oben angeführten neueflen Sufpen> 
fionsakte für Irland), weil durch die Freilaffung die Si: 
cherheit gefährdet feyn würde; d) die fonft gefeßliche Be: 
freiung von der Haft durch Sicherheitäleiftung nicht ein= 
treten zu laflen, weil die öffentliche Sicherheit fonft ges 
fährdet fein könnte. e) Auf gleiche Art mag das Gefeß über 
Hausſuchung fufpendirt werden, in fofern die fonft vorge⸗ 
ſchriebenen Formen nicht gefordert werben. f) Die Preffreis 
heit follte nie fufpendirt werden?!). Nur in Anfehung der 
Maueranfchläge würden wir ber Regierung dad Recht ges 
ben, Beſchraͤnkungen eintreten zu laflen, weil überhaupt 
eine ſtrengere Aufficht über anonyme Bekanntmachungen 
an das große Publifum paflend iſt. Hat der höhere Bes 
amte dad VBerhaftungsrecht gefährlicher Perfonen, fo wird 


31) In den Grundrechten $. 13 ift ausdrüdlich erklärt, daß 
die Preßfreigeis nie fufpendirt werden kann. 
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ja, wenn auch verbrecherifche oder fehr aufreizende Artt: 
fel in Blättern erfcheinen, durch die Verhaftung ber Re 
dacteurs die nöthige Sicherheit gewährt. g) Die Suſpen⸗ 
fion des Gefeßes über Verſammlungsrecht ift unnöthig, 
weil ohnehin bei Werfammlungen unter freiem Himmel 
fchon nad) den Grundrechten $. 29 die Ortöbehörde bas 
Recht hat, bei dringender Gefahr für öffentliche Sicher: 
heit die Berfammlung zu verbieten. Wo die Sufpenfion 
der Habeas C. A. die Befugniffe über Verhaftung aut 
dehnt, liegt darin ſchon ein hinreichendes Mittel, gefaͤhr 
liche Perfonen verhaften zu laffen. Das Gefeb über bad 
Vereinsrecht bedarf Feiner Sufpenfion, weil nur da, wo bie 
Vereinsgenoſſen fich verfammeln, die Gefahr beginnen 
kann, und dagegen fchon das Verhaftungdrecht die nöthige 
Sicherheit giebt. Beſſer ift e8, wenn man dem Borbilde 
der englifchen Gefeßgebung folgt, welche gewifle Vereine 
(illegal combinations) als ftrafbar erflärt, wo dann das 
gefeßliche Einfchreiten leicht ift. h) Am wenigften würden 
wir das Geſetz, dag Niemand feinem gefeglichen Richter 
entzogen werden darf, fufpendiren laſſen. Kein Bebürf 
niß des Staats führt darauf, und das Beifpiel England 
und Amerika's beweift, daß auch in den furchtbarften po: 
litifchen Stürmen, auögenommen in Zeiten, in benen 
die Tyrannei die Volföfreiheiten zerflörte und in England 
eine Sternfammer einführte, es wagte, an ber Heilig: 
feit der Juftiz zu rütteln. Nie wird in jenen Ländern 
auch der fchwerfte politifche Verbrecher dem Urtheile der 
Gefhwornen entzogen. — Giebt man in gefahrvollen Zei 
ten mit zeitweifer Aufhebung der Formen der H. C. A. 
einem außerorbentlichen Bevollmächtigten das Verhaftungs⸗ 
recht, wie 3.3. im Auguft 1848 es dem Lorblieutenant In 
Irland eingeräumt ift, fo ift jeder Gefahr vorgebeugt; bie 
gefährlichen Perfonen können an irgend einem.-paffen: 
ben Plage verwahrt werben, bis die Regierung fie vor 
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ihre ordentliches Gericht ftelt. Alle Gefebgebungen (auch 
in England und Frankreich) erkennen ja des Recht der 
oberften Gerichte an, wegen außerordentlicher Umſtände, 
> 3. wenn in dem Departement, in welchem das Ver: 
brechen verübt wurde, der Geift der Aufregung weder Si: 
herheit für den Zeugen, noch Unabhängigfeit ber Ge: 
fhwornen erwarten läßt, die Sache an den Affifenhof 
eined andern Departements zu weifen, ebenfo rechtfertigen 
bie Gefeße den Gerichtäftand ded Zufammenhangs, wo: 
dur) die, wenn auch in verfchiedenen Gerichtöbezirken 
verübten verbrecherifchen Handlungen wegen inneren Zu: 
fammenhangsd einem Gerichte zur Unterfuchung und Ab: 
urtheilung überwiefen werben können. Daburd wird der 
Grundſatz: dag Niemand feinem gefeblichen Richter ent: 
jogen werden dürfe, nicht verlegt, da das Geſetz ja vor: 
aus auch diefe Gerichtöftände ordnete, und der Grund 
nit paßt, aus welchem Commiffionen nicht zuläffig find, 
bei weldyen nur für den einzelnen Fall gewifje, vorher 
durch das Geſetz zum Richteramte nicht beftellte Perfonen 
ald Richter beflimmt werden. — Sobald man geftattet, 
andere als den bereitd gefeglich für gewifle Säle ernann- 
ten Richter für einen einzelnen Fall ald Richter aufzuftel: 
len, woird der Rechtöfinn im Volke zerflört, das Vertrauen 
zur Juſtiz, ohne welches alle Richterfprüche ohnmächtig 
find, und einer Waffe gleichen, welche auf den Schüßen 
jurüdprallt, wird vernichtet, und der Glaube im Volke 
begründet, daß man jene außerordentlichen Richter nur 
gewählt habe, weil die Regierung ficher war, in diefen 
Perfonen Männer zu finden, die ald wilfährige Werk: 
juge der Negierungsgewalt nah den Wünfchen ber 
Nachthaber verurtheilen würden. Vorzüglich fennen wir 
kin größeres Unglüd für den Staat, ald wenn Militär: 
perfonen als Richter über Nichtmilitärperfonen wegen po: 
litiſcher Verbrechen beftelt werben. Es ift Dies eine Heu- 


64° Belagerungsftand, Kriegsrecht, Standrecht: 


chelei ordentlicher Unterfuhung mit maöfirter Zuftiz 
Mag man fich noch fo drehen, um mit fchlau audgefon: 
nenen Gründen die Maaßregel zu rechtfertigen, fo ift den: 
noch der gefunde Sinn der Bürger bald davon überzeugt, 
daß nur ein Schein bes Rechts vorliegt, und daß man 
Militärrichter nur wählte, weil man hoffen konnte, daß 
diefe fogenannten Richter am willfährigften die Angeklag— 
ten verurtheilen würden. Man weiß zu wohl, daß eben 
die Männer, welche zuvor im Kampfe ben Aufrührern 
gegenüber flanden, durch die Hitze des Kampfes ent: 
brannt, durch Verluft manches braven Kameraden, durch 
die verzweifelte Gegenwehr ber Empörer erbittert, Gefühle 
des Haſſes gegen Jeden in ihrer Bruft fragen, welcher 
ber Theilnahme an ber Partei der Aufrührer angeklagt ifl 
und ald Urheber jener Leiden betrachtet wird, die ber 
Kampf aud) für dad Militär herbeiführt. Zürnende Rich 
ter Eönnen aber Feine Richter ſeyn *2). Ihr Urtheil wird, 
wenn auch ohne Elares Bewußtſeyn die Folge der Ber 
blendung, die nicht ruhig die Thatfachen abzumägen ge 
ftattet, die Wirkung der Rache feyn. Man wählt das 
Militär ald Richter, weil man weiß, wie der Soldat, 
an militärifchen Gehorfam gewöhnt, gern den Befehlen 
und Wünfchen bes von ihm als tapfer und einflußreich ge: 
achteten Befehlöhabers folgt, der fchon als Richter Diejeni: 
gen auswählt, welche.er ald die firengften und den Macht: 
habern ergebenen Männer kennt. Wenn man ſich zur Recht: 
fertigung auf die Nothwendigfeit beruft, daß ein rafches, 
abfchredendes Beifpiel gegeben werden und auf die Gemüt: 
ther der übrigen wirfen müfje, fo ift das die Sprache der 


33) Dede Geſetzgebung geftattet dem Angeklagten, Richter zu 


recufiven, welche feine Feinde find. Warum will man bei 
den Militärgerichten nicht anerkennen, daß die Militärrichter 
nach allen menſchlichen Verhältniffen eine natürliche Befans 
enheit und Abneigung gegen die vor das SKriegsgericht ges 
ellten Angeklagten haben ? 
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alten Abſchreckungstheorie, über welche die Gerechtigkeit 
vor ber befferen Staatöflugheit und der Erfahrung Tange 
den Stab gebrochen haben. Der Berfaffer diefes Auf: 
faged hat zu lange gelebt, um nicht zu wiffen, daß die 
Volksſtimme diejenigen Nichtmilitärperfonen , welche von 
Militärgerichten gerichtet wurden, ald Märtyrer und Opfer 
der Tyrannei betrachtet. — Führt man zur Rechtferti: 
gung diefer Gerichte an, daß in Zeiten bes Aufruhrs felbft 
die Humanität die Einführung des Standrechtö gebiete, 
weil fonft die erbitterten Soldaten feinen Unterfchied zwi: 
fhen Schuldigen und Unfchuldigen eintreten laffen und 
unbarmherzig auc die Fliehenden tödten würden, wenn 
fie nicht wüßten, daß burd das Standrecht die Aufrührer. 
ficher und rafch beftraft würden, fo. erfennt man dadurch 
den Zuftand ungezügelter Wildheit, die Feiner militäri- 
fhen Zucht ſich unterwirft, als Nechtfertigungsgrund 
einer Ausnahmömaaßregel an, die man felbft mißbilligt, 
und gefteht zu, daß man von jenen leidenfchaftlich aufge: 
regten Milttärperfonen nicht die Eigenfchaften erwarten 
darf, welche zum Richteramte gefordert werden müffen. 
Wenn die Motive zum badifchen Entwurfe eines Stand: 
rechtsgeſetzes die Niederfegung eines Militär gerichts 
dadurch rechtfertigen wollen, daß der, welcher fich mit 
Waffen gegen die öffentliche Gewalt auflehnt, fi von 
felbft der Beſtimmung des Kriegsrechts unterwerfe, fo 
liegt eine Kette von Sprüngen vor, bei denen man dad 
Bertheidigungsrecht mit dem Strafrechte verwechfelt. AT: 
lerdings ruft der bewaffnete Verbrecher die Gewalt bes 
Staatd gegen fi) auf, er unterwirft fich dem fchwerften 
Uebel, was im offenen Kampfe von der bewaffneten 
Macht zur Vertheidigung und Unterdrüdung der Gefahr 
gegen ihn geübt wird; aber fo wenig der entwaffnete 
Feind nach abgewehrter Gefahr dem alle Grundſähe ded 
Rechts vernichtenben Gerichte des zuvor Angegrifienen fd 
€ 


Urchlo & Er. M. 1849. I. St. 


66 Belagerungsftand , Kriegsrecht, Standrecht 


unterwirft, fo wenig wird das geſunde Rechtögefühl behaup- 
ten, daß der gefangene entwaffnete Verbrecher fich Dem 
Militärgerichte unterworfen habe. 


D. Sndem wir dem Grundfage treu bleiben, daß 
jeder Akt der Sufpenfion der H. C. A. ein Ausfluß der 
gefeßgebenden Gewalt ift, fordern wir, daß die proviſori⸗ 
fche Anordnung die Sufpenfion der H.C. A. und die nad 
folgende von dem Neichötage oder den Kammern audge: 
hende Anordnung genau bezeichne, in welchem Umfange 
die Sufpenfion eintreten darf, welchen Perfonen außeror: 
dentlicher Weife die Befugniß, z. B. verhaften zu laſſen, 
übertragen werben fol, welche gefeßliche Formen nicht ge: 
fordert werden, wie lange das außerordentliche Recht 
dauern darf. Das Minifterium und die Kammern wer: 
den das Bebürfniß des einzelnen Falles erwägen und nad) 
der Größe der Gefahr auch größere Beſchraͤnkungen der 
Sreiheiten anordnen. Der Aft felbft enthält nur eine Er: 
maͤchtigung für den Bevollmächtigten, der nad) der Art 
der Umftände im bezeichneten Begriffe weifen Gebraud 
machen wird. 


III. Sragt man, ob die Regierung auch des Mit: 
teld bedarf, einen Bezirk in Belagerungs: oder in Kriegs: 
fland zu verfegen, fo ftellen wir dies in Abrede. Kine 
folhe Berfegung foll entweder die Wirkung haben, 1) daß 
die Maffengewalt gegen die Empörer angewendet werden 
fann, 2) oder daß gewiſſe Beflimmungen über Verhaf: 
tung, Hausſuchung und Verfammlungsrecht zeitweife 
außer Wirkſamkeit gefegt werben, oder 3) daß die Unter: 
fuhung und Beflrafung der in einem Bezirke verübten 
Verbrechen einer gewiflen Art befonderen Gerichten 3. 8. 
Kriegsgerichten zugewiefen werden, ober, daß gewifle Ver: 
geben firenger beftraft, insbefondere mit Zodeöftrafe be 

drobt werden. — Sn der erften Beziehung bedarf «8 
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feiner befonderen Beflimmung, da ein Aufrubrgefeß, 
wie wir es oben bezeichneten, hinreichende Macht der Re 
gierung giebt, und nicht fie hindert, fo lange die Gefahr 
befteht,, gegen bewaffnete Empörer Waffengewalt zu braus 
hen. In der zweiten Rüdficht reicht die bisher ent: 
widelte Sufpenfion der Habeas C. A. aus. Daß die Ans 
ordnung befonderer Commiſſionen und felbft der Militärs 
gerichte nicht nöthig, daß fie felbft Höchft nachteilig iſt, 
wurde oben gezeigt. Jede Strafprozeßordnung wird ohne 
bin Vorfchriften enthalten, nach welchen ein Gerichtöftand 
des Zufammenhangd gegen die obwohl an verfchiedenen 
Orten thätigen Theilnehmer erlaubt ift, und der oberfte 
Gerichtöhof (wie auch in England und Frankreich nach Code 
art. 542) berechtigt ift, die Aburtheilung von Verbrechen 
in Fallen, in denen die am Orte des verübten Verbrechens 
beftehenden Verhältniffe die Vornahme der Unterfuhung im 
Öffentlichen Sntereffe widerrathen, an eines ber Gerichte in 
einer andern Provinz zu verweifen. Mad enblich bie 
fchwerere Beſtrafung von Verbrechen in gewiffen Zeiten 
betrifft, fo fegen wir voraus, daß eine weile Strafgefeßs 
gebung ſchon alle Combinationen verbrecherifcher Thaͤtig⸗ 
keit vorher erwägen und überhaupt Strafen fo drohen 
wird, daß das richterliche Ermeffen einen weiten Raum 
bat und auch die den fchwerften Fällen der Verfchuldung 
entfprechende Strafe erfannt werben fann. Was die To: 
deöftrafe betrifft, fo ift fie jeßt durch die Grundrechte auf: 
gehoben, jedoch fo, daß fie im Kriegsrechte noch gedroht 
werden kann. Died Fannı nur foviel heißen, daß entweder 
die Gefebgebung des Landes bei gewiflen Verbrechen, die 
in ruhigen Zeiten nicht mit dem Tode beftraft werden, To⸗ 
beöftrafe droht, wenn fie in Kriegözeiten oder im Buͤr⸗ 
gerkriege verubt werden, weil in foldhen Zeiten die Gefahr 
aus diefem Berbrechen auf das Höchfte fleigt und bie 
Größe der Verſchuldung ſehr erhöht wird, 2.8. vi der 
E 2 
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Spionerie, bei dem zu Gunften bed Feindes verubten Verrath 
von Feftungen, bei einer (vielleicht felbft im Einverſtaͤnd⸗ 
niffe mit dem Feinde) verübten, das Leben von Qunderten 
gefährdenden Beſchaͤdigung der Eifenbahn; oder ber obige 
Ausdruck bedeutet, Daß die Gefeßgebung in außerordent: 
lichen Zeiten zeitweife gewiſſe fonft nicht tobedwürdige Ver: 
brechen mit Todeöftrafe bedroht. — Zu allen diefen 
Maaßregeln bedarf ed nicht des unbeflimmten Ausdrucks: 
Belagerungd: oder Kriegäftand, mit welchem unzertrenn: 
lich eine Willfürherrfchaft und eine gefährliche Macht eines 
Oberbefehlshabers begründet wird, die felbft bei redlichem 
Willen leicht aus zu großer Aengftlichkeit und weil über: 
haupt Militärperfonen gern an die Allmadıt der Schrek: 
Eendmaaßregeln glauben, zu Quälereien und Sreiheits: 
befchränfungen gemißbraucht wird, durch welche eben die 
fonft der Regierung treu ergebenen aber denkenden Bür: 
ger gegen fie geflimmt werden. Am wenigften kann man 
eine Verſetzung in Kriegsſtand in der Weife je geflatten, 
daß nach) dem Minoritätsantrage in der Nationalverfamm: 
Yung der höchften Militärbehörde die gefammte Ere: 
cutivgewalt übertragen und dad Recht gegeben 
‚ wird, den Gerichten die Befugniß einzuräumen, Todes⸗ 
urtheile zu fällen. Wir halten die Webertragung 
beider Befugnifle für unmöglich; denn unter Erecutivge: 
walt verfteht man nad) den Berfaffungsurfunden die ganze 
Regierungsgewalt, wie fie den Regenten zufteht; eine 
folche ift aber unveräußerlich und iſt nur an die Perfon des 
Regenten geknüpft; fie kann nie anderen Perfonen über: 
tragen werben‘, wenn man nicht alle flaatdrechtlichen 
Grundfäge zerflören wi. Soll unter der Befugniß, dem 
Gerichte dad Recht Zodesurtheile zu fällen, diejenige ver: 
flanden werden, auch in Fällen, in denen Fein Gefeß bie 
Todesſtrafe droht, Die Anwendung derfelben anzuordnen, 
fo würde man dem Militärcommandanten die gefeßgebende 
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Gewalt in einem fchaudererregenden Umfange übertragen. 
Um aber Todesſtrafe in den Fällen zu erkennen, in wel: 
hen das Strafgefet bereit diefe Strafe zu erkennen geftat: 
tet, bedarf es Feiner Ermächtigung des militärifchen Ye: 
fehlshabers. 

IV. Was endlich das Standrecht betrifft, fo 
fehlt es freilich nicht an Verſuchen, Daffelbe mit blenden: 
den Gründen zu rechtfertigen *). Man nennt das Stand: 
recht nicht eine Erweiterung der Gewalt der Regierung, 
fondern eine Beſchraͤnkung und Regelung ihres Vertheidi—⸗ 
gungsrechts; man gefteht, daß es Fein Gericht, Fein ge 
richtliched Verfahren, fondern eine Art Angrifföfrieg fey, 
der anfängt, wo der Bertheidigungsfrieg nicht mehr ge: 
nügt; man bezeichnet es als das bewaffnete Gefeg, 
oder als die geregelte Form des durch Aufruhr hervorge: 
rufenen und nach Fruchtlofigkeit aller andern gefeblichen 
Mittel zugelaffenen Kriegs. ine folche Rechtfertigung 
ift nichts ald eine Kette von hohlen Phrafen, deren Nich: 
tigkeit fchon 1831 Rudhart als Berichterftatter der 
baierifchen Kammer der Abgeordneten nachgewieſen hat *5). 
Man verwechfelt bei der vertheidigten Maaßregel offenbar 
dad Vertheidigungsrecht mit dem Strafrechte. Das erfte 
bezieht fich nur auf die Abwehr eines Angriffs und endigt, 
fobald der Angriff abgewehrt if. Die Rechte und Ber: 
pflihtungen des angegriffenen Privatmanns in Bezug auf 
Vertheidigung find auch die Rechte und Pflichten der bür: 
gerlihen Gefellfchaft , wenn fie von dem Feinde an: 
gegriffen wird. — Die Befugniffe der Vertheidigung 
gehen nicht weiter als die Abmehr des Angriffe es forbert 


341) Ein folcher WBerfuch findet fich in den wonden; zu dem baie⸗ 
riſchen Geſetzesentwurfe von 1881. ©. 1 

35) 3.9. Rudhart über den Entwurf eines Geſetzbuchs über das 
Berfahren in Strafſachen (aus zellen Nachlaſſe Heransararten 
von Bode. Regensburg 1848. &, 211). 
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Nie dürfen unter dem Vorwande des Nothrechts die Mittel 
der Gewalt weiter fortgefeßt werden, ald ed nothwendig ift, 
um neuen drohenden Angriffen vorzubeugen. So wenig 
der angegriffene Privatmann, wenn er feinen Angreifer 
entwaffnet hat, den unbewaffneten Feind, der vor ihm 
liegt, toͤdten kann, fo wenig fann ed ber Staat nad) ab: 
gewehrtem Angriffe. Die Handlung des Einen wie bed 
Andern würde nur Rache feyn. Der Fehler liegt darin, 
daß der Staat dem beendigten Kriege gegen die Empoͤrer 
noch eine Art von Zuftizaft anhängt, den man Standredt 
nennt. Es ift wahr, was Rudhart ?©) fagt: „Der 
Krieg erhält durch den Krieg feine menfchlichen Gefege und 
Maͤßigung; aber was fo hinter ihm drein kriecht, ohne 
Waffen, die Rache und der Haß, die erft auftreten, wenn 
man Te Deum laudamus mit dem vae victis vermiſcht, 
kennt Fein Gefeß, ober benußt ed zu feinen Zweden.” 
Jene hohle Phrafe: das Standrecht fey dad bewaffnete 
Geſetz, ift empoͤrend; ja dad Geſetz ift eine Waffe, die 
moralifcher Natur ift und in der Strafe liegt, und die Macht 
des Geſetzes verbürgt: aber jene Macht liegt nur in der 
Heiligkeit feiner Wirkung, welche ohne Einfluß der Leiden: 
fohaften, erhaben wie die Gottheit über alle Regungen des 
Hafles, des Zornd und der Rache, nach forgfältiger Prü- 
fung, nach der ausgedehnteften Vertheidigung, welche 
dem Angeklagten gewährt wurde, den Schuldigen trifft. 
Jedes Standrecht verlegt diefe Heiligkeit des Gefeges und 
vernichtet die Achtung vor der Suftiz, weil man fieht, 
daß fie den Parteizweden dienen und die Maöfe leihen 
muß, damit der Schein rechtlicher Form gerettet werde, 
Das Standrecht iſt aber auch Fein Beduͤrfniß der bürgers 
lichen Gefellfchaft. Sobald die Gefeßgebung dafür forgt, 
daß da, mo ohne Gefahr am Orte des Verbrechens Die 


36) a. a. DO. ©. 211. 


ſchen Progeffen, wo eine große Zahl von Angefchul: 
a vorhanden ift, raſch die verführten, Leicht bethei- 
ı von den Anftiftern, Anführern und den ſchwer be: 
gten fcheidet und die Unterfuhung nur auf bie zuleßt 
hneten befchränkt, fobald man bie Zahl der Unter: 
ngörichter in ſolchen Fällen vermehrt, wird die Unter: 
ng fo beſchleunigt werden fönnen, daß ale Nachtheile 
Zögerung wegfallen. — Das Standrecht ift eine 
: von Unregelmäßigfeiten und Widerfprüchen mit den 
ıtlihen Erforderniffen einer Vertrauen erwedenden 
3. Die wefentlihe Forderung, daß der Angeflagte 
ı diejenigen, welche feine Richter feyn follen, Recu⸗ 
isrechte wegen beforgter Befangenheit ausüben kann, 
bei dem Standredhte nach den daruͤber ergangenen 
gen weg, Der Angeklagte muß ſich den ſchon klug 
intereffe der Bewirkung der Verurtheilung ausge— 
ten Richtern unterwerfen, wenn er auch die noch fo 
‚ndeten Recufationögründe hat. Es iſt eine weſent⸗ 
Buͤrgſchaft einer guten Suftiz, daß der Angeklagte 
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an einem weit entfernten andern Orte war, oder daß er 
nur gezwungen in die Reihen der Empörer gedrängt 
wurde, fo nuͤtzt dies Alles nichts; denn das Standrecht 
muß binnen 24 Stunden einfchließlih der Urtheildvoll: 
ſtreckung beendigt feyn. Jeder Verurtheilte kann wenig: 
ſtens Nichtigfeitöbefchwerde ergreifen; in Frankreich, im 
Mutterlande diefer Ausnahmsmaafregeln, tft auch dem 
vom Kriegögericht Verurtheilten die Caflation geftattet ; 
Deutfchland (dad humane und gerechte Land) giebt Fein 
Rechtsmittel dem ftandrechtlich Verurtheilten. Zergliedere 
man alle Vorfchriften der neuen Standrechtögefeße, ſo 
wird man Überall die fchwerften Verlegungen der oberften 
Grundſaͤtze über Strafjuftiz finden. Kann man erwar: 
ten, daß dad Vertrauen an die Gerechtigkeit der ſtandrecht⸗ 
lich gefällten Strafurtheile im Volke begründet fey? Darf 
man hoffen, daß an folche Urtheile die Achtung vor ber 
Juſtiz, deren Formen man erborgte, fi Enüpfen wird? 
Mögen diejenigen, welche Standrecht vertheibigen, nie ver: 
geflen, daß das Glüd in Beziehung auf politifche Zuftände 
ſehr wechfelnd ift und morgen jene Parteien fiegen fönnen, bie 
‚geftern befiegt, deren Theilnehmer flandrechtlich verurtheilt 
wurden. Hat einmaldas Volk mit dem Mittel der Ausnahms⸗ 
juftiz fich befreundet, fo rechne man darauf, daß, wenn 
die Aufrübrer fiegen, fie auf eine noch furchbarere Weife 
von dem Kriegs- und Standrechte Gebrauch machen und 
auf die Ausnahmsjufliz ded Staats fich berufen und bad 
Ausnahmsgeſetz für fich ausbeuten werden. — „Mit dem 
Sefangenen ift der Krieg durch die Gefangenfchaft been: 
bigt. Das Standrecht fest ihn gegen ben Unbewaffneten 
fort.” 37) Wir, die wir um feine Gunft, weder um Die 
von oben noch die von unten gewährte Gunft buhlen, wir, 
die wir gegen Anarchie, wie gegen bie Reaction kämpfen, 


37) Rudhart ©. 212. 
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mir, bie wir eine ſtarke energifche Staatögewalt gründen 
wollen, finden in der Eräftigen und Elugen Anwendung 
es oben gefchilderten Aufruhrgefeßed und der Sufpenfion 
yer Habeas Corpus Acte hinreichende Mittel zum Schutze 
ver Staatdordnung; wir Fämpfen gegen Anwendung des 
Belagerungsftandes, Kriegsrechts und Etandrechtd, weil 
vir jene Mittel im Intereffe ber Regierung für ‚nachtheilig 
md gefährlich, aber auch für entbehrlich halten, und jede 
Anwendung einer nicht durch die Nothwendigfeit gerecht: 
fertigten Gewalt des Staats verberblich für den Staat 
elbft werden Tann. 
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III. 
Gegen Anklage⸗Jury und Für Special⸗Verdict. 
Bon 


Herrn Dr. 8. A. Biener, 
Geheimen Juſtizrath in Dresden. 


Hıs im $ahre 1848 bei Gelegenheit der erften Bewegun⸗ 
gen die Wünfche des Volfes in Sturmpetitionen formulirt 
wurden, forderte man in mehreren Ländern Gefchtooenens 
gerichte nach englifcher Einrichtung. Daß diefes Berlans 
gen, in folcher Allgemeinheit ausgedrüct, dem gefühlten 
Beduͤrfniſſe nicht entfprach, ergeben die feitdem in mehre⸗ 
ren deutfchen Ländern entftandenen Entwürfe und Gefege, 
worin die Einrichtung der Gefehwornengerichte im Ganzen 
dem franzöfiihen Verfahren nachgebitdet if. Es haben 
daher wahrfcheinlich die Eoncipienten jener Sturmpetitio: 
nen wegen mangelhafter Kenntniß der Sache, nur an eins 
zelne hervorragende Specialitäten der englifchen Jury ges 
dacht, vermuthlich an die groge oder Anklage: Jury. 
Es beftätigt fich) dies dadurch, daß feitdem bei mehreren Ge: 
legenheiten, two von den Befchmwornen » Öerichten die Rede 
war, von Männern der linken Seite auf Hinzufügung 
einer Anflagejury angetragen worden if. So in Frank⸗ 
furt auf Beranlaffung der Grundrechte und in der zweiten 
fächfifhen Kammer; doch haben diefe Anträge die Geneh⸗ 
migung der Verfammlungen nicht erhalten. Dagegen ift 
eine andere Sigenthümlichfeit des englifchen Rechtes, das 
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ectal:Berdict, in den fächfifchen Entwurf zu Or⸗ 
fation des Gefchwornengerichts aufgenommen und, 
achtet einiger Einwendung der linfen Seite, von den 
nmern genehmigt worden. Es dürfte daher der Mühe 
th ſeyn, diefe beiden Specialitäten des englifchen Ver: 
tens etwas näher zu betrachten, weil fie in Deutfchland 
Hang gefunden haben, während man übrigens einig 
im Ganzen das franzöfifche Verfahren beizubehalten. 


J. Die Anklage-Jury. 


Unter den Argumenten fuͤr die Anklagejury beſteht 
erſtes praktiſches darum, daß groͤßere Garantie 
einen Angeſchuldigten darin liege, wenn zwei Collegia 

tee Mitbürger ihn in der Sache, das eine für gravirt, 
andere für fchuldig erfannt haben. Wir fünnen dies 
eben und wollen nur bemerfen, daß nach Analogie dies 
Argumentes überhaupt Rechtsmittel in Eriminalfachen 
theidigt werden koͤnnen, namentlich eine zweite Inſtanz, 
bei einer andern Jury die bereitd von einer Jury vers 
ochene Rechtsfache anderweitig vorgelegt wird. Ferner 
ın man aus demfelben Grunde eine wiederholte Ermä- 
ng der Landesangelegenheiten in zwei Kammern für allein 
erläffig und fuͤr nothwendig Halten. Alles diefes wird 
e von denen, welche die Anflagejury fordern, gewoͤhn⸗ 
ı nicht zugegeben, und fie felbft Halten alfo das Princip, 
rauf fie ihe Argument fügen, nicht für ein abfolut 
hres. Ein zweites Argument politifher Natur 
E davon aus, daß die Urtheildjury ein Bedürfniß fey, 
il die Richter niemals unabhängig ſeyn Fönnen von der 
sierung. Nun fey aber die Verſetzung in Anklagezus 
ad nicht weniger wichtig, als der Spruch des definiti⸗ 
a Urteils, und daher nothwendig, daß Fein Staats: 
rgee Durch die Organe der Regierung vor Gericht ge 
He werde, ohme dag eine Jury von Bürgern von ber 
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davon fagt Mittermaier (Strafverfahren IVte Ausg 
11. Bd. ©. 171), daß in Amerika der Angefchuldigte er 
fheint, aber feinen Bertheidiger haben (alfo wohl fein 
Entlaftungszeugen produciren) darf, Wenn dies der Kal 
ift, fo hätte wenigftens der Angefchuldigte Gelegenheit zı 
Einwendungen gegen die Ausfagen der Belaflungszeugen 
nah Tittmann hat er in manchen Staaten Das Rech 
motivirter Recufation gegen einzelne Anklagegefchtoorne 
Außerdem ftimmen beide Echriftftellee (Mittermaie 
0.0.9. S. 172, Tittmann ©. 107.) darin überein 
dag die große Jury, außer den producirten Zeugen, di 
Vernehmung noch anderer verfügen kann, wenn fie es fü 
nöthig findet. Es liegt hierin ein Vorfchritt zu Unter 
ſuchung, der in England noch nicht gemadt if. — Aı 
Schottland giebt es Feine große Jury, ausgenommen Iı 
Hocverrathsfällen. Der Staatsanwalt entwirft aus de 
Borunterfuhung eine Anflagefchrift, und über deren Zufäf 
figfeit entfcheidet nach vorheriger Verhandlung der Ge 
tichtshof durch ein Interlocut of relevancy. 


Sn dem vorftehend befchriebenen Verfahren der eng 
liſchen großen Jury fällt zunächft auf, daß fie völlig ein 
feitig nur den Anfläger und deſſen Belaftungszeugen ver 
nimmt. Wir ftehen nicht an, dies für einen entfchiedeneı 
Fehler zu halten, indem alfo der Angefchuldigte gar nic) 
gehört wird, überdies deffen bei Vorunterfuchung gemacht 
Aeußerungen nicht mwefentlih zur Kenntnig der Jury Fom: 
men. Daß die Verhandlung nicht öffentlich iſt, vermehr! 
noch die Bedenfen. Beide Umftände beruhen auf den 
biftorifchen Grunde, daß diefe Jury urfprünglicd Rüge: 
jucy war. "Bel einer, dergleichen ift es natürlich, daß fü 
geheim Krhandelt, um nicht grundlofen Anfchuldigungen 
wie fie Aothwendig vorkommen müffen, eine größere Pu: 
blicität zu geben. Ein dritter auffallender Umftand if 


!önnen wie nicht leugnen, meil wir als Hiftorifer 
mäßige Ausbildung von Rechteinftituten vorzugs⸗ 
dachten, viel höher als die Weisheit philofophifcher 
er. Diefem Argumente zu Ehren müffen wir alfo 
ſche große Fury in Betrachtung ziehen, und zwar 
in ihrer jegigen Geftalt und hinfichtlich ihrer ans 
m Brauchbarfeit. Nachher wird aber eine hiſto⸗ 
ıteefuchung über ihre Stellung und ihren Werth 
agliſchen Proceffe ſich anfchliegen, namentlich für 
?, 0b fie wirklich dort ein organifcper unfehlbarer 
Heil des Ganzen ift. 
dem mir und der Betrachtung der englifchen 
jury zumenden, bemerken wir zunächft, daß fie 
Geſchwornen befteht, unter welchen 12 Etimmen 
m und daß ihr eine formulierte Anflageacte (bill) 
welche fie ermächtigt iſt, zu genehmigen, zu vers 
oder hinſichtlich der Qualification zu verbeffern. 
wen nächften Zweck müffen wir aber beſonders hers 
1, daß fie nicht Öffentlich verhandelt, dag vor ihr 
Anfläger und feine Zeugen vernommen werden, 
aß ihr ein Beamter des Gerichts (clerk) affiftirt, 
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Zeit eine große Zahl von Anflagen erpedirt, viel Wahr 
ſcheinlichkeit hat. 

Wenn nun demnach die englifche große Jury nicht 
empfehlensmwerth erfcheint, Fönnte man auf den Gedanken 
fommen, die Grundidee derfelben feftzuhalten, aber die 
Ausführung zu verbeffern. Man würde alfo vielleicht vor: 
fhlagen, daß in einer Öffentlichen Sigung, welcher nur 
ein Richter zu präfidiren brauchte, in Gegenwart der 
Geſchwornen der Staatsanwalt feine Anflage zum Bors 
trag brachte, der Angefchuldigte und die Zeugen ſowohl 
für die Anfchuldigung als für die Entlaftung kurz vernom: 
men würden, zum Schluß der Bertheidiger das Wort 
hätte. Die Geſchwornen würden ausſchließlich über die 
Zuläffigfeit und Richtung der Anflage entfcheiden, und 
darnah die Anflagefchrift definitiv formulirt werden. 
Sol eine Einrichtung dürfte für den erften Anblick zwecks 
mäßig erfcheinen, und für die |nftruction der Geſchwornen 
wegen eigentlich juriftifeher Bedenfen würde der Richter 
forgen Fönnen. Aber es ift dagegen zu beruͤckſichtigen, 
daß zunächft die Herbeiziehung eines folchen Geſchwornen⸗ 
gerichtes den Prozeß verlängert, bei weitem’ mehr als es 
in England der Kal iſt. Außerdem aber brauchen . toir 
dann noch einmal foviel Geſchworne, mährend fehon die 
Beſchaffung einer Urtheilsjury Beläftigung macht; die 
Hauptzeugen müffen, außer der Borunterfuchung, zwei⸗ 
mal vor dem Eriminalgericht erfcheinen; es werden alfo die 
Koften des Procefies und die Laften des Dienftes der Ge⸗ 
fh wornen vermehrt. Ferner hätte man dann doch noch 
nicht für die Verhaftung und deren fo leicht mögliche Mißs 
bräuche einen Schuß durch Geſchworne; es würde daher 
immer noch nicht die Garantie gegen Willführlichfeiten der 
Sriminaljuftiz vollkommen feyn. Endlich aber würde die 
planmäßige VBolftändigfeit der den Geſchwornen vorgelegs 
ten Beweismittel fie unfehlbae in die irrige Bahn führen, 
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als ob fie vorläufig bereits ein Schuldig auszuſprechen 
hätten, und fie wuͤrden dahin kommen, leichtſinnig An: 
Hagen abzuweiſen. Wirklich Hat man dieſe Erfahrung in 
Frankreich gemacht und die Anklagejury iſt nach Inhalt der 
‚fficiellen Motiven hauptfächlich deshalb abgefchafft wor⸗ 
ven. Unter diefen Umftänden muß man wohl das aufge 
tellte Ideal einer Anklagejury für unpraktiſch halten, und 
vorziehen, daß juriftifche Richter zuerft fich über die Zu: 
Affigkeit nach Maaßgabe der Beweismittel ausfprechen 
und hierauf die Gefchtvornen definitiv. ihr Verdict zu. 
zeben haben. 

Man koͤnnte bei dieſer Gelegenheit daran erinnern, 
aß in Frankreich in der erſten Revolutionszeit eine An⸗ 
lagejury angeordnet war, die erft im Jahr 1808 aufge: 
yoben wurde. Indeß abyefehen davon, daß fie nicht ohne 
Zruͤnde wieder abgefchafft worden ift, fcheint auch diefe 
nicht etwas Nachahmungswuͤrdiges zu liefern. Nach den 
Sefegen von 1791, welche in diefem Stüd durch den 
Code 3. Brumaire an IV. nicht abgeändert wurden; 
vurde die Anklage, fobald der directeur du jury fie für 
wuläffig hielt, vor eine Jury von acht Geſchwornen ge: 
bracht. Der Director feste derfelben die Sache auseinans 
der, wobei zugleich die Acten mit Ausnahme ber Zeugens 
ausfagen vorgelegt wurden; hierauf folgte die Verneh⸗ 
mung des Klägers und der Zeugen. Bei der Berathung 
der Fury felbft war der Director nicht gegenwärtig; Mas 
jorität entfchied. Durch das Gefeß vom 7. Pluviöse 
an IX wurde bedeutend geändert. Der directeur du 
jury, welcher vorher nur die Aufficht über die friedengs 
richterliche Vorunterfuchung gehabt hatte, wurde nunmehr- 
ein wirklicher Inftructionsrichter. Bor der Anklagejury 
wurden der Kläger und die Zeugen nicht mehr vernommen ; 
fie entfchied nunmehr lediglich auf den Vortrag aus den 
Acten der Vorunterfuhung. Unter diefen beiden Verfah⸗ 

Archis d. Gr. R. 1849. I. ©t. 
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Zeit eine große Zahl von Anklagen erpedirt, viel Wahr 
fcheinlichfeit Hat. 
Wenn nun demnach die englifche große Jury nicht 
empfehlenswerth erfcheint, Fünnte man auf den Gedanken 
fommen, die Grundidee derfelben feftzuhalten, aber die 
Ausführung zu verbeffern. Man würde alfo vielleicht vors 
fhlagen, daß in einer Öffentlihen Sigung, telcher nur 
ein Richter zu präfidiren brauchte, in Gegenwart der 
Geſchwornen der Staatsanwalt feine Anklage zum Vor⸗ 
trag brachte, der Angefchuldigte und die Zeugen ſowohl 
für die Anfchuldigung als für die Entlaftung kurz vernom⸗ 
men mwürden, zum Schluß der Bertheidiger das Wort 
hätte. Die Gefchwornen würden ausfchlieglih über die 
Zuläffigkeit und Richtung der Anflage entfcheiden, und 
darnach die Anflagefchrift definitiv formuliert merden. 
Solch eine Einrichtung dürfte für den erften Anblick zwecks 
mäßig erfcheinen, und für die Snftruction der Geſchwornen 
wegen eigentlich juriftifcher Bedenken wuͤrde der Richter 
forgen Fönnen. Aber es ift dagegen zu berückfichtigen, 
daß zunächft die Herbeiziehung eines folchen Geſchwornen⸗ 
gerichtes den Prozeß verlängert, bei weitem mehr als es 
in England der Fall iſt. Außerdem aber brauchen wir 
dann noch einmal foviel Gefchworne, während fchon die 
Beſchaffung einer Urtheilsjury Beläftigung macht; die 
Hauptzeugen müffen, außer der Borunterfuchung, zwei⸗ 
mal vor dem Sriminalgericht erfcheinen; es werden alfo die 
Koften des Proceſſes und die Kaften des Dienftes der Ge⸗ 
fhwornen vermehrt. Ferner hätte man dann doch noch 
nicht für die Verhaftung und deren fo leicht mögliche Mißs 
bräuche einen Schuß durch Geſchworne; es würde daher 
immer noch nicht die Garantie gegen Willführlichfeiten der 
Sriminaljuftiz vollfommen feyn. Endlich aber würde die 
planmäßige VBollftändigfeit der den Geſchwornen vorgelegs 
ten Beweismittel fie unfehlbar in die irrige Bahn führen, 





ep mn wwye vu vun 
Deal einer Anklagejury für unpraktiſch halten, und 
Jen, daß juriſtiſche Richter zuerft ſich über die Zus 
eit nach Maaßgabe der Beweismittel ausſprechen 
hierauf die Geſchwornen definitiv. ihe Verdict zu. 
haben. . 
Man fönnte bei diefer Gelegenheit datan erinnern, 
1 Sanfreich in der erſten Revolutionszeit eine Ans 
ary angeordnet war, die erft im Jahr 1808 aufge 
wurde. Indeß abgefehen davon, daß fie nicht ohne 
3e wieder abgefchafft worden ift, ſcheint auch diefe 
twas Nahahmungstwürdiges zu liefern. Mach den 
m von 1791, welche in diefem Stüd durch den 
3. Brumaire an IV. nicht abgeändert wurden, 
die Anklage, fobaßd der directeur du jury fie für 
8 hielt, vor eine Jury von acht Gefchtornen ge 
Dee Director fegte derfelben die Sache auseinan⸗ 
mobei zugleich die Acten mit Ausnahme der Zeugens 
zen vorgelegt wurden; hierauf folgte die Verneh⸗ 
des Klägers und der Zeugen. Bei der Berathung 
ury felbft war der Director nicht gegenwärtig; Mas 
t entiied. Dur das Gefeß vom 7. Pluviöse 
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durchgeführt wurde. Diefe Jury bildete alfo im Intereſſe 
des Staates (pax domini Regis) in inquifitorifchem Sinne 
ein nothwendiges Supplement zw der Privatanklage , die 
in vielen Fällen ausblieb. ine ſolche Einrichtung iſt mes 
fentlich altgermanifch und wir finden fie auch anderwärts 
in dem deutfchen Mittelalter. Zweitens hängt die große 
Jury in ihrem erften Urfprunge mit der angelfächfifchen Ge⸗ 
fammtbürgfchaft zufammen, zufolge deren die unter einander 
zu Decennen und Hundreden Verbundenen fich gegenfeitig zu 
vertreten verpflichtet waren. Die Berbundenen Fonnten ſich 
von der Haftung nur befreien, indem fie ihren Genoſſen 
rügten und vor Gericht ftellten. Auf diefe Weife Hatten die 
zur Rüge Berufenen ein fpecielles Interreſſe, nichts zu ver⸗ 
ſchweigen; was bei anderen germanifchen Stämmen fich 
nicht findet. Drittens lautete die Eriminalanflage nach 
Normaͤnniſcher Sitte allemal auf Herausforderung zum 
Kampf, und erft im 13ten Jahrhundert feit Einführung 
der Urtheilsjucy wurde dem Angeflagten verftattet, nad 
freiee Wahl fih durch Kampf oder duch Berufung auf 
Fury zu vertheidigen. Die Gefährlichkeit einer Criminal: 
anflage für den Kläger felbft war daher fo groß, da fehr 
viele abgefchrect wurden, ihre gutes Necht geltend zu 
machen, und um defto nothmendiger wurde jene Rügejurp 
als Supplement für die Kalle, in welchen Niemand. fich 
getraute, ald Anfläger aufzutreten. Wer fich zu beflagen 
hatte, wendete ſich an einen oder mehrere von der Rüges 
jucy und fuchte fie von der Sache entweder perfönlich oder 
duch Vorführung anderer Zeugniffe fo zw überzeugen, 
daß fie ein indictment in der Berathung der Rügejury 
bevorworteten. 

In der Zeit des Mittelalters ift die Veränderung eins 
getreten, dag zum Behuf des Rügens nicht mehr eine 
Feine Jury aus jedem Hundred, fondern eine große von 
AXIV Verfonen aus der Graffchaft einberufen wurde. 
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Bon dem einfachen Rügen diefer großen Jury finden fich 
einzelne Beweiſe noch in dem 17ten Fahrhundert und ges 
ringe Weberrefte in dem achtzehnten. Da in der Haupt: 
facde noch das Syſtem der Privatanflage gift, fo Ift dur 
das Aufhören dieſes freien Ruͤgens eine Lücke entſtanden. 
Es fehlt das Eupplement, welches zu einer Verfolgung 
von Amts wegen im Mangel der Privatanflage nothwendig 
tft, und die zur Abhilfe befichenden Maafregeln find .in 
feiner Weife ausreichend )). Indeß hat die große Jury 
auf eine andere Weife eine Befchäftigung befommen, die 
noch jet den weſentlichen Umfang ihrer Thätigfeit bildet. 
Da die Privatanflage fortwährend auf dem alten Fuße be: 
ftand,, daß der Angeflagte Kampf oder Jury wählen konn: 
te, wie ein in dem Jahre 1817 vorgefommener Kall be: 
meift, Hat fich in dem 16ten Jahrhundert in Folge der 
duch Parlamentsftatuten fanctionirten friedensrichterlichen 
Vorunterfuhung ein Weg gebildet ®), tie der Flagende 
Theil mittelft Denunciation bei dem Friedensrichter eine 
Unterfuchung hervorrufen Fann, ohne die gefährliche Form 
der Anklage anzuwenden. Diefe officielle Unterfuchung 
führt zu einer Anflageacte, welche der großen Jury vorge: 


1) Sie beſtehen in der Information von Eeiten der Staats: 
beamten und in der Verpflichtung der Bürger, Merbrechen 
zue Anklage zu bringen, wofür ſich fogar zumeilen Private 
vereine organifirt haben. 


2) Diefer Einrichtung ift, wie es bei vorberrfchender organifcher 
Rechtsbildung durch Serwohnheitsrecht zu gefchehen pflegt, man⸗ 
ches Vorbereitende vorausgegangen. Schon früher konnte man 
die Sriminalanflage (appellum) in ziwiefacher Weiſe einleiten, 
indem man entweder bei dem hohen Gerichtshof ein breve 
autbrachte (appel par brief) oder die Sache bei dem vis- 
conte, coroner, wohl auch dem Kriedensrichter anbradıte 
(appel par bill), um die Stellung ded Anklagenden vor Ger 
richt zu bewerkftelligen. Zu berüdfichtigen ift daneben, daß 
die Zriedensrichter Ichon im 14ten Jahrhundert den Beruf zu 
Unterfuchung von Berbrechen erhielten und daß Wernehmungen 
von Zeugen vor einer Jury in dem töten Jahrhundert in Sr 
brauch kamen. 
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durchgeführt wurde. Diefe Jury bildete alfo im Intereſſe 
des Staated (pax domini Regis) in inquifitorifchem Sinne 
ein nothwendiges Supplement zw der Privatanklage , die 
in vielen Fällen ausblieb. ine ſolche Einrichtung iſt we⸗ 
fentlich altgermanifch und wir finden fie auch anderwaͤrts 
in dem deutfchen Mittelalter. Zweitens hängt die große 
Jury in ihrem erſten Urfprunge mit der angelfächfifchen Ge⸗ 
fammtbürgfchaft zufammen, zufolge deren die unter einander 
zu Decennen und Hundreden Verbundenen fich gegenfeitig zu 
vertreten verpflichtet waren. Die Berbundenen fonnten fi 
von der Haftung nur befreien, indem fie ihren Genoſſen 
rügten und vor Gericht ftellten. Auf diefe Weife hatten die 
zur Rüge Berufenen ein fpecielles Interreſſe, nichts zu ver: 
ſchweigen; was bei anderen germanifchen Stämmen ſich 
nicht findet. Drittens lautete die Criminalanflage nach 
Normaͤnniſcher Sitte allemal auf Herausforderung zum 
Kampf, und erft im 13ten Jahrhundert feit Einführung 
der Urtheilgjury wurde dem Angeklagten verftattet, nad 
freiee Wahl ſich durch Kampf oder durch Berufung auf 
Fury zu vertheidigen. Die Gefährlichkeit einer Criminal: 
anklage für den Kläger felbft war daher fo groß, day fehr 
viele abgefchredt wurden, ihr gutes Recht geltend zu 
machen, und um defto nothtvendiger wurde jene Rügejury 
als Supplement für die Zälle, in welchen Niemand fich 
getraute, ald Anfläger aufzutreten. Wer fich zu beflagen 
hatte, wendete fih an einen oder mehrere von der Rüges 
jury und fuchte fie von der Sache entweder perfönlich oder 
duch Vorführung anderer Zeugniffe fo zw überzeugen, 
dag fie ein indietment in der Berathung der Rügejury 
bevormworteten. 

In der Zeit ded Mittelalters ift die Veränderung ein: 
getreten, daß zum Behuf des Rügens nicht mehr eine 
Eleine Jury aus jedem Hundred, fondern eine große von 
AXIV Perfonen aus der Graffchaft einberufen wurde. 
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Bon dem einfachen Rügen diefer großen Jury finden fich 
einzelne Beweiſe no In dem 17ten Jahrhundert und ge; 
ringe Weberrefte in dem achtzehnten. Da In der Haupt: 
fache noch das Syſtem der Privatanflage gilt, fo Ift durch 
das Aufhören dieſes freien Ruͤgens eine Lücke entſtanden. 
Es fehlt das Eupplement, welches zu einer Verfolgung 
von Amts wegen im Mangel der Privatankflage nothwendig 
ft, und die zur Abhülfe befichenden Maaßregeln find in 
feiner Weife ausreichend )). Indeß hat die große Jury 
auf eine andere Weife eine Befhäftigung befommen, die 
noch jetzt den wefentlichen Umfang ihrer Thätigfeit bildet. 
Da die Privatanklage fortwährend auf dem alten Fuße be; 
fand, daß der Angeklagte Kampf oder Fury wählen konn⸗ 
te, wie ein in dem Jahre 1817 vorgefommener Sall be: 
weit, hat fich in dem 16ten Jahrhundert in Folge der 
tuch Parlamentsftatuten fanctionirten friedensrichterlichen 
Borunterfuchung ein Weg gebildet ?), wie der Flagende 
Theil mittelft Denunciation bei dem Friedensrichter eine 
Unterfuchung hervoreufen kann, ohne die gefährliche Form 
dee Anklage anzuwenden. Diefe officielle Unterfuchung 
führt zu einer Anflageacte, welche der großen Jury vorge: 


1) Sie beftehen in der Information von Seiten der Staats: 
beamten und in der Verpflichtung der Bürger, Merbrechen 
zur Anklage zu bringen, wofür fih fogar zuweilen Private 
vereine organifirt haben. 


3) Diefer Einrichtung ift, wie es bei vorherrfchender organifcher 
Rechtsbildung durch Gewohnheitsrecht zu gefcheben pflegt, man 
ches Verbereitende vorausgegangen. Schon früher konnte man 
die Sriminalanflage (appellum) in zwiefacher Weife einleiten, 
indem man entweder bei dem hoben Gerichtehof ein breve 
autbrachte (appel par brief) oder die Sache bei dem vis- 
conte, coroner, wohl auch dem Zriedensrichter anbradıte 
(Appel par bill), um die Stellung ded Anklagenden vor Ger 
richt zu bewerkſteiligen. Zu berüdfichtigen ift daneben, daß 
die Zriedensrichter fchon im 14ten Jahrhundert den Beruf zu 
Unterfuchung von Berbrechen erhielten und daß Wernehmungen 
von Zeugen vor einer Jury in dem Iöten Jahrhundert in Ser 
braud kamen. 
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legt wird. Die letztere entfcheidet auf die Ausfage ber 
von dem Friedensrichter zum gerichtlichen Erfcheinen ver; 
pflichteten Antläger und Zeugen, und wenn fie geneh: 
migt, alfo die Klage zu der ihrigen macht, wird die Klage 
in ein indietment, alfo eine officielle Rüge verwandelt. 
Der klagende Theil tritt dann vor der Meinen Jury als 
Königs s Anwalt (Kings serjeant) auf. Diefe ganze Ein; 
richtung bildet eine Stüße, eine Erleichterung der Privat: 
anlage. Der Friedensrichter gewährt die Stellung des 
Angeklagten und der Zeugen vor Gericht, melche der Pris 
vatmann fonft nicht bewirken Fünnte. Die Qualität des 
Klägers als Königsanmwalt entzieht dem Angeflagten die 
Möglichkeit, den gerichtlihen Kampf zu fordern, und Die 
große Fury bewirkt in dDiefer Beziehung eine Sicherung dee 
Privatanklaͤgers. Zwar iſt durch cine Parlamentsacte 
von 1819 der gerichtliche Kampf abgeſchafft worden, indeß 
iſt dadurch, mie es ſcheint, die directe Anklage, welche 
eigentlich laͤngſt vergeſſen war, nicht wieder aufgelebt. 

Wir ziehen daraus das Reſultat, daß die große 
Jury in der alten Zeit, als ſie noch ruͤgte, beſtimmt war, 
die Faͤlle, wo Niemand anklagte, zur Verantwortung zu 
ziehen, und daß ſie in der neueren Form eine Aushuͤlfe bie⸗ 
tet, um die Privatanklage bequemer zu machen, indem ſie 
dieſelbe in eine oͤffentliche umwmandelt. Im Allgemeinen 
iſt demnach die Exiſtenz der großen Jury an das Syſtem 
der Privatanklage geknuͤpft, und wenn man in England 
dieſes Syſtem aufgiebt, alſo Staatsanwaͤlte einführt, die 
ſowohl ex officio als auf Denunciation von Privaten ver: 
folgen, hat ftreng genommen die große Fury ihre Baſis 
verloren. Wir fehen ſchon jegt, daß in den Faͤllen, wo 
öffentliche Beamte auf information verfahren, ihre An: 
Plage nicht durch die große Fury geht, und daffelbe ift 
der Kall, wenn bei Tödtungen die Unterfuchung ded coro- 
ner zu beftimmten Refultaten geführt hat. Der letztere 
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hat zwar eine Jury zur Sefte, aber Feine nach den fonft 
üblichen Vorſchriften der Geſetze gewählte, fondern wie fie 
augenblicklich der Zufall zuſammenbringt. Den Baupts 
werth feiner Unterfuchung koͤnnen wir daher nicht auf die 
Jury, ſondern auf feine Qualität als gerichtlicher Unter: 
uhungsbeamter legen. In Schottland, wo die Erimis 
nalpeoceffe durch Staatsanwälte geführt werden, hat man 
ebenfall® Feine große Jury. Es ergiebt ſich alfo, dag die 
geoße Jury nach ihrer wefentlichen Bedeutung nur mit der 
In England noch geltenden Privatanflage, nicht aber mit 
der Meinen Jury im Zufammenhange fteht, und dag fogar 
in England und Schottland, fomweit Staatsanwälte gels 
ten, die große Fury nicht in Anwendung fommt. Um 
zu dem Verdacht Gelegenheit zu geben, daß wir etwas abs 
fichtfich verfchweigen, müffen wir jedoch anführen, daß in 
Rordamerifa der Staatsanwalt feine Anklage der großen 
Jury vorzutragen hat. In ſoweit erfcheint er daher nur 
als Anwalt einer Privatanflage, was jedoch den in Eus 
ropa geltenden Begriffen nicht entfpricht. 

Zum Schluffe Haben wir noch einen eigenthumlichen 
Borfchlag zu erwähnen, den v. Woringen in einem 
afademifchen Programme (Fragmentariſche Betrachtungen 
über die Einführung der Schwurgerichte, Freiburg 1848 
©. 23. 25) gemadt hat. Er geht von der Betrachtung 
aus, Daß eine Sicherftellung gegen die Migbräuche der 
Polizei, fo wie der Unterfuchungsbeamten nothwendig fey ; 
ferner, Daß die wiflenfchafliche Ausbildung des Principe der 
iubjectiven Gerechtigkeit eine Hochachtbare Bollendung er: 
reicht Habe, deren praftifche Beachtung von Seiten der 
Urtheilsjury nicht gefordert‘ noch erwartet werden koͤnne. 
Um diefen Defideraten Genüge zu thun, follen die volks⸗ 
vertretenden Gefchwornen in die Lage gebracht werden, eine 
geeignete Eontrolle über die Vorunterfuhung auszuüben. 
Nach erfchöpfter Unterfuhung würden fie dann unter ge: 
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nauer Prüfung der Verhandlungen und Beweiſe in oͤffent⸗ 
licher Sigung die Anklage auf ihren Eid verweigern oder 
ausfprechen, im letzteren Halle dadurch den Angeflagten 
dee Gerechtigkeit überliefern. Die Entfcheidung felbft 
müßte. fodann in möglichft unmittelbarer Folge von dem 
Gerichte gefällt raerden und auf diefe Weiſe die entſcheiden⸗ 
den Geſchwornen wegfallen. Wir koͤnnen nicht umhin, 
die Motive dieſes Vorſchlages fuͤr hoͤchſt achtungswerth zu 
erkennen, ſind aber uͤberzeugt, daß der politiſche Stand⸗ 
punkt, welcher jetzt in dieſer Angelegenheit vorherrſcht, 
gerade das Schuldigſprechen fuͤr die Jury vorzugsweiſe 
fordert und daher ſich nicht dazu verſtehen kann, die Ur⸗ 
theilsjury aufzugeben. Außerdem wuͤrde eine laufende 
Controlle der Borunterfuhung durch Geſchworne ſchwerlich 
praftifch zu realifiven feyn. 


I. Das Specials PVerbict. 


Das Special: Berdict ift In England fo alt, wie die 
Geſchwornengerichte felbft; denn man hat dort von jeher 
eingefehen, daß die Geſchwornen in der einfachen Srage, 
die ihnen vorgelegt wird, zugleich die Rechtsfrage ents 
ſcheiden 3). Wenn fie dieſe Frage fpalten, die Thatfachen 
geben, aber die Beantwortung der Rechtsfrage den Rich: 
teen überlaffen, fo ift ein special verdict vorhanden. 
Der Name rührt Daher, meil fie dabei fpecielle Thatfachen 
(special matter) aufführen, nicht eine allgemeine Antwort 


3) In Civilſachen war bei den älteften Recognitionen durch Ger 
fhworne eine einfache Frage; eben fo bei der Jury über eins 
zelne Indicidentpunkte. In der neuern Zeit beruht die Frage 
auf der Einigung der Parteien (issue joined), In Crimi⸗ 
nalfadhen war urfprünglich einfache Frage, an culpabilis de 
hoo vel illo. Seit der fürmlicheren Ausbildung des indiot- 

"ment bat die Jury eigentlich auf diefe Anklageacte zu ants 
worten, thut dies aber in einer Form, welche der erwähnten 
früher üblichen Frage entfpricht. 
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eben. Es heißt auch verdict at large, weil e8 immer 
veitläufiger ausfällt, als das gewöhnliche Generals Ber: 
it Die erfte Erwähnung der Sache findet fich bei 
3lanpilfa IL 18, alfo um das Jahr 1187, während 
ie Befchwornengerichte für Eivilfachen Furz vorher (1164, 
1176) durch Reichsgeſetze eingeführt worden waren. Es 
heißt Hier: | 
Cum apparuerint XII milites ad recognitionem fa- 
ciendam, tunc procedat assisa recognitura, quis 
eorum , vel petens vel tenens, majus jus habeat 
in re petita. Quod si dixerint, ipsum tenentem 
majus jus inde habere, vel alia dixerint, per quae 
sufficienter constet domino Regi vel justitiis, suis, 
quod idem majus jus haheat in terra petita, tunc 
per considerationem curiae dimittetur ipse quietus 
a clameo petentis. 
Don der praftifhen Anwendung eines fo befchränf: 
tn Verdictes finden ſich in diefer alten Zeit mehrfache 
Beifpiele In den Auszügen alter Gerichtsprotofolle, die 
untere dem Titel: Placitorum abbreviatio , London 
1811. fol. auf Staatsfoften gedruckt worden find. Hier 
heißt e8 in einem Falle ©. 40 von 4. Joh. 180%: Quae- 
siti dieunt, quod — — Isia dicunt se scire, sed 
Ron pertinet ad eos, ut dicunt, de jure discernere, 
sed sit supra Regem jus determinare. In einem an: 
den Kalle S.90. 15. Joh. 1213 fagen die Geſchwor⸗ 
“en: nesciunt, si sit liberum tenementum vel non, 
führen aber nachher Thatfachen auf, die zur Beurtheis 
lung dienen Finnen. In mehreren andern Stelleu aus 
dee Zeit Eduard I. und II. ©. 230, 243, 285, 333, 355 
werden dergleichen Verdicte mit dem technifchen Ausdruck 
speciale veredietum erwähnt. ine eigne Verordnung 
ft darüber erfchienen in Stat. Westmon. II. 13. Edu. I. 
1885, c. 30: 
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Item ordinatum est, quod justitiarii ad assisas ca- 
piendas assignati non compellant juratores dicere 
praecise, si sit dissaisina vel non, dummodo di- 
cere voluerint veritatem facti et petere auxilium 
justitiariorum. Sed si sponte velint dicere, quod 
dissaisina est vel non, admittatur eorum vere- 
dictum sub suo periculo. 
Es ift offenbar, daß diefe Stelle, ebenfo wie alle von 
ung früher aufgeführten Fälle, ſich auf Eivilprocefie be: 
zieht, und es ift daher ein Irrthum, wenn Rintel (von 
der Jury ©. 144) anglebt, daß diefes Statut in Bezug 
auf Eriminalproce die Befugnig der Jury zu Special: 
verdicten feftftelle. Nach dem Buchftaben der Worte geht 
diefe Verordnung nur auf das poflefforifche Rechtsmittel 
der assisa novae dissaisinae. Da aber das Special: 
verdict fehon vorher im common law begründet war, fo 
liegt Hier nur eine Beftätigung des alten Rechts vor, und 
wenn gleich in der cafuiftifchen Weife der Statute nur ein 
einzelner Fall benannt ift, dürfen wir doch annehmen, 
daß Hierin ganz im Allgemeinen das Recht der Jury zu 
einem Speclalverdiet beftätigt wird. Die angedeutete Ge⸗ 
fahr bei einem Generalverdict befteht darin, daß die Jury, 
toelche den Rechtspunft falſch entfcheidet, Gefahr läuft, 
ihren Rechtsirrthum in Folge einer attainte mit Strafe 
verbüßen zu müffen. 

Bon einem Specialverdict in Criminalfachen haben 
wir alfo bis jegt nichts beigebracht, obgleich die im 13ten 
Jahrhundert ſchon übliche Frage, an sit culpabilis vel 
non, auf die Möglichfeit Hinzudeuten feheint, daß unter 
geroiffen Umftänden der Thäter nicht ſchuldig befuns 
den werden konnte. Mir müflen aber bedenfen, daß 
Stat. Marlebridge 52. Henr. III. 1267. c. 36 verords 
net, daß murdrum nicht zuzuerfennen, wo per infortu- 
nium, nur two per feloniam Jemand getödtet. Ferner 
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betimmt Stat. Glocester 6. Edu. I. 1278. c.9: Wenn 
Jemand getödtet Hat per misadventure ou soy defendent 
ou en autre manner sans felony, und die Jury findet 
se defendendo oder misaventure, follen die Yuftitiarien 
6 dem König anmelden, der fogar einen Gnadenbrief 
geben Fann. In dem common law beftanden diefe mil; 
dernden Ruͤckſichten vorher nicht, und wir finden deshalb 
fi Bracton f. 1205 nur einiges Romaniſirende, 
was darauf hindeutet. Die Verfügung diefer beiden Sta: 
tuten ift Daher eine Neuerung gegen das gemeine Recht 
und wird eben deshalb fo ftreng interpretirt, daß die Eons 
Nöcation des Vermögens darum doch nicht wegfällt. Ganz 
befonders aber weift das Statut von Gflofter auf die 
Jury Hin und wir können es als Begründung und Anwei⸗ 
fung zu einem Specialverdiet in Eriminalfachen anfehen. 
Dergleihen Verdicte finden fich wirklich feitdem In Rechtes 
füllen des Mittelalters vor, wie fie durch reporters ge: 
fammelt und ein großer Theil davon in den fogenannten 
Yearbooks (im Ganzen eilf Foliobände) gedruckt worden 
find. Ueber diefe alten Sammlungen, welche bi8 auf 
Heinrich VIIL gehen, bieten die Abridgments von Zi > 
herbert und Brooke eine Ueberficht unter alphabetifch 
geordneten Rubrifen. Einige diefer Faͤlle, die von den 
engliſchen? Juriſten als Speciafverdicte befonders hervorge- 
hoben werben, können dazu dienen, den Gegenftand Flarer 
zu machen. Zwei Faͤlle in Fitzherbert v. Coron. 
n. 384. 286. 297 (aus 3. Ed. III. 1329, it. North. 
fehlen in den Yearbooks) ergaben durch die Geſchwornen, 
dag der Angefchufdigte von dem Getödteten verwundet und 
niedergefchlagen worden war, dann die Flucht ergriffen 
hatte, und als er gehindert war, weiter zu kommen, feis 
nen Verfolger getödtet hatte. Die Geſchwornen meinen, 
daß es eine Tödtung fey se defendendo et non per felo- 
niam aut malitiam praecogitatam. in ähnlicher Kal 


92 - Segen Anklage -Jury 


in Fitzherbert -v. Corone n. 887, den auch die Ge 
ſchwornen für nieht Selonie erflären. Dagegen in 43. Ass, 
pl. 31 (unter Edu. III. 1369, Fitzherbert Corone 
n. 226, Brooke Corone n. 124) wird einer nad 
Ausſage der Jury gefchlagen und ſchlaͤgt wieder zum Tode. 
Da er noch fliehen Fonnte, erklären es die Richter für Fe⸗ 
lonie. In einem andern Kalle 44. Ass. pl. 17. 44. 
Edu. III. pl. 55. p. 44 (alfo 1370, Fitzherbert 
n. 94, Brooke n. 12. 14.) geben die Geſchwornen 
an, daß der Angefchuldigte von feinem Gegner niederge 
ſchlagen und mit einem Meffer bedroht wurde, worauf er 
auf der Erde liegend fein Meffer zog und der Getoͤdtete fich 
darein ſpießte. Die Richter fprechen frei, nicht wegen 
SelbftvertHeidigung, fondern weil der Getödtete fich ſelbſt 
in der Hige des Angeiffes den Tod gegeben habe. In den 
bisher angeführten Sällen fehen wir alfo die Eonfequenzen 
der in dem Statut von Glofter aufgeftellten Grundfäge, 
und wenn die Geſchwornen zumeilen ihre Meinung aus⸗ 
fprechen, alfo anfcheinend ein beftimmes von der Klage ab: 
weichendes Verdiet geben, fo war doch die eigentliche Ents 
fheidung in die Hände der Juſtitiarien gelegt. 

Bon Eivilfällen, welche uns hier entfernter liegen, 
mollen wir eine Stelle anführen aus Yearbooks 43. 
Ed. IH. p. 19. 20, wo die Geſchwornen fpecielle That: 
ſachen angeben, und fchließen: juratores nesciunt judi- 
care veritatem et petunt discrelionem Justitiariorum 
super eos. Wichtiger aber ift eine Stelle in Littleton 
tonures 1481, dem entfcheidenden Hauptwerfe über den 
Grundbeſitz in England. In den Abfchnitten 366 — 368 
wird hier vorgetragen, daß man zwar ein Recht auf 
Grundſtuͤcke nur durch fchriftliche Urkunden nachweifen 
dürfe, dennoch aber unter Umftänden man ein dergleichen 
durch ein verdict a large der Jury beweifen koͤnne. 
In Betreff der Gefchtwornen fügt er hinzu: s’ils voilent 
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prendre sur eux la conusance de la ley sur le matter, 
ils poient dire lour verdit generalement, alfo fo ganz 
in dem Sinne von Stat. Westmon. II. 

Indem wir hier an der Gränze des Mittelalters an: 
gelangt find, iſt zu bemerken, daß in Eivilfachen ſchon In 
dee Mitte des 15tenYahrhunderts die Bernehmung von 
Zeugen vor der Jury fich vollfommen ausgebildet vorfins 
det *), während für Eriminalfachen fich die erfie Spur 
davon erft gegen das Ende des Löten Jahrhunderts nache 
weißen läßt. Es ift Hierin die Civiljury der Criminaljury vors 
ausgeeilt, tie inmehreren anderen Stücen, 3.8. In der erften 
Entſtehung überhaupt und in dem Eintreten des Specialver⸗ 
dieted. Auf das Speclalverdiet feheint die fo eben ange 
führte an fich felbft Höchft wichtige Veränderung feinen uns 
mittelbaren Einfluß gehabt zu haben. Dagegen finden 
wie nunmehr in dem 16ten Jahrhundert den Anfang einer 
reihlichen Schriftftellerei, die feit dem 13ten Kahrhundert 
ziemlich geruht hatte, und eine entfchicdenere Richtung des 
common law, der Praris der Gerichte, in allgemeinerer 
Weiſe die Fortbildung und Feftftellung des Rechtes zu 
übernehmen. 

Der erfte fpecielle Schriftfteller für Eriminalrecht in 
England, Staunforde les plees de coron (gefchrie: 
ben bald na 1554, zuerft gedruckt 1567), behandelt das 
Specials Berdiet in Buch II. Kap. 9. Seine Darftel: 
lung ift ganz auf die früheren Rechtsfälle gegründet. Er 
nimmt an, daß fih gar viele Möglichkeiten zu einem fol: 
hen Verdiet in Eriminalfachen denfen laffen, und daß, 
wenn auch die Jury ihre Meinung über die fpeciellen That: 
fahren ausgefprochen Hat, dennoch die Richter darüber die 
Intfcheidung geben. Nicht lange nah Staunforde 
gab nunmehr 1582 ein Rechtöfali (Dowmans Case in 


4) Zeitſchrift für deutfches Recht XI. ©. 58. 64. 
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Coke Reports Part. IX) Beranlaflung, daß die allge: 
meinen Grundfäge über das Specialverdict von dem Ge⸗ 
richtshofe der common pleas feftgeftellt wurden. Der 
Kall war eine Klage wegen dissaisina; die Jury war bes 
rufen, uͤber einen fpeciellen auf eine Urkunde begründeten 
Einwand zu fprechen, und erklärte nach vorheriger Ausein⸗ 
andeefegung: sed utrum indentura praedicta sit bona 
et sufficiens in lege, recognitores penitus ignorant 
et inde petunt advisamentum Justitiariorum et Curiae. 
Gegen diefes Verdict wurde behauptet, daß nur über ge- 
neral issue (Ableugnung des fundamentum agendi) ein 
Specialverdiet zuläffig, nicht aber wenn issue is joi- 
ned upon a matter collateral to the point of the ge- 
neral issue (alfo wenn die Parteien über einen Incident⸗ 
punft eine Erception zum Spruch der Jury befchloflen 
haben). Der Hof dagegen ,„, Sie Eduard Anderfon, 
Chief Justice und fämmtliche Juſtitiarien, entfchied, daß 
in dem vorliegenden Kalle das Specialverdiet feine Rich 
tigfeit habe; fie waren der Meinung, 


dag in allen Proceffen, fowohl in Eriminal: als in 
Civilſachen (nämlich Real: , Perſonal und gemifchten 
Klagen) und auf alle zwiſchen König und Partei oder zwi⸗ 
ſchen zwei Parteien befchloffene Streitpunfte (all issues 
joined) die Jury befugt ift, fpecielle Thatfachen (spe- 
cial matter), die für die vorliegende Frage relevant 
find, zu finden und über diefe, wenn Ihnen das Recht 
zweifelhaft ift, die Anficht des Hofes zu erbitten. Und 
e8 iſt dies Rechtens nach dem common law, welches 
verordnet, daß die Thatfrage foll von Geſchwornen 
entfchieden werden, die Rechtsfrage von den Richtern. 


Auf diefe Weife wurde alfo das gemeine Recht für diefen 
Gegenftand feſtgeſtellt. Für unfere Zwecke müffen wir 
daraus befonders bemerklich machen, daß der letzte Sat 
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bei Eofe mit einer Menge Verweifungen auf Reports 
des 16ten und 17ten Jahrhunderts geftügt iſt, alfo jene 
Trennung der Competenz für Thatfrage und Rechts⸗ 
feage als Grundfag bei den hohen Gerichtshöfen aners 
fannt war. 

Unter den Sceiftftelleen ift zunächft Eofe hervor: 
heben , deflen eminente Autorität bekannt if. Die 
volltändigfte Ausführung unferes Gegenftandes iſt In fei: 
ner Bearbeitung des Falles Dowman im neunten Bande 
feinee Heports, der 1611 publiciet wurde. Außerdem. 
bat er in feinem Commentar zu Littleton sect. 366 — 
368 und in feinen Noten zu Stat. Westmon II. c. 30 
Veranlaſſung gehabt, von der Sache zu handeln, Was 
er befonders hervorhebt, Ift, Daß die von der Jury gel: 
tend gemachten Thatfachen relevant feyn müflen, wenn 
das Specialverdict angenommen werden fol, und auf 
dieſem Wege erklärt er, weshalb In gewiſſen zur Sprache 
gefommenen Präjudicien das Specialverdict nicht anges 
nommen wurde, Zugleich fpricht er an mehreren Stellen 
aus, daß durch die vorher angeführte Entfcheidung das 
Recht unzweifelhaft feftgeftellt fe. — Die zwei naͤchſt⸗ 
folgenden criminaliftifchen Autoritäten find Dale (T 1675) 
ud Hawkins (1716) mit ihren Abhandlungen über die 
pleas of the crown. Nach diefen Schriftftelleen ift es 
im Allgemeinen Regel, daß die Jury die Specialität (non 
compos, se defendendo, per infortunium) thatfächlich 
ausfpricht und etwa ihre Meinung hinzufügt, die aber für 
de Richter nicht bindend If. In Källen aber, wo fein 
indietment von Coroner, Fann die Jury bei aufgefundes 
nee Unzurechnungsfähigkeit ein generelles Nichtſchuldig 
ſprechen; es ift dies alfo bei Tödtungen ausgefchloffen. 
Dagegen ift die Jury befugt, bei einer Klage auf Mord 
ausdruͤcklich zu ſprechen: niht Mord, fondern 
Todtfhlag — Blackſtone hat in III. 23. V. X, 
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alfo für Eivils und Eriminalproceß das Speclaleerdit 
erwähnt. An der erſten Stelle fagt ae: -  .: 
Wenn eine fchwierige Rechtöfrage einteitt, giebt be 
Fury, um zu vermeiden, dag ihr Verdict mit attainte 
angegriffen werde, ein Specialverdict, was gegrüne 
det ift durch Stat. Westmon. I. c. 30. Hierin fies 
(en fie das nackte Kactum feſt, wie fie es bewieſen 
finden, und erbitten darüber das Gutachten des Hofes; 
fchlieglich wird bedingungsmweife hinzugefügt, daß, wenn 
auf das Ganze der Thatfachen (the whole matter) 
der Hof meint, daß die Klage gegründet fen, fie dann 
für den Kläger finden; wo nicht, fodann für. den Be 
klagten. 
Wichtig iſt hierbei nur der hier bezeichnete, alternativ zu 
ftellende Schluß des Specialverdicts, und diefem entſpricht 
die in Rey Rechtspflege (überfegt 1828. II. ©. 454) 
aufgeführte und in Rintel Jury ©. 144 wiederholte 
Formel: 
. Und wenn es nach den vorhergehend feftgeftelften That⸗ 
ſachen den Richtern ſcheint, daß dieſe Thatſachen einen 
vorbedachten Mord begruͤnden, dann erklaͤrt die Jury 
auf ihren Eid, daß der Gefangene des vorbedachten 
Mordes ſchuldig iſt; wenn es aber nach denſelben That⸗ 
ſachen den Richtern ſcheint, daß dieſe Thatſachen das 
fo qualificiete Verbrechen nicht begründen, fo erklaͤrt 
die Jury, daß der Gefangene des vorbedachten Mordes, 
nicht ſchuldig ift. 
Ganz eben fo formulict und nach zwei Seiten hin fpeciell, 
ausgeführt ift das Verdiet in dem vorher angeführten. 
Dowman’s Case in Coke Reports IX. p. 6. Das 
bei Rüttmann über englifche Strafrechtspflege S. 9 
gegebene Formular, übergegangen in Stephen Müh: 
ry ©. 516, endet mit den Worten: iſt den Geſchwornen 

unbekannt und fie überlafien es dem Gerichtshofe, diefes 
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zu entfcheiden. Bier fehlt alfo der Schluß von den zwei 
möglichen Entfcheidungen, der eigentlich nachher erft fols 
gen follte. 


Zufegt Haben wir noch den vorher bereits angeführ: 
ten Rechtsfag zu betrachten den Co fe bei mehreren Ge⸗ 
Iegenheiten fo ausdruͤckt: Sicut ad quaestionem facti 
non respondent judices, ita ad quaestionem juris non 
respondent juratores. Die Bedeutung deffelden ift eigents 
lich nur: es follte fo feyn, denn in der Anerfennung des 
General= und Specialverdictes liegt, daß nach hergebrachs 
tem Gebrauche die Jury in ihrer Antwort oft über Rechtes 
punfte mit entfcheidet. Indeß iſt jener Grundfag für 
Civilproceſſe fo ziemlich durchgeführt worden. Hiernach 
gehören Thatfragen, denen freilich oͤfters einiges Ju⸗ 
riftifche anhängt, vor die Jury; dagegen die einzelnen 
Rechtsfragen , die im Laufe des Procefles auftauchen, und 
das eigentliche Definitiv, gehören vor die Richter. In dies 
fer Beziehung erinnere Ich mich in Chitty's Wechſel⸗ 
recht oͤters Bemerkungen gefunden zu Haben, daß eine 
gewiſſe Frage Rechtöfrage oder Thatfrage ſey. Im Eris 
minafproceß ift aber die Durchführung jenes Satzes den 
Richtern nicht gelungen. Abgefehen von Gemaltmaaßs 
regeln, die unter den Tudord gegen Geſchworne vorgefoms 
men find, wurden unter Karl II. und Jakob II. zumeilen 
Geſchworne mit Gefaͤngniß belegt, weil fie der Belehrung 
dee Richter nicht Folge geleiftet Hatten )). Gegen diefe 
Maagregeln hat fich jedoch das Unterhaus bereits Im Jahr 
1667 ausgefprochen und in dem Falle William Penn 
1670, wo das Gericht Old Bayley die Geſchwornen ges 
buͤßt und in das Gefängniß gebracht hatte, haben fich ſo⸗ 


5) Höpfner Anklageproch S. 108. Crabb Gecſchichte des 
englifchen Rechts, überf. von Schäffner, ©. 372. Mintel 
von der Jury &. 10. 
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gar die höchften Gerichtshoͤfe dagegen erflärt. Der Ober: 
richtee des Hofes der common pleas, Sir John 
Baughan, hat fih bei diefer Gelegenheit ausführlic 
darüber ausgefprochen, daß die Geſchwornen hHinfichtlich 
des Beweiſes nicht an die Leitung der Richter gebunden 
ſeyn dürfen, weil fonft die ganze Jury unnuͤtz wäre. 
‚Hieraus ergiebt fih, daß in diefem Falle eigentlich von der 
Thatfeage die Rede war, bei welcher die Richter nur hin: 
fihtlih der Regeln der evidence concurriren koͤnnen. 
Weit entfchiedner handelte es fich aber um die Rechtsfrage 
bei dem Streite, welcher zulegt durd) die Libell = Bill von 
Sog entfchleden wurde ©) England hatte-von frühefer 
Zeit an Cenſur und Beftrafung der Preßvergehen ohne 
‚Jury. Selbft nah der Revolution von 1688 wurden 
diefe beftehenden Zwangsgefege von zwei zu zwei Jahren 
erneuert, bis 1694 das Parlament dies verweigerte. Go 
entftand Preßfreiheit und Aburtheilung der Preßvergehen 
duch Schwurgerihte. Die Richter, gewöhnt an die feit 
zweihundert Jahren beftehende Praxis, mollten nunmehr 
die bisherige Strenge erhalten, und prätendirten, daß die 
Geſchwornen in Hinſicht der Rechtöfrage, nämlich ob die 
ineriminirte Schrift ein Libell fey, ſich an die Welfung der 
Richter halten müßten. Sie bezogen fi auf den alten 
Grundſatz: de jure respondent judices, de facto ju- 
ratores. Die Jury wäre dadurch in diefen Sachen der 
Wirflichfeit nach auf ein Specialverdiet befchränft geweſen. 
Diefer Streit wurde endlich im Jahr 1792 durch die foge: 
nannte Libell- Bill, welche Fox einbrachte und Erskine 
vertheidigte, entfchieden. Das erfte Argument dafür 
war, daß in dem von jeher anerfannten Speclalverdict 


6) De Lolme Eonftitutien Englands Buch IL. Kap. 12. Stahl 
Dhilofophie des Rechts Bd. II. Abıhlg. 2. ©. 388. 
Cottu Padministr. do la justice en Augleterre p. 202 
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eine Teennung der Generalfrage in Thatfrage und Rechte; 
frage liegt, alfo von jeher auch Rechtsfrage dem Verdict 
unterroorfen geweſen ſey. Es wurde daher beftimmt 7), 
dag die Fury in Libellprocefien berechtigt fey, ein General: 
verdict zu geben; zugleich aber ermächtigt, in zweifelhaf: 
ten Fallen ſich aufein Specialverdict zu befchränfen. Einen 
unvollfommenen Berfuch folder Art fcheint eine Jury in 
Dublin am 5ten November 1848 gemacht zu haben in dem 
Peocefie gegen Dalton Williams, Herausgeber einer 
Zeitſchrift. Nach den Zeitungsnachrichten find fie dreimal 
su wiederholter Berathung zurücgefchictt worden, und 
hatten unter Anderm einmal gefunden : er ſey blos fchuldig 
als Verleger, ohne Abficht des Aufruhrs. Zuletzt fprachen 
fie aber nicht fchuldig aus. 

In Frankreich ift befanntlich die Jury durch die 
erfte Rationalverfammlung eingeführt morden,, doch mar 
(don einige Jahre früher der Blick auf England gerichtet 
für Verbeflerung des Eriminalverfahrens, und Monteds 
quieu fo wie Blackſtone fcheinen dazu den erften Anz 
ſtoß gegeben zu haben. Fuͤr Eivilproceffe ift Damals die 
Fury nicht angenommen worden ®), weil man die Trens 
nung von Thatfache und Rechtsfrage bei derfelben für zu 
ſchwierig hielt und das Civilrecht einftweilen für zu ver 
widelt. Fuͤr Criminalproceſſe wurde aber die Jury adop⸗ 
tirt, im Ganzen nach englifhem Muſter. Man ftellte 
auf, eine Borunterfuchung duch Friedensrichter; eine 
Anflagejucy , vor welcher Zeugen vernommen murden; 
eine Urtheilgjurg für den definitiven Ausfpruch der Schuld, 
und für gewifle-Zälle eine befonders gewählte Specialjury. 
Das Specialverdict Ift aber nicht aufgenommen morden, 


7) 32. Geo. ID. c. 60. Stephen⸗Müry p. 144. 


8) Berg. Mittermater über Schwurgerichte in Civilſtreitig⸗ 
keiten, im Archiv f. die civil. Praris XXXI. Heft 2. SW. 
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und in den damaligen Verhandlungen habe ich Feine Er⸗ 
wähnung defisiben gefunden. Der Grund davon war, 
weit die Mehrzahl und die vorzüglichften Autoritäten die 
Meinung Hatten, daß der Spruch der Fury, wie er zur 
Zeit beftand, nur Thatfrage entfcheide, und diefe Auf: 
faflung überhaupt der Einführung der Jury Vorſchub 
leiftete, wie die Deductionen von Dupont ergeben, 
Die Bemerkungen von Lanjuinais, Gieyes, 
Tronchet, daß die Trennung von Thatfrage und 
Rechtsfrage ſchwierig, faft unmöglich fey, haben bes; 
halb feinen Eindruck gemacht. Indem man fich nicht 
geftand , daß in der den Gefchwornen vorgelegten 
Frage zugleich juriftifche Kragen enthalten find, Fonnte 
man das Specialverdict, eine Ausfonderung der Rechts⸗ 
frage, nicht anerfennen. Die gewöhnliche und officielle 
Anficht ift feitdem in Frankreich dabei geblieben, daß die 
Jury nur Thatfrage entfcheidet, und eine Folge davon ikt, 
daß man das Verdiet für nichtig hält, wenn die Geſchwor—⸗ 
nen ihrem richtigen Gefühle folgen und über einen in 
der Frage enthaltenen jurififhen Punkt ſich nicht aus; 
fprechen. Als auf die Frage, ob der Angeklagte coupa- 
ble d’avoir soustrait frauduleusement, eine Jury ants 
wortete: coupable d’avoir soustrait, ohne das fraudu- 
jeusement zu beantworten, und der Hof darauf die 
Strafe beftimmt hatte, wurde Durch Arret de cassation 
vom 10, April 1818 Saflation angenommen. &ben fo in 
einem Falle, wo die Jury das coupable weglieg und blos 
das Factum beurfundete (Themis VII. 5). 

Für die allgemeine Würdigung des Speclalverdietes 
muͤſſen wir zuerſt von einer Analyfe des Generalverdictes 
ausgehen. Es liegt darin, außer der allgemeinen Aner⸗ 
fennung des objectiven corpus delicti (z. B. daß Jemand 
an Gift geftorben) die Beantwortung dreier Fragen: 1) daß 
der Angefchuldigte die incriminivte That gethan, 2). daß er 
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dafür fehuldig d. h. zur Strafe verantwortlich, 3) daß diefe 
That ein gewiſſes benanntes Verbrechen conftituire d. h. 
in einem gewiſſen Paragraphen des Eriminalgefeßes ver: 
ausgefehen fey. Die zweite und dritte Frage, alfo wegen 
dee Eulpabilität und der Qualification,, find Rechtsfragen, 
und die Geſchwornen haben fie in den Graͤnzen der üblichen 
juriftifchen Beurtheilung zu entfcheiden. An Hinficht dies 
fer beſteht alfo die Möglichfeit, daß die Geſchwornen über 
den Rechtspunft zweifelhaft find und ihn lieber dem Urtheil 
der Richter überlaffen. Es iſt aber ganz in der Ordnung, 
daß die Geſchwornen nicht gezwungen werden, zu entfchei: 
den, wo fie fich in ihrem Bemußtfeyn des Rechts unficher 
fühlen. In Englands älterer Zeit Fam noch dazu, daß die 
Geſchwornen für verfehrten Spruch verantwortlich waren, 
was jeßt nicht mehr der Fall ift; die Billigfeit erforderte 
damals, fie von dem Rechtspunfte zu dispenfiren, fobald fie 
nicht ihrer Sache gewiß waren. Es ift ferner in der Ordnung, 
daß die von Seiten der Jury ausgefeuten Rechtsfragen nun⸗ 
mehr durch die Richter entfchieden werden. Auf diefe zwiefache 
Betrachtung , theils nach der Seite der Geſchwornen, theild 
nach der der Richter hin, glauben wir den Sag ftügen zu 
dürfen, Da das Spechalverdict eine nothmwendige Ergänzung 
ift für das Verfahren mit Geſchwornen, alfo für Deutfchs 
tand zu empfehlen. In Anfehung der Form bemerken wir, 
daß, wenn eine einfache Frage an die Geſchwornen geftellt 
wird, ed dann ihre Sache iſt, viefelbe in ihre Beftands 
theile aufzuldfen, tie vorher gezeigt wurde Bel dem 
zweifelhaften Punkte wird ihnen zu geftatten feyn, nach 
englifcher Weife die fpeciellen Tharfachen aufzuführen, auf 
welche es bei der Beurtheilung anfommt, fogar eine eigene 
Meinung auszuſprechen, obwohl fie die Sache dem Urtheif 
der Richter unterwerfen. Dagegen feheint die in England 
uͤbliche alternative Ausführung am Schluffe des Verdicte® 
feinen befondern Rugen zu gewähren. 
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Bis jetzt ift in Deutfchland uur in einem der neues 
ſten Entwürfe das Specialverdict aufgeftellt worden, naͤm⸗ 
li in dem Gefegentwurf, die proviforifhe Einrichtung 
bes Strafverfahrens betreffend, welcher mittelft Decretes 
vom 14ten Auguft 1848 den Ständen des Königreiches 
Sachſen vorgelegt roorden iſt. Daß man bisher noch nie: 
gende diefen Gedanken findet, liegt offenbar daran, meil 
man bis jegt bei der Drganifation von Schtourgerichten 
gewöhnlich nur die franzöfifchen Einrichtungen bedacht hat. 
Aus dem erwähnten Entwurfe gehört zunächft Hierher 

$. 24. Ueber die Kragen, ob der Angeklagte die Hands 
lungen, megen deren die Anklage hier ftatthaft erach⸗ 
tet wurde, verubt? und deshalb das in Frage bes 
fangene Verbrechen begangen habe? urtheilen die Ge: 
ſchwornen. | 
In dieſem Paragraphen iſt alfo die gemöhnliche Hauptfrage 
bereits in zwei getrennt worden, von welchen die eine die 
Thatfache, die andere die Rechtsfrage betrifft. Genau 
genommen liegt aber nach unferer früheren Ausführung 
in der zweiten Frage zweierlei, die Eulpabilität und bie 
Qualification. Es ergiebt daneben $. 33, daß auf die 
erfehwerenden, mildernden oder die Strafbarfeit aufheben 
den Umftände befondere Kragen zu richten find, nament⸗ 
ih auf die Zurechnungsfähigfeit wegen jüngeren Alters. 
Außerdem fann in Kolge der Verhandlung und gefchehener 
Anträge, neben der in der Unklage aufgeftellten Qualifis 
cation, die Frage an die Gefchwornen eventuell auf eine 
andere Qualification der That geftellt werden, die aber 
nicht eine höhere Strafbarfeit der That mit fich führer, als 
die urfprünglich vorausgefegte. In diefen Anprdnungen 
ift alle Borforge getroffen worden, damit diejenigen Ums 
ftände, welche in den Rechtsfragen der Culpabilitaͤt und 
Qualification die Entſcheidung begründen, in der Regel 
vor den Geſchwornen und duch diefelben zu beft immter 
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Entfpeidung Fommen. Daneben ift jedoch das Sprrials 
verdict noch nachgelaflen In 


$. 35. Haben mindeftens zwei Drittheile der Ge; 
ſchwornen Bedenken, ob die Handlung, welche der An: 
geſchuldigte verübt Hat, ein Verbrechen und letzterer 
deshalb firafbar fen oder nicht? fo ift denfelben geftat: 
tet, nur die reine Thatfrage zu entfcheiden, Das Weitere 
aber der Entfcheidung der Eriminalbehörde zu überlafs 
fen. In diefem alle geben die Geſchwornen folgende 
Antwort: Ga, der Angefchuldigte Hat die in der geftells 
ten Frage bezeichnete Handlung begangen; es ift den 
Geſchwornen aber unbefannt, ob er deshalb ftrafs 
bar fey. 


In den Motiven dazu ift auf die englifhe Einrichtung hin: 
gewieſen, zufolge deren den Geſchwornen geftattet ift, fich 
nur darüber audzufprechen, ob der Angeflagte die frag: 
lihe Handlung begangen habe, die Krage aber, ob er fich 
dadurch des bezeichneten Vergehens fchuldig gemacht, dem 
Gerichtshofe zur Entfcheidung zu überlaffen. Diefe Auf: 
fafung ift noch etwas beftimmter, als die in dem Tepte 
des Entmwurfes gegebene, und wir koͤnnen fie wohl als 
authentifche interpretation anfehen. Es fordert alfo die 
zweite Frage des $. 24 den Ausfpruch über die Culpa⸗ 
bilität d. h. über die volle juriftifche Verantwortlichkeit 
für die gethane Handlung, und über die Qualification 
d. h. ob diefelbe das bezeichnete Verbrechen oder ein ande: 
eed oder gar feines fey. Diefe beiden Punkte liegen in 
der Rechtsfrage, welche die Geſchwornen ermächtigt find, 
der richterlichen Entfcheidung anheim zu ftellen. Sie lafs 
fen ſich fogar In einzelnen Sällen trennen, und man kann 
dies an einem bekannten Sriminalfall, dem Kaffettens 
Diebftahl in Coͤln nachweifen. Die Anklage war auf 
Diebſtahl geftellt; ein Specialverdict würde hierauf . 
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dem fächfifchen Entwurfe gemäß folgendermaßen gelaus 

tet haben: 
Auf die erfie Frage: Fa, der Angefchuldigte hat die 
Entwendung der Kaffette verübt. Auf die zweite Frage: 
Ja, der Angefchuldigte ift fhuldig, diefe Entwendung 
begangen zu haben. Es ift aber den Gefchwornen un: 
befannt , ob nach den vorliegenden Thatfachen das Ber: 
brechen des Diebftahls begründet if. 


Nach englifcher Weife wäre bei der erften Frage zuzufegen 
gervefen: jedoch mit betrüglicher Abficht nur in Anfehung 
der in der Saflette vorhandenen Papiere. Jedenfalls 
würde den Geſchwornen dadurch die Verlegenheit erfpart 
worden ſeyn, ein verfehrtes Verdict zu geben, mas fie in 
dem angeführten Rechtsfalle fogar in zwei einander wider: 
fpeechenden Berdicten gethan haben. Es bietet alfo diefer 
Criminalfall, bei welchem die Stellung der Anklage auf 
Diebftahl Feinesweges ein Fehler war, noch einen praftis 
ſchen Beitrag zu dem Beweiſe, daß das Specialverdict für 
die Einrichtung der Gefchtwornengerichte ein nothwendiger 
Beſtandtheil iſt. 


v 





Nachtrag. 


Eine indirecte Art von Specialverdict findet fich in 
geroiffen Dispofitionen des franzöfifchen Verfahrens. Sie 
beruht auf dem Code d’instr. art. 351. Hiernach follen, 
wenn die Geſchwornen auf die Hauptfrage das Schuldig 
nur mit fieben gegen fünf fprechen, die Richter über dieſe 
Frage deliberiven. Die Stimmen der Richter werden den 
dee Geſchwornen zugerechnet und von diefen 17 Stimmen 
(man hatte damals fünf Richter) entfcheidet Die Majoris 
tät. Modificirt wurde diefe Beftimmung durch Geſetz 
vom 25. Juni 1821, worin verfügt ift, daß in folchen 
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Faͤllen die Majorität der Richter immer entſcheiden d. h. 
über den Ausfpruch der Geſchwornen prävaliren ſoll, wenn 
fie dem Angeſchuldigten günftig ausfällt. Diefe Verfuͤgung 
ift zum Vortheil des Angeklagten. Wenn von den fünf 
Richterſtimmen drei dem Nichtfchuldig beitreten, alfo zus 
fammen acht Stimmen Nihtfehuldig ſprechen, find neun 
Stimmen (7 der Geſchwornen, 2 der Richter) fir Schuls 
dig. In diefem Zalle war nad Art. 351. zu condemnis 
ten, nach dem Gefeg von 1821 ift freisufprechen. Dies 
ſelbe günftige Verfügung ift in den preußifchen Rheinpro: 
dinzen durch die Verordnung vom 31. December 1833 ans 
genommen und fogar auf die Kragen wegen erfchwerender 
Umftände des Verbrechens ausgedehnt worden. Es ift 
died in den Rheinpropinzen noch jest geltendes Recht; In 
Stanfreich ift durch neuere Veränderungen die vorher ers 
mahnte Einrichtung verſchwunden. 

Daß die vorftehend bezeichnete Anordnung des Code 
art. 351 zu einem Specialverdict führt und dies durch 
die Gefege von 1821 und 1833 zur Vollendung gefommen 
ft, kann nicht bezweifelt werden. Den Geſchwornen fteht 
die Möglichkeit offen, in Zweifelsfällen durch eine fingirte 
Sondemnation mit einfacher Majorität den Spruch abzus 
lehnen und ihn den Richtern der Affife zu übertragen. Daß 
die Geſchwornen davon Gebrauch gemacht haben und bies 
len einfichtspollen Männern dieſes Verhältnig klar gewor⸗ 
den ift, ergeben die Mitheilungen von Feuerbach Defs 
fentlichfeit II. S. 480—486. Man hat zualeiih dies 
als einen Mißbrauch bezeichnet, durch welchen die Jury 
ih ihrer Pflicht entzieht und dem Wefen des Gefchtwornens 
geeichted entgegen der Spruch den Richtern übertragen 
wird, So lauten die Aeußerungen bei Keuerbach und 
bei Mittermaier Mündlichfeit S. 399. 400. 

Abweichend von diefen Anfichten getrauen wir une 
defe Einrichtung unter gemwiffen Modificationen in Schub 
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zu nehmen, wobei wir ung ganz an die englifchen in dem 
vorftehenden Auffage nachgewieſenen Anfichten anfchließen. 
Wir gehen alfo von der in Frankreich noch nicht recht ans 
erfannten Behauptung aus, daß die Jury In der Haupt 
frage ſowohl über die Thatfache, als Über gewiſſe Rechts: 
fragen entfcbeidet. Ueber die Thatfache zu entfcheiden, dies 
felde feftzuftellen , ift Pflicht dee Geſchwornen, von welcher 
fie fich nicht dispenfiren dürfen. Ueber gewiſſe rechtliche 
Folgen diefer Thatfachen find fie allerdings ebenfalls be 
fugt zu urtheilen, aber e8 muß ihnen geftattet feyn, die 
felben im Zmeifelsfalle dem Gutachten der Richter zu übers 
lafien. In Hinficht der allgemeinen Hauptfrage werden 
alfo die Geſchwornen den factifhen Theil derfelben, die 
Thäterfchaft, allemal beantworten müffen; in Bezug auf 
die Eulpabilität und Qualification dürfen fie Dagegen fih 
einer ausgefprochenen Meinung enthalten, wenn fie nur 
die Thatfachen, worauf diefes Urtheil beruhen wird, fefts 
ftellen. In Hinficht der Nebenfragen (erſchwerende oder 
mildernde Umftände u, dergl.) werden fie, weil dies größs 
tentheils nur Thatfachen find, ſich in der Regel einem bes 
ftimmten Spruche nicht entziehen koͤnnen, wenn nicht zus 
gleich darin ein juriftifches Urtheil liegt, fo daß fie auch 
hier blos die zum Grunde liegenden Thatfachen beurfunden. 
Auf diefe Srundfäge hin läßt ſich alfo die erwaͤhnte franzöfi- 
ſche Einrichtung vertheidigen ; der Sehler befteht aber darin, 
daß die ganze Hauptfrage, mithin auch der factifche Theil 
derfelben, der Beweis der Thäterfchaft, dem richterlichen 
Urtheil überlaffen wird. Zu tadeln ift ebenfalls das 
preußifche Gefeß von 1833, welches die erfchtwerenden 
Umftände, in der Regel blos Thatfachen, den Richtern zu 
überweifen verftattet. Nach englifchen Principien ift dane 
ben erforderlih, daß der ganze Umfang der für die richters 
liche Entfcheidung relevanten Thatfachen fpeciell durch die 
Geſchwornen feftgeftellt und ihnen nur nachgelaffen wird, 
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die juriſtiſche Schlußfolge Daraus den Richtern zu -übers 
tragen. Die geſchickte Erfüllung diefer Iegten Sorderung 
fegt zugleich etwas mehr Kinfiht voraus, als man in 
Frankreich und Deutſchland gemöhnlid von den es 
fhwornen erwartet, weshalb fogar eine vichterliche Ans 
weifung, wie fie in England vorkommt, zumeilen nöthig 
feyn dürfte Für fich felbft aber muß der Berfaffer 
bemerfen, daß er, abweichend von der jegt herrfchen- 
den Anfiht der Politifer, nicht der Meinung zugethan 
ft, daß die Wahrheit der Thatſache zuverläfliger von 
ben Geſchwornen als von den juriftifch gebildeten Rich: 
teen entfchieden werden fönne, und daß er daher nach 
diefer- feiner Weberzeugung nichts dagegen bat, menn 
die Geſchwornen e8 für gut finden, in zweifelhaften 
Fällen nicht nur die Nechtsfrage , fondern auch das 
ihnen zuftehende Urtheil über die Thatfache und den 
Beweis derfelben den Richtern zu übertragen, wie es 
dad franzöfifche Recht zuläßt. Wer dagegen fih auf 
den Standpunft der Gefchmwornengerichte ftellt, muß 
annehmen, daß die Geſchwornen verpflichtet find, die 
Thatſache feftzuftellen, und berechtigt, daneben über 
gewiffe Rechtsfragen (Eulpabilität und Qualification) zu 
entſcheiden. Mach der in Frankreich herefchenden An: 
fiht geht die Hauptfrage auf das fait principal und 
gt fuͤr reine Thatfrage ohme rechtlihe Beurtheilung. 
Eonfequent muß man dann jenes in dem Code begrüns 
dete Specialverdict gänzlich vermwerfen , weil die Ges 
ſchwornen ſich dadurch ihrer Pflicht entziehen, die That: 
frage zu entſcheiden. Dach den richtigeren englifchen 
Grundfägen, mie fie vorher dargeftellt worden find, 
muß man in der Entfceldung über die Schuld That: 
frage und Kechtsfrage trennen. Die Gefchtwornen find 
befugt , in einem allgemeinen Ausfpruche Beides zu 
entfheiden. Wenn fie aber in den rechtlichen Bezie⸗ 
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hungen Zweifel haben, find fie verpflichtet, die That 
fachen genau und ausführlich darzulegen, und ermaͤch⸗ 
tigt, die rechtliche Kolgerung den Richtern zu überlaf- 
fen. Nach diefem Maafftabe wird daher das frand 
fiſche Specialverdiet nur in fofern verwerflih erſchei⸗ 
nen, als e8 auch die Thatfrage In die Hände der | 
Richter legt. 


| 
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IV, 
das Denuncistionsunwefen 


der ' 
neueren beutfhen Gefeßgebungen. 


Bon 
BSe»p 





% 1. 


Boltten wir, tie es den Anſchein hat, eine volks⸗ 
thuͤmliche Strafjufiiz gewinnen, fo muß aus den bie: 
herigen Gefegen, und waͤren fie vom jüngften Datum, 
Alles verſchwinden, was das Volksbewußtſeyn verlegt, vor 
alen Dingen aber ſolche Beftimmungen, die, menn fie 
vermöge der dffentlihen Ausübung der Strafrecht: 
pflege in weiteren Kreifen fich verbreiten, die fchlichte 
Volksmoral zu verderben drohen. Denn wenn gleich un: 
fere in deutfcher Sprache abgefagten Strafgefeßgebungen 
und Strafprocegordnungen nach der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers nicht blos, oder auch nur ausſchließlich, Sn: 
Rruetionen für den Richter, fondern zugleich, namentlich 
vom Standpunfte des Abfchredungsprincipes, Volks: 
buͤcher ſeyn follen, fo haben fie doch bisher (und man 
darf fagen, Gottlob) diefen Zweck nicht erfüllt, und daher 
iR dem Volke noch Vieles darin unbekannt geblieben, aus 
welchem es eine greundfchlechte Moral fchöpfen, und ſich 
um Nachtheil der Öffentlichen Sitte aneignen koͤnnte. Zu 
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diefen Beftimmungen gehört die Begunftigung eines heim: 
lichen Denunciationsſyſtems des Bürgers über den Bürger, 
ale ob die Unterthanen nicht feither genug unter dem amt: 
lihen Ausſpuͤrungsſyſteme zu leiden gehabt hätten! 
eines Spftems, welches nach: dem Grundfage, daß der 
Zweck die Mittel heilige, felbft bis zu großartigen Beloh- 
nungen des Genoſſenverraths aufſteigt, unbefümmert um 
die in andern Staaten gerade in diefer Richtung gemachten 
traurigen, ja empörenden Erfahrungen. Was in diefer 
Beziehung die neueren deutſchen Strafgefeßgebungen 
feit dem Baierifhen Strafgeſetzbuche gefün 
digt haben, hat das, ſolche Borfchriften und ſolche Mit 
tel im Allgemeinen verfehpmähende gemeine deutfche Straf 
recht nicht zu verantworten, während auf der andern Seite 
der gemeinrechtliche, auf Doctrin und Praris beruhende, 
Inquiſitionsproceß es ſchon nicht an mancherlej Begünfi: 
gungen der Denunciationen fehlen ließ, was ſich einfach 
daraus erklaͤrt, daß hier überhaupt. die Eriminalpofitit 
immer mächtiger :über das Recht wurde. Kein Wunder, 
daß auch die neueren Procegordnungen auf.diefer Bahn 
fortführen, und [0 das privilegirte Denunciationsnetz des 
Buͤrgers uͤber den Buͤrger immer dichter und gekaͤhrlcher 
wurde. Am ſchreiendſten trat..dies Alles bei einge Reihe 
von politifchen Unterfuchungen der Neuzeit, hervor, 
deren fich trotz aller Eenfur die Preffe zu bemächtigen wußte, 
und auf die es bei jenen Privilegien vorzugsweiſe abgefehen 
mar. Denn das dürfen wir ung nicht verhehlen, daß in 
unferer modernen Strafjuftiz vieles anders, d. h. beſſer, 
ausgefallen wäre, wenn nicht bei den deutfchen Regie: 
tungen eine faft gränzenlofe Zucht vor politiſchen 
Verbrechen und Vergehen beftanden wäre, deren Zahl da: 
ber auch in den neuen Streafgefeßgebungen immer riefiger 
anſchwoll, weil jede politifche Regung mit Gewalt unters 
drückt werden follte. Blos für dieie eine Reihe von Aus: 
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egefegen aufzuftellen, davor hatte man eine 
? Echeu; deshalb mußten allgemeine Bor: 
ten aufgeftellt merden, und diefe Fonnten dann 
Ulzu großen Anftoß zu geben, bei pofitifchen Ber: 
gefteigert werden, 


Wie die öffentlihe Meinung in Deutfchland über 
ciationen, und nun gar über deren gefegliche Be: 
zungen urtheilt, ift befannt. Allein was kuͤmmerte 
e deutfche Gefeßgeber feither darum? Echon das 
ind bringt aus der Schule (oft auch aus dem elter: 
Haufe) eine unüberwindliche Abneigung gegen An: 
ien in das Leben mit, weil es mehr die fchlimmen 
e guten Seiten diefes Syſtems hat Fennen lernen, 
it andern Augen fieht e8 auch ald Mann die ge: 
ichen Denunciationen nicht an, zumal da der In⸗ 
onsproceß möglichft für die Geheimhaltung des 
ns des Denuncianten forgt. Am ausführlichften Hat 
zentham in feiner Theorie des r&compenses, 
I. chap. 2 u. 13— 14), mit diefer Stage be: 
gt, und wenn er gleich gegen die über Denunciaties 
eeefchenden „Worurtheile” aufteitt, fo ift er doc 
Theils weit davon entfernt, ein ſolches Denuncia: 
hſtem zu vertheidigen, wie e8 in den neueren Deut: 
Geſetzgebungen aufgeftellt ift; andern Theils beruft 
m Alles auf den Eigenthümlichkeiten, wo nicht Mäns 
des englifhen Strafproceffes, namentlid 
er Privat: Anflagefhaft, und dem Sube, daß der 
* an den Angeflagten Feine Srage richten darf, die 
eftändnig feiner Schuld enthält, weshalb man zu 
nciationen, folglich zu Belohnungen, feine Zuflucht 
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habe nehmen müffen. Endlich frügt er fich dabei namen 
fih auf die volle Deffentlich feit der gerichtlichen 
Verhandlungen, welche gegen alle geheimen Schlechtigkei⸗ 
ten fihern 2). Schließlich giebt er aber Doch felbft zu, 
daß der Geſetzgeber dennoch feinen Zweck verfehle, weil er 
gegen die beftehende öffentliche Meinung verftoße, die aud 
der Richter (Volförichter) mit dem Volke theile. 


Er unterfcheidet zwei Fälle: 1) Belohnung für De 
nunciationen Dritter, und 2) Belohnungen, welche einem 
Schuldigen zum Zweck der Denunciation feinee Mitſchul⸗ 
digen vor der Vollführung der That zugefichert werden. 


Was den erften Fall betrifft, bemerft Bentham, 
fo ift es einleuchtend, daß Fein Gefeß an dem Webertreter 
vollzogen werden kann, wenn nicht die Uebertretung def: 
felben zur Anzeige bei der Obrigkeit gelangt. Die Zuns 
ction eines Denuncianten ift in fofern eben fo unentbehr: 
lich und verdienftlich als die eines Richters. Denft man 
fi nun einen Staat, in welchem jeder Bürger diefe Pflicht 
erfüllte, fo wuͤrde Jeder, welcher den Beweis eines ver 
übten Verbrechens in Händen hätte, als Denunciant gegen 
den Thäter auftreten *). Allein ungluͤcklicher Weife iſt dies 
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2) Schon in dem Vorverfahren vor dem Magiſtrat beſteht nach 
engliſchem Rechte volle Parteien-Oeffentlichkeit, indem die Vers 
nehmung des Denuncianten, und der Zeugen in Gegenwart 
des Verdächtigen gefchieht, und diefer fich fchon bier des Weis 
ftandes eines Attorney bedienen darf. Welch anderes Bild als 
bei dem inquifitorifchen Denuncianten ! 


3) Der Denunciant im englifhen Anklageproch iſt übrigens 
ganz anders als im geheimen Inquiſitionsproceſſe geftellt. 
Bekanntlich giebt es in England feine Staatsbehörde, welche 
zur amtlichen Verfolgung aller und jeder Verbrechen zuftändig 
wäre, fondern die Stronanmwälte verfolgen nur Hochverrath, 
Aufrufe und andere unmittelbar gegen den Staat gerichtete 
Verbrechen Nanıens des Könige. Im Uebrigen müffen Private 
Denunciationen abgewartet werden, und ftellt fich die Denunciation 
nad vorgenommener prototollariicher Werkandlung vor dem 
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eine Pfliht, der fich zu entziehen Jedermann nur allzus 
geneigt ift, entweder aus einem mißverftandenen Mit: 
leide mit dem Schuldigen, oder aus Mißbilligung 
(der ungerechten, ja empörenden Strenge) diefes oder jenes 
Gefeges, oder aus Furcht fich Feinde zu machen, oder 
aus Indolenz, oder endlich, wie dies bei den meiften 
Menfchen der Fall ift, weil fie ihre gewöhnlichen Bes 
fbaftigungen nicht ohne Verluſt unterbrechen Fön 
nen und mögen, (oder aus einer unübertoindlichen Ab⸗ 
neigung gegen Denunciationen *®), oder weil Eolli: 
fionen von Pflichten beftehen). Dies find die 
Grunde, welche den (englifchen) Gefeßgeber gensthigt 
haben, durch Belohnungen zur Denunciation aufzus 
muntern, und auch diefes Mittel (wofuͤr man in Deutfch- 
land Erzwingung der Denunciationen durch Strafe 
wänft) verfehlt in der Erfahrung feine Wirkung, weil die 
Öffentliche Meinung eine Entehrung an die Annahme von 
Belohnungen für ſolche Dienfte Enüpft, Ceine Zwangs⸗ 
pfliht zu denunciren aber nur ausnahmsweiſe bei einigen 
Verbrechen befteht, und nicht generalifirt zu werden ver: 
dient), Nun fucht zwar Bentham nachzumeilen, daß 
dabei nur „, Vorurtheile” und Feine Art von „Gefahr ” 
vorliege; allein er fügt fchlieglich folgende merfmwürdige 
Worte Hinzu: „man muß jedoch zugeben, daß es ſchwer 
hält, gegen jenes tief eingemwurzelte, an ſich natürliche 
Vorurtheil anzufämpfen, vorzüglic) dann, mwenn, wie 


Magiftrat (Zriedensrichter 2.) als nicht unbegründet dar, fo 
muß der Denunciant Caution leiften, daß er bei der nächften 
Sitzung des betreffenden Serichtshofs die Anklage betritben 
werde- Go handelt es fich hier alfo in der Hauptfache darum, 
Privatankläger zu gewinnen. Ganz; anders im Inqui— 
fittonsproceß ! 


4) Wie 5. B. auch das englifche Recht unterlaffene Anriar de 
Hochverraths mir Strafe bedroht. 


Yrdiv & Er. R. 1849. I, ©t. H 
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zu nehmen, wobei wir uns ganz an die englifchen in dem 
vorftehenden Auffage nachgewicfenen Anfichten anfchliegen. 
Mir gehen alfo von der In Sranfreih noch nicht recht an: 
erfannten Behauptung aus, daß die Jury in der Haupt: 
frage ſowohl über die Thatfache, als über gewifle Rechts: 
fragen entſcheidet. Weber die Thatfache zu entfcheiden, dies 
ſelbe Feftzuftellen , ift Pflicht der Geſchwornen, von welcher 
fie fi) nicht dispenfiren dürfen. Ueber gewiſſe rechtliche 
Kolgen diefer Thatfachen find fie allerdings ebenfalls bes 
fugt zu urtheilen, aber e8 muß ihnen geftattet ſeyn, dies 
felben im Smeifelsfalle dem Gutachten der Richter zu übers 
laffen. In Hinficht der allgemeinen Hauptfrage merden 
alſo die Geſchwornen den factifhen Theil derfelben, die 
Thäterfchaft, allemal beantworten müflen; in Bezug auf 
die Eulpabilität und Qualification dürfen fie dagegen fich 
einer ausgefprochenen Meinung enthalten, menn fie nur 
die Thatfachen, worauf diefes Urtheil beruhen wird, fefts 
ſtellen. In Hinficht der Nebenfragen (erfchwerende oder 
mildernde Umftände u. dergl.) werden fie, weil dies größ- 
tentheils nur Thatfachen find, fi) in der Regel einem bes 
fiimmten Spruche nicht entziehen fönnen, wenn nicht zus 
gleich darin ein juriftifches Urtheil liegt, fo daß fie auch 
hier blos die zum Grunde liegenden Thatfachen beurfunden. 
Auf diefe Grundfäge hin läßt fich alfo die erwähnte franzoͤſi⸗ 
ſche Einrichtung vertheidigen ; der Fehler befteht aber darin, 
daß die ganze Hauptfrage, mithin auch der factifche Theil 
derfelben, der Beweis der Thäterfchaft, dem richterfichen 
Urtheil üuberlaffen wird. Zu tadeln ift ebenfalls das 
preußifche Gefeg von 1833, welches die erfchtwerenden 
Umftände, in der Regel blos Thatfachen, den Richtern zu 
üherweifen verftattet. Nach englifchen Principien ift dane⸗ 
ben erforderlich, daß der ganze Umfang der für die richter: 
liche. Entfcheidung relevanten Thatfachen fpeciell durch die 
Geſchwornen feftgeftellt und ihnen nur nachgelaffen wird, 


IE WRITE WEG BUT ut 
der Unterfuchung weder ein Urheber, noch ein Ge⸗ 
noch ein Begünftiger herauszubtingen war, faft 
doch etwas von Mitwiffenfhaft übrig 
und wenn auch diefe nicht voll erwieſen werden 
', wenigftens eine Inftanz- Entbindung und 
werurtheilung, als das Ende eines langwierigen 
ſes, übrig blieb. So Fonnte der ſchwer Geprüfte 
enigſtens nicht befchweren, daß er mit Unrecht 
lang Kerker⸗ und andere Leiden zu erftehen gehabt 
denn er wurde ja von Rechts wegen nicht freis 
ben, fondern feine Schuld oder Nichtfchuld in der 
»de gelafien. Wer gedenft nicht namentlich dabei mit 
uth und zugleih mit Schaudeen des fchmählichen 
an'ſchen Proceffed. Aber leider hat er in vielen 
Proceſſen diefer Art feines Gleichen in Deutfch- 
nd in der Schweiz gefunden! Daß fich endlich 
taat, wenn er auch die bloßen Mitwiffer ftraft, 
e beften Zeugen gegen die wirklichen Theilneh⸗ 
m Berbrechen beraubt, darum Fümmerte man fich 
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hungen Zweifel haben, find fie verpflichtet, die That: 
ſachen genau und ausfuhrli darzulegen, und ermaͤch⸗ 
tigt, die rechtliche Kolgerung den Richtern zu überlaf: 
fm. Rah diefem Maaßſtabe wird Daher das franzd- 
ſiſche Specialverdict nur in fofern vermwerflich erfchei: 
nen, ald ed auch die Thatfrage in die Hände der 
Richter legt. 
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gen zu Entdeckung unbefannter Complicen, fagt er nämlich, 
find allerdings ein ſchlechtes Mittel, fo lange dem Staat 
ondere Mittel zur Entdecfung, der Mitfchuldigen zu Gebote 
fichen, weil jede Straflofigfeit (und darin foll hier die 
Belohnung allein beftehen) ein Uebel If. Allein, wenn 
«8 fein anderes Mittel zu ihrer Entdecfung giebt, fo find 
fie ein gutes Mittel 9), meil die Straflofigkeit eines 
Einzelnen ein Fleineres Uebel ift, als die Etraflofigfeit 
Bieter. Doch dürfen bei ſchweren Verbrechen folche Bes 
tohnungen nicht durch ein allgemeines Geſetz ver 
beißen werden, weil dies eine Einladung oder Aufmuntes 
rung zu allen Arten von Verbrechen feyn würde. Denn 
ſchlechte Menſchen, und ſolche giebt es überall, Füns 
nen leiht auf Speculation alle mögliden Complotte 
und Verſchwoͤrungen anzetteln, um auf Koften der Um 
gluͤcklichen, die fie in ihre Nete gelockt haben, fogar 
von Staats wegen belohnt zu werden. Dies ift in 
England fehr Häufig vorgefommen, (und was foll man 
gar von Frankreich mit feinen vormaligen reichen ge: 
beimen Fonds fagen!), weshalb zu Verhütung folder 
Mißbraͤuche ein anderer Weg eingefchlagen werden 
muß. Das Gefeg muß nämlich den Richter ermächtigen, 
in einzelnen Fällen, nachdem alle anderen Mittel zur 
Entdecfung der Theilnehmer erfchöpft find, folche Beloh⸗ 
nungen zu verheißen. Alsdann ift Feine Gefahr für Dritte 
mit einer ſolchen Maafregel verbunden ; geheime Agenten 
und ſchlechte Subjecte find dann machtlos. Bentham 
fügt aber auch hier hinzu, daß felbft unter Dieben, Räus 
been ꝛc. ein gewiſſes point d’honneur herrfche, vermöge 
defien verhältnigmäßig nur Wenige fid) zu folchen Denun⸗ 
Gationen verftehen. 





9) But heift Her Bentham fo viel als nürlic. 
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diefen Beftimmungen gehört die Begünftigung eines h 
lichen Denunciationsſyſtems des Bürgers über den Bü 
ale ob die Unterthanen nicht feither genug unter dem a 
lichen Ausfpürungsfofteme zu leiden gehabt Ha 
eines Syſtems, welches nach: dem Grundfage, daf 
Zweck die Mittel heilige, felbft GIS zu großartigen B 
nungen des Genoſſenverraths auffteigt, unbekuͤmmert 
die in andern Staaten gerade in diefer Richtung gema 
traurigen, ja empdrenden Erfahrungen. Was in t 
Beziehung die neueren deutſchen Strafgefeggebu 
feit dem Baieriſchen Strafgefegbudhe g 
digt Haben, hat das, folde Vorfchriften und folche 
tel im Allgemeinen verfchmähende gemeine deutfche € 
recht nicht zu verantworten, während auf der andern ( 
der gemeinrechtlihe, auf Doctrin und Pragis beruh) 
Inquiſitionsproceß es hen nicht an mancherlej Begi 
gungen der Denunckationen. fehlen ließ, was fich eh 
daraus. erklärt, daß hier überhaupt. die Eriminalp: 
immer mächtiger -über das Recht wurde. Kein Wur 
daß auch die neueren Procegordnungen auf. diefer 2 
fortfuhren, und fo das privilegirte Denunciationsnet 
Buͤrgers uͤber den Buͤrger immer dichter und gefaͤhrt 
wurde. Am ſchreiendſten trat. dies Alles bei einer 9 
von politifchen Unterfuchungen der Neuzeit hei 
deren fich trotz aller Cenſur die Preffe zu bemächtigen moi 
und auf die es bei jenen Privilegien vorzugsmeife abgel 
war. Denn das duͤrfen wir und nicht verhehlen, da 
unferee modernen Strafjuftiz vieles anders, d. h. b 
ausgefallen wäre, wenn nicht bei den deutfchen R 

rungen eine faft grängenlofe Furcht vor politiſe 
Verbrechen und Vergehen beſtanden waͤre, deren Zahl 
her auch in den neuen Strafgeſetzgebungen immer rie 
anſchwoll, weil jede, politiſche Regung mit Gewalt wi 
drückt werden folltee Blos für diefe eine Reihe von A 
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nahmegefeten aufjuftellen, davor hatte man eine 
gerechte Echeu; deshalb mußten allgemeine Bor: 
fhriften aufgeftellt werden, und diefe konnten dann 
ohne allzu großen Anftoß zu geben, bei politifchen Ber: 
gehen gefteigert werden. 


Wie die öffentlihe Meinung in Deutfchland über 
Denunciationen, und nun gar über deren gefegliche Be: 
günftigungen urtheilt, ift befannt. Allein was kuͤmmerte 
ſich der deutfche Gefeßgeber feither darum? Echon das 
Schulkind bringt aus der Schule (oft auch aus dem elterz 
lichen Haufe) eine unübermwindliche Abneigung gegen Ans 
gebereien in das Leben mit, weil es mehr die ſchlimmen 
als die guten Seiten diefes Syſtems hat Fennen lernen, 
und mit andern Augen fiehbt es auch ald Mann die ge: 
richtlichen Denunciationen nicht an, zumal da der In⸗ 
quifitionsproceß mögfichft für die Geheimhaltung des 
Namens des Denuncianten forgt. Am ausführlichften hat 
id Bentham in feiner Theorie des recompenses, 
Livre I. chap. 2 u. 13 — 14 !), mit diefer Frage be; 
ſchaͤftigt, und wenn er gleich gegen die über Denunciatio: 
nen herrfchenden „Worurtheile” auftritt, fo ift er doc 
eines Theil weit davon entfernt, ein ſolches Denuncia- 
tionsſyſtem zu vertheidigen, wie e8 in den neueren deut: 
fhen Geſetzgebungen aufgeftellt ift; andern Theil beruht 
bei ihm Alles auf den Eigenthümlichfeiten, wo nicht Män- 
gen des englifhen Strafproceffes, namentlid) 
auf der Privat: Anflagefhaft, und dem Satze, daß der 
Richter an den Angeklagten Feine Frage richten darf, die 
ein Geſtaͤndniß feiner Schuld enthält, weshalb man zu 
Denunciationen, folglich zu Belohnungen , feine Zuflucht 


1) Beral. des Verf's Schrift: Bentham's Grundfäge der 
GSriminalpolitit im foftemat. Zufammenhange dargeftellti, Rus 
bingen 139. ©. 155 — 16 
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habe nehmen müffen. Endlich ftügt er fich dabei nament: 
ih auf die volle Deffentlih feit der gerichtlichen 
Verhandlungen, welche gegen alle geheimen Schlechtigkei⸗ 
ten fihern 9. Schließlich giebt er aber doch felbft zu, 
dag der Geſetzgeber dennoch feinen Zweck verfehle, weil cr 
gegen die beftchende öffentliche Meinung verftoße, die aud) 
der Richter (Volförichter) mit dem Volke theile. 


Er unterfcheidet zwei Fälle: 1) Belohnung für De: 
nunciationen Dritter, und 2) Belohnungen, welche einen 
Schuldigen zum Zweck der Denunciation feiner Mitſchul⸗ 
digen vor der VBollführung der That zugefichert werden. 


Was den erften Fall betrifft, bemerft Bentham, 
fo ift e8 einleuchtend, daß Fein Geſetz an dem Webertreter 
vollzogen werden fann, wenn nicht die Uebertretung def: 
felben zur Anzeige bei der Obrigkeit gelangt. Die Fun⸗ 
ction eines Denuncianten ift in fofern eben fo unentbehr: 
(ih und verdienftlich als die eines Richtere. Denft man 
fi nun einen Staat, in welchem jeder Bürger diefe Pflicht 
erfüllte, fo würde Jeder, welcher den Beweis eines ver 
übten Verbrechens in Händen hätte, ald Denunclant gegen 
den Thäter auftreten *). Allein unglücklicher Weife ift Dies 


m - 


2) Echon in dem MVorverfahren vor dem Magiftrat beſteht nad 
engliſchem Rechte volle Yarteien » Deffentlichfeit, indem die Pers 
nehmung des Denuncianten, und der Zeugen in Gegenwart 
des Verdächtigen gefchieht, und diefer fih fchon hier des Meis 
ftandes eines Attorney bedienen darf. Welch anderes Bild als 
bei dem inquifitorifchen Denuncianten ! 


3) Der Denundant im englifchen Anklageproceß {ft übrigens 
ganz anders als im geheimen Inquiſitionsproceſſe geftellt. 
Befanntlich giebt es in England feine Staatsbehörde, welche 
jur amtlichen Verfolgung aller und jeder Verbrechen zuftändig 
wäre, fondern die SKronanmwälte verfolgen nur Hochverrath, 
Aufruhr und andere unniittelbar gegen den Staat gerichtete 
Verbrechen Namens tes Königs. Im Uebrigen müſſen Privar- 
denunciationen abgewartet werden, und ftellt fich die Denunciation 
nad) vorgenommener yprotofollarifcher Werkandlung vor dem 
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eine Pflicht, der fich zu entziehen Jedermann nur allzus 
geneigt ift, entweder aus einem mißverftandenen Mits 
leide mit dem Schuldigen, oder aus Migbilligung 
(der ungerechten, ja empörenden Strenge) diefes oder jenes 
Sefeges, oder aus Furcht fich Feinde zu machen, oder 
aus Indolenz, oder endlich, wie dies bei den meiften 
Menfchen der Fall ift, weil fie ihre gewöhnlichen Bes 
ſchäftigungen nicht ohne Verluſt unterbrechen Fon: 
nen und mögen, (oder aus einer unübertoindlichen Ab⸗ 
neigung gegen Denunciationen %), oder weil Colli⸗ 
fionen von Pflichten beftehen).. Dies find die 
Grunde, welche den (englifchen) Geſetzgeber genöthigt 
haben, duch Belohnungen zur Denunciation aufzu⸗ 
muntern, und auch diefes Mittel (wofür man in Deutfch- 
land Erzwingung der Denunciationen duch Strafe 
wählt) verfehlt in der Erfahrung feine Wirfung, weil die 
Öffentliche Meinung eine Entehrung an die Annahme von 
Belohnungen für ſolche Dienfte knuͤpft, Ceine Zwangs⸗ 
pflicht zu denunciren aber nur ausnahmsweiſe bei einigen 
Verbrechen befteht, und nicht generalifict zu werden ver: 
dient), Nun fucht zwar Bentham nachzumelfen, daß 
dabei nur „,VBorurtheile” und Feine Art von Gefahr” 
vorliege; allein er fügt fchlieflich folgende merfwürdige 
Worte Hinzu: „man muß jedoch zugeben, daß es ſchwer 
hält, gegen jenes tief eingemwurzelte, an ſich natürliche 
Vorurtheil anzufämpfen, vorzüglic) dann, wenn, wie 


Magiftrat (Friedensrichter 2.) als nicht unbegründet dar, fo 
muß der Denunciant Caution leiften, daß er bei der nächften 
Sitzung des betreffenden Gerichtshofs die Anklage betreiben 
werde. So handelt es fich hier alfo in der Hauptfache darum, 
Privatankläger zu gewinnen. Ganz anders im Inqui— 
ftionsproceß ! 

4) Wie 5. B. auch das englifche Recht unterlaffene Anzeige die 
Hochverraths mit Strafe bedroht. 

Archis d. Er. R. 1849. ], @r. H 
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in England, die Richter felbft nichts thun, um das Pu: 
blicum über die wahre Sachlage aufzuklären, und die 
Angeber, nachdem fie ſich ihrer bedient Haben, der öffent: 
lihen Verachtung Preis geben.” 


Darin erkennt man die ähte VBolfsjuftiz, und 
fo ergehe e8 allen Gefegen und Einrichtungen , die gegen die 
BVolfsfitte verftogen! Man erfieht aber auch, von welch’ 
verfehiedenem Standpunfte aus Bentham das, was er 
bei Denunciationen Borurtheile des Volks nennt, zu be 
kaͤmpfen fucht, nämlich) vom Standpunfte des Privats 
anflagesProcefies, dem es leiht an Anflägern, oder 
zunächft an Denuncianten (denn die Anflage wird erft ſpaͤ⸗ 
tee vor einer andern Behörde erhoben) fehlt, wenn 
entweder der Verletzte nicht auftritt, oder fein Verletzter 
da if. Wie ganz anders geftaltet fich dies vom Stand: 
punfte des geheimen fhriftlichen Inquiſitionsproceſſes, mel: 
cher zwar wohl, fo lange ed noch Feine wohlgeordnete, die 
Eriminafgerichte im Auffpüren der Verbrechen unterftügende 
Polizei im Staate gab, den Unterthanen eine Denun⸗ 
clationspflicht theils in Beziehung auf bevorftehende, theife 
auf verübte Verbrechen, al8 allgemeine Bürgerpflicht bei 
Strafe auferlegen konnte; allein mit der Allmacht der zu: 
let faft alle andern Gewalten verfchlingenden Polizei s 
Gewalt in Deutfhland mußte dies geändert werden, 
wurde es aber nicht, um neben der Amts-Polizei noch 
eine Bürger- Polizei zur Hand zu haben. Diefen 
wenig ehrenhaften Dienft mochten fih zwar die Bürger 
nicht gefallen laſſen, und erhoben ihre Stimme gegen ein 
ſolches Zwangsdenunciationsſyſtem oft und laut genug, in 
Schriften wie in den Bolfsfammern; allein man achtete 
nicht darauf, fondern ftrafte fie, wenn fie der allgemeinen 
Bürgerpofizeipflicht nicht nachfamen, fo mancherlei ent: 
ſchuldbare Gründe (wie fie ſchon Bentham aufführt) 
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etzen kann, ſich wirkſam zu vertheidigen. Und Faͤlle der 
irt kommen nicht ſelten vor. So beſtimmt auch die Preu⸗ 
iſche Criminalordnung $. 118, daß „der Angeklagte (Ans 
jeſchuldigte) die Benennung des Angebers nur in dem 
inzigen Falle (?) verlangen koͤnne, wenn ſich der 
Richter überzeugt halte, daß die Unſchuld des erſteren 
nicht auch die verminderte Schuld?) nur allein aus 
yen perfönlichen Verhältniffen mit dem Angeber dargeftellt 
werden Fönne, und es vergeblich verfucht worden ift, 
ihn ohne ausdrückliche Benennung des Angebers auf dieſe 
Verhältniffe zu führen.” Dies ift allerdings verclaus: 
fuliet genug, um den geheimen Denuncianten im geheimen 
Inquifitionsproceffe den Muth nicht zu benehmen; denn 
ed heißt: „nur in dem einzigen Falle”, und abermals: 
„nur allein”, und zuletzt noch: „und es vergeblich .... 
Verhaͤltniſſe zu führen”, was mit andern Worten heißt, 
der Richter ſoll den Angeſchuldigten durch Mittheilung der 
„Verhältniffe” den Namen des Denuncianten errathen 
laſen, damit e8 doch nicht heiße, der Richter habe den 
Namen verrathen. Kine fchöne Moral, aber immer 
doch noch befier als Tittmann’s Theſis, gegen welche 
uch Mittermaier a. a. D. einwendet, daß doch die 
Aualität des Angebers Einfluß auf die Glaubwürdigkeit 
des Zeugniffes Habe. Indeß fteht Titt mann's Anficht 
nicht allein. Auch das Defterreihifhe G. B. $. 230 bes 
fimmt nämlich, daß der Denunciant, außer im Salle der 
Verlaͤumdung, Verſchweigung feines Namens verlangen 
inne, und Mittermaier vermweift außerdem auf die 
Gothaiſche Procegordnung III. Cap. 3. $. 4, wobei übri: 
gend noch die Srage entfteht, was unter dee Gehrim: 
haltung zu verftehen ſey, d. h. 0b fie fih nur auf den 
Angefhuldigten und deffen Defenfor bezieht (mas mag der 
Anblif des verfiegelten Protofolls auf fle für 
nen Eindruck machen!), oder auch auf das in erfter und 
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fung von dem Begriffe des Theiinehmers zu haben, indem 
derfelbe in dem verfehledenartigften Umfange gebraucht 
wird 9). 

Weiter kommt Bentham auf den zweiten Gall zu 
fprechen, nämlich auf Belohnungen, welche einem Schul: 
digen für die Denunciation feiner Mitfchuldigen por der 
Volführung der That zugefichert werden. Hier darf dab: 
por Vollführung der That, nicht überfehen werden. Denn 
ift das Verbrechen bereits vollführt (vollendet), To will 
Bentham von Belohnungen durch Ausfiht auf Straf 
tofigkeit, wie folche in manchen deutfchen Gefeßgebungen 
verheißen wird, nichts wiſſen; und noch weniger empfiehlt 
er, wenngleich der confequentefte Verfechter des Nuͤtzlich⸗ 
keitsprincips 7), ſchon verurtheilten Verbrechern die 
Strafen zu erlaffen, um (wie in dem ungluͤcklichen Jor⸗ 
dan’fchen Proceffe) den vollftändig beendigten Proceß noch 
nah Jahren gegen Dritte, die ihm bisher entgangen 
waren, wenn auch auf Koften der Unſchuld, fortfegen zu 
fönnen 8). Dagegen vertheidigt er allerdings jenen Fall, 
aber wiederum nicht im Sinne der neueren deutfchen Ges 
feggebungen, fondern nur in folgender Weife. Belohnuns 


6) Vgl. das Grin. Archiv 1846. ©. 325 fg. 
7) Bol. Zeitſchrift für Geſetzg. u. Rechtsw. des Auslander, 
Bd. XI. Rr. 25. ©. 399 fg. 


8) Bgl. die Verhandl. der Bundesverſ. von den geheimen Wie⸗ 
ner Miniſterial⸗Conferenzen bis zum J. 1845, Heidelb. 1848, 
wo ©. 169 die freudige Zuverfict von der politifchen Unter 
fuchungs » Gentralbehörde ausgefprochen wird, daß gegen 
Jordan bald Alles veif zur Unterfuchung fern 
werde. Die „im Gange befindlichen Eorrefpondenzen” be- 
ziehen fich hauptfächlich wohl auf Preußen in Betreff des Ds: 
ring! In eben Ddiefer Schrift finder ſich S. 103 fg. eine 
fhmäbhliche Verdächtigung aller deutfchen NRechtefacultäten, 
welche man aber den Herren Wagemann, Eihmann, ven 
Heinrichen, don Priefer und von Preufden nudt 
übel nehmen kann. Die dort erwähnten wohlgefinnteftin 
Bacultäten mögen füch bei ihnen bedanken! 
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aen zu Entdeckung unbefannter Complicen, fagt er nämlich, 
find allerdings ein feblechtes Mittel, fo lange dem Staat 
andere Mittet zur Entdeckung der Mitfchuldigen zu Gebote 
fichen, weil jede Straflofigfeit (und darin foll hier die 
Belohnung allein beftehen) ein Uebel if. Allein, wenn 
es kein anderes Mittel zu ihrer Entdecfung giebt, fo find 
fie ein gutes Mittel 9), meil die Straflofigkeit eines 
Einzelnen ein Fleineres Uebel it, als die Etraflofigfeit 
Bieter. Doc dürfen bei ſchweren Verbrechen folche Bes 
lohnungen nicht durh ein allgemeines Geſetz ver 
heißen werden, weil dies eine Einladung oder Aufmuntes 
rung zu allen Arten von Verbrechen. feyn würde. Denn 
ſchlechte Menſchen, und folche giebt es überall, koͤn⸗ 
nen leicht auf Speculation alle möglichen Complotte 
und Verſchwoͤrungen anzetteln, um auf: Koften der Un⸗ 
gluͤcklichen, vie fie in ihre Nee gelockt Haben, fogar 
von Staats wegen belohnt zu werden. Dies it in 
England fehr häufig vorgefommen, (und was foll man 
gar von Frankreich mit feinen vormaligen reichen ge: 
beimen Fonds fagen!), meshalb zu Verhütung. folcher 
Mißbräuche ein anderer Weg eingefchlagen werden 
muß. Das Gefeg muß nämtich den Richter ermächtigen, 
in einzelnen Fällen, nachdem alle anderen Mittel zur 
Entdeckung der Theilnehmer erfchöpft find, ſolche Beloh⸗ 
nungen zu verheißen. Alsdann ift Feine Gefahr für Dritte 
mit einer ſolchen Maaßregel verbunden ; gelyeime Agenten 
und fchlechte Subjecte find dann machtlos. Bentham 
fügt aber auch hier Hinzu, daß felbft unter Dieben, Raͤu⸗ 
been 2c. ein gewiſſes point d’honneur herrfche, vermöge 
deiien verhältnigmäßig nur Wenige ſich zu ſolchen Denun⸗ 
ciationen verftehen. 


I) @ut beift bei Bentham fo viel ale nürlich. 
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Erwägt man nun, daß Bentham als der 
fhlimmfte Utilitarier verfchrieen ift, und deshalb feine 
Schriften in dem philofophirenden Deutfchland fo wenig 
Eingang gefunden haben, obgleich man aus ihnen für die 
Miffenfchaft und das Leben unendlich mehr ald aus den 
modernen Abftractionen und Phrafeologieen lernen kann: 
fo kann man wohl mit Recht fagen, daß Bentham erft 
bei den neueren deutfchen Legislationen in die Schule gehen 
müßte, um das Utilitätspeincip hier in feinem vollen 
Umfange fennen zu lernen. Was will überhaupt fein 
Abfchredungsprincip, welches er ohnehin nicht einmal als 
oberſtes Strafprincip anerkennt 19), gegen die modernen 
Abſchreckungsgeſetzgebungen in Deutfchland, was feine 
Combination der Belohnungen mit Strafen gegen diejenige 
Verbindung derfelben, mie fie in den neueren deutfchen 
Gefeßgebungen hervorteitt, bedeuten ? 


§. 2. 


Zum Bereife diefer Behauptung dienen folgende, 
das Denunciationsunmefen betreffende Beftimmungen der 
württembergifhen Straf: und Strafproceß-⸗-Geſetze. 
Mögen fie auch theilmelfe etwas weiter gehen als die 
Gefege anderer deutfcher Staaten (denn fie bilden unzwei⸗ 
felhaft den Culminationspunft der Esiminalpofitif) , fo ift 
doch der in ihnen wehende Geiſt nur derjenige, welcher 
überhaupt die zur Zeit beftehenden deutfchen Partifulars 
gefege, ja fehon den gemeinrechtlichen Inquifitionsprocek 
durchdringt. 

J. In proceſſualiſcher Hinſicht beſtehen nach der 
proviſoriſchen Str. Pr. O. bom J. 1843 folgende Be⸗ 
ſtimmungen: | 


10) Bol. die Zeitfchrift a. a. D., und die Einleitung in bie 
Schrift über Benthbam. 
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an darin nicht leicht eine materielle Abänderung der Worte 
8 Entwurfs: „zu zeigen vermag, daß fie nothwendig 
9”, finden. Allein der Sinn iſt der: „Sobald die Aus⸗ 
ge des Angebers bei der Bemweisführung benugt 
erden foll, muß der Angefchuldigte nach Maaßgabe der 
ett. 193 — 199 (Artt. 215 — 216 der Str. Pr. D.) 
nmer mit der Perfon eines folchen „Zeugen” und dem 
inhalte feiner Ausfagen befannt gemacht werden 9). 
Benn aber leßtere nur zu Eröffnung anderer Kenntniß 
uellen geeignet ift, fo hängt die Benennung des Angebers 
avon ab, od der Unterfuchungsrichter Grund zu der 
zermuthung bat, daß fie den Angefchuldigten leicht 
u feinee Bertheidigung in den Stand fegen Fönnte.” 
ifo fol durch die Weglaffung der Worte „zu zeigen ver: 
nag” dem Angefihuldigten im letzteren Kalle die Beweis⸗ 
raft abgenommen, und dafür die Sache dem Gutdün- 
'en des Unterfuchungsrichters überlaffen bleiben , wäh: 
md im erften Kalle der Angefchuldigte den Angeber nur 
8 Zeugen fennen lernt, nicht aber als urfprünglichen 
denuncianten 7). Alſo eine Mitteltheorie, die an Hen⸗ 
e's Anficht erinnert, ohne daß hier wiederholt zu wer: 
en braucht, was gegen diefelbe fpricht. Die Commiffion 
er II. Kammer, Bericht S. 77— 78, trug gleichwohl 
uf Annahme dieſer Saffung der Regierung an, „teil 
durch dem Angefchuldigten eine Beweislaft abgenom⸗ 


6) Art. 215: Der Interf. Richter ift von Amts wegen verbun⸗ 
den, dem Läugnenden Angefchuldigten die Zeugen, durch 
Me er überführt werden fol, zu benennen, und ihn zu bes 
fragen, 0b ex fie Eenne, in welchem Verhältniß er zu ihnen 
seflanden ,„ und was er etwa gegen fie einzuwenden habe. 
&ıt.216: Auch muß der Angefchuldigte jedenfalls vor dem Schluffe 
der Unterfuchung mit dem Inhalt der Seugenausfagen, ꝛc. 2c. 
befannt gemacht werden ıc. 


7 Wer merkt bier nicht dad Zwielicht zwifchen Offenheit und 
Berſteckſpielen ? 
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feinee Anzeige oder der genaueren Vernehmung über den 
Inhalt derfelben abzuleiften in den Fall fommen fönne, 
"wie dies doch bei Zeugen gefchieht, wenn man fie erft 
nad ihrer Einvernehmung (die P. G. D. verlangt es freis 
lid vor derfelben) beeidigt. Und was ift der Denun: 
ciant in der Hauptſache anders als ein Zeuge, nur dag er 
unaufgefordert dem Gerichte Mittheilungen über ein 
verübtes Verbrechen macht, aber fogleich in die volle Zeus 
genqualität übergeht, wenn er vom Richter aufgefors 
dert wird, „die erforderlichen Aufflärungen zu erthei⸗ 
len, und die ihm befannten Beweismittel, oder fonft zur 
Beftätigung ſeiner .... Anzeige dienenden Umftände an: 
zugeben”, Str. Pr. D. Art. 67. Abſ. . Mean hat aber 
von jeher den Denuncianten anders als den Zeugen bes 
handelt, wie dies auch die nachfolgenden Beftimmungen 
ergeben. Denn 

2) beftimmt Art. 68 weiter: „Verlangt ein Ans 
geber die VBerfhmeigung feines Namens, fo Fann 
ihm folche nur fo fange zugefichert werden, als nicht 
dem Bezüchtigten zum Behuf feiner Vertheidigung 
die Benennung des Angebers erforderlich, oder gegen dies 
fen der Verdacht frafbarer Denunciation begrüns 
det ift (2). Wird dem Angeber die Verſchweigung feines 
Namens (auf fo lange) zugefagt, fo ift die Benennung 
feiner Perfon in ein befonderes Protofoll aufzunehmen, 
und diefes verfiegelt den Acten beizulegen.” Damit ift der 
Art. 11 des Geſetzes über Staatsverbeechen vom 5. März 
1810 aufgehoben, welcher beim Hochverrath bier 
viel weiter geht 2), indem er beftimmt: ‚Wer der Obrigs 
feit von einem Hochverrathg : Unternehmen glaubmwürdige 
Anzeige macht (wozu er nah Art. 10 bei Strafe verpflich- 
tet ift), deſſen Name wird verfhmwiegen (alfo 


2) Zirkler, über Hochv. und Majeftätsbeleidigung ©. 317. 


e Vorſchrift für Polizeiübertretung ableitet, und 
ihm auch die Praris der Polizeibehörden zur Seite 
mag. Nichts erregt aber mehr den Volfsunmillen, 
eftrafungen auf den Grund nur Eines, obendrein 
ieten, toenngleich (oder vielleicht: zumal) öffent- 
Denuncianten (testis unicus suspectus), da der 
Id weder gegen unmillfürlihe Sinnentäufchungen, 
‚egen Unredlichfeiten fchügen fann. Go weit treibt 
ih die Str. Pr. D. bei Verbrechen und Vergehen 
indem fie den Begriff des öffentlichen Zeugniffes in 
viel engeren Einne nimmt, Art. 313 Abf. 3 
6; allein anftößig ift doch die Beftimmung, daß 
gengebühren als Gehaltstheil” bei untergeordneten 
n deren Slaubwürdigfeit nicht ſchwaͤche, was frei: 
© lange jenes Aufmunterungs⸗-Syſtem befteht, uns 
dlich iſt. Denn fonft Fönnfe durch daflelbe in ande: 
siehung viel mehr gefhadet, ald in jener 
werden. 

In dem Entwurfe fehlte übrigens diefer Zufag, 
atte der Artifel überſaupt eine andere Kaflıına. 
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a. a. O. ©. 262 entgegen, welche dahin lautet: „Der 
Denuneiant kann Verfchweigung feines Namens verlangen, 
weil e8 mehr auf den Inhalt der Anzeige ald auf die Pers 
fon des Denunclanten anfommt, und es vollfonımen hin⸗ 
reichend ift, wenn nur der Richter denfelben Fennt. (Dies 
fer Grund paßt auch auf Zeugen, alfo Fönnten au 
diefe Scheimhaftung ihres Namens unter dem Amtsfieget 
verlangen!) Der Richter Fann ihm aber deſſen ungeach⸗ 
tet die Verſchwiegenheit feines Namens nur auf fo lange 
Zeit fihern, als nicht Umftände eintreten, welche die Des 
nunciation al8 Verlaäumdung erkennen laffen, zu deren 
vollftändigem Erweiſe und Beftrafung dann die Nennung 
des Namens des Denuncianten nothmwendig wird. Wann 
dies der Sal ſey, muß ſich aus den Umftänden ergeben, 
z. DB. wenn Thatfachen bemwiefen werden, nach toelchen 
die Angaben des Denuncianten nothwendig als Lügen ers 
ſcheinen, wenn unverdächtige Perfonen, auf die fich der 
Denunciant berufen, das Gegentheil bezeugen. Hingegen 
zur bloßen Bertheidigung des Angefchuldigten iſt 
der Richter den Namen des Angefchuldigten zu nennen 
noch nicht verbunden, denn hierbei fommt es blos auf den 
"Beweis, nicht auf die Perfonen an.” Indeß giebt 
Tittmann zu, daß ältere und gleichzeitige Proceſſua⸗ 
liften, wie Meifter, Danz, Klein, Kleinſchrod, 
Bauer, der entgegengefegten Anficht feyen, und gewiß 
mit vollem Rechte. Denn eben fo gut dürften dem Ange: 
fhuldigten auch die Namen von Zeugen, die diefe ges 
heim zu halten wünfchen, verfchtwiegen werden, mas doch 
zittmann felbft nicht zugeben wird. Denn der Name 
des Zeugen Eann für den Angefchuldigten oft wichtiger 
feyn, als Alles, was er gegen ihn ausgefagt hatz und 
nicht anders ift eg mit dem Denuncianten, deflen aufge: 
deckte Perfon erſt das vechte Ficht über die Sache werfen, 
und Dadurch den Angefchuldigten et In den Stand 


chteſten herum , zumal den modernen Gefeßgebungen 
Streben nah volfsthümlicher Strafjuftiz völlig 
iſt. Dieſes Mißtrauen der öffentlichen Meinung 
ber darin feine Stüge, daß man fi), fo lange noch 
ichter an eine gefegliche Beweistheorie gewieſen ift, 
einem „vollfommen glaubmwürdigen”, einem „elaſſi⸗ 
’ Zeugen einen folchen zu denfen pflegt, welcher, wenn 
fonft moraliſch glaubwürdig, von der Unterfuchung 
» oder deren Ausgang Feinen Vortheil oder Nachtheil 
varten hat, ein folcher Nachtheil aber dem Denuns 
n weit mehr ald dem falfchen oder leichtfinnigen Zeus 
evorſteht, theild weil dev Angefchuldigte, getragen 
er Öffentichen Meinung, jenem weit mehr als diefem 
sig iſt; theils weil, wenn auch calumnidfe Denuns 
en nur felten vorfommen mögen, es doch an leichts 
en Denuncianten nicht zu fehlen pflegt, und diefe 
Regel ſchwerer auf die Bahn der Wahrheit (Zuräcs 
e der Denunciation) zu bringen find, als leichtfinnige 
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zweiter Inſtanz erfennende Gericht? Hier möchte 
man ausrufen: Was für betrübte Kechtecontroverfen! 
Doch find Henfe, Handbuch Th. 4 ©. 460, Mitter: 
maier und Andere der Anficht, daß der urtheilende Rich⸗ 
tee, wenn er den Denuncianten nicht als folchen Fennen 
lerne, leicht irregeleitet werden Eönnte, daher für die ges 
rechte Entfcheidung der Sache das Siegel müffe loͤſen duͤr⸗ 
fen. Indeß befchränft Henke ſowohl diefes Recht, als das 
Recht des Angefchuldigten zum Zweck feiner Bertheidigung 
die Namensenthüllung zu verlangen, auf den Kall, daß 
der Denunciant „zugleich ald Zeuge benugt werde”, fo 
gewiß auch der Angefehuldigte oft erft den richtigen Stand: 
punft für feine Vertheidigung gewinnen fann, wenn er 
feinen Denuncianten und damit die VBeranlaffung des gans 
zen Proceſſes, die ihm ja auch fonft nicht verſchwiegen 
wird, erfährt; mie denn auch dadurch dem Unterfuchungss 
richtee das gefährliche Recht gegeben wird, den Denuns 
cianten, den er ſchonen will, unbedingt der Kenntnißs 
nahme des Denuncirten zu entziehen. Aber noch mehr! 
MWird die (Vor-) Unterfuchung, wenn auch nach längerer 
Dauer und nachdem der Denuncirte inzwifchen mehrere ſo⸗ 
genannte vorläufige Vernehmungen, ja Confrontationen 
- erftanden hat (Str. Pr. D. Art. 75), durch richterlichen 
Befhluß abgebrochen, fo fann er zum Zweck feiner 
Bertheidigung niemals die Enthullung des Namens 
des Denuncianten verlangen, weil die Abbrechung der Uns 
terfuchung fein, dem Verdächtigen zu eröffnendes Urtheil, 
gegen welches er fich zuvor zu vertheidigen hätte, fons 
dern lediglich geheime Actenfache iſt. Ja felbft wenn er 
Mittheilung des Namens des von Ihm vermutheten Dea 
nuncianten zum Behuf der Anftellung einer Calumniens 
klage verlangen mollte, Fönnte der Richter ihm dies ab: 
ſchlagen, weil (was auch ganz der Wahrheit gemäß feyn 
kann) fein Grund zu einer: ſolchen Klage In den Acten liegt. 
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Wie ganz anders, wie offensehrlich ftelit fih dagegen nach 
dem volksthuͤmlichen englifchen Strafproceffe die Sache 
dar, wo der Denuncirte durch den Magiftrat (die Vor⸗ 
unterfuchungebehörde ) fogleih Dem Denuncianten gegen: 
über geſtellt wird! Hier läßt fi von vornherein Wahr: 
heit, Lug und Irrthum leichter entdechen, als e8 der durch 
falſche oder irrthuͤmliche Denunciationen fo häufig hinter; 
gangene Inquifitionsrichter vermag, zumal er den De: 
nuncianten fo zart wie möglich zu behandeln ange: 
wieſen ift. 


Uebrigens bemerfte auch die Commiffion der K. d. A., 
Bericht über den Entwurf der Württemb. Etr. Pr. D. 
(Etuttg. 1841) S. 276— 77, gegen die Beftimmung des 
Entwurfs, daß das Recht der Bertheidigung zu fehr 
deengt werde, wenn der Denuncirte vorerft nachmweifen 
jele, daß ihm die Kenntniß des Namens des Denuncian- 
ten zu feiner Verteidigung nothmwendig ſey. Biel: 
mehr follte ihm ohne eine folche vorgängige Nachweiſung 
jedesmal der Name des Denuncianten genannt merden, 
auegenommen, tvenn nach der Lage der Unterfuchungsfache 
die Kenntniß des Namens des Denuncianten offenbar nicht 
zut Verteidigung dienen kann, nämlich wenn bereits ein 
volltändiger, auf die Anzeige (Denunclation) fih nicht 
ſtützen der Beweis gegen den Angeſchuldigten vorliegt 9). 
Demgemäß beantragte die Commiffion folgende Faſſung 
des Art. 67: „Verlangt ein Denunciant Verſchweigung 
feines Namens, fo kann ihm folche nur für den Fall zuge: 
fihert werden, Daß nah der Lage der Unter: 
ſuchungsſache dic Kenntniß des Namens offenbar 
niht zur Vertheidigung des Angefchuldig: 


5) Zu loben iſt es, daß die Commiſſion die WVertheidigung des 
Angefchuldigten fo buch ftellt ; aber in den „ausgenommen 20.” 
mache fich doch wirter die alte Geheimhalterei geltend, 
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„ 


ten in irgend einer Weife dienen koͤnnte .... 
Allerdings ſchon humaner. Allein die K. d. U. wollte hier’ 
unterfcheiden, und zwar in der Weife, daß dem Angefchuls 
digten während der Unterfuchung der Name des, Ber: 
fhweigung verlangenden Denuncianten nur dann genannt 
werden dürfe, wenn er nachmweifen koͤnne, daß ihm 
derfelbe zum Behuf feiner Vertheidigung nothmwendig 
fy; am Schluffe des Verfahrens hingegen fehon 
auf fein bloßes Verlangen, es wäre denn, daf die 
Kenntnig des Namens offenbar nicht zu feiner Vertheidi⸗ 
gung in irgend einer Weife dienen koͤnne. Diefer durch 
nichts begründeten Unterfcheidung fieht man nur zu fehr 
die Transaction zwiſchen den Vertheidigern des Entwurfs 
und des Commiffionsantrags in der 8. d. A. an. Auch 
wurde fie von der I. Kammer verworfen, „teil fonft vicle 
Verbrechen aus Sucht vor dem, den Namen ded Denuns 
cianten fo Leicht erfahrenden Denunciaten unangezeigt 
bleiben würden, während auf der andern Seite der Ent: 
wurf dem Denuncianten eine Bemweislaft auflade, 
welche er fehr häufig nicht ausführen koͤnnte.“ Deshalb 
befchloß die I. Ranımer folgende Saflung: „... nur auf 
fo fange zugefichert werden, als nicht dem Angefchuldigten 
die Benennung des Namens des Denuncianten zum Behuf 
feiner Bertheidigung offenbar nothwendig iſt“, 
ftatt des Entw.: „zu zeigen vermag, daß fie ihm 
nothwendig fey.” Allein der Nachweis (die Beweislaſt) 
wird ihm ja auch nach jener Saffung nicht erlaffen, und 
durch den Zufag „offenbar” gar noch erſchwert! 

Indeß benugte die Regierung die Befchlüffe beider 
Kammern, um menigftens einige Modification in 
den Art. 67 des Entwurfs Hineinzufegen, und ſchlug dem: 
gemäß folgende Zaffung vor: „als nicht dem Bezüchtigten 
zum Behuf feiner Vertheidigung die Benennung des Anz 
gebers erforderlich ift.” Auf den erſten Anblick wird 
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man darin nicht leicht eine materielle Abänderung der Worte 
des Entwurfs: „zu zeigen vermag, daß fie nothwendig 
fey”, finden. Allein der Sinn ift der: „ſobald die Aus: 
foge des Angebers bei der Bemweisführung benugt 
werden foll, muß der Angefchuldigte nach Maaßgabe der 
Yett. 193 — 199 ( Artt. 215 — 216 der Str. Pr. ©.) 
immer mit der Perfon eines folchen „Zeugen” und dem 
Inhalte feiner Ausfagen bekannt gemacht merden ©). 
Wenn aber leßtere nur zu Eröffnung anderer Kenntnif- 
quellen geeignet tft, fo hängt die Benennung des Angebers 
davon ab, ob der Unterfuchungsrichter Grund zu der 
Bermuthung hat, daß fie den Angefchuldigten leicht 
zu feinee Vertheidigung in den Stand fegen Fönnte.” 
Alfo foll durch die Weglaffung der Worte „zu zeigen ver: 
mag” dem Angefihuldigten im letteren Kalle die Beweis: 
kraft abgenommen, und dafür die Sache dem Gutduͤn⸗ 
fen des Unterfuchungsrichters überlaffen bleiben , waͤh⸗ 
rend im erften Kalle der Angefchuldigte den Angeber nur 
als Zeugen Fennen lernt, nicht aber al8 urfprünglichen 
Denuncianten 7). Alſo eine Mitteltheorie, die an Dens 
ke's Anficht erinnert, ohne daß hier wiederholt zu wer: 
den braucht, was gegen diefelbe fpricht. Die Commiffion 
der II. Kammer, Beriht S. 77— 78, trug gleichwohl 
auf Annahme diefer Faſſung der Regierung an, „teil 
dadurch dem Angefchuldigten eine Beweislaft abgenom> 


6) Art. 215: Der Unterſ. Richter ift von Amts wegen verbun⸗ 
den, dem Läugnenden Angefchuldigten die Zeugen, durch 
Die er überführt werden fol, zu benennen, und ihn zu bes 
fragen, 0b er fie Eenne, in welchem Verhältniß er zu ihnen 
seftanden , und was er etwa gegen fie einzuwenden habe. 
Art. 216: Auch muß der Angefchuldigte jedenfalls vor dem Schluffe 
der Unterfuchung mit dem Inhalt der Zeugenausfagen, ꝛc. 2c. 
bekannt gemacht werden ıc. 


7) Wer merkt bier nicht dad Zwielicht zwifchen Offenheit und 
Berſteckſpielen ? 
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men werde, die er, wie fchon die I. Kammer bemerfte, 
häufig nicht ausführen Fönnte.” In diefem Sinn wurde 
der Art. 67 als Art. 68 von beiden Kammern in den. Ent: 
wurf aufgenommen — aber dur welch’ ein langes Ge: 
winde von Schwierigkeiten, Wengftlichfeiten und Halb: 
heiten! Auf der einen Eeite follte duch Verſchweigung dee 
Namens des Angebers zu Denunclationen aufgemun: 
tert, auf der andern Eeite aber auch die Bertheidigung 
dem Denuncirten nicht erſchwert werden, wobei aber 
das Uebergewicht fich dennoch auf die Seite des erften Mo: 
ments hinneigt. Denn in den meiften Fällen wird der 
Angefchuldigte feinen Angeber ... entweder gar nicht, 
oder doch nicht ale folchen Fennen lernen, fo daß das 
„verfiegelte Protokoll” felbft dann, wenn diefer fpäter 
(vielleicht erft am Schlufle der Unterfuchung) ale Zeuge 
genannt wird, uneröffnet bleiben Fann und wird! — 
Eine weitere Beftimmung enthält 

3) der Art. 310 der Str. Pr. D., des Inhalte: 
„Ein Angeber ift als vollgültiger Zeuge über die That oder 
den Thäter zuläffig, wenn ſich nach forgfältigee Prüfung 
fein Verdacht eines feine Glaubwürdigkeit fehrmächenden 
Beweggrundes ergiebt. (2) Berpflichtete -obrigfeitliche 
Diener koͤnnen aus dem Grunde, weil fie auf Anzeigen; 
gebühren als Gehaltstheil angemiefen find, auch 
in gerichtlichen Straffachen nicht als verdächtige Zeugen 
angefehen werden.” Die Worte: „auch in gerichtlichen 
Straffaben”, d. h. bei Verbrechen und Vergehen, toeifen 
darauf hin, Daß es bei Polizeiuͤbertretungen, Korft und 
Sinanzvergehen eben fo gehalten wird. Ya die Forftämter 
und in höherer Inſtanz die Kreisfinanzfammern (bis zu 
14 Tagen Gefängniß) verurteilen ſchon auf den Grund 
der Ausfage Eines, odgleich wegen der Denunclationds 
gebühren intereffirten, daher verdächtigen Forſtdieners, 
und auch bei Polizeivergehen von „Gaunern und Vagan⸗ 
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tn” genügt nad) der 8. Ver. vom 11. Septbr. 1807, 
Reg. DI. Nr. 84 (vgl. auch Hofacker's Yahrbächer, 
3.1. ©. 93) zur Verurtheilung ſchon die Ausfage Eines, 
obgleich toegen der Denunciationsgebühren intereffirten 
Eandjägerd, woraus Mayer, das Strafverfahren der 
Adminiftrativbehörden In Württemberg ©. 119, eine all: 
gemeine VBorfchrift für Polizeiuͤbertretung ableitet, und 
worin ihm auch die Praris der Polizeibehörden zur Seite 
fehen mag. Nichts erregt aber mehr den Volfsunmillen, 
als Beftrafungen auf den Grund nur Eines, obendrein 
intereffirten, toenngleich (oder vielleicht: zumal) oͤffent⸗ 
lichen Denuncianten (testis unicus suspectus), da der 
Amtseid weder gegen unmillfürliche Sinnentäufchungen, 
noch gegen Unredlichfeiten ſchuͤtzen kann. So meit treibt 
es freilich die Str. Pr. D. bei Verbrechen und Vergehen 
nieht, indem fie den Begriff des öffentlichen Zeugniffes in 
einem viel engeren Einne nimmt, Art. 313 Abſ. 3 
mit 326; allein anftögig Ift Doch die Beftimmung, daß 
„Anzeigengebühren als Gehaltstheil” bei untergeordneten 
Dienern deren Glaubwuͤrdigkeit nicht ſchwaͤche, was frei⸗ 
lich, ſo lange jenes Aufmunterungs⸗Syſtem beſteht, un⸗ 
vermeidlich iſt. Denn ſonſt koͤnnke durch daſſelbe in ande⸗ 
rer Beziehung viel mehr geſchadet, als in jener 
yenußt werden. 

In dem Entwurfe fehlte übrigens diefer Zufaß, 
und hatte der Artikel überhaupt eine andere Faſſung, 
nämlich dahin: (Art. 265) „Ein Denunciant iſt als voll 
kommen tüchtiger Zeuge über die That oder den Thäter zus 
laͤſig, wenn fich nach forgfältiger Prüfung (die ſich frei⸗ 
lich bei allen Zeugen von felbft verfteht, hier aber ein 
wohlgemeinter Zuſatz ift) Fein Verdacht eines auf Haß 
oder Eigennug beruhenden Berveggrundes zur Anzeige, 
oder eines perfönlihen Intereffe an dem Ausgang 
Ver Sache gegen ihn ergiebt.” Im Wefentlichen it Diele 

Urdis D. Gr. #. 1818 1, ©t. J 
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Beftimmung aus Art, 283 des Baier. Er. ©. 9.2. II 
entlehnt; allein dieſet legtere Artifel Hat eine andere, theils 
beichränftere, theild vorfichtigere Haftung, wodurch dem 
einmal beftcehenten Miftrauen gegen Denunciantens 
Zengnifie einige Rechnung getragen werden ſollte. Dee 
Art. 283 lautet namlih fo : „Der Angeber ift nur 
dann als cin vollfommen tüdhtiger Zeuge der That und 
des Täters zuläflig, wenn er vermöge feines Amts 
zur Anzeige verpflihtet war, und ihm nicht befons 
dere Gruͤnde der Parteilichkeit oder eined pers 
fönlihen Xntereffes am Ausgange der Sade 
entgegenftehen”, moraus ſich ergiebt, daß ein bloßer 
Drivat-Denunciant fein „vollfommen tüchtiger Zeuge 
der That und des Thäters if.” Fuͤr diefe Anficht fpricht 
allerdings, wie auch der Eommiffionsbericht zu Art. 265 
des württ. Entw. S. 484, bemerft, die Erwägung, daß 
die Angabe eined Denunclanten, dem nicht durch feine 
Amtepfliht das Denunciren geboten ift, in fofern bedenk⸗ 
lich ift, als eine unlautere Triebfeder bei der Denunciation, 
und ein Intereſſe, zu einem der Denunciation entfprecdhens 
den Ausgang dee Sache mitzuwirken, um dadurch dem 
Vorwurf einer falfchen Msſage und deren Folgen (Strafe, 
oder doch Privatgenugthuung, und Procekkoften) zu ents 
gehen, vermuthet werden kann. Allein wenn — fährt 
die Commiffion fort — nach forgfältiger Erwägung der 
Umftände Fein Grund 8) zu einem Verdacht der bemerften 
Art fih ergeben hat (befonders wenn die Denunciation 
eine gefeglich gebotene, alfo nothwendige war), fo läßt es 
fi gleichwohl nicht rechtfertigen, daß der PrivatsDes 
nunciant nicht ald ein glaubwuͤrdiger Zeuge ſoll betrach⸗ 


8) Außer den als Beweggründe in dem Entwurf angeführten 
„Haß und Eigennug” laffen fi noch andere Motive zw 
falfhen Denunciationen denken, weshalb der Art. 310 Abf. 2 
der Str. Pr. O. fi mit Recht allgemeiner ausdrüdt. 
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tet werden dürfen. Den Hauptgrund hat aber die Com⸗ 
miffion nicht hervorgehoben, nämlid den, daß der Zweck 
des Geſetzes, die Begünftigung von Privatdenunclationen, 
ju theuer erfauft würde, wenn fich der Staat Dadurch 
fonft (d. h. abgefehen von der Denunciation) vollfommen 
glaubmwürdiger Zeugniffe berauben müßte; und damit 
fommt man um das Mißtrauen der öffentlichen Meinung 
am feichteften herum , zumal den modernen Gefeßgebungen 
das Streben nah volksthuͤmlicher Strafjuftiz völlig 
fremd iſt. Diefes Mißtrauen der öffentlichen Meinung 
hat aber darin feine Stüge, daß man fich, fo lange noch 
der Richter an eine gefeplihe Beweistheorie gewieſen ift, 
unter einem „vollfommen glaubmwürdigen”, einem „claffis 
fhen” Zeugen einen folchen zu denfen pflegt, welcher, wenn 
auch fonft moralifch glaubwuͤrdig, von der Unterfuchung 
an ſich oder deren Ausgang feinen Vortheil oder NachtHeil 
zu erwarten hat, ein ſolcher Machtheil aber dem Denuns 
cianten weit mehr als dem falfchen oder Teichtfinnigen Zeus 
gen bevorfteht, theils weil der Angefchuldigte, getragen 
von der Öffentlichen Meinung, jenem. weit mehr als diefem 
auffägig ift; theils weil, wenn auch calumniöfe Denuns 
eiationen nur felten vorfommen mögen, e8 doch an leichts 
finnigen Denuncianten nicht zu fehlen pflegt, und diefe 
in der Regel ſchwerer auf die Bahn der Wahrheit (Zuruͤck⸗ 
nahme der Denunciation) zu bringen find, als leichtfinnige 
Zeugen, weil fie die causa movens der ganzen Unter> 
fuhung gemwefen find. Indeß die Str. Pr. DO. hat hier, 
noch Aber das Balerfche Str. G. B. hinaus, durchgegrif- 
fen, und da der Denunciant entweder ein unbetheiligter 
Dritter, oder der Damnificat, oder ein Mitangefchuldigs 
tee feyn Fann, fo hat der Richter in den beiden letteren 
Sällen auch noch die Artt. 311 u. 312 zu berückfichtigen. 
Dabei verfteht fih von felbft, dag der Denunciant über: 
haupt nur unter der Vorausfegung den Charakter ind 
J 2 
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-Beugen haben Fann, daß feine Denunciation fi) auf feine 
eigne finnliche Wahrnehmung gründet. 


Noch bleibt aber der Fall übrig, wenn der Denunciant 
‘entweder ald öffentlicher Angeber pecuniären Bor: 
theil von dem Denunciren hat, oder ihm als Mitfehuls 
digen oder bereits rechtsfräftig Verurtheilten, fey es (mie 
in dem Jordan'ſchen Proceffe) durch Tandesherrlihe Ent⸗ 
ſchließung — als Act der Gnade! — für eine gelin⸗ 
gende, oder durch das Geſetz für eine zeitige Anzeige 
volle Straflofigfeit zugefichert wird. In den beiden leßs 
ten Fällen treffen freilich Mitſchuld, Eigennug und Uns 
fähigfeit der Beeidigung zufammen, wonach den Ausfagen 
eines folchen Denuncianten niemals der Werth ?) der Aus⸗ 
fagen eines vollgültigen Zeugen beigelegt werden ann. 
Aber auch in dem erften Falle muß man an eine Wunder; 
Gabe des Amtseides glauben, wenn der concurrirende 
Cigennug gar keinen Einfluß auf den Grad der Slaubwürs 
digkeit eines folchen Denuncianten (Zeugen) ausüben follte. 
Dennoch aber machte die 8. d. A. zu Art. 265 (jegt 
Art. 310) den Zuſatz: „Verpflichtete obrigfeitliche Diener 
koͤnnen aus dem Grunde allein, weil fie auf Anzeigege: 
buͤhren als Gehaltstheil angewieſen ſind, in gericht⸗ 
lichen Strafſachen nicht als verdächtig betrachtet werden”; 
denn es fen dies beftehende (mürttembergifche) Pragis, und 
werde damit, wie auch Holzinger, Commentar Th. 2 
S. 755 bemerkt, keineswegs ausgefprochen, daß das 
Zeugniß eines folchen untergeordneten Dienerd für fi 
allein vollen Beweis gebe, vielmehr müfle entweder noch 





9) Denn ein Mitfchuldiger, ſtehe er noch jept in Unter⸗ 
fuhung, oder fey er bereits rechtskräftig abgeurtheilt, fällt 
nach procefiualifhem Sprachgebrauche nicht unter den Ber 
griff eines Zeugen, tie dies auch Art. 312 durch die Worte: 
„il —*8X zu achten einem verdächtigen Seugniffe” richtig 
ausdrüdt. 


ber neueren beutfchen Gefeßgebung. 1833 


dad vollgüftige Zeugniß einer andern Perfon, oder Anzei⸗ 
gen Hinzufommen , welche den Beweis voll machten. Dies 
heißt aber mit andern Worten nur: die Gerichte trieben es 
mar bisher nicht fo arg, als nach der obigen Ausführung 
die Polizeis und adminiftcativen Strafbehoͤrden, aber im⸗ 
mer noch fchlimm genug; und die Ste. Pr. DO. mußte es 
bei dieſer Pragis belaffen, weil der Zweck, welcher durch 
ſolche Denunciationsgebühren erreicht werden foll, nicht 
duch Verdächtigung des Zeugniffes folcher Denuns 
cianten erfauft werden fann. Dies wäre ein zu theurer 
Kauf! Aber man befrage die öffentlihe Meinung, wie fie 
hierüber urtheilt, und endlich wird es doch Zeit feyn, daß 
diefe ftatt der bisherigen Stuben s Gefeges » Schreiberei zu 
ihrem Rechte gelange. Endlich 


.4) enthält die Ste. Pr. D. Art. 443, zu Gunften 
de8 Denuncianten noch die Beftimmung, daß derfelbe nur 
dann zur Bezahlung der Proceßfoften verbunden fey, wenn 
ee durch wiſſentlich falfche oder duch muthmwillige Ans 
gaben einen Unſchuldigen *9) in Unterfuchung gebracht, 
oder eine Vorunterfuchung herbeigeführt Hat. Ja der 
Entwurf wollte Ihn gar nur für dolus, nicht auch für 
culpa lata, viel weniger für culpa levis haften laffen. 
Dies ging doch der Commiſſion der 8. d. A. zu weit, wes⸗ 
halb fie beantragte, den Art. 420 des Entwurfs zu ftrels 
hen, damit das allgemeine Princip des Art. 418 (441), 
d. 9. das des Verſchuldens, auchauf Denuncianten in 
Anwendung fomme, wogegen fie damit einverftanden war, 
den Unterfuhungsrichter Hinfichtlih der Proceß- 
foften nur für dolus und culpa lata haften zu laſſen, weil, 
wenn er auch für culpa levis haften foltte, ihn dies zum 


10) Auch bei einem minder Schuldigen, 3. B. der Denuns 
clation eines qualificirten, flatt eines nur einfachen Diebſtahls, 
hat er, aber nur theilweife, zu haften. 
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Nachtheil der Juſtiz leicht zu ängftlich in der Aufnahme und 
Fortſetzung von Unterfuchungen machen fünnte. Allein 
man verftändigte ſich in der K. d. A. dahin, beide einander 
geich zu ftellen, meil ja auch der Denunciant ‚leicht 
zu ängftlich werden koͤnnte, und lieber die Anzeige unters 
laffen würde, wenn ihn das Gefeg auch für culpa levi⸗ 
haften liege. So muß man hier überall Ausnahmen von 
der Regel machen! Aber nunmehr entfteht die weitere 
Sage, wer denn den Kreigefprochenen für die Proceßauss - 
lagen, in die er durch culpa levis des Denuncianten vers 
fegt wurde, zu entfhädigen habe? Denn ihm.fann 
man doch die Tragung derfelben unmöglich zumuthen. 
Hier tritt nun zwar der Staat (Fiscus), als Schüßs 
ling des Denuncianten, binfihtlih der f. 9. noths 
mendigen Procegfoften ins Mittel, aber die freiwil⸗ 
ligen, 3. DB. die Koften der f. g. freiwilligen (für 
überflüffig gehaltenen) Vertheidigung, erfetst er dem frei: 
gefprochenen Denuncirten nicht, fondern vermeift ihn des⸗ 
Halb an die Eivilgerichte, um dort, wenn ed ihm ges 
lingen follte 12), feinen Anfpruch gegen den Denuncians 
ten durchzufegen. So wird der Freigefprochene von 
einem Proceß in den andern gehegt, und wird ficher die 
Geſetze verwünfchen, welche unfhuldige Bürger in 
eine ſolche Zwangslage verfegen! 

Dies find die procefiualifchen Srüchte eines begüns 
fligten Denunciationsfuftems! Es kommen aber noch die 
ftrafrechtlihen in viel ausgedehnterem Umfange und In 
noch anftößigerer Welfe Hinzu; zu diefen Haben wir une 
jegt zu wenden, um eine noch fehlimmere Ausbeute zu 
gewinnen. 


1D und wie follte dies nicht gelingen? Denn der Civilrichter 
wird fi von dem Inquifitionsproceffe fchwerlich jene will⸗ 
türliche Unterfcheidung aufdringen laſſen. Vgl. meine Abh. 
über die Eriminalkoften , in der Zeitfchrift für Strafprocek, 
Jahrg. 1848, Heft IL 
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I In ſtrafrechtlicher Hinficht entnehmen wir 
wnächft aus dem mürttemb. Str. G. B. folgende Beftims 
mungen, um daran fpäter eine Bergleichung mit andern 
deutfchen Geſetzgebungen zu Enüpfen. 


A) Die Beftimmung des Art. 93 mit der Leberfchrift: 
„Strafe unterfaffener Verhinderung von Berbrechen oder 
Vergehen”, und des Art. 94 mit der Weberfchrift: „Un: 
terlaffene Anzeige von Berbrechen oder Vergehen.” Diefe 
Artt. bilden den Schluß des dritten Kapitels unter der Ge: 
neal=Rubrif: „Bon Berfuh und Zahrläffigfeit, von 
Vollendung und Verſuch, von Urheber und Theil neh⸗ 
mern”, womit ausgefprochen fcheint, daß der Mitwiſſer 
(fo wollen wir der Kürze halber die Subjecte der Artt. 93 
und 94 nennen) begriffömäßig zu den Theilnehmern 
an einem fremden Verbrechen gehört. Und wirklich Hat 
Art. 10 Ziff. 3 der Ste. Pr. DO. vom %. 1843 durch Als 
legation der „Artt. 84 — 94 des Str. G. B.” (von Ges 
huͤlfen, Begünftigern und Mitwiſſern) die Mitwiſſenſchaft 
unter den Begriff der Theilnahme geftellt. Allein dies 
fügt fi nur dann rechtfertigen, wenn man diefes Vers 
gehen im althergebrachten Sinne Feuer bach's als nega⸗ 
tive Beihülfe, beziehungsmweife negative Begünftigung, 
auffaßgt, wie es die bisherige wuͤrttemb. Praris that, 
(Knapp, mwürttemb. Criminalrecht &.43 fg.), und theil⸗ 
meife noch jet thut ). Dies mwiderftreitet aber geradezu 
der Anordnung des Str. G. B., welches ſowohl dem Ber 
geiffe und Thatbeftande, als der Strafe und der Webers 
fehrift nach die Gehuͤlfen (Art. 84 fg.) und die Begünftiger 


1) 3. B. Hufmagel, Commentar Th. I. ©. 186 (zu Art.90). 
Später fcheint er indeß davon zurüdgefommen zu ſeyn. 
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(Art. 89 fg.) von den bloßen Mitwifleen (Art. 93, 94) 
unterfcheidet, tie dies auch die übrigen deutfchen Ges 
feßgebungen thun, Indem man neuerdings endlich zu der 
richtigen Einficht gelangt zu feyn feheint, daß zwiſchen 
bloßer Mitroiffenfchaft und negativer Beihilfe und Begüns 
ftigung begriffs- und ftrafmäßig ein weſentlicher 
Unterfchied beftehe ). Wer wird aber den bloßen Mits 
wiffee einen Theilnehmer an -einem fremden Verbre⸗ 
chen nennen, da er umgekehrt an demfelben feinen, aud 
nicht den entfernteften Antheil genommen hat? Zwar die 
Ueberfchrift des Kap. 3 des Str. G. B. und nad) dieſer 
der Art. 10 Ziff. 3 fprechen es dennoch aus. Allein theils 
hätte die Jurisprudenz viel zu verantworten, wenn fie 
fih an die oft grundfalfhen General: und Spe⸗ 
clalüberfchriften des Strafgeſetzbuchs halten wollte; theils 
ift jene Weberfchrift auch fonft unrichtig, indem danach 
(„von Urhebern und Teilnehmern”) die verfchledenen Ars 
ten der Mitucheber und die Complottanten (Art. 74 — 83) 
gar nicht unter den Begriff der Theilnehmer fallen 
würden; theils mwechfelt fogar in dem Str. ©. B. und dem 
Dolizeiftrafgefege diefer Begriff in merkwuͤrdiger Weife ab, 


2) Vol. diefes Archiv 1847 ©. 328 und die Motive zum Entw. 
des Str. G. B. ©. 127. Schon das Geſetz über Staatsvers 
brechen v. 5. März 1810 unterfcheidet zwei Fälle der umter 
Laffenen Anzeige eines bevorftcehenden Hochverraths, nämlich 
in der Abficht, daß die Ausführung des Verbrechens nicht 
gehindert werde (negative Beihülfe), und ohne foldhe böfe Abe 
fiht, 3 B. aus Einfalt, Schüchternheit, unrichtiger Beurs 
theilung , mißverftandener Pflicht 2c. (Mitwiffenfchaft), und bes 
droht beide Fälle im Art. 9 u. 10 mit ganz verfchiedener Strafe 
Unrichtig iſt es aber, wenn die Commiffien der K. d. A., 
Bericht über den Entw. ©. 99 Beilage, meint, der Art. 84 
des Str. ©. B. Fenne nur poſitive Sehülfen. Im Uebris 
gen erkennt fie richtig an, daß im Art. 404 ausnahmsıweife 
bloße Mitwiffenfchaft mit der Strafe der Beihülfe und ber 
Begünftigung bedroht fey, beide daher dem Begriffe nad 
verfchiedene Fälle feyn muͤſſen. 


ber neueren beutfchen Geſetzgebung. 137 


fo dag man nicht beftimmt weiß, was man fi) darunter 
zu denfen hat ®). 

Doch, die Befeitigung diefes immer wieder auftaus 
enden Mifverftändnifies ift nur ein Nebenpunft, wenn 
man die zahlreichen Eontroverfen auf der cinen, und 
die mannigfachen Zweifel auf der andern Eeite in Ers 
" wägung zieht, denen der gewiflenhafte Bürger bei der 
Befolgung der an fich blos polizeilichen Vorſchrift der Artt. 
93 u. 94 unvermeidlich ausgefebt ift. Dies follte doch end: 
lich zu der richtigen Erkenntniß führen, daß ſolche Geſetze, 
zumal mit Ruͤckſicht auf den entfchiedenen Widerwillen der 
Öffentlichen Meinung gegen alle erzwungene Denunciatios 
nen und den Untergang des alten Polizei: Regimente, 
gegenwärtig, wo das Recht fih volfsthimlich geftalten 
muß, zu einer entfchiedenen Unmdglichfeit gewor⸗ 
den find. Bertraue doch der Staat im Allgemeinen der 
moralifhen Pflicht des Bürgers, daß er bei bevorftes 
benden Verbrechen nicht unthätig zufchauen, und verübte 
ſchwere Verbrechen zur Anzeige bringen werde; aber zwinge 
er ihn weder zu dem einen, noch zu dem andern, weil er 
nicht alle Sollifionsfälle, welche bei der Ausübung moralt: 
fher Pflichten eintreten können, berechnen fann. Und nun 
gar, wenn die Strafdrohung auch auf unbedeutende Ver: 
gehen erftrecft werden fol. Hoffen wir daher, daß, toie 
don damals (1838) die Minorität in der K. d. A. Außerte, 
ſolche Strafgeſetze nicht ferner beftehen werden. 

Zur Unterftüßung diefes dringenden Wunfches mol; 
Im wir zunächft die Controverſen, die fie unndthig hervor: 
rufen, betrachten: 

1) Was ift bei der unterlaffenen Anzeige bevorftehender 
Verbrechen und Vergehen (Ueberſchrift des Art. 93) unter 
dem Ausdruck „Verbrechen und Vergehen” zu verftichen ? 


3) Srim. Archiv a. a. O. ©. 313. 
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In dem Tert wird dafür der weitere Ausdruck: 
ftrafbare Handlung” gebraucht, dann aber ift wieder 
einem „‚folchen Cbevorftehenden) Verbrechen und Bergef 
die Rede. Nach Yet. 1 des Str. ©. 2. find nun | 
Verbrechen und Vergehen nur die in dem Strafgef 
buche mit Strafe bedrohten Handlungen oder Ui 
laffungen. Den Gegenfaß davon bilden mithin ti 
Polizetübertretungen und bloße, Forſt- und Finan; 
gehen, fo doch, daß nach Art. 107 des Polizeiftre 
fees , welcher die analoge Anwendung des Z3ten Kapı 
des Str. G. B. gebletet, auch die unterfaflene Verhi 
rung von bloßen Polizeiubertretungen (ı 
denfe!) polizeilich, beziehungsweiſe gerichtlich, aber 

mals eriminell ftrafbar if; theils, weil das Geſetz 
einem „Borhaben, eine ftrafbare Handlung zu begeh 
ſpricht, alle blos eulpofen Vergehen; theils end 
wie fih von felbft verfteht, ſtrafloſe Handlun 
Denn e8 wäre doch abfurd, den Bürgern bei Straf 
gebieten, durch Anzeige bei der Obrigfeit oder auf 

ftige Weife Handlungen zu verhindern, die, wenn 
wirklich verübt werden, dennoch nicht geftraft werden | 
nen. Als folche Handlungen laſſen fich theils fittlich 

rechtlich erlaubte, theils in dem Str. G. B. aus Berfe 
übergangene (denn Art. 1 ſchließt das Strafen nach 9 
logie aus), endlich abfichtlih für ſtraflos erflärte, tor 
gleich früher ftrafbare Handlungen unterfcheiden , 

3. B. das Str. ©. B. Betrügereien und Faͤlſchungen 
Vertragsverhaͤltniſſen regelmaͤßig fuͤr ſtraflos erklaͤrt 
(Art. 352. Abſ. 2, 359). In die letztere Kategorie gel 
nach Art. 63 auch die Strafloſigkeit der Vorber 
tungshandlungen zu einem Verbrechen (conatus 
motus), ſoweit nicht das Gefes Ausnahmen von 
Regel zuläßt.e Somit beftände in der Regel Ei 
Pflicht zur Anzeige folcher Handlungen, fondern nur < 
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nahmsweiſe, mas den nicht gern umfonft denuncirenden 
Bürger nöthigt, ſich zuvor darüber zu vergewiſſern, ob 
ein ſolcher Ausnahmefall wirklich vorliege; bis er aber 
nad dem Str. G. B. Gewißheit darüber erlangt hat (denn 
da giebt es viel hin und her zu ſchlagen), koͤnnte leicht der 
Anzeigemoment verftreihen und er dadurch ftraffällig wer 
den! Aber noch mehr! Er müßte, um nicht umfonft zu 
denunciren, jeden Ausnahme: Artifel noch in der weiteren 
Richtung betrachten, ob die von ihm für Vorbereitung 
gehaltene Handlung auch wirklich diefe Merkmale an- fich 
habe, d. H. ob fie nicht noch unter derfelben ftehe, z. B. 
nur eine Vorbereitung zur Vorbereitung fen, wo er dann 
felbft in jenen Ausnahmefällen Feine Anzeige zu machen 
brauchte, weil was nicht einmal Vorbereitungshands 
lung ift, niemals geftraft werden kann ). Welche Zus 
muthung für den Bürger, da felbft die Rechtöfehrer und 
Gerichte über diefe Groͤnze fehr uneinig find! Und doch fann 
das Geſetz dem Bürger vernünftigerweife nicht zumuthen, 
daß er ftraflofe Handlungen denuncire oder fonft vers 
bindere, mwidrigenfalld die Hauptperfon ſtraffrei ausginge, 
die Rebenperfon aber (der Mitroiffer) für unterlaffene Vers 
hinderung geftraft werden müßte, was gewiß dem gefuns 
den Verftande und Rechtsfinne der Bürger tmiderftreiten 
würde. Welche Beläftigung waͤre dies nicht auch für die 
Behörden, die folche vergebliche Denunciationen anzunehs 
mn hätten. " 


Ungefähr fo argumentirten auch mehrere Mitglieder 
in der K. d. A., und danach wäre man noch weniger 
verpflichtet, bloße Meußerungen eines Dritten, ein Verbre⸗ 
hen begehen zu wollen, die ohnehin oft nur leere Dro⸗ 





4) Bein Hochverratb, wo Alles möglich ift, nacht freis 
(ih der Art. 142 eine Ausnahme Mol. die politifchen und 
unpolitifchen Staatsverbrechen ıc. ©. 29. 
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hungen find, oder geheime Entfchlüffe deſſelben, von wel⸗ 
chen man zufällig Kenntniß erlangt hat, der Obrigkeit: zm 
denunciren, oder fonft für die Verhinderung ihrer Aus⸗ 
führung thätig zu feyn. Allein diefe Anficht fand ſchon in 
der K. d. A., namentlich bei den Regierungs s Commiffären 
Widerſpruch, theils weil es im Eingange des Art. 93 all⸗ 
gemein heiße: „Wer von dem Vorhaben eines Anderem; 
eine ftrafbare Handlung zu begehen 20.” (obgleich damit 
nur der Gegenfaß vom Art.94: „verübted Verbrechen”; 
und. im Sinne der Artt. 1 u. 63 eine im Merk befindliche 
ſtrafbare Handlung ausgedruct wird); theild und inds 
befondere aber, weil, wenn auch die Handlung felbft, als 
6108 vorbereitend oder noch unter derfelben ftehend , nicht 
zur Cognition des Criminalrichters gehöre, es doch für die 
Behörden von Intereffe fey, das betreffende Indivi⸗ 
duum Fennen zu lernen, um es überwachen, und nöthts 
genfalls an dem weiteren (ftrafbar zu werden beginnenden) 
Fortſchreiten in der rechtswidrigen Thätigfeit hindern 
zu fönnen. Wie tief ſich dabei der vormalige Departes 
ments⸗Chef der Zuftlz, v. Priefer, bei politifchen Vers 
bredyen in dieſes „Intereſſe“ verfenfte, erhellt naments 
lich daraus, daß er den Art. 143 des Str. ©. DB. (von 
unterlaffenee Verhinderung des Hochverrathe) felbft auf 
feit Jahren freiwillig aufgegebene hochverräthes 
riſche Complotte oder dergleichen Unternehmungen eines 
Einzelnen bezog, weil man nicht ficher feyn koͤnne, ob nicht 
etwa fpäter das Aufgegebene wieder aufgenommen, und 
fomit dem Staat eine neue Gefahr bereitet werde. Go 
follte alfo der Bürger dazu genoͤthigt werden, felbft alte 
verjährte Demagogen zu denunciren! Ya, für die Ents 
deefung neuer, und feither unbekannt gebliebener alter 
Demagogen follte nah den Vorſchlage der Bundes; 
Sentralbehörde fogar am deutfchen Bunde eine Eentrals 
Spurcommiffion unter dem ehrenhaften Titel einer „Juſtiz⸗ 
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Commiſſionꝰ fortbeſtehen, was aber namentlich an 
Baierns kraͤftigem Widerſpruch ſcheiterte °). 


So ſchwer es auch haͤlt, auf dem Boden des Rechts einer 
ſolchen Politik das Wort zu reden, ſo iſt gleichwohl auch 
Hufnagel?) der Anſicht, daß der Art. 93 nach dem Zwecke 
des Geſetzgebers auch auf, wenngleich ſtrafloſe Vorbereitun⸗ 
gen, ja ſelbſt auf bloße Entſchluͤſſe zu Verbrechen zu bezie⸗ 
ben ſey. Später 7) ſtellte er indeß eine mittlere Anſicht 
auf, indem er unterfcheidet, ob die vorbereitete oder nicht 
einmal fo weit gediehene Handlung fpäter bis zur Straf: 
barkeit des Thaͤters vorfchreite, dann werde auch der 
Richt s Anzeiger geftraft; oder ob es dabei bleibe, mithin 
dad Vorhaben aufgegeben werde, dann Fönne letzte⸗ 
ter niemals .geftraft werden, weil e8 roiderfprechend wäre, 
die Hauptperfon für ftraffrei zu erklaͤren, die Nebenperfon 
dagegen (den Nichts Anzeiger) zu ftrafen®). Will man nun 
auch diefer mittleren Anficht beitreten, fo räth doch die Vor: 
fiht dem Bürger an, daß er lieber gleich und unverweilt in 
ollen Källen eine Anzeige mache, theild weil eine von ſei⸗ 
nem Willen unabhängige Thatfache dazwiſchen treten und 
ihn ſtrafbar machen kann; theild weil er nicht einmal 
weiß, welcher von den drei möglichen Auslegungen des 
Art. 93 der Richter folgen werde. In eine folche unna⸗ 
türliche Lage verfett dad Gefeß den Bürger, weshalb es 


5) Bol. die oben angeführten Verhandlungen ꝛc. ©. 178 fg. 
6) Commentar 25.1. ©. 191 — 192. 
7) Das württ. Str. G. B. ©. 89. Ann. 2. 


8) So ſetzt auch der neue Sreußifhe Entwurf (1847) $. 49 
eusdrüdlich zue Strafbarkeit voraus: „Wenn das Verbrechen 
wirklich verübt wird.” In Sachfen ging die II. Kammer das 
von aus, daß unter dem „Vorhaben“ auh, wenn gleich 
ſtrafloſe, Borbereitungshandlungen zu verftehen fenen, nicht 
aber bloße Entfhlüffe.zu Verbrechen. Bol. Sünther’s 
Aufgabe &. 33 Ann. 
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{bon aus diefem Grunde abgeichafft zu werden verdiente. 
Aber es kommen noch viele andere Gründe dazu. Nas 
mentlich 
2) fragt e8 ſich, wie die Gränge zwifchen dem Art. 93, 
welcher die Verhinderung bevorftehender Berbrechen 
als eine allgemeine Bürgerpflicht gebietet, und dem Art. 94, 
welcher in der Regel die unterlaffene Anzeige verübter 
Verbrechen für ftraflos erklärt, zu ziehen fey, indem et 
bei der allgemeinen Abneigung der Bürger vor Denunde 
tionen jedenfalld Flar feyn muß, wie weit diefe Ver 
pflichtung reiche, damit fie ſich weder unnöthig bemühen, 
noch, menn fie es unterlaflen, in fteter Beforgnig vor 
einer Criminalunterfuchung und Beftrafung ſchweben 
Nun fann 
a) zwar ein vollendetes Verbrechen (mag dal 
Gefeg mehr oder weniger zu deſſen Confummation verlan: 
gen), wenn e8 ald vollftändig abgefhloffen (vgl 
unten lit. b.) gedacht wird, niemals als bevorftei 
hendes Verbrechen gedacht werden, wohl aber koͤn 
nen umgefehrt Vorbereitungshandlungen, fofeen fie auf: 
nahmsweiſe ſtrafbar find, und fo auch der nahe umt 
der beendigte Verfuch , tmelche immer oder doch regels 
mäßig vgl. Art. 72) ftrafbar find, eben ſowohl als „be 
vorftehendes” Verbrechen (Vorhaben, eine ftrafbare Hand: 
fung zu begehen), tie al3 „„verübtes” Verbrechen ge: 
dacht werden. a fie find rechtlich betrachtet beidek 
zugleich, und dadurch fcheint ein unauflöslicher Wider: 
fpruch zwifchen Art. 93 u. 94 zu entftehen, indem jene 
Artifel fie in der erften Eigenfchaft Durch Anzeige 2c. zu 
verhindern gebietet, diefer Dagegen in der ziweiten Eigen: 
(haft Feine Anzeige derfelben verlangt. Wie ſoll fid 
daher unter diefen Umftänden der Bürger verhalten? In 
deß ift einleuchtend, daß die Sache fo nicht gemeint feyn 
fann, teil man dem Gefeßgeber nicht Widerfinn oder Uns 
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veenunft, fondern Vernunft zutrauen muß, und der Ju⸗ 
riſt wird allerdings auch im Stande ſeyn, die Graͤnze 
zwiſchen beiden Artifeln richtig zu beftimmen; ob aber auch 
der Bürger, iſt eine andere Frage. Man muß nämlich 
fo argumentiren: Entweder ift der (entfernte, nahe, beens 
digte) Verſuch abgeſchloſſen, d. h. der Thäter will 
die verbrecheriſche Thätigfeit nicht weiter treiben, dann ift 
der (ein folcher) Verfuh ein verübtes, d. h. in der 
Vergangenheit gelegenes und nur diefer angehöriges Ver⸗ 
brechen, welches der Mitwiſſer nach Art. 94 nicht anzu⸗ 
zigen braucht. Der der Verfuch (entfernte, nahe, bes 
enmdigte) ift nur der Anfangspunft der Thätigfeit des 
Verbrechers, fo daß es voraugfichtlich zur Vollendung defs 
felben kommen wird, wenn nicht der Thäter im Laufe fels 
ner verbrecherifchen Thätigkeit unterbrochen wird; dann 
iR der (ein folcher) Verſuch feinem Wefen nach nur ein 
„bevorftehendes” Verbrechen, deflen Verhinderung durch 
Anzeige oder in fonftiger Weife nach Art. 93 dem Mitmif- 
fer dei Strafe geboten iſt. Allein wie kann diefer im⸗ 
mer willen, ob ein Berfuch der erften Art als verubte 
(abgeſchloſſene) That, oder der zweiten Art als Vorhaben 
vorliegt? Und doch muß er diefe wiffen, um feine Hand: 
lungsweiſe danach einzurichten! Was muthet daher das 
Sefe nicht abermals dem fchlichten Bürger zu? Der 
Amgftliche wird lieber gleich Alles denunciren, menn ed 
auch nach Art. 94 nicht nothwendig wäre — womit er 
mar dem Inquiſitionsrichter unter Umftänden einen guten, 
oft aber auch einen fchlechten Dienft erweifen Ffann, wenn 
nämlich nach Art. 72 der Verfuch doch nicht geftraft wer: 
den koͤnnte. Sodann 

b) mie fteht e8 mit dem fortgefeten Verbrechen? 
Hier Tiegt wiederum, fo weit die Handlung gefchehen ift, 
ein „„verübtes” Verbrechen im Sinne des Art. 94 vor, 
fo dag eine Anzeigepflicht nicht geboten iſt; ſoweit dagegen 
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die Handlung weiter fortgeführt werden fol, und 
der Mitwiſſer died weiß, ein „, bevorftehendes” Verbrechen 
im Sinne des Art. 9%, welches daher durch Anzeige oder 
auf fonftige Weife zu verhindern iſt. Was präpalirt hier 
nun? die verübte, oder die weiter fortzuführende That? 
Dffenbar die legtere, weshalb der Mitwiffee zur Anzeige 
verpflichtet ift, wenn er gleich durch diefe Anzeige zugleich 
die verubte That denuncht, wozu er nach Art. 94 nicht 
verpflichtet wäre. Nach diefer Analogie fcheinen 
c) auch die fortdauernden Verbrechen (delicta 
permanentia), wie fie Bentham nennt, beurtheilt wers 
den zu müffen, 3. B. wenn Jemand einen Andern längere 
Zeit gefangen hält, und ein Dritter Kenntniß davon erlangt. 
Denn fo lange er ihn in Gefangenfchaft Hält, erneuert er 
gleihfam in jedem Momente die That, und eine folche 
Reproduction des Verbrechens fteht der Fortfegung defs 
felben fehr nahe 9. Gleichwohl Fann hier der Art. 93 
nicht Plaß greifen, fondern nur der Art. 94, weil mit 
der Gefangennehmung die That vollftändig abge: 
fhloffen ift, und man in dem längeren Beharren auf 
der That, die ja von Anfang an befchloffen geweſen feyn 
fann, nichts finden fann, was einem „Vorhaben, eine 
ſtrafbare Handlung zu begehen” oder einem ,, bevorftehens 
den Verbrechen” irgendwie ähnlich wäre. Dagegen 
3) gilt als ftrafbarer Mitwiffer nur derjenige, weicher 
„glaukhafte” Kenntniß von einem bevorftehenden Vers 
brecden hatte, und die Berhinderung deflelben unterließ. 
Dies foll nach der Erklärung der Realerung in dem Sinne 
berftanden werden, daß e8 an denjenigen Kenntniffen ges 
nügen müffe, welche nach den im gemeinen Leben 
gangbaren Begriffen über Glaubwuͤrdigkeit einer Thatfache 


9) Kommentar ıc. TH. 1. ©. 64. Eben fo bei der Bigamie, 
der Entführung, dem Menfchenraube zc. 
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gedachte Bezeichnung verdienen.” Den Gegenfat bildet 
mithin theils die bloße Vermuthung (Verdacht), ein blos 
ßes Gerücht, theils die f. g. juridifche, d. h. zur gericht: 
lichen Ueberführung des Thäters erforderliche Gewißheit. 
Eolfte nämlich erfteres genügen, fo würde Dies eine eben 
fo große, in.der Regel unnöthige Beläftigung der Bürger 
wie Der Gerichte zur Folge haben; follte dagegen letzteres 
erfordert werden, fo beruhte dies auf der unrichtigen An- 
fiht,, als ob der Denunciant beweispflichtig wäre, 
was er nach dem Obigen ($. 2) nicht ift, und würde zu: 
gleich zu einer VBerfümmerung der Anzeigen führen. 
Gleichwohl ift dieſer f. g. Mittelweg nicht ohne Bedenken. 
Denn theild bleibt Danach der objectiven Beurtheilung 
über das, was in jenem Sinne glaubwürdig ift, immerhin 
ein bedeutender Spielraum nachgelaffen, während der 
Richter Teicht einen objectiven Maafftab anlegen, und 
danach den Angefchuldigten ungerecht verurthellen Fann; 
theits beurtheilen ja auch, mie die täglihe Erfahrung 
(het, Die Berichte felbft die Slaubhaltigkeit von 
hatfachen und Perfonen fehr verfchieden. Namentlich 
politifche Aengſtlichkeit hält oft für glaubwürdig, mas 
Andere kaum wahrſcheinlich dünft. Endlich welch” uner: 
trägliche Härte, wenn der dem foro connexitatis unters 
liegende Mitwiffer oft erft nach Jahren freigefprochen wird, 
weil man fich zuleßt, wenn auch ungern, überzeugen müßte, 
daß er Feine glaubhafte Kenntnig von dem Vorfall 
schabt Habe! Eonft fagt man: excmpla sunt odiosa; 
hier aber darf man fagen: sunt odiosissima. Eignet 
jih wohl aber eine folhe, man möchte fagen empörende 
Behandlungsweife für Uebertretungen, die Ihrem Wefen 
nach blos polizeilicher Natur find? Aber der Des 
partementss Chef der Juſtiz löfte das Raͤthſel, indem er 
bemerkte: es gebe manche (wirkliche) Theilnchmer am 
Verbrechen, denen nur nicht rechtgenugend der dolus nad: 
Nrmıv %. Er. N. 1839. 1. Zt. K 
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gewieſen werden koͤnne, und diefe Fönnten dann jedenfalls 
wegen unterlaffener Verhinderung des Verbrechens geftraft 
werden. An folchen Luͤckenbuͤßern ift das württembergifche 
Str. G. B. auch fonft fehr reih, und das nennt man 
Sriminalpolitif ! 


4) Der Art. 93 befhränft die Verhinderungspflicht 
nicht etwa auf fehwere Straffälle, fondern fpricht fie für 
alle Verbrechen und Bergehen aut. Nun aber fom: 
men In dem Str. G. B. manche fehr unbedeutende Ber: 
fehlungen vor, welche an dem Thäter nur mit 24 Stun 
den Gefängnig oder einem Gulden Geldftrafe zu ahnden 
wären. Da nun jenes das Minimum der Gefaͤngniß⸗ und 
diefes der Geldftrafe ift, fo müßte in ſolchen Faͤllen der 
Mitwiffer eben fo ſchwer als der Thäter beftraft wer; 
den, woran doch gewiß der gefunde Rechtsfinn der Buͤr⸗ 
ger Anftoß nehmen muß. Wollten die Gerichte, um dies 
fen Widerfpruch zu befeitigen, die Strafe des Thäters 
fteigern , fo würden fie diefem ein Unrecht thun. Weit 
befehränfter war der, vielfach liberale Entwurf v. %.1832, 
welcher im Art. 72 die Verhinderungspflicht theils auf 
Verbrechen, im Gegenfag von Vergehen, theils auf 
folhe Verbrechen befchränfte, welche In feiner (ded 
Mitwiflers) Gegenwart vorbereitet oder angefans 
aen werden, womit zugleich die obigen Controverſen über 
„Vorhaben“ und „glaubhafte Kenntnig” abgefchnitten 
wurden 19. Aber die Regierung desavouirte hier, wie 
in vielen andern Beziehungen, ſchon im %. 1835 ihre 


— 


10) Der. Art. 72 ift aus dem Baierfhen Etr. &. B. entiehnt; 
e6 fehlen aber nah den Worten: „oder angefangen” die weis 
teren Worte: „oder fonft weiß, daß fie gefchehen werden”, 
zum DBeweife, daß der Art. 72 nicht fo weit gehen wollte, als 
das Baierihe Str. G. B., welches außerdem von Verbrechen 
oder Vergeben fpricht, woährend der Art. 72 nur Ver⸗ 
brechen nennt. 
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weiß, nach Umftänten Gefängnif von 1 — 30 Tagen”, 
iſt hier „Seldftrafe, d. H. nach Art. 32 von 1 — 1000 Fl., 
odee Gefaͤngniß, d. h. nach Art. 20 von 24 Stunden 
bid zu 2 Fahren” angedreht! In dem Hannover: 
hen Str. G. B. (Art. 68 Ziff. 4 u. 6, Art. 126) 
iſt hingegen die Berhinderungspflicht auf gewiſſe Fälle, 
nämlich auf Hoch» und landesverrätherifche Unternehmun: 
gen, Öffentliche Diener, welche vermöge ihres Berufs 
jue Verhinderung bevorftehender Verbrechen verpflichtet 
find, und den Inhaber der väterlichen Gewalt, übers 
haupt zur Aufficht verpflichtete gegenüber den untergebe⸗ 
an Perſonen befhränft. Diefe, das Hauptodium 
defeitigenden Befchränfungen hat ſchon Bauer in fels 
aen Anmerfungen zum SHannoverfchen Entwurf (1826), 
2b. 1. ©. 513 fg., gegen die herrfchende Anficht zu rechts 
festigen gefucht, und fie find unzweifelhaft als ein bedeuten: 
der legislativer Kortfchritt zu betrachten 18). Wenn dagegen 
dee Mitroiffer in diefen Ballen immer als negativer 
Gehuͤlfe des nicht gehinderten Verbrechens angefehen 
werden foll, fo ift dies nach der obigen Ausführung ein 
Mißgriff, und nur auf Rechnung von Feuerbach 
m feßen, der aber freilich feine f. g. gemeinrechtliche 
Anſicht längft legislatio wieder zurückgenommen hatte, 
indem der Art. 78 des Baierſchen Str. G. B. die un 
terlaffene Berhinderung von Verbrechen dem Begriffe 
und der Strafe nach von der Beihülfe trennt. Den 
leihen Mißgriff verfchuldet das Hannoverfche Str. 
G. B. im Art. 74, indem es zwar in anerkennenswer⸗ 
them Kortfchritt die Pflicht zur Anzeige veruͤbter Ber: 
brechen auf öffentliche Diener befchränft, dagegen die 
Uebertretung dieſer Pflicht unbedingt unter den Be; 


18) Vgl. Leonhardt, Kommentar über das Hannoverfche Str. 
G. B. Th. l. ©. 289 — 90, 
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er doppelt ſeine Pflicht erfuͤllt hatte. In eine ſolche Lage 
verſetzt abermals das Geſetz den Buͤrger, welcher daher, 
wenn er ſicher gehen will, ſtets zur Denunciation, als 
dem allein ſicheren, oft allein moͤglichen Mittel greifen 
wird. So draͤngt nicht blos nach der Faſſung des Art. 93, 
ſondern auch der Sache nach Alles zur verhaßten Der 
nunciation hin, und deshalb wurde auch der Art. 93 
mit den fhärfften Waffen von der Oppofitionspartei in 
der 8. d. A. angegriffen — damals freilich vergebens, 
Allein fie, die jegt am Staatsruder fteht 1%), wird gewiß 
ihre früheren Grundfäge nicht vergefien haben. Zur Feſt⸗ 
haltung an diefe, d. h. die Abfchaffung des ganzen Art. 93, 
mahnen auch noch folgende, den Bürger in neue Verlegen: 
heiten fegende Beftimmungen des Art. 93, Es wird 
naͤmlich 

6) bei nur auf Klage ſtrafbaren Verbrechen und 
Vergehen, deren Zahl nach dem Str. G. B. ſehr betraͤcht⸗ 
lich iſt, dem Mitwiſſer von den drei Alternativen die 
erſte, alſo gerade die verhaßte Denunciation, erlaſſen, 
indem man davon ausging, daß dieſe hier doch nichts 
nutzen wuͤrde, da die Obrigkeit nicht von Amts wegen 
einſchreiten duͤrfe — eine Concluſion, die freilich unrich⸗ 
tig iſt, weil zu Verhinderung von Verbrechen die 
Obrigkeit ſchlechthin verpflichtet iſt, wenn auch die ver⸗ 
uͤbte That nur auf Klage ſtrafbar iſt, und es gewiß auch 
immer im Intereſſe des Bedrohten liegt, daß die Obrigkeit 
ſich ſeiner zur rechten Zeit annehme. Indeß ſteht es ein⸗ 
mal ſo. Wenn nun aber der Buͤrger von dieſem, ihm 
willkommenen Rechte Gebrauch machen will, woher er⸗ 
fährt er denn, ob das bevorſtehende Verbrechen von 
Amts wegen oder nur auf Klage ftrafbar fen? Vorerſt 
wird es ihm ſchwer halten, fih auch nur ein Eremplar 


12) Sefchrieben im Juni 1848. 
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des Strafgefeßbuchs zu verfebaffen, um ſich darin orienti: 
ren zu koͤnnen, ungeachtet es ein Abſchreckungsbuch für dag 
Bolf (liber terribilis nach Juſtinian) feyn follte; fodann 
müßte er mühfam von Artifel zu Artifel nachfchlagen, um 
m wiſſen, ob der Sall (den er vielleicht nicht einmal rich⸗ 
tig beurtheilt) in die eine oder die andere Kategorie ge: 
höre, und müßte fogar noch von der Analogie &es 
brauch machen , teil daS argumentum a majori ad mi- 
us. hier oft entfcheidet 1%). Welche abermalige Zumus 
thung an den Bürger, welcher, derfelben nicht: gemachfen, 
tadurch abermals genoͤthigt wird, zur verhaßten Des 
nunclation zu greifen, und es dazu der Entfcheidung der 
Behörde überlaffen muß, ob eine Denunclation hier zu s 
läffig fen oder nicht! Erſt wenn der Mitwiſſer feiner 
Sache gewiß wäre, z. B. daß ein Ehebruch, eine Ent 
führung, eine Rothzucht x. vorbereitet werde, und daß 
diefe Verbrechen zu ihrer Unterfuchung und Beftrafung eine 
Klage voraudfegen, Fünnte er von den. beiden Alternativen 
Gebrauch machen; wären aber Warnung: des Bedrohten 
oder Privatverhinderung nach den vorfiegenden Umftänden 
sit möglich, fo dürfte er die That geſchehen lafs 
fen, weil das Geſetz ihn ‚bei Verbrechen dieſer Art un: 
bedingt von der Anzeigepflicht erimirt. Was mürde 
aber, wenn ein ſolcher Fall einträte, das Publicum für 
ein Urtheil über ein folches Geſetz fällen? 73) Hieran 
ſchließen fich noch zwei weitere Dispenfationen, und zivar 


zunaͤchſt die Elaufel, daf die Verpflichtung zu einem 
dee drei (Ziff. 5) oder zwei Wegen (Ziff. 6), alfo im 
erſten Salle auch zur Denunciation, wegfalle, wenn 


13) Archiv 1846. ©. 179 fg. Der Art. 214 des Braunfchweigs 
[hen Str. ©. B. ftellt doch mwenigftens die Fälle namhaft 
sufammen. 


14) ol. Hufnagel, Comment. Ih. I. ©. 192. 
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damit eine Gefahr entweder für den Mitroiffer felbft 
oder für einen Dritten, alfo nicht blos für die Angehoͤri⸗ 
gen des Mitwiffers, fondern darüber hinaus 19), verbun⸗ 
den war. Bon welcher Art diefe Gefahr ſeyn muͤſſe, 
drückt weder das Gefeg aus, noch Aufern fich die Motive 
darüber, mithin bieibt die Entfcheidung der Frage: 0b 
wirklich eine ſolche Gefahr, wie fie der Mitwiſſer glaubte 
annehmen zu follen, vorhanden war, oder aber nicht , der 
vernünftigen Beurtheilung des Richters überlaffen. Wird 
nun aber diefer Hier den objectiven Maafftab anlegen, 
oder ſich mit dem fubjectiven begnügen? Erſteren 
Falles Fönnte er entweder das Nothmehrrecht zur Norm 
nehmen, oder den metus, qui in virum constantem 
eadit. Allein beides mißbilligt, und mit Recht, Huf⸗ 
nagel a. a. D., welcher daher zu der Anficht gelangt, 
daß das Gefeg es zwar nicht der Willfür, oder doch der 
Gewifjenhaftigfeit und Individualität des Mitwiſſers übers 
laſſe, ob eine Gefahr ihn vom Handeln abhalten fonnte, und 
daß danach auch der Richter den Fall zu beurtheilen habe, 
welcher ſich, wie bei angefchuldigten Nothmehrerceflen, ganz 
in diejenige Page zu verfegen habe, in welcher fich der Mit⸗ 
volffer zur Zeit des Handelns befand. Daß dann aber der 
ganze Artifel an einer großen Unbeftimmthelt leidet, 
fo daß er ſich kaum noch zu einer Strafdrohung eignet (ie 
fhon die Commiſſion der K. d. U. bemerkte), ift eben fo 
gewiß, als daß der Mitwiffer nicht einmal mit Sicherheit 
auf jene mildere Auslegung des Geſetzes wird zählen 
fönnen. Denn, wenn der Staat auf Zwangs⸗Denun⸗ 
clationen cin fo großes Gewicht legt, fo darf der Subs 
jectivität, und nenne man fie auch Gewiſſenhaftigkeit, des 
Mitwiſſers Fein zu freier, daß ganze Inſtitut gefähr⸗ 


— — — —— — no 


15) 3. B. der Mitwiſſer, welcher denunciren will, darf anneh⸗ 
men, daß der Thäter einen Dritten als Denuncianten ins 
Auge nehmen und ſich an diefem rächen werde. 
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dender Spielraum gelaffen werden. Co fünnen, und 
ſo werden gewiß viele Gerichte urtheilen. Sie werden zwi: 
(den eingebildeter oder Schein= Gefahr, und wirklich (obs 
jectiv) vorhandener Gefahr unterfcheiden, fo lange noch ein 
ſolches Geſetz beſteht, welches dann mehr ald der Ausdrud 
„einer Achtung vor einer folchen Gemwiffenspflicht” (der 
moralifchen Pflicht, bevorftehente Verbrechen und Ber: 
gehen zu verhindern) — wie Hufnagel meint — ſeyn 
wurde. Die meiften Richter werden den Art. 93 nicht 
iſolirt, fondern in Verbindung mit dem beftehenden De: 
aunciationswefen überhaupt, tie folches feither gefchit: 
dert wurde und noch ferner gefchiltert werden wird, aufs 
faffen, um die Bürger den bitteren Ernft des Art. 93 
sicht bezweifeln zu laſſen. Weitere Verwicelungen ents 
Reben 

8) durch die Beftimmung, daß innerhalb gewiſſer 
Graͤnzen das Verwandtfchafts:, ferner das Ehegattenz, 
das Bormundfchaftsverhäftnig ꝛc. (Art. 89) von zwei Alter: 
nativen , nämlich von der Anzeige bei der Obrigkeit, und 
von der Benachrichtigung des Gefährdeten, wenn dieſe 
ein Einfchreiten der Obrigfeit nach fich ziehen würde, epl> 
mirt, fo daß alfo nur die Verpflichtung zur dritten 
Alternative übrig bleibt, aber nicht im Sinne des wirf: 
lihen Verhinderns des Verbrechens (mie nach Ziff. 5 
font der Fall ift), fondern in dem Sinne, daß der Va⸗ 
ter, Ehegatte ıc., wie e8 im Art. 143 von unterfaflener 
Verhinderung des Hochverraths heißt, „alle () fonft in 
ihrer Macht ftehende Mittel angewendet haben, um bie 
Ausfuͤhrung des Verbrechens zu verhindern”; denn der 
Art. 143 Fann bei dem fehwerften Verbrechen (Hochverrath) 
nicht milder feyn wollen, als der Art. 93 bei den min: 
der ſchweren Verbrechen, ja feldft Vergehen 9. Run 


16) Inde wird man bei Art. 93 von der Etrigerung „ale” 
zu abftrahiren haben. 
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aber entfteht die wichtige Frage, was durch die Elaufel: 
„wenn diefe (die Warnung des Gefährdeten) ein 
Einſchreiten der Obrigkeit nach fich ziehen 
würde” ausgedrückt werde, und ob der Vater, der Sohn, 
der Ehegatte 2c. auch wirklich im Stande fey, feine Hands 
lungsweiſe danach einzurichten, mas gerade in dieſen 
Berhältniffen von befonderer Wichtigkeit if. Denn fonnte 
er den Bedrohten ohne jene Beforgnig warnen, und er 
that e8 nicht, fuchte aber (wiewohl vergeblich) das Vor⸗ 
haben zu hindern, fo wäre er ftrafbar. Nun fann er aber, 
wie Hufnagela. a. D. ©. 194 richtig bemerft, „nie 
zum Boraus Gemißheit darüber haben, daß feine Wars 
nung nicht ein Einfchreiten der Obrigkeit nach fich ziehe; 
denn wenn er auch den Thäter dem Gefährdeten nicht 
nennte, fo fünnte er gerade deswegen vor Gericht gezogen 
werden, und wenn er ſich dann auf den Art. 93 beriefe, 
dag nämlich das Vorhaben von einer folchen, mit ihm 
verbundenen Perfon ausgehe (ogl. jest Str. Pr. D. 
Art. 195), fo würde wohl in den meiften Sällen das Ges 
heimniß verrathen feyn, oder es Fünnte fogar mancher 
Richter Anftand nehmen, feiner Behauptung Glauben beis 
zumefjen.” Allerdings muß zulegt Der Richter dat 
über entfcheiden, ob bei der Warnung des Bedrohten ein 
Einfchreiten der Dbrigfeit zu beforgen war oder nicht? 
Allein dann Fehrt die gleiche Frage wie bei Ziff. 7 wieder, 
namlih: ob der Richter hier den objectiven, oder den 
fubjectiven Maafftab anzulegen habe, welchen leßteren 
zwar Hufnagel allein gelten läßt, allein auf die Gefahr 
Hin, daß der Zweck des Gefeges dadurch ftets vereitelt 
werde, was doch nicht die Abficht des Geſetzgebers feyn 
kann. Wir fragen hier abermals: Können folche Geſetze, 
die felbft den Vater, den Sohn, den Ehegatten ꝛc., in 
eine folhe eben fo unfichere als peinliche Lage verfegen, 
noch länger geduldet werden? Ferner: 


A _ 
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9) da außer den gedachten Berhältniffen auch noch 
andere, eben fo innige, vielleicht noch innigere Vers 
hältniffe, wie z. B. inniges Sreundesband, Pflichten der 
Danfbarkeit gegen einen Wohlthäter ꝛc., eine traurige 
Eollifion zwifchen der fittlihen und der polizeilichen 
Pflicht (man nennt fie freilihd empfehlender allgemeine 
Buͤrgerpflicht) hervorrufen koͤnnen, foll hier das Gefeß 
den Bürger zwingen dürfen, diefe Pflicht jener vorzu⸗ 
siehen? Der Gefeßgeber mag dies freilich bejahen, wie er 
es gethan hat, und die Öffentliche Meinung Dadurch gegen 
ficd herausfordern; allein bei diefer Herausforderung wird 
ev ſtets den fürzeren ziehen. Der Mitwiffer, wel: 
cher in folcher Lage fih befindet, wird lieber nicht warnen 
und nicht anzeigen, fondern freimillig die Strafe des Ges 
fege8 auf ſich nehmen, ehe er fih durch Verrath der 
öffentlichen Verachtung Preis giebt. Alfo wiederum: Köns 
nen folche Gefege noch länger beftehen? Man warte nicht 
erft die Deffentlichfeit des Strafverfahrens In Vers 
bindung mit der Thätigfeit einer freien Preffe ab, fons 
dern fchaffe ſolche Geſetze ſchon früher ab, oder gleichzeitig 
mit der Reform des Strafverfahrene. Ueberhaupt frage 
fih bei allen, auf der bisherigen Yuftizs Heimlichfeit bes 
tuhenden Straffanctionen der Gefegeber erft, ob fie au 
zur SuftizsDeffentlichfeit und Preßfreiheit paffen, und 
muß er dies verneinen, fo hebe er fie auf, ehe ihn diefe 
Mächte dazu nöthigen. Endlich 

10) Hat der Art. 93 noch den Beichtvater evangeli: 
(her Konfeffion in einem Zuftande der Ungewißheit bes 
laſſen, welcher eben fo twenig zur Empfehlung des Geſetzes 
Bent, Denn e8 heißt am Schluffe des Artikels: ,, Auch 
fällt die Obliegenheit zur Anzeige bei der Obrigkeit, fo wie 
wur Benachrichtigung des Gefährdeten von Geiten des 
Beichtvaters hinweg, ſofern diefer durch die Anzeige 
der Benachrichtigung nach den Grundfägen feiner 
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Kirche das Beichtgeheimnig verlegen würde”, indem die 
K. d. 9. in ihrer Mehrheit annahm, daß die proteftan- 
tiſchen Grundſaͤtze über das Beichtfiegel, befonders in 
der wuͤrttembergiſchen Kirche, nicht feftgeftellt feyen, 
und es weder zuläffig (2) noch nothmendig (2) fen, in 
dem Str. G. B. hierüber eine fefte Beftimmung aufzu: 
ftellen, fondern es dem Richter uͤberlaſſen werden folle, 
(nab kirchenrechtlich nicht feftgeftellten Normen) 
dieſe Frage vorliegenden Falles zu entſcheiden 17). Ob 
aber Jemand ſtrafbar oder ſtraflos ſey, darf eine Straf: 
gefeggebung niemals in der Schwebe laſſen. 


Und nun, nach einer Entwickelung von peinfichen 
zehn Nummern voller Controverfen, Zweifel und 
Dedenfen, nicht nur juridiſcher, fondern auch fittlicher 
Natur, fragen wie nochmals, ob ein folches Geſetz (und 
ein befferes wird wegen der vielen nothmendigen 
Beſchraͤnkungen faum möglich ſeyn) wohl noch länger 
fortbeftehen koͤnne? Und ob zugleich der Geſetzgeber 
neben folchen erzmwungenen Denunciationen aus polizei⸗ 
lihen Gründen (die er gar zu criminellen gemacht hat) 
noch freiwillige Denunciationen aus fittlichen Grüns 
den erwarten, alfo darauf zählen dürfe, der Bürger 
noch über die Zwangspflicht und deren Beichränfungen 
hinausgehen werde? Dies iſt gewiß zu bezweifeln. Denn 
Mißtrauen dort fann hier Fein Vertrauen erzeugen. 
zum Borbilde hat hier übrigens das Balerfche Str. 
G. B., Art. 78, gedient, nur daß der Art. 93 einige 
Befhränfungen erhalten hat; auf der andern Seite 
find aber in demfelben viel ſchwerere Strafen ange 
droht. Während nämlich dort nur „öffentlicher Ver⸗ 


17) Sol die K. Verhoͤgg im Comment. Th. I. ©. 635, 638. 
Su en ©. 178, 188, 192. Hufnagel, Sommient. Th. 1. 
9 
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weis, nad Umftänten Gefaͤngniß von 1 — 30 Tagen”, 
ift hier „Seldftrafe, d. h. nach Art. 32 von 1 — 1000 Fl., 
oder Gefaͤngniß, d. h. nach Art. 20 von 24 Stunden 
bis zu 2 Fahren” angedroht! An dem Dannover; 
ſchen Str. © B. (Art. 68 Ziff. 4 u. 6, Urt. 126) 
iſt Hingegen die Verhinderungspflicht auf gewiſſe Fälle, 
naͤmlich auf Hoch» und landesverrätherifche Unternehmuns 
gen, öffentliche Diener, welche vermöge ihres Berufs 
zue Verhinderung bevorftehender Verbrechen verpflichtet 
find, und den Inhaber der väterlichen Gewalt, übers 
Haupt zur Aufficht verpflichtete gegenüber den untergebe⸗ 
nen Derfonen befhränft. Diefe, das Hauptodium 
defeitigenden Befchränfungen hat ſchon Bauer in fels 
nen Anmerkungen zum Sannoverfchen Entwurf (1826), 
25.1. ©. 513 fg., gegen die herefchende Anficht zu rechts 
fertigen gefucht, und fie find unzweifelhaft als ein bedeuten: 
der fegislativer Kortfchritt.zu betrachten °). Wenn dagegen 
dere Mitwiffer in dieſen Faͤllen immer als negativer 
Gehuͤlfe des nicht gehinderten Verbrechens angefehen 
werden foll, fo ift dies nach der obigen Ausführung ein 
Mißgriff, und nur auf Rechnung von Feuerbach 
wu fegen, der aber freilich feine ſ. g. gemeinrechtliche 
Anficht längft legislatio wieder zurückgenommen hatte, 
indem der Art. 78 des Baierſchen Str. G. B. die un 
terlaffene Berhinderung von Berbrechen dem Begriffe 
und der Etrafe nach von der Beihülfe trennt. Den 
gleihen Mißgriff verfchuldet das Hannoverfche Str. 
8.8. im Art. 74, indem es zwar in anerfennenswerz 
them Kortfchritt die Pflicht zur Anzeige veruͤbter Ber: 
brechen auf öffentliche Diener befchränft, dagegen die 
lebertretung dieſer Pflicht unbedingt unter den Be; 





18) Bgl. Leonhardt, Kommentar über das Hannoverfche Str. 
B. Th. L. ©. 289 — 90. 
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griff der (negativen) Begünftigung ſtellt 9). Das 
Saͤchſiſche Ste. G. B. Art 39 weiß nicht einmal zwi⸗ 
fhen negativer Beihülfe und negativer Begünfti- 
gung zu unterfcheiden, indem es in denjenigen Zäl: 
len, wo eine Verhinderung verbrecherifcher Unternehmun: 
gen bei Strafe geboten ift, die Unterlaffung diefer Pflicht 
unter den Begriff der Begunftigung ftellt, und gleiche 
wohl den Art. 39 unter der Weberfchrift: ,, Unterlaflene 
Verhinderung eines Verbrechens” von dem Art. 38 un: 
ter der Weberfehrift: „Begünftigung” trennt. Es heißt 
nämlich dort: „Als Begünftigung des Verbrechens ift 
e8 auch anzufehen . .. Bei allen andern Verbre⸗ 
chen ift eine folche Unterlaffung nur dann für eine Bes 
günftigung zu achten ....“, womit aber wahr 
fcheinlih (denn eine Körderung der That vor ihrer 
Verübung fann immer nur als Beihülfe gedacht 
werden, Württemb. Str. G. B. Art. 89 Abf. 1) nur 
ausgedrückt werden follte, daß die unterlaflene Anzeige 
oder fonftige Verhinderung mit der Strafe der Bes 
günftigung belegt werden’ follte 9). Als Fälle, wo eine 
Verhinderung der Anzeige oder Warnung (eine dritte 
Alternative giebt .e8 nah dem Saͤchſ. Str. G. B. nicht) 
geboten ift *!), werden aber genannt: „Vorhaben eines 
Hochverraths, Staatöverrathd im Kriege, Aufruhrs, 
Mordes, einer Körperverlegung unter den Ziff. 5 des 





19) Bol. Bauer Anm. Th. J. ©.525, Leonhardt a. a. O. 
©. 305 fg. 


20) Ueber die vielen Controverſen, welche aus der Verwechſelung 
des Begriffs mit der Strafbarkeit entftehen, vgl. die 
Abhandl. des Verfs. im Erim. Archiv 1848. Hft. 3. 


21) Es heißt daher richtig: zu verhindern fuht. Denn will 
der Bedrohte ſich nicht warnen laffen, und die Obrigkeit ift 
faumfelig, fo kann dem Mitwiſſer natürlich folches nicht ans 
gerechnet werden. 
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‚132 angegebenen Berhältniffen (wie kann aber der 
erthan foldhes vorher wiſſen?), Nothzucht, eines 
ıbes , Diebftahls mit Waffen (alfo nicht mit in: 
ben 2c.), einer Brandftiftung oder Verfertigung fal: 
Münzen” Im übrigen, d.h. in minder ſchwe⸗ 
ı Källen, ift dee Mitwiffer nur ftrafbar, „wenn er 
in eignen mittelbaren oder unmittelbaren Bortheile 
ei, oder mit Berlegung einer Amtspfliht das Vor⸗ 
ven nicht Hinderte.” Dies geht allerdings nicht fo 
t, als das Baierfche und Würtembergifche Str. ©. B., 
2 viel weiter ald das Hannoverfhe, und fam auch 
dee mwürttembergifchen K. d. A. zue Sprache, wurde 
re dort vermorfen. 


(Schluß im naͤchſten Hefte.) 
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V. 
Ueber 


dad Verbrechen verletzter Richterpflicht im 
Givilprozefie 
und 


deffen Goncurrenz mit Betrug, Fälfhung 
und gemwaltfamen oder heimlichen. 
Berlebungen. 


Bon 
Herın Dr. T. Bradenhoeft, 
Privatdocenten in Heidelberg. 


$. 1. 


Die Thätigfeit des Civilrichters zerfällt in drei Hauptarten: 
1) die Sognition, 2) die Urtheilsfällung und 3) die Zwangs⸗ 
anmwendung. In den Reichsgefegen werden namentlic) Juſtiz⸗ 
vermweigerung, Juſtizverzoͤgerung und widerrechtliches Urtheil 
des Civilrichters als ftrafbar anerfannt. Ihre Beftim: 
mung geht in Anfehung der Urtheilee beim Reichsfammers 
gerichte dahin: mer ein ungerechtes oder nichtiges Votum 
oder Urtheil giebt, und zwar wiffentlih und auf den Grund 
einer beftimmten Beranlaffung („Geſchenk, Miet, Gaab, 
Bitt, Freundſchafft, Keindfchafft, oder anderer derglei: 
ben Urfahen”), wird ftraffällig ?)). In Anfehuna 


IR K. G. O. von 1555. III. Tit. 53. $. 6. 
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dee Unterrichter ift Straffälligfeit ausgeſprochen: wenn fie 
auf den Grund einer ſolchen Veranlaffung, oder ohne dies 
ſelbe aus „Ungeſchicklichkeit, oder Unerfahrenheit, oder 
Berfaumniß” zu jemandes Nachtheil die Juſtiz verweigern 
oder verzögern, oder aber urtheilen 2). — Damit ift 
aber das Gebiet der richterlihen Pflichtverletzung keines⸗ 
weges erſchoͤpft. Der Richter kann I. in Beziehung auf 
die Sognition 1) eine Partei durch Fälfchliche Vorſpiege⸗ 
lung des Unrechts auf ihrer Seite von der Geltendmachung 
ihred Rechts abzufchreden , 2) fie durch fehlerhafte Pro⸗ 
jeleitung, auch wenn fie durch bloße Unterlaffungen be⸗ 
wieft wird, In Nachtheil zu bringen fuchen; er fann II. die 
Anwendung des Zwanges vornehmen, indem es 3) an den 
Borausfegungen dafür fehlt, oder 4) er die Anwendung 
in einer unzuläffigen Weife vornimmt, und dadurch einer 
Partei Nachteil zufügen. In diefen Fällen, auf welche 
auch die ſ. g. Eyndicatsflage nicht geht, würde alfo ges 
meinrechtlih nur dann Strafe eintreten, wenn zugleich 
ein gemeines Verbrechen in der Pflihtverlegung enthalten 
wäre; wenn man, wie ed hier gefchieht, von dem Kalle 
abfieht, wo der Richter feinen eignen Vortheil be 
weit, oder fi beſtechen ließ. 


2) J. R. A. $. 109. Die römifche Strafbeflimmung wegen Ver⸗ 
jögerung der greendigung des progeflee über 3 Jahre hinaus, 
in L. 13. 6.8. C. de judiciis 3. 1., fällt mit der Unanwends 
barkeit diefer Friftpeftimmung von felber hinweg. In Paral⸗ 
lele mit der SJuftispermeigerung kann man die unbefugte Ueber⸗ 
tragung der Ausübung der Rechtspflege ftellen, die 'n c.8. 
GC. Th. de officio procous, 1. 12, u. Nov, 60. c. 1. mit 
Strafe bedroht iſt. — 


3) Ben den mehrfachen Strafdrohungen des römifchen Rechts 
für fperielle Fälle der richterlichen Pflichtverlegung gehören 
einige auch dem Suftinianifhen Rechte an. Unmittelbare 
praftifche Anmendung fann aber von ihnen nicht mehr gemacht 
werden. Vgl. untın 8. 3. — 
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2. 


In dem erften Salle, wenn der Richter eine Partei 
durch fälfchliche Vorſpiegelung des Unrechts auf ihrer Seite 
abzufchrecken fucht, ihr Recht geltend zu machen, koͤnnte 
er zwar ganz auferhalb der Sphäre des Richter zu ftehen 
fcheinen. Denn iſt auch der Ausfpruch des Richters hier 
immer nur ein ertrajudicieller, ein folder, der für die 
Sache felber noch feinen Effect Hat, fo hat er Ihn doch in 
diefem Falle mit dem thatfächlichen Anfehn, das er ald 
Richter genießt, bekleidet y. Als folcher Hat er dazu 
Gelegenheit theild bei einem Bergleichsverfuche, theils too 
die Partei dem inzeleichter mündlich Ihr Anbringen vor; 
legt und e8 durch feine Vermittelung , indem er dem Actuar 
dietirt, zu Protofoll gegeben wird, ober vielleicht (mas 
auch nicht ohne Beifpiel ift) gar Fein Niederſchreiben defr 
felben zu Protokoll ftattfindet. Hier entwickelt fich von 
felber zroiichen dem Richter der Sache als folhem und der 
Partei eine Befprechung über deren Recht oder Unredt. 
Die Anfiht, welche der Richter Hier ausfpricht, ift eine 
Anfündigung feines Finnftigen Urtheils. Die rechtsunfuns 
dige Partei betrachtet ihn ald das Erfenntnißgmittel des 
wirklichen Rechts, und fie wird getäufcht, wenn er eine 
Unrichtigkeit ausfpricht; die vechtsfundige Partei dahin: 
gegen findet fih durch das Ausfprechen einer unrichtigen 
the nachtheiligen Anficht mit einem ungerechten Urtheil 
bedroht. In ſofern eine Abhuͤlfe gegen das angedrohte 
Urtheil gar nicht, 3. B. wegen Mangel der Appellations: 
fumme, oder nur mit unverhältnigmäßigem Aufwande, zu 


1) Auch die Ertheilung von Rath von Seiten eines Juſtizbe⸗ 
dienten, zum Schaden der einen oder der andern Partei in 
ftreitigen Sachen , die zu feiner Entfcheidung gelangen können, 
wird mit 10 — 100 Thlr., im MWiederholungsfalle mit Amte: 
entfeßung beftraft, nach Preuß. !dr. 11. 20. 8. 402, 
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erlangen fteht, ift folche Bedrohung immer geeignet, auch 
einen feften Mann zur Aufgabe der Geltendmachung feines 
Rechts zu veranlaffen. Da indeß bloße Drohungen an 
fih Feiner Beftrafung unterliegen, fo Fann von einer fols 
hen hier nur in Anfehung der Täufchung über das Recht 
die Rede feyn. Unter den Begriff der Faͤlſchung Fann fie 
Indeß nicht geftellt werden. Zwar Fönnte man meinen: fo 
wie der Zeuge durch eine falfche Ausſage fälfcht, eben fo 
fälfcht der Richter durch einen falfchen Ausfprudh. So wie 
der Zeuge durch die falfche Ausfage fich felber faͤlſcht, ale 
ein Beweismittel über die Thatfache, fo fälfcht der Richter 
duch den falfchen Ausfpruch fich felber, als ein Beweis⸗ 
mittel über das Recht — würde man dann ebenfalls fagen 
fönnen. Allein ein Ausfpruch des Richters kann auf kei⸗ 
nen Kall einem Zeugniffe gleichgeftellt werden, wenn er 
nicht als Urtheil ausgefprochen iſt, und der Richter als 
ſolcher Fann nie in die Kategorie der Beweismittel ge- 
ftellt werden, weil das Recht, welches er darftellt, nicht 
Gegenftand einer Beweisführung ſeyn kann. — Die 
Taͤuſchung hat demnach hier nur den Charakter des Be- 
truges, und wenn fie nicht gelingt, wie wenn die Partei 
die richtige Erfenntnig ihres Rechts befigt oder bewahrt, 
oder der Partei in ihrem Privatrechte dadurch nicht benach⸗ 
theiligt worden, fo liegt nur der Verſuch eined Verbre⸗ 
chens vor. 
, | $. 3. 

Für beftimmte Fälle der zweiten Kategorie, der feh⸗ 
ferhaften Prozeßleitung zum Nachtheile einer Partei, fin 
den ſich befondere Strafvorfchriften im römifchen Rechte, 
Eie find: Nichtbeobchtung von Vorſchriften, die zur 
Sicherſtellung der Parteien dienen I); Verweigerung der 





1) Nov. 112. c. 2; c. 5. C. Th. de relation. 11.29, c. 8. 
C. Th. de appellat. 11. 30. 
Archiv d. Er. R. 1849. I. Zt. ! 
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Zulaffung geftatteter Berufungen gegen einen niederen 
Richter 2); Zulaſſung verzögerlicher und unftatthafter Be: 
rufungen 2); Hintertreibung zulaͤffiger Berufungen *); 
Saͤumniß in der Weberlieferung der dazu erforderlichen 
Acten 9) und Berichte. Alle diefe Handlungen und Un: 
terlaffungen find von der Art, daß fie weder die Sachlage 
noch die Prozeßlage felber ergreifen, fondern vielmehr nur 
die Bewegung des Prozefles, und die Garantien für die 
Realifirung feines Reſultats. — Die Strafen, welche 
dem Richter, zumeilen auch feinee Sanzlei, hier gedroht 
werden, find regelmäßig Geldftrafen von 10, 20, 30, 
50 Pfunden Goldes. In dem erften der vorgenannten 
Fälle findet fich aber, bei Verfäumniß in Anfehung der bei 
Sinleitung des Prozeffes vom Kläger zu beftellenden Cautio⸗ 
nen, dem Executor felbft Vermögensconfiscation und fünfs 
jähriges Exil, und dem Richter, der in Anfehung der 
Befolgung der für das Confultationsverfahren gegebenen 
Vorſchriften es an der nöthigen Aufficht über feine Canzlei 
fehlen läßt, die Strafe des Sacrilegs gedroht. Dieſe 
Steafbefiimmungen find unanwendbar geworden, da fie 
auf Eigenthumlichfeiten der römifchen Gerichteverfaffung 
berechnet find. — 


2) c.25. C. Th, de appellat. = L. 21. C. de appell. 7. 62. 


3) c. 10. C. Th. de appell. n, recip. 11. 36. c. 15. c. 16. 
c. 30. C. Th. eod.; vgl. Symmach. epist. X. 239. 51. 
L. 36. C. de appell. 7. 62. (restituta: Cujac. obas. XII, 

3.3). L.6. C. quor. app. non recip. 7. 65. c. 25. C. Th. 

= L.5. C. eod.; v. eöhr Ueberf. d. Conft. I. ©. 76 

a. GE. dv. Linde Ach. ⸗ civ. Pr. XIV. S. 5. Simmers 

mann Röm. R. G. III. ©.531. Not. 85 0.40. 0.44. Ü. 

Th. de appellat. 


4) c. 22. c, 25. c.33. c. 51. c. 59. c. 60. C. Th. de appellat. 
mit c. 16. G. Th. eod. = L.19. C. eod. c. 58. C. Th. eod. 


5) 0.32. C. Th. eod. = L. 24. C. eod. Nov. 126. c.3 mit 
Nov. 134. 0.3 f. 


* 6) c,31.C. Theod. eod. 
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$. 4 


Die Prozeßkeitung involviert indeß in manchen Sallen 
eine urtheifende Thätigkeit des Richters, und geftattet 
dann eine Anwendung der reichsgefeglichen Vorſchrift. Der 
erfte dieſer Säle ift gegeben, wenn die prozeffualifche Noths 
wendigfeit der vorgefchriebenen Handlung, und demnach 
auch die Rechtmäfigkeit der Vorfchrift, oder die prozeſſua⸗ 
tiſche Rechtmäßigkeit der BVerwerfung einer Handfung, von 
Borausfegungen abhängt, deren Dafeyn weder durch die 
Prozeßlage felber gegeben, noch durch ein gerichtliches Ge⸗ 
ſtaͤndniß oder einen gusdrüeflihen Richterſpruch feftgeftellt 
iſt 2); in weichem Halle die durch den progegleitenden Bes 
ſcheid gegebene Entfcheidung über die Vorausſetzung feldft 
der Rechtskraft fähig wird, menn fie Gegenftand der Ber⸗ 
ftattung des beiderfeitigen Parteiengehdrs gemefen iſt ®). 
Ein anderer Fall diefer Art tritt ein, wenn die prozegleis 


4) Alſo dis zum Ausfpruche der progeßleitenden Verfügung ſtrei⸗ 
* geblieben iſt, z. B. der Status einer Perſon bis zu dem 
Beſcheide über ihre davon abhängige Zulaſſung zur Prozeß⸗ 
führung, die Kranfheis einer Perſon bis zu dem Beſcheide 
über die davon abhängige KZriftverlängerung oder Reftitution 
gegen Berfäumnif. Hier kann der Richter ohne Entfcheidung 
über die Vorausſetzung die prosehleitende Verfügung gar nicht 
erlafien haben, fie liegt ftillfchweigend in derfelben, und dag 
er die Abficht gehabt haben müfle diefe Entfcheidung zu geben 
(was Pland, die Lehre vom Beweisurtheil &. 168, fordert), 
verſteht fi ganz von felber, in fo weit als fie gegeben wers 
den mußte, nämlich für diefe Verfügung, welche ihrer zur Bes 
gründung bedurfte und, foweit diefe den Prozeß ergreift, folges 
weife auch fo weit als ihre Wirkung fich erftredt (meine Er⸗ 
örter. zu Linde’s Lehrb. des Pros. ©. 481. 484). 


2) M. Erörter. zu Linde 8.481. Dies ift erforderlih, um 
Die Beftrittenheit, wenn auch nur durch den die Stelle des 
Gehörs vertretenden Ungehorfam berzuftellen. Daß es des Ges 
hörs beider Parteien nicht immer bedürfe, weil es genüge, 
wenn bie Vorausſetzung nur zwiſchen einer Partei und dem 
Richter fireitig ſey (Pland a a. D. S. 168), würde 
aur dann richtig ſeyn, wenn fie Gegenftaud eines Streites 
zwiſchen Richter und Partei ih könnte. 

2 
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tende Verfügung fich darauf gründet, daß eine gewiſſe Ent: 
fheidung nicht, oder nur unter gewiſſen noch herzuftel: 
enden Borausfegungen werde erfolgen koͤnnen; ſey «6 
nun, daß diefer Grund fchlechthin durch Subfumtion eines 
gegebenen Stoffes unter die Rechtsnorm aufzufinden war, 
oder daß, tie bei Seftftellung der Beweislaſt, diefes Auf- 
finden duch Bilden einer fpeciellen Norm für den con: 
creten Streitpunft vermittelt werden mußte ?). 
Prozepleitende Verfügungen diefer Art Fönnen ſchon des 
halb nicht von der Vorſchrift der Reichsgeſetze ausgefchlofs 
fen werden, weil die richterliche Thätigfeit, welche fie her⸗ 
vorruft, unter den Begriff des Urtheilens fällt. Man 
braucht alfo gar nicht einmal darauf zu fehen, daß in den 
Fällen der zweiten Art die prozeßleitende Verfügung -ents 
weder ein Fünftiges Endurtheil abfchneidet, und in fofern 
deſſen Stelle vertritt 2), oder doch einen folhen Einfluß 
auf dag definitive Urtheil aͤußert, der allein die Ungerechs 
tigfeit deffelben herbeiführen Fann, wenn e8 auch an und 
für fich felber bei dee durch den Zmifchenbefcheid begrümdes 
ten Prozeßlage ſich vollfommen rechtfertigen läßt). Wo 
ein folcher Einfluß ftattfindet, da iſt aber auch der Effect 
eined Urtheils vorhanden, alfo ebenfalld bei jeder perem⸗ 
toriſchen Friſtbeſtimmung, indem fie ein Recht auf deren 
Beobachtung unter den Parteien herftellt %. Der fie feft- 


3) Es verſteht fih, daß der Nichter bei dem bloßen Bilden der 
Kegel nicht ſtehen bleibt, fondern fie fofort auf den concreten 
Fall zur Anwendung bringt; was überfehen wird von Pland 
a: 0 O. ©. 331 ff. 

4) Die f. g. sententia vim definitivae habens in der quels 
len mäßigen Bedeutung: m. Erörter. zu Linde &. 482 
Mot. 20. 

5) Wenn nämlich der BZmifchenbefcheid moiderrehtlih die Bes 
nugung eines Stoffes ausgefchloflen oder einen Beweis auferlegt 
bat: ebendaf. ©. 481. 482. 

6) R.D.X. v. 1600. $. 85: „Demnah auch nunmehr alle ter- 
mini praejudiciales feynd, quibus lapsis jus parti quaesi- 
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ifende prozeßleitende Befcheid erfordert zu feiner Begruͤn⸗ 
ıng, daß die Vornahme der an fie gefnüpften Prozeßs 
indlung nach ihrem Ablaufe eine Prozeßwidrigkeit ſeyn 
erde 7). Er fest alfo auch eine urtheilende Thätigkeit 
8 Richters zur Feftftellung diefes Grundes voraus; fey 
nun, Daß fie blos in der Ermittelung des Zeitpunfts 
fteht, von welchem an der Lauf der im Gefege bereite 
| Anfehung ihrer Dauer und peremtorifchen Eigenfchaft 
ꝛſtimmten Friſt beginnt ®), oder daß er zuvor die Dauer 
nd die peremtorifche Eigenfchaft derfelben nach feinem 
rmeflen als eine befondere Regel für den concreten Fall 
fimmt ?). Zwar ift das Reſultat diefer urthellenden 
hätigfeit nicht einmal dem urtheilenden Richter felber uns 
bänderlih,, wenn er Kenntnig von Umftänden erlangt, 
e die Möglichkeit oder Nothmendigfeit der Befolgung, 
nd damit die Prozeßwidrigkeit des fpätern Handelns der 
ech die Friſt gebundenen Partei ausfchliegen 20). Allein 
36 im Sinne der gedachten Vorfchriften zum Weſen des 
etheilens eine Unabänderlichkeit des Refultats deſſelben für 
ffen Urheber gehöre, fpricht ſich eben fo wenig in ihnen 
16, als das Erforderniß einer materiellen Rechtsverände: 





situm, quo stante, ulterius quasi re integra procedi ne- 
quit. ”_ Das Vorſchreiben derſelben giebt demnach auch dem 
Gegner der dadurch beſchränkten Partei ein bedingtes Recht 
auf deren Ausſchluß, nämlich für den Fall der Nichtbeachtung; 
18 108 der Richter ihr nicht willkürlich entziehen kann: 

7) Denn deffen bedarf et, um den Ausfchluß als a bes zus 

gehorfams zu begründen (m. Erörter. zu Linde ©. 5 

17), den der Rıchter durch die peremtorifche — 
feſtſetzt. 

8) M. Erörter. zu Linde ©. 418, 

9) Ebendaſ. &. 499. 500, 


10) J. R. A. $. 103. Erörter. zu Linde ©. 506. u. die daf. 
Net. 25. 26. cit. Stellen. 
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rung darin gefunden werden fann, wenn fie von einem 
Urtheilen zum Nachtheile einer Partei reden. Vielmehr 
wird jede fich wörtlich oder thatfächlich, direct oder Indis 
rect uetheilend äußeende richterliche Thätigfeit von rechts⸗ 
twidriger Richtung darunter begriffen werden müffen. 


§. 5. | 


Für die zweite Kategorie bfeiben demnach nur die 
Fälle übrig, wo der Richter prozeßwidriger Weife eine 
Prozeßhandlung zufäßt oder ohne eine peremtorifche Friſt⸗ 
beftimmung vorfchreibt, oder ſich Unterlaffungen pflicht: 
mäßiger Handlungen zu Schulden kommen läßt. Sind 
jene prozeßfeitenden Handlungen nicht wiſſentlich als Mittel 
für einen verbrecherifchen Erfolg vorgenommen, fo läßt 
ſich eine Strafbarfeit derfelben durch jene reichsgeſetzlichen 
Ausfprüche nicht begründen. Zwar fegen fie eine Beurs 
theilung ihrer Zuläffigkeit und Nothwendigkeit voraus. 
Allein fie bleibt ein lediglich vorbereitender, der erften Kate: 
gorie (oben $. 2) zuzumeifender Act, indem fie überall 
feinen Stoff des Prozeffes ergreift. Die verlegende Seite 
diefer Handlungen berührt unmittelbar nur die Bewegung 
des Prozeffes, und auch mittelbar nicht einmal die Lage 
der Sauce oder des Prozeffes, fondern immer nur das 
Bermögen einer Partei überhaupt, wenn nämlich durch 
berbeigeführte Verzögerung die Realifirung ihres Rechte 
gefährdet wird, oder ihre Koften verurfacht werden '). 


— t tꝰt 





. 13) Daher find es denn auch eben dieſe Verfügungen, gegen wel⸗ 
he die Appellation von Beiurtheilen auch von dem gerichtet 
werden kann, der fich dadurch mwiderrechtlich befchränft finder; 
während die peremtorifche Friſtbeſtimmung, welche einer Partei 
widerrechtlih eine Beſchraͤnkung auferlegt, diefe Appellation 
confequenter Weife nicht zuläßt, weil der widerrechtliche Auss 
fchluß mit einem Stoffe, den fie bewirkt, noch bei der Appels 
lation vom Endurtheil durch das beneficium novorum wieder 
gehoben werden Eann. 
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darin fteht ihnen das bloße Unterlaffen pflichtmäßiger 
dandlungen gleih. Allein wenn fie wiffentlich zur Benachs 
heiligung einer Partei vorgenommen werden, fo findet der 
Interfchied Statt, daß die mit ihnen verbundene Darftels 
ung einer gewiſſen prozeflualiichen Lage eine jene Benach⸗ 
heiligung vermittelnde Täufchung der Partei bezwecken 
kann, und fie dadurch, gleich den vorhin ($. 2) genanns 
ten Handlungen gleicher Art in einen Betrug, oder einen 
Berfuch zum Betruge, übergehen koͤnnen; was bei bloßen 
Unterfuchungen nicht möglich ift. 


4. 6. 


Sieht man von den Faͤllen ab, mo die richterlichen 
Handlungen der erften und der zweiten Kategorie fich zu 
inem Betruge, oder zu einem Verfuche des Betruges ges 
talten, fo befteht ihr verbrecherifcher Charakter auch da, 
vo die Abficht der Benachtheiligung einer Partei vorliegt, 
mmer nur in der Parteilichkeit, wenn fie nicht etwa in 
zeihülfe zu Verbrechen übergehen. Damit legteres 
er Kal fen, iſt es indeß erforderlih, daß der Gegner 
er benachtheiligten Partei durch feine Prozepführung noch 
inen andern Zweck verfolge, al$ den deö, wenn auch uns 
jeeehbten, Prozeßgewinnes. Denn eine calunız 
iöfe Prozeßfuͤhrung in Privatfachen ift ziwar für den Fall 
8 frivolen Appellirens in den Reichögefegen mit einer 
Zteafe bedroht, die felbft zur Leibesſtrafe fteigen kann 9), 


1) J. R. A. 5.119. 120. Die römifchen Strafbeſtimmungen 
wegen unterſagter Appellation (c. 44. C. Th, de appell. 11. 
30. mit c. 40. 50. 65. u. 43 eod.), fo wie gegen den unters 
liegenden Appellanten (Paul. 8. R. V. 33. 37; vgl. Taecit, 
ann. XIV.28. L.8. 8.8 f. D. mand. 17. 1. und L. 6. $.6. 
C. de appell. 7. 62; c. un. L3] C. Th. de off. praeit. 
praet, 1. 5; c. 16. C. Th. de appell.), find, auch fofern fie 
in das Juſtinianiſche Recht übergegangen find CL. 6 §. 4. 

L.19. C. de appell. 7. 62), in der Anwendung fo eurichies 
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und unterliegt nach heutigem gemeinen Rechte ?) allgemein 
dem Verfallen in die Echuldigfeit zum Schadenserfage ?). 
Allein die erftere Folge ſcheint ſich auf die in einem folchen 
Salle gegebene - fälfcblihe Abfeiftung des Calumnieneides 
de non frivole appellando ?) zu gründen; die leßtere ift 
Feine eigentliche und überdies Feine Öffentliche Strafe; und 
wo es an einer Etrafbeftimmung für fie mangelt, da 
Fann fie nur als eine zwar verlegende, aber dennoch ®) ges 
ftattete Handlung betrachtet werden, wenn fie auch nur 
deshalb verftattet ift, weil man ihre verlegende Eigenſchaft 
erft dann erkennen fann, wenn fie vorubergegangen ift. 
Fa felbft die Abficht, durch die Prozepführung dem Geg⸗ 
ner die Realifirung feines Prozefgewinnes zu ver: 
citeln, Fann an und für fich felber fie noch nicht als 


den in Vergeſſenheit gerathen,, daß fich darauf eine verbreche⸗ 
riſche Qualität der Handlungen, worauf fie gehen, nicht mehr 
gründen läft. 


2) Die Vereinigung zur Führung eines fremden Prozeffes, um 
fi) in den Eondemnationsertrag zu theilen, die zur vis pri- 
vata gezählt wird (L. 6. D. ad leg. Jul. de vi privata 
48. 7), und wahrfceinlid durch eine Ceſſion der Klage an 
Mehrere vermittelt wurde, iſt wohl überall nicht auf einen 
chifaneufen Prozeß befchränft, und das „improbe coire” 
dürfte eben nur in der Bereinigung Mehrerer zur Durcfegung 
der Sache an und für fich felber fchon liegen und diefes der 
Handlung den gewaltthätigen Charakter beilegen. Sedenfalls 
aber iſt es diefer, und nicht die Chikane allein, die die Hands 
lung zum Verbrechen ftempelt. — 


3) $. 1. J. de poena termer, litig. 4. 16: „ut improbus liti- 
gator et damnum et impensas litis inferre adversarie 
cogatur.” Außerdem ift vom Erfaß des damnum nur noch 
bei der contumacia die Rede: L. 15. C. de judichie 8, 1. 
Die Koftenerftattung ift ſchon Folge des Unterliegens, wo nicht 
unzurechenbarer Irrthum fie abwendet, und geht dann nur auf 
die gewöhnlichen. 


1) J. R. A. $. 118, 


5) Vermöge des Rechts der Perſon, Rechte zu erſtreiten: m. Er⸗ 
orter. zu Linde ©. 2. Nor. 4. 


Te me mp ren gen se gern pn mm 


kt 9). Daran "mangelt «8 aber hier, well der 
führende als folder fi) immer noch in der Sphäre 
eignen Berechtigung bewegt. Und eine Beihülfe 
felden von Eeiten des Richters als folben Pann im⸗ 
ur mit der Verlegung der Richterpfliht zufammen: 

Die calumniöfe Progegführung kann aber Vorbes 
g für eine verbrecheriſche Handlung feyn. Zu dem 
e der Vereitelung der Realifirung eines Prozeßgewin⸗ 
diefe enttoeder die Unterfchlagung eines in Folge deſ⸗ 
zu teftituivenden oder dem Gegner verhypothecirten 
ſtandes, oder die Bewirkung eines beträchtlichen 
rſes; und die calumnidfe Prozepführung kann das 
I feyn, um die dazu erforderliche Zeit zu getvinnen. 
ommt es wirklich zu dem Unternehmen der unters 
‚nden Handlung, oder zu der Concurserflärung, nach⸗ 
alejenigen Handlungen, die diefelbe zu einer betrüges 
ı qualificiren, ausgeführt worden find; fo wird die 
m Bewußtſeyn der auf diefe Handlungen gerichtete 
t der Partei zu ihren Gunſten vom Richter begangene 
lichkeit eine Beihuͤlfe 7) zu der Unterfchlagung oder 
etehglichen Concurfe, und damit ein gemeines Verz 
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bis zum linternehmen der unterfchlagenden Handlung oder 
bis zum Ausbruche des Concurfes hinausſchiebt, wird un; 
ter diefen Umftänden fchon eine verbrecheriiche Beihuͤlfe; 
ja es kann fich der Fall fo geftalten,, dag fie Beihülfe zum 
Diebftahl wird, wie der nachfolgende Fall zeigt, der ſei⸗ 
ner mehrfachen Kärbung wegen befonders zum erläutern: 
den Beifpiel fich eignet. 


7. 


— — — 


Der Miether eines Zimmers wurde drei Wochen vor | 


Ablauf der Miethzeit unter Bedrohung mit Thätlich 
feiten von Seiten des Vermiethers genöthigt daſſelbe zu 
verlaſſen, Elagte bei dem fandesherrlichen Amte des Or⸗ 
te8 auf Entfhädigung, und deponirte, um die Ausliefe⸗ 
rung feiner Illaten zu erlangen, den Betrag der Miethe 
für die laufende Meiethzeit , ein halbes Jahr, mit 
52 Fl. bei dem VBürgermeifteramte des Orts, als ber 
Depofiten: Behörde. Es war von vorn herein Flar, daß, 
wenn der Kläger gewann, toenigftens der Betrag der 
Miethe für 3 Wochen mit 6 Fl. und die Prozegfoften 
von ihm in jenem deponirten Betrage gekürzt werden 
durfte. Der Bellagte wußte fich jedocd das Depofiz 
tum bis auf einen Reft von 4 Fl. ohne Wilfen des 
Klägers unter Beiftand des die Auslieferung anmels 
fenden Amtmanns zu bemächtigen, und zwar inner 
halb ungefähr 8 Tagen nach der gefchehenen Depofition, 
als die Miethe, felbft in fofern fie gefchuldet wurde, 
noch nicht einmal verfallen und auch die, zu Gunſten 
des Klägers ausgefallene, Entſcheidung noch nicht etz 
folgt war. In ſofern nun die deponirten und ausgelie⸗ 
ferten Geldftücfe noch Eigenthum des deponirenden Klaͤ⸗ 
gers und als ſolches von dem, mit dem Stande die 
Sorderungsverhältniifes befannten Beklagten entgegenges 
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nommen murden I), fiel die Handlung des Beflagten 
offenbar unter den Begriff des Diebſtahls *), indem er fie, 
dem Eigenthümer gegenüber, heimlich aus deffen Befig zum 
Zwecke der eignen Berfiiaung tiber Diefelben entfremdete. 
Denn der animus lucri faciendi iſt in der Absicht, irgend 
nen Mugen, felbft nur einen Anfpruch auf vergeltende 
Dankbarkeit durch Verfügung über das entfremdete Gut 
zu Gunſten Anderer zu erlangen, alfo auch In der Realis 
firung eines eignen Anfpruchs fehon gegeben. — Die Ein: 
willigung des bloß für den Kläger detinirenden Bürger: 
meiſteramts konnte dieſen Begriff nicht ausfchließen *), 
fendern nur den Inhaber deſſelben zum Gehuͤlfen qualifis 
deren. Eben fo wenig Fonnte die zur Auslieferung 
dem Bürgermeifteramte ertheilte Anmweifung des Amt: 
manned darin etwas Ändern. Denn die Regel: juste 
possidet qui praetore auctore possidet, feidet feine 
Anwendung, two der befigperlegende Charakter oder die 
Heimlichfeit der auctorificenden Handlung einer Richter: 
perfon auch objectiv den Charafter einer richteramtlichen 
Handlung gänzlich entzieht *). inzig und allein den 


1) Waren die Geldftüde nicht Eigenthum des Klägers, fo Auas 
Hficirte die Werheimlichung der Anweiſung zur Auslieferung 
diefelbe nur zu einem Betruge, fofern eine Verlegung des Klä⸗ 
gers beabfichtigt war. 


2) Und zwar auch dann, wenn eine auf den ganzen empfanges 
nen Betrag gehende Forderung vorhanden und nur noch nicht 
verfallen war. Denn auch der Pfandgläubiger,, der das Pfand 
zu feiner Befriedigung zu früh veräußert, begeht einen Dieb⸗ 
ftahl: L. 73. D. de furtis 47. 2. 


3) L. 54. 5.1. D. de furtis. 
4) Feuerbach Lehrb. des Crim. R. $. 318. Not. 6. 


5) L.3. 6. 1. D. quod metus causa 4. 1. . . „caeterum si 
per injuriam quid fecit populi Romani magietratus, vel 
provinciae praeses, Pomponius scribit, hoc edictum lo- 
enm habere” .. Der Sinn jener Regel (1;. 11. D. de ad- 
quir. v. amitt. poss, 41. 2) ift offenbar nur der, daß wer 
auf den Grund einer richterlichen Werfügung einen neun Rechter 
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Sharafter der Eigenmacht kann die richterlihe Auctori⸗ 
fation der heimlichen Entziehung rauben. Er iſt aber 
für den Begriff des Diebſtahls gleichgültig, da er auch 
duch erlaubte Eigenmacht, die rechtlich eben Feine 
Eigenmacht ift, begangen werden kann; role namentlich 
durch Veräußerung des Pfandſtuͤcks von Seiten des Pfand: 
gläubigers 9). Jene Anmeifung war vielmehr eine Bei: 
huͤlfe zur heimlichen Eontractation. Es trat ihr aber noch 
eine zweite hinzu, um welche es fich Hier Handelt. Nach—⸗ 
dem die Entſchaͤdigungs- und Koftenerftattungspflicht tes 
Beklagten rechtskräftig feftgeftellt war, wurde die Keft: 
ftellung des Betrages, deren Auffchub über den Tag des 
Liquidationsantraged hinaus nach dem Prozeßgefege des 
Landes Yuftizverzögerung ift, über 6 Wochen bis nach 
dem, lange vorher ſchon erwarteten, Ausbruche des Eon: 
eurfes des Beklagten hinausgefhoben; und erft als Diefer 
eingetreten und dem Kläger die Möglichkeit entzogen war, 
den Beflagten das entfremdete Gut wieder zu entreißen, 
wurde dem Kläger durch gelegentlihe Mittheilung des 
Amtmanns die Kunde von der wider ihn verübten heim: 
lihen Entfremdung. So lange nun die Reftitution des 
Depofitum nicht erfolgt war, dauerte die Contrectation 
noch fort 7), es war noch eine Beihuͤlfe bei derfelben mögs 





erwerb macht, und in Folge deſſelben auf nicht viriöfem Wege 
in den Beſitz des Gegenflandes gelangt, durch die Wiffenfchaft, 
daß der veräußernde Richter nicht Eigenthümer ift, nicht als 
malae fidei possessor behandelt und von der Ufucapion aus⸗ 
gefchloffen wird: L. 137. D. de R. J. 


6) L. 73. D. cit. 


7) Denn von jedem Theile jenes Zeitraums gilt das: tunc fur- 
tum factum esse (L. 50 pr. D. de furtis 47. 2); aber es 
bleibt während deſſelben ein und derfelbe Diebftahl CL. 9 pr. 
mit L. 46. $.9. L.56 D. eod.). Eben fo verhält es fi 
mit gewaltfamen Entzjiehungen CL. 20. 6.2. D. quod vi aut 
clam 43, 24). — 


im Civilprozefie. 178 


ſich ®), und zwar auch dadurch, daß der Kläger verhin- 
dert würde zur Reftitution zu gelangen, tie e8 allerdings 
ducch jene Verzögerung der Seftftellung des liquidi ge- 
ſchah ). — Und In fofeen nun diefer Verzögerung die 
Abſicht dieſer Hinderung zum Grunde gelegen und jene 
heimliche Entfremdung den Charakter des Diebftahld ges 
habt, würde der Fall einer Beihülfe zum Diebftahl durch 
Juſtizverzoͤgerung hier mit allen feinen rechtlichen Merk: 
malen gegeben ſeyn. 


§. 8. 


In dem dritten der oben unterfchledenen Fälle, der 
Anwendung des Zwanged des Richters ohne das Dafeyn 
dee dafür erforderlichen Borausfegungen , wird immer von 
Seiten des Richters ein Spolium zur Ausführung ges 
bracht, fobald dadurch ein factifcher Zuftand der Partei, 
gegen welche der Zwang angewendet worden, aufgehoben 
ft; ſey dies nun mit ihrem Willen, aber wider ihren 
feeien Willen mittelft Drohung oder Gewalt, oder Hinde⸗ 
eung ihres Widerfpruches durch Drohung oder Gewalt Y, 
oder ohne ihr Willen D, alſo heimlich 3), gefchehen. 
Da indeg die Wirkung des Spolium an ſich nur in einer 
Reftitutionspflicht desjenigen befteht, der durch daſſelbe 


8) mit Di bin Zheilnahme Bol. diefes Archiv Sahrg. 1840, 
9%) Eben fo ie durch ein Verbergen des ‚Dies, meiches das 
Werbrehen des Diebſtahls begründet: L. 48. 8.1. D. 


1) L. 20 pr. D. quod vi aut clam 49, 24. 


2) c.3. C.3. Q.1. .. „MBedintegranda sunt omnia . 
quacungae conditione temporis, aut captivitate, aut dolo, 
aut violentia malorum (majorum), aut per quascunque 
injustas causas, res ecclesige vel proprias, aut substan- 
tias suas perdidisse noscuntur ” 


3)1L.5.8.7.8 L.6.D. quod vi aut clam. 
Archis d. Gr. #. 1849, 1. ©t. M 
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wiſſentlich einen thatfächlichen Zuftand erlangt, und dee 
Richter als folder nicht fich felber, fondern den Gegner 
jener fpoliirten Partei, in jenen Zuftand verſetzt hat, fo 
läßt fich eine Verhaftung des Richters, als Spoliant einen 
durch das Spoliun erlangten Zuftand wiederum zu veftis 
tuiren, nicht begründen *). Auf Antrag des Spolürten 
die Reftitution zu verfügen, iſt nur feine Amtspflicht °). 
Ehen fo wenig kann hier von einer verbrecherifchen Bei⸗ 
hülfe des Richters an dem Spolium oder einer Selbfts 
hülfe der Partei die Rede feyn, da das Spolium ale fols 
bes fein Verbrechen iſt, und eine Selbſthuͤlfe durch die 
Dazwifchenfunft des Richters ausgefchloffen wird. Allein 
im $alle der Anwendung von Drohung oder Gewalt bes 
geht der die Widerrechtlichkeit Fennende Richter felber das 
crimen vis; ja e8 wird fchon dann diefes Berbrechen 
hier als gegeben betrachtet werden müflen, wenn er nur 
durch die Dffenheit der That die Nichtachtung des Rechts 
des Inhabers auf Unterlaffung von tiderrechtlicher Ges 
walt gegen die Integrität feines thatfächlichen Zuftandes 
diefem gegenüber durch deſſen Entziehung ausfpricht, 3. B. 
wenn er in feiner Abwefenheit ein von ihm beſeſſenes 
Grundſtuͤck zum Gegenftande der Zmangsanmwendung 
madt. Denn bei der Unrechtmäßigfeit der Handlung 


4) Die 8. ©. O. v. 1555. II. 8. kann nicht auf den Fall Her 
zogen werden, wo Landesherren als Dbrigfeiten oder Richter, 
fondern nur auf den, wo fie im eignen Sntereffe eine Ents 
fegung vornehmen. 


5) Die urfprüngliche eigenthümliche Spolienwirfung ift aber nur 
die, daß der Richter des Spoliirten, vor Zulaffung einer Ans 
Elage gegen ihn, die Neftitution der ihm entzogenen Güter 
verfügen fol: C.2. Q.2. .1—4. C.3. Q.1. Savigny 
N. des Befißes 5. 50. Bruns Reht des Bel. ©. 144 ff. 
Bon diefem Standpunfte aus ift das Spolium gar keine bes 
fondere Art der Befißentfremdung, fondern nur eine Bezeiche 
nung, die eine prozeflualifche Wirkung der Befisentfremdung 
ausdrüdt, für die es ganz gleichgültig ift, wer der Urbeber 
der Befigentfremdung war. — 
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bildet jene Nichtachtung eine Injurie in der weitern roͤmi⸗ 
den Bedeutung; und fie genügt, um die Entziehung dee 
Janehabens zu dem Verbrechen der Gemwaltthat zu qua: 
litciren ©). Auch wenn die Partei, In deren Intereſſe 
die Zwangsanwendung geſchehen, diefelbe bei dem Rich⸗ 
tee mit dem Bewußtſeyn und der Abficht, ſich durch un: 
rehtmäßige Gewalt die Dispofition über den entjogenen 
Gegenſtand zu verfhaffen, beantragt hätte, würde der 
Richter Hier nicht die Stellung eines bloßen Gehülfen ein: 
nehmen Fönnen, da der Zweck der Gewaltthat gleichgültig, 
und Demnach der Thatbeftand derfelben in feinem ganzen 
Umfange den Richter zum Urheber Hat. — Anders ift eg, 
wo die nur bei beweglichem Gute denkbare Verheimlichung 
der Handlung ihreg Widerfpruch mit dem Rechte des In⸗ 
baberd auf Unterlaffung von Gewalt ausfchließt, indem 
fie fih Hier blos in der Sphäre des Vermögensintereffe 
bewegt 7), und zum Thatbeftande eines Verbrechens den 
Zweck der Förderung eines eignen Vermögensintereffe des 
Uchebers fordert. Hier würde die mit dem Bewußtſeyn 
von der Eigenſchaft der Handlung diefelbe in ihrem In⸗ 
tereffe beantragende Partei fich zum Urheber des Diebftahls 
machen und der Richter einer Beihülfe zu demfelben fchul: 
dig ſeyn ®). Eigner Diebftahl des Richters wuͤrde dahin: 
gegen immer erfordern, daf er irgend einen eignen Mugen 
bezweckt habe; Zwangsanwendung gegen die Perfon aber 


6) L. 3. $.2. D. ad leg. Jul. de vi privata 43. 8: „Sed si 
nulli convocati, nullique pulaati sunt, per injuriam ta- 
men ex bonis alienis quid ablatum sit: hac lege teneri 
eum qui id fecerit.” Bol. L. 3. $. 1. D. quod metus 
causa etc. 


7) Es iſt eine charafteriftifche Verfchicdenheit zwifchen Gewalt 
und Diebftahl, daß jene unmittelbar gegen das Naturrecht, 
diefer gegen das Wermögensrecht verftößt. 


8) Wal. oben $.7. 


1 
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immer das crimen vis begründen ®), und, wenn aufe 
diefem Falle feine Veränderung eines factifehen Zuftandes 
unternommen worden, die Verfügung gleich den prozef: 
leitenden zu beurtheilen feyn. Ä 


(Beſchluß im nächften Hefte.) 





9) Als vis publica fcheint diefe Handlung in L. 7. D. ad lex, 
Jul. de vi publica nur deshalb betrachtet zu ſeyn, weil fie 
in den dort genannten Fällen gegen Las befondere Statusrecht 
des römifchen Bürgers verſtieß; und ihre Stellung unter das 
Nepetundengefeb (L 7. 8. 3. D. de lege Julia repetund. 48. 
11) rechtfertigt es noch nicht, daraus ein befonderes Verbre⸗ 
chen des Mifbrauhs der AUmtegewalt (z. B. Zeuerbad 
a. a. D. 8.479) zu machen; da unter das Repetundengeſet 
überhaupt alle während der Amtszeit begangenen Verletzungen 
fielen. Nach Bad. Strafgef. $. 671 würde bier öffentliche Ers 
preffung vorliegen, eben fo, wie wens die Zwangsanwen⸗ 
dung zum eignen Vortheile des Richters gefchehen wäre. 


Berihtigung. 


Jahrgang 1848 4. Heft S. 601. Note 1. 3. 12. leſe man: In: 
einandergreifen flatt: Sneinanderwerfen. 
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VI. 


Die Geſetzgebung 
über 


bie Vorunterſuchung 


in ihrem Verhältniß zu den geforderten 
Grundlagen des Strafprozeſſes. 


Von 
Mittermaier. 


(Fortſetzung des Aufſatzes Nr. XV. im Jahrgang 1848.) 


Die Moͤglichkeit einer Einrichtung der Vorunterſuchung, 
wenn ſie den gerechten Forderungen entſprechen ſoll, ergiebt 
ſich am beſten, wenn wir die Aufgabe feſtſtellen, welche 
jede Geſetzgebung uͤber Vorunterſuchung klar machen muß. 
Die wachſenden Klagen uͤber die lange Dauer der Vorunter⸗ 
ſuchungen, über die unnoͤthigen Quaͤlereien, die den An⸗ 
geſchuldigten in dieſer Unterſuchung druͤcken, mahnen dazu, 
Archiv d. Gr. A. 1828, 11. &t. N 
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nicht länger das Werk zu verfchieben, vielmehr raſch da zu 
helfen, wo die Hulfe am nothmendigften if. Mit allen 
noch fo guten Anordnungen des öffentlichen mündlichen 
Verfahrens ift nur wenig gewonnen, wenn nicht die Ge: 
feggebung über die Vorunterfuchung verbeffert wird, die 
am längften dauert und ihrer Natur nach ſchwere Be: 
druͤckungen des Angefchuldigten veranlaßt, weil der Unter: 
fuhungsrichter oft felbft aus der beſten Abfiht, die Wahr: 
heit auszumitteln, leicht dazu fommt, von Mitteln Ge: 
brauch zu machen, welche die perfönliche Freiheit empfind: 
lich verlegen. Wir geben zwar zu, daß in der mündfichen 
Öffentlichen Verhandlung eine wichtige Einrichtung fiegt, 
toelhe den Mißbraͤuchen der VBorunterfuchung vorbeugen, 
und zu bemirfen im Stande ift, dag unter gewiſſen Be 
fhränfungen die Ergebniffe der Vorunterſuchung eine 
Grundlage der Urtheilsfällung werden koͤnnen. Wir be 
trachten nämlich die mündliche öffentliche Berhantlung *) 
als eine Laͤuterung der Vorunterfuchung in fofern, als die 
in der letztern etwa vorgenommenen Unregelmäßigfeiten 
oder Mißbräuche in der mündlichen Verhandlung an den 
Tag fommen, der Angeflagte und feine Vertheidiger Ge: 
fegtwidrigfeiten der Beamten der Vorunterfuchungen vor: 
bringen, Einwendungen gegen Aufzeichnungen geltend 
machen, die Zeugen durch Fragen zur Angabe der Wahr: 
heit nöthigen, und fo bewirfen kann, daf das fonft unter 
öffentlichem Glauben Aufgezeichnete feinen fhädlichen Ein: 
fluß verlieren, während dann, wenn Feine Erinnerungen 


1) Ueber die von uns im 4. Hefte (1848) ©. 604. angegebenen 
Mängel der Vorunterfuchung nach den neueften deutfchen Ger 
fegbüchern erklärt fih auch im ähnlichen Sinne Geib, die 
Meform des deutichen Nechtslebens ©. 106. Go lange man 
nicht das Audienzverfahren als die Hauptfahe, fondern nur 
etwa wie ein Nefume des Worverfahrens und als Art von 
Schaufpiel betrachtet, werden wir nicht die gerechten Forderuns 
gen der Umgeflaltung befriedigen können. 
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in der öffentichlen Sigung dagegen erhoben werden, die 
Aufzeichnung an Kraft gewinnt. Wir wollen vorerft die 
Aufgabe feftftellen, welche der Geſetzgeber in Beziehung 
auf die Einrichtung der Vorunterſuchung ſich klar machen 
muß, und dann die Richtungen der Gefergebung bezeichnen ?). 

1) Es muß dafür geforgt werden, daf der leichtfinnigen 
Eröffnung der VBorunterfuchungen vorgebeugt werde. 

2) Die Stellung des Unterfuchungsrichtere muß eine 
folche feyn, daß er unparteiifch Handeln und nur feine 
richterfihe Thätigkeit entroicheln Fann, ohne zugleich 
als Anklaͤger Handeln zu müffen. 

3) Es muß geforgt werden, daß bei Eröffnung der Un: 
terfuhungen nicht eine der Entdeckung der Wahrheit 
nachtheilige Verzögerung dadurch eintrete, daß die Thaͤ⸗ 
tigfeit der Beamten in Beziehung auf die nothwendige 
fchleunige Ausmittelung wichtiger Thatſachen gelähmt 
und erft von dem Antrage des öffentlichen Anflägers abs 
hängig gemacht werde. 

4) Die Stellung des Staatsanmwalts in Straffachen muß 
eine folhe feyn, daß er die Intereffen der bürgerlichen 
Geſellſchaft in Beziehung auf die Verfolgung ftrafbarer 
Handlungen vertreten, die Handlungen vornehmen kann, 
welche nöthig find, um feine Ueberzeugung zu begrün: 
den, ob er die Anklage ftellen will, daß er über den 
Gang der Unterfuchung Auffiht Halten, die Ihm nöthia 
fheinenden Anträge auf Vornahme gewiſſer Unterfu: 
bungshandlungen ftellen Fann, ohne die felbftftändige 
Thätigfeit des Unterfuchungsrichters hindern zu Fönnen, 
und ohne die Befugnig zur Vornahme von Handlungen 
zu erhalten, welche vichterlicher Natur find. 

5) In dem Gange der Borunterfuhung müffen Abftus 
fungen gemacht werden, fo daß die Hortfegung der Vor: 


2) Ueber das Weſen der Vorunterſuchung f- Diener Abhandl. 
aus dem Gebiete der Rechtsgeſchichte Th. 38 . 96. 
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unterfuchung gegen eine Perfon in der Richtung, daß 
diefe als Angefchultigtee behandelt wird, eben fo mie 
die Vornahme drüchender Unterfuchungshandlungen 
gegen den Angejchuldigten nicht blos von dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter, fontern von der Entfcheidung eines 
Gerichts abhängig gemacht wird. 

6) Es bedarf einer Einrichtung, durch welche Vorſorge 
getroffen wird, daß Unterfuchungen, welche voraus: 
ſichtlich nicht zum Ziele führen, rechtzeitig abgefchnitten 
werden. 

7) Die Anwendung des drüdenden Mitteld der Verhaf- 
tung muß möglichft im Zufammenhange mit dem Gefeße 
über Echuß der perfönlichen Freiheit befchränft und die 
Geftattung der Abtoendung dur Sicherheitsleiftung 
erleichtert werden. 


8) Es bedarf einer gefeglichen Anordnung, durch welche 
dem Angefehuldigten ſchon in der Borunterfuchung die 
Möglichkeit gefichert ift, bei der Erhebung der Beweiſe 
z. B. Vernehmung der Zeugen gegenwärtig zu ſeyn, 
Fragen zu ftellen und des Raths des Bertheidigers fich 
zu bedienen. 


9) Die VBernehmungen mit den Angefchuftigten in der 
Borunterfuhung müffen auf offene Vorlegung der Ans 
fhuldigungsgründe berechnet feyn, fo daß der Ange: 
ſchuldigte fogleich die Punkte erfährt, deren er befchul- 
digt ift und auf ihre Widerlegung feine Bertheidigung 
zu richten im Stande ift. 


10) Es muß geforgt werden, daß die Vorunterfuchung 
nicht über die Gebühr verlängert werde, und der Ange: 
ſchuldigte bald fein Schiefal, ob und wegen welcher 
DBerbrechen er als Angeflagter vor Gericht geftellt wer⸗ 
den foll, erfährt. Ä 
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Wir prüfen nun, in wiefern durch die verfchiedenen 
Gefeggebungen, insbefondere auch durch die neueften Ge- 
feßgebungswerfe für eine zweckmaͤßige Durchführung jeder 
der bisher aufgeftellten Rückfihten geforgt ift. 

1. Bergleiht man die große Zahl von Unterfuchungen, 
welche vorzüglich in Ländern vorkommt, in denen der Un: 
terfuchungsprozeß zum Grunde liegt, fo deutet diefe Erz 
fheinung auf eine große Uebereilung, mit welcher viele 
Beamte Unterfuchungen beginnen. Wir willen zwar wohl, 
daß auch bei dem beften Willen der Unterfuchungsrichter 
nah der Natur der Berhältniffe oft in die Lage kommt 
Unterfuhungen zu beginnen, welche fpäter als unnöthig 
fih zeigen. Todesfälle auffallender Art, Bei welchen fich 
nicht fogleich herftellen läßt, ob Eelbftmord, Krankheit, 
ein Unglüchöfall oder ein Verbrechen den Tod verurfachten, 
veranlaffen eben fo oft Unterfuchungen , als Anzeigen, die 
in der erften Aufwallung oder aus Irrthum 2) erhoben, 
eine beftimmte Perſon eines Verbrechens, 3. B. Diebftahle, 
Betrugs u. A. befchuldign. — Der Unterſuchungs⸗ 
beamte ift hier ſchuldig, einzufchreiten, um den Thatbe⸗ 
fland hHerzuftellen und die angegebenen Spuren zu prüfen, 
Weit öfter aber ift die Einleitung grundlofer Unterfuchungen 
der Mebereilung oder der moralifhen Schwaͤche des Unter: 
fuhungsbeamten zuzufchreiben. In einer Reihe von Faͤl⸗ 
len liegt die Urfache in dem Mangel tüchtiger ftrafrecht- 
liher Kenntniffe, indem der Unterfuchungdrichter Hands 
lungen, auf welche die Anzeige gerichtet wird, aus Str: 
thum als ftrafbare anficht, wo der verftandige Sriminalift 
fogleich ihre Straflofigkeit eingefehen haben würde. Wie 
oft wird 3. B. eine Handlung, vie vielleicht moralifch 


3) Wie oft wird Jemand, wenn eine Sache im Haufe verloren 
gebt, zu dem Glauben verleitet, daß fie neftohlen fen; mie oft 
befchuldigen in folchen Fällen grundlos Dienftherrichaften ihre 
Dienfiboten verübter Diebftähle ! 
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tadelnswerth, oder eine civilrechtlich klagbare ift, aber 
nicht unter ein Strafgefeg geftellt werden kann, ale Betrug, 
Selbfthülfe, als Erpreffung, als Unterfchlagung betrach- 
tet. Wer weiß nicht, mie eben bei diefen Vergehen das 
Erlaubte und Strafbare auf fchmaler Gränze liegt! Noch 
mehr fommen grundlofe Unterfuchungen bei politifchen Ber: 
gehen vor. Die in unferen Etrafgefegbücern befindlichen 
Strafdrohungen, 3. B. wegen Aufrelzung zum Haß gegen 
die Regierung u. A., find freilich (häufig abfichtlich) fo 
unbeftimmt gefaßt, Daß es leicht wird, irgend eine im 
Seuer der Rede ftarf aufgetragene Aeußerung, welche‘ 
die beftehenden politifchen Zuftände ſchildert, unter das 
Strafgefeg zu ftellen. Die Strafgefege über Hochverrath 
und Meajeftätsbeleidigung boten von jeher eine willkom⸗ 
mene Gelegenheit dar, auch die unfchuldigften Handlungen 
unter dem Titel jener Verbrechen zu verfolgen. Gelangen 
nun von dienftfertigen Unterbeamten oder von aͤngſt⸗ 
lichen Bürgern Anzeigen folcher Aeußerungen an den Ber 
amten, oder fordert die oberfte Dienftbehörde, die in ihrer 
falfhen Stellung die Volföfreiheiten verfolgt oder jede 
Aeußerung der Freiheit mit Mißtrauen betrachtet, die Eins 
leitung einer Unterfuchung, fo bedarf es einer großen Un: 
abhangigfeit, die durch feine Zumuthung fi) irre machen 
läßt, es bedarf eines ausgebildeten juriftifhen Sinnes, 
der das Gefeg verftändig auslegt, und eines richtigen poll: 
tifhen Taktes, welcher die Intereſſen der buͤrgerlichen Ord⸗ 
nung mit denen der Freiheit gehörig zu verbinden und die 
Gränze zwiſchen Recht und Unrecht in Beziehung auf poli⸗ 
tifche Freiheit zu mürdigen weiß. Fehlt e8 an diefen 
Eigenfchaften, fo ift die Gefahr, daß feichtfinnig grund: 
loſe Unterfuchungen wegen politifher Vergehen eingeleitet 
werden, um jo größer, je mehr eine große Zahl der Unter; 
fu hungsrichter aus jüngeren Beamten befteht, welche 
durch die Ruͤckſicht auf Vorruͤcken im Dienfte leicht be: 


zu den Grundlagen des Strafprozeſſes. 183 


fimmt werden Fönnen, durch Beweiſe eines übertriebenen 
Dienfteifers die Gunft ihrer Vorgeſetzten zu eriverben. 
Eine Schugmwehr gegen die feichtfinnige Eröffnung 
von Unterfuchungen liegt zunachft in der tüchtigen juriſti⸗ 
ſchen Bildung, in der Charafterfeftigfeit, in dem richti⸗ 
gen politifhen Sinne der Beamten, melchen die Einleitung 
der Vorunterfüchungen anvertraut ift, und in einer mögs 
fichft geficherten unabhängigen Stellung derfetben. Bars 
aus erftärt fih auch, warum die Einrichtung verderblich 
ift, nach welcher in vielen deutichen Staaten die Stellen 
der Unterfuchungsbeamten jungen Männern übertragen 
find, welche ihre juriftifche Laufbahn erft beginnen und in 
manchen Ländern um fo abhängiger geftellt find, je mehr 
dort die Beanıten in den erften 5 Jahren Feinen Anfpruch 
auf Unentfeßbarfeit haben, und fo beftändig in Angft leben 
müffer „ daß ihre freie ſelbſtſtaͤndige Sefinnung den Machts 
habern ein Anſtoß feyn wird. As Schutzmittel gegen 
eichtfinnig eingeleitete Unterfuchungen ftellt man oft 1) die 
Einrichtung auf, daß nach den Srundfägen des Anflages 
verfahrens nur eingefchritten roird , wenn eine Privatperfon 
(deu Durch das Verbrechen Beſchaͤdigte, oder Jeder aus 
dem Volke) als Anfläger auftritt; 2) man empfiehlt die 
Anordnung, daß ein Öffentlicher Anfläger im Intereſſe der 
bürgerfihen Geſellſchaft Verbrechen verfolge. Auf der 
erften Einrichtung beruft der englifche Strafprogef. Wie 
geben zu, daß darin ein Schuß der Sreiheit liegt, weil 
nicht die Aengftlichfeit eines Beamten über die Einleitung 
der Unterfuchung entfcheidet „ meil der Privatmann „ ehe er 
fi zur Anklage entfchließt, forgfältiger prüft, um nicht 
den RachtHeilen und Gefahren fich ausſetzen, melde dens 
jenigen treffen, der eine Anklage nicht durchführen Bann. 
Die Erfahrung aber giebt der Einrichtung Fein günftiges 
Zeugniß. Auf einer Seite würde das Öffentliche Intereſſe 
tabei nur ſchlecht gefichert feyn, vorzüglich bei allen Ver: 
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gehen, -bei welchen nicht das Privatinterefie unmittelbar 
verleßt wird und Daher Privatperfonen feine Beranlaffung 
haben, als Anfläger aufzutreten. Gleichguͤltigkeit, Aengſt⸗ 
lichkeit, Beforgnig vor den Unbequemlichkeiten oder Nach⸗ 
theilen der Verfolgung einer Unterfuchung würden vegels 
mäßig zur Straflofigfeit einer großen Zahl der Bergehen 
führen, welche man gewöhnlich öffentliche nennt. Diefe 
Gefahr wäre um fo größer, je mehr die Sitte bei und 
gegen Denunciationen fih erklärt, und der öffentliche 
Einn, der bereit ift, felbft Opfer für das allgemeine Befte 
zu bringen, noch fehr unentwicelt if. Englands Erfah: 
rungen find hier belehrend und zeigen, daß die herrfchende 
Anficht mit Anpreifung des fchottifchen Syſtems, in wels 
chem ein Öffentlicher Ankläger vorfommt *), immer dringens 
der die Aufftellung eines öffentlichen Anflägers verlangt, 
der im öffentlichen Intereſſe Verbrechen verfolgt °), und 
daß man die beftehende Lücke duch Bildung von Vereinen 
auszufüllen fucht, welche fih die Verfolgung gemwiffer Ver: 
gehen, 3. B. Pferdediebftähle, durch befonders von dem 
Vereine befoldete Anwälte zuc Aufgabe machen, während 
in einzelnen Städten Englands der Gemeinderath Advofas 
ten aufftellt 8), welche al8 öffentliche Anfläger Verbrechen 
au verfolgen haben. Nicht unbeachtet darf aber auch 
eine andere Erfahrung bleiben, bei denjenigen Vergehen, 
die als fogenannte Privatverbrechen bezeichnet werden, 
welche daher Privatperfonen verletzen, würde das verlegte 


4) Nachweiſungen in meinem Strafverfahren Th. IL. ©. 154. 


5) ©. Nachweiſungen in meinem Strafverfahren Th. II. ©. 153 
Not. 1. Auch in dem neueften Report from the committee of 
the house of Lords, to whom was referred the Bill for 
the further amendment of the administr. of criminal law 
erklären fi die 15 Richter für die Aufftellung eines public 
prosecutors,. 


6) Anhang zum eight Report on criminal law. 
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Intereſſe freilich am erften die Befchädigten oder ihre Ans 
gehörigen antreiben, die Vergehen bei Gericht zu verfol- 
gen. Hier aber ift eben der Einfluß der Leidenfchaften, 
weiche bei den Befchädigten aufgeregt werden, am meiften 
zu fücchten. Diefe Leidenfchaften hindern die ruhige Prüs 
fung der BVerhältniffe und veranlaffen voreilige Anklagen 
bei Gericht oder Uebertreibungen inden Angaben. Wir finden 
den ſtaͤrkſten Beweis unferer Behauptung in der Erfahrung 
Frankreichs. Bei den Zuchtpolizeigerichten Fann namlich 
der beſchaͤdigte Privatmann auch ohne Dazwifchenfunft des 
Staatsanwalts die Borladung des Befchuldigten in die 
öffentliche Sigung bewirken, und die Anklage vor Gericht 
betreiben. Nach den ftatiftifchen Tafeln wurden nun im 
% 1846 in Frankreich von den 12210 Angefchuldigten, 
welche nur auf Betreiben eines befchädigten Privatmanne 
vor Gericht geftellt wurden, 5385 freigefprochen, wäh: 
rend von 101483 auf Betreiben der Staatsbehörde vor 
Bericht Geftellten nur 14702 freigefprochen wurden. Won 
den auf Betreiben der Verwaltung oder öffentlichen Anftal- 
ten vor Gericht Seftellten 93783 Angefchuldigten wurden 
3390 freigefprochen. Es ergiebt fi, daß bei den von 
dee Staatöbehörde Verfolgten 9 von 100, bei den von 
Privatperfonen Angefchuldigten 36, und von den durch 
Berwaltungsbehörden Verfolgten nur 3 von 100 freigefpro: 
hen wurden. Die eigenthümliche Erfcheinung der legten 
Art erklärt fih daraus, daß bei den auf Betreiben öffent: 
liher Anftalten oder der Berwaltungsbehörden (3.8. Poftz, 
Zoll⸗, Eteuerbehörden) verfolgten Verbrechen das Protofoll 
als Öffentliche Urfunde vollen Beweis macht und daher die 
Berurtheilung ficher erfolgt, fobald das Protofoll vor: 
liegt, gegen welches nur der Beweis der Falfhung zuläf: 
ſig iſt. Wichtig ift aber, daß weit mehr Angefehuldigte, 
die auf Betreiben der Privatbefchädigten verfolgt waren, 
loßgefprochen wurden, im Gegenfage derjenigen , welche die 
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Staatöbehörde verfolgte Die Urfache der Erfcheinung 
fann nur darin gefucht werden , daß Häufig die wild em: 
pörte Leidenſchaft der Verletzten grundlofe oder uͤbertrie⸗ 
bene Anfchuldigungen veranlaft. Daraus erflärt ſich, 
warum man fi) in der neueften Zeit energifch in England 
gegen die Verfolgung der Anflagen durch Privatanfläger 
ausfpricht 7). 

Wir finden nur einen ficheren Weg in Beziehung auf 
die Eröffnung der Unterfuchungen, die Intereſſen der bürs 
gerlihen Sefellfehaft mit denen des Schuges der Bürger 
gegen leichtfinnige Unterfuhungen zu verbinden, in ber 
Aufftellung Öffentlicher Ankläger, von deren Antrage allein 
die Einleitung einer Unterfuhung abhängig gemacht wird. 
Alles kommt darauf an, für eine folhe Etelfung diefes 
Beamten zu forgen, bei welcher die Gefahren befeitigt 
werden, welche leicht mit dem Amte eines folchen verbun: 
den ſeyn fonnen. Wir werden unter Nr. 4. das Verhält: 
niß näher prüfen. 

II. Als unverträglih mit den gerechten Forderungen 
bürgerlicher Sreiheit muß die Beibehaltung der bisherigen 
deutfchen Einrichtung erfannt werden, nach welcher der 
Unterfuchungsbeamte von Amts wegen Unterfuchungen ein» 
feitet und fortfuͤhrt. Wir gehören nicht zu denjenigen, 
welche jeden Mißgriff oder eine tadelnswerthe Hand: 
lung eines Beamten auf Rechnung des böfen Willens defs 


7) Eight Report of her Majesty’s Commissioners on eriminak 
law 1846, Appendix p. 363. „On the one hand the ac- 
cusatorial duties are too often, conducted in the worst 
spirit, and criminal courts become subservient to the 
purposes of passionate, vindictive personal animosityz 
on the other the most notorions offenders not unfre- 
quentiy escape conviction from the iguorance, unwilling- 
ness or negligence of the party injured; or the ardoar 
of the prosecutor is cooled and the interest of the public 
betrayed by the secret offer of some pecuniary recom- 
peuse.” 
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felben ſchreiben; wir wiffen, daß der Amtseifer ein ges 
fährlicher Verſucher iſt, der auch den Redlichſten Irre leiten 
fann: wir behaupten aber, daß die Zmangslage, in 
weicher der Unterfuchungsbeamte fich befindet, wenn es 
nur ven ihm abhängt, ob eine Unterfuchung eingeleitet 
werden foll, eine folche ift, dag fie die ruhige Prüfung 
und den dazu faffenden Entfchluß frre leiten Fann. Es ift 
begreiflich, daß der Beamte, (je jünger er ift, defto mehr 
wird auf ihm der Wunfch einwirken, daß er als ein tüchs 
tiger, eifriger Beamter von feinen Dberbehörden betrach⸗ 
tet werde,) den Vorwurf befeitigen will, daß er die In⸗ 
tereſſen der bürgerlichen Gefellfehaft in Beziehung auf Ber: 
folgung von Verbrechen unbeachtet gelaffen Habe; er wird 
daher lieber zuviel, ald zu wenig thun, und daher mans 
her Anzeige, die von öffentlichen Dieneen oder Privatpers 
fonen Ihm zufommt, Gehör ſchenken, da häufig folche 
Anzeigen mit Uebertreibungen, welche den Glauben ers 
wecken koͤnnen, daß ein Verbrechen verübt fey, an das 
Bericht gelangen. In aufgeregten Zeiten, two politifche 
Parteien einander gegenüberftehen, wo das Minifterilum 
einee Partei angehört, ift die Gefahr noch größer, daß- 
bei allen Anzeigen von Handlungen, die mit politifchen 
Bergehen zufammenhängen Fönnen, der Unterfuchungss 
beamte zu weit geht und zuviel einfchreitet, weil er weiß, 
wie die Nichtbeachtung der Anzeige leicht als Begünftigung 
der Bemwegungspartei betrachtet wird und den Beamten in 
Berlegenheiten bringen kann. Selbft bei dem beften Wil: 
len überfchäßt Teicht der Beamte die Bedeutung folcher Anz 
jeigen. Aber auch beit anderen nicht mit politifchen Vers 
brechen zufammenhängenden Anzeigen ift die Gefahr da, 
daß der Unterfuchungsrichter grundloſe Unterfuchungen eins 
leiten werde, teil entweder die Anzeige durch das Gewicht 
des Anzeigenden (wenn z. B. ein hochgeftelltee, in der 
Stadt fehr angefehener Mann die Anzeige machte) ihn ber 
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fiimmt, oder er nicht In der Rage iſt, zu prüfen, ob die 
Handlung, wenn fie völlig gegriintet wäre, eine fteafbare 
ſeyn wurde. Insbeſondere lehrt die Erfahrung, daß in Bes 
ziehung auf Diebftahl, Betrug, Unterfhlagung, Erpreffung, 
häufig Unterfuchungen eingeleitet werden, weil der Beamte 
in dee Handlung ein Verbrechen findet, während der unbe: 
fangene mit den wahren Grundfägen des Strafrechts befs 
fer vertraute Juriſt darin nur eine höchftend civilrechtlich 
zu ahndende Lebervortheilung erfennt. Weit befjec wird 
die Stellung des Unterfuchungsrichterg, wenn cr unpars 
teiifh an ihn geftellte Anträge auf Einleitung einer Uns 
terfuchung zu prüfen hat und wenn jener Stellung die Pruͤ⸗ 
fung eines Beamten vorausging, melcher nur das öffent: 
liche Intereſſe verfolgt und in der Lage ift, zu unterfuchen, 
wie weit das Intereſſe eine ftrafrechtliche Unterfuchung for: 
dert. Tritt dies ein, fo ift die Stellung des LUnterfu: 
chungsbeamten die eines unparteiifchen Richters, und die 
Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft find ebenfo wie die 
der individuellen Sreiheit gewahrt, teil jeder Einleitung 
einer VBorunterfuchung eine zweifache Prüfung, die des oͤf⸗ 
fentlichen Anflägers und die des Unterfuchungsrichters, vor— 
hergeht. Darauf beruht die Einrichtung des franzöfifchen 
Verfahrens, und in den Vorlagen der neueften deutfchen Ge⸗ 
feßgebung iſt wenigſtens der Werth diefer Einrichtung denn 
Grundfage nach anerfannt, obwohl noch immer theils Ans 
hänglichkeit an das bisherige Verfahren, theils die Schwies 
tigkeit, vafch die nothiwendige Umgeftaltung der Berichtes 
verfaffung zu bewirken, auf Halbheit beruhende Einrichtuns 
gen erzeugt, die wir nur ald Uebergänge zum Befleren vors 
läufig betrachten wollen. — Die Badifche Strafprozgeßs 
ordnung von 1845 8) ftellt den Grundfag auf, daß der 


— nn — — 


8) 8. 41 vol. mit 8. 54. 55. Biener, in der oben in 
Pot. 2 bemerkten Schrift ©. 96, zeigt ganz richtig, wie ver⸗ 





zu den Grundlagen des Strafprogeffes. 189 


Staatsanwalt alle Verbrechen zu verfolgen Hat und der Un⸗ 
terfuchungsrichter nur auf Antrag des St. A. einfchreitet, — 
Das k. Baierifche Geſetz v. 10. Nov. 1848 $. 23 er- 
kennt gleichfalls den Grundſatz an, daß der Staatsanwalt 
über die ftrafbaren Handlungen, von denen er Kenntniß er: 
halt, Hei dem zuftändigen Richter Unterfuchung beantragen 
kann, und daß der Staatsanwalt der eigentliche Öffentliche 
Ankläger iſt; da jedoch die folgerichtige Durchführung 
diefee Einrichtung nur möglich ift, wenn die Vorunter- 
ſuchung ausſchließlich den Kreisgerichten uͤberwieſen ift , bei 
welchen Staatsanwälte angeftellt werden, fo ift vorläufig 
beftimmt 9), daf die VBorunterfuchung nach ben Vorfchrif: 
ten des bisherigen Strafgeſetzbuchs (mit gewiſſen Abände- 
tungen) zu führen fey!®). — Das koͤnigl. Saͤchſiſche 
Gefeg vom 18. Nov. 1848 über die proviforifhe Eins 
richtung des Strafverfahrens ſtellt $. 2 — 9 die Grundfäge 
auf, daß die ftrafrechtlihe Verfolgung der Vergehen (auf 
melche fich vorläufig dies Geſetz bezicht) dem Staatsanwalte 
zuftehe ; eine Inſtruction an die Staatsanwälte vom 23. Nov. 
1848 hebt den Sefichtspunft hervor, daß von nun an der 
Staatsbehoͤrde es zuftehe, im Namen des Staats Flagend 
gegen Webertreter der Strafgeſetze einzufchreiten. Ueber 
die Graͤnze ihrer Aufgabe fpricht die Auftruction aus: 
„Indem die Staatsanwaltfchaft nur dazu beſtimmt ift, 
um gegen die Uebertreter der Geſetze einzufchreiten,, hat fie 
nicht allein fich nicht einzumifchen in die Handlungen der 
Bürger, die feine Verlegung des Geſetzes enthalten, fons 


fhteden die neuen Geſetzgebungen die Vorunterſuchung auffafs 
fen; Die badifhe Str. Pr. DO. ift mehr der inquifitorifche, in 
dem preußifchen Gefege mehr der accufatorifhe Standpunkt 
sum Grunde gelegt. 

9) Sefeg vom 10. Nov. 1848. $. 35. 


10) Ueber die Gründe, v. Scheuer! erläuternde Anmerkungen 
zur neuen Strafprozeßordnung ©. 4. ©. 36. 
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deen fie hat fogar, weil auch die Verfolgung gefeklich 
Schuldloſer den Rechts = und Friedenszuftand der Staates 
geſellſchaft ftört und gegen den Willen der legteren ver: 
ftögt, mit gleiher Geriffenhaftigfeit der Unfchuld zu 
ihrem Rechte zu verhelfen und den dahin führenden Weg 
nicht zu verfperren.” — Das Kucheffifche Gefeg über 
Umbildung des Etrafverfahrens 1) ftellt den Grundfag 
auf ($. 1), daß jedes ftrafgerichtliche Verfahren der Mit: 
wirfung eines Öffentlichen Anflägers bedürfe, daß diefer 
fetoft bei einfachen Privatbeleidigungen, bei welchen nur 
ein Verfahren eintritt, wenn der DBeleidigte als Privat: . 
anfläger auftritt, den Privatfläger unterftügen fann, und 
in Anfehung der öffentlichen Strafe gehört werden muß. 
Das Geſetz ($. 10) giebt ihm das Recht, jederzeit, auch 
in der mündlichen Gerichtsverhandlung, die Anklage zu: 
rüchzunehmen, fo lange ein endliches Erfenntniß nicht er: 
gangen if. Nach $. 147 follen die Öffentlichen Anfläger 
die an fie gelangenden Anzeigen beruhen faflen, fobald in 
der angezeigten Handlung ein Vergehen oder ein erheblicher 
Verdacht gegen eine beftimmte Perfon ald Thäter nicht 
vorliegt, oder gegen diefen ein Strafverfahren nicht eröffs 
net werden kann. In Fällen, in welchen ein ſchwurge⸗ 
richtlich zu beftrafendes Vergehen vorliegt, hat er die Thäs 
tigfeit des Inſtructionsrichters zu veranlaffen ($. 150). — 
Das Preußiſche Geſetz v. 3. Januar 1849 fpricht aus 
($.1), daß bei Einleitung und Fuͤhrung der Unterfuchuns 
gen wegen einer Gefegesubertretung nur auf Anklage eins 
zufchreiten ift, daß ein Staatsanwalt beftellt wird, deffen 
Beruf es iſt, bei Verbrechen die Ermittelung der Thäter 
herbeizuführen und diefelben vor Gericht zu verfolgen ($. 2). 
Der Staatsanwalt hat darüber zu wachen (9. 6), daß bei 
den Strafverfahren den gefeglihen Vorfchriften überall 
genügt und Niemand fchuldlos verfolgt werde. Wenn bei 
11) vom 31. Det. 1848, 
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f&weren Verbrechen ($. 38) der Staatsanwalt zur Be: 
gruͤndung oder Bervoliftändigung der Anklage eine gericht: 
fihe Vorunterfuchung für nöthig hält, fo hat auf fels 
nen Antrag das Gericht einen Unterfuchungerichter zu 
ernennen. 

Der koͤnigl. Hannoverſche Entwurf eines 
Sefeges über Gerichtsverfaffung beſtimmt ($. 53), daß bei 
jedem Dbergerichte und dem Dbrrappellationggerichte eine 
Staatsanmwaltfchaft beftehe, welche auch die Polizeiz und 
Criminalvergehen zu erforfchen und gerichtlich zu verfolgen 
hat; die Motive (S. 29) erklären, daß die einzelnen 
&unctionen und die Einrichtung der Anftalt, die fi in 
Frankreich und am Rhein völlig durch Erfahrung bewährt 
babe, feinem Bedenfen unterliege. Nach dem Geſetzes⸗ 
enttourfe über Verfahren vor den Echwurgerichten (megen 
Dreßs und politifcher Prozeffe) beginnt die Thätigkeit der 
Etaatsanwaltfchaft erft mit der Entwerfung der Anflages 
ſchrift. Das Verfahren in der Vorunterſuchung ift vor: 
läufig noch nicht gefeglich geordnet, und nur die Motive 
(S.5) machen aufmerffam, daß die Fünftige Vorunters 
fuhung nach dem zum Grunde liegenden Charafter des Ans 
klageprozeſſes und der Mündlichkeit einen weit befchränftes 
ren Kreis der Thätigfeit Habe, als bisher. — Nach dem 
Entwurfe über Einführung des mündlichen und öffentlichen 
Strafverfahrend mit Schwurgerichten In Naffau "?) 
ft ($. 47) dem Staatsanwalt zur Pfliht gemacht, alle 
Im Intereſſe des Staats liegenden, durch feine Stelle be: 
dingten Gefchäfte vorzunehmen, und zu dem Ende alle 
hiernach nothwendigen Anträge an die Aemter, die Unter; 
fuhungsrichter , den Anflagefenat und den Gerichtshof zu 
fielen. Der Staatsanwalt hat ($. 48) alle zu feiner 


12) Wir führen den Entwurf nach der bei der erſten Lefung von 
der Kammer beichlofienen Zaflung an. 
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Kenntnig fommenden, die Einleitung einer Unterfuchung 
begrundenden Epuren eines beganaenen Verbrechens dem zur 
Entdeckung der Unterfuhung zuftäntigen Juſtizamte unter 
Angabe der Duelle feiner Wiſſenſchaft mitzutheilen. 


Sn dem Entwurfe einee Etrafprogegordnung 
für Würtemberg ift zunaͤchſt die Regelung des Vers 
fahrens vor den Echmurgerichten beabſichtigt. Da die 
neue Gerichts verfaſſung nech nicht eingeführt ift, fo Fonnte 
auch der Staatsanwaltſchaft noch nicht Lie Richtung ges 
geben werden, welche ihre Fünftig eigenthümlich feyn- muß, 
fo daß der Entwurf ($. 6) ausfpricht, daß die Vorunters 
fuhung nach den Beftimmungen der jegigen Strafprogeßs 
ordnung zu führen ift, der Staatsanwalt von der Eroͤff⸗ 
nung einer Unterfuchung aber benachrichtigt werden mug 9), 
feine Duuptthätigfeit aber erft beginnt, wenn ihm die 
Acten der gefchloffenen Vorunterſuchung mitgethellt wor⸗ 
den find. 


Genauer find die Gefchäfte des Staatsanmwalts in 
dem Braunſchweigiſchen Entwurfe einer Straf: 
prozeßordnung genrdnet. Schon $. 1 fpricht aus, daß 
nur auf Antrag eines Öffentlichen Anflägers in Strafſachen 
ein Verfahren eingeleitet werden fol. Nach $. 3 liegt den 
Anflägern ob: die Einleitung und gerichtliche Verfolgung 
der Verbrechen, die Auffiht, daß bei dem Strafverfah: 
ven die gefeglihen Vorfchriften beobachtet, Schuldlofe nicht 
verfolgt, Schuldige der verdienten Strafe nicht entzogen 
werden 1%), 


Dee Entwurf einer Etrafprozefordnung für Mei: 
ningen ftellt den Srundfag auf ($. 10), daß die Bor: 


— — — 


13) Nach 8.7 iſt bei den von Amts wegen zu verfolgenden Preß⸗ 
vergehen die Klage des Staatsanwalts abzuwarten. 

14) Die näheren Vorſchriften über die Einzelnheiten dee Geſchäfte 
der Staatsanwälte werden in dem Entwurfe mitgetheilt. 
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unterfuchung *°) nur auf Antrag eines Staatsanwalts ers 
Öffnet werde. Das Amtsverhältnig der Staatsanwälte 
ift genauere in $$. 53 —56 geordnet, mit der Hauptrichs 
tung, daß der Staatsanwalt in der Unterfuchung den durch 
das Verbrechen verlegten Staat vertritt, und darauf zu fes 
ben hat, daß die Unterfuchung den gefeßmäfßigen Gang 
einhalte, und daß alle zweckdienlichen Mittel benußt mer: 
ten. Nah $. 86 kann der Unterfuchungsrichter in der 
Regel Die Vorunterfuchung nicht eher beginnen, als der 
Staatsanwalt einen dahin zielenden Antrag geftellt hat 19), 
Auf ähnliche Weife ift auch das Verhältnig des Staatss 
anwalts und des Unterfuchungsrichterd in dem Entwurf der 
Strafprogeßordnung für die thüringifchen Staaten 17), und 
in dem von Leue in der erften Kammer der Nationalvers 
fammlung in. Berlin vorgelegten Entwurfe 1°) geregelt. 
II. Wenn toir forderten, daß in der Kegel eine ftrafrechts 
fihe Unterfuchung nur auf Antrag der Staatsbehörde ein⸗ 
geeitet werde, fo bedarf es auf der andern Seite einer 
Vorſchrift, welche ſagt, daß da, wo Gefahr auf dem 
Verzuge bei Bornahme gemwiffer Handlungen ſchwebt, unges 
fäumt die nöthigen gerichtlichen Schritte gefchehen, 3. B. 
Vernehmungen von Zeugen, Feſtnehmung und Befragung 
von Verdächtigen. Erwaͤgt man, daß in Zufunft größere 
Gerichtöbezirfe (von 60000, 80000 Seelen) gebildet und 
Eollegialgerichte eingerichtet werden, bei denen Unterfus 


15) Der $. 9 bezeichnet als Aufgabe der Borunterfuchung die Er⸗ 

 bebung des Thatbeſtandes, die Ermittelung des Thäters, die 
Erforfhung der zur Ueberführung oder Entlaffung des Unger . 
ſchuldigten dienenden Beweirmittel. Ion 

16) Die fehr genauen Beftimmungen Les Entwurfs über bie 
Hlichten Les Staatsanwalts in der Verunterfuhung ſollen in 
dem Berfolge des Aufſatzes angeführt werden. 

17) Entwurf der Strafprojeß:Drdn. für die Thüring. Staaten 
5. 73—78. 80. 

18) 8. 1— 19. Es wird fich unten eroeben, daß Hr. Leue dem 
Etraatsanwalte eine zu ausgedehnte Amtsthätigkeit anweiſt. 


Archip 2, Er. MR. 1849. II. Sb 
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chungsrichter und Staatsanwälte angeftellt find, fo würde 
große Zögerung entftehen, wenn nur auf Antrag des Staats: 
antvalts der Unterfuchungsrichter einfchreiten durfte. Wie 
oft wird an einem von dem Site des Bezirksgerichts 5 und 
noch mehr Etunden entfernten Drte ein Verbrechen verübt, 
deffen Verfolgung auf das fchleunigfte gefhehen muß! Der 
ſchwer Berwundete muß vernommen, Zeugen, welche ge 
genmwärtig waren, und vielleicht im Begriffe ftehen abzus 
reifen, müffen verhört, der Augenfchein am Orte der That 
muß vorgenommen, der von dem Befchädigten bezeichnete 
Thäter muß ſchleunig befragt und nach Umftänden feftges 
nommen werden. Kine Aufjchiebung diefer Handlungen, 
bis der Antrag von dem Staatsanwalte ergeht, würde Die 
Herftellung der Verbrechen vereiteln. Die franzöfifche Ges 
feggebung 19) Hat auf eine zweckmaͤßige Weife die Nach 
theile vermieden, und betrachtet die Polizeibeamten, die Srie- 
densrichter und die Unterfuchungsrichter als Beamte der ges 
richtlichen Polizei, welche die Aufgabe Hat), Verbrechen 
zu verfolgen, Beweiſe derfelben zu fammeln und die Thäs 
ter den Gerichten zu übergeben, welche mit der Beftrafung 
der Verbrechen beauftragt find. Das Ineinandergreifen 
der Thätigfeit der verfchiedenen Behörden ift auf folgende 
Weife geordnet. Während gefeglich (Code art. 22) der 
Grundfag gilt, daß der Staatsanwalt mit der Verfolgung 
der Verbrechen beauftragt ift, er daher die Anträge auf 
Verfolgung bei Gericht ftellt, ift 1) beftimmt *'), daß je 
der Sriedensrichter, Gensdarmerieoffizier, jeder Polizei⸗ 
beamte und Bürgermeifter die Anzeigen und Klagen wegen 


19) Ueber das Sneinandergreifen der verfchiedenen Beamten in 
der Worunterfuchung f. Daniels Grundfäße des rhein. u. franz. 
Strafverfahrens S. 87. 

20) Ueber das Berhältniß der l’action publique und der police 
Judiciaire f. Helie traite de l’instruction criminelle Vol. Il. 


p. 187. 
23) Code art. 48. 50. 
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Berbrechen aufnehmen und die Protofolle dem zuftändigen 
Etaatsanmwalte einfenden müffen. 2) In den Fällen des 
(fogenannten) flagrant delit dürfen diefe Beamten die Er⸗ 
Hörungen der Zeugen aufnehmen, Hausfuchungen und alle 
Handlungen vornehmen, welche nad) dem Gefege bei fla- 
grant delit der Staatsanwalt vornehmen kann 2%), 
3) Dee Unterfuchungsrichter, ungeachtet er in der Regel 
nur auf Antrag des Staatsanwalts einfchreitet, hat in 
Faͤllen des flagrant delit ohne Antrag des Staatsanwalt 
die Handlungen vorzunehmen, tele der Staatsanwalt 
bei lagrant delit vornehmen kann *). Der Grundfag, 
welcher alle diefe VBorfchriften durchdringt, ift der: in Säls 
im, in denen durch Einhaltung der Regel, daß nur der 
Staatsanwalt den Antrag auf Vornahme von Unterfuchungs: 
handlungen zu ftellen hat, Nachtheil für das öffentliche Ins 
tereſſe wegen der Zögerung entftehen wuͤrde, insbefondere in 
Faͤllen, im denen nach befondern Umftänden fogleich deinz 
gmde WBahrfcheinlichkeit eines verübten Verbrechens mit 
Richtung des Verdachtes gegen eine beftimmte Perfon bes 
geündet ift, die Beamten der gerichtlichen Polizei fogleich 
für ſich gewiſſe Unterfuchungshandlungen vornehmen koͤn⸗ 
nen, und auch der Staatsanwalt felbft die gefeliche Er⸗ 
mächtigung hiezu erhält. Der Code bezeichnet diefe Faͤlle 
mit dem fehon in der früheren Geſetzgebung *) üblichen 
Ausdeuche: flagrant delit. In Frankreich felbft iſt von 
alien freifinnigen Praktifern anerkannt, daß diefer Auss 
druck vorzüglich in dem Umfange, in welchem der Code 
von 1808 ihn auffaßt *), Feine Empfehlung verdient. 


22).Code art. 49. 

23) Code art. 59. 

A) Helie traite de l’instruction crim. I. p. 328. 

25) Es heift:im Art. 42: Le delit, qui se commet actuellement 
eu qui vient de se commettre, est un flagrant delit; se- 
ront aussi r&putes flagrants delits les cas: ou le prevenu 
esttrouvedeaisi d’ effets arınes, faisant instrumens ou papiera, 


O 2 
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Die Unbeftimmthelt des Ausdrucks: flagrant delit, 
bewirkt, daß der Staatsanwalt eine der Freiheit fehr ges 
fährlihe Stellung erhält 9). Wird in der Stadt, in wel: 
cher ein. Verbrechen verübt ift, durch das vielleicht von der Pos 
lizei felbft und durch Aeußerungen ihrer Diener veranlafte 
Gerücht ein Bürger als Urheber des Verbrechens befchul: 
digt, und will der Staatsanwalt, welcher eingefchritten ift, 
fih wegen feiner Voreiligkeit entfchuldigen, fo beruft er 
fih darauf, daß der Angefchuldigte Durch clameur pu- 
bligue 27) verfolgt worden fen, melched der Staatsanwalt 
als gleichbedeutend mit Gerücht auffaßt. Beliebt e8 dem 
Staatsanwalte eine Hausfuchung bei einer Perfon vorzus 
nehmen, und werden bei ihr Papiere oder Werfzeuge ges 
funden, die etwa die Vermuthung begründen, daß die 
Perfon Antheil an der That hatte, fo rechtfertigt der Staats: 
anwalt feine Schritte durch flagrant delit. 

Der leitenden Idee des framoſi ſchen Geſetzbuchs fol⸗ 
gend haben auch neue Geſetzbuͤcher auf aͤhnliche Weiſe die 
Pflichten und Befugniſſe der Beamten feſtgeſtellt. Die 
Badiſche Prozeßordnung 8) verpflichtet die Einzelnrichter 
und Polizeibehoͤrden, in Källen, in welchen Gefahr auf 
dem Berzuge haftet, in Abmefenheit des Staatsanwalts 
alle demfelben zuftehenden Befugniffe auszuuben, in jedem 
Falle aber zu wachen, daß die Spuren des Verbrechens bis 
zur Vornahme des Augenfcheins unverändert erhalten werde; 
fie baden auch durch Protofolle alle Umftände zu beurkun⸗ 


presumer, qu'il est auteur ou complice, pourvu quo 
ce soit dans un temps voisin du delit. 

26) Berenger de la justicecrim.p.374. Morin dictionnaire 
du droit crim. p. 329, Nachweiſungen in meiner Schrift: 
Die Mündlichkeit S. 322. 

27) Aus dem Code v. 3. Bramaire Zahr VI Art. 63 ergibt 
fih, daß clameur publique das Gefchrei der naceilenden 
Menge bedeutet, die den auf der That betroffenen flichenden 
ehe verfolgt. 

72 
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den, welche in Begug auf begangene Verbrechen zu Ihrer 
Kenntnig fommen. Auf gleihe Art hat 9) der Unterfus 
chungsrichter in eilenden Faͤllen 9) Handlungen vorzuneh⸗ 
men, welche zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes und zur 
Verfolgung oder Feſtnehmung des Thaͤters noͤthig ſind. 
Das Preußiſche Gefeg 31), waͤhrend es den Grundſatz 
aufſtellt, daß die Gerichte nur auf Anklage einſchreiten ſol⸗ 
len, verpflichtet dennoch die Gerichte, da wo Gefahr auf 
dem Verzuge obwaltet, auch ohne Antrag des Staatsan⸗ 
walts alle Ermittelungen, Verhaftungen oder ſonſtigen 
Anordnungen vorzunehmen, welche nothwendig ſind, um 
die Verdunkelung der Sache zu verhuͤten. Die Kurheſſi⸗ 
Ihe Strafprozeßordnung 2) verpflichtet die Polizeibehoͤr⸗ 
den, Behufs Entdeckung von Vergehen polizeilich einzuſchrei⸗ 
ten, in ſoweit der Zweck dieſes Einſchreitens durch die zu 
erwartenden richterlichen Handlungen nicht erreicht werden 
kann, und das Ergebniß des Strafverfahrens nicht gefährs 
dt wird. Mach Art. 145 haben fie hiezu Vernehmungen, 
Sicherung der Spuren der Uebelthat und felbft Verhaftung 
eintreten zu laſſen. Auch der Unterfuchungsrichter *) hat 
in &ilfällen, auch ohne den Antrag des Staatsanwalts abs 
jumarten,, die zur Seftftellung des Thatbeftandes und zur 
Sicherung der demnächftigen Beftrafung erforderliche Vor⸗ 
fehrung zu treffen. Auch der Braunſchweigiſche 
Entwurf der Strafprozegordnung enthält die oben angege: 
bene 3) Vorfchrift (Art. 8) des preugifchen Geſetzes. Der 
Entwurf der Strafprozegordnung für Meiningen ®°) 


29) Bad. Straf Pr. D. 8. 54. 

30) Dahin gehören wohl diejenigen, in welchen auch der Staats» 
anwalt ohne Unterfuchungsrichter gerichtliche Handlungen nad 
Art. 46 vornehmen darf. 

31) Vom 3. Sanuar 1849 $. 5. 

32) Bom 31. Oct. 1848 $. 144. 

33) Art. 153. 

34) Art. 8. 

35) Art. 86. 
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verpflichtet den Unterfuchungsrichter, wenn er von einem 
Vergehen früher ald der Staatsanwalt Kenntnig befommt, 
demfelben unverzüglich Nachricht davon zu geben, und wenn 
Gefahr auf dem Berzuge haftet, fogleich die zur Feftftel- 
fung des Thatbeftandes und zur Verfolgung oder Feſtneh⸗ 
mung des Thäters erforderlichen Handlungen vorzunehmen. 

Beftimmungen diefer Art find unentbehrlich; die Ger 
fahren liegen nur darin, daß wegen der Unbeftimmtheit der 
gefeglichen Bezeichnung der Fälle, in welchen ohne Antrag 
des Staatsanwalts eingefchritten werden fol, leicht von 
poreiligen Beamten grundlofe Unterfuchungen eingeleitet, 
und manche Handlungen, die ſchon anfangs mit der größs 
ten Eorgfalt behandelt werden follten, nicht mit der noͤthi⸗ 
gen Umficht vorgenommen werden, während das Ergebniß 
folder Handlungen, 3. B. bei dem Augenfchein in Bezie- 
hung auf erhebliche Thatſachen, welche in der Folge nicht 
mehr in ihrer Reinheit erhoben werden koͤnnen, von hoͤch⸗ 
ſter Wichtigkeit für die ganze Unterfuchung fegn fann. In 
der franzöfifchen Praxis bemerft man zu oft die Nachtheile 
des Verfahrens, nach welchen in Fällen des delit flagrant 
voreilige oder leidenſchaftliche Kriedensrichter oder Polizeis. 
beamte, welche die Wichtigkeit der Unterfuhungshandfuns 
gen nicht zu wuͤrdigen verftehen, Augenfchein auf eine uns 
genügende Weife vornehmen und durch Suggeftionen oder 
ähnliche zudringliche Einwirkungen bei der Zeugenvernehs 
mung einen oft unheilbaren Nachtheil veranlaffen. Die 
Gefahr wird jedoch Dadurch befeitigt, wenn das Gefeß nur 
auf geroiffe Handlungen und nur auf dasjenige die Thätigs 
feit des bezeichneten Beamten befchränft, auf deffen Vor⸗ 
nahme Gefahr aufdem Berzuge ſchwebt, und dafür forgt, daß 
ſchleunigſt die Anzeige dem Staatsanmwalte gemacht werde), 


35) In Deutfchland, wo auch die Einzelnrichter gehörig gebildete 
Zuriſten ſeyn müffen, wird ohnehin dis Sache viel befler als 
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IV. Die wichtigfte Stellung hat in der Vorunterſu⸗ 
hung der Staatsanwalt. Wir wollen bier die allgemeis 
nen Erörterungen über fein Berhältniß zuc Staatsregierung, 
insbefondere ob er nur widerruflich angeftellt, ob ee ver: 
pflichtet werden foll, unbedingt die Befehle des Miniſte⸗ 
riums zu befolgen, nicht hereinziehen 2%) und nur die wich⸗ 
tigften Fragen 27), von deren Entfcheidung die ganze Lei⸗ 
tung der Borunterfuchung abhängt, zur Sprache bringen, 
inshefondere A) die Frage: ob neben dem Staatsanwalte 
der Unterfuchungsrichter wie bisher im gemeinen Prozeſſe 
von Amts wegen einfchreiten und Unterfuchungen führen 
darf; B) ob es geftattet werden foll, daß neben der Staats: 
behörde und unabhängig von ihre auch der durch ein Ver⸗ 
brechen Beleidigte als Anfläger auftreten und feine In⸗ 
tereflen verfolgen darf; C) tie weit dem Staatsanwalt die 
Befugniß gegeben werden foll, am Anfang der Unterfuchung 
gewiſſe, regelmäßig nur dem Unterfuchungsrichter zuftehende 
Handlungen vorzunehmen, und zwar in allen Sällen, oder 
nur in gewiffen gefeglich bezeichneten Sällen; D) welche Be: 
fugniffe, fol der durch ein Verbrechen Befchädigte haben, 
wenn die Staatsbehörde den geforderten Antrag auf Einleis 
tung einer Unterfuchung verweigert; E). welche Rechte fols 
len dem Staatsanmalte gegeben werden, menn der Unter; 
fuchungsrichter fich weigert, auf den Antrag des Staats⸗ 
anwalts eine Unterfuchung einzuleiten? F) welches Ber: 
haͤltniß wird begründet, wenn bei einer fehon begonnenen 
Unterfuchung der Unterfuchungsrichter das Verfahren ein: 


ta Frankreich fichen, wo die Friedendrichter oft nicht die nö⸗ 
thige juriftifche Bildung haben. 

38) Rachweifungen über die Staatsbehörde in Frankreich f. in meis 
nem Gtrafverfahren I. Th. ©. 328 ıc. und in meiner Schrift: 
Die Mündlichkeit. $. XXV. 

37) ©. über das Verhältniß des Zuftizminifters zur Staatsbe⸗ 
Hörde Hoöli-e traitö de linstruction crim, Il. p. 305. p. 283. 
425. 
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torney bei der police court auf den geftellten Antrag eines 
Beſchuldigten den Kall nicht ftrafrechtlich verfolgen will, fo 
kann ſich die Privatperfon an den Kronanwalt mit der Be 
ſchwerde menden. 

Wir fehren zur Beantwortung der oben geftellten Fra⸗ 
gen zuruͤck. 

A) Ehe wir die erfte Frage erörtern, dürfen wir 
nicht verfchmweigen, daß über die Etellung des Unterfus 
chungsrichters in der Borunterfuchung neuerlich fehe ver 
fhiedene Anfichten aufgeftellt find. Während Geib *) 
fordert, daß neben dem Staatsanmalte Fein Unterfuchung 
richter aufgeftellt, fondern der Staatsbehörde allein die 
Vorunterſuchung überlaflen werde, erfennt Neffel 0) die 
Aufftellung eines Unterfuchungseichters für nothwendig, 
rühmt aber das neue preußifche Gefeß, daß e8 feinen ftäns 
digen Unterfuchungsrichter aufftellt. Wir würden dem 
franzöfifhen Syfteme den Borzug geben, aber nur ge 
nauer die Thätigfeit des Unterfuchungsrichterd begränzen, 
auf feinen Fall aber der Anfiht von Geib zuftimmen und 
der. Staatsbehörde die Führung des Vorverfahrens ganz 
überlaffen. Machte man fie felbftftändig, fo würde dieſe 
Macht eine vom Volke gefaßte, zu Willkürlichfeiten leicht 
fortgeriffene, gefährlihe Macht feyn; wenn noch in Schott 
land die Einrichtung beftehr, fo muß nicht vergeflen wer 
den, daß dort der Beamte einer perfönlichen ftrengen Ber: 
antwortlichfeit unterliegt, die in unfer Rechtöleben nicht 
fo leicht übergehen wird. Will man, wie Geib vor: 


wurden als Angefchuldigte in Haft behalten, um vor Gericht 
geftelt zu werden. Unter den fummarifch Abgeurtheilten wa⸗ 
ten 3202 wegen gemeiner Körperverlegung, 3008 wegen Kerr 
legung von Polizeibeamten , 2223 wegen unerlaubten Befiges von 
fremden Sachen, 2240 wegen Befchädigung, 2969 wegen runs 
kenheit, 2068 wegen licderlihen Herumſchweifens verurtheitt. 
42) Geib, die Reform des deutſchen Rechtslebens ©. 108. 
42a) Neffel, das preuf. Strafprozefgefe v. 1846 (Berlin. 
1848) ©. 95 — 110, 
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ſchlaͤgt, den Schutz darin ſuchen, daß jede die Perfon des 
Angefchuldigten feibft treffende Unterfuchungshandlung cis 
ned DBefchluffes des Gerichts bedarf, fo würde thrils die 
Unterfuchung fehr verzögert, theils doch zuviel in die Hände 
des Staatsanwalts gelegt werden, 3. B. in Beziehung auf 
Zeugenvernehmungen. Wir fchlagen daher vor, im Wer 
fentlichen das franzöfifhe Syftem zum Grunde zu legen und 
eroͤrtern die einzelnen Sragen. Die Stage: ob neben dem 
Staatsanwalte der Unterfuchungsrichtee von Amts wegen 
einfchreiten und Unterfuchungen einleiten darf, muß ver: 
neint werden, in fofern das Recht des Unterfuchungsrich: 
terd wie bisher im gemeinen Rechte fo ausgeübt werden 
foll, dag der Richter eine Unterfuchung beliebig beginnt 
und fortfegt, wenn er glaubt, daß die ihm befannt ge: 
wordene Handlung eine ftrafbare if. Wir Haben bereits 
oben nachgemwiefen, wie wenig es zur unparteiifchen Stel: 
lung des Unterfuchungsrichters paßt, wenn er zualeich als 
Ankläger und Richter handelt; es giebt nur eine Garantie 
gegen leichtfinnige Einleitung von Unterfuchungen, nämlich) 
die, daß blos die Staatdbehörde im öffentlichen Intereſſe 
den Antrag auf Einleitung einer Unterfuchung ftellen fann, 
und der von der Staatsbehörde aufgerufene Unterfuchungs: 
rihter prüft, ob er den Antrag für rechtlich begründet ers 
kennt. Hier wirfen dann zwei von einander unabhängige 
Beamten zufammen. Nicht blos der Angefehuldigte, auch 
die bürgerliche Gefellfchaft Hat ein Intereſſe, daß feine 
geundlofen Unterfuchungen begonnen werden. Abgefehen 
davon, daß fonft ſchwere Koften für den Staat veranlaßt 
werden, ift die Ruͤckſicht, daß feine Unterfuchung ohne 
Grund eingeleitet werde, auch in fofern bedeutend, als die 
Staatöregierung immer an Anfehen und moralifcher Macht 
verliert, wenn fie oft in Strafprozeflen, die fie durch ihre 
Beamten einleiten läßt, unterliegt, weil der Vorwurf nahe 
legt, daß die Behörden entweder nicht mit der nüthigen 
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Sorgfalt und Kenntnig, oder ſelbſt aus ſchlimmen Abſich⸗ 
ten einfchreiten. Bei den politifchen und den meiften Preß⸗ 
prozeſſen tritt dies noch mehr hervor. Das Volk fieht bei 
jedem folchen Prozeffe die Regierung ald eine Partei an, 
und hat leicht Mißtrauen gegen die Einleitung der Unters 
fuhung. Die Mehrzahl folder Prozeffe bezieht ſich auf 
Handlungen und Aeußerungen, bei welchen das Erlaubte 
und Strafmürdige auf einer ſchmalen, ſchwer erfennbaren 
Gränze liegt, weil Alles darauf anfommt, wie weit man 


n 


die Freiheit der Bewegung des Volkes in politifchen Gegen . 


ftänden geftatten will. Der redlichfte, mwärmfte Freund 
des Vaterlandes kann leicht in feiner Begeifterung zur Vers 
twirflihung der Plane, die er für das Heil feines Vater: 
landes in das Leben rufen will, zu weit gehen; der Buchs 
ftabe des Strafgeſetzes, das bei politifchen Verbrechen 


leicht wegen der Unbeftimmtheit und Allgemeinheit der ges - 


wählten Ausdrücke gefährlich werden fann, verdammt ihn, 
waͤhrend die Volksſtimme ihn als ehrenmerthen Freund ded 
Landes preift. Ehe eine Unterfuchung wegen folder Hands 
lungen eingeleitet wird, bedarf es einer forgfältigen Erwoͤ⸗ 
gung des Intereſſe der Regierung. Die Perfönlichkeit des 
Mannes, von deflen Handlung die Rede ift, die Ueberzeus 
gung der Reinheit feiner Sefinnungen,, die Beachtung der 
Folgen, welche eine Unterfuchung haben Eönnte, 3. B. wenn 
fie erft eine oft widerliche Veröffentlichung zarter Verhaͤltniſſe 
veranlaft, die VBorausfiht, daß eine Verurtheilung doch 
nicht erfolgen würde, koͤnnen hier die Regierung beftims 
men, manches fogenannte politifche Verbrechen unverfolgt 
zu laffen. Hiezu bedarf es einer Verftandigung mit den 
oberften Regierungsbehörden; der Unterfuchungsrichter 
fann nach feiner rechtlichen Stellung eine ſolche Eorres 
fpondenz nicht einleiten; der Staatsanwalt dagegen, dem 
ſolche Anzeigen zufommen,, fann entweder ſogleich für ſich 
oder nach vorgängigem Benehmen mit dem Generalſtaats⸗ 


* 
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anwalte, der wieder mit dem Juſtizminiſter fich benchmen 
fann, zu dem Entfchluffe fommen , eine Unterfuchung nicht 
einzuleiten. — Auch bei Privatverbrechen iſt e8 zweckmaͤ⸗ 
fig, wenn man dem Staatsanmwalte überläßt, das öffent: 
fihe Intereſſe zu erwägen, in wiefern dies ftrafrechtliche 
Verfolgung geftattet oder nicht, Bei Anzeigen von Diebftäh: 
fen *3) kann die Seringfügigfeit des Werths des Geſtohle⸗ 
nen, bei Anzeigen von Ehrenfranfungen kann die Erwaͤ⸗ 
gung, daß nach den angezeigten Umftänden die MWechfelftes 
tigfeit der Beleidigungen oder der entfchiedene Mangel ver 
böfen Abficht, bei Anzeigen von Widerfeglichfeiten und Amts⸗ 
beleidigungen die Rückficht , daß nach den vorliegenden Um: 
ſtaͤnden in der Gefegwidrigkeit des Benehmens des Beamten 
ein Hauptgrund der Veruͤbung des Vergehens liegt, bei An: 
jeigen von Körperverlegungen Fann die Beachtung des Um⸗ 
ſtandes, daß nach aller Wahrfcheinlichfeit ein ſehr entfern: 
tee Grad der Zahrläffigfeit zum Grunde liegt, die Staats⸗ 
behörde beftimmen, die Anzeige unverfolgt zu laſſen. In⸗ 
dem wir vorausfegen, daß nur auf Antrag der Staats⸗ 
behörde der Unterfuchungerichter einfchreiten foll, wieder: 
holen wir die obige Ausführung, daß in Fällen, in mel: 
hen Gefahr auf dem Verzuge ift, der Unterfuchungsrichter 
auch ohne vorgängige Anfrage bei der Staatsbehörde ſchul⸗ 
dig ift, gewiſſe Unterfuchungshandlungen vorzunehmen, 
DB. Anzeigen und Klagen, welche ihm zufommen, auf: 
zunehmen, Zeugen zu verhören, mit dem auf der That 
betroffenen Angefchuldigten ein Verhör abzuhalten, den Au⸗ 
genfchein in Faͤllen vorzunehmen, in welchen durch Zoͤge⸗ 
tung die Herftellung des wahren Sachverhalts leiden würde. 
In foihen Fällen muß aber der Unterfuchungsrichter,, der 


· — 


43) Wir haben oben in dieſem Archive Jahrgang 1848 4. Heft 
S. 611 aus den franzöſiſchen Tabellen nachgewieſen, in wel⸗ 
hen Fällen eine Staatsbehörde die an fie gelangten Anzeigen 
von Berbrechen unverfolgt Tief. 
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in der Zwiſchenzeit, bis der Staatsanwalt fich erklärt, 
die nothwendigen, feinen Aufſchub feidenden Handlungen 
vornehmen, er muß forgen, daß wichtige Spuren des Ber; 
brechens nicht verloren gehen, er muß veranftalten, daß 
feine nachtheilige Veränderung an den Gegenftänden des 
Verbrechens vorgehen; erft die Erklärung des Staatsans 
walts aber entfcheidet über die fernere Thätigfeit des Uns 
terfuchungsrichters. Stellt der Staatsanwalt nicht den 
Antrag auf Einleitung oder Fortfegung der Unterfuchung, 
fo ruht auch diefe Thätigfeit. 

B) In Beziehung auf die zweite oben geftellte Frage: 
ob es geftattet werden foll, daß neben der Staatöbehörde 
und unabhängig von ihr auch der durch ein Verbrechen Bes 
feidigte als Anfläger auftreten und fein Intereſſe verfolgen 
darf, nehmen wir feinen Anftand die Frage zu verneinen. 
Wir haben oben gezeigt, daß eben in England die Stimme 
aller Erfahrenen gegen die Einrichtung fich erflärt, daß Pri⸗ 
vatperfonen als Anfläger auftreten koͤnnen. Die Strafe 
darf nur im öffentlichen Sntereffe verfolgt werden; wo aber 
der Befchädigte ald Anfläger auftritt, ift es der Privats 
mann, der fein Recht zu verfolgen fcheint; die Reidenfchafts 
lichkeit des durch das veruͤbte Verbrechen aufgeregten Bes 
fhädigten und feiner Verwandten hat ebenfo wie der Eigen: 
nuß derfelden, und auf der andern Seite die Intrike des 
Verbrechers und feiner Freunde entfcheidenden Einfluß auf 
die Einleitung und Fortfegung des Prozeſſes. Vielfache 
Verlegenheiten ergeben fich durch das Abftehen des Privat⸗ 
anklaͤgers von der Klage, durch die (in England oft vors 

fommenden) Bergleiche zwifchen dem Befchädigten und dem 
Thaͤter. Wir würden daher nur der Staatsbehörde die 
Erhebung und Fortfegung der Anklage übertragen. — 
Wir wiffen wohl, daß noch neuerlich) ein deutfcher Juriſt 2%), 


44) Gärth, Mifgriffe dei dem deutfchen Geſetzen über Schwur⸗ 
gerichte, Oeffentlichkeit u. A. Frankfurt 1849. ©. 2 
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der fehr fein und richtig in England lange dad Rechtövers 
fahren beobachtete, die franzöfifche Staatsanwaltſchaft ein 
entbehrliches und felbft ſchaͤdliches Anftitut nennt, das 
aus continental- bureaufratifchen Einrichtungen hervorge⸗ 
gangen wäre, die Polizei in die Suftiz trage, das Richters 
omt entwürdige, und in jedem Augenblice das Volk 
mahne, Daß die Juſtiz, welche die Regierung will, eine ans 
dere ift, al die, welche das Volk will. Wir fünnen jedoch 
diefen Anfichten nicht beiftimmen, und berufen ung auf 
die in England von den Bürgern wie von den Yuriften 
häufiger geäußerte Korderung, daß ein public prosecutor 
aufgeftellt werde. Es ift ein allgemeines Gefühl, daß der 
jegige Zuftand der Privatanflage ein ungenügender und die 
eben gefchilderte Einrichtung von Schottland weit vorzüglis 
der ſey. Es ift richtig, dag man gegen die franzöfifche 
Etaatsbehörde in England große Bedenklichkeiten erhebt, 
vorzüglich wegen des Uebergewichts, welches der hochge⸗ 
fellte, im Gefege überall begünftigte Beamte der Staats⸗ 
behörde in dem Strafprozeffe, Dem Angeklagten und feinem 
Bertheidiger gegenüber, genießt ?°), 3. B. in Beziehung auf 
Stagenftellung, auf Einmwirfung auf den Gang des Verfah⸗ 
rend; aber dieſer Mangel kann leicht Defeitigt werden, ohne 
dag Die dee der Staatsbehörde leidet. Auch durch eine 
freiere, unabhängige Stellung der Beamten der Staats: 
behörde läßt fich jeder Einwendung vorbeugen. Nicht die 
hohle Form ift es, nach welcher eine Einrichtung beurtheilt 
werden muß; es ift der Geiſt, der im Volke lebt, und 
Ale, welche an einer Einrichtung Theil nehmen , durchdrin- 


45) Darüber flimmen alle verftändigen Suriften überein, daß die 
Gefahr der Staatsbehörde darin beftchr, daß man fie nicht als 
die reine Anklagebchörde betrachtet und zumeilen andere Befugs 
niffe 3. B. die des Inquirenten ihr überträgt. Bienerl.c. 
©. 99; f. jedoch auch Geib, die Reform des deutfchen NRectrs 
febens &. 100— 103. Man muß fich nur darüber verftändi» 
gen, was man unter dem Berufe des Anklägers veriteht. 
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gen muß. ft eine tee, auf welcher eine Einrichtung bes 
ruht, wahr, fo muß leicht eine Form gefunden werden 
fönnen, bei welcher die Idee rein ohne Nachtheile den Ver: 
hältnifien des Volks gemäß durchgeführt werden kann, für 
welches die Einrichtung beftimmt ift. Die dee, auf welcher 
die Staatsanwaltſchaft beruht, iſt eine wuͤrdige; es ift die 
der Vertretung des Öffentlichen Intereſſe Durch Öffentliche, nur 
nah ihrer Pfliht handelnde unabhängige Beamte aus: 
geübte, bei verübten Verbrechen durch Einleitung und Kort- 
führung von Anflagen gegen Perfonen, die des Verbre⸗ 
chens verdächtig find. — Wir geftehen gern, daß dieſe 
Einrichtung auf eine fo ſchlimme Weife durchgefuͤhrt mers 
den kann, daß fie der Freiheit ebenfo gefaͤhrlich als felbft 
für die Staatögefellihaft und der Regierung nachtheilig 
wird, toeil fie das Vertrauen zur Juſtiz untergräbt und fie 
als ein Werkzeug der Machthaber darftellt. Die Erinne: 
rung an die Öffentlichen Ankläger zur Zeit der franzoͤſiſchen 
Revolution 28) ift belehrend genug. 

C) Am bedeutendften ift hier die Betrachtung über 
die Befugniffe, weldhe dem Staatsanmwalte in der Boruns 
terfuchung eingeräumt werden follen. Der leitende Grund⸗ 
fag muß hier feyn: der Unterfuchungsrichter prüft die in 
Beziehung auf die Unterfuchung geftellten Anträge, verfügt 
alles was er zur Ausmittelung der Wahrheit für nothmens 
dig hält, erhebt die Beweiſe und benugt die Beweifesquels 
len. Der Staatsanwalt ftellt die Anklage und die auf die 
Begründung bezüglichen Anträge und führt die als zuläffig 
erklärte Anflage duch. Kine fehlerhafte Einrichtung ift 
ed, wenn der Gefeggeber dies natürliche Verhaͤltniß ftört, 
den Staatsanwalt ald einen Beamten betrachtet, der gleich: 
fall Unterfuchungshandlungen, die ale gerichtliche zur Zus 
ftändigfeit des Unterfuchungseichters gehören, vorzunehmen 





46) Daniels Srundf. des rhein. und franzöf. Strafverfahrens 
E.48. Heölic trait6 de V’iustruction publigque IL, p. 93 etc. 
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befugt werden fol. Sobald eine Gefetgebung, tie die 
franzöfifche und manche neue deutfche Gefebgebungen, in 
diefen Fehler verfallen, treten nachitehende Gefahren ein. 
1) Mag auch das Gefeß noch fo fehr den Beamten der 
Etaatsbehörde zur Pfliht machen, nur im Intereffe des 
Geſetzes zu handeln, nicht einfeitig Die Schuld aufzufuchen, 
und der materiellen Wahrheit zu huldigen, fo ift es doch 
begreiffich,, das zu leicht der Staatsanwalt vorzugsmeife 
duch den Wunfh, Verbrechen zu entdecken, fich leiten 
läßt, daß er dag, was er wuͤnſcht, auch für wahr Hält, 
den einzelnen Anzeigungen der Schuld zu großen Werth 
beilegt,, Daher zu meit geht, und der Thätigkelt der in 
dem Gehrauche der Mittel Häufig nicht fehr ängftlichen Pos 
lizei zur Entdeckung von Verbrechen zuviel Raum läßt, 
unwuͤrdige Mittel der Spionerie begünftigt oder duldet. 
Die Erfahrung In Kranfreich bemeift, wie häufig die auf 
Nichtſchuldig lautenden Ausfprüche der Gefchtwornen nur 
die Kolge des Umftandes find, daß durch Anordnung oder 
häufiger durch Nachficht der Staatsbehörde von der Polizei 
ſchlechte Mittel der Spionerie, um Geftändniffe zu entlok⸗ 
fen, angewendet werden. Der gefunde Sinn der Ge: 
ſchwornen wird empört, wenn In öffentlicher Sitzung der 
Gebrauch ſolcher, die Wuͤrde der Juſtiz herabmürdigenden 
Mittel befannt wird, die Regierung verliert an ihrem 
Vertrauen, man twittert da, mo unreine Mittel durch den 
Regierungsbeamten angewendet wurden, auch unreine Ab⸗ 
fihten, und die Gefchtwornen, um der Regierung eine Ehre 
iu geben, fprechen los. Je geroiffenhafter die Vorunter⸗ 
fuhung geführt wird, je reiner fich der Staatsanwalt Hält 
und je flecfenlofer feine Perſoͤnlichkeit ift, defto ficherer er⸗ 
folgt die Verurtheilung der Schuldigen. 

2) Geftattet man dem Staatsanmwalte die Verneh⸗ 
mung von Zeugen, fo ift die Gefahr nahe liegend, daß 
eine nachtheilige Einfeitigkeit in die Aufnahme der Bewei(e 

Brio d. Er. . 1819, 11. ©t, 
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fommt. Der Wunſch des Staatsanwalts, die Schuld 
auszumitteln, bewegt ihn leicht, nur einfeitig Sragen zu ſtel⸗ 
ten, Suggeftionen anzuwenden, Zeugen einzufchüchtern 
und fo eine einfeitige Grundlage der Unterfuchung herbei- 
zuführen, welche um fo fehädlicher wirft, je mehr ber 
einmal irtegeleitete Zeuge nah der Erfahrung bei feiner 
Ausfage ftehen bleibt und der Unterfuchungsrichter geneigt 
ift, das einmal vom Staatsanmwalte angemwendete Syſtem 
fortzuführen. 

| 3) Biebt man felbft dem Staatsanmalte die Befug: 
nig, den Angefchuldigten felbft zu vernehmen ?%), fo tritt 
die Gefahr ein, daß der Staatsanwalt durch Zureden, 
ſchlau geftellte verfängliche ragen, Suggeftionen und Bor; 
fpiegelungen auf die Erlangung eines Befenntniffes zu wirs 
fen ſucht, und Nachteile herbeifuhrt, welche deutfche 
Juriſten als ſehr wahrfcheinfich erfennen müffen, wenn fie 
an den Fonk'ſchen Prozeß fih erinnern. Ohnehin iſt es 
ftörend, wenn der Angefchuldigte genöthigt ift, dem Manne 
gegenüber, der als fein Verfolger auftritt, gu erfcheinen, 
auf feine feblau geftellten Sragen zu antworten und ihn 
wie einen Richter zu betrachten. Wie anders iſt dieß in 
England, wo e8 dem Anfläger (mag er Privatmann oder 
attorney general feyn) nicht einfällt, an den Angefchuls 
digten Fragen zu ftellen! Dadurch iſt das naturgemäße 
Gleichgewicht hergeftellt, daß nur der Richter Kragen an 
den Angefchuldigten ftellen darf und diefem der prosecutor 
als Gegner geaenübertritt. 

4) Die Uebertragung der Befugniffe, wie fie das 
franzoͤſ. Recht im alle des flagrant delit dem Staatsan⸗ 
malte überträgt, ift um fo tweniger zu billigen, als fie un: . 
nöthig wird, da mit Leichtigkeit die Vornahme der gerichtli- 
chen Handlungen durch einen Richter bewirft werden fann; 


46) Wie dies die Badiſche Strafproz. O. $, 48 geftattet, 
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ft auch der Unterfuchungsrichter nicht fogleich zu treffen, 
fo wird entweder fein Stellvertreter ) oder der Einzelnrichs 
tee des Orts leicht zur Thätigfeit aufgefordert werden koͤn⸗ 
nen. Will man Hier die Beforgniffe entfernen, welche we⸗ 
gen der Zögerung entftehen Fünnten, menn es erft von 
dem guten Willen des Einzelnrichterd abhängen dürfte, ob 
ee einfchreiten will, fo ift ein guter Ausweg dadurch ges 
funden, daß das Gefe den Kinzelnrichter verpflichtet, je⸗ 
der Aufforderung des Staatsanwalts Kolge zu leiften. 

5) Selbſt die im franzöf. Rechte ohnehin nur durch 
eine nicht feftftehende Praxis gegebene Befugnig des Staats⸗ 
anwalte, den vom Unterfuchungsrichter abgehaltenen Vers 
nehmungen des Angefchuldigten und der Zeugen beizumoh- 
nen, fönnen wir nicht billigen ?°). Soll der Staatsan⸗ 
alt nur als ftummer Zuhörer gegenwärtig feyn, fo ift 
dies theild entwürdigend für diefen Beamten, theild ftd- 
rend, und zwar in fofern e8 den Unterfuchungsrichter bes 
fangen macht, welcher fich controlirt ficht, aber auch die 
Unbefangenheit des Vernommenen ftören kann, der an den 
Mienen und dem ganzen Benehmen des Staatsanwalts 
licht Tadel, Unmillen, oder Schadenfreude lieft und ent: 
ſchieden zurüchhaltender wird. Ohnehin wird leicht dem 
Staatsanwalt ein Wort, eine Bemerfung, eine Auffordes 
rung an den Richter auch noch diefe oder jene Frage zu 
ſtellen, entfchlüpfen, fo daß man am Ende doch zu einem 
Derhöre von Seiten des Staatsanwalts, oder zu unanges 
nehmen Verwechslungen zmwifchen Staatsanwalt und dem 
Unterfuchungsrichter kommt, der fich nicht gern zurecht: 
weifen läßt. Wollte man aber dem Staatsanmwalte das 


47) Eine weile Heſetgebuns muß dafür ſorgen, daß ein ſolcher 
aufgeſtellt werde. 

48) Mir Recht hat die Badiſche Proz.O. 8S. 45. und die Strafprozeß⸗ 
ordnung für die Thüringifchen Staaten F. 82 Dem Gaatsans 
walte diefe Befugnis nicht gegeben. 

P 2 
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Recht geben, felbft Fragen zu ftellen, fo würde dies eine 
Verwirrung im Gange des Verhoͤrs und leicht ärgerliche 
Scenen zwifchen den zwei Beamten veranlaffen. 

Wir würden dem Staatsanwalte nur die Befugniß 
geben, alle Materialien zu fammeln, von deren Kenntniß 
die Prüfung abhängt, ob und welche Anklage er ftellen 
will, und mo zur Sammlung des Materiald nicht eine Un⸗ 
terfuchungshandlung nothivendig ift, welche einen Zwang 
gegen eine Perfon vorausfegt. 1) Der Staatsanwalt 
wird daher alle ihm zufommenden Anzeigen und Klagen 
aufnehmen und die vor ihm freiwillig mit folhen Anzeigen 
erfcheinenden Perfonen verhören, ſoweit es zur Herftellung 
der vollftändigen Angabe nothwendig iftz 2) ee mag fi 
durch Augenfchein an Ort und Stelle von der Befchaffenheit 
der Berhältniffe überzeugen; 3) er foll, wenn der Einzelne 
richter oder Unterfuchungsrichter einen Augenfchein vornimmt, 
zur Theilnahme eingeladen werden, damit er fich felbft über: 
zeugen, oder durch Anträge an den Richter, die Beobach⸗ 
tung auch auf gewiffe Punfte auszudehnen, die ihm nöthig 
feheinenden Materialien ſich verfchaffen kann. 

D) In Beziehung auf die Frage: welche Befugniffe 
der durch das Verbrechen Befchädigte haben foll, wenn 
die Staatsbehörde die geforderte Einleitung einer Unterfur 
chung weigert, entfcheidet auf einer Seite die Ruͤckſicht, 
dag nur der Staatsanwalt ald Vertreter des Öffentlichen 
Intereſſe Darüber zu entfcheiden hat, ob er das angezeigte 
Bergehen verfolgen will oder nicht; die Klage des Verletz⸗ 
ten iſt dann nur wie eine andere Anzeige zu betrachten *9), 
welche der Staatsanwalt prüft; auf der andern Seite 
kann nicht verfannt werden, daß der Staatsanwalt einer 


49) Es ift auch In Frankreich anerfannt, daß der Staatsprocu⸗ 
rator die ihm zugefommene Klage (plainte) prüfen muß und 
nicht unbedingt auf den Grund derfelben eine Unterfuchung eins 
Jeiten darf. Hölie trait& de l’instr. crim. 11. p. 316. , 
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tadelnswerthen Nachficht oder Gleichguͤltigkeit ſich fchuldig 
‚machen, und dadurch daß er das Verbrechen nicht verfolgen 
will, das öffentliche Intereſſe ebenfo wie das des Verletzten 
und zwar das lebte um fo mehr beeinträchtigen kann, als 
dee Befchädigte fih an die Strafverfolgung anfchliegen 
fan oder doch Bortheile durch die Strafverfolgung erlangt. 
Man follte Daher gegen die Verfügung des Staatsanwalt, 
der auf eine Klage nicht einfchreitet, dem Befchädigten ein 
Schugmittel geben, und zwar 1) entweder in fofern der 
Befchädigte an den Oberſtaatsanwalt fich wenden und fich 
über die Dienftnachläffigkeit des Staatsanwalts befchtves 
ven Fann, um nur zu bewirken, daß ein geeigneter Aufs 
trag erlaflen werde 9); 2) oder in fofern der Befchädigte 
den Unterfuchungsrichter auffordern Fann und Diefer vers 
pflichtet ift, dem Bezirfssichter Anzeige zu machen, web 
der dann zu entfcheiden hat, ob die Unterfuhung einzufeis 
ten iſt 22); oder 3) in fofern dev Befchädigte, wenn Feine 
Unterfuchung vom Staatsanwalt beantragt wird, an den 
Yuftigminifter fich wenden darf, welcher die geeignete Vers 
fügung erlaffen kann 99. Wir fönnen nur die erfte Form 
für die zweckmaͤßige halten, weil dabei der Befchädigte 
nicht kraft eigenen Rechtens auftritt, fondern mie ein ans» 
deree Staatsbürger den Vorgeſetzten des Staatsanwalts 
nur in Kenntnig von der Thatfache fegt und es ihm über: 
ft, ob er die Einleitung der Unterfuchung für paffend 
ſindet. Die dritte Sorm ift ganz ungeeignet, weil fie die 
meiftifche Stage dem Miniſterium unterwirft, den Juſtiz⸗ 
minifter verantwortlich macht, ihm das Recht der Aboli⸗ 
tion giebt, und bei dem Volke den Verdacht erweckt, daß 
nue dee Auftrag der Regierung eine Unterfuchung , deren 


50) Dies kann au in Franfrrich vorkommen. 
51) Dies ift nah der bad. Strafprojeßs Drdn. 6. 55 vorge: 


ſchrieben. 
52) So nach dem Preuß. Geſetze v. 17. Juli 1846. 8. 10. 
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Einleitung geboten iſt, veranlaßte, oder Gunft des Mini; 
ſters die Angefchuldigten der Unterfuchung entzog 9). Ges 
gen den zweiten Weg fpricht, daf es eine unpaflende Stels 
lung des Unterfuchungdrichters begründet, wenn er gleichs 
fam gegen den Staatsanwalt auftreten fol, um das eins 
feitige Verlangen des angeblich Befchädigten zu unterftüs 
gen; auf jeden Fall Fönnte man die Vorfchrift nicht fo weit 
ausdehnen, dag auch da, two der Unterfuchungsrichter 
felbft mit der Anficht des Staatsanwalts einverftanden ift, 
und die Einleitung einer Unterfuchung für nicht gerechtfers 
tigt zu halten ift®*). 
| E) Hat der Staatsanwalt einen Antrag auf Einlei- 
tung einer Unterfuchung geftellt, der Unterfuchungsrichter 
aber lehnt diefe ab, fo entfcheidet zwar der Grundfaß, daß 
der Unterfuchungsrichter als der unabhängige Richter als 
lein die Anträge prüfen und über ihre Zuläffigfeit zu ents 
feheiden hat; da jedoch Unfenntniß oder Gleichguͤltigkeit 
des Unterfuchungsrichters in Källen, in denen das öffent: 
liche Intereſſe bedeutend verlett ift, Durch Weigerung eis 
ner Unterfuchung nachtheilig werden koͤnnte, fo ift es zweck⸗ 
mäßig, wenn ein Mittel gegeben wird, durch welches über 
den Widerftreit der Anfichten der zwei Beamten von einer 
höhern Behörde entfchieden wird. In Frankreich *) kann 
der Etaatdanwalt durch eine Oppofition an das Bezirksge⸗ 
eicht fich wenden, und daffelbe zur Prüfung und Entfchels 


53) Auch Daniels in feinen Srundf. des rheinifch s „Trensöffäen 
Strafverfahrene S. 55 tadelt die preußifche Worfchrift. 

54) Wie häufig liegt der Grund, aus welchem der N eenisanwait 
die Unterfuchung ungeachtet der Anzeige nicht einleitet, darin, 
daß er die That, wenn fie auch wahr ift, nicht für firafbar 
hält, 5. B. bei Unterfchlagungen, bei manchen Handlungen, 
die auf der Sränze von Betrug und civilrechtlich zu ahndender 
Uebervortheilung liegen! Hier foll doch der angeblich befchäs 
digte Privarmann fein Recht haben, dem Gtaatsanwalte ges 
genüber feine Meinung burchauegen. 

55) Code d’instruct. art. 135. darüber de Vaulx in der 
Zeitſchrift der ausländ. — vu.6©. æ81. 
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dung auffordern. Nach Badifchem Strafprozeß *9% muß 
dee Unterfuchungsrichter jedesmal, wenn er Anträgen des 
Staatsanmwalts beizutreten Bedenken findet, Vortrag dem 
Bezirksgerichte erftatten.. Nach dem Thüringifchen Ent: 
wurfe °7) haͤngt die Ablehnung der Anträge ganz vom Uns 
terfuchungsrichter ab, der, wenn er ablehnt, hievon blos 
dem Staatsanwalte Kenntniß zu geben hat und, wenn er es 
für nöthig findet, die Beichlußfaffung des Kreisgerichts 
veranlaften fann. Der Staatsanwalt hat den Recurs 
an das Kreisgericht ($. 100). Wir Halten die zweite Ein: 
richtung nicht für paſſend, weil häufig der Staatsanwalt, 
wenn er die ablehnende Erflärung des Unterfuchungsrich- 
ters echält, fib damit beruhigen, und nicht auf der Un: 
terfuchung beftehen wird, fo daß der Vortrag an das Be: 
zirksgerichts 8) dann unnöthig wird und Alles gefchieht, 
wenn man nur dem Staatsanwalte möglich macht Reeurs 
ju ergreifen. 

F) Hat der Unterfuchungsrichter einmal eine Unter- 
ſuchung begonnen, fo iſt e8 nur feine Sache, ob er fie fort: 
führen oder liegen laffen will, wenn er durch neue Beweiſe 
fih von der Grundlofigfeit der Unterfuchung überzeugt. 
Ce hat von diefem Liegenlaffen nur den Staatsanwalt in 
Kenntniß zu ſetzen. Die Gefeßgebung in Frankreich ber 
fimmt nichts Näheres über diefen Fall; allein die Rechts: 
übung fordert, daß der Unterfuchungsrichter, wenn er die 
begonnene Unterfuchung liegen laffen will, dem Staatsan⸗ 


56) 8. 61. 

57) $. 76. 77. 

58) Eine bedeutende Frage in d. franzdf. Praris ift die: ob die 
Rathskammer des Bezirfsgerichts durch den Antrag des Staats⸗ 
anwalts, ohne daß der Unterfuchungsrichter ſchon eingefchrite 
ten iſt, befugt wird, zu erkennen, daß kein weiteres Verfahren 
gegen den Beichuldigten Statt finden darf. (S. intereflante 
Beichlüffe der rhein. Gerichte in den Annalen für Rechtspflege 
md Gefeggebung in den preuß. Rhrinprovinzen IL. Bd. ©. 

— 25.) 
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walte Nachricht davon gebe, worauf diefer an das Bezirks: 
gericht fich wenden fann, wenn er auf die Sortfegung an: 
tragen will. 


Die badifche Straf: Prozeß:D. ($. 62) fehreibt vor, 
daß der Unterfuchungsrichter jederzeit mit Zuftimmung 
des Staatsanmwalts das Verfahren einftellen kann, 
Daß wenn der Letzte entgegengefegter Meinung ift, die Ent: 
fcheidung des Bezirksgerichts eingeholt werden fol, Wird 
das Verfahren eingeftellt, war aber eine beftimmte Perfon 
als Angeſchuldigter fhon vernommen, fo muß diefe Ent: 
fcheidung eingeholt werden; nad $. 63 Fann aud) der An: 
gefcehuldigte, ſelbſt wenn das Verfahren eingeftellt wird, for⸗ 
dern, dag Entfchuldigungsbemeife, die er anzeigt, vom 
Unterfuchungsrichter erhoben werden. Nah dem Ent: 
wurfe für die thüringifchen Staaten °%), „der im Wefent: 
lichen der badifchen Prozegordnung folgt, foll der Unterfu: 
chungsrichter das Verfahren einftellen, wenn der Staatd- 
anwalt darauf anträgt und das Kreisgericht damit einver⸗ 
ftanden iſt 9%. 


Wir halten es für 1) eine grundloſe Beſchraͤnkung, 
wenn dem Unterfuhungsrichter nicht geftattet wird, die 
Unterfuchung einzuftellen. Daß der deutfche Unterfuchungs: 
richter dies Fann, iſt gewiß. Wie häufig wird der Unter: 
fuchungsrichter, der anfangs ſchon zweifelte, aber um das 
Öffentliche Intereffe nicht zu gefährden, den Verſuch der 
Erhebung von Beweiſen macht, durch die Antworten der 
Zeugen oder die Erklärungen des Angefchuldigten fo befrie⸗ 
digt werden, daß er die weitere Unterfuchung für grundlos 
Hält? Warum foll der Richter, welcher, wenn er an: 
fangs die jest befannten Thatfachen gefannt hätte, die Un: 


59) $. 95 — 97. 


eo Der Entwurf enthält noch viele Beſtimmungen über Details 
ragen. 
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terfuchung ablehnen Fonnte, nicht ſogleich, feiner beſſern 
Veberzeugung folgend, das Verfahren einftellen Fönnen ? 
2) Auf jeden Fall follte man ſich dann begnügen, 
wenn der Staatsanwalt zuftimmt. Es laſſen ſich gute 
Gründe dafür anführen, daß, wenn einmal eine Unterfus 
dung eingeleitet ift, die bürgerliche Gefellfchaft fordern 
fonn, dag die Einftellung der Unterfuchung nicht blos von 
der Laune des Unterfuchungsrichters abhange; der Staats: 
anwalt als Vertreter des Öffentlichen Intereſſe follte dar: 
über gehört werden. ind beide Beamte einig über die 
Zweckloſigkeit oder ſelbſt Ungerechtigkeit der ferneren Unter: 
fuhung , fo kann die bürgerliche Gefellfchaft beruhigt feyn. 
Wozu foll erft das Bezirfögericht entfcheiden? Es ift ja 
fein Widerfteeit der Anfichten der Beamten vorhanden; 
beide erkennen, daß das öffentliche Intereſſe Feine Unter; 
fuhung fordert; die Einholung der Entfcheildung des Ge: 
richte iſt nutzlos und nachtheilig, da fie die Vollziehung des 
Befchluffes der Einftellung verzögert und die Freilaſſung 
des vielleicht vechafteten Angefchuldigten. hinausfchiebt 81). 
G) Hat die Unterfuchung begonnen, fo ift der Unters 
fuhungsrichter der allein berechtigte Beamte, die ihm ge: 
eignet fcheinenden Mittel zur Entdecfung der Wahrheit ans 
zuwenden 9); er hat nicht nöthig die Anträge des Staates 
anwalts abzuwarten, da er zu prüfen hat, welche Mittel 
dem Zwecke entfprechen,, er ift aber auch an die Anträge 
des Staatsanwalts nicht gebunden, 3. B. wenn biefer 
Berhaftung fordert. Die Befugniffe des Staatsanwalts 
während der Unterfuchung Fönnen fich nur darauf befchräns 
fen, a) daß er berechtigt ift, Anträge an den Unterfus 
chungsrichter zu ftellen, über deren Zuläffigfeit aber der 


1); Die üb übrigen Vorfchriften des badifchen Geſetzbuchs verdienen 


62) ucder de Betuonifl des Unterſuchungsrichters fe noch Neſ⸗ 
ſel a. a. O. S 
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Richter allein verfügt; b) daß er, wenn ihm neue An: 
zeigen oder Beweiſe zufommen, fie dem Unterfuchungsrid: 
ter mittheilen Fann; 3) daß er von Polizeibehörden und 
Einzelnrichtern über alle ihm erheblich fcheinenden Thatſa⸗ 
chen Erhebungen zu fordern und Vernehmung von Zeugen 
zu verlangen berechtigt ift; 4) er muß das Recht haben, zu 
jeder Zeit von dem Stande einer anhängigen Unterfuchung 
durch Afteneinficht fich zu überzeugen oder von dem Unter: 
fuchungsrichter Mittheilungen zu verlangen. 5) Wenn er 
bemerft, dag michtige Punkte übergangen oder Beweiſe 
gar nicht oder nicht gehörig benust find, fo kann er fors 
dern, daß die geeigneten Ergänzungen gemacht werden. 
6) Bedenklicher ift die Srage: ob ihm das Recht gegeben 
werden foll, daß er, wo einer feiner Anträge von dem Unter: 
fuchungsrichter abgelehnt wird, oder der legte eine Verfü: 
gung teifft, welche dem Staatdanwalte nicht paflend er: 
ſcheint, Recurs an das Bezirfsgericht ergreifen kann, 
z. B. wenn der Angefchuldigte aus der Haft entlaflen oder 
gegen Sicherheit freigelaffen wird. Nimmt man an, daß 
die Verhaftung fo tief mit dem günftigen Erfolge einer Uns 
terfuchung zufammenhängt, daß eine grundlofe Freilafs 
fung das Gelingen der ganzen Unterfuchung vereiteln kann, 
und betrachtet man den Staatsanwalt ald Vertreter des 
Öffentlichen Intereſſe, fo begreift man wohl, wie man zu der 
Anficht kommt, daß der Staatsbehörde das Recht gegeben 
werden foll, gegen Verfügungen des Unterfuchungsrich: 
ters, die eine Sreilaflung des Angefchuldigten ausfprechen, 
Einfprache einzulegen oder an das Bezirfsgericht fich zu 
wenden ®). Auf der andern Seite aber wird diefe Anficht 
bedenklich, wenn man erwägt, daß eine Vorfchrift, nach 
welcher die Kreilaffung vom Unterfuchungerichter nur ver: 


63) Nach) Code d’instr. art. 114 kann die Sreilaffung nur von 
dem Bezirksgerichte nach angehörten Sonclufionen des Staats⸗ 
anwaltd verfügt werden. 
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fügt werden darf, nachdem der Staatsantoalt in Kenntnig 
gefeßt wurde, zu einer großen Verzögerung führen Fann, 
wenn die Staatsbehörde Einfprache macht und die Sache 
erſt zur Entfcheidung an das Bezirfsgericht kommen muß %), 
Man geht davon aus, daf die Beantwortung der Frage: 
ob Jemand wegen Sluchtgefahr in Haft behalten werden 
fol, zunaͤchſt nur von dem Unterfuchungsrichter abhängen 
foll, der ald Prozeßdirector die Mittel mit dem Zwecke vers 
gleichen und darnach beftimmen kann, ob er die angebotene 
Gicherheitsfeiftung nach den Umftänden für genügend hält. 
So gut nach dem bisherigen Verfahren der Unterfuchungs: 
richter allein hierüber verfügen Fönnte, fo gut follte man 
auch in Zukunft dies geftatten. 


(Schluß im nächften Hefte.) 
64) Der Entwurf für die Zhüring. Staaten 8. 140 ſtellt die 


De fane gegen Kaution, wenn der Staatsanwalt zuvor ges 
iR, in das Ermeſſen des Unterfuchungsricdhters. 
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VII. 
Die 
Beſtrafung zuſammentreffender Verbrechen ). 


Dr. Ludwig von Jagemann, 
Generalanditor in Karlsruhe. 


§. 1. 


Bei jedem Verbrechen kommt es naͤchſt der Qualitaͤt 
und Modalitaͤt auch auf den äußern Umfang oder 
die Quantität und Relation der Thaterfcheinung an *). 
In letzterer Beziehung find dreierlei Gefichtspunfte zu 
beachten: 
1. die Zahl der thHätigen Perfonen; 
2. die Zahl der verbreherifhen Unterneh: 
mungen; 
3. die Zahl der übertretenen Strafgefege; 
Ein ftrafrechtlicher Unterfchied tritt ferner auch 
ein, je nachdem eine Einheit oder Mehrheit von Ber: 
fonen oder Sachen in den fraglichen Wirfungsfreid ges 
zogen if. Es ergiebt fih alfo eine achtfache Combi⸗ 
nation, tie fie nachftehende Ueberficht darftellt: 


1) Sander, Betrachtungen über die Concurrenz der Verbrechen, 
Archiv des Eriminalr. Jahrg. 1836. ©. 266 fg. ©. 357 fg. 

2) Die Erörterung des Thatbeftandes im Allgemeinen und im 
Befondern tft bei Prüfung der Borfragen immer die Haupts 
fache; hierauf folgt die Erforfhung der Thäterihaft und Bus 
rechenbarkeit. Sn beiden Hinfihten aber wird alsdann die 
Zrage der Ausdehnung und Beziehung der That widhtig. Nur 
ift leßtere felten von Schwierigkeit, weil bei weiten die Mehr⸗ 
zahl der Werbrechen einfach und ohne Complication mit andern 
Perſonen oder Thaten verübt wird. 
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Ein Thäter 
oder mehrere Ihäter begehen 


FE U — © 
Eine That Mehrere Thaten 
un nun — — — 
gegen gegen gegen gegen 


Ein Strafgeſ. mehr. Strafgeſ. Ein Strafg. mehr. Strfg. 


——rnr — —— — u ——— ——— — 
wider wider wider wider wider wider wider wider 
Eine mehr. Eine mehr. Eine mehr. Eine mehr. 
Perſon Perfonen Perfon Perfonen Perſon Perfonen Perfon Perfon. 

Was nun das ftrafrechtliche Verhältnig der Thaͤ⸗ 
ter anbelangt, fo find die Grundfäge hierüber, fo tie 
über die Abftufungen der auf fie anzumendenden Stra⸗ 
fen, an einem andern Drte vorzutragen ?). 

Wie fi Dagegen der Richter in Fällen zu be: 
nehmen hat, mo eine Mehrheit von Thaten bezie⸗ 
bungsmeife von übertretenen Strafgefeßen und verlegten 
Perfönlichkeiten in einem Urtheil zufammenzufaffen ift, 
dife Frage, d. i. die Lehre von der Concurrenz 
dee Verbrechen, dürfte wohl, im Hinblick auf die 
neuere Strafgefetgebung wenigftens nach ihren Haupts 
richtungen, tieder einer Reviſion zu unterwerfen feyn. 

Die Concurrenz der Verbrechen zerfaͤllt befanntlich 
theils in eine ideale und reale, theils in eine hos 
mogene und heterogene *. An neuerer Zeit tras 
tim an die Stelle diefer Fremdwörter die deutfchen : 
eintHätlih und mehrthätlich, fo mie ferner: 
tinartig und mehrartig. Diefe Ausdrücke find 





3) Die Literatur hat bereits treffliche Arbeiten darüber aufzumweis 
fen, wie 5. B. Stübel, über die Theilnahme mehrerer Pers 
fenen an einem Verbrechen (Dresden 1828). Kitka, über das 
Zufammentreffen mehrerer Schuldigen bei einem Ber brechen. 
Wien 18411. Bauer, Abhandlungen Bd. I. Nr. V u. VIE. 

4) Es iſt begriffsverwirrend, wenn man mit Feuerbach, Lehrb. 
8. 127. diefee Zerminologie die fubjective und objective 
Goncurrenz als gleichbedeutend an die Seite ſtellt. Vergl. 
Abegg, Lehrb. der Strafrechtswiffenfchaft ©. 243. 
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ſehr bezeichnend und verdienen daher allgemeine Beach⸗ 
tung. 


Vom philofophifchen Standpunkte fheint die rich: 
tige Sonfequenz einee Mehrheit von Ötrafgefeübertre: 
tungen darin zu beftehen, daß dafür alle die verwirk⸗ 
ten Strafen neben einander erfannt und nach einander 
abgebüßt werden. Auch fprechen fih die älteren Duck 
ten °) in diefem Sinne aus. Allein die Eriminalpolis 
tif hat längft erfannt, daß man mit diefem Sage in 
eine Härte verfallen würde, welche über den Straf⸗ 
zweck hinausgeht und zur Graufamfelt ausartet. Zwei 
Kreiheitöftrafen in unmittelbarer Aufeinanderfolge has 
ben für Körper und Gemüth des Sträflings offenbar 
eine weit empfindlichere Wirkung, als Hätte er fie mit 
Unterbrechung durch eine, wenn auch nur kurze, Zwi⸗ 
fehenzeit der Freiheit zu erftehen. Denn die Crfahs 
rung lehrt, daß immer, je welter die Strafzeit vors 
ruͤckt, der Sträfling fich zwar um fo geduldiger fügen 
feent ©), aber doch eben nur aus dem Grunde, weil 
feine MWiderftandsfraft gelähmt und fein Lebensmuth 
herabgeftimmt wird. Man darf nie vergeflen, daß das 
Kerkerleben eine Naturwidrigkeit ift, welche fih an jes 
denn damit Geftraften fruh oder fpät unausbleiblich 
rächt; längere Kreiheitsftrafen find daher auch ims 
mer Lebensverfürzungsftrafen, weil feine Mögs 


5) Vollſtändig aufgezählt und erläutert in Bauer’s Abhands 
lungen Bd. 11. ©. 52. 

6) Dies Argument wird auch Häufig in der jept obſchwebenden 
Frage über Einzelhaft gebraucht, wodurd aber die Anhäns 
ger des Syſtems demfelden mehr fchaden, afs nützen, da die 
Einwendung nahe liegt, daß nicht das Mürbemachen der Ges 
fongenen der Zweck der Einfperrung ift, fondern im Gegen» 
theil eine Erſtarkung der moralifchen Kraft. v. Sagemann, 
NRechtsbegründung und Verwirklichung des Grundfages der Eins 
zelhaft. Frankfurt 1848. ©. 55 — 58, 
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lichkeit gegeben ift, in dee Sreiheit die erhaltenen Schaͤ⸗ 
den wieder zu heilen 7). 


$. 2, 

Die zwei Nechtspardmien: singula delicta sin- 
gulas merentur poenas, und: tot poenae quot de- 
licta ®), wovon die eine auf das roͤmiſche 9), die ans 
dere auf das canonifhe 7%) Recht fich ſtuͤtzt, find nicht 
Im engeren Wortverftande, fondern in dem Sinne zu 
nehmen, daß für jedes concurrivende Verbrechen ir⸗ 
gend eine Rüge eintreten fol. Diefelbe Hat aber 
nicht nothwendig in der ordentlichen Strafe zu beftehen, 
fondern fie kann auch in Form der Erhöhung oder 
Schärfung einer für andere Verbrechen zu gleicher Zeit 
erfannten Grundftrafe auferlegt werden. Dies ift denn 
auch die Bedeutung der toelteren Rechtsregel: poena 
major absorbet minorem, nämlich zu Deutfch: „die 
größere Strafe nimmt die Kleinere in ſich auf” 11), nicht 
aber: „die Fleinere verſchwindet in der größeren Strafe.” 
Das Aufnehmen der Pleineren Strafe iſt mithin fo zu 
verftehen,, dag die größere beziehungsmweife die ſchwerere 
Strafart verhältnigmäßig erweitert 72) wird, um zus 





7) Bergl. gl. Abesg, über die Strafe lebenswieriger Breibeitsents 
fegung, im Archiv des Criminalrechts von 1838. ©. 62 fg. 

DB eefuet im Archiv des Kriminalrechts Saba 1838, 

. 8 

9) Nunquam plura delicta concurrentia faciunt ut ullius 
impunitas detur: neque enim delictum, ob aliud deli- 
ctam, minuit poenam, L. 2. pr. D. de priv. poen. 

10) Ea, quae frequenti praevaricatione iterantar, frequenti 
sententia condemnentur. Cap. 1. X. de poenis (5, 37.) 

11) Dies ift auch die wörtliche Pedeutung von „, Abforbiren.” 
Kloß, Kondwörteröug der Tateinifhen Sprache. Brauns 
ſchweig 1847. Bd. 1. ©. 40. 

12) Die bisherige Berfahrunasweife, wonach die mit peinlicher 
Strafe zugleich verwirkte Eörperlihe Strafe nicht damit ver» 
bunden , fondern in einer andern Strafanitalt erftanden wurde, 
hatte immer den Nachtheil, daß ſie, wegen ihrer relativen Ge⸗ 
ringfügigkelt, als eine unnütze Quälerei oder gar als Spielerei 
angeſehen wurde. 
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gleich die Rüge für das geringere Verbrechen auszu⸗ 
drüden. Es wird für letteres nicht eine befondere und 
verfhiedene Strafe erkannt, fondern: die regelmäßige 
Etrafe geht in der Hauptftrafe auf, die Wirfung Au: 
ßernd, daß ſolche ihr gemöhnliches Maag überfchreitet, 
oder auch nur das Marimum erreicht. 

Hierüber nun, nämlich über die Art und Weife, 
wie beim Zufammenfluß der Verbrechen die Fleinere 
Strafe der größeren beigefchlagen wird, giebt das bas 
diſche Strafgefeß v. 1845 wohl die angemeffenften Bor; 
ſchriften: es mag daher erlaubt ſeyn, bei der Aufftel- 
lung einer Theorie fih hieran zunaͤchſt anzufchließen. 

1. Bei meHrthätlidem 13) Zufammenfluß erhält 
die ſchwerſte der verfchuldeten Strafen einen Zufaß 
von ein bis zu zwei Dritteln "9, 

2. Bei einthätlihem Zufammenflug kann jedoch 
nur das hböhfte Maag der auf die fehmwerfte Ueber 
tretung gefegten Strafe erkannt werden 19), 

Diefe Regel modificirt fih nur je nach den Straf: 
arten in folgender Weiſe: 

Zu 1. ift zu unterfcheiden: 

A. wenn mehrere Kreiheitsftrafen verwirft 

find, fo wird 
a. die lebenslänglihe Zuchthausftrafe 
(wie auch die Todesftrafe) weder durch Straf: 
zufäße noch fonft geſchaͤrft 16). Es wird dagegen 
b. beim Zufammentreffen verfchiedener Frei⸗ 
heitsftrafen anderer Art eine Verwandlung 
13) Sander, über die Honcurrenz der Verbrechen, im Archiv 
des Criminalrechts S. 2 
14) S. z. B. badaſhes Strafdeleh §5. 170. 171. 
15) A.a. O 8. 
16) A. a. O. $. 175 Anders ift die Behandlung, wenn währe 
vend Les Wollzuges der Iebenslänglichen Zucdthausftrafe ein 


neues Verbrechen begangen mwird Ss 168). Vergl. meine "und 
Brauers „Beiträge” I. ©. 


DS 
N, 
Sn 
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Aller in die härtefte vorgenommen, fo dafs 
die Gefaͤngniß- und Arbeitshausftrafe in zeit: 
liches Zuchthaus, beziehungsmweife die Gefäng- 
nißſtrafe in Arbeitshausftrafe verwandelt wer: 
den, je nachdem die Combinationen eintres 
ten ($. 172.), wobei jedoch 
1) die Zuchthausftrafe nicht über 30, 
2) die Arbeitshausftrafe nicht über 20, und 
3) die Kreisgefängnißftrafe nicht über 6 Jahre aus: 
ehnt merden darf. Amtsgefängnißftrafe darf unter 
er Borausfegung das Normalmaß von 8 Wochen 7) 
rſchreiten. Mehrere zufammentreffende Amtögefäng- 
trafen werden daher, fobald fie diefe Grenze tiber: 
eiten, im Kreisgefängniß erftanden. Die Amts: und 
isgefängnißftrafe find nämlic, Arten einer und derfel: 
Klaffe von Sreiheitsftrafe, nämlich der „Gefaͤngniß⸗ 
fe.” Der Grund, warum im Amtsgefängniffe Nie: 
id länger ald 8 Wochen fiten darf, ift Fein ſub⸗ 
ver, fondern der objective, daß in diefen Arreftloca: 
wo ſehr häufiger Durchgang und Wechſel Statt 
et, fein Steäfling für längere Zeit eingefperrt mer: 
fol, damit nicht Mangel an Raum eintritt. 
B. Concurrenz von criminellen Dienftfteafen, 
naͤmlich 
a. von Dienſtentſetzung mit Dienſtentſetzung, 
b. von Dienſtentſetzung mit Dienſtentlaſſung, 
oder 
c. von Dienftentlaffung mit Dienftentlaffung, 
wird in der Weiſe berückfichtigt, daß zu der 
ſchwerſten Strafe die übrigen in Sreiheitsftrafe 





) Diefe Marimalgrengen find in manchen neuern Strafgefeßr 
büchern anders gefeßt; wie aber die Beftimmung lauten mag, 
it überall bei der Zufammenrehnung mehrer Strafen dieſe 
Brenzen zu beachten. 


id d. Er. N. 1810. 11. 2t. Q 
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verwandelt, hinzugefchlagen werden 1°). Tritt 
Dagegen 

d. zur Dienftentfegung oder Dienftentlaffung 
eine urfprüngliche Freiheits- oder Geldftrafe 
hinzu, fo mird folhe ohne Verwandlung 
oder Abkürzung vollzogen. 

C. Zufammentreffende Geldſtrafen endlich wer 
den lediglich zufammengerechnet, und wenn da: 
durch Zahlungsunvermögen entfteht, . fo erfolgt 
Verwandlung in Sreiheitsftrafe nach dem im Ge 
fetz aufgeftellten Maßftabe. 


$. 3. 


Um nun auf oben erwähntes Merkmal der Mehr⸗ 
thätlichfeit und Einthätlichfeit zurüchzufommen, iſt web | 
ter zu unterfcheiden: 

3u A. Der mehrthätliche Zufammenfluß hat 
verfchiedene Stadien, welche bei der rechtlichen Beuctheis 
lung in Betracht fommen, nämlich entweder 

1. wird die Mehrheit von Verbrechen, wenn gleich 
nicht mit Einem Echlag, doch duch zufammenhäns 
gende Thätigkeitsäußerungen verübt. Dies find die 
fortgefegten 19) Verbrechen, oder, tie der $. 180 
des Bad. Strafg. ſich ausdrüdt, „mehrfache Uebertre⸗ 
tungen des nämlichen Strafgefeges”, welche entweder: 


18) In den Fällen unter a. und c. läßt fih, wenn auch die con⸗ 
eurrirenden Strafen gleichnamig find, dennoch jedesmal ein 
Unterfchied finden, welcher der hmerere und welcher der 
leichtere Fall iſt. Die Strafe des geringeren Werbredens 
wird alsdann verwandelt, beziehungsweife eine dem Minis 
mum mehr als dem Marimum fich nähernde Erfaefrafe außs 
geſprochen. Bad. Strafg. $. 169. 170. 171. 


19) Mittermaier in Zemmes Annalen der etminateeätt 
pflege Bd. 1. No. 1. Trefurt im Archiv des Crimmalrechts 
Sahrg. 1838. ©. 423 fo. 
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A. zufammen als Ausführung des nämlichen auf 
ein beftimmtes Verbrechen gerichteten Entfchlufs 
fes, oder \ 

B. als Kolgen der nämlichen fahrläffigen 
Handlung zu betrachten find. 


$. 4. 


zu A. Das Gefeg fieht folche Fortfeßungen als 
Randtheile einer und derfelben That, das ift, als ein 
ıziges Verbrechen an, wobei zwar die Fortfeßungen 
) deren Zahl ald Grunde erhöhter Strafbarfeit in 
acht Fommen, jedoch, wie gefagt, das höchfte Maß 

auf das Verbrechen gefesten Strafe niemals übers 
itten werden darf. 

Die richtige Auslegung dieſer Vorfchriften ift von 
Ger Wichtigkeit, weil davon abhängt, ob gegen eine 
ven mehrerer Strafgefetwidrigfeiten angeflagte Perfon 
: eine Strafe oder mehrere Strafen beziehungss 
fe Straffehärfungen auszufprechen find. Auf die wahre 
yeutung folgender Gefeesworte kommt e8 an: 

1) das nämlihe Strafgefeg, 

2) der nämliche Entſchluß und 

3) ein beftimmtes Verbrechen 29). 

1. Unter UWebertretung des nämlichen Strafge— 
zes ift nicht gerade die Uebertretung eines und def: 
en Paragraphen oder Abfatzes eines Strafgeſetzes, 
dern nur das wiederholte Entgegentreten gegen das Ber: 
einer fihern Species von Handlungen zu verftehen, 
3. B. die wiederholte Begehung einer gewiffen Art *') 





») Mittermaier a. a. D. ©. 8. 12. verlangt „1) Einheit 

Bes verbrecherifchen, Entfchluffes; 2) Einheit der Handlungen, 

ſefern fie alle nur die fortfchreitenden im innern Zuſammen⸗ 

bang flehende Entwickelung des nämlichen Entfchluffes find.” 

1) Woftte man ftatt deſſen am engſten Begriff fefthalten, fo 

müßten unter dem nämlichen Strafgeſetz verſtanen ſeyn, daß 
22 


[0 
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von Diebftählen, Faͤlſchungen, Betrügereien, Befchäbdi: 
gungen und insbefondere von Sleifchesverbrechen wie Blut: 
fhande, Ehebruch u. ſ. wm. Die Modalitäten, unter 
welchen jede einzelne That auftritt, Fönnen dabei fehr 
verfchieden feyn und doch wird der Begriff der Korts 
feßung dadurch nicht aufgehoben. Dagegen ift nicht ges 
ftattet,, die Begehung verfchiedener Arten einer Bers 
brechensgattung als Fortſetzung einer und derfelben That 
zu betrachten. DBeifpiele werden die Sache deutlicher ma: 
chen. 

Wenn e8 fih 5. B. von mehreren Faͤlſchungen hans 
delt, fo wird bei der Frage der Fortſetzung darauf zu 
fehen feyn, ob es fammtlich 

a. Faͤlſchungen von Scripturen, oder 
b. Faͤlſchungen von fonftigen 22) Zeichen des äffentlis 
chen Vertrauens find. ' 

Zu den unter a) bezeichneten gehören die Faͤlſchungen 
1. von öffentlichen Urfunden (Badifches Strafe. 

$$. 423 — 429 und 432.), | | 
2. an Privaturfunden (a. a. D. $$. 430. 431, 433.), 
3. von Ötaatspapieren (a. a. D. 8§. 435.), fo wie 
der gemwinnfüchtige Gebrauch folcher von Andern 

gefertigten Urfunden (a. a. O. $$. 436. 437.), 


der Verbrecher mehrmals den nämlichen Paragraphen des 
Geſetzes überträte, welches aber kaum anders wie als ein fels 
tenes Phänomen vorkommen ann, indem in der Negel keine 
menſchliche Handlung der andern vollfommen gleich ift. Nicht 
„‚gleih” Sondern „gleihartig” wollte der Geſetzgeber fagen. 
Die entgegengefegte Anficht dürfte nur unter den fogenannten 
Buhftabengelehrten MWertheidiger finden. S. meine und 
Brauer’ „Beiträge? Band I. ©. 271. 

22) Man finder nicht Teicht, daß daflelbe Subject hinter einan⸗ 
der erſt Fälfchungen von Schriftzeichen, dann Fälſchungen von 
obrigfeitlich eingeführten Acchtheitszeichen begeht. Das Habis 
tuelle, was in der Fortfegung liegt, macht fich dadurch gel« 
an daß der Verbrecher in einer und derfelben Verrichtung 

erharrt. 
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Den unter b. genannten Faͤlſchungen dagegen find bei⸗ 
mählen 

1. die Faͤlſchung von Grenz: und Wafferberechtis 

gungszeichen (a. a. D. $$. 438. 439.), 

2. von Stempeln und Siegeln (a. a. O. 8. 440. 

441. 444 — 447.), 

3. von Gold⸗ und Silbeewaaren (a. a. 9. $. 442.) 
Man fönnte zwar die ftrengere Anficht vertheidigen, daß 
weder die Faͤlſchungen von öffentlichen und Privatur: 
funden unter fih, noch mit den Faͤlſchungen von Hans 
dels⸗ und Staatspapieren, und eben fo wenig die Fälz 
ſchung von öffentlichen Stempeln mit der Faͤlſchung von 
Sabrifftempeln zufammengemorfen werden dürfen: allein 
ed fpricht doch dafür die Nehnlichkeit der Manipus 
lation, welche in Beziehung auf die Frage der Forts 
fegung von entfcheidendem Gewicht if. Nicht auf die 
Gleichheit der Unterart, fondern. der Hauptart de 
Verbrechens kommt e8 an, wenn man die Worte: „das 
naͤmliche Steafgefeß” im richtigen Sinne auffaßt. 

Wer etwa meint, die im Gefeße 7) beim Rückfall 
aufgefkellten Gruppen ſeyen hier maßgebend, würde irren, 
weil dabei ein anderes Moment, nämlich das der Hart: 
naͤckigkeit **), des verbrecherifchen Willens, in Betracht 
gezogen wird. ft einmal wegen einer Gefegübertretung 
Strafe erkannt, fo erfolgt dadurch eine Außere Admoni⸗ 
tion zur Rückkehr in die Bahn der Gefeglichfeit, und 
muß daher fchon. wegen einer Wiederholung, die nur 
annäherend von der Befchaffenheit der vorigen That ift, 
eine Straffchärfung eintreten. Das fein verbrecherifches 
Verhalten ohne zwifchenliegende Strafe Fortfegende 


23) Bad. Strafg. $. 183. 

24) Darum bezeichnet auch die Theorie den Rüdfall nicht als 
Zortfegung fondern ale Wiederholung des Werbrechene. 
Henke, Handbuch des Sriminalrechts Bd. J. 8. 91, 
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Subject dagegen iſt von befchränfteren Gefichtspunften 
zu beurtheilen, weil es ſich dabei nicht von Wiederho⸗ 
fung, nicht von hartnädiger Auflehnung, fondern von 
ungeftörtem gewohnheitsmäßigen Kortmwirs 
fen in einem verbotenen Thätigfeitsbereihe Hanbelt. 
Bei Wiederholungen fragt fih, mie weit das Straf: 
ſcharfungs recht gehe, bei Kortfegungen, wie weit von 
der Zufammenrechnung mehrerer verwirkten Strafen ab: 
gegangen, alfo wie weit Nachſicht 7) geuͤbt mers 
den foll. 

Die Aufgabe des Geſetzauslegers beruht Hier alfo 
darin, daß er fich eben fo vor zu enger ald zu meiter 
Deutung der Worte: ‚das nämliche Strafgefeg” Hüte ®), 
und dies wird alödann gelingen, wenn er den Grund: 
fat fefthält, daß weder eine entfernte, noch eine nächfte, 
aber eine nahe Verwandtſchaft unter den verfchie 
denen Vergehungen, welche zu gleicher Zeit zur Aburs 
theilung Fommen, obwalten muß, um Fortfeßung ans 
nehmen zu fönnen. 

Ein Dienftbote kann 3. B. jahrelang die Kaffe oder 
die Vorräthe ſeiner Herrfchaft beftehlen 27), ohne das 
durch mehr ald einen, nämlich einen fortgefeßten,, Diebs 
ftahl zu begehen; er Fann dies auch theilmweife unter ers 
ſchwerenden Umftänden thun, mie 5. B. bei Feuersnoth, 
auf dem Felde, mittelft Erbrechung von VBehältniffen, 
oder Eröffnung von Schlöffern durch Diebsfchläffel, und 
die Grundnatur ded Verbrechens, fo wie der Begriff von 
Hortjegung wird Dadurch nicht verändert ®), menn gleich 


— 


25) Straferhöhung tritt wohl ein, aber die Nachficht beſteht 
darin, daß weder Zufammenfeßung noch Schärfung der Stra 
fen vorgenommen wird. Mittermaier aa. D. ©, 

26) al. meine und Brauer's ,, Beiträge” Band 1. ©. zn. 


9. 
27) Mittermaier aa. O. © 15 
28) Bad. Gtrafg. 58. 386. 391. 
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Straferhöhung einzutreten hat. Wuͤrde dagegen der 
Hausdieb einmal Waffen oder andere tebensgefährliche 
Werkzeuge während der That bei ſich führen, fo wäre 
dies Fein gemeiner Hausdiebftahl mehr, fondern ein ges 
fhrlichee Diebftahl, alfo eine gefetlich unterfchledene bes 
jondere Art und Feine Fortſetzung der früheren Diebs 
Rähle mehr. 

Zu 2. Das zweite Moment, nämlich das der 
Einheit des Entſchluſſes, dürfte vielleicht richtiger ad Eins 
heit dee Treiebfeder 29) bezeichnet werden: denn ftreng 
genommen ift der Entſchluß zu jeder einzefnen That im⸗ 
mer wieder ein befonderer. Zu einer menfchlichen Hand⸗ 
lung gehört ftet® | 

1. eine bewegende Urfache, 
2. ein freier Entfhluß und, 
3. eine Äußere Kundgebung des Willens. 


Wohl kann der beftimmende Antrieb fortwirfen, und er 
wird fo lange fortwirfen, als die zu Grunde liegende 
Begierde nicht befriedigt iſt; aber der Entichluß, wenn 
ee audy von vorn herein auf mehrmalige Unternehmuns 
gen gerichtet ift, muß zur unmittelbaren Ausführung jes 
desmal aufs Neue ?9) eintreten, wenn Etwas gefchehen 
fol, weit ohne directe Willensbeftinmmung im Augenblick, 
wo der Thätigfeitstrieb fich vegt, folcher nicht zur Hands 
lung werden kann. 

Wenn daher im Gefeke von „Ausführung des 
nämlichen Entfhluffes” die Rede ift, fo Fann dies 
nur fo zu verftehen ſeyn, daß ein Entfchluß von der 


29) Bergl. Sander im Archiv des Criminalrechts Jahrgang 
1836. ©. 382. 





30) Das Werdienft , diefe Wahrheit aufgededt zu haben, gebührt 
Zee, im Archive des Criminalrechts Jahrgang 1838 
4— 426. 
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nämlihen Befhaffenheit fih mehrmals geltend 
gemacht habe °'). 

Hiernach würde Kortfegung nicht vorliegen, wenn 
A. einmal beim Tanz Etreit mit B. befäme und dem: 
felben ein Auge ausfchlüge, ein andermal dem C. megen 
üblee Nachreden aufpaßte und ihm einen Stich verfekte, 
und das deittemal, um für feinen Freund Rache zu neh: 
men, dem D. einen Arm abjchlüge. In diefen Verbre⸗ 
chen ift Feine Einheit der Triebfeder zu erfennen und läßt 
fi daher nicht fügen, daß fie „die Ausführung des 
nämlichen Entſchluſſes“ feyen. 

Anders verhielte fi die Sache, wenn der B. C. 
und D. fich verabredet hätten, den A. um fein Brod zu 
bringen und diefer nun, aus Selbfterhaltungstrieb, Eis 
nem nach dem Andern, erft dem B., dann dem C. und 
endlih dem D. in eben gedachter Welfe ein Leid zufügte. 
Es wäre dies eine in fortgefegter That verübte Vers 
wundung. Aehnliches ereignet fich bei den meiften Raufs 
händeln, wo die aufgeregten Menfchen wild um fich hauen 
und ftechen, ohne eine andere Abficht, als die entgegen: 
ftehenden Seinde Fampfunfahig zu machen und ihre Reis 
hen wo möglich zu lichten 3%). Während aber bier der 
Richter unſchwer die Einheit der Willensbeftimmung er: 
fennen wird, Fann und muß folche bei Thaten, welche 
in weiteren Zeiträumen auseinander liegen, überall In 
Zweifel gezogen werden, Di8 cin ftricter Beweis fih er: 
giebt, weil man nicht leichtfertig dem Angeflagten eine fo 
bedeutende Nachficht e), wie fie in dem Begriff der Sort; 
fegung liegt angedeihen laſſen darf. 


— — — — 


31) Oder, wie Trefurt a. a. O. S. 426 ſagt: — „weil der 
Verbrecher im Moment einer jeden That den FR Ent: 
fchluß als Inhalt feines Wollens feftgehalten.” 

32) v. Jagemann über Aürperverlegung, im Archiv des Cri⸗ 
minalrechts Jahrgang 1844. ©. 1 
32 u) Bergl. oben Ann. 26, 
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In der Natur der Sache liegt übrigens die Be 
ſchraͤnkung, daß in die fortgefegte That der Fall nicht 
eingerechnet wird, wenn der Angeklagte erft etliche gleichs 
artige Verbrechen, wie 3. B. zwei Pleine gemeine Dieb⸗ 
ſtaͤhle, dann ein anderartiges, wiez. B. einen Diebs 
ſtahl mit Einbruch verübt hat, und hierauf dann mies 
der einen Eleinen gemeinen Diebftahl begeht. Dieſer letz⸗ 
tere kann fhon aus Mangel an Außerem Zufammenhang 
nicht mit jenen beiden zufammengemworfen werden, weil 
die zeitliche Continuität fehlt; allein es iſt offenbar auch 
eine Unterbrechung in der Willensrichtung erfolgt und das 
her nicht mehr im Sinn des Gefeges „der nämliche Ents 
ſchluß“ vorhanden. ft irgend einmal ein Abſchnitt 
im fortgefegten Verbrechen eingetreten, fo kann man nicht 
mehr von Fortfegung, fondern nur etwa von Beginnung 
-cinee neuen Berbrechensreihe 3°) veden, welche in fortges 
fegtee That ausgeführt worden. 

Was die Art der Unterbrechung anbelangt, fo 
macht es feinen Unterfchied, ob das dazwiſchen fallende 
Verbrechen zur naͤmlichen oder zu einer andern Gattung 
von Verbrechen gehört, als die vorigen, und ob dafs 
felbe von ſchwereren oder milderem Charafter ift, als jene. 
Nur auf die einfache Thatfache des Abſpringens von ei: 
nee Act der Gefegübertretung zu einer andern Fommt 
ed an. 

Zu 3. Wenn das Gefeg endlich verlangt, daf die 
mehrfachen Webertretungen Handlungen feyen, „welche 
sufammen als Ausführung des nÄämlichen, auf ein 
beffimmtes Verbrechen gerichteten Entfchluffes 
erfcheinen,” fo will dies nicht etwa fagen, daß die Ueber: 
tretungen alle in zufammenhängender Beziehung zu einem 





33) Zwei oder mehr folcher Complexe fortgefeßter That werden 
dann wie chen fo viel ſucceſfive Einzelnverbreden beurs 
theilt und beftraft. Bad. Etrafg. $. 170. 
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und demfelben Perfonals oder Sachverhäftnig ftehen müf: 
fen, fondern es ift nur Einheit des Zweckes 2) ges 
meint. 

Fortſetzung iſt nicht blos in dem vorhin zu 2. ans 
geführten Falle der mehrfachen von einem Dienftboten 
an feiner Herrfchaft begangenen Entwendungen, fondern 
auch dann vorhanden, wenn Jemand fi vornimmt, in 
verfchiedenen Häufern fi) das Geld zu einer beabfichtigs 
ten Reife zufammenzuftehlen, und alsdann in Zwiſchen⸗ 
räumen von mehreren Tagen oder Wochen erft bei A., 
dann bei B., dann wieder bei A. und endfich bei C., 
ohne qualificieende Umftände, die einzelnen Summen 
fih zu verfchaffen weiß. Im letztern Kalle ift eben fos 
wohl, wie im erften, Einheit der Triebfeder und Eins 
heit des Zweckes vorhanden; auf ein beftimmtes Verbre⸗ 
chen, nämlich auf Zueignung fremden Geldes zur Ans 
-fammlung der Mittel zu einer Reife, geht er von vorn 
herein aus, und es iſt, fofern er diefen Zweck nachweis⸗ 
lich überall vor Augen hatte, nicht einmal nothmendig, 
dag er gleich die Häufer alle beftimmte, wo er ftehlen 
wollte. 


34) Obiger Auffaffung de „beftimmten NBerbrechens” Reht 
jene Mittermaier’s in Zemme’s Annalen Bd. I. ©. 1 
entgegen. Allein jene dürfte außer der grammatifchen Kusle 
gung auch die praftifche Seite für fih haben, weil ein fortges 
feßtes Verbrechen nach der Mittermaierfchen Sheorie nicht 
anders, als durh ſtückweiſe Ausführung eines ieibfänbigen 
Unternehmens zum Worfchein fommen fönnte, wie 3. B. durch 
ein chebrecherifches oder blutfchänderifches Verhältniß. Die von 
Mittermater als nicht hierher gehörig aufgeführten Bei⸗ 
fpiele find allerdings Beifpiele von Fortfegung: denn das „bes 
ſtimmte“ Werbrechen ift vorhanden, fobald der Unternehmer 
auf ein gemiffes ftrafgefegmwidriges Ziel auszugehen beſchließt 
und zu diefem Zwecke mehrmals gleichartige Handlungen 
vollführt. Daß übrigens nicht die „Beziehung auf das 
nämliche fortdauernde Verhältniß“ erforderlich fen, giebt Mitte 
termater a. a. D. ©. 13. felbft zu, und feine vorhin ges 
nt Begriffebefchränfung dürfte eben damit nicht zu vereinis 
gen ſeyn. 
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Dhne die Annahme eines durchlaufend gleichen Zies 
les hätte das Wort: „zufammen” im Gefege feine 
teiftige Bedeutung. Daffelbe fordert einen Zufammens 
hang unter den mehrfachen Uebertretungen, welcher, wenn 
nicht zugleich ein Außerliher, doch regelmäßig ein 
innerlicher ſeyn foll. 

Dadurch wird übrigens der Begriff, den die Doetrin 
von Fortſetzung des Verbrechens aufftellte, mefentlich eins 
geengt, indem fünftig neben der Gfeichartigkeit der Tha⸗ 
tm auch ein fortwirfender Saufalnegus derſel⸗ 
ben dargethan feyn muß. 


$. 5. 


Zu B. Was bisher (zu A.) von den vorfäglichen 
in fortgefegtee That verübten Verbrechen ausgeführt 
wurde, gilt in gleicher Weife von den fahriäffigen ®) 
Verbrechen, nur mit dem Unterfchiede, daß hier nicht 
von einem Entfchluß die Rede feyn kann. Die oben ers 
wähnten Punkte, welche im Allgemeinen zur Thatbe⸗ 
ftandserdrterung der Kortfegung gehören, modificiren fich 
daher bezüglich der Fahrlaͤſſigkeit wie folgt: 

Es muß verlegt feyn 

1. das nämlihe Strafgeſetz 

2. durch die nämliche fahrläffige Handlung, des 
ren Kolgen 

3. zufammen ein beftimmtes Verbrechen darftellen. 

Zu 1. Was unter dem „römifchen Strafge: 
fe” zu verftehen iſt, ergiebt fih aus dem oben zu 1. Ber 
merften. Auch hier wird eine Wehnlichkeit der Manipu⸗ 
lation und eine nahe Verwandtfchaft der mehrfachen Uebers 


35) Da Zahrläffigkeit nur in den Fällen beftraft werden darf, 
in welchen das Sefeß fie namentlich mit Strafe bedroht hat, 
fo ift von diefer Befugniß nur mit großer Vorfiht Gebrauch 
ie ‚machen. Henke, Handbach des Criminalrechts Bd. 1. 
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tretungen in ihrem criminellen Charafter gefordert, wie 
z. B. wenn Jemand einmal beim Echeibenfchiegen, das 
anderemal auf der Jagd, das Ddrittemal beim Probiren 
einer Flinte andere Perfonen verwundet, und zwar den Ei⸗ 
nen unbedeutend, den Antern eines Being, den Dritten 
eines Einnes beraubt. Alles dies enthält eine Webertres 
tung des Verbots der nicht qualificirten Koͤrperverletzung. 

Zu 2. Dem Wortlaut des Gefeges nad) Fünnte man 
auf die Meinung verfallen, daß Fein mehrfaches Handeln 
oder Unterlaffen zur fortgefegten Sahrläffigfeit nöthig ſey. 
In diefen Einne find aber die Worte „Folgen der nam: 
lihen fahrläffigen Handlung” nicht zu nehmen; 
es ift Damit nicht eine und diefelbe, fondern eine Reihe von 
gleihartigen Handlungen gemeint. Wäre e8 nur 
eine Handlung, fo würde die Mehrheit der daraus ent 
frehenden fträflichen Folgen nicht als Fortfegung zu betrach⸗ 
ten ſeyn: denn die Kolgen find gleihfam das Fatum der 
That, und liegen daher meift außer Berechnung des Thäs 
ters: fie koͤnnen, je nachdem fie mehr oder minder vorher: 
fehbar *%) waren, auf die Strafbarfeit deſſelben Einfluß 
haben; aber fie find ihm nicht als eine Wiederholung des 
ungefeglichen Verhaltens aufzurechnen. 

Sortgefegte Sahrläffigfeit wäre alfo z. B. darin nicht 
zu erfennen, daß die Luftfeuche, welche von einer oͤffentli⸗ 
chen Dirne ausgeht, auf mehrere Subjecte dadurch über: 
tragen wird, daß die urfprünglich angeſteckte Mannsper⸗ 
fon wieder mit einer andern Dirne und diefe mit weiteren 
Mannsperfonen fich einläßt. (Bad. Strafe. $. 369.) 

Dagegen läge eine fortgefegte That darin, wenn Yes 
mand Gift, um die Gefahr aus feinem Haufe zu fchaffen, 


36) Im „Nichtgewollthaben bes doch "möglichen und fdyuldigen 
Willens”, beruht nach neuerer Terminologie das Welen der 
Sulpa. Berner, die Lehre von der Zheilnahme am KRBerbres 
hen. Berlin 1847. ©. 155. | 
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In einen offenen Brunnen würfe und alddann mehrere Men⸗ 
fhen durch das hieraus gefchöpfte Trinkwaſſer vergiftet wuͤr⸗ 
den 37). Hier fommt eine eigentliche That auch nur ein: 
mal vor, nämlich beim Werfen des fchädlichen Stoffes In 
das Wafler: aber die Sahrläffigkeit Fann aus ftrafbarem 
Thun und Unterlaffen 3%) zufammengefegt feyn, und 
fie ift dies im vorliegenden all, da der Thäter, nachdem 
er die leichtfertige Handlung verubt, auch im Verlauf der 
Zeit fich nicht die Mühe nahm, darüber nachzudenken, 
welches Berderben dadurch über viele Nebenmenfchen ge: 
bracht werden fünne, beziehungsmeife nicht das Waffer 
ausfhöpfen oder den Brunnen fchliegen ließ. 

Zu 3. Wenn auch hier ein „beftimmtes Ver; 
brechen” 3°) als Erfolg der fortgefegten Fahrlaͤſſigkeit ges 
fordert wird, fo hat dies der Natur der Sache nach einen 
andern Einn als bei der vorfäglichen Fortſetzung. Waͤh⸗ 
rend bei diefer „, Einheit des Zweckes“ darunter verftanden 
wird, fann man hier nur von objectiven Zufammenhang 
fprehen, oder, mit andern Worten, e8 muß der ſtraͤf⸗ 
liche Willensfehler, welcher in der Sahrläffigkeit liegt, auf 
ein beftimmtes Thun oder Unterlaffen fich beziehen. Wenn 
z. B., um auf obiges Beifpiel zurüchufommen, Jemand 
ald Soldat bei Schiegübungen im Dienft feichtfertig ver: 
wundet, Fann diefe That nicht in Eins zufammengemworfen 
werden mit einer andern, wo derfelbe in Mußeftunden ein 
Feuerwerk macht, Durch welches er eine mehrere Perfonen 
verlegende Erplofion verurfacht. 


37) Bad. Strafg. 88. 245. 246. 

38) Abeg 9, Lehrb. der Strafeehismäffenfcheft SS. 73. 85. 91. 
Henke, Lehrb. d. Eriminalrehts Bd. 

39) Die culpa ift überall nad —8 —* "aolun zu betrach⸗ 
ten, da fie gleichfam deſſen Schatten if. Culpa ift eine Nachs 
täffigkeit und dolus eine Werderbtheit des Willens, beide find 
aber Willensfehler gegen ein beftimmtcs Strafgeſetz. — 
Henke, Handbuch des Eriminalrchts Bd. I. ©, 350. 
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. 6. 


Der Vortheil, welcher für die Angeflagten daraus 
entfteht, daß man mehrfache vorfägliche oder fahrläffige 
Gefegübertretungen als ein einziges fortgefeßtes Verbrechen 
anfieht, befteht darin, daß alsdann auch nur Eine 
Strafe dafür audgefprochen wird, welche das Marimum 
der betreffenden Strafdrohung nicht überfteigen darf. Der 
Richter würde fih aber wohl dem Vorwurf zu großer 
Milde ausfegen 79), wenn er nicht menigftens bei dreima⸗ 
figer Fortſetzung ſchon die Höchfte Strafe erfennte. Auch 
ft Hierbei befonders zu empfehlen, von der Crmächtigung 
der Straffehärfung Gebrauch zu machen: denn je öfter, eine 
Frevelthat wiederholt wird, um fo zweifelloſer tritt die 
etwa vorhandene boshafte, eigennüßige oder ſonſt ſchaͤnd⸗ 
liche Sefinnung zu Tage. 


8. 7. 


Der zufammenhängenden oder fortgefegten Mehr: 
thätlichkeit fteht entgegen die unzufammenhängende 
oder mehrartige. Hier walten wieder verfchiedene Ge⸗ 
fihtspunfte ob. 

A. Da die Einheit des Entfchluffes beziehungsweiſe 
des Willensfehlers (1. A. und B.) nicht zu vermuthen, fons 
dern als ein Grund zur milderen Behandlung des Thäters, 
jedesmal ftreng zu erweiſen ift, fo Fönnen viele gehäufte 
Ueberteetungen, für welche der Anfchein, nicht aber bie 
Gewißheit fpricht, daß fie in fortgefegter That verübt find, 
als eine Reihe felbftftandiger Verbrechen angefehen und bes 
ftraft werden. Wenn z. B. Jemand in das naͤmliche 


40) Man muß nur bedenfen,, daß die meiften auf Fortfegung 
lautenden Ankflagen Diebe und Betrüger betreffen, diefe 
aber ihre Werbrechen gewöhnlich gewerbemäßig betreiben 
und in der Regel eine noch größere Reihe von Uebelihaten 

begangen haben, als zur Kenntniß des Gerichte Eommen. 
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Haus mehrmals einfteigt, „und einmal Kleider, einmal 
Bed und einmal Nahrungsmittel entwendet, fo fann es 
fi geftalten, daß diefe drei Hebertretungen nicht ale fort: 
gefegte That, fondern ald drei Diebftähle mit Einfteigen 
beftraft werden, in der Vorausfegung nämlich, daß der 
Entfchluß zu den drei Unternehmungen nicht gleich bei der 
erſten gefaßt und der Zweck davon nicht überall gleich *1) 
war. Es kann ſich 3. B. herausftellen, daß fragliches 
Subject auf die Kleider ausging, um am nächften eier: 
tag fich ftaatlich anzuziehen, daß dann in Folge einer ans 
gedrohten Prändung der Entfchluß zur Geldentwendung, 
und fpäter wieder, um etlihen Kameraden ein Gelag zu 
veranftalten, der zur Fleiſch- und Weinentwendung ents 
ftand. 

Nimmt man in diefem Falle Fortſetzung an, fo 
würde die Strafe höchftens aht Fahre Zuchthaus erreis 
hen; nimmt man aber dreifachen Diebftahl mit Eins 
fteigen an, fo würde fie bis auf dreißig Jahre Zudt: 
haus fteigen können ??), 

B. Beim Zufammentreffen einer Mehrheit von nach 
einander verübten Verbrechen, wo Gleichartigfeit entweder 
gar nicht, oder nur mit Unterbrechungen vorhanden war, 
ift die richterlihe Würdigung in Beziehung auf jedes eins 
zelne unabhängig vom andern vorzunehmen, und erft 
bei der Straffindung kommen die Rückfichten des $. 4. in 
Betracht. ine innere Berwandtfchaft kann wohl zwifchen 
den verfchiedenen Verbrechen Statt Haben, wie z. B. wenn 
erft eine Verwundung, dann eine vachfüchtige Befcbädis 
gung, und endlich eine Brandftiftung gegen eine und diefelbe 
Perfon in der von vorn herein gefaßten Abſicht, dieſelbe 

41) Darin unterfcheider fi mwefentlich die neue Begriffsbe⸗ 
ſtimmung von der bisher in der Praris befolgten, welche, ohne 
nach der Innern Genefis zu fragen, alle zufammentreifenden 


gleidhartigen Verbrechen Klehrhin © gi Fortſetzung behandelte. 
42) Bad. Strafg. 85. 381. 170. 
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allmaͤhlig zu Grunde zu richten 22), verubt wurden. Mag 
diefes pſychiſche Moment hier für die Strafausmeffung von 
Bedeutung feyn, fo ändert e8 an der Natur der einzelnen 
Verbrechen, welche jedes nach feinem eigenen Gehalt zu 
prüfen find, Nichte. 

C. Regel ift, daß zufammentreffende Verbrechen Ge: 
genftand dee naͤmlichen Strafurtheils find, meil 
die nach defien Verfündung verübten entweder ganz abge: 
ſehen von den frühen oder als Rückfälle zu beurtheilen find. 

Hiernach ift es in das Intereſſe des Thaters gelegt, 
die im Urtheil nicht berückfichtigten früheren Verbrechen vor 
vollftandiger Verbüßung der Strafe felbft anzugeben, das 
mit ihm noch die gefegliche Nachficht zu Theil werde **). 
Denn es foll und Fann dies von dem Zeitpunft an nicht 
mehr gefchehen, wo der Vollzug der Strafe, welcher die 
weitere Buße in billigem Maße beizufchlagen wäre, zu 
Ende ift. 

Wollte man ftreng zu Werfe gehen, fo ließe fich fa: 
gen, daß nur dann diefe Nachficht eintrete, wenn an dem 
Tage der Schöpfung des neuen Strafurtheils Die vorige 
Strafzeit nicht ſchon abgelaufen ift 8): allein es kaͤme dann 
wirfli Alles auf den Fleiß oder Unfleiß der damit befchäfs 
tigten Unterfuchungs= und Strafrichter an, und dürfte das 
ber die Anficht mehr für fi) haben, daß ter Augenblick 
der Kundwerdung des mweitern, noch nicht abgeftraf- 


43) Daraus fieht man deutlich, daß die Bezichung mehrerer Ver⸗ 
brechen „auf das nämliche perfönliche Verhältniß“, wie Die 
Doctrin fagt, nicht ausreicht, ra Fortfegung anzunchmen. 
Bauer, Abhandlungen Th. II. S. 38, 39. Henke, Handb. 
des Sriminalrechte Bd. 1. ©. Pr 

44) Der Unterfuchungsrichter wird wohl daran thun, den Anges 
Elagten überall hierauf aufmerfjam zu machen; worin gewiß 
cine moralifche Nöthigung zu Sclöftanflagen Niemand Ruben 
wirt: „ Jagemann Handb. der Unterſuchungskunde Bd. 


$. 27 
45) Kal, ©Sırafg. $. 179. 
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ten Verbrechens bei Gericht entfcheidend, und der dann er: 
folgende Strafzufag, wenn der Verurtheilte inzwiſchen 
auch ſchon aus der Strafanftalt entlaffen oder die Straf: 
fumme erlegt ift, nachträglich zum Vollzug Fomme. 

Eine nach verbüßter Strafe befannt werdende That 
hingegen ift fo zu beurtheilen, als twäre früher Feine Strafe 
erfolgt 26). 

Ehen fo wird man wohl auch verfahren müffen, wenn 
bei Aburtheilung eines fortgefegten Verbrechens eine als 
Glied deflelben zu betrachtende That erft fpäter befannt 
wird. Gefchieht dies auch noch während der Straferftes 
hung, fo Fann das Gericht ein neues Urtheil nicht erlaffen, 
weil Fein neues Verbrechen, fondern nur ein weites 
ver Thatumftand ?7) eines ſchon abgeurtheilten zum 
Vorfchein kommt, welcher als ein fo mefentliches Factum 
nicht gelten fann, daß das vorige Urtheil wegen Auffins 
dung neuer Thatfachen revidirt und abgeändert werde. 


$. 8. 


DI. Das einthätliche *) Zufammentreffen von 
Verbrechen (Bad. Strafe. $. 182), fo Flar an fich der Be 
geiff iſt, kann gleichfalls Mißverftändniffen unterliegen, 
und bedarf daher einer näheren Befprechung. 


46) Mit Ausnahme der wegen Rüdfals nach Umftänden eintres 
tenden Schärfung. 

47) Das Badifche Strafgeſetz $. 180. nennt bei der Fortfegung 
der mehrfachen Uebertretungen nur „Beftandtheile” einer 
und derfelben That. 

48) Anders würde es fich verhalten, wenn wegen fämmtlicher 
Uebertretungen außer der fpäter befannt gewordenen eine reis 
fprehung aus Mangel an Beweis erfolgt ift, in Bezug auf 
legteres aber ein vollftändiger Beweis ſich ergäbe. Hier wäre 
wirklich die neue Thatfache von Erheblichkeit, weil fie dem 
Freigelprochenen nachträglich eine Strafe zuzichen könnte. Aber 
dem Geift des $. 180 des Bad. Strafg. wird es gleichwohl 
auch bier entfprechen,, daß eine Reaſſumtien nicht eintritt. — 
Bad. Strafpr.» Drdn. $. 302. 


Ki» d. Gr. 8. 1849. 11. &t. R 
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Als Concurrenz ift nicht zu betrachten, menn in ei: 
nem ſchwereren Verbrechen zugleich ein leichteres enthalten 
ift, daß diefes ein Merfmal zum Thatbeftand des ſchwere⸗ 
ren abgiebt. Es ift z. B. nicht Mord und Raub neben 
einander zu befteafen, wenn der Räuber feine That mit 
Aufhebung des Lebens des Beraubten befchloß und aus 
führte (Bad. Strafg. $. 412), gleichviel ob die Toͤdtung 
lediglich zum Zweck der Beraubung oder. zugleih auch aus 
Rache und Blutdurft verubt wurde. Ein Verbrechen nur, 
und zwar ein qualificirtes, ein Raubmord oder ein mittelft 
Tödtung verübter Raub liegt hier vor, und die Anwen- 
dung dee Grundfäge über Concurrenz findet daher nicht 
Statt. 


Eben fo wenig Ift man aber zur Annahme eines eins 
thaͤtlichen 7?) Zufammenfluffes berechtigt, wenn die Mehr: 
heit der Verbrechen in nahen Zeiträumen nach einander 
begangen if. Es laßt fich zwar eine Combination von 
der Befchaffenheit denfen, daß die Einthätlichfeit ohne 
Eoincidenz der Verbrechen im gleichen Moment vorhanden 
ft, wie 3. B. wenn ein aufgeregtee Redner eine ganze Ges 
fellfchaft angreift und dabei in wenigen Minuten mehrere 
Perſonen in verfchiedener Art injuriirt 9%), oder wenn der 
eingeſchlichene Dieb in Kurzem mehrere Stuben verfchiede; 
ner Perfonen deffelben Haufes ausplündert: aber dies koͤn⸗ 
nen immer nur ſolche Fälle ſeyn, wo der verbrecherifche 
Entſchluß unmittelbar fortwirfend von einer That zur ans 
dern treibt, fo dag man in der ganzen Reihe von Ereignifs 
fen nur eine einzige *1) Handlung erblicfen Fann. 


49) Bauer Abhandlungen Th. II. ©. 63 fg. 


50) mitermaler gn Demme’s Annalen der Sriminalrcchtse 
pflege Bd. I. ©. 

51) Ohne jedoch in en Begriff der Zortfegung überzugehen, 
welche zwar eine That, aber mehrfache Uebertretungen ent: 
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Auch das Umfchlagen eines urfprünglich beabfichtig- 
ten geringern Verbrechens in ein größeres ift fein Zufams 
menfluß der Verbrechen, alfo 5. B. nicht der Fall, wenn 
Jemand auf Verwundung ausgeht und den Tod des Ans 
gegriffenen herbeiführt, oder penn Jemand eine bloße Bes 
ſchaͤdigung duch Feuer bezweckt und daraus ein Brand 
entfteht (Bad. Strafg. $$. 212. 553.): denn fobald die 
ſchwerere That dem Angeklagten zugerechnet wird, fo teitt 
die intendirte geringere aus der felbftändigen Bedeutung, 
welche fie ohne jene Fortſchreitung gehabt hätte, in die ei⸗ 
nes Thatbeftandömerfmals bezüglich der ſchwereren zurück, 
und mag fie alddann auch zur Erhöhung der Strafe beitras 
gen, fo ift fie doch nicht im Urtheil mit zu erwähnen. 

Der Begriff des einthätlichen Zufammenfluffes zer: 
gliedert fich fonach dahin, daß dazu gehört 
1. eine einzige, oder, wie das Geſetz fagt, „eine und 
diefelbe” Handlung ; 
2. die dadurch bemwirfte Uebertretung 
a. mehrerer Strafgefege 
aa. gegen eine oder 
bb. gegen mehrere Perfonen; oder 
b. deſſelben Strafgefeges gegen mehrere Perfonen. 

Zu 1. Sn welchem Sinne die Worte: „eine und 
diefelbe Handlung” zu nehmen find, wurde fo eben 
erläutert. Es ift nur noch beizufügen, daß der Unter: 
ſchied folchen Zufammenfluffes von der Kortfegung darin 
beſteht, daß bei diefer nur Praft einer gefeglichen Fiction 
mehrere Einzelhandlungen als Beftandtheile einer und ders 
felden That angefehen werden, mährend bei einthätli: 


böälte Der obengedahte Fall dürfte als eine mit Unterbre⸗ 
chungen vollführte That zu bezeichnen ſeyn, fo daß man bet 
mehrfacher Begehung des nämlichen Verbrechens folgende drei 
Grade zu unterfcheiden hätte: 1) das mit Unterbrehungen 
verübte, 2) das fortgeſetzte und 3) das wicderholte 


Berbrechen. 
R2 
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her Concurrenz die miehrfachen Lebertretungen wirklich 
in untrennbarem Zufammenhang ftehen müffen. 

Zu 2. Was das Berhältnig der übertretenen 
Strafgefege betrifft, fo liegt Hier nicht mie bei der Be 
geiffsbefrimmung der Fortfegung irgend Grund zur ein - 
fchränfenden Interpretation vor, weil es keineswegs auf 
die innere VBerwandtfchaft der Thaten, fondern blos auf 
deren Zufammentreffen im gleichen Zeitpunft ankommt. 
Einthätlihe Concurrenz iſt e8 daher eben fowohl, wenn 
dDaffelbe Subject mit der einen Hand den A. beraubt, mit 
der andern den B. verwundet, ald wenn eg, dem vorge 
dachten Beifpiel gemäß, unmittelbar auf einander folgend 
mehrere Fleine, oder zum Theil auch ausgezeichnete Dieb: 
ſtaͤhle vollbringt. 

Zu dieſer Kategorie gehoͤrt ferner auch die Combina⸗ 
tion, welche man früher culpa dolo determinata °2) 
nannte, melde aber nichts Anderes, als Zufammenfluß 
eines fahrläffigen mit einem verfuchten oder vollbrachten 
vorfäglichen Verbrechen ift, vwole wenn 5. B. Jemand mit 
einem, lediglih auf den A. gezielten, Schrotfchufle zu⸗ 
gleich den B. und C. trifft. 

Ein und daſſelbe Strafgefeg Fann gegen ein Indivi⸗ 
duum nur einmal, mehrere Strafgefege dagegen koͤnnen 
gegen eine fomohl al8 gegen mehrere Perfonen in demfel: 
ben Zeitpunft *8) übertreten werden, wie 5. B. die Weg: 
nahme verfchiedener Gegenftände aus verfchiedenen Behält: 
niffen oder die mehrfache Körperverlegung an derfelben Per: 
fon Degangen, nicht eine Concurrenz von Verbrechen, fons 


52) Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechts, 13. Ausgabe, 
$. 60. und hierzu Note I. von Mittermaier. Henfe, Hands 
buch des Criminalrechts Bd. I. $. 56. Berner, Zheilnahme 
am Verbrechen &. 115 fg. 

53) Unter Zeitpunft iſt nicht gerade ein Moment, fondern ein 
durch fortdauernde gleichartige Thätigkeit ausgefüllter Furzer 
Seitraum zu verftehen. 
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dern nur ein in unmittelbar an einander gereihten Thatab⸗ 
ſchnitten verübtes Verbrechen darftellen. 

Einthätliches Zufanmentreffen hat, da der geſetz⸗ 
widrige Wille fo wie die unrechten Thaten im ſtrafrechtli⸗ 
hen Sinne doch nur als Einheit erfcheinen, Feine Straf; 
erweiterung wie das mehrthätliche, fondern, wie oben fchon 
erwähnt iſt, nur das Ausfprechen der auf die fehmerfte 
concuerirende Uebertretung gedrohte Strafe mit angemeſſe⸗ 
ner Erhöhung jedoch ohne Weberfchreitung des Höchften 
Maßes derfelben, zur Folge, fofern nicht im befondern 
Fall ein anderes verordnet iſt. 
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VI. 
Ueber den 

Begriff des Hochverrathes 
von 


Heren Dr. Hein. Marquardfen 
in Heidelberg. 


Die Strafrechtsmiffenfchaft befindet fi gegenwärtig an 
einem entfchiedenen Wendepunfte; wohin man blickt, wan⸗ 
fen die alten Begriffe, und neue Erſcheinungen, aus einer 
völlig veränderten Anfchauungsmweife hervorgehend, dränz 
gen empor. Die ganze Behandlung bes Stoffes fängt an 
eine andere zu werden. Hielten die Steafrechtsfchriftfteller 
es früher für ihre Aufgabe, fey e8 einen Begriff im Syſtem 
oder ein Inſtitut aus dem Strafprozeß in ethographifcher 
Weiſe durch alle Rechtss und Eulturepocben von der roͤ⸗ 
mifchen Hinuber in die chriftlich = germanifche Welt und auf 
die Gegenwart Echritt vor Schritt zu verfolgen, fo fcheint 
man fich jegt begnügen zu wollen, im engeren Kreis der 
Gegenwart zu bleiben und anftatt das Wefen eines ftraf; 
rechtlichen Begriffs durch die Vergleihung mit feinem feüs 
heren Inhalt in einer von der unfrigen ganz verfchiedenen 
Zeitlage zu gewinnen, fucht man durch eine fo zu fagen 
fonchronifirende Behandlung aller bedeutenden Fragen die 
Refultate, welche bei zeitgenöffifchen Völkern Doctrin und 
Pragis erzielt Haben, fich Dienlich zu machen, und fo eine 
allgemeine Betrachtungsmeife auf pofitiven Grundlagen ans 
zubahnen. 
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Es find noch nicht viele Fahre her, daß Strafrechte: 
Ichrer, die, wie Mittermaier, auch für die Beftrebungen 
des Auslandes Auge und Ohr hatten, als fterile Polyhis 
ftore galten, die wohl viel mußten aber wenig nügten ; die 
Gefaͤngnißlehre fcheint zuerft auf außerdeutfche Bemühuns 
gen im Strafrecht aufmerffam gemacht zu haben; hier 
mußte man fich geftehen, daß Nordamerika zwei fertige 
Epfteme vorweifen fonnte, während wir, die zroifchen ih: 
nen al&bald zu urtheilen hatten, von der Bedeutung und 
Art der Kreiheitsftrafen ung nichts Hatten träumen faffen. 
Fest ſtehen die Sachen fehon anters, und die vergleichende 
Jurisprudenz, die Erforfchung namentlich der Strafrechtss 
zuftände bei den mitlebenden Bölfern gewinnt immer mehr 
eifrige Jünger Es ift erfreulich zu denken, daß allerwärts 
im der wiffenfchaftlichen Welt diefe Richtung. in einem Au: 
genblick zur Blüthe gelangt, mo in der politifchen die Zeit 
der Scheidungen gefommen ift, too fi um das. Centrum 
einer gemeinfamen Nationalität Ekemente, die fo unge cens 
teifugal waren, zu fegen beginnen und altgermohnte Bande 
für immer zu zerreißen fcheinen. Während ein unverftäns 
diger Kosmopolitismus und ein atomifirender Partifularis: 
mus auf dem politifchen Gebiete nationalen Beftrebungen 
weichen müflen , entfaltet die Wifjenfchaft ihre Schwingen 
weitere und weiter und bitdet fo eine verfühnende Brücke 
zwifchen den politifch fich feheidenden oder entgegengefegten 
Körpern. Diefe Gemeinfamfeit firafrechtlicher Prinzipien 
(auf das Strafreht Hat ſich bis jegt die vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft im Wefentlichen befchränft) ift natürlich 
und bei Bölfern einee und derſelben Eufturftufe denkbar, 
und fo werden wir nicht eben nöthig haben, auf die Ruf: 
ſiſche Juſtiz Rücficht zu nehmen, aber Frankreich, Eng⸗ 
land, Rordamerifa, Scandinavien und Stalien ftehen 
Deutſchland unzweifelhaft in den das Strafrecht und feinen- 
Eharafter beftimmenden Verhältniffen fo nahe, daß ihre 
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Zuftände die forgfältigfte Vergleichung verdienen. Dies 
fchliegt jedoch nicht aus, daß, je nachdem bei einem ftraf- 
rechtlichen Gegenftande Momente Hinzutreten, die mit dem 
Nationalen der Staatsgeftaltung oder befonderen Landess 
fitten zufammenhängen, die Bedeutung einer allgemeinen 
Betrachtung der angeführten inductiven Art ſich abſchwäaͤcht 
und wir entweder auf eine reinpofitive oder reinphilofophis 
ſche Entwiclung der zur Frage ftehenden Materie hinge⸗ 
wiefen werden. 

Eine eigenthümliche Stellung nimmt in diefer Bezie⸗ 
hung da8 Berbrechen des Hochverratbs ein. Die Be 
hauptung, daß diefe Lehre jegt einer neuen Begründung 
benöthigt fei, wird nicht leicht beftritten werden; aber über 
den dabei einzufchlagenden Weg Fönnen manche Zweifel obs 
walten. ine reinhiftorifche Entwicklung würde ſchwerlich 
zu einem fruchtbringenden Ziel führen; wer fie bearbeitete, 
würde aber eben fo viel verfchiedene Themata, ald wir in 
der Rechts⸗ und Eulfturgefchichte große Zeitabfchnitte has 
ben, zu fehreiben feheinen. Man vergegenmwärtige fich den 
militairifch-religiöfen Inhalt des altrömifchen Begriffs, den 
afiatifch-defpotifchen Charakter in der Kaiferzeit, das lehns⸗ 
rechtliche Sundament während des Mittelalters, und ends 
lich die patriarchalifch-privatrechtliche Anfchauung des Staas 
tes in den legten zwei Jahrhunderten, dem die Wärme des 
Lehnsnexus und die Energie des Repräfentativftaats fehlte; 
und man fann nicht zweifeln, daß hier nicht derfelbe Kern 
in verfchiedenen Schalen vorliegt, fondern Kern und 
Schale wechſeln; man wird noch weniger hoffen, aus 
diefen fo verfchiedenen Epochen für die Gegenwart und das 
heutige Staats» und Strafrecht irgend bedeutende Winfe 
zu fammeln. Aber auch aus der eigentlich vergleichenden 
Aurisprudenz iſt für den Hochverrath nicht viel zu gewins 
nen. Dies muß auffallen, denn im Allgemeinen läßt ſich 
wohl behaupten, daß zwifchen Staateindividuen derfelben 
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Eufturftufe eine größere Uebereinftimmung in allem We: 
fentlichen herrſche, als zmifchen einzelnen Menfchen, die 
mehr von fubjectiven Einflüffen gelenkt werden und daher 
auch fo fchwer durch die Erfahrung Anderer lernen; man 
müßte daher erwarten, daß bei dem Verbrechen, welches, 
wie fein anderes, mit dem Staatswefen in Zufammenhang 
fteht, die gemeinfamen Berührungspunfte in der Willen: 
(daft und Geſetzgebung nerfchiedener Staaten zahlreich und 
leicht auffindbar feyen. Hier liegt der Grund darin, daß 
fein Theil der Strafgefeggebung fo ſchwierig ift, daß daher 
ale Staaten nur ungern an diefe Arbeit gehen; da nun 
aber Fein Theil wieder leichter veraltet und unpolitifch wird, 
fo darf man fich nicht wundern, daß faft alle Legislationen 
in diefem Punkt im Argen liegen und die Mangelhaftigfeit 
dee beftehenden Normen der hervorragendfte Gemeinfam: 
feitögug ift; eine Mangelhaftigkeit, die natürlich durch 
den Sprung, den das Staats: und Strafrecht im Jahre 
1848 gemacht haben, bedeutend vergrößert worden ift. In 
Bezug auf Wichtigkeit und Schwierigkeit der Definition er: 
innert der Hochverrath an zwei andere Verbrechen, von 
denen das eine gluͤcklicher Weife nicht mehr in unferen 
Steafgefeßbüchern, ausgenommen etwa im Normwegifchen, 
ju finden ift, an die Keßerei und die Nothzucht; was 
jene namentlich in der abfoluten Hierarchie der Fatholifchen 
Kirche, ift der Hochverrath im abfoluten Staate gewelen: 
Spige und Fundament wurden gleichzeitig von dem Hoch⸗ 
verraͤther, wie dem Keger angegriffen; fein Wunder daher, 
wenn im alten Staatsbau für die Beurtheilung diefes Ver: 
brechend fein ruhiges Plätchen übrig blieb. Die Aehnlich: 
feit mit der Nothzucht, mein’ ich, liegt befonders darin, 
daß eine Reihe von Handlungen (man denfe nur an den 
modernen Repräfentativftaat), die nicht allein unfträflich, 
fondern deren Thun ſowohl das Wefen ded Staatsbürger; 
thums ausmachen, vorfommen Fünnen, zu denen aber 
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nur ein einzelne Moment Hinzuzutreten braucht, um fie 
zum fohwerften Verbrechen zu ftempeln. Ganz fo ift es 
-befanntlich bei der Nothzucht, bei der alle angegebenen 
Umftände, bis auf die Gewalt, wahr feyn koͤnnen, ohne ir: 
gend eine verbrecherifche Handlung darzuftellen; mo wirk⸗ 
id mit Sie Matthew Hale zu fagen ift, daß die Ans 
flage nit leicht, aber der Entlaſtungsbeweis noch viel 
ſchwerer fey. 

Werfen wir jest einen Blick auf die einfchlägigen Ge: 
feßgebungen des Auslandes. Auf die Englifhen Rechts: 
normen habe ich an einem andern Drte (Krit. Zeitſchr. XXL. 
Dr. 2. Hft.) aufmerffam gemacht, bei denen allerdings 
unfere obigen Behauptungen fcheinbar mwiderfprechend ein 
Gefeg Jahrhunderte lang die Bafis der Hochverrathslehre 
bildet. Aber, es darf nicht überfehen werden, daß ſchon 
damals unter Eduard II. die erften Spuren conftitutionels 
len Staatslebens auftauchen, die manchmal zurücktraten, 
aber nie ganz untergingen; und daß denn doch im Laufe 
der Zeit Wenderungen eintraten durch Anlagerung auswuͤch⸗ 
figer Interpretationen, bis ein Fräftiges Parlament fie ab- 
ſtieß, und wie ſich endlich darin in der neueren Zeit der 
Hauptfortfchritt zeigte, daß die legislativen Staatdorgane, 
das Parlament, gleichberechtigt unter den Schuß des Ges 
fammtbegriffs Hochverrath geftellt werden, den die Höchs 
ften Richtercollegien nach der eigenthümlichen Anfchauung 
des Mittelalterg fchon lange mit dem Inhaber und Träger 
der Eremtion getheilt hatten. Der Code penal entftand 
in einer Zeit, wo Frankreich nichts ferner lag, als ein 
freier conftitutionellee Staatsorganiemus; die Artifel über 
Verbrechen am Staate find mit vormwiegender Ruͤckſichtsnah⸗ 
me auf militaleifche Verhältniffe abgefaßt; man glaubt 
eher eine Kriegslagerordnung als ein allgemeines Gefeg vor 
fich zu haben; auch in der Härte der Strafen verräth fich 
die Kaiſerzeit. Wefentliche Aenderungen find auch In den 
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articles revises von 1832 nicht eingetreten, bis auf Die 
legte Zeit, wo die Todesftrafe für politifche Verbrechen ab⸗ 
gefchafft worden iſt. Uebrigens ift der Ausdruck trahison, 
der natürlich in der Zeit der Lehnszuſtaͤnde auch in Frank; 
reich galt, jest Fein geſetzlicher Begriff mehr; die einzeln 
bedrohten Handlungen paßt der Code unter die Crimes 
contre la sürete de !’ Etat zufammen. — Der Schwedi⸗ 
fhe Entwurf bezeichnet den als Hochverräther, welcher in 
der Abficht Schweden und Norwegen ganz oder theilweiſe 
einer fremden Macht zu unterwerfen, die Verbindung bei⸗ 
ter Reiche: oder ihre Grundlagen zu vernichten, den König 
des Lebens, der Freiheit oder des Thrones zu berauben, 
den Thronerben oder erbberechtigten Prinzen von Leben 
oder Thron zu bringen — Aufruhr erregt oder fonft eine 
Handlung begeht, die die Vollendung oder den Verſuch 
(nah Maßgabe der allgemeinen Normen über Verfuch) 
feines Vorfages ausmacht. Norwegen hat den allgeme: 
nen Begriff Hochverrath nicht. Von dem Begriff crimen 
majestatis, twelchen die deutfche Doctrin aus vömifchen 
Materialien zufammengebracht hatte und der Hochverrath 
und Majeftätsbeleidigung umfaſſen foll, will ich jet nicht 
reden, vielleicht findet fich weiter unten ein Plaͤtzchen zu 
feiner Secirung; aber allgemein und auch In faft allen Par⸗ 
titulargefeßbüchern findet fi der Hochverrath ald Ger 
fammthegriff der gegen Staatsoberhaupt und Staat ges 
richteten Verbrechen, dem hier und da Landesverrath bald 
coordinirt bald fubordinirt erfibeint, und bildet überall 
eine ftattliche Paragraphenreihe. Zwiſchen den auferdeut: 
ſchen und deutfchen Beftimmungen ift aber ein wefentlicher 
Unterfchied. Durch den Ausdruck compassing bei dem 
Mord des Königs, durch das beftimmte Bedrohen der 
conspiration to levy war etc. hat das Englifche Recht die 
Aufftellung einer Verfuchsichre beim Hochverrath vermie⸗ 
den; ganz denfelben Zwed haben die Normen des Code 
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über attentat und complot; dagegen find wir in der un: 
angenehmen Lage, einen Verbrechensbegriff zu befiten, der 
dem Sprachgebrauch nach ſich immer nur auf das vollen: 
dete Verbrechen anwenden läßt, deſſen Beftrafung aber In 
den meiften Källen nur dann möglich tft, wenn e8 beim 
Verſuch geblieben iſt, deflen noch fo genaue Definition 
nicht zu hindern vermocht Hat, daß in praxi in der Beur⸗ 
theilung der Verſuchshandlungen die größte Willkuͤr einge 
treten iſt; es ift vorerft ein nußlofer Begriff, und da wir 
fehen, daß auch andere Gefeggebungen ihn abgemworfen 
haben, daß im Englifchen Recht die früheren vielen Aus: 
dehnungen eben aus dem Umftande möglich werden, daß 
man diefen elaftifchen Geſammtbegriff Hatte, will ich im 
Folgenden nachzumeifen fuchen, daß auch wir feiner ent: 
rathen fönnen, 

An dem Worte kann ung nicht8 gelegen ſeyn; ich Habe 
ſchon früher daran erinnert, daß es dem Lehnsverhaͤltniſſe 
feine Entftehung verdanft und von diefem erft auf den Staat 
übertragen worden iſt; man Fann behaupten, daß der 
Ausdruck dem Inhalt, den er im modernen Strafrechte 
hat, durchaus nicht mehr entfpricht, ja die falfche Lehre, 
dag nur ein eigentlicher Unterthan Hochverrath begehen 
koͤnnte, iſt durch ihn allein entftanden. Die Hauptfrage 
ift aber die, ob ein folcher Gefammtbegriff, welchen Nas 
men er immer trage, nöthig und nüglich fy. Wenn vers 
ſchiedene verbrecherifhe Handlungen unter einen Hauptbe⸗ 
griff zufammengefaßt werden, iſt natürlich vor Allem zu 
unterfuchen „ welche allgemeine Merkmale eine folche Vers 
fehmelzung veranlaffen. Es Fünnen Handlungen Gemein: 
ſames haben, ohne daß eine Zufammenfaffung unter einen 
Gemeinbegriff dadurch gerechtfertigt wird. Wo bei Ver« 
brechenshandlungen im Individuellen das Wefen der einzel: 
nen Handlung beruht, wo die gemeinfamen Momente nur 
als etwas Hinzutretendes erſcheinen, iſt die Aufftellung eis 
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nes Gefammtbegriffd nur zu tadeln. Cie wird die Kolge 
haben, daß leichtfinniger oder böswilliger Weiſe den allge: 
meinen Merkmalen ein größeres Gewicht beigelegt wird, als 
fie verdienen, und ed wird, um zunächft vom Hochverrath 
u reden, geradesiwegs gegen den Cardinalfag gefündigt, 
denfhon Montesquieu aufftellt, daß in der Unbeſtimmt⸗ 
heit der Hochverrathegefege die befte Handhabe der Tyrannei 
liege. Als Beifpiel einer fo verfehlten Schematifirung mag 
das oben angezeigte crimen majestatis dienen, worunter 
Hochverrath, Landesverrath und Majeftätsbeleidigung ge: 
fteft wird, Was iſt hier das Gemeinfame? Antwort: 
do der Hochverrath am Fuͤrſten aber noch auf andere 
Weife begangen werden kann, daf die Majeftätsbeleidigung 
nur am Kürften begangen wird. Aber auch diefe unbedeu⸗ 
tende Aehnlichfeit ift nur feheindbar, wenn man bedenkt, 
daß beim Hochverrath der Fuͤrſt als eigenfchaftlicher Träger 
der Staatöperfönlichfeit gllt, daß mir aber Klagen wegen 
Majeftätsbeleidigung als die Eubjectivität des Fürften ans 
gehend betrachten und daher nur auf feinen Befehl oder 
mit feinee Genehmigung Majeftätzbeleidigungsprozefle zu: 
laſſen. Der Begriff Hochverrath ſteht aber auf nicht ftärz 
teren Süßen. Man begreift unter ihn Umfturz der Ver: 
faſſung, Rriegserhebung, Losreigen von Landestheilen und 
Todtung, Entthronung des Kürften nach Engliſchem Recht, 
auch Schändung des Föniglihen Blutes u. fe wm. Man 
fpeicht von dem Hochverrath als einem nur dolose zu 
begehenden Verbrechen, und ftößt fich, ſcheint es, gar nicht 
daran, daß die Tödtung des Fürften ſowohl in Nothwehr, 
als auch per culpam gefchehen fann. Hierin übertrifft an 
Scharffinn fhon das alte Englifche Statut alle unfere Ges 
ſetze und Lehrbücher, da e8 von dem compassing medi- 
tari des Todes des Fürften das Weſen diefer Art des 
Hochverrathes abhängig macht. Derfelbe Einwurf teifft 
natürlich auch die Geſetze, welche ebenfe mie das Leben des 
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Königs das der Prinzen unter den Schutz der Hochverrathe: 
beftimmungen ftellen. Im modernen Staate ift aber aud 
das phnfifche Dafeyn des augenbliclichen Trägers der Kro⸗ 
ne mit dem Leben des Staates gar nicht fo verwachſen, 
dag deshalb die Tödtung des Fürften mit dem Umfturz der 
fundamentalen Einrichtungen des Staates auf eine Pinie 
geftellt roerden Ffann. Man frage fih z. B., ob in Eng: 
(and der Tod des Königs oder eines Prinzipalminiftere 
mehr die Eriftenz des Staates zu bedrohen geeignet if. 
Ebenſowenig wie dies bei dem natürlichen, ift es beim ge 
mwaltfamen Abfcheiden des Monarchen der Kal. Und in 
England koͤnnte man hiernach am eheften Zweifel hegen, 
da 08 befanntlich dem Englischen Könige nicht einmal geftat: 
tet ift, ohne Genehmigung des Parlaments die Krone nies 
derzulegen; hier koͤnnte man noch am eheften argumenti: 
ven, daß durch Bemühung zum Thron das einzelne Slied 
der Herrfcherfamilie durchaus feine perfönliche Selbftftän: 
digkeit einbüße und daher nur persona publica fey. 
Was die weitere Beftimmung des Englifhen Rechts uͤber 
die violation der weiblichen Glieder des Königshaufes be: 
trifft (model zu bemerfen ift, daß violati nicht, wie Mit: 
termaier in der 14. Ausgabe von Feuerbach S. 287 
meint, nur Nothzucht, fondern jede auch das gewöhnliche 
stuprum tefp. Ehebruch befaßt), fo liegt auf der Hand, daß 
darin etwas bedroht wird, was vielleicht nicht felten zur 
Mirflichfeit aber nie zur Beftrafung fommt. Uebrigens 
erflärten in dem Fall der Königin Karoline alle Rich: 
ter von England einftimmig, daß Ehebruch der Prinzefiin 
von Wales mit einem Nichtenglander außerhalb England 
weder für diefen, noch für der Kronprinzeffin Hochverrath 
ausmachen würde. (Verhandl. v. 17. Aug. 1820.) Ich 
glaube fomit, daß eine Vermengung der phufifchen Perfon 
des Königs mit den Strafbeftimmungen über die unmittel: 

bar gegen den Staat gerichteten Verbrechen analogifch das 
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Hineinziehen der übrigen Samilienglieder in der angeführ: 
ten Weife außerdem noch unpraftifch ift. 

Eine andere Frage ift aber die, ob man annehmen 
darf, Daß jener Gefihtspunft, den König in feiner ſtaats⸗ 
rechtlichen Stellung dem Schuß der Hochverrathsprozeſſe 
einzuverleiben, nur durch Unachtſamkeit fo erweitert wor⸗ 
den ift, daß fein ganzes Dafeyn und feine Kamille mit dar: 
unter befaßt werden; ich vermuthe, man ging hier oft wes 
niger vom Wefen des Staates, ale von einem Axiom aus, 
wonach der Monarch, der Gefalbte des Heren, und fein 
Haus eine fo hohe Stellung einnehme, daß auch die ges 
tingfte Verlegung feiner Perföntichkeit die Höchfte Strafe 
nach ſich ziehen müfle. Die höchfte Strafe war die Todes: 
ftrafe, und als fonft fchon bis auf den Mord bei gemöhnli: 
chen Verbrechen die Kreiheitsftrafen fie erfegten, hielt man 
fie außerdem noch bei dem eigentlichen Hochverrath und den 
zu ihm fich gefellenden Rörperverlegungen gegen Allerhöchfte 
Perfonen feſt. Daß man weit über die wirfliche Tödtung, 
die faft gar nicht in Anfchlag fam, hHerunterging, zeigen 
alle Lehrbücher unferes gemeinen Rechts und alle Geſetzbuͤ⸗ 
her, die nicht aus der allerneueften Zeit ftammen. Die 
Keinde der Todesftrafe Haben fich darüber nicht zu beflagen 
gehabt, denn nichts hat ficher die Öffentliche Meinung fo fehr 
gegen jene empört, als ihre Häufige Androhung beim Hochs 
verrath und der Majeftätöbeleidigung. ES gehört fehon 
eine tiefere Erfenntnig vom Wefen der Strafe dazu, um 
beim Morde die Rechtmäßigkeit der Todesftrafe zu bezweis 
fen, aber daß man fo nicht mit dem Menfchenleben fpies 
fen dürfe, mie unfer altes Strafrecht auch beim Hochver⸗ 
rath gethan, Teuchtete bald ein. Mit der Aufhebung der 
Todeöftrafe ift auch dDiefes bindende Moment, wenn es für 
den Begriff des Hochverraths ein ſolches war, weggefallen. 

Eine weitere Erwägung verdient noch der Umftand, 
daß manche der bisherigen Hochverrathöfälle noch nad) den 
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gewöhnlichen Gefegen beftraft werden koͤnnen, daß fie voll- 
fommen unter die entfprechenden Hauptklaffen der Verbre⸗ 
hen zu bringen find und daß fih daher nur blog die Srage 
aufmwerfen laͤßt, ob die Strafen, welche ihnen nad) den 
allgemeinen Gefegen gedroht find, genügen. Daß die Toͤd⸗ 
tung des Fuͤrſten in den verfchiedenen Abftufungen der Toͤd⸗ 
tung überhaupt vorfommen fann — und es das fehmäh: 
lichſte Vornehmen ift, dies mit dem Satze majestas ossi- 
bus inhaeret beginnen zu wollen, habe ich ſchon früher bes 
merkt; es fragt fich jetzt: wodurch ift es gerechtfertigt 
und was nüßt es, wenn man z. DB. $. 3 unter den Verbre; 
en gegen den Staat den Mord des Fuͤrſten aufftellt und 
etwa mit lebenslänglicher Freiheitsftrafe bedroht und etwa 
unter der Rubrik Todtung den Mord eines Menfchen mit 
derfelben Strafe belegt. So lange man noch die Todes; 
firafe Hatte, Ponnte man fie in den Hochverrathöfäflen, 
wenn man wollte, auch bei eulpofer Kürftentödtung anwen⸗ 
den; aber jetzt ift man höchftens nur im Stande eine quan: 
titative Berfchiedenheit der Strafe eintreten zu laffen. Er⸗ 
innert man fich, daß alle Merkmale der Tödtung beim Fürs 
ftenmorde zufammentreffen, fey es ein Vollendungs » oder 
Berfuchsfall, Daß dagegen die allgemeinen Prinzipien über 
Staatöverbrehen nur zum Theil und fehr felten auf den 
Mord des Königs Anwendung leiden, fo denfe ih, wird je 
der Widerfpruch erledigt feyn; denn darüber ift man ein 
verftanden, daß befondere Verbrechensfategorieen nur dann 
aufzuftellen find, wenn die allgemeinen die betreffenden 
Fälle nicht zu umfaffen vermögen. Den Einwurf fürchte 
ich wenigftens nicht, daß man dadurd) das Leben des Fürs 
ften, der fürftlichen Kinder u. ſ. w. aufs Spiel fee; die Abs 
ſchreckung durch die Strafe, obgleich diefe in folchen Faͤl⸗ 
fen nicht groß feyn mag, wird ebenfo genügend feyn, wenn 
die That als Hochverrathsfall oder ald Mord mit einer und 
derfelben Etrafe bedroht iſt. Uebrigens hat die jüngfte 
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Zeit gezeigt, daß das Gefchlecht der Königsmärder in 
Deutſchland nicht einheimifch ift. 


Haben wir fo das reinperfönliche Element audgefchle- 
den, welches nur dazu dienen mußte, die Begriffe von der 
Majeftät des Staats zu verwirren und unter die Reihe von 
Verbrechenshandlungen, bei denen nach unferer Anficht 
Prämeditation und unmittelbare Richtung gegen den Staat 
die Hauptmerkmale ſeyn müffen, auch culpofe Handlungen 
zu bringen, fo laſſen fich die nachbleibenden Hochverraths⸗ 
beftimmungen in 2 Sruppen bilden, wovon Die eine ſich 
ausfchlieglich auf den Krieasfall, die andere allgemeinere 
auf das Staatöleben in Krieg und Frieden bezieht. Die 
erftere Klaffe würde in derſelben ausführlichen Weife zu bes 
ſchreiben feyn, wie e8 etiva der Code thut, und es Fann fich 
nur fragen, ob es zweckmaͤßiger ift, die betreffenden Be: 
ftimmungen in das allgemeine Strafgefegbuch aufzunehmen, 
oder Ähnlich wie man e8 mit der Suspendirung der Ha- 
beas - corpus-acte macht, durch einen Befchluß des Ge; 
fammtminifteriums oder der Volfsvertretung die befonderen 
Normen für eine beftimmte Zeit, je nach den Verhaͤltniſ⸗ 
fen in Kraft treten zu laflen. Schon der Umftand, daß bei 
einzelnen Verbrechensfällen diefer Art die Todesftrafe noch 
wird eintreten müffen, vechtfertigt den Borfchlag, diefe 
ganze Gattung als einen befonderen Theil der Strafgefehge: 
bung auszufcheiden. 


Adgefehen von Kriegszeit und dem alsdann eintretenz 
den Nothftande des Staats, würden als die höchften Vers 
gehen gegen den Staat folgende Handlungen genau zu ber 
fhreiben und mit Strafe zu bedrohen fein: 


in Bezug auf die Wirffamkfeit des Staatsorganismus, 

Zwang gegen die Inhaber der höchften Staatsgewalten, 

um diefelben nach dem Willen der Vergewaltiger thätig 

werden zu laffen, oder ihre Thätigfeit aufzuheben. Ge⸗ 
Urgio d. Er. R. 1819, 1. et. © 
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aenftand diefes Verbrechens find der Träger der Exem⸗ 
tion, das Parlament und das hoͤchſte Gericht da, 
wo es wie in Amerika über die Berfaffung und ihren In⸗ 
halt zu wachen bat. Die freiefte Entſchließung der 
Staatsorgane ift die höchfte Forderung eines vernünftis 
gen Staatölebens und ihre Beeinträchtigung die höchft: 
mögliche Rechtsverlegung, da fie noch dazu ihre Gefähr: 
lichfeit darin hat, daß die Zormen, aus denen die Guͤl⸗ 
tigfeit der einzelnen Staatsbeſchluͤſſe erfannt wird, bei: 
behalten werden. In zweiter Reihe febliegen fi an 
dies Verbrechen die Vergehen gegen die öffentliche Auto- 
rität, welche denfelben Zwang von den unteren Staats⸗ 
organen abwenden follen und nicht wie jene den höchften 
Grad der Gemeingefährlichkeit befigen. Dies Verbre⸗ 
chen de8 overawing, wie e8 die Engländer bezeichnend 
nennen, Fann gegen den Zürften, wenn ein folder In⸗ 
haber der Eremtion ift, nimmer begangen werden, da er 
fortwährend im Staate oder will man lieber fagen mit 
der Eremtion befleidet ift, während es beim Parlament 
und dem Reichsgericht natarlich und, wenn diefe als Kör- 
perihaft verſammelt find, möglich if. Trifft z. B. 
bei diefer Gerwaltanwendung ein Mord etwa des Kürs 
fien zufammen, fo ift diefer rein als folcher anzufehen, 
denn das hierbei im Grunde liegende Motiv fann niemals 
der Tödtung den Charakter eines politifchen Verbrechens 
geben. Die Engländer haben fhon darauf hingewie⸗ 
fen, daß bei den meiften Staatsummälzungen und Hochs 
verrathsunternehmen nicht die Tödtung des Monarchen, 
fondern nur ihn in die Gewalt der Aufftändifchen zu 
bringen, das Ziel geweſen fey, und role z.B. während 
der Unmündigfeit eines Königs der Aufruhrpartei oft 
nichts unerwünfchter ſeyn müfle, als eben deflen Tod. 
Sie können aus den Zeiten der Engliſchen Bürgerkriege 
Beifpiele genug dafür anführen. Bedenkt man dazu, 
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dag im conftitutionellen Staat, ſowie der jeweilige Träs 
ger der Krone ftirbt, der Erbe fogleich König wird und 
alle verfaffungsinäßigen Rechte des Koͤnigthums bei ihm 
find, fo wird ein Königsmord In der Regel nicht einmal 
fo gefährlich feyn, als die Sreiheitsberaubung des Mo: 
narchen. — 


Ob im einzelnen Kalle diefes Verbrechen vorliegt oder 
ob etwa nur Aufeuhr, darüber wird ftets ein Geſchwor⸗ 
nengericht entfcheiden müffen, da die Prämeditation reine 
Thatfrage ift. Intereſſante Verhandlungen über die 
Stage, ob treason oder riot, finden fich In den State 
Trials v. Jahre 1817. Aufruhr wird da anzunehmen 
ſeyn, wo die Planlofigfeit ſich herausftellt, und wird 
durch die Berlefung der Aufruhracte erft ftrafbares Ver: 
brechen werden. — 


In Bezug auf die Integrität des Staatsgebietes der 
Conſtituirung eines Theils des Territoriums als ſelbſt⸗ 
ftändiger Staat oder Bereinigung mit einem andern 
Eraate. In den meiften Eonftitutionen find Berände: 
rungen des Gebiets ale Sache der allgemeinen Geſetzge⸗ 
bung beftimmt; es liegt alfo in dem angegebenen Ver⸗ 
brechen eine unmittelbare Berfaffungsverlegung. Es 
drängt ſich dabei die Frage auf, ob nicht Umfturz der 
Verfaſſung als Gegenftand der hier zur Frage ftehenden 
firafrechtlichen Beftimmungen aufgeführt werden muß. 
Ich glaube nein. Genau angefehen ift die Verfaffung 
etwas Ideelles, fie iſt das Gewebe von Rechten und 
Pflichten, melche die immaterielle Seite de8 Staats 
ausmachen. Ebenfowenig mie ein Recht Fann die Ver- 
faffung umgeftürzt werden. Es koͤnnen einzelne Beftim- 
mungen der Verfaſſungsurkunde verlegt, es Fonnen ein: 
zelne Inftitute, die fie cingefeßt, gewaltfam außer Wirk: 
famfeit gefegt werden, aber die Strafrehtspflege, wel⸗ 

S 2 


260. Weber den Begriff des Hochverrathes. 


che immer eine beftehende Berfaffung vorausfegt, Eraft 
der fie geübt wird, bat mit dem Begriff Umfturz der 
Verfaſſung nichts zu thun. Die Wirflichfeit der Ver: 
faßung ift in ihren höchften Spigen durch die erfte Straf 
bedrohung geſchuͤtzt, und es Hat Feine Revolution gege⸗ 
ben, to nicht der Sturm entweder gegen die Inhaber 
der höchften Staatsgewalten oder die beftehenden Terri- 
torialverhältmiffe fih gewendet oder ein wirflicher Krieg 
geworden. Geht das Attentat gegen eime vechtkich bes 
ftehende Berfaffung von Seiten oder unter der Form einer 
der Staatögewalten 3. B. durch die Minifter in Geftalt 
einer Detroylrung aus, fo ift Dies immer nur eine Ver: 
faffungsverlegung , und nach den geltenden, nicht umge: 
frürzten Paragraphen der verlegten Verfaſſung find die 
Sculdigen zu verurtheilen. Eine befondere Geſetzge⸗ 
bung über Minifterverantwortlichfeit Halte ich praftifch 
unmöglih; in Verlegung der Verfaffung befteht das 
fpecififche Miniftervergehen; darüber möge immer auf 
Anklage des Unterhaufes ein Oberhaus ald Jury und 
judge urtheilen. Sonftige Amts: und gemeine Ber: 
brechen find auch gegen Miniſter im gewoͤhnlichen Rechts» 
wege zu ahnden. Man erinnere fich z. B. wie Wilfes 
einen Unterftaatsfecretaie wegen ungefeglicher Verhaf⸗ 
tung belangte. 


Die Aufforderung zu den vorftehenden Verbrechen, wenn 
fie in öffentlichen Verfammlungen oder durch die Preffe ver- 
breitet werden, ift befonders mit Strafe zu bedrohen. Ta: 
dei, felbft „,unehrerbietigen Tadel” der beftehenden Ver⸗ 
faffung und Staatseinrichtungen gehört noch ins freie fub- 
jective Gebiet des Meinens und Denkens; überhaupt muß 
in diefer Beziehung der Preſſe diefelbe Redefreiheit, welche 
das Parlament genießt, gewährt werden; in den Händen 
der Volksrichter liegt ed, Dies Recht zu wahren. 
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Ebenſo muß als befonderes Verbrechen die Verſchwoͤ⸗ 
rung zur Ausführung der angeführten Verbrechen bedroht 
werden. Diefe, wie fie nur prämeditict vorausgefeßt wer⸗ 
den, verlangen immer die Vereinigung einer Anzahl Leute. 
Die eigentliche Zeit der Verſchwoͤrungen, me 2—3 Männer 
daran denken Fonnten, einen Staat an fich zu reifen oder 
zu befreien, ift mit den Fleinen. Republifen des Alterthums 
und Italiens untergegangen. Der Repräfentatioftaat 
(und von dem und für den haben wir hier zu reden; da= 
hee möge man die viefen Hinmweifungen auf England und 
feine Berfaffung als das Protosyp entfchuldigen) verlangt 
weiten Raum; und wer in ihm und gegen ihn toirfen will, 
kann es in der Regel und mit oder in einer Maſſenbewe⸗ 
gung thun. Man bedrohe die Verſchwoͤrung, damit nicht 
die Verfuchsacte nach der Strafe des vollendeten Verbre⸗ 
end abgemeflen zu werden brauchen und der ganze Jam⸗ 
mer der Hochverratheperfucherei: wieder über uns kommt, 
fondern diefelben etwa wie im Engliſchen al$ overt acts 
der Berſchwoͤrung benugt und diefe durch fie beroiefen wer: 
den kann; aber man hüte fich auch, den Begriff der Vers 
fhwörung auf 2 oder 3 Mann zu fielen. Es fommt gar 
zu leicht die trierfche Todtbeterei, eine Art Verfuch mit un: 
truͤglichen Mitteln dabet heraus. Der Prozeß gegen Ja⸗ 
med Watfon und Thifttervood 1817 war der Art. Uns 
zweifelhaft hatten zwei heruntergefommne Apotheker, ein 
nichtönugiger Gentleman, ein Schmied und ein fahmer 
Schuhflicher ſich verſchworen, den Tomer zu firmen, die 
Bank zu nehmen, die Klotte zu Woolwich zu entern, eine 
proviforifche Regierung auszurufen; die imaginären Hee⸗ 
reshaufen waren vertheilt, roobei der lahme Schufter nur 
bedauerte, dag er troß feiner Generalfchaft nicht veiten 
fönne. Die bewiefenen Umftände lagen vor — aber die 
Jury ſprach die Angeklagten frei, und mit Recht; denn für 
Ausgebucten des politifchen Wahnſinns hat der Staat trine 
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beffere Strafe als die Veröffentlihung. Ich glaube au, 
Deutſchlands Eriminalacten find an folden Windmühlen: 
unterfuchungen und leider auch Beftrafungen nicht arm. 
Die anflagende Staatsbehörde darf fich aber nicht der Un: 
annehmlichkeit ausfegen, in einem folchen Falle duch das 
Nichtſchuldig einfacher Männer aus dem Volf zurechtge: 
wiefen zu werden, und es iſt daher wünfchenswerth, fo fange 
wie noch den alten Beamtenadam nicht ausgezogen haben, 
daß das Geſetz beftimmte: unter welchen Umftänden, bet 
welcher Zahl eine Verſchwoͤrung angenommen werden foll. 
Daß ich Feine Beftrafung der Nichtanzeige, Feine Pflicht 
der Spionage (Died war auch ein gemeinfames Merfmal 
des „Hochverraths“) anerfenne, verfteht ſich von felbft. 


In dem Auffag über die Englifchen Hochverrathsbe⸗ 
ftimmungen habe ich darauf hingewieſen, wie vorforglich 
man feit 1688 in Bezug auf den Beweis bei verfchiedenen 
Fällen des Hochverraths (daß fie ſich nicht auf alle erftref: 
fen Fönnen, zeigt ſchon wieder die Mangelhaftigfeit oder 
den Ueberfluß dieſes Begriffs) gewefen; ich verfenne nicht 
den Widerfpruch, welcher darin fich gegen die Schwurges 
richtsverfaſſung ausprägt, und glaube, daß vornehmlich 
durch Beſorgniß vor den Fehlern des Strafgefeges jene 
Vorzüge der Strafprogeßnormen hervorgerufen worden find. 
Wo die Gefege über Hochverrath normal, der Staatsidee 
der Gegenwart und dem Geift des übrigen Strafgefeges an: 
gepaßt find, braucht es der erfünftelten Beweiserſchwe⸗ 
rungen nicht. Anders fteht es mit der Frage, ob für die 
Verbrechen diefer Art die gewöhnliche Strafart, Gefängs 
niß, die geeignete if. Unferm heutigen Straffyfteme liegt 
die Anſchauung zum Grunde, daß fittliche Bernachläffigung, 
fchlechte Gefellfchaft, Arbeitsfcheu , die Haupturfachen der 
Berbrechen find. Deshalb foll in unferen Straferziehunge: 
anftalten der beſſere Sinn durch Belehrung geweckt , fchlechte 
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Gefellfhaft feen gehalten und die menfchliche Beſtimmung 
nügliche Arbeit zu lieben gelehrt werden. Bei den Leuten, 
welche fich durchgängig der vorliegenden Verbrechen — man 
ann fie in diefer Beziehung nach dem feanzöfifchen Sprach⸗ 
gebrauch politifche Verbefferungen nennen — ſchuldig machen, 
werden jene Borausfegungen felten eintreffen. Man benfe 
fid eine vollzogene großartige Medtatifirung und eine Schaar 
Partifularpatrioten, die fich mit dem ftaatlichen Untergang 
ihres Ländchen nicht zufrieden geben, darin den Ruin des 
Landes fehen und mit gewaltfamen Mitteln die Integrität 
des neugebildeten Staates zu brechen fuchen. Wie foll man 
fie in unferen Separatefoftemhäufern befieen? Man kann 
ihnen doch feine politifhen Vorleſungen über das Gefeg 
der Majorität halten. Und fie mögen fonft die beften 
Leute von der Welt feyn. Will man etwa ausnahmemeife 
bei politifhen Verbrechern peinlich ftrafen, d. h. das thun, 
was die Leute verdrießt; fo frage ich: was Fönnt ihre dem 
Schriftftellee thun, der feine repubfifanifchen oder koſaki⸗ 
fhen Pamphlete von feinem Dachſtuͤbchen in die Welt zu 
ſchicken pflegte? Die Einſamkeit wird ihm nicht quälen, 
nach fchlechter Geſellſchaft trägt er Fein Verlangen. ch 
gebe zu, daß neumodifche Politiffrräflinge vorfommen koͤn⸗ 
nen, bei denen NArbeitsfchen Hauptmotiv zur politifchen 
Agitation und arbeitslofe Einſamkeit das befte Mittel gegen 
jene und fomit gegen die Verbreitung ftaategefährlicher 
Dogmen if. Wo gemeine Verbrechen zugleich mit den 
politifchen begangen werden, tft natürlich pofitifcher Eifer 
für jene keine Entſchuldigung, ſowie Mord Mord ift, ob 
ee aus Parteiwurh oder Eiferfucht gefchieht. Dagegen 
müßte, in Anbeteacht daß die Mehrzahl der politifehen 
Verbrechen in den allgemeinen Strafanftalten nicht anders 
werden, daß zumal einfame Haft nur auf fo kurze Zeit aus: 
geftanden werden kann, daß der politifche Verbrecher mit 
demfelben und dutch die Haft noch geftiegenem Widerwil⸗ 
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len die Einrichtungen des Staats anfehen und angreifen 
wird, bei pofitifchen Verbrechern e8 den Richtern geftattet 
feyn, auch auf Deportation oder Landesverweifung zu ers 
fennen. Wenn der Staatsbürger e8 in der Heimath nicht 
will, fo mag er in der Sremde den Werth ftaatlicher Ein: 
richtungen und ihres erften Prinzips, Achtung des Geſetzes, 
lernen. So ift es auch möglih, gefährliche Indivi⸗ 
duen Jahrelang fern zu halten, bis entweder dag reis 
fere Alter fie abgekühlt oder die Zeit die bedrohten 
Staatseinrichtungen hat erftarfen laſſen. Wie überhaupt 
das Maß der Freiheitsftrafen, fo lege man auch Die 
Entfeheidung, ob ftatt ihrer Deportation oder Verwei⸗ 
fung eintreten fol, in die Hand des Richters. Wol⸗ 
len wir einen freien, unabhängigen Richterftand, der 
die viva vox legis, Wächter des Gefeges und der 
Sreiheit ſeyn fol, fo gebe man Ihm Raum ſich zu 
bewegen, und wie der Gefchiworne ohne Beweisregeln 
entfcheidet Ob, fo entfcheide der Richter ohne viele Pa: 
ragraphen Wie fhuldig! Wenn ein fo freies Ermef- 
fen bei unferer deutfchen Richterlegion (England hat 
höchftens 120) vielleicht an einzelne Unmündige gerathen 
fann, fo darf man doch ſchon von den Affifenrichtern 
— und ohne Jury darf über Fein politifches Verbre⸗ 
ben geurtheilt werden — teniger beforgt feyn. Zwei 
Punkte muß jede Strafgefengebung über politifche Ber: 
brechen ins Auge faflen; der Würde des Staats und 
feinee Hauptgemwaltträger darf Nichts vergeben werden, 
feine Verlegung muß als das höchfte Verbrechen gels 
ten; und auf der anderen Seite erfordert eben Ddiefe 
Würde und geziemt es dem ftarfen freien Staat, die 
ſchwachen Arme Findifchen Eifers an feinen Grundpfei⸗ 
lern unbeachtet ſich abmatten zu laffen. Diejenige Ge⸗ 
feggebung wird die befte ſeyn, welche diefe beiden For: 
derungen weiſe vereinigt zu erfüllen weiß. Wenn das 
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zu noch in wechſelvollen Zeiten durch zeitgemäße Amne- 
fieen verhindert wird, daß nicht die Vertreter der ver⸗ 
fiedenften Parteien in demfelben Gefängnig zur felben 
Zeit die Verlegung deffelben Staates abbüßen, fo wird 
tie 1. 5. Cod. ad leg. maj. bald nur noch ein Am: 
menmährchen feyn und die fehaudervollen Erinnerungen, 
die fih an den Begriff Hochverrath knuͤpften, zugleich 
mit (hm ins Meer der Vergeſſenheit vollen. 
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RX. 


Leber 


das Verbrechen verlebter Richterpflicht im 
Civilprozeſſe 
und 


deſſen Concurrenz mit Betrug, Fälſchung 
und gewaltſamen oder heimlichen 
Verletzungen. 


Herrn Dr. T. Brackenhoeft, 
Privatdocent in Heidelberg. 


(Beſchluß von Ar. V. im 1. Stück.) 


g. 9. 


Die Concurrenz eines anderen Verbrechens ald Mittel zur 
Ausführung jener widerrechtlichen Zwangsanwendung läßt 
fidy namentlich in Anfehung der Fälfchung denfen. Die 
Anweiſung zur Auszahlung des Depofitum in dem oben 
$. 7. vorgelegten Salle gibt auch hiefür ein Beiſpiel. Es 
fand jenes Verfahren nicht allein dem Kläger gegenüber 
heimlich Statt, fondern auch ohne daß wegen de& theilweife 
noch nicht verfallenen, theilmweife gar nicht beftehenden durch 
daſſelbe zum Gegenftande einer Vollſtreckung gemachten An: 
fpruchs auch nur eine Klage oder Wiederflage angeftellt war. 
Und es trat nun noch der Umftand Hinzu, daß die Anmel: 
fung zur Auszahlung des Depofitum an die Depofitenbes 
hörde in der Form eines Befchlufles erlaflen war, der das 
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Rubrum einer folchen gar nicht eriftirenden Klage an ſich 
trug’). Co wurde ein falfches Beweismittel für das Das 
ſeyn einer folchen Klage gefchaffen, was, fofern es abficht: 
ih gefhah, den Thatbeftand der Faͤlſchung vollkommen 
herftellte. Und wäre es uͤberdies noch in der Abficht ges 
ſchehen, bei der Depofitenbehörde die irrige Meinung zu erz 
wecken, daß fie mit befreiender Wirkung für ſich die Aus⸗ 
zahlung vornehmen Fönne, fo concurrirte damit überdies 
noch ein Betrug. —  Particulaive Gefege drohen der 
Faͤlſchung der Yuftizbedienten ftrengere Strafe, als der ans 
derer Perfonen 2), und berückfichtigen zuweilen beſonders 
den Hall, wo fie zur Herbeiführung einer ungerechten Ent: 
fcheidung vorgenommen wird ®). 


$. 10. 


In dem vierten der oben unterfchiedenen Falle, der 
Anwendung des Zwanges in unzuläffiger Weife, wo die 
Voraudfegungen einer Zwangsanwendung überhaupt vors 
handen find, kann die Unzuläffigfeit entweder darin liegen, 
daß zu viel Stoff zum Gegenftande des Zwanges gemacht 
wird, oder daß unzuläffige Mittel zur Ausführung ange: 
wendet werden, 3. B. entweder darin, daß auf eine zu hohe 
Summe gepfändet wird, oder darin, daß ftatt der Pfäns 
dung perfönliche Haft verfügt wird. — Im erſtern Salle 
mangeln die Borausfegungen der Zwangsanwendung theil: 


—— 


1) Es war eine Klage angeftellt von B. Kläger gegen S. Be: 
klagten, wegen Erfüllung eines Micthvertrags. Es waren der 
Beichlüffe zwei, ein früherer und ein fpäterer. Jener trug aus 
fer dem wahren Rubrum auch noch das fingirte: und in ©. 
8. Kläger gegen B. Beklagten, wegen Mietheforderung; und 
der zweite Beſchluß das fingirte Rubrum allein. Als Schreib» 
fehler wird das ſchwerlich zu erflären ſeyn. 

2) Die wiflentliche Verfälſchung gerichtlicher Verhandlungen oder 
Bermerke von Seiten eines Juſtizbedienten beftraft das Preuß. 
Sande. 1. 20. $. 399 mit Amtsentſetzung und der doppelten 
Strafe der gewöhnlichen Berfätihung. 

3) Bad. Straf⸗Geſ. $. 6 
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weife, nämlich fofern fie auf zuviel gerichtet ift, und es 
muß denn von diefer theilweifen Unzuläffigfeit, fo weit fie 
reicht, daffelbe gelten, was vorhin von der gänzlichen Un: 
zuläffigfeit wegen jenes Mangels gefagt worden ift 1). Es 
kann mit dem theilweife Mangel der Borausfeßungen zwar 
auch der zweite, der Fall der Unzuläffigfeit der Zwangsart 
concurriven. Die Natur des Verbrechens wird indeß das 
Durch, wenn die Handlung eine und diefelbe fft, nicht ver: 
ändert. Denn ift in dem zweiten Salle die Zwangsanmen: 
dung eine Öffentliche , nicht verheimlichte, fo fällt die Hand: 
lung des Richters wiederum unter das crimen vis 2). Im 
Falle der Heimlichfeit aber würde da, mo der Implorant 
felber als Urheber des Diebſtahls erfcheint 2) eine Beihülfe 
zu demfelben ftattfinden,, fonft aber möglicherweife ein eig: 
ner Diebftahl des Richterd vorliegen, wenn die Zwangs⸗ 
anmwendung in Entfremdung eines fremden Begenftandes 
aus fremder Detention beftand ?). Der zweite Fall fteht 
fonach dem erftern in Anfehung der verbrecherifchen Qua: 
lification gleich; und fomit gilt von der Zwangsanmendung 
in unzuläffiger Weife daffelbe, was vorhin über die Zwangs⸗ 
anwendung beim Mangel der erforderlihen Vorausfeßun: 
gen ausgeführt worden iſt °). 


$. 11. 


Die enge Wortfaflung des J. R. 4. $. 109, die aus 
ger der Verweigerung und Verzögerung der Juſtiz nur das 


1) Bgl. oben 8. 8. 

2) Vgl. oben 8. 8. not. 6 u, 9. 

3) Bol. oben not. 7. 

4) Vogl. oben not. $. 8. 9. 

5) Das Würtemb. Str. G. 8. Art. 438 enthält eine befondere 
Strafbeftimmung für bei der Vollftredung eines Erkenntuiſſes 
wiffentlich begangene Ungerechtigkeit, aber befchränkt auf den 
Ball, wo das Erkenntniß rechtskräftig if. Indeß gebt fie 
wohl nicht auf die Zwangsverfügung -und Anwendung an und 
für ih als ſelche. Wgl. unten $. 15. not, 2. 
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Urtheilen zu jemandes Nachtheil als ſtrafwuͤrdig bezeichs 
net, Fönnte indeß der Meinung Raum geben, ald ob die 
Strafbarfeit nur Endurtheile, oder doch außer ihnen nur 
folche Befcheide treffe, welche, wie das Beweisinterlocut, 
eine Entfcheidung über die Sache felber ausfprechen '). 
Es wurde dann jeder widerrechtliche Befcheld anderer Art’ 
nur dann zur Strafbarfeit führen, wenn feine Ausführung 
durch wirkliche Gewaltanwendung ?), oder durch eine Käls 
fung vermittelt ?), oder durch diefelbe eine durch Täus 
fhung vermittelte VBermögensvertretung zugefügt ?), oder 
eine heimliche Entfremdung fremden Gutes aus fremder De: 
tention um über daffelde zu eigenen Zwecken zu verfügen 
durch diefelbe zur Ausführung gebracht ?), oder doch eine 
folche Zufügung oder Ausübung verfucht worden, oder das 
durch eine Beihülfe zu Verbrechen geleiftet wäre). Nicht 
durch woiderrechtliche Entfcheitung oder Verweigerung oder 
Berzögerung der Juſtiz vermittelte Pflichtverlegung wäre 
alfo an und für fich felber und ohne Uebergang in ein ande: 
res Verbrechen ſtraflos. Es würde fich feine Strafbarkeit 
des Richters begründen laffen, wo er blos mit der Abficht 
eine Pflichtwidrigkeit zu begehen, oder mit der Abficht durch 
diefelbe eine Partel vor der andern zu begünftigen, alfo aus 
Parteilichkeit, eine Widerrechtlichkeit in der Prozeßleitung 
oder der Zwangsanwendung begangen. Ein innerer Grund 
dafür läßt fich aber in der That nicht einfehen, wenn felbft 
im Falle einer unbeabfichtigten Widerrechtlichkeit in der ent: 


1) Alfo auf den Fall, wo auch die Form des Urtheilens vor⸗ 
handen ft. 


3) Bgl. oben $. 8. not. 8. 9. 

3) Bol. oben $. 9. 

4) Bol. oben $. 5a. E. mit. 2 a. E. 8. N a. €. 

5) Sol. oben $. 8. not. 9. 

6) Bol. oben $. 6. not. 5. $. 7. nach not. 6. 8. 8. not, 8. 
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ſcheidenden Ihätigfeit eine Strafe durch die Reichsgeſetze 
angedroht ift °). 
g. 12. 


"gene Wortfattung des J. R. 9. fcheint aber auch ihre 
Urfache allein darin zu haben, daß er ten Fall im Auge 
hat, wo die Pflichtverletzung durch eine Berufung an dad 
Keihöfammergeriht zu denen Kunde fommt; chen fo , wie 
die Belkränfung der 8. G. D. ) auf das Botiren und 
Uetheilen jich daraus erflärt, daß fie nur auf den Fall 
geht, wo gegen ein Urtheil des Reichskammergerichts die 
Reviſion ergriffen ift 2). Der ganzen Faſſung diefer Reiche: 
gefege nad war es auch nicht Die Meinung der Urheber 
derfelben, die Strafbarkeit erft zu begründen, fondern nur 
die, ihre Anwendung durch Beftimmung der Eompetenz *) 
und Aufftellung eines amtlichen Anflägers *) zu fihern. — 
Jener Ausdruck des J. R. A. kann daher wenigftens nicht 
berechtigen, irgend eine ter vorhin als urtheilende qualificir- 


7) Wegen „Ungeſchicklichkeit oder Unerfobrenbeit : 3 J. R. AX. 
8. 109. (vgl. oben $. 1. not. 2) — Die K. G. O. v. 1555 
111. Zu. 53. $. 6. (vgl. oben $. 1. not. 1.) nennt jwar nur 
„vbetrũgliche argliflige Handlung” als den eigentlichen Straf⸗ 
fol; kennt aber im $ 5. doch auch ein Verfahren gegen den 
unfleifigen Richter, dır aus „Ueberfehen, Unwiffenheit oder 
Srrfaal” nidtig oder ungerecht grurtheilt hat. 

1) Ay oben $ 2 not. 1. 

2,898. D. v. 1555. 111. Zit. 53. $. 1. — Ein anderer 
GSrund dafür könnte indeß hier auch darin gefand.n werden, 
daß man den Fall der Syndicatsflage ($. 1. 6. 10 cebendaf.) 
im Auge gehabt, und diefe nach Anleitung der römifchen Bes 
flimmungen über dın judex, qui litem suam fecerit, auf den 
Fall des Ursheilens befchräntt habe. Indeß finder doc kein 
genaues Unfchließen an diefe Beſtimmungen Etatt. 

3) Die in Anfehung der Kammergerichts »Urtheiler der Revifions⸗ 
Behorde der Gerichts⸗Viſitation, zugeſchrieben wird: K. G. O. 
a. a. O. 

4) ... „fo ſolle gegen der ſchuldvollen Obrigkeit ſowohl, als 
deren geordneten Unter⸗Richtern gebührende Beſtraffung für⸗ 
genommen, und durch Unſern Kayſerlichen Fiscal zu Einbrin⸗ 
gung folcher- Ztraff, wie fi) gebühret, verfahren werden.” 
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ten richterlihen Verfügungen von feiner Vorfchrift auszu⸗ 
fchließen , fofern gegen fie eine Berufung an ein höheres 
Bericht möglich if. — Selbſt dann läßt ſich ein ſolcher 
Ausfchluß nicht rechtfertigen, wenn deren Zuläffigfeit das 
von abhängt, daß der befchwerende Richter zuvor um Abs 
hülfe angegangen worden °); indem darauf, ob im eins 
zelnen Falle die Möglichkeit der Rechtskraft begründet ift, 
oder die Vorausfegungen eines Rechtömittels vorhanden 
find, nichts anfommen fann, wo es fih um die Strufs 
barfeit Handelt. — Nur der durch den Inhalt und Ge⸗ 
genftand der Verfügungen gegebene Charafter derfelben 
ann hier entfcheidend feyn, und jener befchränfte Stand» 
punft des J. R. N. kann nur infofeen leitend ſeyn, als er 
ihn erfennbar mat. — Gr umfaßt aber auch den Fall, 
wo nicht eine höhere Anftanz als Gericht, fondern eine 
oberauffchende Behörde angegangen wird, wie bei der ein⸗ 
fachen Befchwerde über verzögerte oder verweigerte Ju⸗ 
ſtiz ©), Indem er namentlich auch die Juftizverzögerung und 
Juſtizverweigerung mit Strafverfolgung bedroht. 

Es müflen aber auch ferner alle vichterlichen Zwangs⸗ 
verfügungen unter jene Vorfchrift des J. R. N. fallen; und 
zwar nicht blos diejenigen, toelche eine Entfcheidung über 
das Dafeyn der Vorausfegungen der Zwangsanwendung 
enthalten, wie über das Dafeyn und die Rechtöfraft der 


5) Diefes Erforderniß läßt fih aber nur da begründen, wo die 
prozeßleitende Thatigkeit des Nichters mit einer. urtheilenden 
verbunden If, zum Eintritt einer urtheilsmäßigen Birfung 
aber noch die Gehörsverftattung fehlt. Wgl. oben $ 4. 
bei der Appellation gegen ertrajudiciclle Werfügungen und Beie 
nrtheile erledigt fi daffelbe au dann, wenn fle von einer 
noch nicht zum Gehör gelaffenen Partei ergriffen wird, durch 
die Bier bee ausdrüdtiche Aufftellung der Beſchwerde 
bei 

6) Denn die Thatigkeit des Gerichts an und: für fich ſelber ift 
Gegenſtand der Regierunngsgewalt, weshalb Beichwerden 
über Ihre Unthätigkeit auch an den Regenten felber gebın, 
wenn es · an einer oberauffchenden Behoͤrde fehlt. 
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Berurtheilung, über In der Vollſtreckungsinſtanz vorge: 
brachte Einreden, über Suspenfiveffect; fondern auch dies 
jenigen, welche nur die Art und Weife der Zwangsausfuͤh⸗ 
tung anordnen 7). Denn der richtige Befichtepunft für 
fie ift der der ertrajudiciellen Verfügung, und fomit die 
Cetrajudicialappellation gegen fie geftattet ). Will man 
aber das Vollftrecfungsverfahren auch auf diefer Seite def: 
felben als einen eigentlichen Prozeß in einem Rechtsſtreite be⸗ 
teachten, fo find fie immer ‚noch prozefleitende Befcheide, 
deren Beſchwerungen durch fpätere Appellation nicht mehr 
gehoben werden fönnen, und fomit der Appellation gegen 
Beiurtheile unterworfen. Es fehlt aber endlich auch nicht 
an einer rveichsgefeglichen Anerfennung der Strafbarfeit 
jeder widerprozeſſualiſchen richterlichen Verfügung, Indem 
den Gliedern des Reichdfammergerichts die Befolgung der 
Prozeßvorſchriften für daffelbe bei ſchwerer Strafe einge: 
fhärft wird 2). Das Verbrechen der verlegten Richters 
pflicht begreift demnach auch diejenigen Verfügungen, welche 
vorhin ($. 5) von den urtheilenden ausgefchieden find. 


§. 13. 


Art und Maaß der Strafe haben die Reichsgeſetze 
unbeſtimmt gelaſſen, und ſie ſtehen demnach fuͤr den Fall 
der bloßen Pflichtverletzung, naͤmlich abgeſehen von der 
Strafe der Beſtechung oder Erpreſſung, und abgeſehen von 
der Strafe, die die Concurrenz eines andern gemeinen Ver⸗ 
brechens oder der Beihuͤlfe zu demſelben mit ſich fuͤhrt, noch 


N Bol. oben $. 8. 

8) Extra judicium im &inne der canonifchen Quellen iſt alles 
dasjenige, was außerhalb der Entwidelung der Sache zwilchen 
Lirtisconteftation und Urtheil liegt. Bgl. c. 5. 44. X. de ap- 
pellat: 2. 28; c. 1. in VI. eod.: 2. 15; wo ante litis in- 
gressum, ante sententiam, und extra judicium als gleich: 
bedeuicnde Prozeßlage erjcheint. 

IR. Ü. v. 1548 $. 36; vol. Viſfit. Abſch. v. 1713. 8. 2. 
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in Stage — Da der Ricbter auf gewiſſenhafte Erfils 
(ung feiner Amtspflicht beeidigt wird ), fo iſt jeder wider: 
rechtliche Act, den er mit dem Bewußtſeyn vornimmt, daß 
er roiderrechtlich ift, oder daß er nicht alle ihm zu Gebote 
ftehenden Mittel angewendet Habe, die erforderlich geweſen 
wären, um fi von der rechtlichen Befchaffenheit deffelben 
Gewißheit zu verfchaffen, ein Eidesbruh. Darf man nun 
auch den Eidesbruch dem Meineide nicht gleichftellen 2), fo 
begründet er doch die Infamie und die Amtsentfegung. Das 
römifche Recht droht dem Eidesbruche die Infamie ?). So 
viel fich erfennen läßt, gehört diefer Fall zur infamia facti, 
die man heutzutage als turpitudo oder Anrüchtigfeit zu ber 
handeln pflegt ). Deſſen ungeachtet aber muß fie den 
Verluſt des Richteramtes nach fich ziehen. Denn derjenige, 
welcher senatu motus est, wodurch eine deminutio exi- 
stimationis bewirft wird °), iſt unfähig zur Function 
des Fuder 5). — Conſtantin beftimmt ganz allgemein 7): 


1) 8. ©. O. v. 1555. 1. 57. . . „fchweren, dem Kanferl. Kam⸗ 
mers Gericht getreulich, und mit Fleiß 0b zu ſeyn, und nad 
des Neichs gemeinen Rechten u. f. w. . . . nach feiner beften 
Verſtändniß, gleich zu richten u. f. w.? — Bol. auch Drdn. 
des Kaif. K. Ser. v. 1471.89. 1. 8.8. O. v. 1495. $. 3. 
und Layenfpiegel, Ausg. 1560, Blatt IV. 

2) een drt Crim. R. S. 502. Arch. d Crim. 

S. .©. 59. Für —ã— dahingegen: 
Feuerbach — $. 42) No. III. Bald: ſtaatsbürg. 
Mag. 11. ©. 708., wo die Strafe des Urphede⸗Bruches in d. 
©. C. C. 108. als eine der des Meineides gleiche Strafe des 
Eidesbruches allein angefehen wird. 

3) L. 41. C. de transact. 2.4 gl. L. 17. C. de dignit. 
12. 1. und Nov. 43. c. 4, 

4) Runde Grundf. d. deutfch. Be N. $. 307. Eichhorn 
Einleit. in d. deutfche —— R. 87. Maurenbreder 
Lehub. d. deutfch. Priv. R. 1. 8. Ian. not. 1. 


5) L. 5. $. 2. D. de extraord. cognit. 50. 13. 
6) L. 12. $. 2. D. de judicils 5. 1 
7) L. 2. C. de diguitat. 12. 1, 
urchiv D. Er. AÆ. 1812. 11. &t. T 
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„Neque famosis et notatis, et quos scelus aut vr/ae 

turpitudo inquinat, et quos infamia ab honestorum 

coetu segregat, dignitatis portae patebunt.’ 
Die kaiſerlichen Richterämter waren aber dignitates ®) im 
Gegenfage der officia, der Kanzleiftellen ?), deren Träger 
Conftantin einmal ohne alle weitere Diftinction mit Feiness 
wegs ehrenden Ausdrücken bezeichnet 1%). Das „digni- 
tatis portae patebunt” geht zwar dem ftrengen Wortfinne 
nach nur auf die Ernennung zu einer dignitas. Allein der 
Ausdruck ift ſchon zu bildlich, als daß man ihn zu einer 
Reſtriction benutzen Fönnte, die zu dem rechtlichen Wider: 
fpeuche führte, daß der, melcher unwuͤrdig fey eine digni- 
tas zu erwerben, dennoch würdig ſey die einmal erwors 
bene zu behalten; und es wird auch In einer andern Eon: 
ftitution die Unfähigkeit auf die Ausuͤbung des Amts bezo⸗ 
gen 11). Ueberdies aber beftraft auch das canonifche Recht 
den Eidesbruch des Geiftlichen mit Infamie und Remo: 
tion vom Amte 1); und das Richteramt erfordert jeden: 
falls denfelben Grad von Rechtfchaffenheit wie das geifts 
liche Amt. Die Gefege fprechen endlich diefe Unfähigkeit 
zum Amte ſchon da aus, mo der Eidesbruch gar nicht ein- 
mal Berlegung der Amtspflicht ift 3), und koͤnnen fie das 
her am allerwenigften da ald ausgefchloffen betrachten, mo 
diefe Verletzung allein fchon die Unmürdigfeit zum Amte 
bethätigt. 


8) Auch zum Decurionat machte die Infamie unfähig: L. 12. C. 
de decurion:: 10, 31. ., und wohl ohne Zweifel auch zu einem 
Municipalrichter s Amte. 

9) Sal. Bethmann Hollweg, Handb. d. Civilproz. Bd. I. 


10) c. s* (7) C. Th. de officio rect. prov. 1. 7. Ueber Aus⸗ 
ftofung der Unwürdigen (missio ignominiosa) c. 16. 26. 
C. Th. de cohortat. c. 10. 20. C. Th. de divers. offic. 

11) L. un. C. de infamibus 10. 57... . „,nullis honoribus ... 
uti possint.” 

12) c. 10. X. de jurejur. 2. 24. 

13) L. 41. L. 2. C. cit, c. 10. X. de jurejur. cit. 
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Man hat zwar In neuerer Zeit die Anficht aufgeftelt, 
daß die römifche Infamie in Deutfchland gänzlich ihre 
Geltung verloren habe; indem die einzige Solge derfelben 
im neuern römifcben Rechte die Unfähigfeit zum Poftulicen 
fey, diefe Folge aber, als der römifchen Gerichtsverfafs 
fung angehörig, in Deutfchland Feine Anwendung finden 
fönne ). Das beruht indeß, abgefehen davon, daß es 
auch noch andere Folgen der Infamie im neueren römifchen 
Rechte gibt ), auf einer Verfennung des Wefens einer 
Verfaſſung. ine Berfaffung ift das Beftehen concreter, 
den gewöhnlichen Veränderungen der Rechtsverhältniffe ents 
zogener Verhältniffe beftimmter intellectuelleer Organe des 
gemeinen Wefens ?). Die Befugniffe und Obliegenheiten 
der Einzelnen hingegen, welche von jenen Beränderuns 
gen abhängig find, Fönnen nie Beftandtheil einer Berfafs 
fung feyn, weil ihre Träger unbeftimmt find und daher die 
Berfaffung fih mit den Trägern Ihrer größern oder ihrer 
geringeren Zahl fortwährend verändern müßte; wodurch fie 
aufhören würde eine Verfaffung zu feyn, weil diefe eben 
in einem jenen Veränderungen gegenüber bleibenden und die 
Regelmägigfeit derfelben aufrecht erhaltenden Zuftande ber 
fiehen. ine Berfaffung an und für fich felber Ift eine 
bloße Thatfache, und in fofern die römifche Verfaſſung eine 
andere als die, oder irgend eine, deutfche, und mit dem 


1) Savigny Syſtem des Röm. R. IL. ©. 224 ff. 

2) Als noch anwendbare Kolge gehört dahin die Werdächtigkeit 
des Zeugnifles, und fofern die Infamie auch eine turpitudo 
begründet, außer der Unfähigkeit zu dignitates aud) der Ver⸗ 
tuft des teftamentarifchen Erbrechts der Inofficioſitätsquerel der 
Gelchwifter gegenüber. 

3) Intellectuell müffen diefe Organe fern, um dauernd feyn zu 
tönnen, fo die Amtsftellen, die fländifchen Kammern. Gie 
verändern nur ihre Träger, während andere Verhältuiffe an 
Bob „umfang und Geftaltung flets dem Wechfel unterwer« 
en find. ' 


Tr? 
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römifchen Rechte entfchieden nicht die römifche Verfaſſung 
vecipiet %). Die Normen über die innere Geftaltung der 
einzelnen Organe und deren Verhältniffe zu einander 
find jeder Verfaffung eigenthümlih. Ihre Beziehung zu 
anderen aber erhält ihre Geſtaltung durch die Rechtönor: 
men, welche fie aufrecht zu erhalten hat °), und der Ums 
ſtand, daß diefe urfprünglich einer andern Verfaffung an: 
gehört haben, fteht diefem geftaltenden Einfluffe nicht als 
fein nicht entgegen, fondern diefer iſt vielmehr nothwendige 
Folge der Herübernahme, und wenn fie in Anfehung eince 
ganzen Rechtscomplexes gefchehen iſt, nur in Anfehung 
derjenigen Beftandtheile deſſelben ausgefchloffen, deren Her; 
übernahme pofitive Griinde entgegenftehen. Diefe fönnen, 
in Ermangelung ausdrücdliher Ausnahme, nur darin lies 
gen, daß bereits eine widerftreitende Geftaltung jener Bes 
jiehung vorhanden ift, die durch die Herübernahme nicht 
geändert werden fol 9). Die Infamie, in ihrer concres 
ten Begründung, ift ein von zufälligen Umftänden abhäns 
giger Status Einzelner, der Seftaltung der Berfaffung fel- 
ber durchaus fremd, wohl aber maßgebend für die Geftal- 
tung der Beziehung zwifchen den Organen der Verfaffung, 
namentlih den Gerichten und den unbeftimmten Einzel 


4) Nämlich rechtlich nicht, wohl aber factifch, indem man z. B. 
die römifchen Fiscusrehte auf Deutfchland übertragen hat. 

5) Und zwar ohne Unterfchied, ob diefe Normen fich auf die 
Sheilnahme der Einzelnen an dem Berfaffungss Organismus, 
oder auf die Verhältniffe der Einzelnen zu einander beziehen. 
Die Regeln Über das Eigenthum beftimmen auch das Berhält⸗ 
niß der Negierung zu dem Privateigenshümer, und führen für 
den Richter die rechtliche Nothwendigkeit herbei, ihn «ls fol 
chen anzuerkennen. 

6) Eine Seftaltung, welche die Herübernahme in der gedachten 
Begränzung in der That unmöglich gemacht hätte, wird fi im 
deutſchen Rechte ſchwerlich nachweiſen laflen, wenn man die 
Berfchiedenheit der deutfchen und rsmiſchen Inftiture richtig 
uuffoßt ; indem verfchiedenartige Saftitute recht wohl neben eins 
ander beſtehen koͤnnen, nicht aber verfhiedenartige Normen 

über boffelbe Inſtitut. . 
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nen; wohin nicht allein deren Befähigung mit ihnen in das 
Verhältniß einer Partei oder des Trägers einer öffentlichen 
Function in parteilicher Stellung, als Advocat oder Zeuge, 
zu treten, gehört, fondern auch deren Befähigung, Träger 
einer richterlichen Sunction oder eines richterlichen Verfaſ⸗ 
fungsorgang zu feyn. Die VBerfchiedenheit der Gerichte: 
verfaffung fann ſonach die Unfähtgfeit des Infamen und 
der persona turpis zum Richteramte und die Geltung der 
römifchen Infamie an fich nicht befeitigen 7). Es koͤnnte 
fi nur fragen, ob der Eidesbruch auch in Deutfchland 
eine Infamie oder doch eine turpitudo nach fich ziehe. Denn 
wenn auch die turpitudo, die vechtsfchmälernde Unmwürdigs 
Feit eines Menfchen, an fich fein vager Begriff ift 8), fo 
hängt ihr Dafeyn doch immer von der VBolfsanficht ab; und 
wenn die infamia juris immediata nur als turpitudo gel: 
ten foll, fo fann fie auch nur eintreten, wo nach der Volkes 
anficht eine Unwürdigfeit begründet ift, indem die roͤmi⸗ 
ſchen Rechtsvorfchriften nur als folche, und nicht etwa ald 
Beftandtheile der deutfchen Volksanſicht reeipirt find. — 
Eine deutfche Norm, melche mit diefer römifch rechtlichen 
Folge des Eideshruches in Widerfpruch fände, giebt es 
nicht. Vielmehr zog der Bruch einer eidlich gelobten Treue 
die Ehrlofigfeit des Altern Rechts nach ſich )), und wenn 
diefe auch nicht diefelben Folgen hatte, wie die roͤmiſche 
Infamie, fo war fie doch eine in der Volksanſicht begruͤn⸗ 


7) Anders wäre es, wenn der deutfche Nichter eine ganz andere 
Function hätte als der römifche. So würde aus der Unfählgs 
keit eines Infamen zur Function eines urtheilenden Juder noch 
nicht die Unfähigkeit deffelben zur Function eines nicht urthei⸗ 
enden Richters der Altern deutfchen Berichteverfaflung folgen. 

8) Wie Befeler, Syſtem des deutfch. Private. ©. 331. not. 1. 
fagr, und deshalb als Grund der Unfähigkeit zu Ehrenämtern 
nur Infamie anerkennen zu wollen feheint. 

9) &o beim Bruch der Lehnttreue: Richtft. Ldr. 51. mit Säcf. 
Bir. 1. 40. In der Gloſſe z. Sächſ. edr. 111. 78. 8. 1. heißt 
66: „„wente alle ere Yan trume kumpt.“ 
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dete 19) Unwuͤrdigkeit, die Unfähigkeit zu dem Verhäftniffe 
nad fich zog, in dem die Treue gebrochen tmorden '!). Wo 
alfo das deutfche Recht einer Handlung die Kolge der Ehr⸗ 
lofigfeit zufchreibt, da muß man ihr auch die Eigenfchaft 
der turpitudo zuerfennen, fo lange ſich nicht nachmeifen 
läßt, daß fie in die Reihe der rechtlich erlaubten Handluns 
gen getreten ſey 9. Die Anficht aber, daß Ehrlofigkeit 
des neuern Rechts nur eintrete, mo fie vom Richter als 
Strafe erfannt ſey 1%), trifft jedenfall die turpitudo 
nicht 1%), welche zur Unfähigkeit zum Richteramte genügt. 


$. 15. 


Bei einem etwa gar nicht beeidigten Richter, oder 
wenn etiva das Inſtitut der Ehrlofigkeit feinen gänzlichen 
Untergang finden follte, wuͤrde indeß das Sundament der 
Beſtrafung einfacher Berlegung der Richterpflicht mans 
gen. Es würde alfo befonderer Strafbeftimmungen über 
fie bedürfen, die auch in neueren Strafgefegbüchern faft 
nur unter allgemeineren Strafdrohungen verſteckt zu finden 
find ); und wenn fie fi finden, fih in Beziehung auf 


10) Denn fie ift keinesweges durch gefegliche Normen auf bes 
flimmte Fälle befhräntt. Vgl. Schwäb. Ldr. 59. 66. 278; 
mit Richtſt. Edr. 33. Sächſ. Ldr. I. 5. $. 2. IH. 78,84. $. 2. 

11) Daher der Verluft des Lehns, der Bormundfchaft: Sächf. 
edr. 1. 40, Schwäb. Ldr. 59. 66. 

12) Wie B. die Ketzerei, welche nah Schwäb. Ldr. 278. 
au ortof gfeit nach fich zieht. 

) 3. 2 Mittermaier a. a. O. 8102. Beſeler a. a. O. 


14) & kann vielmehr gar nicht durch ein Urtheil entftchen, 
weil fie Product der Volksmeinung ift. 

1) So 3. B. in der Beilimmung des Bair. Straf⸗G. B. 
Art. 357, wo die Dienftentfegung dem gedroht wird, der „aus 
Privatabfihten, aus Haß, Parteilichkeit, oder Eigennug die 
ihm anvertrauete Amtsgewalt zum Drud oder zur Mißhands 
lung der Unterthbanen mißbrauht ? — Dafür, daß bier von 
der Zuftiggewalt in Civilſachen nichts befonders gemeldet wor⸗ 
den, finden die Anmerkungen zum Str. G. B. f. d. Könige. 
Baiern 111. &. 184 den Grund darin, daß, wenn die widers 
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Sivilfachen doch auf den Fall einer wiſſentlich ungerechten 
Entfcheidung oder eines miffentlich ungerechten Abſtimmens 
befhränfen. — Dies ift namentlich in dev Würtembergis 
ſchen *) und in der neuen Badifchen Strafgefeggebung 
der Fall. Letztere droht einmal die Strafe des in die Kas 
tegorie des Meineides und des Eideöbruches geftellten fals 
fhen Zeugniſſes ®), und anderntheild, als Kolge diefer, 
in einz bis achtjähriger Sreiheitsberaubung beftehenden 
Strafe, die Dienftentlaffung oder Dienftentfegung 2). Ins 
deß vermißt man dabei einestheils eine Strafbeftimmung 
über den Fall, wo die Entjcheidung oder Abftimmung zwar 
nicht wiſſentlich ungerecht, aber doch wiſſentlich ohne die 
mögliche Vergewiſſerung über die Gerechtigfeit in wider. 
vechtlicher Weife geſchah %. — Denn au in dieſem 


rechtliche Handlung des Eivilrichters Eein gemeines Verbrechen 
iſt, fie feinen Stoff zum Kinfchreiten der Staatsgewalt dars 
biete, weil den Parteien Nechtsmittel zu Gebote ftänden. Dies 
fer Grund reicht indeß nicht aus, da die Rechtsmittel einen 
andern Zweck haben als die Strafe. — Das Erim. Gef. B. 
f. d. Könige. Sachen Art. 311. bedroht in ähnlicher Weiſe die 
Verlegung und VBernachläffigung der Amtepflicht überhaupt mit 
Strafe, die aber, „„infoweit nieht dabei ein fehmereres Verbre⸗ 
chen vorliegt”, nur in einem Verweiſe, oder in ciner Geld⸗ 
ftrafe bis zu 50 Thalern befteht. 


2) Würtemb. StrafsG. B. Art. 438., welches Verluft der Ehre 
und des Dienftrechts droht, für den Fall der wiffentlihen Bes 
gehung einer Ungerechtigkeit bei der Entfcheidung eines Nechts: 
ftreits und bei der Vollftredung vechtskräftiger Entfcheidungen. 
Letzteres geht mwahrfcheinlih nur auf die entfcheidenden 
Ausſprüche, melde in der Erecutionsinftanz vorkommen, 


3) Bad. Straf: &f. B. $. 486. 


4) Ebendaſ. $S. 673. „und überdieß in allen Fällen der Wer: 
urtheilung au zeitlichen Freiheitsftrafen (werden ſie) von 
Dienftentlaffung oder Dientfegung getroffen.” Dat Preuß. 
Landr. 11. 20. $. 371. droht jeder wiſſentlichen Pflichtwidrig⸗ 
keit eines Zuftizbedienten aufer der Caflation 2? — Sjährigen Fe: 
ſtungsarreſt. 


5) Wie wenn er unterläßt ein Geſet nachzuleſen, über deſſen Ins 
halt er fich nicht in voller Gemwifheit befindet. 
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Falle bricht dee Richter feinen Eid 8); und durfte auch Fein 
innerer Geund dafür vorhanden feyn, die Strafbarfeit der 
verlegten Richterpflicht auf das Gebiet des Eidesbruches zu 
beſchraͤnken, fo wird man doch alle Fälle ftrafbar halten 
müffen, die dem Gebiete deffelben angehören. Dann fin: 
det fich aber auch nur die ungerechte Entfcheidung und 
das Abftimmen zum Zwecke einer folchen mit Strafe be- 
droht, und es fehlt hier an einem Grunde, welcher diefe 
Befchränftheit des Ausdruckes als gleichgültig für den Ums 
fang der Strafbarfeit erfcheinen laffen Fönnte, da e8 ge: 
vade ber Zweck des Geſetzes ift, diefen feftzuftellen. Nur 
das Urtheil ift alfo Gegenftand der Strafbeftimmung. 
— Nah Badifchen Prozeßgefegen ſcheinen zwar die Abwei⸗ 
fung der Klage wegen Mangel eines Klagegrundes und 
das Beweiserfenntniß in die Kategorie der Urtheile zu ge: 
hören 7), da für fie ausdrüclic die Urtheilsform vorge: 
ſchrieben ift ®.. Ob aber auch andere prozeßleitende Be⸗ 
ſcheide dahin gezählt werden dürfen, wird dadurch zmweifel: 
haft, daß fie, namentlich auch in Anfehung der Zuläffig- 
feit von Rechtsmitteln, zwar als Gegenfäge der Urtheile 
fi darftellen ®), dennoch aber mit der Benennung „Zwi⸗ 


6) Vol. oben $. 13. not. 1. 


7) Sie ift nur ein prozeßleitender aut der oben $. 3. nach 
not. 2 genannten Kategorie. Ihre Rechtskraft wird, confequens 
ter Anwendung der prozeffualifhen Grundfäge zufolge, nur das 
Durch ausgefchloffen, daß fie die Eigenfchaft eines ertrajudiciels 
len Beſcheides hat, indem fie entweder vor der Litisconteflation 
erfolgt, oder diefelbe unmirkfam macht. Bei der Verdunfelung 
über die Bedeutung der 8. C., die in der heutigen Prozefs 
doctrin herrſcht, wird aber diefe Auffaffung nicht immer zur 
Anerkennung gelangen. 

8) Bad. Pro;. » Drdn. $. 358. 

9) Bad. Proz.» Drdn. $. 390. 391. 1175 mit 1172. — Im 
Würtemb. Str. &. B. Art. 438. 439. werden von den Ent; 
fcheidungen (vgl. oben not. 2.) die Verletzungen wefentlicher 
Borfchriften des gerichtlichen Verfahrens außdrüdlich gefchieten 
und leßtere als Kegel nur mit einer Geldftrafe von 50 — 100 fl. 
vlegt. 
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fhenurtheile” belegt werden. Es ift ferner auch nur die 
ungerechte, nicht die nichtige Entfcheidung der Gegenftand 
der Strafbeftimmung, obgleich eine folche Entfcheidung ben 
fiegenden Theil einer Beichwerdeführung des Gegners preis: 
giebt, wenn fie in der Verwerfung einer, einen wefentlichen 
Mangel des Verfahrens rügenden Einrede befteht 1o), Nur 
durch die an die Strafe des Meineided und des Cidesbrus 
ches fich anlehnende Feftftellung des Strafmaaßes gewinnt 
diefe Vorſchrift alfo eine größere Beftimmtheit, als die der 
Reichsgeſetze. 


$. 16. | 
Daß aber dr J. R. A. die Verlekung der Richters 


v 


pfliht eben vom Standpunkte des Eidesbruches aus aufs - 


gefaßt hätte, Dagegen reden mehrere Umftände. Einmal 
erregt es Bedenfen dagegen, daß die Strafbarfeit auch im 
Halle der Verweigerung oder Verzögerung der Juſtiz anges 
nommen wird %), die man fehmerlich fchlechthin als einen 
Eidesbruch angefehen haben dürfte. Kerner wird aber au 
die Obrigfeit, welche den pflichtwidrig handelnden Richter 


eingefegt hat, mit Strafverfolgung bedroht ?), und end⸗ 


li geht die Drohung auf Fälle, wo die Verlegung der 
Pflicht ihren Grund nur in einer Unfähigkeit Hat, nämlich 
in „‚Ungefchicflichfeit oder Unerfahrenheit.” 3) Dies Fann 
der Anwendbarkeit der Strafe des Eidesbruches zwar nicht 
entgegenftehen, wo ein ſolcher begangen ift; allein das Ges 
fe hat erfichtlich diefen Fall nicht als den einzigen betrach⸗ 
tet, der eine Straffälligfeit begeundet. — Daß es auch 
die Pflichtverletzung aus Unfaͤhigkeit als ſtrafbar anfieht, 
zeigt vielmehr, daß es von dem ſubjectiven Verſchulden 
gaͤnzlich abſtrahirt, ſo wie es anderntheils auch nicht zum 


10) Bad. Prozeß⸗Ordn. 391. 392, 1175. Zif. 2. 
1) Vgl. oben $. 1. 
2) I.8. 4. S. 109, 8) Ral. oven S.1. 
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Thatbeftande verlangt, daß einer Partei in der That ſchon 
ein materieller Nachtheil zugefügt worden, oder ihr eine 
nachtheilige Rechtsveränderung ermwachfen, fondern nur 
daß die Handlung des Richters eine benachtheiligende Rich: 
tung habe, „daß zu jemandes Nachteil” die Juſtiz ver: 
weigert oder verzögert, oder geurtheilt worden *); was 
fi auch ſchon daraus ergiebt, daß eine Sachlage voraus: 
geſetzt wird, in welcher noch Abhuͤlfe durch Rechtsmittel 
möglich iſt 7). Die Rechtswidrigkeit des Refultats der 
richterlichen Handlung oder Unterlaffung , das iſt der voll: 
fommene Thatbeftand. In ſehr vielen Fällen find auch die 
Rechtswidrigfeiten der Richter der Art, daß nur die Alter: 
notive zwiſchen Beabfichtigung und Unfähigkeit gegeben ift, 
und e8 gar keiner weitern Seftftellung eines fubjectiven Ver⸗ 
fehuldens bedarf, um eine Abfegung zu rechtfertigen 6), So 
erkannte ein Richter, als der Beklagte den Beweis feiner 
Einrede des heimlichen Mangels defert werden laffen, daß 
er die Hälfte des bedungenen Kaufpreifes zu zahlen habe, 
weil es nicht auszumitteln ſey, wie es fih mit dem Man: 
gel verhalte, und daher jede Partei den Untergang des ver: 
Fauften Gegenftandes zur Hälfte tragen muͤſſe. Ein Col: 
legium nahm eine Uebereinftimmung der Parteien an, als 
der Kläger ein Capital ald dos feiner Frau forderte, 
und der Beklagte unter Proteftation gegen jede Verpflich- 
tung ſich bereit erflärte, einen demfelben entfprechenden 


— 


4) Bol. oben $. 1. 8. 4. nach not. 10. 
5) Bol. oben $. 12. not. 1. 2. 


6) Das Preuß. Lande. II. 20. 8. 371. 372, welches den Fall 
der wiſſentlichen Pflichtwidrigkeit eines Juſtizbedienten, nämlich 
einer folhen, zu der er fihb „aus Animofität, Privatlcidens 
(haft oder andern Nebenabfichten” hinreißen läßt, allein als 
den ftrafbaren betrachtet ; läßt auch dann, wenn fie aus gros 
ber Fahrläffigkeit oder Unwiffenheit begangen und daraus ein 
erheblicher Schaden entflanden,, den Amtsverluft und Unfähig- 
Pas zu Zuftisbedienungen eintreten. 
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Zinsbetrag für die Dauer der Ehe zu entrichten; und’ vers 
urtheilte Ihn dazu, auf den Grund eines Geftändniffes. — 
Ein Richter lieg gegen den Anfpruch auf Einhaltung der 
gemohnheitlichen Miethezeit dem Beklagten, der eine bes 
fondere Verabredung der Miethezeit nicht behauptete, den 
Beweis nach, daß fünf Wochen vor dem Anfange der ges 
wohnheitlichen Miethezeit der Vertrag fhon gefchloffen 
und drei Wochen vor demfelben der Miether die gemiethete 
Wohnung bezogen, und legte ihm beides cumulas 
tiv zum Beweiſe auf; ließ auch nach der erfolgten Eideks 
delation den Gegner die Unmahrheit beider Umftände, 
trog der Proteftation deſſelben, beſchwoͤren. — Wo ders 
gleichen, oder ſolche Fälle, wie fie oben $. 7 und 9. ans 
geführt worden, nur möglich find, da iſt die gerichtliche 
Rechtsverfolgung und Rechtsvertheidigung auch in den eins 
fachften Fällen nicht gefichert; und wenn die Verfaffer des 
HR UA. die Fälle, wo ein Einfchreiten gegen den Richter 
nöthig wird, nicht nach ihrer fubjectiven Verſchiedenheit, 
und eben fo wenig nach der Verſchiedenheit der. nachthels 
ligen Kolgen feftftellen wollten, fo mochte es ihnen anges 
meflen erfcheinen, diefelben unter dem Gefammtausdrud 
Strafe zu befaflen. 


& 17. 


Eine fchärfere Auffaffung müßte indeß dahin geführt 
haben, zu unterfcheiden: ob nur das objective Refultat 
der Widerrechtlichfeit, oder zugleich ein fubjectives dem Ur⸗ 
heber feiner Individualität nach zurechenbared Verſchulden 
gegeben ſey. — Die natürlihe Bedingung der Träger: 
ſchaft eines Richteramts ift die Vermirflichung der Geltung 
des Rechts, und jede Widerrechtlichkeit, die von dem Traͤ⸗ 
ger deſſelben zu diefem Ende abgewendet werden muß, 
ift eine Nichterfüllung jener Bedingung, die den Verluſt 
jener Zrögerfchaft begründet. VBlope Nihueriülung Amt 
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Bedingung ale ſolche ift aber Fein Verbrechen und jener 
Verluſt daher nicht nothmendig auch eine Strafe; und ab: 
gefehen von einer Entſchaͤdigungspflicht kann jene Nichts 
erfüllung ohne befondere Vorfchriften Feine andere Solge 
haben, als eben nur jenen Verluſt. Es ift daher voll: 
fommen confequent, die Strafbarfeit der verlegten 
Htihterpfliht auf den Fall des fubjectiven Verſchuldens zu 
beſchraͤnken, nämlich auf den, wo der Richter wußte, ent: 
weder daß er toiderrechtlich handelte, oder daß er nicht 
alle ihm zu Gebote ftehenden Mittel angewendet habe, 
welche erforderlih waren, um die Widerrechtlichfeit zu vers 
meiden. Nur wird: der Nachweis, daß die Handlung des 
Richters mit einer unter feinen Standesgenoffen notorifchen 
Rechtsregel im Widerfpruche ftehe, einen vollbeweifenden 
Schluß auf die Kunde der Widerrechtlichkeit begründen muͤſ⸗ 
fen, fo lange der angefchuldigte Richter nicht Umftände ers 
weiſet, welche geeignet find, dieſe Kunde auszufchliegen. — 
Ob aber da, wo diefe Verſchuldung fehlt, der Ber: 
luſt Des Amtes eintreten muß, das ift eine Stage, die 
dem Steafrechte fremd iſt, weil er in diefem Falle feine 
Steafe if. — Indeß wird man in unferen heutigen 
Zuftänden diefe Srage ſchwerlich bejahen Fünnen, da man 
in ihnen die Verwirklichung der Geltung bes Rechts nicht 
als ein bedingendes Moment, fondern nur als einen zu ers 
füllenten Modus des Richteramts betrachten Fann. Die 
Befähigung zum Richteramte ift in wiflenfchaftlicher Bezie⸗ 
hung nur durch denjenigen Grad von juridifcher Bildung 
bedingt, der durch Belehrung und die praftifche Anwen: 
dung der durch fie gewonnenen Kenntniffe erlangt erden 
kann. Es fehlt aber an einer fo gearteten Belehrung, daß 
fie fich zu einer genügenden Grundlage für eine Ausbildung 
elgnete, die einen Anfpruch auf abfolute Erfüllung jener 
licht begründen koͤnnte; und man muß fich daher mit 
den Anſpruche auf Fleiß und Treue in der Erftrebung jener 
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Berwirflihung begnägen, Dadurch wird die Kolge des 
Amtsverluftes auf den Fall der Strafbarfeit dee Ver⸗ 
fegung der Richterpflicht beſchraͤnkt, wenn nicht ein concur⸗ 
rirendes gemeined Verbrechen auch in anderen Sällen. diefe 
Folge nach fich zieht. — Er ift fonach bloße Strafe, nicht 
bloß Folge der Nichterfüllung der Bedingungen feines Amts, 
und kann daher auch durch andere, Folgen furtogirt werden; 
die ihm bei geringerem Berfchulden nicht nothwendig an 
Schwere gleichzuftehen brauchen. . Von. diefem Gefichtbs 
punfte aus läßt ſich unter Umftänden felbft ein Herabfteis 
gen zu einer bloßen Disciplinarftrafe rechtfertigen, wo die 
mangelnde Gewißheit uber die Widerrechtlichfeit des Refuls 
tats die Abficht des Eidesbruches ausfchliept 1); während 
für den entgegengefegten Fall das Strafmaaß des Badi⸗ 
ſchen Strafgefeges als angemeffen erfcheint. Daß daſſelbe 
aber auf jeden Hall auszudehnen waͤre: mo der Civilrichter 
abfichtlich eine widerrechtlihe, ungerechte oder nichtige Vers 
fügung erläßt oder zur Ausführung bringt, dürfte nach 
dem Ausgeführten fich als nothwendig herausftellen,; und 
für den Sall, wo der Richter einer Partei abfichtlich eine 
unrichtige Darftellung von ihrem Rechte macht, wenn au 
ohne diefelbe in einer Verfügung für die Sache ins Leben 
treten zu laſſen, läßt fi das Beduͤrfniß einer befondern 
Straffanction um fo weniger verfennen, als die Gelegens 
heit dazu am häufigften denjenigen Parteien gegenüber ges 
geben ift, die wegen Unvermögen oder Serinfügigkeit der 
Sache ohne Rechtsbeiftand handeln. Der Begriff des Vers 





1) Wie im Straf⸗G. B. für d. Königr. Eachfen für den Fall, 
wo nicht ein fchmereres Verbrechen vorliegt (vgl. oben $. 15 
not. 1.), welches durch Hinzutreren der Abficht des Gidesbrus 
ches immer fehon gegeben iftl. — Dahingegen fcheint es chne 
Grund für den Fall der MWerlegung von Progeßvorfchriften, 
auch wenn fie eine vorfägliche ift, zu einer bloßen Disciplinars 
ſtrafe herabzufteigen, wie das Würtemb. Str. G. B. Aut. 439 
Cogl. oben $. 15 uot. 9.). 


286 Leber das Verbrechen verlebter Richterpflicht ıc. 


brechens der verfeßten Richterpflicht ift fonach gegeben: In 
jeder Thätigfeit in der Ausführung der Richterfunction oder 
in dem Gebrauche der zu derfelben gegebenen oder gemwähl: 
ten Mittel, die in einem ſolchen Urfachsverhältniffe zu einer 
rechtswidrigen Geftaltung der Sach: oder Prozeßlage oder 
einer verlegenden Wirfung für eine Partei fteht, welches 
dem Richter zu erfennen möglich ift, und in der Unterlaf: 
fung jeder Thätigfeit, deren Vornahme der Richter als 
eine ihm obliegende Amtspflicht erkennen Eonnte: 


287. 


Das Denunciationsunmwefen 


der 


neueren deutſchen Geſetzgebungen. 


Von 
Sepp 





(Beſchluß von Nr. IV. im 1. Hefte) 


Auch andere deutſche Strafgeſetze haben die gleiche Rich⸗ 
tung eingeſchlagen, und aus deren Zuſammenſtellung wird 
ſich ergeben, daß es für zu ſchaffende Ausnahmefälle 
gar Feine, oder nur höchft willfürliche Graͤnzen giebt, zu: 
gleih dem, das Str. G. B. nicht zur Hand habenden 
Bürger, welcher fich nicht geen zu Denunciationen zwingen 
läßt, die größten Verlegenheiten bereitet werden. Denn 
man Fann ihm weder zumuthen, jene Ausnahmen aus 
wendig zu fernen, noch bei ihm immer den richtigen Blick 
vorausfegen; tollte er aber fich darauf berufen, daß er 
nicht beftimmt gewußt habe, worauf das Unternehmen 
eigentlich gerichtet geweſen ſey, fo geriethe er Häufig in Ges 
fahr, daß der Richter dies als eine leere Ausflucht behans 
delte, weil er aus diefen oder jenen Anzeigen die wahre 
Befchaffenheit des Vorhabens hätte erfennen müflen. Ends 
lich fragt man mit Recht, welche Gründe e8 denn für den 
Ausſchluß anderer eben fo ſchwerer Straftälle gür, 
und ob etwa ein foldyes Berzeichnig analog andy Tr ante 
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Faͤlle benugt werden dürfe, mo das Geſetz von ſchweren 
Verbrechen ohne nähere Bezeihnung fpridt? 
Doch, mir mollen jet die neueren Gefeßgebungen 
felbft veden laffen. So fügt das Braunfchweigifche Straf : 
G. B., Art. 48, den fächfifhen Fällen noch Toͤdtung, 
überhaupt Menfchenraub, gemeingefährliche Beſchaͤdigung, 
und Diebftahl mit Einbruch hinzu, wobei die Motive bes 
fonderd hervorheben: „Die Verpflichtung ift nicht allein 
auf die vorfäglichen, fondern auch auf die Verbrechen a u8 
Fahrlaͤſſigkeit (culpoſe Tödtung, culpofe ſchwere 
Koͤrperverletzung ꝛc.) bezogen. Das Nichtverhindern fol: 
cher iſt mindeſtens eben ſo ſtrafbar, als die der vorſaͤtz⸗ 
lichen. Der Erfolg beider iſt ganz gleich, und bei Vers 
brechen aus Sahrläffigfeit begeht der daffelbe nicht Verhin⸗ 
dernde nicht nur ein Unrecht gegen den Berlegten, fondern 
- auch gegen den Thäter, der von einer MRechtsverlegung 
nicht zurückgehalten wird, die er gar nicht beabfichtigte und 
die ihn oft für das ganze Leben unglüctih macht.” Co 
roeit geht felbft das Württembergifhe Str. G. B. nicht, 
welches nach den Worten „Borhaben, eine ftrafbare Hands 
lung zu begehen” ſich offenbar auf vorfäglie, im Werke 
begriffene Verbrechen oder Vergehen befhränft, fo aufs 
fallend e8 freilich auf der andern Seite ift, die unterlaffene 
Verhinderung felbft des unbedeutendfien vorfäg: 
lihen Vergehen zu firafen, Dagegen die Richtvers 
binderung einer culpofen Tödtung, wozu ed vielleicht 
nur der Warnung durch eln einziges Wort bedurft hätte, 
für ſtraflos zu erflären. Doch würde nad) Art. 32 des 
Pot. Str. ©. dann polizeilich gegen Ihn eingeichritten 
werden fönnen. Kine weitere Kaffung hat das Baden⸗ 
ſche Str. G. B., indem e8 im Art. 146 die Berhindes 
tungspflicht auf „Verbrechen, welche mit Todesftrafe, 
lebenslänglichem oder zeitlihem Zuchthaus nit unter 
10 Fahren bedroht find” (alfo poena in thesi) befchränft. 
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Allein in der Sache wird damit nichts gebeflert! Spes 
cieller ift wiederum der neue Preufifche Entw. (1847), 
Art. 49, welcher fi auf Hoch = und Landesverrath, Münz- 
fälfhung, Mord, Raub, Menfchenraub, oder ein das 
Leben von Menfchen gefährdendes gemeingefährliched Vers 
brechen beſchraͤnkt, und fogar Strafarbeit bie zu 5 Jahren 
androht. Vergebens fuchen die Motive S. 24 diefe Be; 
ftimmung durch die Bemerkung zu rechtfertigen, daß das 
mit eine „ſcharfe Begranzung” gegeben ſey. Nicht Alles, 
was ſcharf abgegränzt ift, .ift darum tauglid. Auch 
Breidenbach °°) hat fich gegen ein folches willkuͤr⸗ 
liches Herausgreifen einzelner Verbrechen erflärt, will aber 
auch eben fo wenig eine allgemeine Strafbeftimmung, 
wie fie das Baierifche und Württembergifcehe Str. ©. B. 
aufftelen, und macht zugleich auf die fehr verfchiedene 
Abſchätzung diefes Vergehens in den neueften Gefeßs 
gebungen aufmerffam, welche feit dem Maximum des 
Baieriſchen Str. ©. DB. von 30 Tagen Gefängniß nach und 
nach bis auf zwei, ja fünf Jahre aufgeftiegen iſt, und 
noch Durch 6 Jahre des Württemb. Str. &. B. (Art. 143) 
beim Hochverrath überboten wird 22). Der Art. 92 des 
Großh. Heſſiſchen Er. G. B. lautet übrigens fo: „Wer: 
vermöge feines Amts oder öffentlichen Dienftes, oder wer 
vermöge eines Dbefonderen, von feinen Vorgefegten erhaltes: 
nen Befehls oder Auftrags, die Begehung von Verbrechen 
zu verhindern verpflichtet ift, fol, wenn er die Verbinder 
rung eines Verbrechens vorfäglich unterläßt, als Ge: 
bülfe des Thäters beftraft werden.” Damit ift aber noch 


22) Gommentat zum Großh. Heffifhen Str. G. 3.1. Abth. U 
. 417. 


23) Der Regierungss Entwurf wollte gar zeitlebens ents 
ehrende Arkeitshausftrafe, Fonnte aber in den Kammern 
damit nicht durchdringen. 

Archiv d. Er. R. 1849. 11. St, u 
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Art. 88 Ziff. 2 zu verbinden: „Mit der auf die Beguͤn—⸗ 
ſtigung gefegten Strafe wird belegt ...... 2) wer 
feine Ehefrau oder die unter feiner häuslichen Gewalt ſte⸗ 
henden Kinder oder Pflegfinder, wenn e8 ohne Anzeige bei 
der Obrigkeit gefchehen kann, an der Ausführung der von 
ihnen befchloffenen That nicht Hindert”, und Art. 134 
und 138, welcher für Hoch> und Landesverrath eine wei⸗ 
tere Ausnahme feftfebt. 

Richtig bemerkt Breidenbac in feinem Commen⸗ 
tar zum Heffifchen Str. G. B. a. a. D., daß 1) der 
Art. 92 fich vor allen andern deutfchen Fegisfationen durch 
die Befhränfung der Verhinderungspflicht auf öffent: 
fihe Diener augzeichne, und wenn beim Hoch⸗ und Lan⸗ 
desverrath) ausnahmemeife weiter gegangen wird, fo war 
dies eine Damals unvermeidlihe Ausnahme, mie fie es 
auch vor der Zulirevolution in Sranfreih war, mit wel: 
ber aber diefe Ausnahme fogleich fill. 2) Daß durch den 
Art. 92 nicht die Straflofigfelt der negativen Bei: 
huͤlfe zu einem Verbrechen ausgefchloffen werde, weil 
dies ein von der Mitwiffenfchaft verfchledener, dem allge: 
meinen Begriff der Beihülfe unterliegender Fall fen; eine 
folche nimmt er aber nur an bei der Zuficherung der 
Nicht Anzeige *). 3) Daß eben deshalb der Art. 92 
(„als Gehülfe”) Feine ganz genaue Faſſung habe, teil es 
fich Hier nicht von einer Belhülfe dem Begriffe nad, 
fondern nur von der gleihen Strafbarfeit mit ihr 
handle, während 4) der Art. 88 Ziff. 2 bei Eltern 2c. fich 
richtiger ausdruͤckt: „Mit der Strafe der Begünftigung 
ift zu belegen.” Denn fo wenig dort begriffsmäßig 


21) Es wird alfo bei Art. 92 vorausgefept, daß das Nichthin- 
dern ohne Einverftändniß mir dem Thäter gefchah. 
So unterfcheiden auch Artt. 441, 444 Abf. 2 des Württemb. 
Str. G. B. beide Fälle bei öffentlichen Dienern. 
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negative Beihülfe, chen fo wenig, oder vielmehr noch 
viel weniger, ift hier begriffsmäßig -eine negative Ber 
günftigung vorhanden. Somit find die oben dem Sächs 
fifhen Str. G. B. gemachten Vorwürfe auch hier nicht 
ganz, fondern nur theilweife vermieden. Und wenn der’ 
Art. 88 den Eltern zumuthet, daß fie das verbrecherifche 
Borhaben durch Privatmittel (vollftändig) verhindern 
follen, alſo widrigenfalle diefelben für ſtrafbar erflärt, fo 
follte fi doch der Geſetzgeber damit begnügen, daß fie 
nach beftem Wiffen und Gewiſſen und nad Maafgabe ihrer 
durch eigenthuͤmliche Verhältniffe oft befchränften Haus⸗ 
gewalt das Ihrige thaten, um dad Vorhaben zu verhins 
dern, wenn ed ihnen auch nicht gelang. Sollte dies im 
Art. 88 fo gemeint feyn, fo hätte eine beffere Faſſung ge 
wählt werden follen. 

Dennoch aber gebührt dem Heſſiſchen Str. G. B. 
der Vorrang vor allen deutfchen Strafgefeßgebungen, 
wenn man nur die Ausnahme binfichtlih des Hoch- und- 
Landesverraths ftreicht (denn zu welchem Gebrauch“ 
eine ſolche Beftimmung feither dienen mußte, das lehren: 
die faum der Vergangenheit anheimgefallenen deutfchen' 
und fchmweizerifchen Riefen: Hochverrathsprocedburen); den 
Art. 92, . . . meil er nur eine Specialvorfcheift ents 
hält, aus dem allgemeinen Theile des Str. G. B. entre: 
fernt und dafür unter den Titel von Amtsverbrechen ftellt; 
endlich dem Art. 92 eine genauere Faſſung giebt. Wie 
einfach und natürlich ftellt fih dann nicht die Sache dar, 
während das Württembergifehe Str. G. B., noch nicht 
zufrieden mit der allgemeinen Vorſchrift des Art. 92, noch 
eine Reihe von Artifeln enthält, wodurch theils 
die VBerhinderungs= in specie Anzeigepfliht geſteigert 
wird (natürlich beim Hochverrath!), theild eine ſtren⸗ 
gere Strafe als die des Art. 92, nämlich bi zu 

u 2 
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6 Jahren Kreisgefängnig angedroht if. Auf den In⸗ 
haft dieſer Artifel, nämlich des Art. 143 (Hochverrath), 
Art. 213 (Falſchmuͤnzen und Münzverfälfehung), 215 — 
216 (Fälfhung von Papiergeld und Ereditpapieren) , fer: 
nee Artt. 402, 408 Abf. ?2u.3, 441, 444 Abf. 2 und 
Art. 445 erfter Hall (hinſichtlich der Öffentlichen Diener) näher 
einzugehen, hieße die Geduld der, vielleicht ſchon ermuͤde⸗ 
ten Lefer auf eine zu harte Probe fegen, obwohl es fich 
vielleicht lohnen Fünnte, beim Hochverrath die zahlrei— 
ben Ausnahmen von der Regel des Art. 92 kurz nach: 
zumweifen. Es iſt dies aber bereits in einer andern Schrift 
gefchehen 7), welche fehnfüchtig nach beſſeren Zeiten blick⸗ 
te, denen wir hoffentlich vafch entgegengehen terden. 
Denn eine Verhinderungss insbeſondere Anzeigepflicht ale 
Strafgebot Fann nur als Pflicht des öffentli- 
ben Dienftes, und eine VBerhinderungs= ohne An: 
zeigepflicht in gleicher Eigenfchaft nur als Pflicht der 
hauslichen Gewalt gerechtfertigt werden. Ausnah⸗ 
men hievon duͤrfen bei keinem Verbrechen gemacht werden. 
Hoffen wir daher, der Privat-Denunciationen, 
die als Zwangspflicht mit dieſem Principe unvertraͤglich 
ſind, bald voͤllig los und ledig zu werden; aber huͤte ſich 
der Geſetzgeber zugleich, daß er die freiwilligen De— 
nuneiationen (aus moraliſcher Pflicht) nicht zu einem Werke 
der proceſſualiſchen Finſterniß (F. 2) herabwuͤrdige, weil auch 
ſie dann bald beim Volk in uͤbeln Ruf kommen wuͤrden. 


$. 4. 


B. Ferner enthaͤlt das Wuͤrttemb. Str. G. B. im 
Art. 94 uͤber unterlaſſene Anzeige veruͤbter Verbrechen 


25) Die politiſchen und unpolitiſchen Staatsverbrechen nach ge: 
meinem und Württemb. Rechte, Tübingen 1846 ©. 32 fg. 
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oder Vergehen folgende Beftimmungen: „Die unter 
laffene Anzeige 2c. ift ſtraflos, fofern der befondere Theil 
des Geſetzbuchs nicht ein Anderes verordnet, (Abſ. 2) 
Doc iſt ein Jeder, welcher den Urheber eines Verbrechens 
fennt, und weiß, daß ein Unfchuldiger wegen des letzteren 
in Unterfuchung gezogen, unaufgefordert zur Anzeige des 
Thäters verpflichtet. (Abſ. 3) Eine Ausnahme tritt ein 
in Betreff der im Art. 92 genannten Perfonen, oder wenn 
die Kenntniß des Thaters unter dem Siegel der Beichte er: 
langt worden iſt. (Eine Ergänzung hinfichtlid) des Des 
fenfors eines Angefchuldigten enthält jest Art. 195 
Ziff. 3 der Strafpr. Drdnung.) (Abſ. 4) Die Unterlaf- 
fung ?®) wird mit Gefängniß (bis zu 2 Jahren) oder Geld⸗ 
buße (bis zu 1000 fl.) geahndet.” 

So ſehr e8 auch zu billigen ift, daß es Feine allge 
meine Zwangspflicht zur Denunciation von verübten Ber 
brechen, und nun gar Bergehen, mehr giebt, fondern 
diefee Pflicht im Allgemeinen ihr CHarafter als moralifche 
und politifche (Buͤrger-) Pflicht belaffen ift, fo fragt es 
fih doch, ob nicht das Gefeg die Ausnahmen von diefer 
Megel noch weiter Hätte befcehranfen follen? Wir Heben 

1) zunächft mit der allgemeinen Vorſchrift des Abf. 2 
an. Eine folche enthielt auch der Art. 131 des Baden 
fchen Entwurfs, allein er wurde von beiden Kammern ges 
ftrichen; eben fo der $.77 des Preußifchen Entwurfs von 
1843, aber auch hier in dem revidicten Entw. (1847) 
weggelaſſen. Denn der Art. 49 deffelben befchränft fich 
jest auf unterlaffene Berhbinderung. Der Art. 30 des 
Code diinstruction criminelle geht zwar noch meiter, 


26) d. h. der allgemeinen VBorfchrift des Abſ. 2, weil für 
die befonderen Zälle des Abſ. 1 andere Cftrengere) Strafen 
angedroht find. Deshalb hätte Abſ. 4 vielmehr mir Abj. 2 
verbunden werden follen. 
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indem er Jeden, welcher Zeuge von einem Attentat gegen 
die Öffentliche Sicherheit oder gegen das Leben oder dag 
Eigenthum einer Privatperfon gemwefen, zur Anzeige bei 
der Obrigfeit verpflichtet; allein es ift dies nur eine Er: 
innerung an die moralifche und Bürgerpflicht, indem 
auf die Unterlaffung der Denunciation feine Strafe gefegt 
iſt. Dagegen enthalten Art. 40 des Saͤchſiſchen, und 
Art. 48 Abſ. 2 des Braunfchmweigifchen Str. G. B. eine 
folhe allgemeine Vorfchrift, mie das MWürttembergifche 
Str. G. B., nur daß fie fi) correcter ausdruͤcken, naͤm⸗ 
lich ftatt „Ucheber” den allgemeinerer Faſſung „Thaͤter“ 
wählen (alfo 3. B. mit Inbegriff des Gehuͤlfen, Begünftis 
gers), worauf indeß die ertenfive Auslegung 7) 
von felbft Hinführt, was auch von dem weiteren Salle gilt, 
wenn der Unfchuldige nicht blos in „Unterfuchung gezogen”, 
fondern ſchon verurtheilt oder von der Inſtanz entbunden 
worden Ift, da der Mitwiffer von der Unterfuchung nichts 
erfahren, fondeen erft die Verurtheilung des Unſchuldi⸗ 
gen vernommen haben fonnte. Hingegen das Hannover: 
fhe Str. ©. B. und das Großh. Heffifche enthalten eine 
folche Beftimmung nicht, und fie läßt ſich auch vollfom: 
men entbehren. Abgefehen davon, daß folche Fälle fehr 
felten vorfommen werden, weil, fo lange die Straf: 
juftiz eine heimliche ift, in der Regel von Unterfuchun: 
gen und Beftrafungen Niemand etwas erfährt, und daß 
eben diefe Heimlichkeit des Verfahrens , in Verbindung 
mit der gefährlichen Tendenz und den noch gefährlichern 
Mitteln des Inquifitionsproceffes, folcbe traurige Miß- 
griffe weit öfter zu verantworten hat, als der nur 
felten vorhandene Mitwiffer, welcher das Gericht aus fei: 


27) Urt. 1 des Württ. Str. ©. B.: „dem Sinne nah.” Der 
Zadel von Breidenbah a. a D. ©. 418 Anm. ift daher 
nicht gegründet. 


— 
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nem Irrthum zu reißen unterließ; endlich daß folche Vers 
ſchweigungen bei der zu erwartenden Deffentlich keit 
der Strafjuftiz Faum jemals vorfommen werden: abgefehen 
hievon, fo vertraue der Gefeßgeber doch auch hier der 
Moralität und politifchen Pflicht der Bürger, die diefe 
um fo williger erfüllen werden, je mehr das Geſetz von 
erzwungenen Privatdenunciationen abſtrahirt. Mit Recht 
enthält daher das Hannoverfhe Str. ©. B. Art. 74 
Schluffag nur eine Strafdrohung gegen Öffentliche, 
zur Anzeige befonders verpflichtete Perfos 
nen, toelche dieſe Anzeige abfichtlich unterlaffen. Ob aber 
diefe Handlung immer unter den Begriff der Beguͤn⸗ 
ſtigung falle? ift eine andere Frage. ine beffere Kafs 
fung hat Art. 93 des Heffifhen Ste. G. B.: „Wer vers 
möge feined Amts oder öffentlichen Dienftes, oder vers 
möge eines befonderen, von feinen Vorgeſetzten erhaltenen 
Befehls oder Auftrags, die Verpflichtung hat, die ihm 
befannt gewordenen Verbrechen anzuzeigen, ift, wenn et 
diefe Anzeige im Einverftändniß mit dem Urheber oder defs 
fen Gehüffen unterläßt, als Gehuͤlfe des Thäters 2°) ober 
als Begünftiger 7) zu beftrafen.” Doch durfte auch in 
diefem Gefebuche der Hochverrath nicht fehlen, weil 
zur Vollendung defielben ſchon die „Verſchwoͤrung“ ges 
nügt, und es doch gar zu wichtig ſchien, felbft das volls 
endete Verbrechen noch verhindern zu fünnen, was 


28) wenn er ihm die Nichtanzeige vor der That zufihırt. 

29) wenn er ihm die Nichtanzeige erft nach der That zufichert. 
Geſchah die Nichtanzeige ohne ein foldhes Einverftändnig mit 
dem Thäter vor oder nah der That, fo ift er nur disciplis 
när ſtrafbar. Bgl. indeß Art. 475, den das Württemb. 
Str. G. B. nicht hat, weil es ein Strafen nah Analo⸗ 
gie nicht zuläßt, was bier auch eben fo bedenklich, wie bei 
Privarperfonen wäre. WBgl. die Motive ©. 309. 


‘ 


296 Das Denunciationsunmefen 


freilich bei andern Verbrechen undenkbar wäre. Dies 
führt jest 
+2) zu den befonderen Ausnahmen, auf die der 
Urt. 94 verweiſt. Dahin gehören a) der Hochverrath) nach 
Art. 143: „glaubhafte Kenntniß von einer hochverräthye: 
riſchen Verſchwoͤrung“ 3%); b) das Falſchmuͤnzen und die 
Münzverfälfhung, Art. 2135 c) nach Art. 215 — 216 
auch die Faͤlſchung von Papiergeld und Ereditpapieren 3), 
alfo in foweit die gleichen Fälle, welche mit gefteigerter 
Strafbarkeit fehon bei Art. 93 von Berhinderung be 
vorftehender Verbrechen vorfamen, und zwar fo, daß für 
beide Kategorieen die gleihe(!) Strafrahme angedroht 
iſt; und endlich d) einige befonders hervorgehobene Faͤlle 
von Amtsverbrechen, Art. 402 u. 445 erfter Fall, fo daß 
es alfo an einer allgemeinen Strafdrohung für den 
Fall fehlt, daß öffentliche Diener der Juſtiz und der Poli: 
zei fich gegen die ihnen obliegende Pflicht, gemeine Ver: 
brechen zur Anzeige zu bringen, moiffentlich verfehlen. 
Nach Art. 405 würde fie daher nur eine disciplinäre 
Strafe treffen Fönnen, fo weit nicht der allgemeine Begriff 
der Degünftigung auf fie in Anwendung kommt (vgl. 
Annı. 29), Welche Weitläufigkeit In einer, durch Auf: 
Hebung aller Pflicht zu Privatdenunctationen fo 
leicht zu vereinfachenden Lehre! Hiezu Fommen noch einige 
tweitere jura singularia, indem 

3) das Württembergifche Str. ©. B. noch zwei befon- 
dere Denunciationsgebote enthält, die eben fo 
wenig, ja noch viel weniger zu rechtfertigen find. Dee 
Tonangeber ift auch hier das Baieriſche Str. G.B. Dahin 
gehört: 


30) Bol. die Etaateverbrechen ıc. ©. 32 fg. 
31) Ebendafelbft ©. 375, 377, 381, 
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a) die Berpflihtung zur Selbftanzeige, wenn 
Jemand in der Nothwehr einen Andern getödtet oder ver- 
wundet, Art. 105, oder in andern Nothfällen eine Ber: 
legung irgend einer Art (alfo auch bloße Eigenthumsver⸗ 
legung!) begangen hat. Km erfteren Falle ift die Anzeige 
bei der Dbrigfeit, im zmeiten bei dieſer oder bei dem 
Beſchaͤdigten (alſo 3. B. dem Beftohlenen!) zu machen, 
widrigenfalls Strafe eintritt. Und warum diefes Gebot ? 
Damit nicht die Gerichte unnöthig nach einem unbefannten 
Verbrecher forfchen, oder gar ein Unfchuldiger in Gefahr 
gerathe, darüber in Unterfuhung und Strafe gezogen zu 
werden. Die Möglichkeit einer folchen Gefahr ift aber 
auch bei cafuellen Verletzungen jeder Art vorhanden, 
und dennoch muthet das Gefe dem unbekannten (ftraf- 
lofen) Verletzer hier Feine Selbſtanzeige bei Strafe zu. 
Weshalb alfo gerade bei der Nothwehr und beim 
Nothftande, wo der Thäter Faum der dringendften 
Gefahr für fi oder die Seinigen entronnen ift? Man 
hebe doch diefe unnatürliche Strafdrohung auf, zumal fie 
in der Regel nichts feuchten wird. Denn Birke Fönnten, 
und mit Recht, beforgen, daß fie ſich durch Sceldftanzeige 
einer Criminalunterfuchung ausfegen wuͤrden, wenn auch 
nur um auszumitteln, ob fie wirklich in Nothwehr oder 
im Nothſtande ſich befunden Haben? Uebrigens ift es 
einleuchtend, daß die Artt. 105, 106 feine Ausnahme 
von der Kegel des Art. 94 enthalten; denn Art. 94 fegt 
ein Verbrechen voraus, während hier Object der Anzeige 
eine fteaflofe Handlung if. Allein um fo unnas 
türlicher ift hier die, auch in anderen Gefeggebungen 3. B. 
von Sachſen, Heſſen, Baden, fehlende Denunciationds 
pfliht. Das Gleiche gilt 

b) von der nad Art. 408 dem öffentlichen Diener bei 
Strafe gebotenen Pflicht zur Anzeige einer an ihm vereitel- 
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ten (in der Perſon des Beſtechers vollendeten) Bes 
ſtechung. Das Gehäffige auch diefer Denunciation liegt 
darin, daß e8 in der Regel im Intereſſe des öffentlichen 
Dieners liegt, das dargebotene Gefchenf, ftatt mit Un: 
willen zurüchzumeifen, vielmehr zum Schein anzunehmen, 
um fich gegenüber von dem läugnenden Beftecher ein Ueber: 
führungsmittel zu fihern, und zugleich der Gefahr einer 
Salumnienflage zu entgehen. Oder umgekehrt, der wirf: 
lich beftochene öffentlihe Diener Fann fpäter durch 
folches Vorgeben den Unfchuldigen fpielen wollen, wenn er 
beforgt, Die Sache möchte entdecft werden 39. Darum 
weg auch mit diefer Denunciationgpflicht,, welche die Stel; 
fung des Beamten fo fehr gefährdet! 


$. 5. 


Nicht genug mit diefer ausgebreiteten Denunciationg: 
pfliht , wobei ald Denuncianten wenigſtens ehrliche 
Bürger voraudgefegt werden, foll: 

C) auch durch Belohnung von Genoſſenver— 
rath für Denuncianten bei Verbindungen Mehrerer zu 
einem Verbrechen, namentlich bei Complotten, Verſchwoͤ⸗ 
rungen und Banden geforgt werden. So ſchon das 
Baierifhe Str. G. B. Art. 53; eben fo das Hannover; 
fhe, Art. 61; das Badenfche, Art. 131; das Groß. 
Heſſiſche, Art. 1795; das Braunfchweigifche, Art. 69 
Ziff. 3; und — mas natürlich nicht fehlen kann — das 
Württembergifehe Str. G. B., waͤhrend das Saͤchſiſche 
Str. G. B. dem mitſchuldigen Denuncianten nur bei hoch⸗ 
verraͤtheriſchen, Art. 85, und aufruͤhreriſchen Complotten 
Strafloſigkeit zuſichert. Verfolgt man den Gang der Ver⸗ 


32) Vgl. die Stanteverbrechen 2c. ©. 90 — 9. 
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bandlungen hierüber in den deutfhen Volkskam⸗ 
mern, fo nimmt man eine allgemeine Mißftimmung über 
diefe dem bisherigen Rechte fremde Borfchriften wahr, 
weil fie eben nur auf dem Sage beruhen, daß der Zweck 
die Mittel heilige, und der Staat den Bürgern mit der 
Anwendung diefed Satzes niemals vorangehen darf. Dazu 
die Furcht vor geheimen Agenten (agents provocateurs), 
obwohl e8 nach) der Erflärung der Regierungen folde in 
Deutfchland niemald gegeben haben foll, und der widrige 
Gedanke, daß felbft dem Anftifter, welcher die von ihm 
VBerführten dem Arme der ſchwer ftrafenden Gercchtigs 
Feit überliefert, Straflofigfeit gewährt werden fol. Ya 
ſelbſt den Mitgenoffen erfcheint diefes Mittel empdrend, 
nicht ſowohl darum, weil es Ihnen ſchaͤdlich werden Fann, 
fondeen weil e8 die Ehre verlegt, auf deren Wahrung 
(freilich in ihrer Art) felbft die Diebs- und Räubergenof: 
fen von Profeffion zu Halten pflegen. Und nun gar bei 
politifben Somplotten! Daher erreicht der Geſetzgeber auch 
nur felten feinen Zweck, und gelingt es-ihm das cine= oder 
andermal, fo richtet die öffentlihe Meinung nur um fo 
ſchaͤrfer über den Genoffenverräther, und bemitleidet die, 
wenn auch ſchwer verfchuldeten Verratbenen. Darum weg 
mit folhen Beftimmungen, die zu einem volksthuͤm⸗ 
lichen Rechte nicht paffen und von der alten Regierungs ; 
Politik nur zu lange aufrecht erhalten worden find! 
Wie immer, fo zeichnet fich auch hier das Wuͤrttemb. 
Str. G. DB. durch ein wahres cornu copiae derartiger Bes 
ftiimmungen vor allen andern Legislationen aus. 

1) Der Art. 83 deftimmt, daß ſowohl der Anftifter, 
al8 andere Theilnehmer des Complotts, von aller Strafe . 
frei find, wenn fie die Obrigkeit zu einer Zeit, mo dem 
(complottirten) Verbrechen noch vorgebeugt werden Fonnte, 
eine Anzeige von dem Complott gemacht haben, Welche 
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Strafe fie fih dadurch abverdienen koͤnnen, erhellt aus 
Art. 80, naͤmlich ald Marimum (denn das Compfott ift, 
als folhes, auch bei den geringften Vergehen ftrafbar!) 
1/, von einem Gulden oder 24 Stunden Gefängnig, auf 
welche Duote aber die Gerichte nicht erkennen dürfen, alfo 
nur die Wahl Haben, entweder diefe Etrafe zu erlaffen, 
oder auf 1 fl., beziehungsweiſe 24 Stunden Arreſt zu 
erhöhen. 


2) Weiter geht Art. 144 vom Hochverrath, indem ev 
‚den Anftiftee oder andere Theilnehmer an einer hochverräs 
therifhen „„Berfhwörung”, alfo an einem nad) Art. 140 
bereits vollendeten Hochverrathe , von aller Strafe 
befreiet, wenn er ſich und feine Mitfchuldigen (alle?) der 
Obrigkeit anzeigt. Um fo mehr gilt dies von dem blos 
hochverrätherifchen „Complotte“, als bloßer Vorberei— 
tungshandlung zum Hochverrath 3). Die Strafe, welche 
fih im erften Falle der Anftifter abverdienen Fann, beträgt 
nach Art. 141 zwanzigjähriges bis lebenslang: 
liches, für die übrigen Theilnehmer 8S—20jähriges 
Zuchthaus; in jenem Falle nach Art. 142 (infamirendes) 
Arbeitshaus von 6 Monaten bis zu zehnjäh- 
tiger Zuchthausſtrafe, unter welche Strafrahme 
Anftifter und andere Theinehmer gemeinfchaftlih fallen. 
Wahrlich eine bedeutende Fiberalität ! 


3) Der Art. 187 von der Bande (wozu ſchon 3 Mit: 
‚glieder genügen) befreiet das Bandemitglied nicht nur dann 
für die, auf die Eingehung der Bande an fich gefegte 
Strafe, fondern felbft dann, wenn daffelbe bereits an 
einem oder mehreren VBerbreben Theil genommen hat, 
d. h. man erläßt ihm aus Dankbarkeit jene Acceffitftrafe, 


33) Vol. die Staatsverbrechen ꝛc. S. 38. 
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und ftraft ihn nur für das verubte Verbrechen 3), Die 
Etrafe, welche ſich der Anftjfter auf die eine oder die ans 
dere Weife abverdienen Fann, befteht nach Art. 185 in 
zweijährigem bis fehsjährigem, für die übri: 
gen Theilnehmer in Gmonatlihen bis Zjährigem 
Arbeitshaufe Wohlverdient! 

4) Der Art. 212 vom Complott zu f. g. Müngverbrechen 
follte nach dem Entwurf noch weiter reichen als Art. 83 
(vgl. Ziff. 1), d. h. (wie bei Ziff. 2) dem Denuncianten 
feloft für das vollendete Verbrechen Straflofigfeit zu: 
fihern; allein ohne daran zu denfen, wurde in den 
Kammern daraus eine Befhränfung des Art. 83 ge: 
macht, wie an einem andern Orte ®) nachgeriefen ift. 
Das war freilich ein gewaltiger Mißgriff, da Alles darauf 
angelegt war, Denunciationen, wenn aud durch Ge: 
noffenverrath, möglichft zu begünftigen. Selbſt den Re 
gierungscommiſſaͤren, die doch fonft hier ein fehr mach: 
fames Auge hatten, war diefer unbeabfichtigte Verſtoß ent- 
sangen. Endlich beftimmt 

5) der Art. 215 u. 216 das Gleiche für Faͤlſchung und 
NVerfälfhung von Papiergeld und Ereditpapieren (Staats: 
fhuldfcheinen), wodurch der bei Art. 212 gemachte Vers 
ftoß gar verdreifacht wird. Denn auch hier genügt 
nicht, wie fonft beim Complott (Ziff. 1), Selbftanzeige — 
Dei der man aber nichts riskirt — und Anzeige der Mit⸗ 
fhuldigen, fondern es müffen zugleihb alle Apparate, 
Sabrifate und Stoffe der Obrigkeit uͤberliefert (doch wohl 
nur zur Confiscation bezeichnet) twerden. 

Sagt man nach dem Eindruck, den diefes, freilich 
theilweife verunglückte cornu copiae von Belohnungen für 





34) Bol. die Etantsverbrechen x. ©. 261 fo. 
35) Ebendaf. ©. 373 (if. ID fog. 
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Genoffenverrath durch Straferlaß von 12 Xr. angerechnet 
bis zu lebenslaͤnglichem Zuchthauſe, auf den unbefangenen 
Beurtheiler macht, fo muß man antworten: einen emp: 
renden Eindruck! Die öffentlihe Eitte, welche fchlechte 
Mittel für an fich gute Zioecfe verdammt, muß dies noch 
mehr bei dem Etrafgefeggeber thun, und felbft die Ver: 
brecher müßten, wenn der Staat folhe Mittel gegen fie 
in Bewegung fest, alle Scheu und Achtung vor dem Ge: 
fege verlieren. Beſchwoͤre doch der Staat den Teufel des 
Egoismus und des Verrathe, welcher wahrlich die Mens 
ſchen viel zu ſehr beherrfcht, nicht noch mehr herauf, und 
gebe er der öffentlichen Sitte und Moral gute, ftatt fehlech: 
tee Beifpiele! Denn legtere werden leicht als Auctori— 
täten aufgefoßt, und verbreiten dann ihre Gift weiter 
auf alle Privatverhältniffe. Aber was kuͤmmerte fid) das 
alte Polizeiregiment, deffen Hauptthätigfeit im Spüren, 
Ziwangsdenunciationen und Begünftigung der leßteren be: 
ſtand, um überall niederhalten und ftrafen zu fönnen, 
um folhe Rücfichten? Hören mußte man es freilich 
(mie die zu Art. 93 fg. im Commentare mitgetheilten Ver: 
Handlungen ergeben) in den Abgeordneten » Kammern oft 
und ſcharf genug; allein die Falte berechnende, noch weit 
über Bentham ($. 1) hinaus gehende moderne Erimi: 
nalpolitit blieb den Vorftellungen des Guten durchaus ver: 
ſchloſſen. Aber damit noch nicht genug! Es giebt noch 
einen Artikel im Württembergifchen Str. G. B., welcher 
dem Ganzen erft die Krone auffegt, und diefen haben 
wir fchlieglich noch zu betrachten. 


$. 6. 


D. Diefer Schluß: und Kronartifel ift der Art. 289, 
welcher in dem Entwurfe des Str. G. 2. fehlte, mithin 
erft aus den Anträgen und Verhandlungen der Kammern 
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hervorging und fehr bald in dem Grade anftögig wurde, 
daß er fortwährend Gegenftand von Eontroverfen ift, um 
ihm wenigftens Einiges von feiner Gehäffigkeit zu beneh⸗ 
men 30), 


Man mag die falſche Denunciation gemeins 
rechtlich als erfchwerte Verldumdung, oder als ein der 
römifchen calumnia analoges felbftftändiges Verbrechen 
auffaffen, in beiden Fallen wird zum Thatbeftande und 
daher zur Strafbarfeit derfelben dolus erfordert. Co 
das gemeine Recht, und in Webereinfiimmung mit dems 
ſelben auch die neueften deutfchen Legislationen, welche, 
wie das Balerifche Str. G. B. Art. 288, das Sächfifche 
Art. 197, das Hannoverifche Art. 214 fgg., nur wife 
fentlih falſche Denunciationen mit Strafe bedro—⸗ 
hen, theils weil fie (tie das Baierifche und Hannoverifche 
Str. G. 3.) feine culpofe Berlaumdung anerkennen, theils 
(wiedas Sächfifche und Heffifche Str. G. B.) ſolche nicht auf 
Denunclationen ausdehnen. Co auch das Württem: 
bergifehe Str. ©. B., indem es im Art. 289 zwar culpofe 
Berläumdungen mit Strafe bedroht, nicht aber auch cul- 
pofe Denunciationen, mithin den einfachen Fall für ſtraf⸗ 
bar, hingegen den erfchwerten (qualificirten) für ſtraflos 
erflärt. Dies ergiebt 


1) ſchon der Wortlaut des Geſetzes. Denn es heißt im 
Art. 289 Abſ. 2: „Doc trifft diefe Strafe 27) diejenigen 
nicht, welche bei der Obrigkeit von Bergehungen Anzeige 
gemacht haben, wenn ihnen nicht nachgemwiefen werden: 


36) Bol. Hufnagel, Gommentar Th. 11. ©. 203 — 12 Note, 

945 —51, Deſſen Str. G. B.ı. ©. 273. Savigny 

Mennteihrift‘ Bd. 5 ©. 177 fg. Bd. 6 ©. 177 fg. Krim. 
Archiv 1841. ©. 534. 


37) die des Abſ. 1, d. b. der culpofen Werläumdung. 


304 Dad Denunciationsunmwefen 


fann, daß fie wiffentfih eine Unmwahrheit gefaat 
haben”; alfo fommt hier immer nur der vorhergehende 
Art. 288 in Anwendung, welcher fo lautet: „Geſchah die 
Verlaͤumdung bei der Obrigkeit in der Abficht, gegen einen 
Unfchuldigen eine Unterfuchung zu veranfaffen, fo tritt, je 
nach der Größe des angefchuldigten Verbrechens oder Ver— 
gehens, (entehrendes) Arbeitshaus (von 6 Monaten) bis 
zu drei Sahren ein.” 


2) Diefer Wortlaut des Gefeges wird auch durch die, 
wenn Denunciationen mit Sicherheit erwartet werden 
follen , denfelben nothwendig zu ertheilenden Privilegien 
genügend motivirt, indem die ganze biäherige Ausführung 
ergeben hat, daß der Geſetzgeber ohne diefe feinen Zweck 
nicht erreichen Fonnte Das Anftößige, was durch ſolche 
Privilegien entfteht, mußte fi dem Sage: der Zweck Heiz 
figt die Mittel, unterordnen. Wollte doch nach dem Dbi: 
gen ($. 2 Ziff. 5) der Entwurf der Strafproceg - Ordnung 
vom %. 1840, alfo nach Verabſchiedung des Str. G. B., 
den Denuncianten auch binfihtlih der Procegfoften 
weder für culpa Zata (f, 9. frivole Denunciationen), noch 
viel weniger für culpa levis haften laffen, und wurde 
dies auch menigftens hinfichtlicy der culpa levis von den 
Kammern anerfannt! Denn fonft fey zu beforgen, daß die 
Zucht vor Proceffoften Jedermann vom Denunciven ab: 
fehrecfen werde. Nun aber bedroht Art. 289 Abf. 2 
feinem Wortlaute nah, fahrläffige (einfache) Verlaͤum⸗ 
"dungen fehlechtiweg, alfo auch im Kalle der poena levis, 
mit Strafe, und da wäre es Doch nicht möglich gewefen, 
alle fahrläffigen Denunciationen mit einer Strafe „bis zur 
Hälfte des Detrags” der Strafe des Art. 288, oder auch 
nur Art, 287, zu bedrohen, wenn nicht damit dem ganz 
zen Denunciatlonswefen dev Todesſtoß verfeht werden 
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wollte. Wahrlich, die Württemb. Schriftfteller und Ge⸗ 
richte, welche hier zwifchen Zwangs- und freimilligen De- 
nunciationen unterfcheiden wollten (jene nennt man höflicher 
Denunciationen aus Rechtspflicht), feheinen an das 
fein angelegte Begünftigungsfnftem. der Privatdenunciatios 
nen in unferer Straf = und Procepgefeßgebung gar nicht ges 
dacht zu haben! Auch Fonnte man fich um fo leichter dabei 
beruhigen, als es ja nur der nöthigen VBorfiht und 
Discretion des Unterfuchungsrichters bedarf, um, wenn 
Anzeigen von einer blos fahrläffigen Denunciation vorliegen, 
die Sache im Actenftaube begraben zu laffen, während bei 
im Publicum verbreiteten culpofen (einfachen) 
Verlaͤumdungen der gute Ruf des unfchuldig Verläumdes 
ten immer gefährdet wird; eine Argumentation, welcher 
fi) namentlich der Regierungs= Commiffär in der I Kams 
mer bediente, und welche auch ſcheinbar Vieles für fich hat. 
Wird aber der Wortlaut des Art. 289 Abf. 2 durch 
folhe aus der Natur und dem Wefen der Denunciation 
ſelbſt abgeleitete, alfo innere Gründe unterftügt, fo kann 
von einer logiſchen, hier reftrictiven Auslegung 
deffelben niht die Rede feyn. Schlimm genug freilich für 
die Ehre und den guten Namen des Bürgers, indem darin 
für die Schlechten eine wahre Anlockung zum leichtfinnigen 
Denunciren liegt; allein das Gefeg nimmt ja überall bei 
der Begünftigung der Denunciationen Feine Rückfiht auf 
öffentliche Sitte und Ehre, mie follte es hier diefelbe ſcho⸗ 
nen? Es fommt noch Hinzu, daß, wie man immer mehr 
in Württemberg anerkennt, fehon die Bedrohung fahrläffi: 
ger (Privat: ) VBerläumdungen im Art. 289 Abf. 1 ein 
legislativer Mißgriff ift, theils weil fie bei dem 
einmal im Publicum üblichen Nacherzählen auf fremde 
Auctoritäten, ohne fih dabei durch die läftige Clauſel: 
„man habe von A oder von B gehört, daß ıc.”, 0 
Archiv d. Er. R. 1849 11. St. 
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fihern 2°), doch ihren Zweck verfehlen wird (man möchte 
denn glauben, daß durch Strafdrohungen fih Alles in 
der Welt erzwingen lafle); theils weil dem Angegriffenen 
dadurch möglih gemacht wird, unter Vielen, vielleicht 
Hunderten, ja Taufenden, die ee Alle mit Zug belangen 
koͤnnte, fich eine beftimmte Perſon, fey es als allgemei: 
nen Sündenbod, oder ald Rakbeegempel, oder 
ale alten Gegner beliebig auszufuchen, woran der 
Hauptvertheidiger des Art. 289, Wächter, gar nicht ges 
dacht zu haben ſcheint. Streicht man aber culpofe Privat: 
‚verläumdungen aus dem Gebiete der firafbaren Handlun- 
gen, fo wird man um fo weniger culpofe Denunciationen 
ausnahmsmweife ftrafen wollen, da dies ein zu ſchwe⸗ 
‚rer Verftoß gegen die Privilegirung von Denuncianten für 
den Inquifitionsproceß ware. Kerner 

3) fpricht für die wörtliche (grammatifche) Ausle⸗ 
gung des Art. 289 Abſ. 2 auch die Entftehungsgeichichte 
diefes Artifels, die freilich fo vermorren und verwirrend 
ift, daß man fich kaum wundern darf, daß einige Gerichte 
gerade das Entgegengefegte daraus abgeleitet Haben, So 
hat namentlih der Eflinger Gerichtshof bei Hufnagel 
©. 203 Rote * — ©. 209 aus den Verhandlungen der 
‚Kammern über Art. 289 39) folgende Säge abgeleitet: 


38) Und feldft diefe Elaufel reicht in der Regel nicht hin. Denn 
der auctor, auf den man fich berufen wird, wird es gemwöhns 
Lich läugnen , und dann haftet man trog aller Elaufulirungen, 
wenn man nicht (was nicht leicht der Fall ſeyn wird) die 
exceptio veritatis vorfchügen und erweifen fann. 


9) Abf. 1: Wer ohne die Abficht zu verläumden, Handlungen 
der im Art. 287 bezeichneten Art von einem Andern ausjagt, 
tft gleichwohl mit den Strafen des Art. 287 bis zur Hälfte 
ihres Betrags zu belegen, wenn er die Wahrheit feines Ber 
züchts nicht zu ermeifen, oder feinen Gewährsmann für die 
ausdrüdlih nur auf Hörenfanen gegründete Nachrede nicht 
een vermag. Abſ. 2. Doch triffe diefe Strafe ıc. 
. oben). 
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a) dag man bei Verpoͤnung der übeln Nachrede im 
Art. 289 als das eigentlich ftrafbare Moment ein leichts 
finniges Preisgeben der Ehre feines Nebenmenſchen in im 
Auge hatte; 

b) daß man bei der Diffamation (der auferge: 
richtlichen Nachrede) diefen Leichtfinn fchon darin fand, ' 
dag Jemand eine angebliche Schlechtigfeit eines Andern 
auf den großen 29) Marft trage, ohne zuvor fich der Bes 
weismittel, oder Doch wenigftens des Gewaͤhrsmanns, auf 
den man fich berufe, verfichert zu haben, ohne zuvor alfo 
mehr oder minder forgfältig geprüft zu haben; 


c) daß man zwar die Strafdrohung auch auf die 
Denunciationen oder die Anzeigen bei der Obrigkeit 
bezog, hiebei jedoch ausdruͤcklich nicht nur die Denuns 
ciationen aus Rechtspflicht (Art. 93, 94 fg. des 
Str. G. B.) ganz ausnahm, fondern auch von den Denuns 
ciationen ohne Rechtspfticht nur die frivolen, 
wie fie der bisherige Gerichtögebrauch nannte, fomit nur 
die muthroilligen oder leichtfinnigen arundlofen ehren; 
rührigen Bezüchte vor der Obrigkeit (culpa lata) ing 
Auge fafte; 

d) daß das ftrafbare Moment ſich von bloßer Fahr⸗ 
läffigfeit bis zu jener den eventuellen dokıs anfündigenden 
GSteihgültigfeit um Wahrheit oder Unmahrheit fteigern 
fönne, und daher aud hier ein weiterer Strafrahmen 
(von 1 Tag did 6 Monat Gefaͤngniß) nöthig fey. 


| Hiernach wäre das Refultat, daß 1) alle, und zwar 
felbft frivole Denunciationen aus Rechtspflicht bie 
zu einer den eventuellen dolus anfündigenden Gleichguͤl⸗ 


40) oder auch nur Fleinen. 
X 2 
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tigfeit um Wahrheit oder Unmwahrheit, ftraflos find; Hin: 
gegen 2) freiwillige Denunciationen, wenn fie fri: 
vol find, nah Art. 289 Abf. 1 geftraft werden follen, 
aber felbft bei einer den eventuellen dolus anfündigen: 
den Gleichguͤltigkeit um Wahrheit oder Unmahrheit Höch: 
.ftens mit 6 Monaten Gefängnig, während für wiſſent— 
lich falihe Denunciationen nach Art. 288 dag Minimum 
6 Monate entehrender Arbeitshausfteafe betragt. Gewiß 
wird man darin Feine rechte Proportion finden, und zu: 
gleich bei dem Beftreben der Gefege, Privatdenunciationen 
möglichft zu begünftigen, fich die Frage aufwerfen, mes: 
halb denn dort der gute Name der Denuncirten Preis ge: 
geben, Hier dagegen gefhügt werden foll? Nah Huf: 
nagel, das Württembergifhe Str. G. B. ıc. ©. 273 ift 
auch das Dbertribunal anderer Meinung, d. h. es erklärt nach 
Abſ. 2 des Art. 289 fchlechthin alle, wenn auch noch 
fo feichtfinnige oder frivole Denunciatisnen für ftraffrei, 
und dies läßt fich auch aus den Verhandlungen über diefen 
Artikel ableiten. Wir theilen daraus, da fie den vollen 
Blick in die Schwierigfeit diefer Lehre werfen, folgende 
Hauptpunfte mit. 

Die J Kammer hatte gleich das erftemal (und nach: 
her noch zweimal) den ganzen Artifel verworfen, und das 
bei namentlich hinfichtlih der Denunciationen das Beden: 
Pen geäußert, daß manche Verbrechen und Vergehen uns 
geahndet bleiben würden, wenn der Angeber bei mangelns 
dem Beweiſe feiner Anzeige fürchten müßte, einer Strafe 
zu unterliegen, Zwar aͤußerte hierauf die Commiſſion der 
K. d. A. in ihrem XV Berichte (Referent: Hufnagel), 
II Beil. Heft ©. 626 fg., „daß diefe Beforgniß unge 
gründet fey, weil durch den beantragten Zufag = Artikel 
(271%, jest 289) die Denunciationen weder feltener 
würden, als man wünfchen müffe, noch in mehr Säl: 
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fen ftrafbar würden, als fie es feither gewefen. Sie 
blieben nur in dem alleinigen Kalle firafbar, wenn dem 
Denuncianten nachgemwiefen werde, daß er wiſſentlich 
eine grundlofe Anzeige gemaht Habe, Grolman 
$. 93, Wächter II S. 93 (freilich gemeinrechtlich!). 
Denn dem Denuncianten Fönne ja nicht die Rolle des Ans 
Flägers (der Beweis der Wahrheit feiner Ausfage) auf: 
gedrungen werden, fondern er überlaffe es dem Richter, 
das Vorgebrachte zu beurtheilen, und darauf die Geſetze, 
namentlid die Procekgefege, anzuwenden.” Allein dars 
aus, daß der Denunciant in der von ihm angezeig: 
ten Sache nicht bemeispflichtig ift, folgt keineswegs, 
Daß, wenn es hierauf zu einem Calumnien= alfo zmweis 
ten Proceſſe fommt, nur wiflentlich falfche Denunciatios 
nen beftrafs werden koͤnnen. Auch hätte dann die 
damals noch im Art. 289 enthaltene Allegation des 
Art. 288 geftrichen werden müflen. Denn fonft wäre 
gefagt: culpofe Denuncianten follen mit der entehrenden 
Strafe des Art. 288 bis zur Hälfte belegt werden, find 
aber ftraffrei. 

Nachdem die I Kammer zum drittenmal den ganzen 
Artifel zurüchgemwiefen hatte, trat Wächter mit einem 
vermittelnden Vorſchlage auf, welcher auf folgenden 
Sägen beruht (CXIX Sigung ©. 21 fg.): 1) muthwil⸗ 
lige Privatverlaumdungen oder Diffamationen find immer 
ftrafbar; 2) muthmwillige Denunciationen aus Rechts: 
pflicht ftraflos; 3) fonftige muthmwillige Denunciatios 
nen wiederum ftrafbar, aber 4) nicht nach Maafgabe der 
Strafe des Art. 288 (Arbeitshaus), deſſen Allegation da⸗ 
ber zu freichen fey, fondern der Strafe des mildernden 
Art. 287.  Begründet wurde dies durch die Bemer⸗ 
fung: es verftehe fih von felbft, daß, wenn Fe 
mand eine Denunciation mache, ohne durch feine Pflichten 
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dazu verbunden gemefen zu feyn, und er die Wahrheit 
nicht beweifen Fönne, eine Strafe einzutreten habe. Wenn 
aber Jemand nad Art. 93 oder einem andern Artikel als 
Nolizeibeamter eine Anzeige mache, fo fen er nicht 
verpflichtet, die Wahrheit zu beweiſen, und er Fönne nur 
dann ftrafbar feyn, wenn man ihm ausdrücklich die Un⸗ 
wahrheit beweife. Allein vorerft läßt fich jenes „,fich von 
felbft verftehen” mit Grund bezweifeln, weil die „Rechts: 
pfliht” feinen Cchuß gegen Mißbräuche zum Nachtheil der 
Ehre Dritter gewähren kann; fodann aber feheint, nad) 
dem gebrauchten Beifpiele zu fchliegen, Wächter nur an 
öffentliche Denuncianten gedacht zu haben. Indeß 
die K. d. U. drückte fich in ihrem, der I Kammer mitge: 
theilten Befchluffe allgemeiner aus, indem fie überhaupt 
Denunciationen aus Rechtspflicht, alfo auch Privatdenun: 
ciationen diefer Art, von der Sanction des Art. 289 eri; 
mirte. Es Heißt nämlich dort: „Es verftehe ſich von 
felbft (2), daß derjenige, welcher feiner Rechtspflicht 
gemäß die Anzeige bei der Dbrigfeit mache, nicht vers 
bindlih feyn koͤnne, die Wahrheit feiner Anzeige zu bes 
weiſen, und nur dann eine Strafe gegen ihn zu verhängen 
fey, wenn ihm nachgemwiefen worden, daf er wiſſentlich 
eine Unmwahrheit ausgefagt habe.” Alſo wiederum das 
„ih von felbft verftehen”, dag es gegen frivole Denun⸗ 
cianten aus Rechtspfliht, welche bis an den dolus even- 
tualis angränzen, gar feinen Rechtsfehug im Staate geben 
fol! Da war doch die I Kammer confequenter, wenn fie 
meinte, daß durch Beftrafung culpofer Denunciationen 
überhaupt dem Denunciationswefen der Todesftoß 
verfegt werde, mithin von deren Beftrafung überhaupt 
abftrahirt werden müfle. Der Staat zählt ja auf freis 
willige Denunciationen da, wo Feine Rechtspflicht fie ge: 

bietet, und begünftigt fie proceffualifh auf's Aeußerfte ; 
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wie kann er jest noch darauf zählen, wenn dem Denun⸗ 
cianten die Gefahr bevorfteht geftraft zu werden, fo oft er 
die Wahrheit feiner Ausfage nicht beweifen fann? Go be: 
ruht jene Unterfcheidung nicht einmal auf politifchen, viel: 
weniger auf Rechtsgruͤnden. 
' Die I Kammer ſcheint dies auch eingefehen zu haben. 
Sie trat nämlich endlich dem Art. 289 unter Weglaffung 
der Allegation des Art. 288 bei, fand es aber „zweck⸗ 
mäßig”, ftatt der von der II Kammer ausgefprochenen Bor: 
ausfegung („es verftehe fich von felbft ꝛc.“) in den Tegt 
die Worte aufzunehmen: „doch trifft diefe Strafe diejeni⸗ 
gen nicht, melhe bei der Dbrigfeit von einem 
Bergehen Anzeige gemacht Haben, menn ihnen 
nicht nachgemwiefen werden fann, daß fie wiffentlich eine 
Unwahrheit gefagt haben” (mo fie dann dem Art. 288 von 
wiffentlich falſcher Denunciation unterliegen). Hier fehlten 
die entfcheidenden Worte: „aus NRechtepfliht”, ındem 
ganz unbefchränft von Denunctationen die Rede iſt, fo 
daß die I Kammer Hier auf ihrem alten Standpunfte blieb, 
und den Strich „der Allegation des Art. 288” in dem 
Sinne genommen zu haben ſcheint, daß der Art. 289 fich 
überall nicht auf Denunciationen, fondern nur auf 
Privatealumnie (Diffamation) beziehen folle. Wirklich 
war auch in der XLIX Sig. der IR. (Heft 6 ©.2049 fg.) 
von dem Unterfchiede zroifchen freimilligen Denunciationen 
und Denunciationen aus Rechtspflicht fo wenig die Rede, 
daß vielmehr der I. Regierungs: Commiffar (von Maus 
cler) äußerte: die Commiffion der IR., auf deren An: 
trag jener Zufag beruhe, habe ihn zu ihren Verhand⸗ 
lungen eingeladen, er wiſſe daher, Daß dadurch nur fefts 
gefegt werden folle, daß dasjenige, was der Dbrigfeit 
angegeben werde, nicht auf gleiche Linie mit den Aeuße⸗ 
tungen geftellt werden folle, die gegen Privatperfonen ge: 
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fhehen. Es Eomme: hiebei in Betracht, daß bei derafei: 
hen Angaben e8 auf die Berantwortlichfeit der 
Obrigkeit gelegt werde, nach zuvor angeftellter ge: 
nauer Erfundigung über die näheren Umftände der Angabe, 
deshalb eine Unterfuchung einzuleiten. Auch feyen folche 
‚ Anzeigen bei der Obrigfeit für den Angefchuldigten 
(Denuncirten) nicht mit denfelben Nachtheilen verbunden, 
weil wenigſtens in thesi angenommen werden müffe, daß 
die Obrigkeit das ihr Anvertrauete bis zum Austrag der 
Sache mit Discretion behandeln werde. 

Diefe Gründe paflen offenbar auf alle Arten von 
Denunciationen, und e8 wurde auch) von einem K. Mit: 
gliede erflärt, daß es den Commiſſionsantrag für eine 
„weſentliche Berbefierung” Halte, und diefe lag allerdings 
in der Erweiterung der Vorausfegung der II K. und 
deren Aufnahme in den Artikel felbft, um menig- 
ftend alle nicht vorfäglichen Denuncianten vor Strafe zu 
fihern, und dadurch das erwünfchte Denunciationswefen 
zu ftüßen. 

Dhne weitere Prüfung nahm hierauf die II K. den 
Beſchluß der I Kammer an, indem felbft die Sommiffion 
derfelben (II Beil. Heft S. 1015) nicht einmal auf das 
Abteichende beider Anfichten aufmerffam gemacht hatte. 
Soll nun, wie behauptet wird, der Art. 289 Abf. 2 im 
Sinne der vierten Berathung der II K. veftringirt, 
oder nicht vielmehr angenommen werden, daß die II R., 
wenn auch nur aus Eile (denn die Zeit drängte, und die IR. 
hatte fogar erklärt, daß fie Feine einzelnen Befchlüffe der 
11 8. mehr annehme), der erweiterten Faſſung der IR. 
zugeftimmt habe, und fo auch die Regierung, tveldye 
nichts gegen den Befchluß einzumenden hatte? Dffenbar ift 
Legteres anzunehmen. Denn im erften Falle beftände cin 
wirklicher Diffens, weil die EX. weiter gehen wollte 


6“ 
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und auch wirflih ging, als die II K.; im letteren dagegen 
befteht ein Conſens aller Factoren der Geſetzgebung, da 
fehlieglih von der K. d. A. und der Regierung der An⸗ 
fiht der IK., wenn auch noch fo eilfertig, beigetres 
ten wurde. Wäre aber auch die Sache zweifelhaft, fo 
würde fih der Richter an den, obendrein durch innere 
Grunde (Ziff. 2) unterftügten Wortlaut des Art. 289 
Abf. 2 (Ziffer 1) zu halten Haben. Endlich 

4) ſpricht für die Straflofigfeit eulpofer falſcher De: 
nunciationen auch noch die Auctorität faft aller neueren 
Gefeggebungen. Denn diefe nehmen entweder überall feine 
Streafbarkeit culpofer Berläumdungen an, muͤſſen 
daher auch culpofe falfche Deunciationen für ftraflos ers 
Märven, oder, wenn fie auch die Strafbarfeit jener aner: 
fennen , fo befchränfen fie doch dieſe Beftimmung auf 
Diffamation. So das Eädfifche Str. G. B., wel: 
ches in Art. 194 — 96 unter der Ueberfohrift: „Verlaͤum⸗ 
dung” von dolofer (Art. 194) und culpofee Diffamation 
(Art. 195), hierauf im Art. 197 unter der Ueberfchrift: 
„falſche Denunciation” von wiſſentlich falfchen An: 
zeigen bei der Obrigkeit handelt, worauf Art. 198 die 
y, Beleidigung” folgt. Eben fo das Heffifche Str. G. B., 
welches im Art. 303 die „(wiſſentlich) falfche Anzeige (De: 
nunciation)” mit Strafe bedroht, hierauf im Art. 304 die 
dolofe, im Art. 305 die culpofe „„Verlaumdung” (Diffa: 
mation) den Strafen des Art. 306 unterwirft.e Das 
Baieriſche, Art. 284 fg. und das Hannoverfche Str. G. B. 
Art. 261 fo. u. 214 hingegen befchränfen den Begriff der 
Berläumdung auf miffentlich falſche Vorwürfe, eben 
daher auch die Denunciation, die indeß nach dem 
Hannoverfchen Str. G. B. Feine Art der Verlaͤumdung, 
fondern ein felbftftändiges Verbrechen bildet. Nur das 
Badenſche Str. G. B., Art. 289 — 90, geht darin wei⸗ 
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ter. Es unterfcheidet fo: Kann der Diffamant oder 
Denunciant nicht einmal glaubhaft machen, daß er 
die Ausfage für wahr gehalten habe, fo trifft ihn Geld: 
oder Gefängnißfteafe; Fann er dies dagegen glaubhaft 
machen, „fo wird die Strafe der falfchen Befchuldigung 
(Denunciation) oder der Verlaͤumdung ausgefchloffen, 
nicht auch die der Ehrenfränfung ”, was jedenfalls eine 
neue Anficht iſt 1Y. Denn danach) enthält jede Ver⸗ 
laͤumdung im meiteren Sinn eine ideale Concurrenz von 
Chrenfränfung. Hinmwiederum das Braunfchmweigifcbe Str. 
G. B., Art. 199 u. 202, ftellt Alles auf „vwiſſentlich 
falſch“, „wiſſentlich faͤlſchlich'“. So fteht alfo das 
Württembergifche Str. G. B., Art. 289 Abf. 2, feines: 
wegs ifolirt da. 


8. 7. 


Und nun noch einige Schlußbetrachtungen. Er: 
wägt man, daß der Denunciant wegen der Unterfuchungs: 
foften und des Schadenerfages niemals Sicherheit zu 
leiften braudt; daß ihm Verſchweigung feines Namens 
fo weit möglich zugefichert iſt; daß Anzeigegebühren als 
Gehaltstheil die Glaubwürdigkeit feiner Ausfagen nicht 
ſchwaͤchen, ja polizeilih und forftpolizeilih auf die Aus: 
fage Eines ſolchen Zeugen (testis unicus) die Berurtheis 
lung des Angezeigten zuläffig ift; daß er hinſichtlich der 
Proceßkoſten dem Angefchuldigten nur für culpa lata, 
und nur für f. g. nothwendige Vertheidigungsfoften haf⸗ 
tet ($.2 Ziff. 1— 4); daß die Geſetze gegen die öffent: 
liche Anficht eine Zwangspfliht zur Denunciation bei 


4) Bol. Sagemann über Ehrenfränkung, in deffen und 
Brauet 5 Beiträgen zur neuen Badenfchen Strafgefeßgebung, 
Bd. 1. ©. 101, ©. 240 fg. 
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Strafe und unter folhen Modificationen gebieten, daß 
der Bürger oft nicht weiß, wie er der Strafe entgehen 
fol, in andern Faͤllen folche fieber freimillig auf fich 
nimmt, ald daß er jenem Gebote Kolge leifte; daß bei 
dieſer Denunciationgpfliht Hochverraths⸗ und andere 
politifche Verbrechen die Hauptrolle fpielen, und die ans 
geblihe Mitroiffenfchaft hier eine Quelle der langwierigſten 
und ungerechteften Unterfuchungen werden fann, und 
bereit geworden ift (9. 3— 4); daß die Gefege ſich 
felbft nicht fheuen, zum Genoflenverrath durch Ausficht 
auf Etraflofigfeit, felbft nach vollendeter That, aufzu: 
muntern ($. 5); endlih zwar wohl leichtfinnige Diffa: 
mationen, nit aber auch frivole Denunciationen- ftras 
fen ($. 6): erwägt man dies Alles, und noch: manches 
Andere, fo muß man zwar einem folchen privilegirten 
Denunciationgfpftem die volle Confequenz und befte 
Harmonie mit dem bisherigen, alle Augen und Ohren 
zum Ausfpüreg und Anzeigen in Bewegung feßenden 
Unteres und Oberpolizeiregimente zugeftehen. Aber foll, 
wie doch die Zeitumftände Fategorifch gebieten, ver oͤf⸗ 
fentliben Meinung, der Volksanſicht endlich ihr Recht 
widerfahren, und das Recht Fein privilegirtes Juriſten⸗ 
fondern ein Volksrecht werden, fo ift e8 hohe Zeit, 
alle ſolche anftögigen und gehäffigen Beftimmungen mit 
Einem Schlage aufzuheben. Ja man mage nicht den 
Verſuch, fie neben der Deffentlichfeit der Straf: 
juftizs und der freien Preffe beizubehalten; denn 
diefe werden als eine, das Schlechte unbarmherzig gei⸗ 
felnde Macht dagegen auftreten! 
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Aue bisher angedeuteten Verbefferungen der Gefeggebung 
in Beziehung auf die Vorunterfuchung und die trefflichften 
organifchen Einrichtungen über Gerichte und Anmaltfchaft 
find vergeblich, wenn nicht dafür geforgt wird: 

I. daf der Angefchuldigte auf die fehnellfte Weife die 
Möglichkeit erhalte, alle gegen ihn vorhandenen Anſchul⸗ 
digungsgründe und Beweiſe zu erfahren und feinen Vers 
theidigungsbemeis zu führen. 

Archiv d, Er. A. 1848. III. ©t. Y 
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II. dag die Vorunterfuchung befchränft werde auf die 
Herftellung des Thatbeftandes, foweit dies nothwendig ift, 
um darüber urtheilen zu können, ob die Anklage gegen 
eine Perfon zufäffig ift, und auf die Ausmittelung aller 
Thatfachen, auf deren Herftellung zum Behufe der Ber: 
theidigung fich der Angefchuldigte berief, oder der Staat: 
anmalt oder der durch das Verbrechen Befchädigte antrug, 
oder deren Erforfhung nothwendig wird, um bei Erken⸗ 
nung über die Anflage urtheilen zu Fünnen, ob und mel: 
ches Verbrechen verübt worden, und ob und in melcheni 
Umfange der Angefchuldigte des Verbrechens angeflagt 
werden Fann. 

III. wenn der Angefchuldigte in die Lage gefegt wird, 
auch während der Vorunterfuchung auf die Erhebung der 
Beweiſe zu mirfen. 

IV, wenn das Mittel dee Verhaftung möglichft be⸗ 
fhranft und nie weiter ausgedehnt wird, als dies zur 
Erreihung des Zwecks der Abmwendung der Fluchtgefahr 
nothwendig iſt. 

In neueſter Zeit iſt durch die Verkuͤndung der 
deutſchen Grundrechte die Ausſicht naͤher geruͤckt, daß in 
den Einzelnſtaaten die Geſetzgebung im Strafprozeſſe 
die eben angedeuteten Forderungen verwirklichen werde, 
weil Grundſaͤtze, von welchen keine Einzelngeſetzgebung ab⸗ 
weichen darf *), aufgeſtellt find, deren redliche und folge— 
richtige Durchführung eine erfolgreiche Umgeftaltung des 
Strafprozeſſes auch in der Borunterfuchung verbürgt. Der 


— 


1) Es macht einen fhmerzlichen Eindrud, dag in dem ſogenann⸗ 
ten Dreifönigsentiwurfe $. 128 die Worte des 8. 130: die 
Stundrechte follen den Verfaſſungen der Einzelnftaaten zur 
Norm dienen, in die bloß die Thatſache deutende, aber nicht 
gebietende Faffung verwandelt find: fie dDienen zur Norm; 

‚und daß die Worte des 8. 130: Keine Berfaflung oder Ge⸗ 
feßgebung eines Einzelnſtaats ſoll diefelben je aufheben oder 
beſchraͤnken fünnen, in $. 188 des Dreifönigsentwurfs wegge⸗ 

lafen find. 





zu den Grundlagen des Strafprogeffe. 819 


$.46 der Grundrechte gewaͤhrleiſtet die Geltung des Ans 
flageprozefles in Straffachen; die Einführung der Schwurs 
gerichte 2), die Deffentlichkeit und Mündlichfeit ift im 
ganzen Gerichtsverfahren zugefichert ($. 43). Vorzüglich 
find in $.8 der Grundrechte (Reichsverfaflung $. 138) ſchuͤ⸗ 
gende Borfchriften über Anwendung der Verhaftung, über 
Sreilaffung gegen Eaution, und in $. 10 über Hausfuchung 
aufgeftellt. Schon haben einzelne Staaten, 3. B. Baden, 
durch befondere Gefege die Einzelnheiten der Durchfuͤhrung 
der Vorſchriften der Grundrechte näher beftimmt. Zu 
bedauern ift nur, daß der alte böfe Geift, welcher bei-einer 
erlaffenen - freifinnigen Vorſchrift möglihft daran mäfelt 
und fie fo lange dreht und wendet, bis die Ausnahmen 
von der Regel wenig übrig laſſen, ſich ſchon der grund⸗ 
rechtlichen Vorfchriften bemächtigt hat, und nach den mini- 
fteriellen Erflärungen mancher Staaten den Örundrechten 
eine Auslegung gegeben wird, welche dem Willen derjent- 
gen, welche zur Erlaflung der Gefege in den Grundrechten 
mitwirften, nicht entfpricht. Der Verfaſſer des gegen: 
wärtigen Auffages war Mitglied des mit der Bearbeitung 
der Grundrechte beauftragten Verfaffungsausfchufles, er 
war Urheber mancher Minoritätsanträge, welche durch 
Befchlüffe der Nationalverfammlung zu Gefegen erhoben 
wurden, daß er ſich wohl erlauben darf+ den wahren 
Geift, in welchem jene Beftimmungen der Grundrechte 


vorgefchlagen und angenommen tourden, bier näher au 
entwickeln: 


I. Wenn wir die Forderung ſtellten, daß der Ange⸗ 
fhuldigte auf das fchnellfte die gegen ihn vorhandenen 
Anfhuldigungsgründe und Beweiſe erfahre, fo ift dies 
eine, aus dem in $. 116 der Grundrechte aufgeftellten 


2) Auch hier hat der 8. 177 des Dreitänigsentwuris dinea \itye 
bedenklichen Bufag: in ſchwereren poliiſchen Werarhen. 
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Brundfage, dag in dem Strafprozefle der Anflageprozek 
gelten ſoll, Hießende Forderung. In der Berathung der 
Rationalverfammiung über den $. wurde derfelbe Fein Se: 
genftand näherer Srörterung. In dem Verfaſſungsaus⸗ 
ausfchufle war er ed. Es war der entichiedene Mille, dag 
der bieherige in feiner Entartung und irrigen Auffaflung 
verderbliche Unterfuchungsprogeß verfchwinden follte, weil 
man auf eine wahre Schugmwehr der individuellen Freiheit 
nicht rechnen fonnte, wenn der geheimnißvolle, die recht: 
jeitige Vertheidigung des Angefchuldigten hindernde und 
div Verlängerung der Unterfuchungen herbeiführende Unter: 
-fuchungeprogeß fortbeftehen wuͤrde, unter deſſen Begünfti- 
gung das nachtheilige Streben der Unterfuchungsrichter: 
um jeden Preis das Geftändnig des Angefchuldigten zu er: 
‚langen, in dem Ötrafprozeffe fih einfhlid. Wenn au 
durch den Ausfpruch: dag tm Strafprozeſſe der Anflage: 
prozeß gelten fol, zunaͤchſt Die Einrichtung beabfichtigt 
wat, daß das Öffentliche mündliche Hauptverfahren auf 
dem Anflageprincip beruhen und eine offene Verhand⸗ 
lung zwiſchen Anfläger und Angeklagten auf den Grund 
‚einer förmlichen Anklage enthalten müßte, fo würde für 
‚ven Schug der individuellen Freiheit ſchlecht geforgt wor⸗ 
‚den feyn, wenn den Mitgliedern des Verfaſſungsausſchuſſes 
nicht auch Die Umgeftaltung der Borunter: 
ſuchung im Geifte des Anflageprincips vor; 
geſchwebt Hätte. Wer den bisherigen Zuftand der Ver: 
höre in der Borunterfuchung kennt, weiß, wie häufig die 
‚Art der Vornahme der erften Verhöre zu nichts führte. 
Unter allen Praktikern in Baiern war nur eine Stimme ®), 
daß der Artifel 156 des baterifchen Strafgeſetzbuchs, nach 
welchem der Angefchuldigte nur beftraft werden foll, ob er 


>: 3) Mein Auffag in dieſem Archide HI. ©. 173. Puchta im 
‚AV. Beady &,254, .. . Ä 
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die Urfache der Vorrufung wiſſe, und wenn er verneinend ant: 
mortet, ihm feine befondere Vorhaltung gemacht werden 
fol, hoͤchſt nadhtheilig war, die Unterfuchungen verlängertr, 
und dem Angefchuldigten die Mittel raubte, fich gehörig zu 
vertheidigen %). Schr richtia erflärte der baierifche Juſtiz⸗ 
miniftee Hein bei der Vorlage des Geſetzentwurfs üben 
Borunterfuhung ?), daß das bisherige Verfahren nicht 
fortbeitehen dürfe, nah welchem die Erlangung eines Ge⸗ 
ftändnijfes als das mwichtiafte Ergebnig der Unterfuchung 
erfchien, und das Hauptficeben des AInquirenten Darauf 
gerichtet wurde, den läugnenden Inquiſiten durch wofjls 
berechnete Kragen in Widerfprüche zu verwideln, ihn Der 
Unwahrheit feiner Angaben zu überführen und auf dieſem 
Wege zum Geftändniffe zu bringen. Die in der deutſchen 
Verfaſſungsurkunde enthaltene Vorſchrift, dag jeder Verz 
haftete binnen 24 ‘(oder 48) Stunden über den Grund fris 
ner Berhaftung vernommen werden Soll, war in der Wirk⸗ 
lichfeit eine bedeutungälofe Korm , welcher der Unters 
ſuchungsrichter Genüge leiftete, wenn er den Verhafte⸗ 
ten in allgemeinen Ausdruͤcken über den nächften Veran⸗ 
laffungsgeund der Verhaftung, z. B. uber eine gewiſſe, 
Verdacht erweckende Aeuferung fragte, ohne daß ber Anz 
geichuldigte meiter etwas erfuhr. Unſere Staatsmaͤnner, 
welche die deutfche Inquiſition oft in Schug nehmen, weils 
fen gar nicht, mie ſchlecht es noch ſteht; wir find bereit, 
vorzuͤglich aus politiſchen Unterfuchungen noch won 1848 
zu bemweifen, daß eine Haupturfache der Unzufriedenheit 
der Bürger mit der Sührung politifeher Prozeſſe darin liegt, 
Daß die Berhöre mit jener alten Inquiſitionsſchlauheit und 
Beſchraͤnkung vorgenommen werden, noch welcher der 


4) In Oldenburg wurde fchon 1821 die baieriſche Beſchränkang 
aufgehoben. 


5) VBerbandlungen des ſtändiſchen Sefeßgebungsauffchuffes der Name 
mer der Abgeordneten in Baiern. 1848, I. Bellageband &. WB. 
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Angefchuldigte nicht gehörig die gegen Ihn erhobene An . 
ſchuldigung und die Gründe erfährt, und fo des Mittels 
beraubt ift, fich zu vertheidigen. Fragen, wie 5. B. die: 
Welchen Antheil haben Sie an dem legten Aufcuhr im 
Aprit genommen? oder: Sie find befhuldigt, Antheil an 
dem Aufruhr genommen zu haben, was haben Sie darauf 
zu fagen? oder: Sie find der Aufreizung der Bürger in 
Ihrer Gemeinde defchuldigt — find nicht geeignet, dem 
erften Verhöre den Charakter zu geben, welchen e8 nad 
dem Anflageprincip Haben muß. In der bisherigen Praris 
liegt ein Hauptgrund, aus welchem geundlofe Unterfuchun- 
gen . veranlagt werden und die nachtheilige Verzögerung 
der Unterfuchungen bewirkt wird; denn wüßte der Richter, 
daß er ſchon im erften Verhöre dem Befchuldigten beftimmte 
Anfhuldigungsgründe vorhalten müßte, fo würde er vor: 
fichtiger mit der Eröffnung einer Unterſuchung gegen einen 
Angefchuldigten ſeyn; enthielte die erfte Bernehmung fchon 
eine in das Einzelne gehende Vorhaltung aller Anfchuldis 
gungsgründe, fo würde die Vertheidigung erleichtert wer⸗ 
den und oft fehnell die Grundlofigfeit der Fortfegung des 
Verfahrens gegen den Befchuldigten fich ergeben. Bon 
den neuen deutfchen Gefeugebungen hat das Baierifche Ge⸗ 
feg vom 10. Nov. 1848 ©) die zweckmaͤßigere Vernehmung 
des Angefchuldigten vorgefchrieben. Es foll darnach der 
Unterfuchungsrichter dem Befchuldigten das Verbrechen 
oder Vergehen, deſſen er fich verdächtig gemacht, bezeich- 
nen und ihn veranlaffen, fich über die den Gegenftand der 
Beichuldigung bildende Thatfache in einer zuſammenhaͤn⸗ 
genden umftändlichen Erzählung zu erflären. Die weitere 
Befragung ift auf die Ergänzung der Erzählung, auf die 
Entfernung etwaiger Dunfelheiten und Widerfprüche und 
insbefondere darauf zu richten, daß der Befchuldigte alle 


—r — 





.6) $. 37. 38, 
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gegen ihn erhobenen Verdachtsgruͤnde erfahre und, vollftän- 
dige Gelegenheit zu deren Befeitigung und feiner Rechtferz- 
tigung erhalte. Mit Recht hebt der Verfafler des Com⸗ 
mentars zu dem Geſetze 7) hervor, daß nach dem Anflage:. 
princip der Verdächtige nicht als bloßer Unterfuchungs- 
gegenftand und als ein gegen fich felbft zu gebrauchendes 
Mittel behandelt werden darf, daß. es vielmehr Pflicht des 
Unterfucbungsrichterg ift, den Angefchuldigten mit voller. 
Dffenheit und Wahrhaftigkeit von allen gegen ihn befte: 
henden Verdachtsgruͤnden in Kenntniß zu fegen. 
Uebereinftimmend mit dem Baieriſchen Gelege find die, 
Vorſchriften des Entwurfs einer Strafprozegordnung für 
die Thürinaifchen Staaten 8) und für das Herzogthum 
Meiningen ?). Die neue Naſſauiſche Strafprozeßord: 
nung !9) hat zwar über das Verfahren in der Vorunter⸗ 
fuhung und fo über das Verhör mit dem Angefchuldigten 
feine befonderen Vorfchriften erlaffen; allein eine große 
auf den Schutz des Angefchuldigten berechnende Abwei— 
hung findet ſich darin, daß, fobald die Unterfuchung 
bei dem Unterfuchungsgerichte anhangig gemorden ift, 
der Angefehuldigte aus der Zahl der angeftellten Pro: 
curatoren fich einen Vertheidiger wählen, daß dieſer 
Vertheidiger fib mit dem verhafteten Angeſchuldigten 
vor dem Schluffe der Borunterfuhung im Beifeyn, nach: 
Her ohne Beifeyn einer Gerichteperfon unterreden kann, 
und (nad) $. 74) auch während der VBorunterfuhung, in 
fofern der Unterfuchungsrichter es für unbedenklich fin: 
det 9), die Unterfuchungsaften einfehen darf. — 88 


— — — ——— on 


7) v. e a euer! an den erläuternden Anmerkungen zur Straf⸗ 
prozeß⸗O. ©. 3 


8) Art. 123, 9) Art. 132. 
10) v. 14. April 1849. $. 70— 72. 


11) Diefe Belchränfung wird wahrfchrinlich fich nicht gut bewähren 
und die freifinnige Vorſchrift in ihrer Anwendung vereiteln. 


824 Die Borunterfuchung in ihrem Verhältniß 


leuchtet ein, daß ein großer Schritt hier gefchehen ift, um 
den Gefahren des Inquifitionsprozefles entgegenzumirfen. 
Mach dem koͤnigl. Saͤchſiſchen Gefege über das Strafver- 
fahren bei Preßvergehen *?) muß der Unterfuchungsrichter 
dem Angefchuldigten nebft der Anzeige alle gegen ihn fpres 
ende Punfte und Beweismittel vorhalten. Der von der 
Commiffion der Kammer vorgefchlagene Entwurf der Straf: 
prozefordnung für Braunfhmeig giebt dem Ange⸗ 
fhuldigten das Recht 13), des Beiftandes eines Vertheidi⸗ 
gers aus der Zahl der Advofaten fih zu bedienen , in 
jedem Berhöre mit ihm zu erfcheinen und fich in jeder Lage 
der Unterfuchung ſich mit ihm ohne Zeugen zu befprechen. 
Im erften Berhöre hat der Unterfuchungsrichter dem Ans 
gefhuldigten vor der weitern Verhandlung zu eröffnen **), 
daß er zu feiner Antwort oder Erflärung auf die ihm vor⸗ 
zulegenden Fragen gehalten ſey. Der Commiſſionsbe⸗ 
richt 1°) Hebt fehr richtig hervor, daß nach dem Geift des 
reinen Anflageprozeffes dem Angefchuldigten nicht zugemus 
thet werden kann, zu feiner Weberführung mitzurirfen. 


Wir fehen voraus, daß viele und unter ihnen fehr 
ehrenwerthe Suriften nur Unheil aus diefen neuen Einrich⸗ 
tungen prophezeien werden, indem auf diefe Art die Ent: 
deckung der Wahrheit nicht möglich feyn wird. Nur die 
Anhänglichfeit an den bisherigen Inquiſitionsprozeß kann 
eine folche Beforgniß einflögen. Die forgfältigfte Beobach⸗ 
tung des englifchen und nordamerifanifchen Strafverfah: 
rens, nach welchem mit der höchften Dffenheit dem Be: 
fhuldigten Alles ſchon im erften Verhöre vorgehalten wer⸗ 
den muß, liefert das Ergebnig, dag die Kührung der 
Strafprozefle ſelbſt befier gelingt, als nach dem deutfchen 


12) vom 18. Nov. 1848. $. 13. 
13) 8. 7. 14) $. 28. 15) ©. 12. 
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Unterfuchungsprogeffe, daß die Zahl der Ueberweifungen 
weit größer ift al8 in Deutfhland. Wir Haben vor 
uns Abjchriften von VBorunterfuhungsaften aus England, 
Schottland und Amerifa, alle zeigen, daß den Geſchwor⸗ 
nen in dem Hauptverfahren felbft ein befferes Bild und 
eine beffere Maffe von Materialien der Urtheilsfällung ges 
geben wird. Der Anfläger (fey er Privatmann oder 
constable, policeman oder Staatsanwalt) hütet fich, 
nach den Angaben erfahrner englifchee und amerifanifcher 
Prastifer, ſchon ehe er die Befchuldigung gegen eine Pers 
fon erhebt, dies leichtfinnig zu thun, meil er fonft dem 
Beſchuldigten Feine erheblichen Verdachtsgründe vorhalten 
fönnte und der Befchuldigte fogleich entlaffen würde, 
Stellt der Beibuldigte die Anfıhuldigungsthatfachen in 
Abrede, fo ift der Anfläger aufgefordert, nach dem Ans 
flageprincip die Beweiſe defto forgfältiger zu fammeln; 
und die Erfahrung lehrt, dag die bürgerliche Geſellſchaft 
Dabei nicht leidet. Treffliche praftifhe Bemerkungen lies 
fert Darüber der Bericht der Gefegcommiffion von Neuyork 
in Amerifa über den neuen Entwurf der Strafprozeßords 
nung 19), Nach diefem Gefege erflärt der Richter dem 
Beichuldigten, daß es von ihm abhange, auf die ihm mit: 
getheilte Anfchuldigung zu antworten, daB er das Recht 
habe fich einen Bertheidiger zu wählen, und fordert ihn 
dann auf: wenn er es für paffend findet, eine Erfläcung 
über die von den Anfchuldigungszeugen bezeugten That: 
fachen zu geben, und Thatfachen zu bezeichnen, welche für 
die Vertheidigung wichtig werden koͤnnen 17). 


nn — — — 


16) Fourth Report of the Commissioners on practice and 
pleading - Code of criminal procedure. Albany 1849. 
pag. XXI. 


17) Art. 180 — 192 enthalten die genauen Vorſchriften über das 
Berbör. 
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I. Daß die bisherigen Vorfchriften über Verhaf⸗ 
tung unverträglih mit dem durch die Grundrechte ge: 
mwährleifteten Anflageprozeffe find, muß Jedem einleuch⸗ 
ten, welcher die bisherige Erfahrung kennt, nach wel⸗ 
ber die Verhaftung (mochten auch die Gefeggeber noch fo 
freifinnige Berficherungen geben) haufig im Intereſſe des 
duch den Inquiſitionsprozeß begünftigten Strebens der 
Erlangung eines Geftändniffes angewendet wurde. Schon 
der Collufionsverhaft gab dazu die befte Gelegenheit, 
aber auch die fogenannte Verhaftung wegen Sluchtgefahr 
wurde leicht in Fällen erkannt, in denen fein vernünftiger 
Menfb daran dachte, daß der zu Verhaftende entfliehen 
würde; man ſchlug die Entlaffung gegen Sicherheitslei- 
flung ab, weil man den Angefchuldigten nicht in Freiheit 
fegen wollte, man geftattete Feine Befuche, weil man be⸗ 
forgte, daß fonft der fchlau berechnete Inquiſitionsplan 
vereitelt werden Fönnte; man verlängerte die Verhaftung, 
weil man hoffte, daß der im Gefängniffe vom fremden Rathe 
abgefchnittene und ducch die Qual des Sefängnifles niederge- 
drückte und ermüdete Angefchuldigte zulegt zum Geftändniffe 
gebracht würde. Jedes freie Volk forgt daher vorzüglich für 
einen gefeglich geficherten Schuß der perfönlichen Freiheit 
der Bürger gegen willfürliche Verhaftungen und Hausfu: 
chungen. Bekannt find die englifcyen 18) und amerifani- 
ſchen !?) Gefege unter dem Namen : Habeas Corpus - 
Acte. Daß die franzöfifhen Vorfchriften des Code auf 
Feine Weiſe dem Anflageprozeffe entfprecben und noch zu 
fehr an den Inquiſitionsprozeß erinnern, welchem viele franz 
zöfifche Unterfuchungsrichter Huldigen , ift allgemein be— 
kannt 20). In Preußen hatte man fchon vor der Verkuͤn⸗ 





38) Nadmeifungen in meinem Strafverfahren, IV. Ausgabe, 
l. ©. 467. 


19) Etrafverfahren a. a. D. ©. 469. und dazu 
. 20) Nachweiſungen in m. Strafverfahren, 1. ©. 472. 
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dung der deutfchen Grundrechte ein Gefeg über den Schug der 
perfönlichen Sreiheit I), Vorfchriften über Verhaftung und 
Hausfuchung erlaffen. Geſichert wurde für ganz Deutfchland 
erſt die perfönliche Kreiheit durch Vorfchriften in den Grunds 
rechten. Da der Verfaſſungsausſchuß in feiner Mehrheit in 
Sinzelnheiten nicht eingehen und fih nur auf den magern 
Ausſpruch: die Freiheit der Perfon ift unverleglih, und auf 
die Aufnahme des belgifchen Artikels 7 befchränfen wollte 22), 
fo blieben die Artifel zum Schuge der perfönlichen Freiheit 
dem ungeriffen Ausgange der Abftimmung über die große 
Zahl der Minoritätdanträge und den Anträgen einzelner 
Abgeordneten überlaffen, bei denen ein innerer Zufammens 
hang der Abflimmung um fo weniger zu hoffen war, je 
mehr die einzelnen Abgeordneten entweder mehr mit den 
franzöfifchen (cheinlandifben) VBorfchriften vertraut und 
oft zuviel für fie eingenommen waren, oder bei ihren Anz 
trägen an Einrichtungen dachten, die in den Ländern bes 
ftanden, denen die Abgeordneten angehörten, und häufig 
die Bedeutung der geftellten Anträge nicht faßten. Bei der 
Berathung ), bei welcher die Redner wieder von höchft ver: 
ſchiedenen Gefihtspunften ausgingen, bald an franzöfifche, 
bald preußifhe, bald an gemeinrechtliche Einrichtungen 


21) vom 24. Septbr. 1848. 


22) Man hatte zu oft auf die Ueberfegung einzelner Artikel der 
belgifchen Berfaffung fich befchränkt, ohne zu erwägen, daf der 
beigifche Artikel Eur; feyn kann, weil in anderen in Belgien 
geltenden Sefegen die nähere ergänzende Beitimmung ſich findet. 


23) Die verfehiedenen Anträge finden fib in den ftenographis 
fhen Berichten Bd. Il. ©. 1352. Der Verfaffer des gegenwär⸗ 
tigen Auffaßes hatte einen ausführlichen Antrag Labgedrudt 
©. 1352) geftellt,, ihn aber fpäter beſchränkt, weil er bemerkte, 
mit welcher Ungunft die VBerfammlung umfaflfende Anträge, die 
in Einzelnheiten eingingen, aufnahm, fo daß bei der Abſtim⸗ 
mung über einzelne Säge, bie vom Antragfteller ein Sans 
zes bilden follten, aber zerriffen zur Abftimmung kamen, 
eine Berwirrung in den einzelnen Beſchlüſſen vorauszufehen 
war. 
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dachten, machte fich wieder die oft vorgebrachte Angft eini⸗ 
ger Mitglieder vor der Caſuiſtik (mie man e8 zu nennen 
beliebte) und das tibergroße Vertrauen auf den guten Wil: 
len der Landesgefeßgeber geltend 22). Zulegt Fam bei der 
zweiten Leſung folgendes Ergebnig zu Stande, Art. IH. 
$. 8: Die Sreiheit der Perfon ift unverletz— 
lid. Die Verhaftung einer Perſon fol, 
außer im Kalle der Ergreifung auf friſcher 
That, nur geſchehen in Kraft eines richter— 
liben mit Gründen verfehenen Befehle. 
Diefer Befehl muß im Augenblid der Ber: 
haftung oder innerhalb der nädften 24 Stun: 
den Dem Verhafteten zugeftellt werden. Die 
Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Ber: 
wahrung aenommen hat, im Raufe des fols 
genden Tages entweder freilaffen, oder der 
richterlichen Behörde übergeben. Jeder An- 
seihuldigte foll gegen Etellung einer vom 
Gericht zu beftiimmenden Caution oder Bürg: 
fbaft der Haft entlaffen werden, fofern 
nicht dringende Anzeigen eines fchweren 
peinlihen Verbrechens gegen denfelben vor: 
liegen. Gm Falle einer widerrechtlich vers 
fügten oder verlängerten Gefangenſchaft ift 
der Schuldige und nöthigenfalls der Staat 
dem DVerlegten zur Genugthuung und Ent: 
ſchaäädigung verpflichtet. 

Dei der Beſchlußfaſſung über jene Rechte war vor: 
ausgefegt , daß jeder einzelne Staat feinem Lande die 
Vorſchriften der beftehenden Einrichtungen gehörig anpaf- 
fen wuͤrde; die Grundrechte enthielten das Minimum, das 


24) Die. Berathung „Andet fih in den ſtenographiſchen Berichten 
1. ©. 1354 — 136 


⁊ 
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feinen Staat hindert, noch größere Rechte Durch feine 
Sefeggebung zu ‚gewähren. — Yin einzelnen Staaten 
ergingen nun entweder bei Gelegenheit der Einführung der 
Grundrechte, 3. B. in Württemberg *) und im Königreich 
Sachſen Verordnungen, oder e8 wurden 29) umftändliche 
befondere Gefege erlaſſen, z. B. in Baden ?7) und Meck⸗ 
lenburg ®). 

Bevor mir die Bedeutung der einzelnen Verfügungen 
der Grundrechte zergliedern, ſey es erlaubt, auf das volls 
ftändigfte neue Gefeß von Genf vom 23. April 1849 über 
perfönlide Freiheit und Unverlegbarfeit der Wohnung 
aufmerffam zu machen. Wir werden den Inhalt deflel: 
ben am paflenden Orte angeben. 

A) Ein Hauptfehug jedes Bürgerd mar durch eine 
Vorſchrift gemährt, daß ein ſchriftlicher Befehl erlaffen 
werden muß. 1) Es würde den Willen des Gefeges nicht 
entfprochen Haben, wenn die VBorfchrift nur auf Verbafts⸗ 
befchle im engeren Sinne befchränft bliebe; offenbar mußte 
aub der Borführungsbefehl ®) (mandat d’amener) 
gleichen Vorfchriften unterworfen feyn, fo daß beide Bes 
fehle mit Gründen verfehen werden müflen. Die Faſ⸗ 
fung: mit Gründen (Ueberfegung des Wortes motive 
in dee belgiſchen Verfaſſung), mird bedenflih wegen 
ihree Unbeftimmtheitz offenbar ift damit gemeint, daß 
die Anfchuldigungsthatfachen, megen welcher Verhaftung 
erfannt wird, mit Hinmweifung auf das Gefeg, ‚nach 
welchem die Handlung ftrafbar ift, im Befehle ange 


25) Minifterialverfügung vom 14. Sanuar 1849. 

26) Verordnung vom 20. April 1849 (Gefepesblatt Nr. XI). 
27) vom 10. März 1849. 

28) Entwurf vorgelegt der Kammer 1849 im Februar. 


29) Ueber die verfihiedenen Befehle Nachweifungen in meinem 
Etrafverfahren 1. 
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geben werden muß?®). 2) Da die Gefahr auf dem Verzuge, 
wenn eine Perfon verhaftet werden fol, fo dringend feyn 
kann, daß ein Befehl des zuftandigen Richters nicht ſo⸗ 
fort vorgezeigt werden kann; da, wenn man dies dennoch 
fordern wollte, der Zweck der Verhaftung und felbft ihre 
Verwirklichung unmöglich gemacht würde: fo mußte der 
Ausnahmefall, nämlich wenn eine Perfon auf frifber 
That ergriffen wird, bezeichnet werden. Die Faf: 
fung wird hier wieder bedenklich. In Belgien, aus defz 
fen Berfafiung der Artifel genommen ift, braucht die Ges 
feggebung nichts näher zu beftimmen, da der in Belgien 
geltende franzöfifhe Code ®) dies ordnet; in unfter deut: 
ſchen Geſetzgebung ift aber der Begriff: flagrant delit (be⸗ 
Fanntlich in Frankreich vielfach getadelt 32) wegen der Be⸗ 
günftigung der Willfür), ein fremdartiger; die Geſetz⸗ 
gebung des Landes hat ihn näher zu beftimmen ®) Es 
fonnte nicht darauf beftanden werden, daß der richterliche 
Befehl fogleih im Augenblicke der Verhaftung dem Ber: 
hafteten zugeftellt werde, theils weil die Verhaftung auch 
von Öffentlihen Dieneen 3. B. Gensdarmen nach den Ge: 
fegen innerhalb der Gränze ihrer Amtsbefugniffe vorgenom⸗ 
men werden, theile weil auch der Staatsanwalt (in ges 
feglich beftimmten Fällen) die Seftnehmung verfügen fann ; 
e8 genügt, wenn nur vorgefchrieben wird, daß wenigfteng 
Innerhalb 24 Stunden der Befehl dem Berhafteten zuge: 
ftellt werde. Dem Berhaftenden liegt e8 ob, dafuͤr zu 
forgen, daß der Keftgenommene dem zuftändigen Richter 


30) Das Genfergefeß Art. 8 fpricht dies aus. 
31) Art. 42. 


32) Berenger de justice crim. p. 371. Morin Diction- 
naire p. 330. 


33) In dem preußifchen Geſetze vom 24. Sept. 1848 8. 2 ift 
Der franzöfifche Begriff zum Grunde gelegt. 
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überliefert werde, welcher dann entweder die Verhaftung 
aufheben oder beftätigen muß. ine Lücke in dem Reiche: 
gefege bleibt Freilich in Anfehung der Frage: welche Wir: 
fung es haben foll, wenn der Befehl binnen 24 Stunden 
nicht vorgewiefen wird 9). 

B) Es mußten die häufigen Fälle berückfichtigt wer: 
den, in welchen die Polizeibehörde eine Verhaftung verfügen 
fann. Es wäre wünfchenswerth geweſen, diefe Fälle 
geſetzlich näher zu bezeichnen, um der Willkür vorzubeu: 
gen; allein bei der Verfchiedenheit der Einrichtungen der 
einzelnen Länder hätte leicht ein nachtheiliger Eingriff in 
die Landesgefeggebung durch eine zu fehr auf das Allge⸗ 
meine gerichtete Faſſung, oder durch zu enge Aufzählung 
der Falle Gefahr für die öffentlichen Intereſſen begründet 
feyn fönnen. Man mußte die nähere Regelung der Lan⸗ 
desgefeßgebung überlaffen. Das preußifche Gefeg vom 
24. Sept. fpricht in $. 3 davon, daß die auf richterliche 
Befehle fih beziehenden Vorfchriften außer Anwendung blei⸗ 
ben follen auf Perfonen, welche zu ihrem eigenen Schuge, 
oder während fie die Ruhe, Sittlichfeit oder die Sichers 
heit auf den Straßen und an Öffentlichen Drten gefährden, 
Polizeilich in Verwahrung genommen werden. Das med; 
lenburgiſche $. 9 enthält wörtlich die Vorſchrift des preußi- 
fhen $.3. — Die fönigl. ſaͤchſ. Verordn. erflärt ILIe, 
daß der Ausdruck der Grundrechte in $. 8: rihterliche 
Behörde, auch auf die mit der Strafgerichtsbarkfeit bekleide⸗ 
ten Berwaltungsbehörden in Hinſicht auf die vor fie ge: 
hörenden Vergehungen angewendet werden fol. Ein 
großer Schuß der Freiheit war ſchon dadurch gegeben, daß 
nach den Grundrechten in den Fällen, in welchen Jemand 
von der Polizeibehörde in Verwahrung genommen wird, 


— 


34) Es müßte geſetzlich beſtimmt werden, welche Zulage «art, 
wenn die Vorſchrift nicht eingehalten wird. 
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er im Laufe des folgenden Tages freigelaffen oder der rich- 
terlihen Behörde übergeben werden fol 3°). 


C) Eine der wichtigften Beftimmungen der Grund⸗ 
rechte war die Befugniß eines jeden Angefchuldigten, zu for: 
dern, daß er gegen Stellung einer Caution aus der Haft 
entlaffen werde, fofern nicht dringende Anzeigen eines 
ſchweren peinlichen Verbrechens gegen denfelben vorliegen. 
Man hatte offenbar irrig diefe Beftimmung aufgefaßt, 
wenn man glaubte, daß fie theild nicht in die Grundrechte 
gehöre, theild nicht zu billigen wäre, indem dadurch der 
Reiche ein, eben in unfrer alle Vorrechte verbannenden Zeit 
ſehr unpafiendes Vorrecht erhielte, deffen ausnahmslofes 
Zugeftandniß die Gerichte vielfach in Verlegenheit fegen 
fönnte. Man vergaß bei diefer Anficht den ſchlechten Zus 
ftand der Lehre von der Verhaftung nach der deutfchen 
Praxis und felbft nach den neuen deutfchen Geſetzgebungen, 
fo daf der in den Grundrechten auf den Schuß der pers 
ſoͤnlichen Freiheit abzielende Sat Feine Bedeutung hatte, 
wenn man energifch als Grundfag im Gefege die Befugniß 
des Verhafteten ausfprach, gegen Caution von der Haft fich 
frei zu machen. Es war died um fo notwendiger, je 
ſchlechter felbft die franzöfifche Geſetzgebung in diefer Lehre 
iſt 26), indem fie bei Anfcyuldigungen wegen crimes feine 
Gaution geftattet. Mur eine irrige Auffaffung fann in der 
Geftattung der Saution ein ftörendes Vorrecht des Reichen 
fehen, wahrend fie nur aus der natürlichen Pflicht des 
Richters hervorgeht, bei der Prüfung: ob er Haft wegen 
Fluchtgefahr erfennen will, alle Gründe, die für das 
Bleiben des Angefchuldigten, fprechen, mit den zur Flucht 


35) Auch bier ift wieder eine Lücke über die Folgen der Verab⸗ 
fäumung der Vorfchrift. 


36) Nachweiſungen in meinem Strafverfahren I. ©. 447. 
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antreibenden Gründen zu vergleichen, und da, wo im Zwei⸗ 
felszuftand der Richter Haft erfennt, die dem Angeklagten 
günftigere Anficht anzunehmen, wo das Gewicht der Gründe 


für fein Bleiben durch die Größe des Verlufts einer Caus 


tionsfumme verftärft wird, die verloren geht, wenn der 
Angefhuldigte flieht. Durch die Geftattung der Buͤrg⸗ 
fchaft ift dem nicht wohlhabenden Manne, der einen guten 
Ruf hat, es leicht, Bürgen, die eine gute Meinung von 
ihm haben und ihm trauen, zu finden. England’s 37) und 
Nordamerika's F) Erfahrungen follten von den deutfchen 
Juriſten nicht gering geachtet werden. — Die Faſſung des 
Geſetzes in den Grundrechten läßt dem Ermeſſen der Gerichte 
einen freiern Raum, da fie zu beftimmen haben, ob die 
Anzeigen dringend find und wie groß die Cautionsfumme 
feyn fol. Die Nationalverfammlung wollte die Gränze 
fegen, daß eines fchweren peinlichen Verbrechens Angeſchul⸗ 
digte nicht zur Sautionsleiftung zuzulaflen feyen, weil man 
beforgte, daß die Größe der drohenden Strafe auf den 
Angefchuldigten fo wirken würde, daß er lieber die größte 
Sautionsfumme verlieren, als der ſchweren Strafe fih un: 
tertverfen wollte. Wir werden unten nachmweifen, daß die 
Vorſchrift auf einer Halbheit beruht. Der Landesgeſetz⸗ 
gebung bfieb es vorbehalten: zu beftimmen, welches Vers 
brechen als ſchwer angefehen werden fol. Während das 
badifehe Geſetz in $. 3. als ſchweres peinliches Verbrechen das⸗ 
jenige ‚betrachtet, bei welchem die zu gerwärtigende Strafe 
deei Jahre Zuchthaus überfteigt, führt das mecklenburgi⸗ 
ſche Geſetz $. 7 unter 30 Nummern die Verbrechen auf, 


——— 





37) Nachweiſungen in meinem Strafverfahren I. ©. 475. 


38) Das volftändigfte und auf alle Intereſſen berechnete, aus 
längerer Erfahrung gefchöpfte Gefeß über Caution Cbail) iſt 
das Bu dem Code of crimisal procedure von Graham 
art. 631 — 686. 


Archiv d. Er. 9. 1829, II. &t, 3 


® 
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weiche als ſchwere im Sinne der Grundrechte gelten follen. 
Wir fönnen die legte Anficht nicht billigen, da der Titel 
des Verbrechens nicht entfcheiden darf, da unter den im 
mecklenburgiſchen Sefege aufgeführten Verbrechen fo viele 
genannt find, 3. B. Unterfchlagung, Beſtechung, Erpref- 
fung, die im einzelnen Kalle mit fehr geringen Strafen 
belegt werden müflen. Der Richter hat nur darauf zu 
fehen, ob die im einzelnen Kalle nach den als wahrfcheinlich 
vorliegenden Umftänden den Angefchuldigten treffende (alſo 
nicht die nach dem Titel des Verbrechens drohende) Strafe 
von der Art iſt, dag wegen der Größe derfelben der An: 
gefehuldigte wahrfcheinlih fih durch feinen Vermögens: 
verluft abhalten laffen wird, durch Flucht der Strafe zu 
‚entgehen. 

Sehr unrichtig hat die württembergifche Regierung 
den Sinn der Grundrechte aufgefaßt, wenn das Minifterials 
ausſchreiben erflärt, daß die Vorfchrift, welche Entlaffung 
gegen Sicherheitsleiftung geftatte, die VBorunterfuchung, ehe 
der Verdächtige in den Anſchuldigungs- oder Anflageftand 
verfegt ift, nicht berüuhre. Wir proteftiren gegen diefe Aus: 
fegung, nach welcher eben in der größten Mehrzahl der Kalle, 


in denen die Nationalverfammlung dem Gefangenen das 


- Mittel der Befreiung von der Haft möglich machen wollte, 
daſſelbe nicht zur Anwendung fommen würde. Nach der 
Minifterialausfegung würde der Angefchuldigte, welcher 
„oft viele Monate in der Haft während der VBorunterfuchung 
zubrachte, erft für die Furze Zeit von dem Urtheile der Ans 
. Hagsfammer an bis zur Entfcheidung in der Hauptver: 
handlung die Wohlthat der Entlaffung gegen Eaution ges 
nießen fönnen. Nach dem Willen der Nationalverfamm: 
lung follte jeder Angefchuldigte, d. h. jeder, gegen wel: 
"ben auf den Grund der gegen ihn wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens erhobenen Befchuldigung eine Vorunter⸗ 
ſuchung eingeleitet ift, in den Stand gefeßt werden, durch 
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Kaution fich zu befreien. In jedem Zeitpunfte der Vor⸗ 
unterfuhung muß dies eintreten koͤnnen. Nach dem 
Sprachgebrauche entfpricht das Wort: Angefchuldigter, 
dem franzöfifchen Worte: prevenu, und darunter ift Je⸗ 
der verftanden, der in der Vorunterſuchung fich befindet, 
während. er von der Zeit an, als die Anklage zugelaſſen iſt, 
Angeflagter (accuse) heißt. 


D) Ein beflagenswerthes Mißverftändnig zeigt fich in 
Beriehung auf die Verhaftung: wegen Collufion. Daß 
diefe im gemeinen Rechte durch die Praxis durch eine 
grundloſe Verdrehung des Art. IL C.C. C. entftanden ift, 
wurde in diefem Archive 39) bereits nachgewiefen. Dieſe 
Art der Haft ift nur Ausflug des Inquiſitionsprozeſſes, 
und erfcheint als ein willkommener Deckmantel der Künfte 
des fchlauen Inquirenten, den Verhafteten mürbe zu 
machen und zum Geftändnig zu bringen. Die angebliche 
Rechtfertigung diefer Haft im Kalle des Beſorgniſſes, dag 
der Angefchuldigte feine Freiheit zuc Verabredung mit Mits 
Ihuldigen oder Vernichtung der Spuren des Verbrechens 
mißbrauchen werde, ift ſo weit und. elaftifch, daß der 
Unterfuchungsrichtee darunter trefflich feine Abficht, Ges 
ftändniffe ztı entlocken, verducken kann. Sobald die Grund⸗ 
rechte den Grundſatz aufftellten, dag der Strafprogeß auf 
den Anklageprozeß beruhen müfle, kann die Eollufions- 
haft nicht fortbeftehen. Dieſe Anficht ift auch von den 
neueften Schriftftelleen, Geib 29) und Köftlin *), aner: 
fannt. Bon neuen Gefegen hat nur das mecklenburgiſche 


39) 1834. &. 280. 

40) Geib, die Reform des deutfchen Rechtslebens S. 112. 

a1) Köftlin, der Wendepunkt des deutfchen Gtrafnerfahrens 
. 90. 
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‚SRH .6. 6 die. Ausſchließung der Cdilluſionchaft ausge⸗ 
Pctochen. Im Entwurf des badiſchen Gefeges hatte die 
Rykterag Die Auslegeng angeeommen, daß die Eollu: 
ſibnhaft chen bleibe, daß fie die Entlaſſung gegen Si: 
excheit nicht aufhebe, sondern auffchiebe, fo daß erft 
nah Ablauf der in der Strafprvzeßordnung $. 175 be 
ſtimmten Friſt die Entlaffung eintreten Tonne. Der Be: 
richterftatter der 2ten Kammer, Hr. Ehrift, fuchte zu zei- 
gen, daß Die Colluſtonshaft gar nicht mehr zuläffie fen; 
Te bezog fich beſonders auf das Wort: Jeder Angeſchul⸗ 
Vigtes wir glauben, dab der Grund der Unverträglichfeit 
dieſer Berhaftung mit dem augefuͤhrton Anklageprozeß 
andertraͤtzlich ſey. Das badiſche Geſetz laͤßt die Sache 
im Diwnfen., indem 26 nur dem Gabe Der Grundrechte 
den weitern Sag beifuͤgt: Die entgegenftehenden Be: 
Kinnwungen Ver Strafpoozeßordaung, namentlih in 
eh, 175, 106, Arnd aufgehoben, fo daß man zwei: 
feln kann, ‘ob Die Verhaftang wegen Collufion ganz 
werden oder mm aufſchlebend wirken fol. 


Wir dedmiern noch, daß bei Der Abſtimmung in 
der Nitionafverfammlimg der Untoag: das oberfte Ges 
dicht vVann im jedem Halle nu Beſchaffenheit der Um: 
ſande yayen Sicherheitsleiſtung die Freilaffung verfüs 
en, von Der Mehrhelt werworfen wudde, weil fit 
woshl nicht wußte, daß in England und Nordamerifa 
uw in den Ihren Fällen das oberſre Bericht die 
Vevilaſfung derfuͤgen Fıma., mad weil man niit eowog, 
dag auch bei dem fchmwerften Verbrechen die Zrage: ob 
Eautionsleiftung genüge, um das Bleiben des Ange 
ſchuldigten zu garantiven, eine quaestio Pacti ft **), 


#38) Grib a. ad. ©. 114. 


mm EEE — 1 


zu den Grundlagen des Strafprozeffet. SET: 


bei deren Entſcheidung der Gerichtshof völlig frei und 
nicht duch eine willkuͤrliche Befchränfung gebunden 
werden darf, bei welcher man fchmwerlich mit legis⸗ 
latorifcher Weisheit durch eige Beftimmung, daß bei 
Anfchuldigungen von Verbrechen, deren Strafe 3 $ahre 
oder mehr betuggen kann, Feine Kautiondkiftung Statt 


finden, darf, den gordiſchen Knoten zu zrhamep laut. , 
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xl. 
Weber die Beftrafung 
der bei Wahlen verübten Vergehen. 


Bon 
Mittermaier. 


Aue ſtaats⸗ oder gemeinde⸗buͤrgerlichen Wahlen rufen mehr 
oder minder einen wechſelſeitigen Kampf hervor, in wel⸗ 
chem die Parteien ſo gut als moͤglich ihre Stellung ausbeu⸗ 
ten und Vortheile fuͤr ſich oder die Maͤnner ihrer Partei 
zu gewinnen ſuchen. Im Sturme der aufgeregten Leiden⸗ 
ſchaften werden die oft feinen Graͤnzen des Anſtands, der 
Moral und des Rechts nicht eingehalten. Bei der Bewer⸗ 
bung um Stimmen fuͤr ſich oder die Freunde erlaubt ſich 
zu leicht der Waͤhlende oder der Wahlcandidat Vorſpiege⸗ 
lungen in Beziehung auf geiſtige oder Charaktervorzuͤge des 
Candidaten, den er durchzuſetzen wuͤnſcht, oder giebt Ver⸗ 
ſprechungen, an deren Erfuͤllung er nicht denkt; prahlt 
mit ſeinen Verbindungen und ſeinen Verdienſten, ſetzt die 
Gegner auf die unwuͤrdigſte Weiſe herab, ſchuͤchtert die 
Waͤhlenden, die nicht zu ſeiner Partei gehoͤren, ein, er⸗ 
laubt ſich Gewaltthaten oder Drohungen, um Andere vom 
Waͤhlen oder zu gewiſſen Wahlen abzuhalten, ſchiebt 
Wahlzettel unter oder verfaͤlſcht ſie, und glaubt, wenn 
er daruͤber zur Rede geſtellt wird, ein recht vaterlaͤndi⸗ 
ſches Werk gethan zu haben, um nur eine, wie er meint, 
der guten Sache zum Beſten gereichende Wahl zu bewirken, 
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entfehuldigt feine Handlungen durch den patriotifchen 
Zweck und dadurch, daß die Gegner im Wahlfampfe das 
Nämliche thun. — Mögen au vom Standpunkte der 
Moral aus folche Mittel noch fo fehr verdammt werden, 
fo muß doch die Gefepgebung fich hüten, ſich zu fehr in 
ſolche Wahlftreitigfeiten duch Strafdrohungen zu mifchen. 
Die Gefahr der Lüge und unmürdiger Mittel ift nicht fo. 
groß, als es im erften Augenblicke fcheint, weil Jeder 
weiß, daß in dem Wahlfampfe von beiden Seiten Ueber: 
treibungen, Unmwahrheiten und Einfeitigfeiten vorfommen, 
Fein Berftändiger daher durch ſolche Verficherungen des 
Andern getauft wird. Mag: auch mander Schwache, 
oder Gutmüthige, der den Prahlereien einzelner gewand⸗ 
ten Wortführer traut, getäufcht und zu Wahlen beſtimmt 
werden, zu denen er fonft fich nicht entfchloflen haben 
würde, fo ftehen ſolche Fälle doch vereinzelt da, glei— 
en fih aus, meil von beiden Seiten ahnliche Mittel 
vorfommen. Ä 

Wollte die Gefegebung in allen Zällen, in denen 
über Unredlichfeiten, die bei Wahlen vorgefommen find, 
eine Unterfuchung einleiten, und jede folche Unredlichfeit 
mit Strafe bedrohen, fo würden bald große Nachtheile 
bemerkbar werden. In der Regel geht die Klage von der 
unterliegenden Partei aus, ber es nie eingefallen wäre, 
eine Klage zu erheben, wenn fie gefiegt haben wuͤrde. 
Die Elagende Partei hat aber, wenn man tiefer eingeht, 
gewöhnlich mehr oder minder das Naͤmliche gethan, was 
fie der andern vorwirft, weil fte jegt Siegerin ift. Ueber⸗ 
treibungen von Seite der Befchuldiger und. der Zeugen, 
die gewöhnlich leidenichaftlih aufgereizt, jegt durch die 
Niederlage doppelt erbittest find, kommen regelmäßig vor. 
Leder, der in landftändifhen Verhältniffen Wahlen zu 
peüfen hatte, oder über gepflogene Unterfuchungen wegen 
Wahlumtriebe Urtheile fällen mußte, wird hexuamı , 0% 
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felten die Anfchuldigungen als wahr nachgemwiefen werden 
fönnen und die Herftellung der Wahrheit an der offen her: 
vorteetenden Befangenheit dee durch den politifchen Kanas 
tismus aufgeregten vernommenen Zeugen fcheitert. Wir 
Balten aber immer die Einleitung von koſtſpieligen, die 
Aufregung im Wolfe noch mehr fteigeenden Unterfuchungen 
in Faͤllen, in denen vorausfichtlich das Ergebniß doch 
Freiſprechung feyn wird, für einen großen pofitifchen Feh⸗ 
ler, welcher der Regierung immer mehr oder minder fchas 
det. Ohnehin ift die Graͤnze zwiſchen dem Erlaubten und 
dem Strafwürdigen eben in Beziehung auf. Wahlumtriebe 
gewöhnlich eine fehr feine, fo daß in der Volfsmeinung 
feine fefte Anficht über das Unerlaubte fih bildet, die 
Theilnehmer in einem entfchuldbaren Irrthume über die 
Graͤnzen ihrer Befugniffe fich befinden, und die Anfichten 
der zulegt urtheilenden Richter und Gefchworenen vielfach 
vor denen der Unterfuchungsrichter abweichen. Es ift be: 
denflih, den Gerichtshöfen die Entfcheidung über folche 
Wahlumtriebe zu überlaffen, weil man dann politifche 
Parteienfämpfe in die Gerichte bringt, mas mehr oder 
minder nachtheilig auf die Stellung der Gerichte mirft. 
Unwillkuͤrlich flieht der zum Urtheite über Wahlumtriebe 
beeufene Richten bei der Prüfung auf die Perfon des Ge 
wählten. Iſt Diefer der Mann, den: der Urtheilende gern 
ale den Gewählten betrachtet, roeil feine geiftigen und mera- 
lifchen Eigenfthaften günftig für ihn fprechen, oder er am 
meiſten die polttifche Farbe hat, welche der Richter billigt, 
fo wird unwillkuͤrlich manche vorgefommene Regelmidrigs 
Peit leichter beurtheilt,, weil man den Gemwählten nicht aus⸗ 
fliegen will, während in anderen Faͤllen, in denen ein 
untoürdiger, oder — was fo gern ald gleichbedeutend ges 
nommen ift — wegen feiner politifhen Meinungen der 
heerfehenden Partei nicht zufagender Mann gewählt tft, die 
ichter manche Befchuldigung wegen der Unregelmaͤßigkeit 
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der Wahl weit ftrenger nehmen und leichter als fonft als 
bewiefen betrachten. Am zweckmaͤßigſten ift es, wenn 
man der Corporation, in welcher gewählt worden ift (mes 
nigftens bei ftaatsbürgerlichen Wahlen), die Entſcheidung 
über die Gültigkeit der Wahl, da mo von dem Eintritt 
des Gewaͤhlten die Rede ift, üherläft. Sie entf&eider 
nach) dem Totaleindruce und zwar mit unbedingter Macht: 
vollfommenheit (omnipotence) !) über den einzelnen Fall 
mit Beruͤckſichtigung der vorgebrachten Befchuldigungen. 
Da hier eine große Zahl von Männern das Urtheil zu 
fällen hat, da der Ausfpruch das Ergebnig der Mehrheit 
der Verſammlung, alfo der Bertreter des Volkes ift, fo 
darf erwartet werden, daß das Erfenntniß über die Guͤltig⸗ 
feit der Wahl, daher auch über die Ausfchließung eines 
Gewaͤhlten mehr Vertrauen im Volke und das Urtheit über 
vorgefommene Wahlumtriebe größeren Einfluß auf den 
Volfsgeift und auf Fünftige Wahlen haben wird, als wenn 
im einzelnen Falle über ein Wahlvergehen von einem Ges 
richtshofe ein Strafurtheil gefällt worden wäre. 

Wenn mir bisher auf die Nachtheile von vielen 
Strafdrohungen gegen Vergehen bei Wahlen aufmerffam 
machten, fo müffen mir auf der andern Seite auch die 
Nothmendigkeit hervorheben, da wo e8 am Plage iſt, im 
Öffentlichen Intereſſe die Wirffamkeit der Strafjuftiz ein: 
treten zu laffen und durch geeignete Strafgefege die Macht 
der Gefeggebung zu verftärfen, welche geroiffe Vorfchriften 
über die Abhaltung der Wahlen erläßt. Die bürgerliche 
Geſellſchaft Hat das Höchfte Intereſſe, daß die Wahl in 
die Volfsvertretung dee wahre Ausdruck der Mehrheit des 


— 


1) Eine treffliche Zufammenftelung der Entfcheidungdnormen und 
Anfichten, von denen die franzoͤſiſchen und belgifchen Kammern 
bei einzelnen Wahlprüfungen ausgingen, f. in Delebeoc- 
que Commentaire legislatif des trois lois &lectoralea de 
Belgique. Bruxelles. p. 226 sg. 
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Volkes ift, daß nur würdige, durch alle jene Eigenfchaf- 
ten, welche der Volksvertreter befigen muß, ausgezeichnete 
Männer duch würdige Mittel gewählt werden, weil der 
ganze fociale und politifche Zuftand eines Volkes von dem 
Vertrauen abhängt, welches die Volksvertretung bei der 
Mehrheit des Volkes genießt, weil die Stimme eines Ein: 
zigen in der Verſammlung den Ausfchlag geben und die 
Mehrheit herbeiführen Tann, melche einen Befchluß her: 


vorbringt. — Jemehr von vornherein im Volke die: 


Meberzeugung begründet ift, daß nur durch unmürdige 
Mittel eine Wahl zu Stande gefommen ift, defto mehr ift 
die Verſammlung, auf welche die Wahl ſich bezog, des 
allgemeinen Vertrauens und daher der Wirffamfeit be⸗ 
raubt. Die Gefeßgebung hat die Wahlen in breifacher 
Binficht zu fehügen und zwar 

I. damit die Aufrihtigfeit der Wahl gefichert 
werde, d. h. fo, daß Niemand, der nah den Wahlge: 
fegen unberechtigt ift, zur Wahl fich zudrängen, oder ein 
Berechtigter das Wahlrecht fo ausüben kann, daß ſchein⸗ 
bar eine größere Stimmenzahl entfteht, als in der Wirk⸗ 
lichkeit vorhanden ift. 


II. Die Wahlen follen rein feyn, fo daß fie als 
der wahre, nicht durch fchlechte Mittel hervorgebrachte 
Ausdruck des Willens der Wählenden erfcheinen, und daher 
jede Foͤlſchung oder Unterfchiebung befeitigt werde, melche 
geeignet ift, ein anderes Ergebniß der Wahlen herbeizu: 
führen, als dem Willen der Wählenden gemäß ift, 


III. Es muß die Freiheit dee Wahlen in der Art 
gefichert feyn, dag jeder Wähler nach feiner Ueberzeugung 
wählen kann und gegen Zwang und Einfchüchterung ge: 
fügt werde. Darnach laffen ſich die ftrafbaren Hand; 
lungen, welche bei Wahlen vorfommen, und mit Strafe 
belegt werden follen, leicht bezeichnen. Es find folche, 
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welche entweder die Aufrichtigkeit oder Reinheit oder Kreis 
heit der Wahl angreifen und fo ein unheiloolles Ergebniß 
hervorzubringen geeignet find. ine weiſe Strafgeſetz⸗ 
gebung wird forgfältig die widerftreitenden Intereſſen ab: 
mwägen, nur Handlungen ftrafen, die in einer der ges 
nannten Beziehungen das öffentliche Intereſſe in Bezug auf 
Wahlen gefährden, wo auch die Strafbarkeit der Hands 
lung im Gefete fich klar bezeichnen läßt und durch die Uns 
terfuchung leicht hergeftellt werden fann. . 

Jedes freie Volk, wenn es auf einer Seite die Noth⸗ 
wendigkeit des Schutzes der hoͤchſten Freiheit der Bewe⸗ 
gung bei Wahlen anerkennen und daher eine ungeeignete, 
in eine ſchaͤdliche Vormundſchaft von Seite des Staats 
ausartende Einmifchung der Geſetzgebung zuruͤckweiſen muß, 
gelangt im Laufe der Zeit zu Strafgefegen über Vergehen 
in Beziehung auf Wahlen. Die Gefchichte der römifchen 
Gefege über das fogenannte crimen ambitus ?) ift hier. 
lehrreich ?). Es fen aber erlaubt, in diefem Geſetze zu prüs 
fen, was die neuen Gefeßgebungen in den einzelnen Staas 
ten in diefer Beziehung geleiftet Haben. 

Am meiften geht die Gefeßgebung Nordameri— 
ka's, während fie in Höchfter Ausdehnung Wahlrechte 
giebt und die Freiheit der Wahlbewegung fichert, von der 
Ueberzeugung aus, daß Strafgefege nothwendig ſeyen, 
um die Bürger von gewiſſen Handlungen, welche die Wah⸗ 
len in einer der oben bezeichneten Richtungen gefährden, 
durch Strafdrohungen abzuhalten und ſolche Drohungen 
gleichſam ald Wächter der Beobachtung der Wahlgefege 
aufzuftelen. Wir wollen, da die Gefege der meiften 
nordamerifanifchen Staaten in diefer Beziehung gleichförs 





2) Feuerbach’ 6 Lehrbuch $. 181. 


3) Ueber die allmählige Entwidelung und den Geift der römi⸗ 
ſchen Geſetze über ambitus f. Laboulaye essai sur les loix 
criminelles des Romains p. 282. 
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mig. find, als Beifpiele einige diefer Gefege anführen. 
Rah den Statuten des Staats Miffifippi*) enthält 
in dem Strafgefegbuche deffelben der Tit. VI. Vorfchriften 


über Bergehen gegen die Wahlrechte, in 3 Abfchnitten: 


41) von Beftechung und vechtswidrigem Einfluß; 2) von 
Vergehen, welche von den bei der Wahl angeftellten Bes 
amten verübt werden; 3) von Gemwaltthätigfeiten und 
aufrührerifchen Bewegungen in Beziehung auf Wah- 
ln. Nach art. 1 fol Jeder, der einen Wähler, zum 
Zwecke auf feine. Stimme bei Wahlen einzumwirfen, be: 


fticht oder Beſtechung anbietet, ebenfo ein jeder Wahl⸗ 


berechtigte, welcher eine Beftehung annimmt, nach vor: 
-gändiger Ueberweiſung unfähig feyn, irgend ein Amt, 
Stelle, ſey es befoldetes oder bloßes Ehren Amt, zu beflei- 
den, ferner vom Wahlrechte ausgefchloffen und mit Einfpers 
sung in ein Beſſerungshaus bis 2 Jahren oder Einfper: 
tung in einem andern Gefängnig bis 1 Jahr, oder mit 
Geldftrafe bis 1000 Dollars, oder mit Einfperrung und 
Geldſtrafe beftraft werden. Nach art. 2 foll der, melcher 
einen Auffeher, Schreiber oder Stimmenzähler bei einer 
Wahl; oder einen Vollziiehungsbeamten als Belohnung 
für eine von ihm vorzunehmende oder für Unterlaffung 
einer folchen, in fofern dies den ihm In Beziehung auf die 
Wahl obliegenden Pflichten widerfprieht, befticht , gleichfalls 
(mie nach art. 1) unfähig feyn, und bis 5 Fahre eingefperrt' 
werden. Nach art. 3 ſoll derjenige, welcher einem Andern, 
zum Zwecke ihn zu beſtimmen oder zu verleiten, eine Beloh⸗ 
nung giebt oder verfpricht, oder durch Mittel, welche nicht 
Beftechung begründen, für oder gegen eine beftimmte Per: 
fon bei einer Wahl eine Stimme abzugeben, und auf 
gleiche Art der, welcher eine folche Belohnung empfängt; 


4) Laws of the State of Mississippi passed at an adjourned 
session of the legislatare. Jackson 1839. p. 151. 
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mit Gefängnig bis 1 Jahr oder Geldftrafe bie 100: Dols 
lars, oder mit beiden beftraft werden. Nach art. * fol 
der, welcher für fich oder für einen Andern als Wahlcan: 
didaten die Stimme eines Wahlers oder den Einfluß eines 
Andern auf einen. Wähler duch das Mittel der Gewalt 
oder Drohung damit, oder durch Drohung ihm Befchäftis 
gung oder Beftellung im Gewerbe zu entziehen, oder ihn 
zur Zahlung einer Schuld anzuhalten oder ia eine Crimi⸗ 
naiunterfuhung zu verwicheln, oder durch Drohung einer 
Beleidigung , verfcbafft oder zu verfchaffen ſucht, eben fo 
mit Unfähigfeit wie im art. 1, und mit der im art. 1 ge: 
drohten Strafe belegt werden. 

Der Abfehnitt II. art. 1 droht die Strafe wie im 
vorigen 2ten Artikel jedem Auffeher oder Schreiber oder 
Volljiehungsbeamten bei Wahlen, welcher mwiffentlidy bes 
wirft oder Zuftimmung giebt, daß fälfchlich. in die 
Wahlliſte oder in die Wahlucne ein durch den Wähler 
nicht abgegebener Zettel gelegt. wird, oder darin. befinds 
lihe Wahlzettel unberechtigt herausnimmt, oder vernich⸗ 
tet, oder verändert. Strafe von Gefaͤngniß bis 6 Mos 
nate oder Geldftrafe bis 300 Dollar ift im art. 2 dem⸗ 
jenigen Auffeher bei der Wahl gedroht, welcher die 
Wahlurne nit auf die gefeglich vorgefchriebene Weiſe 
fichert, oder einen Wahlzettel, ehe er in die Uene gelegt wird, 
ohne Zuftimmung des Wählers öffnet und Sieft, oder von eis 
nem Anderen öffnen und lefen läßt. Strafe von 300 Dollars 
trifft (art. 7) den Auffeher, der vor der Zähtung der Stims 
men die Wahluene nicht auf die gefeglich vorgeſchriebene 
Art bewahrt, den Schlüffel zur Urne einer andern Perfon 
giebt. Gleiche Strafe (8) trifft den Auffeher einer. Wahl, 
der, nachdem von einem Wähler einer Perſon eingemwendet 
wurde, daß fie zuc Wahl nicht befugt fen, diefe Perfon 
doch zum Stimmen zuläßt, ohne gehörig ihre Berechti⸗ 
gung geprüft zu Haben, oder melcher wiſſentlich Kur ar 
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Wahl berechtigte Berfon von der Wahl ausfchliegt. Gleiche 
Strafe iſt (art. 9) dem Auffeher oder Schreiber oder 
Vollziehungsbeamten bei einer Wahl gedroht, welcher ab: 
ſichtlich eine gefetzlich ihm obliegende Pflicht unterläßt,, oder 
eine gefegwidrige Handlung vornimmt, um dadurch die 
Wahl unmirffam zu machen oder die Wähler ihrer Ab: 
ftimmungen zu berauben. 

Nach dem Iten Abſchnitt art. 11 ift beſtimmt, daß 
es jeder Militaͤr⸗ oder andern Perſon verboten ſey, Trup⸗ 
pen oder ſonſt bewaffnete Mannſchaft innerhalb einer 
Meile von dem Orte, wo die Wahl gehalten wird, einzu⸗ 
fuͤhren oder aufzuſtellen, in ſofern nicht nach geſetzlicher 
Vorſchrift ein Aufruhr oder eine Empoͤrung unterdruͤckt wer⸗ 
den ſoll. Wer dieſem Verbote zuwiderhandelt, ſoll mit 
Gefaͤngniß bis 1 Fahr oder Geldſtrafe bis zu 500 Dollars 
beftraft, und wenn es abfichtlich geſchah, um auf die 
Wahl einen Einfluß zu üben, mit Unfähigfeit (wie oben 
im art. 1) beftraft werden. Wenn Jemand einen Waͤh⸗ 
fee durch Gewalt oder Drohung damit abhalt oder abzu: 
halten fucht, feine Stimme abzugeben, fo leidet er bie 
2 Jahre Gefängnig oder Geldftrafe bis 500 Dollars. 

In ähnlicher Weife find auch die übrigen Gefee der 
norbamerifanifhen Staaten abgefaßt; 3. B. im Staate 
Maffachhuffers?). Es kommen darin jedoch auch andere 
Strafgefege vor, z. B. Strafdrohung von 100 Dollars 
für jeden Namen, wenn die Beamten, die in den Bezirs 
fen die zum Behufe der Wahl vorgefchriebene ‚Lifte der 
Steuerpflichtigen zu führen haben, ihre Pflichten verlegen, 
oder einen falfchen Eintrag in Bezug auf eine Perfon 
machen. Da nach amerifanifchen Gefegen die Gemeinde⸗ 
beamten, welche bei der Wahl thätig find, bei der Ents 


5) Tbe revised Statutes of es Commonwealth of Massa- 
 chmasets. Boston 1886. pag. 63 
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werfung der Wahlliften ftrenge die Eigenfchaften eines 
Jeden zu prüfen haben und befugt find, an Jeden die 
nöthigen Kragen zu ftellen, fo ift eine eigene Strafe (bis 
30 Dollars) demjenigen gedroht, der eine falfhe Antwort 
den Beamten giebt, ebenfo eine Strafe von 100 Dollars 
dem, der mwiffentlih, daß ee nicht wahlberechtigt ift, 
doch feine Stimme abgiebt, oder mehr als einmal bei 
einer Wahl ſtimmt, oder eine Perfon, von der er weiß, 
daß fie nicht mahlberechtigt iſt, zur Ausführung ihres 
Borhabens unterftügt. 

In den Gefegen des Staatd Penfylvanien ©) 
ift beftimmt, daß derjenige, melcher als Wähler für feine 
Stimme ein Geſchenk oder Belohnung an ER: oder Trink: 
waaren, Geld oder andern Gegenftänden erhält, fein Wahl: 
recht für die Periode verliert und wird mit Geldftrafe bis 
50 Dollars oder Gefängniß bis 6 Monate beftraft. Wenn 
der zuftändige Gerichtshof findet, daß bei einer Wahl Ein: 
ihüchterung, Drohungen, Gewalt, mit Abficht einen 
rechtswidrigen Einfluß zu üben, oder die Sreiheit der Wahl 
zu beſchraͤnken, fo foll der, welcher folhe Mittel anwen⸗ 
det, oder einem bei der Wahl thätigen Beamten droht oder 
Gewalt gegen ihn braucht oder die Wahl unterbricht, mit 
Gefängnig bis zu 6 Monaten oder Geldftrafe bis zu 
100 Dollars beftraft werden. Eben fo foll jeder Verſuch, 
unmittelbar oder mittelbar duch Beftechung die Wahl 
einer gewiſſen Perfon zu bewirken, beftraft werden. Wenn 
auf dem MWahlpfage zur Wahl nicht berechtigte Perfonen 
(mit Ausnahme dee Söhne berechtigter Bürger) erfcheinen, 
um Wahlzettel zu vertheilen oder um auf die Wahl einen 
Einfluß zu üben, fo follen fie bis zu 30 Dollars geftraft 
werden. Geldſtrafen bis 300 Dollars und Einfperrung 


6) Nach einem Geſetze vom 15. Febr. 1799 in Purdon Digest 
of the laws of Pensylvania. Philadelphia 1831, pag. AA. 
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bis 12 Monate find demjenigen Beamten, Schreiber oder 
anderen Perfonen gedroht, welche Wahlzettel entftellen, ver: 
faͤlſchen, unterfchlagen oder zerftören, oder die Wahlurnen 
auf die gefeglih vorgefchriebene Art zu verwahren unter: 
laffen. Wenn ein bei der Wahl thätiger Beamte, bevor der 
Wahlakt gefchloflen ift, einen Wahlzettel entfaltet oder fo 
öffnet, daß er die Namen der Gemwählten entdecken Fann, 
fo wird ec mit Seldftrafe bis 50 Dollars, und wenn ein 
Wähler mehr ald einen Zettel bei einer Wahl ie. böfer Ab: 
fiht Hingiebt, mit Geldftrafe bis 20 D. 7, 


Nach den Gefegen von Newyork ®) if Etrafe 
von Gefängnig bis 1 Jahr oder Geldftrafe bis 100 Dot: 
lars demjenigen gedroht, welcher durch Beftehung, Dro⸗ 
bung, durch Mittel der Verführung oder Vorfpiegelung 
mittelbar oder unmittelbar einen Einfluß auf einen Wähler 
in Beziehung auf feine Wahlftimme verfucht, oder fich be: 
müht ibm von der Wahl abzuhalten, oder überhaupt die 
Freiheit der Wahlen hindert oder ftört. Wenn ein Beam: 
ter oder eine andere Perfon Truppen aufruft oder befehligt, 
am Tage der Wahl oder 5 Tage zuvor am Drte der Wahl 
zu erfcheinen, den Fall des Aufftands oder feindlichen 
Sinfalls ausgenommen, fo wird er mit 500 Dollars 
beftraft. 

Das Gefeg verbietet jedem Wahlcandidaten, zum 
Zwecke gewählt zu werden, eben fo andern Perfonen, um 
Srwählung eines gewiſſen Candidaten zu bewirken, auf 
feine Koſten für die erfcheinenden Wähler Effen bereiten zu 
kaffen oder Geld zu geben, um das Erfcheinen der Wähler 
bei feinee Wahl zu bewirken; mer dies thut, wird mit 





7) Purdon p. 237. 
.‚ 8). The revised States of the State of Newyork. Albany 
. 1636, Vol.I. p. 
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Gefaͤngniß bis 6 Monate oder Geldftrafe bis 250 Dol; 
lars beftraft, eben fo auch derjenige, welcher boͤswillig 
den Wahlzettel eines Anderen Andert, fo daß der Wähler 
abgehalten wird, nach feiner Ueberzeugung zu waͤhlen. 
Aehnliche weitläufige und ſtrenge Gefege über Vergehen in 
Bezug auf Wahlen finden ſich in andern nordamerifani- 
fhen Statuten, 5. B. von Alabama °), von Geor⸗ 
gia 20). Um unfere Lefer nicht zu ermüden, bemerken 
wir nur, daß der meifterhaft von Livingſton gearbeitete 
- Entwurf eines Strafgefegbuhs 1%) die nämlichen Straf: 
drohungen enthält, tie die oben angeführten des Straf: 
geſetzbuchs für Miffifippi. 

Bekannt find die freien englifchen Anfichten Über die 
Mahlbervegung, und jeder, der bei Wahlen in England 
gegenmwärtg war, kennt das Getreibe der Parteien und die 
unferen deutſchen Anfichten tmiderftrebenden Teldenfchaft: 
lihen Wahlfämpfe. Der Engländer glaubt, daß zu 
guten Wahlen, die der Ausdruf des Willens des Volks 
ſeyn follen, die Höchfte Sreiheit der Bewegung gehöre. 
Dei jedem Parlamente Fommen vielfache Petitionen gegen 
Wahlen und Klagen über Wahlbeftechungen und uners 
laubte Mittel vor; die Sache wird auch in dem Haufe zu 
einer Parteifrage gemacht; die Erlaffung von Strafgefegen 
darüber Hält die öffentliche Stimme in England für unpaf- 
fend. Dennoch fehlt es nicht an folchen Gefegen, deren 
Inhalt am beften aus dem neuen von ford Brougham 
dem Parlamente vorgelegten Entwurf einer Eonfolidation 


9) A Digest of the laws of the State of Alabame. By 
Aikin, pag. 140. 
10) Penal Code of the State of Georgia. Divis. 10, 
sect. 29. 30, 
11) System of penal law prepared for the State of Loui- 
siana. By Livingston, p. 57. 
Archiv d. Gr. R. 1829. 111. &t. Ya 
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der jetzigen Strafgeſetze 12) erfichtlih wird. In dem 
Titel: Offenses relating to the election of members of 
Parliament, wird Gefängniß bis 3 Jahre oder Geldftrafe 
demjenigen gedroht, twelcher den amtlichen Auftrag, Ein: 
ladungen zur Wahl zum Parlamente, böswillig einer Per: 
fon nicht überbringt, oder fih, um feine DObliegenheiten 
nicht zu erfüllen, beftechen laͤßt. Gleiche Strafe iſt dem: 
jenigen gedroht, melcher einer Perfon ein Gefchenf giebt 
oder anbietet, um die Perfon zur Abgabe ihrer Wahl: 
ſtimme zu bewegen, oder fie davon abzuhalten. Die nam: - 
liche Strafe trifft den, welcher Geld oder Geldes Werth 
vor, während oder nach einer Parlamentswahl einem Waͤh⸗ 
ler oder einer mit Ihm verwandten oder verfehwägerten 
Derfon giebt, dafür, daß der Wähler wähle, oder feiner 
Stimme ſich enthalte — Unter der jegigen Königin 
wurde ein Statut (6. 7. Victorie c. 18. s. 81) to amend 
the law for registration to entitled to vote erlaffen, 
worin auch gemwifle Beamte, welche die Wahlliften zu fer: 
tigen haben, berechtigt werden, zur Ausmittlung der Be: 
vechtigung zur Wahl Fragen zu ftellen. Wer wiſſentlich 
falfehe Antworten auf folche Kragen giebt, foll eben fo ges 
. ftraft werden; auf gleiche Art auch derjenige, welcher fich 
bei einer Wahl fälfchlich für eine andere, in den Wahl: 
regiftern als berechtigt eingetragene Perfon ausgiebt, oder 
der fälfchlich eine Erflärung unterfchreibt, wodurch er ale 
berechtigt zue Wahl in das Parlament erfcheint. Seit 
mehreren Jahren werden Bills to provide for more ef- 
fectual inquery into the existence of corrupt practice 
at elections for members etc. bei dem Parlamente eins 
gebracht 13); ihre Erhebung zu Gefegen feheiterte aber an 








12) Criminal law Consolidating Bill, pag. 24. 


13) Abgedrudt in the monthly part of the legal ohserver 
Vol, 36. p. 237. ſ. noch Vol. 37. p. 305 
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dem Wunfche der Parlamentömitglieder, fich nicht zu fehr 
für die Fünftigen Wahlfämpfe die Hände zu binden. 

Wenden wir uns an das, mas die Gefeßgebung in 
Deutfchland geleiftet Hat, fo zeigt fi bald, daß unfere 
Gefeggeber die Wichtigkeit, die Sreiheit und Reinheit der 
Wahlen durch geeignete Strafgefehe zu fehügen, entweder 
nicht erfannten, oder wegen der Neuheit des conftitutio- 
nellen Lebend in Deutfchland nicht genug Erfahrungen 
gefammelt hatten. Auch die erften neuen Wahlgefege in 
Deutfchland enthalten nur fehr Tücenhafte Vorfchriften 
über die Wahlvergehen 1). Das Würtembergifche 
Strafgeſetzbuch F. 160 droht dem, melcher bei Wahlen 
zur Ständeverfammlung einem Wähler oder deffen Fami⸗ 
lienangehörigen ein Geſchenk oder irgend einen denfelben 
nicht gebührenden Vortheil verfpricht oder giebt, verfprechen 
oder geben läßt, um deffen Stimme für fich oder einen Andern 
zu erlangen oder fie von einem Andern abzuwenden, glei. 
dem, der ein folches Verfprechen annimmt, Gefängnißs 
ftrafe bis 1 Fahr; Art. 195 droht gleiche Kreisgefängniß- 
ftrafe dem, der einen Staatsbürger an der freien Aus: 
übung feiner ſtaats- oder gemeindebürgerlichen Wahlrechte 
duch Gewalt oder Drohungen zu hindern fucht; nad 
8. 416 foll der öffentliche Diener, der an der freien Aus⸗ 
übung der Wahlrechte einen Bürger verlegt oder beeintraͤch⸗ 
tigt, mit Geldbuße bis 100 FI. und bei Wiederholung mit 
Dienftentlaffung geftraft werden. 





14) Weimarifches Wahlgefeg vom 17. Novbr. 1848. $. 34. 
Königt. ſächſ. Wahlgefes vom 15. Novbr. 1848. $. 27. Wür⸗ 
temberg. Wahlgefeb vom 1. Juli 1849. S. 5. Naſſauiſches 
Wahlgefe vom 5. April 1848. $.41— 49. Nur das Nafs 
fauiſche Geſez enthält ausführlichere Beftimmungen. Dort tft 
auch in $. 47 den Staatsbeamten,, welche in Mißbrauch ihrer 
Amtsftelung auf die Wahlen einwirken, Verluſt ihres activen 
Bürgerrechts auf 4 Jahre und Gefängniß von 1—3 Monas 
ten gedroht. 


Kur 
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Umfänglicber hatte das Badiſche Strafgeſetzbuch 1°) 
die Wahlbeftebung bezeichnet ald Handlung desjeni: 
gen, welcher in Bezug auf eine vorzunehmende Wahl einem 
Wähler für feine Wahlftimme Geld oder andere Vermoͤ⸗ 
gensvortheile zum Gefchenfe giebt oder verfpricht (Strafe 
ift Geldſtrafe bis nicht unter 25 Gulden). Auch kann der 
Beftechende bei der Wahl, auf welche fich feine Beftechung 
bezieht, oder im Falle einer Nichtigfeitserflärung derſel⸗ 
ben bei derjenigen, die an ihrer Stelle von Neuem vorge: 
nommen wird, nicht gewählt werden; eben fo kann der 
Beftochene dabei das Wahlrecht nicht ausüben. Wurde 
in diefem Kalle der Beftechende wirflich gewählt, fo findet 
dag ftrafgerichtliche Verfahren erft dann Statt, wenn die 
Wahl vorher von der Verfammlung oder der Behörde, 
welche über die Gültigkeit derfelben zu erfennen hat, für 
nichtig erklärt worden. Nach Art. 714 foll der, welcher 
bei ſtaats- oder gemeindebürgerlihen Wahlen Wahfzettel 
betruͤglich unterfchiebt , verfälfcht , oder rechtswidrig 
unterdrüct, mit Kreisgefängnig und Berluft der Rechte 
der Wahl und Wählbarfeit auf 6 oder 8 Jahre be 
firaft werden. 


Das großherzogl. Heſſiſche Strafgeſetzbuch '°) 
droht dem, der in Bezug auf eine vorzunehmende Wahl 
oder in Bezug auf eine in der Ständeverfammlung ab: 
zugebende Stimme einem Wähler oder Ständemitgliede 
mittelbar oder unmittelbar Geld oder andere Vermögens: 
vortheile zum Gefchenfe giebt oder verfpricht, eben fo 
wie dem, der das Gefchenf annimmt, Gefängniß bie 
1 Fahr, und gleihe Strafe dem, der Wahlzettel ver: 
faͤlſcht, unterdrückt oder betruͤglich austaufcht, oder ab: 


15) In Art. 711 — 714, 
16) Art. 202. 203. 
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fihtlih einen andern Namen darauf fest, als ihm an: 
gegeben wurde 17). 

Das von der deutfchen Nationalverfammlung erlafz 
fene Reihswahlgefeg 1°) beftimmt: Des Rechts zu wählen 
foll, undefchadet der fonft verwirften Strafen, für eine Zeit 
von 4 — 12 Jahren durch ftrafgerichtliches Erfenntnig für 
verluftig erklärt werden, wer bei den Wahlen Stimmen 
erfauft, feine Stimme verfauft, oder mehr al3 einmal 
bei der für einen und denfelben Zweck beftimmten Wahl 
feine Stimme abgegeben, oder zur Einwirkung auf die 
Wahl überhaupt gefeglih unzuläffige Mittel angewens 
det hat. 

Diefe Beftimmung giebt zu vielen Bemerfungen Ver: 
anlaffung. Es ift auffallend, daß das dem fogenannten Drei: 
Fönigsbündniffe beigefügte Wahlgefeg wörtlich das Naͤm⸗ 
liche enthält, ungeachtet beide Wahtgefege auf mefentlich 
verfchiedenen Grundtagen beruhen , indem das Reiche: 
wahlgefeg in $. 13 die geheime Abflimmung, das 
preußifche Geſetz 9. 20 die offene Stimmgebung ans 
nimmt. Nun ift es klar, daß da mo das Erfte vorfommt, 
bei den Wahlen eine Maffe von Vergehen verubt werden 
Fönnen, welche weder im gemeinen Rechte, noch in den 
Strafgefegbüchern der einzelnen Staaten mit Strafe be 
droht find. Der Berfaffer dieſes Auffaged Hatte als Mit: 
glied des Verfaſſungsausſchuſſes dies gehörig geltend ger 
macht und den Entwurf eines Artikels vorgelegt; allein 
da die Mehrheit die Deffentlichfeit der Wahlen vorgeſchla⸗ 
gen hatte und es nicht für wahrfcbeinlich hielt, daß die 
Nationalverfammlung die geheime Abftimmung annehmen 
würde, fo beharrte man bei dem magern oben angeführt: 


17) Was In den braunfchweigifchen Art. 113. 114, den hannos 
verfchen 153. 154 vorfommu, ift fehr Lüdenhaft. 


18) vom 12. April. Art. 4. 
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ten von einem Criminaliſten ſchwerlich gebilligten 19) Ar⸗ 
tikel 4, und vertröftete darauf, daß, wenn durch die Mehr⸗ 
heit der Verſammlung die geheime Abftimmung angenom: 
men würde, bei der zweiten Lefung e8 noch Zeit wäre, 
die nothiwendigen Abänderungen zu machen. Die Ber: 
fammlung nahm befanntlich in ihrer Mehrheit die geheime 
Abſtimmung an; da aber die zweite Lefung des Wahlge- 
feßes nicht erfolgte, das Gefeg vielmehr ohne Berathung 
im Ganzen angenommen wurde, fo ift jet im Gefete eine 
fehr nachtheilige Lücke, die um fo fühlbarer werden kann, 
als die Landesgefege, auf die man rechnet, nichts enthal⸗ 
ten und z. B. die Geſetze über Faͤlſchung von Urfunden 
nicht auf Wahlzettel anzuwenden find, indem befanntlich 
der Begriff der Faͤlſchung in einem engern auf Urfunden, 
wie die Wahfzettel find, nicht anwendbaren Sinne gefeß- 
lich aufgefaßt find. Eben jene Mitglieder des, Verfaf- 
fungsausfchuffes , welche für allgemeines Stimmrecht und 
geheime Abftimmung fich erflärten, wollten noch energi: 
fher als Andere die Kreiheit durch firenge Strafgefege 
ſchuͤtzen und dem Verbrechen entgegenwirken. 


Keine Gefeßgebung über die Wahlvergehen verdient 
mehr Aufmerffamfeit als die Franzoͤſiſche. Reichhal: 
tige Erfahrungen über diefe Vergehen liegen in jenem 
Lande vor, und wenn auch der Parteigeift und ein ande- 
res vielfach von oben gepflegtes verderbliches Syſtem dafuͤr 
forgten, daß es felten zur wirklichen Beftrafung der zahl: 


19) Es tft auffallend, daß die Staatsmänner des oetroyirten 
Wahlgefepes nicht bemerken, daß die Zaflung: Stimmen ers 
tauft, fehr ungenügend iſt; daß die Fafjung: wer zur 
Einwirkung auf die Wahl gefeslih unzuläffige 

- Mittel anmwendete, ein Mufter von Unbeſtimmtheit ift, 
und daß Einftelung im Wahlrechte auf vier Jahre ein zu 
hohes Minimum ift, das 3. B. bei Jedem, der zweimal bei 
einer Wahl ſtimmt, viel zu hart fenn kann. 
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lofen Wahlumtriebe Fam, fo Ift doch wenigftens die Er: 
fahrung der franzöfifchen Gefeßgeber lehrreich. 

Schon im Code penal von 1791 und im Code vom 
3. Brumaire $ahr IV waren einige Strafdrohungen zum 
Schupe der Wahlfreiheit enthalten und zwar nach art. 616 
war jedes Complott oder Attentat um die Zufammenfunft 
oder die Auflöfung einer Wahlverfammlung zu hindern, mit 
Galeeren bi8 15 Jahre beftraft; nach art.617 trifft degra- 
dation. civique den, der durch Gewalt einen. Bürger, 
der berechtigt ift,. an einer Wahloerfammtung Theil zu 
nehmen, daraus nerjagt; und nach art. 618 werden die 
Mitglieder ded Directoriums, die Minifter, der Militärs 
commandant, wenn fie Auftrag geben, durch Truppen 
den Sigungsort einer Wahlverfammlung zu befegen oder 
ohne Erlaubniß des Präfidenten in die Verſammlung einzu: 
dringen, mit Galeeren bis 15 Jahre beftraft. 

Man bemerkt, daß dabei nur die fehmerften Fälle 
der Verlegung der Wahlfreiheit mit Strafe bedroht waren. 

In dem noch jest geltenden Code penale von 1810 
fommen unter der Rubrif: des crimes et delits rela- 
tifs a l'exercise des droits civiques, ſchon andere Straf: 
porfchriften vor, und zwar 1). wenn dur) Zufammenzot: 
tung, Gemaltthätigfeiten oder Drohungen ein oder meh: 
vere Bürger in der Ausübung Ihrer Wahlrechte gehindert 
werden (109): Strafe ift Gefängniß non. 6. Monaten bie 
2. Sahre, und Snterdiction im Wahleeht auf 5— 10 
Jahre. 2) Wenn ein mit Entftellung dee Wahlzettel be: 
auftragter Bürger Zettel diefer Art verfälfcht , unterdrückt, 
andere beifügt oder andere Namen als ihm angegeben 
wurden auffchreibt (111): Strafe iſt der Pranger; und 
wenn andere als ſolche Beauftragte dad Verbrechen ver- 
üben, Gefängnig bis 2 Jahre und nterdiction im Wahl: 
rechte von 5 —10 %. 3) Wer bei Wahlen feine Stim⸗ 
me um irgend einen Preis. verfauft, oder Stimmen Pauft, 
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feidet Interdietion und Geldftrafe vom Doppelten des 
Werths des erhaltenen oder verfprochenen Bortheils 
(113). 

Daß diefe Vorfchriften eben fo formell fchlecht abge: 
faßt als materiell ungenuͤgend waren, fonnte feinem Zwei⸗ 
fel unterliegen *). 


Als im vorigen Jahre die neue Verfaffung Frank⸗ 
reichs auch die Umgeftaltung der Wahlgefege forderte, als 
das allgemeine Stimmrecht eingeführt wurde, fühlte man 
wohl die Nothwendigkeit, durch vollftändige Strafgeſetze 
Mißbraͤuche zu verfolgen, die leicht fich einfchleichen 
würden. 


Dei der Vorlage des Wahlgefeges wurde au ein 
Titel: Dispositions penales, aufgenommen; es ift zu be 
dauern, das der Berichterftatter nur flüchtig über die ein- 
zelnen Borfchriften ſich erflärte, und die wahrſcheinlich 
durch die Maſſe der bei Berathung des ganzen Wahl: 
gefegentwurfs ermüdete Nationalverfammlung wenig Auf: 
merkſamkeit diefen Strafoorfchriften ſchenkte. 


Das am 15. März 1849 verfündete Wahlgeſetz ent: 
hält in art. 98 bis 124 die hieher gehörigen Strafbeftim: 
mungen, deren Inhalt wir mit dem darauf bezüglichen 
Sange der Verhandlungen der Nationalverfammlung um 
fo lieber bier mittheilen 21), da jene Gefeßgebung die 
vollftändigfte über die Wahlvergehen ift und Nachahmung 
in Deutfchland verdient. 


2 


20) Gute Kritiken darüber in Helie Theorie du Code pénal. 
Vol. IH. p.74. Morin Dictionnaire du droit criminel, 
voc.: Elections. Haus Observations Vol. Il. p. 47. 
Destrivaux Essais p. 40. 


21) Eine gute Darftelung des neuen Gefepes in Morin Jour- 
nal du droit criminel 1849, Aprilheft p. 7 — 112. Wir 
folgen bier dem Auffage von Morin. 
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Art. I (98 im Wahlgeſetze). Wer fih in einer 
Wahllifte unter falfbem Namen oder mit 
falfpen Eigenſchaften einfhreiben läßt, oder 
bei der Einfhreibung einen gefeglichen Uns . 
fähigfeitsgerund verhehlt, wird mit Ges 
fängniß von 1 Monat bis 1Jahr und Geld; 
ſtrafe von 100 Hi8 1000 Franes beftraft. 


Mit Recht maht Morin aufmerffam auf die Wich- 
tigfeit, ftrenge über die Genauigkeit, der Wahlliſten als der 
Grundlage des ganzen Wahlgefhäfts zu forgen. Schon 
1828 hatte die Sommiffion der Deputirtenfammer (nach 
dem Vorbilde alter englifeher Statute) den Antrag geftellt, 
dag jeder Wähler vor Abgabe feiner Wahlftimme einen 
Eid leiſten foll, daß er die als gefeglich vorgefchriebenen 
Erforderniffe eines Wählers befite; mir glauben, daß mit 
Recht diefer Antrag verworfen wurde, meil Eide nicht ver: 
vielfältige werden follen. — Bei den Verhandlungen über 
das jegige Gefe wurde e8 von Seite mancher Abgeordne⸗ 
ten bedenflich gefunden, auch dann einen Wähler zu ftras 
fen, der ungehörig fich eintragen ließ, wenn er in der 
Folge gar nicht mitftimmt. Hier würde höchftens ein 
Verſuch unberechtigten Stimmens vorliegen. Auch wir 
glauben, daß man die Strafbarfeit des Verſuchs auf 
Fälle dieſer Art nicht ausdehnen follte. 


Art. II (9) Wer, nachdem er feines 
Stimmrechts entweder wegen einer Verur— 
theilung oder wegen Banfrutts verluftig 
wurde, auf den Grund einer feinem Ber; 
lufte vorhergehenden Einfchreibung, oder eis 
ner zwar fpätern aber ohne fein Zuthun er: 
folgten Eintragung mitftimmt, leidet Ges 
fängniß von 14 Tagen bis 3 Monaten und 
Geldfirafe bis 500 Kranken. 
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Art. DI (100), Wer in einer Wahlper: 
fammlung auf den Grund einer in einem 
der im vorigen $. bezeichneten Källe oder 
durch Annahme falfhber Namen und Eigen: 
fbaften eines eingefhriebenen Wählers 
feine Stimme abgiebt, wird mit Gefängniß 
von 6 Monaten bi8 2%. und Geldftrafe bis 
2000 Franes beftraft. 

Art. IV (101). Gleiche Strafe leidet der, 
welcher auf den Grund einer mehrfachen Ein- 
fbreibung bei der nämlihen Wahl mehrere 
Stimmen abgiebt. 

Man bemerft, daß nach der Faſſung des legten Ar: 
tikels ſowohl derjenige, welcher in dem nämlichen Wahl: 
collegium zwei Stimmen abgiebt, als derjenige, welcher In 
verfchiedenen Wahlbeziefen wählt, von Strafe getrof: 
fen wird. 


Art. V (102). Wer bei einem Wabhlafte be: 
auftragt tft, Wahlzertel zu empfangen, zu 
zählten oder zu eröffnen, und folche Zettel 
vernichtet oder andere beifügt oder Ändert, 
oder andere Namen als die eingetragenen 
ablieft, wird mit Gefängnig bis 5 Jahre 
und Geldftrafe von 500 bis 5000 Franes 
beftraft. 

Art. VI (103). Die nämlide Strafe trifft 
denjenigen, welcher, wenn er von einem 
Wähler beauftragt ift, auf einen Wahlzets 
tel den Namen eines zu Wählenden zu fohreis 
ben, einen andern Namen darauf fest, als 
den, der ihm angegeben wurde. 

Diefe Handlung, welche nach der Erfahrung fo haͤu⸗ 
fig vorfommt und von fo vielen Menſchen nicht für uns 
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erlaubt gehalten wird, Fann, wenn Fein befonderes Straf: 
gefeg fie mit Strafe bedroht, nicht als Art dee Fälfchung 
beftraft werden, meil das legtere Verbrechen nur an gewiſ⸗ 
fen Arten von Urkunden verübt werden kann. Der franz 
zöfifhe Code (art. III) Hätte die Handlung mit Strafe 
bedeoht, allein nach der Faflung jenes Geſetzes, qui 
sera surpris falsifiant, konnte fie nur auf denjenigen ans 
gewendet werden, welcher auf frifcher That, während er 
fälfchte, ergriffen wurde. Man wählte diefe engere Faſ⸗ 
fung , meil die Redactoren für gefährlich hielten *°), 
wenn nach Vernichtung der Wahlzettel die Mittel fehlten, 
den Beweis des Vergehens zu führen, und fo verfpätete 
auf bösmillige Anzeigen gegründete Unterfuchungen hervor⸗ 
gerufen wuͤrden *). Nach dem neuen Geſetze kann (mir 
glauben mit Recht) das Vergehen (jedoch innerhalb der 
kurzen Verjaͤhrungszeit) verfolgt werden, jedoch fordert 
man, wie bei jedem Verbrechen, intention fraudu- 
leuse *), 

Art. VII (104). Der Eintritt in eine Wahl 
verfammlung mit fihtbaren Waffen wird 
mit Geldftrafe von 16 bis 100 Franes, und 
mit Gefängniß von 14 Tagen bis 3 Mona; 
ten beftraft, wenn die Waffen verborgen 
gehalten wurden. 

Art. VIII (105). Wer Geld oder Geldes 
Werth unter der Bedingung, daß Jemand 
ihm eine Wahlftimme gebe oder verfhaffe, 
oder fih des Wählens enthalte, einem An: 
dern giebt, verfpricht, fo wie der, welcher 
ſolches annimmt, ferner der, welder unter 

22) Locre& Legislation Vol. 29. p. 380. 


23) ©. noch über die Jurisprudence Helie Theorie du Code 
penal Vol. III. p. 81. 


24) Morin Journal l. c. p. 104, | 
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der obigen Bedingung einem Andern eine 
Öffentlihe oder Privatanftellung oder ir: 
gend einen Bortheil anbietet, verfpridt 
oder annimmt, wird mit Gefängniß von 3 
Monaten bis 2 Jahren und Geldftrafe bis 
3000 Franes beftraft; und wenn er Staats; 
diener ift, wird die Strafe auf das Dop— 
pelte gefegt. 

Dan bemerkt, daß diefe Vorfchrift fehr weit gefaßt 
ift, da nach der Erfahrung die Faffung des art. 113 des 
Code penal die Beftrafung des Verbrechens eben in fehr 
ſchweren Fällen faft unmöglich machte 7), fo daß feit vie: 
fen Fahren nur einmal der art. 113 angewendet wurde ?©), 

Zwei bedeutende Anträge waren während der Ber: 
handlungen geftellt: 1) daß jeder Dienftherr, Eigenthuͤ⸗ 
mer, Unternehmer, Sabrifinhaber, der feinem Pächter, 
Arbeiter oder Angeftellten die Pflicht auflegt, für einen 
gewiſſen Candidaten zu ftimmen, unter der Drohung, fie 
fonft zu entlaffen, mit den obigen Strafen belegt werden 
follte; 2) daß dee Geiſtliche, der eines der obigen Ver: 
gehen verübte, mit Strafe bedroht werden follte. — Die 
-Anträge wurden zurücgejogen, weil unter Begünftigung 
folcher Gefege auch ehrenwerthe Männer Unterfuchungen 
blosgeftellt werden Fönnten, nur weil fie einen gefeglichen 
Einfluß ausübten, um ihre Untergebenen aufzuklären 27). 

Art. IX (106). Wer duch Thaͤtlichkei— 
ten, Gewalt oder Drohungen gegen einen 
Wähler, indem er ihn glauben madht, daß 
er fonft feine Stelle verlieren, oder ſich oder 
feine Samilie oder VBermögen einem Nach— 


25) Helie Ill. p. 85. 
26) Morin Journal du droit criminel 1847. p. 19. 
27) Morin Journal ]. c. p. 105. 
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theil ausſetzen würde, einen Einfluß aus: 
übte oder auszuüben ſuchte, um einen Wäh: 
ler zu einer gewiffen Abſtimmung oder zur 
Enthaltung des Abftimmens zu beftimmen, 
leidet Gefängniß von 1 Monat bis 1 Jahr 
und Getdſtrafe bis 2000 Franes — (ders 
doppelt wenn ein Staatödiener der Thä- 
ter ift). 

Art. X (107), Wer duch falfhe Nachrich— 
ten, verfäumderifche Gerüchte oder andere 
betrüglihe VBeranftaltungen einen oder meh— 
vere Wähler uberliftet oder von Abgabe 
ihrer Stimmen abhält, oder dies verſucht, 
wird mit Gefängniß von 1 Monat bis 1Jahr 
und Geldftrafe bi8 2000 Francs beftraft. 

Es war ein Antrag geftellt, diefe Strafe jedem Geiſt⸗ 
lichen zu drohen, welcher in der Kirche oder zum Gottess 
dienft beftimmten Orten Wahlzettel vertheilt oder die Srei- 
heit der Wähler durch Einfehüchterung ihrer Gewiſſen oder 
durch Herabwürdigung von Wahlcandidaten auf der Kan: 
zel ftört. Diefer Antrag wurde verworfen, weil man ers 
flärte ®), daß, fomweit ſolche Handlungen ftrafwürdig 
wären, fie fehon durch bereits angenommene Artikel getrof⸗ 
fen würden. Wir halten diefe oft in legislativen Ver: 
fammlungen vorgebrachte Weußerung für einen ſchwachen 
und unmwahren Widerlegungsgrund und für ein fchlaues 
Mittel, den Antrag aus Gründen zu befeitigen, die man 
nicht geen fagen mochte. 

Art. XI (108), Wenn durch Zuſammenrot⸗ 
tung, Gefchrei, oder drohende Beranftal- 
tungen die Gefhäfte einer Wahlverſamm— 


38) Morin Journal p. 106. 
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(ung geftört werden, oder dadurch ein An: 
griff auf die Ausübung des Wahlrehts oder 
die Freiheit Der Wahl erfolgt, fo werden 
die Schuldigen mit Gefängniß von 3 Mona: 
ten bis 2 Jahren und Geldftrafe bis 2000 
Srancs beftraft. 


Art. XII. XIII. XIV (1099— 111). Ein gewalt— 
thätiger Weberfall in eine Wahlverfamm: 
lung, um eine Wahl zu ftören oder zu hin: 
dern, zieht Gefängniß von 1 bis 5 Fahren 
und Gefldftrafe von 1000 bis 5000 Frances 
nab fib; und Zuchthaus, wenn die Schul: 
digen bewaffnet waren oder das Geheim: 
nig der Abſtimmung verlegt wurde; und 
Zwangsarbeit, wenn das VBerbrehen Folge 
einer Verabredung war, um in dem ganzen 
Staate oder in einem Departement oder 
einem Bezirfe die Wahlen zu ftören. 


Art. XV (119). Wenn Mitglieder eines 
Wahlcollegiums während der Berfammlung 
fihb Beleidigungen oder Gemaltthätigkfei: 
ten gegen das Bureau oder eines feiner 
Mitglieder fhuldig machen, oder durch Thät: 
lihfeiten oder Drohungen die Wahlopera: 
rationen verzögert oder gehindert Haben, 
fo werden fie mit Gefängnif bis 1 Monat 
und Öeldftrafe von 100 — 2000 Franc, und 
wenn Das Geheimniß der Wahlabftiimmung 
dadurch litt, mit Haft bi8 5 Jahre und 
Beldftrafe bis 5000 France beftraft. 

Art: XVI (113). Die Wegnahme der Wahl: 


uene, welche die noch nicht entfalteten Wahl: 
zettel enthält, wird mit Gefängniß von 1 bis 
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5 Jahren und Geldftrafe bis 5000 Krancs, 
und wenn dies mit Gewalt und in Verbin; 
dung mit Mehreren geſchah, mit Zuchthaus 
beftraft. | 

Art. XVII (114). Die Verlegung des Ge: 
heimniffes der Abftimmung, mag fie dur 
ein Mitglied des Bureau oder durch Agen: 
ten der Gewalt geſchehen, die zur Bewah⸗ 
rung der noch nicht entfalteten Wahlzettel 
aufgeftellt waren, wird mit Zuchthaus be⸗ 
ſtraft. 

Art. XVIII (115). Der Praͤſident des Wahl: 
collegiume oder einer Abtheilung deffelben, 
welcher die Abftimmung vor der im Geſetze 
beffimmten Stunde ſchließt, leidet Gelder 
ftrafe von 25 — 300 Franes. 

Art. XIX (116). Die in Gemaͤßheit der vor= 
ftehbenden Borfchriften erfannten Verurthei— 
lungen ziehen die Einftellung des Wahl: 
rechts und die wählbarkeit auf 1 Bis 
5 Jahre nach fi. 

Art. XX (117). Die in dem gegenwärtigen 
Geſetze mit Strafe bedrohten Verbreden 
und Vergehen werden von den Affifenhöfen 
(alfo mit Zuziehung der Geſchwornen) ab: 
geurtbeilte Der art. 463 ift anwendbar 
(nämlich wegen der Milderungsgründe).. Er— 
fennen die Geſchwornen das Dafeyn:. von 
Milderungsgründen an, fo kann die 34 
erfennende Strafe nicht das gefeglih ge— 
drohte Minimum überfteigen und die 
Interdietion im Wahlrechte nicht nad 1 
ziehen. 
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Art. XXI (118), Wird Jemand mehrerer 
durch das gegenwärtige Geſetz mit Strafe 
bedrohter, von der erften Unterfuhungs- 
bandlung verübter Verbreben oder Berge; 
ben fhuldig befunden, fo wird nur die 
Strafe der fohwerften Uebertretung er— 
fannt. 

Art. XXII (119) Wenn ein Staatsbeamter 
eines folben Bergehens angefchuldigt wird, 
fo bedarf es nicht der vorgängigen Ermäd- 
tigung zur Borgerichtftellung. 

Art. XXIII (120). Wenn der angefchuldigte 
Staatsbeamte von der Klage entbunden 
wird, fo fann die Civilpartei nah Umftän: 
den in eine Geldftrafe von 100 — 5000 Fr. 
und zur Entfhädigung verurtheilt werden. 
Die Jury erkennt über die Zuläffigfeit der 
Geldftrafe und über die Groͤße der Entſchaͤ⸗ 
digung. 

Art. XXIV (121) Die Strafverfolgung 
und die Givilflage wegen des Verbrechens 
verjähren in 3Monaten, gerechnet vom Tage 
der PVerfündigung des Ergebniffes der 
Wahl an. 

Art. XXV (122). Die Verurtheilung Fann 
nicht die Wirfung haben, eine von den zu: 
ftändigen Gewalten als gültig erfannte oder 
Durch den Mangel einer rechtzeitig einge: 
brachten Proteftation definitiv gewordenen 
Wahl zu vernichten. 

Art. XXVI (123), Die Wähler des Wahl: 
collesiums, welches bei der ganzen Wahl 
thätig war, bei deren Beranlaffung ein 
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Verbrechen oder Vergehen verübt wurde, 
fönnen allein Klage erheben, vorbehaltlich 
des Eintretens der Strafverfolgung im oͤf⸗ 
fentlichen Intereſſe. 

Im Laufe der Berathungen der franzoͤſiſchen Natio⸗ 
nalverſammlung uͤber das Geſetz kamen noch zwei Antraͤge 
zur Sprache, welche der Aufmerkſamkeit unſerer Leſer nicht 
unwuͤrdig ſind. Es war der Antrag geſtellt, jeden Waͤh⸗ 
ler zu ſtrafen, der an einer Wahl durch Abſtimmung nicht 
Theil nimmt. Dieſer Antrag wurde ſogleich verworfen, 
wie wir glauben mit Recht. Es muß zwar anerkannt wer⸗ 
den, daß jeder Waͤhler nicht blos ein Recht, ſondern auch 
eine Pflicht ausuͤbt; daß auch im oͤffentlichen Intereſſe 
es wuͤnſchenswerth iſt, daß jeder Wahlberechtigte waͤhle, 
und daß durch eine allgemeine Verabredung aller Wähler, 
nicht zu wählen, das Zuftandefommen einer leaislativen 
Verſammlung gehindert und damit das ganze Staatsleben, 
z. D. wenn Geſetze nicht berathen werden koͤnnen, gelähmt 
werden Fann; allein die leitende Idee muß doch feyn, Daß 
jeder Urmwähler nur ein Recht ausübt, zu deilen Aus: 
übung er nicht geziwungen werden fann. Kommen ſolche 
Erfcheinungen vor , daß die Bürger allgemein nicht zu 
wählen befchließen, fo hängt dies entweder mit anderen 
politifchen Demonftrationen zufammen, die nur unter bes 
fonderen Umftänden ftrafbar feyn können, oder es liegt 
eine Art der Ausübung des gefetlichen Widerftandes zum 
Örunde, welcher durch illegales oder fonft tadelnswerthes 
Benehmen der Minifter hervorgerufen werden kann, aber 
nicht einer Strafe unterliegen darf. Wie leibt fann dies 
Nichtwählen ſich daraus erklären, daß die Wähler mit 
einem fchlechten Wahlgefege unzufrieden find, und ed mit 
ihrer Weberzeugung unverträglich finden, zur Ausübung 
jenes Geſetzes durch ihre Wahl beizutragen. Würde ein 
Geſetzgeber eine Strafe denjenigen Wrmwählen rohe, 

Archiv d. Er. R. 1849. 111. &t. BB 
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welche nicht waͤhlen, ſo wuͤrde die Anwendung ſolcher Ge⸗ 
ſetze auf große Schwierigkeiten ſtoßen, theils wegen der vor⸗ 
ausſichtlich großen Zahl der Schuldigen, theils wegen der 
Maſſe von Entſchuldigungsgruͤnden, welche die Außenblei⸗ 
benden vorbringen wuͤrden, bei deren Beurtheilung auch 
eine große Milde eintreten muß. Ohnehin wuͤrde auch 
eine fotche Strafdrohung nicht viel nuͤtzen, da ed den Waͤh⸗ 
lern, welche die Wahlen vereiteln wollten, leicht feyn 
würde dies zu thım, und zwar zu eefcheinen, aber duch 
die Sächerlichften Wahlen 5. B. des Kaifers von China, 
oder Leute, an deren Wahl Niemand denfen wird, eine 
BVerwerfung der Stimmen herbeizuführen und das Zus 
ftandefommen einer Mehrheit zu hindern. Dieſe An: 
fihten paflen wenigftens da, mo directe Wahlen Statt 
finden, oder von Wahlen der Urwähler die Rede ift, wäh: 
rend da, mo Wahlmänner (bei indirectn Wahlen) ſich 
weigern zu wählen, ein anderer Befichtspunft eintritt, ins 
dem der Wahlmann einen Auftrag zu wählen von den Ur: 
wählen empfangen und übernommen hat, und durch die 
Nichtwahl den Auftrag verlegt, und wenn er gewiſſenhaft 
»iſt und nicht wählen will, feinen Auftrag zurüchgeben 
muß, Daher unbedenflih die Gefeggebung demjenigen 
Wahlmann, der nicht wählt und gefeglich nicht entſchul⸗ 
dige ift, drohen fann, daß er als verzichtend auf feine 
Eigenfchaft als Wahlmann angenommen wuͤrde. 

Noch wurde der Antrag geftellt,, daß auch der Prä- 
fident oder Mitglied des Wahlbureau oder ein Stimm: 
zähler dann geftraft werden foll, wenn er das Geheim: 
niß der Wahl dadurch verlegt, daß er vor dem Schluß 
der Wahloperation, und vor der gefeglich eintretenden Er⸗ 
Öffnung der Wahlzettel, Zettel lieft oder Andere leſen läßt. 
Auch diefer Antrag wurde wie wir glauben mit Recht ver: 
worfen; denn eine folche Handlung Fann der im Art. 114 
mit Strafe bedrohten Verlegung des Geheimniſſes nach 
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entfalteten Zetteln nicht gleichgeftellt werden; bei dem letz⸗ 
ten ergehen ift die Strafbarfeit, indem die Handlung 
nicht zweifelhaft ift, leicht zu erfennen, während die Hand» 
lung, welche der Antrag eigentlih in vorelliger, 
oft aus bloßer Neugierde gefchehener Eröffnung der Zettel 
bleibt, völlig unfehuldig feyn kann, und felbft die Her: 
ftellung des Beweiſes 3. B. durch Zeugen, die leicht uns 
vichtig die Thatfachen auffaflen Fönnten, ſchwierig feyn 
und vegatorifche grundlofe Unterfuchungen ehebeiführen 
würde #), 


29) Dalloz Jurisprudence generale 1849. Heft 3. p. 68. 
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xl, 
Vergleichung 
der 
engliſchen und der franzoͤſiſchen Jury. 
Von 
Hepp. 


Fern ſtand noch vor kurzem das Geſchwornengericht dem 
deutſchen Volke, und wenig Ausſicht war fuͤr ſeine Gewin⸗ 
nung vorhanden. Zwar verlangte die oͤffentliche Meinung 
immer dringender eine Reform des Strafverfahrens, und 
dieſe wuchs bald zu einer ſolchen Macht heran, daß die, 
wenn auch noch ſo widerſtrebenden deutſchen Regierungen 
ſich nach und nach den Anforderungen der Zeit und des 
Rechts Hätten fügen muͤſſen; ja es fehlte bereits nicht an 
Aofchlagszahlungen, ald Vorläufer diefer Stimmung. 
Allein man glaubte ſchon Alles mit den Prinzipen der An: 
Magefchaft, der Deffentlichfeit und der Muͤndlichkeit des 
Strafverfahren gewonnen zu haben, und nur Wenige gab 
e8, welche ſich damit nicht begnügen mochten, fondern 
zugleih Schwurgerichte verlangten, als die Spige der 
Reform, an welche fi) Anflagefchaft und öffentlich mind: 
liches Verfahren nur als Kolge Fnüpften. Da indef weder 
die philofophifchen, noch die vechtlihen Grunde, durch 
welche man die Jury als eine Rechtsnothmwendig: 
Felt zu bebuciven fuchte, überzeugten, und die Volks⸗ 


der englifchen und der franzöjifchen Jury. 869 


gerichtsbarkeit, als politifche Einrichtung betrachtet, 
viel Bedenfliches hatte, fo war die Zahl dee Gegner der 
Jury in Deutfchland überwiegend größer als die ihrer 
wenn auch noch fo warmen und lebhaften Vertheidiger. 
Gleichwohl ftanden in zwei deutichen Staaten, welche 
zulegt in der Reform des Strafverfahrens am weiteften 
vorgefchritten waren, die Gefhmwornen nahe bevor, 
man möchte faft fagen, bereits an der Schwelle, und von 
diefen Staaten aus hätten fie ſich nothwendig, wenn auch 
nur allmählig und unter Ueberwindung vieler Schwierig: 
feiten, über gang Deutſchland verbreiten muͤſſen. Mit 
gerechtem Stolz darf der Deutfche auf diefe beiden Staa: 
ten, namlich das Großherzogthum Baden und das Kö- 
nigreih Preußen, blicken, deren durchgreifende Refor- 
men auf dem Gebiete des Strafprocefles um fo größere 
Anerkennung verdienen, je mehr in den übrigen deutfchen 
Staaten die Regierungen hinter den Anforderungen der 
Zeit und des Rechts zurüefgeblieben waren, ja mit un: 
glaublicher Zahigfeit noch an dem Alten fefthielten, weil 
der geheime fchriftliche Inquiſitionsproeceß fo teelich den 
Zwecken des Polizeiftaats diente 1). Die Badifche Str. 
Pr. D. vom J. 1845 war die erfte in Deutſchland, welche 
die Prinzipe der Anklageſchaft, der Deffentlihfeit und der 
Muͤndlichkeit des Verfahrens fanctionirte, aber noch ohne 
Geſchworne, und eben deshalb mit einer theilweife fehr 
Fünftlihen Beweistheorie ). Wir fagen: eben deshalb. 
Denn wenn gleich in andern Staaten, 3. D. inden Nie 
derlanden und in Neapel, two jene Prinzipe laͤngſt in Wirk: 
pamkeit beftehen, es den Gerichten geftattet ift, unabhaͤn⸗ 








1) Hr. v. Könnerig in Sachfen, Hr. v. Priefer in Würts 
temberg und Hr. Scheffer in Kurheſſen bilden in diefer Bes 
ziehung ein denfwürdiges Trio. 


2) Brauer in deflen und Jagemann's Beiträgen zum Badis 
fhen Strafrecht und Strafproceß, BI. L Nr. 1. 
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‚gig von allen Beweisfefleln , alfo gleich den Geſchwornen, 
nur nach ihrer Ueberzeugung zu richten, fo waren doch Die 
damaligen Verhaͤltniſſe in Deutfchland nicht von der Art, 
um ein Gleiches zu wagen, meil die politifchen Procefle Der 
Neuzeit und die damit in Berbindung ftehenden directen 
und indirecten Eingriffe der Regierungen, und felbft des 
Bundestags, in die verfaffungsmäßige Unabhängigfeit der 
Gerichte *) das Vertrauen zu der Strafjuftiz tief erfchüt- 
tert hatten, und an eine Abänderung der deutfchen Ber- 
faffungen, durch welche jenem Unmefen für die Zukunft 
ein Ziel gefegt werden Fönnte *), nicht zu denfen war. 
Unter diefen Umftänden mußte felbft die Badiſche Regie⸗ 
rung Anftand nehmen, den Gerichten eine zu große Gewalt 
einzuräumen, und noch teniger fonnte die Abgeordneten: 
kammer geneigt feyn, ihre Zuftimmung zu einer Eman- 
cipation der Gerichte von jeder gefeglichen Beweistheorie 
zu geben. Namentlich übte der damals in erfter Inſtanz 
fo monftrös entfchiedene Jordan'ſche Proceß einen unver: 
fennbaren Einfluß auf den Gang der Verhandlungen und 
die gefaßten Befchlüffe aus. Und doch mußte man ſich 
faft allgemein befennen, daß folche Beweisfeſſeln, wie fie 
noch die Badifche Str. Pr. O. aufftelle, die höchfte Uns 
natur ſeyen. 

Dies veranlaßte die K. Preugifche Verordnung vom 
17, $uli 1846, noch einen Schritt weiter zu gehen, indem 


3) Zeitſchr. für Strafproce$ von Jagemann, Nölner und 
Zemme, Jahrg. 1847 ©. 42 fy. Die Merhandlungen der 


Bundesverfammlung von den geheimen Wiener Minifterial= . 


Gonferenzen bis zum 3. 1845, aus den Protocollen des deuts- 
fehen Bundes. Heidelberg 1848 ©. 162 fg. (Die Wirkfams 
keit der Sentralbehörde v. J. 1833 bis 1842.) 


4) Seht beftimmen die deutfchen Grundrechte $. 44 Abf. 3: „Kein 
Richter darf wider feinen Willen, außer durch gerichts 
lichen Befchluß in den durch das Geſetz beftimmten Fällen und 
Hormen, zu einer andern Gtelle verfegt oder in 
Ruheſtand geſetzt werden.” 
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fie der Anklageſchaft und dem öffentlich: mündlichen Ver: 
fahren in Steaffachen noch die Befreiung der Gerichte von 
aller und jeder gefeglichen Beweistheorie hinzufuͤgte, was 
eine um fo außerordentlihere Neuerung war, ale die bie 
dahin in Wirkſamkeit beſtandene Preußiſche Criminalordnung 
vom. 11. Decbr. 1805 den Richtern die unnatuͤrlichſten 
Beweisfeſſeln anlegte, und ſeitdem — alſo binnen 40 Jah⸗ 
ven — Alles beim Alten geblieben war. Zman hatte 
ſchon die gemeinrechtliche Pragis nach und nach, nament⸗ 
lich feit den kegten Decennien, den Weg der Sebb ſt⸗ 
ewancipicung von. der engherzigen, laͤngſt ihrer 
Erundlage beraubten Beweistheorie der Peinlichen Ges 
richtsordnung v. %..1532 (Art. 22) eingefchlagen. Allein 
ka: deu meiften deutfchen Staaten, wo noch der f. g. ges 
meinrechtliche Strafproceß befand, trat ſehr bald die Ges 
feggebung. durch befpndere Vorfchriften über den Anzeigen s 
und den zufammengeſetzten Beweis in das Mitte, und von 
nun an wurden der freien. Ueberzeugung des Richters die 
mannigfachſten theils formellen theils materiellen Schtans 
Een gefegt, mie die belehrende Zufammenfellung. von 
Bauer °) aus mehr denn 12 Gefegen und Entwürfen 
diefee Ant ergiebt. Selbſt die Württembergifche Strafpros 
cegordnung vom Jahre 1843 wagte es nicht hier, und 
noch. weniger auf dem Gebiete des directen Beweifes, die 
‚eichterliche Ueberzeugung freizugeben ©), und zuletzt betrat 
auch die Badifhe Str. Pr. D. vom. J. 1845 die gleiche 
Bahn, nämlich für den directen. und Indirecten Beiveis 
en Bemweisminimum aufzuftellen „ alfo nur innerhalb 
deſſelben Die Ueberzeugung des Richters von deu Schuld 
oder Nichtfchuld des Angefchuldigten freizugeben. Die: 


5) In deffen Athandt. über Strafrecht und Strafproceh, Ih. 3 
S.. 229 fg. 


6) Zeitſchrift für Strafprowß, Jahrg. 1846 ©. 262 fg. 
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femnah war die K. Preufifche Verordn. vom 17. Juli 
1846 das erfte Geſetz in Deutfchland, welches die 
Eriminalgerichte von allen Banden einer legalen Beweis⸗ 
theorie befreiete, und fie lediglich an ihre aus den muͤnd⸗ 
lihen Verhandlungen gefchöpfte Ueberzeugung verwies. 
Allein man weiß auch, mit welchem Mißtrauen diefe Erwei⸗ 
terung der Gewalt ftändiger Richter aufgenommen wurde, 
und mie fich bald die Regierung felbft Fein Hehl daraus 
machen fonnte, daß diefer Neuerung bald auch die Ges 
ſchwornen nachfolgen müßten. Hatten fich diefe doch in 
den preugifhen Rheinprovinze vollfommen be⸗ 
währt, als daß es möglich geweſen wäre, für die uͤbri⸗ 
gen Provinzen des Königreich8 länger auf halbem Wege 
ftehen zu bleiben! Auch in Baden fam man, zumal nad 
einem folchen Borgange, fehr bald zu der Einficht, daß der 
neuen, fonft fo trefflichen Proceßordnung die Spige, nam: 
lich die Jury, fehle, womit dann von felbft die unnatür: 
liche Feffelung des Richters an eine erfünftelte Beweistheo: 
vie binmegfalle Bereits hatte auch die Großh. Badifche 
Megierung ihre Zuftimmung zu Diefer feßten Reform 
gegeben, als das, mas für Baden und Preußen nahe be 
porftand, zum allgemeinen Gut aller Deutfchen mer: 
den follte. 

Somit war allerdings für die Einführung von Ge⸗ 
ſchwornen legislativ Manches in Deutfchland vorbereitet. 
Ob aber darum das Volk in Baden und Preußen beffer 
vorbereitet ſeyn werde, die ihm als Geſchwornen obliegenden 
Pflichten treu, gewiffenhaft und verftändig zu erfüllen, als in 
andern deutfchen Staaten, wo das Schwurgericht noch In 
fernſter Ausficht ftand, dürfte zu bezweifeln feyn. Denn 
das wird Niemand läugnen Fönnen, daß in Folge der bie: 
herigen öffentlichen Zuftände dem deutfchen Volk nicht ein- 
mal die Möglichkeit gegeben war, ſich politifh und 
rechtlich für den Dienft als Geſchworne auszubilden; mit: 
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hin muß es erft dazu reif werden. Erwaͤgt man zugleich, 
daß das deutfche Volk nicht einmal die ſchwere, mit Zeit s 
und Geldopfern verbundene Laft ahnet, die ihm burch dier 
fed Recht oder vielmehr ftaatsbürgerliche Pflicht auferlegt 
ift, fo wird allerdings der Geſetzgeber darauf bedacht feyn 
müffen, demfelben — wenigſtens für den Anfang — 
diefe Laft nicht allzu fühlbar zu machen, was ſich auch 
ohne legislative Erperimenticungen wohl ausführen läßt. 
Auf der andern Seite darf aber den Geſchwornen nichts 
erlafien werden, was zum Wefen eines Schwurgerichte 
gehört, wenn es anfangs auch noch fo hart hergehen und 
viele bittere Erfahrungen foften mag. Theils diefe Rück: 
ſicht, theils die in den deutfchen Rheinprovinzen über die 
franzöfifhe Juryverfaſſung gemachten Erfahrungen, end; 
lich die Erwägung, daß das englifhe Schmurgericht , ſei⸗ 
ner unverfennbaren Vorzüge ungeachtet , ein zu reines 
Blatt aus der Geſchichte des englifchen Staats⸗ und 
Volkslebens fey, als das es ohne Weiteres auf deutfchen 
Grund und Boden verpflanzt werden koͤnnte — dieſe 
Ruͤckſichten Haben , wie die zahlreichen deutfchen Geſetze 
und Entwürfe über das Schwurgericht ergeben, überall 
dee franzoͤſiſchen Einrihtung den Vorzug vor der 
englifhen verfchaftt. Zwar war man nicht gerade 
nothrendig auf diefe Alternative befchränft, fondern man 
fonnte entweder eine ſpezifiſch deutſche, d. h. dem 
Bolfscharafter und den Bedürfniffen des deutfchen Vater: 
landes entfprechende Jury fehaffen 7), oder aus dem eng- 
lifchen Verfahren möglichft viel in das frangöfiiche 
binübernehmen, um dieſes aus feiner eignen Quelle zu 
verbeffern 8). Allein fo anziehend auch diefe Vorfchläge 

7) Probſt, Zur Wiedergeburt des Strafrechts, Eßlingen 1848; 


8) Elben, Zur Einführung der Schwurgerichte in Deutfchland, 
Stuttg. 1848, und in Sarwey's Monatsfchrift für bie 
Württ. Juſtizpflege, Bd.XV. Supplem. iu Abth. BG. - x. 
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ſeyn moͤgen, ſo bedenklich waͤre es doch bei einer, ſo tief 
in das. bürgerliche Leben eingreifenden Umänderung des 
Strafverfahrens, den Boden der Erfahrung zu ver⸗ 

— —66, dadurch der Gefahr kegietativer Exrperi⸗ 
mentirungen auszuſetzen. Dazu fommt noch, daß je ftrens 
ger ſich die deurfchen Partifulargefeggebungen an ihre Vor⸗ 
bitd haften, um fo eher eine gemeinfame Geſetzgebung 
für ganz Deutfchland erzielt werden kann 9). 

Deſſen ungeachtet bietet die Vergleichung der engfi- 
ſchen mit der franzöfifben Jury, überhaupt der beiderfeis 
tigen Gerichtsorganifationen im Strafſachen, , viele für die 
Wiſſenſchaft wie für die Praxis intereffante und befehrende 
Seiten dar. Iſt doch die engtifehe Einrichtung auch für 
uns, wenn gleich nur mittelbar, die Duelle, woraus 
unf.re neuen Schöpfungen hervorgegangen find, und zu 
welcher wir — heffentlid — fünftig einmal zuruͤckkeh⸗ 
ten werden! 

Die Hauptmomente diefer Vergleichung zwiſchen bei- 
den Rechten dürften folgende feyn: 

1) die verfchiedene Drganifation und Competenz der 

Strafbehörden; 

2) die einfache und die doppelte Fury; 

3) die verfchiedene Wahl der Geſchwornen; 
* 4) die Verſchiedenheit des Flägerifchen Subjects; 
5) die verfchiedene Durchführung des Anklageprinzips; 
6) der Umfang der Deffenttichfeit und Mündlichfeit des 
Verfahrens; 

7) die verſchiedene Stellung des vorſitzenden Richters; 
endlich 

8) die Urtheifsfälfung. 





--9) Nur follte man dann an der zweiten Hälfte der franzäfie 
, fhen Einrichtung, der Polizei=z und der Zuchtpolizeigerichts> 
Wbarkeit, wicht fo viel erperimentiren. 
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$. 1. 


Die verfhiedene Drganifation der Strafbe: 
börden und deren Competenz. 


An England 9) gilt zwar als Regel, daß alle 
Verbrechen und Vergehen der Beurthellung einer Jury 
unterliegen. Gleichwohl laffen ſich auch nach englifchem 
Rechte je nah Berfchicdenheit der competenten Strafbe: 
hörde, und zugleich des Verfahrens, verfchiedene Arten 
ſtrafbarer Handlungen unterfcheiden,, nämlich: 


1) Sinanzvergehen, indem Webertretungen der Be: 
fege über Zölle und andere Kroneinfünfte von den höhe: 
ren Bermwaltungsftellen auf fummarifhem Wege, d. h. 


ohne Beiziehung von Geſchwornen, unterfucht und bes 
ftraft werden. 


2) Polizeiübertretungen, melde von den Fries 
densrichtern der Graffchaft als Einzelbeamte , alſo 
gleichfalls ſummariſch abgeruͤgt werden. 

3) Leichtere Verbrechen, welche von eben dieſer 
Behörde, aber als Gerichtscollegium 1), unterſucht und 
beftraft werden, und zwar a) theild unter Zuzichung 
einer Anklage- und Urtheilgjury, in den regelmäßigen 
Duartalfigungen (general quarter sessions); theils 
b) ohne Jury, alfo wiederum fummarifh, in den 
petty sessions. Endlich 

4) ſchwere Verbrechen, welche von den Affifen in 
halbjährlihen Eigungen entfchieden werden. Indeß ift 
das Verhaͤltniß der Affifen zu der friedensrichterlichen 


1 Bol. Küllimanı über die englifchen Strafrechtöpfiege 
0.2 fa. © .41 fg. Mittermaier Strafverfahren Ih. 1 


n In jeder Sraffchaft werden je nach dem Bedürfniß mehrere 
Erietensrichter don der Krone beftellt. 
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Jury weder durch Geſetze noch durch die Praxis genuͤ⸗ 

gend feſtgeſtellt. Wir muͤſſen daher dieſen Punkt etwas 

naͤher ins Auge faſſen. . | 
In England befteht die Einrichtung, daß die drei oberften 
Gerichtshoͤfe in Weftminfter, nämlich kings (jet queens) 
bench für Eriminalfachen, court of common pleas für 
Civilſachen, und court of exchequer für Finanzſachen, 
deren Mitglieder in gewiſſen Beziehungen auch Ein Gericht 
bilden 12), zweimal jährlich je zwei ihrer Mitglieder in die 
fechs Grafſchaften Englande fenden, um dort als Richter 
(Magiftrat) die halbjährlichen Aflifen einzuleiten und den 
Vorfig über diefelben zu führen Mur in der fecheten 
Graffchaft, Middleſer, worin London liegt, fönnen dem 
dortigen Central: Criminalhof (central criminal court) 
auch andere Perfonen, nämlich der Lord: Mayor von 
London, die Stadtoorfteher (aldermen) und der oberfte 
ſtaͤdtiſche Juſtizbeamte (recorder) als Affifenrichter vors 
ſtehen 1°). Diefe wandernden Richter hat man fich gleich: 
fam als Commiffäre der kings bench zu denfen, vor 
welcher, als dem oberften Eriminalhof (alſo in der Haupt⸗ 
ftadt), die Sache eigentlich verhandelt merden follte, 
Eben fo find für alle Civifftreitigfeiten von einigem Belang 
die beiden andern oberften Gerichtshoͤfe ausfchließtich zus 
ftändig. Diefe aber übertragen, wenn .unter den Par: 
teien Streit über thatfächliche Verhältniffe entfteht, die 
Entfcheidung darüber einer Civitjury in derjenigen Graf: 
ſchaft, aus welcher der Proceß herrührt, und fegen dann 
das Verfahren fort. Aehnlich verfährt die kings bench, 
nur daß fie die Ausfällung auch des Endurtheils den 
Affifen überläßt. 


12) 8. B. Mühry in Jagemann's Gerichtsfaal Bd. J. Heft 2 
@. 141 fg. 


13) Diefer Gerichtshof wurde .erft im 3. 1834 in London einges 
führe, und hält monatlich feine Sitzungen. 
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Aber auch den Friedensrichtern der Grafſchaft, ale 
collegialiſch organiſirten Gerichten, fteht nach den engli⸗ 
ſchen Geſetzen das Recht zu, unter Beziehung einer Ans 
Plage: und einer Urtheilsjury, Verbrechen aller Act, aus⸗ 
genommen Hochverrath, Meineid und Zälfchung, zu uns 
terfuchen und zu beurtheilen. Dies geſchieht in den ers 
mwähnten Quartalfigungen, welche von zwei oder mehreren 
Sriedensrichtern abgehalten werden, und zwar im Wefents 
lichen übereinftimmend mit dem bei den Affifen beftehenden 
Verfahren. Das Verhältnig zroifchen diefen beiden Arten 
von Schwurgerichten hat fich zwar im Allgemeinen durch 
die Praris dahin feftgeftellt, daß die Friedensrichterliche 
Jury ſich gemöhnlidd mit leichteren Verbrechen befaßt 
und die fehwereren für die Affifen aufbehält. Allein es 
liegt in dee Natur der Sache (mas auch die Verzeichniffe 
der abgeurtheilten Verbrechen ergeben), daß diefe Gränze 
feine feft beftimmte ſeyn fann. Nur bei den drei genanns 
ten Verbrechensarten fteht die ausfchliegliche Competenz 
der Affifen feſt; im Uebrigen iſt oder kann fie eine blos 
concurrente feyn. , 

Berfchieden von diefer Thätigfeit der Kriedensrichter 
ift das fummarifche Verfahren (summary conviction) 
vor demfelben als Cinzelrichter über gewifle Vergehen, 
weiches ald Ausnahme von der Regel nur in den gefeblich 
beftimmten Fällen ftatt findet, jedoch mit dem unverfenns 
baren Streben der neueren Gefege theild zu Erleichterung 
dee Jury, theils zur Befchleunigung der Sache, diefem 
fummarifchen Berfahren immer mehr Handlungen zuzuwei⸗ 
fen, fo daß ſchon Hin und wieder Stimmen über den Abs 
bruch, welcher dadurch der Jury (Volksgerichtsbarkeit) 
geſchehe, vernommen werden. Es gehoͤren dahin z. B. 
kleine Diebſtaͤhle, Eigenthumsbeſchaͤdigungen, Gewalt⸗ 
thaͤtigkeiten ꝛc,, welche mit Gefaͤngniß bis zur 3 Monaten, 
bei Ruͤckfaͤllen bis zu einem Jahr (auch in Verbindung, mL 
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koͤrperlicher Zuͤchtigung), oder mit Geldſtrafe belegt wer⸗ 
den koͤnnen. Doch beſtehen keine allgemeine Regeln weder 
hieruͤber, noch uͤber das Verfahren, ſondern beides wird 
durch jedes einzelne Geſetz beſonders beſtimmt 1). Bon 
ſolchen Strafurtheilen fann an das friedensrichterliche 
Schwurgericht appellict werden; denn hier ift e8 der Frie⸗ 
densrichter allein, welcher über die Frage der Schuld und 
der Strafe (That: und Rechtsfrage) zugleich entfcheidet. 
Doch koͤnnen auch zwei Kriedensrichter gemeinfchaftlich 
diefe Strafgewalt ausüben, und zu gemwiffen Strafen, 
3. B. koͤrperlicher Züchtigung als Acceſſitſtrafe zum Ge: 
faͤngniß, werden immer zwei erfordert. 

Hiernach giebt ed in England Verwaltungsbe: 
hörden, welche über Sinanzvergehen, Friedens rich⸗ 
ter, welche als Einzelrichter theils über Polizeiuͤbertre⸗ 
tungen, theil® fummarifch über gewiſſe Vergehen, endlich 
mei Arten von Schwurgerichten, melche über 
Verbrechen und Vergehen entfcheiden, nämlich die Aſſi⸗ 
fen in Halbjährlichen, und die Sriedensrichter 
in vierteljährlichen Sitzungen. 

Kür Sranfreich war diefe Gerichtsorganifation 
allerdings nicht brauchbar. Aber es hielt ſchwer, an die 
Stelle derfelben etwas Beſſeres zu ſetzen. Wenigſtens 
wurde in raſch auf einander folgenden Gefegen die faum 
ins Leben gerufene neue Gerichtsorganifation ſtets aufs 
Neue abgeändert, was freilich ſich daraus erflärt, daß 
diefe Reformen in vier verfchiedenen Perioden, nämlich die 
dee Rationalverfammlung und EConventregierung, des Di: 
reetoriums, der Konfularregierung, und der Kaiferzeit 
fallen 1°). Allein wenn auf diefe Weife das (formelle und. 
materielle) Recht zu abhängig von der politifchen Berfafs 


14) Rüttimann a. a. D. ©. 102 fg. 
15) Daniels, Grundſätze des rheinifchen und franz. GStrafvers 
fahrens, 1849 €. 23 fg. 
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fung des Staatd gemacht wird, fo geht es undenmidlich 
dei jedem neuen Verfaffungswechfel einer obermeligen 
Reform entgegen , und verliert dadurch den ehrwuüͤrdigen 
Charakter der Stabilität, welche allein Achtung vor Gefeg 
und Obrigkeit begrimden Fan. Das Recht wird dann nur 
als eine politifche Echöpfung angefehen, — und, dar 
Hin iſt es bereits in Frankreich gekommen! Um fo iehrrei⸗ 
cher wird die folgende Darftellung für uns Deutfche ſeyn. 

Nach dem Gefeg vom 21. Zuli 1791 und dem &efeg 
über das Strafverfahren vom 16 — 29. Septb. 1791, durch 
welches die Jury in Frankreich eingeführt wurde, zerßel 
die Strafgerichtsbarfeit in die peinliche und die. Polir 
zeigerichtsbarkeit. Erſtere befchränfte ſich auf dies 
jenigen Kalle, welche nach Dem Code penal vom 6. Okt. 
1791 mit den fehwerften Strafen (peines afflictives et 
infamantes) bedroht, und einer Anflage- und Urtheilgr 
jury zugemwiefen waren. Die übrigen ftrafbaren Hands 
lungen fielen der Polizeigerichtsbarkeit zu, welche nicht, 
wie nach dem gegenwärtigen Rechte je nach der Art und 
dem Maafe der Strafen, fondern je nach dem Zwoeck Deps 
felben in die Drtspolizeigerihtsbarleit (police 
municipale) und die Correctionsgerichtsbarfeit 
(police correctionelle) zerfiel. Jene bezwechte die Yufrecht; 
Haltung der Drdnung und Öffentliden Ruhe in den Ortsge⸗ 
gemeinden, und die dagegen gerichteten. Uebertretungen 
konnten mit Geldftrafe, in gewiſſen Hallen bie zu 500 Stans 
fen, und mit einfachem Gefängniß geahndet werden, Das 
Bericht beftand aus 3Z— 5 Mitgliedern des, is 
meinderaths. Die correctionelle Gerichtsbarfeit ers 
ſtreckte fih dagegen auf die nicht peinlichen Faͤlle, welche 
der allgemeinen Rechtsficherheit wegen und als verbrecheri: 
fche Neigungen fördernd, mit Strafe bedroht waren, die 
bis auf 4 Jahre Strafbarfeit und Geldbußen bie zu 
10,000 Franken fi erſtrecken konnte. Die dazu gehirk- 
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gen Handlungen waren unter fuͤnf Kapitel, naͤmlich: Un⸗ 
ſittlichkeiten, oͤffentliche Stoͤrung des Cultus, grobe Be⸗ 
leidigungen, Stoͤrungen der Sicherheit und Ruhe, und 
Eigenthumsverletzungen gebracht. Die Unterſuchung uͤber 
dieſe Vergehen hatte der Frieden srichter, als Beam⸗ 
ter der Sicherheitspolizei, zu fuͤhren, und dieſer entſchied 
zugleich mit zwei Beiſitzern aus den Gerichts— 
eingefeffenen (prud’hommes assesseurs) über dies 
ſelben 18). Doc Fonnten, wenn mehrere Sriedensrichter 
an einem Orte waren, diefe auch ohne Gerichtsbeiſitzer 
über folche Vergehen entfcheiden; dann aber mufiten es 
jedenfall drei feyn. Dieſe Friedensrichter mit ihren Bei⸗ 
figern übten zugleich in allen bürgerlichen Gtreitig- 
keiten das Suͤhneamt, und hatten außerdem eine geringe 
&ompetenz in Civilſachen. Gegen ihre Urtheile in Straf: 
und Civilſachen Fonnte an das Kreisgeriht appellirt 
werden. Die Kreisgerichte (tribunaux de district) 
bildeten das ordentliche Eivilgericht erfter, und 
da es feine Appellationsgerichte mehr gab, zugleich zweiter 
Inſtanz, und beftanden aus 6 vom Volk auf gewiſſe 
Zeit gewählten, vom König beftallten Richtern (Geſetz vom 
16 — 24. Yuguft 1790), von deren Ausfprud an eines 
der benachbarten fieben Kreisgerichte appellivt werden 
fonnte. Jede der Parteien durfte drei vecufiren, und. 
dann bildete das noch uͤbrigbleibende fiebente die Appella⸗ 
tionsbehörde. Zugleich verfah bei jedem Kreisgericht ab⸗ 
wechſelnd alle Halbe Jahre ein Mitglied das Amt eines 
(Unterfuchungsrichters und) Directors der Anflages 


16) Auch In Württemberg wurde das Inſtitut der Gerichtebeis 
figer im 3. 1818 eingeführt, hat ſich aber in der Erfahrung 
durchaus nicht bewährt. (Zeitſchrift für Etrafproceh, Jahrg. 
1846 ©. 403 fg.) Gleichwohl will der neue Entwurf über Die 
Drganifation der Gerichte (1848) diefe ſ. g. Volkerichter neben 
den Geſchwornen beibehalten! In Frankreich fchaffte man fie 

"im 3. 1802 wieder ab. 
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jury (directeur du jury), welche letztere aus acht Ges 
fhwornen beftand. Bon der Anflagejury fam dann die 
Sade an die Criminalgerichte des Departes 
ments als Urtheilsjury unter Mitwirkung von zmölf 
Geſchwornen. 


Dieſe Gerichtsorganiſation (ortspolizeiliche, cor⸗ 
rectionelle Gerichte, Jury) zeichnet ſich durch manche Ei⸗ 
genthuͤmlichkeiten aus. Zwar war die Jury, abweichend 
vom engliſchen Rechte, auf peinliche Faͤlle beſchraͤnkt; 
aber ſie beſtand doch als Anklage- und Urtheilsjury zu⸗ 
gleich, und im Uebrigen war für moͤglichſte Volks⸗ 
thuͤmlichkeit der Strafbehoͤrden, welche (mit alleini⸗ 
ger Ausnahme der Criminalgerichte der Departements) zu⸗ 
gleich die Civilgerichtsbarkeit auszuüben hatten 17), 
geforgt. Die Befeßung der Kreisgerichte mit vom Volk 
gewählten Richtern, die Belziehung von Gerichtsbeifigern 
(prud’hommes) zu den Friedensgeriten, und die den 
Municipalitäten eingeräumte nicht unbeträchtliche Straf: 
gemalt find fprechende Zeugniffe diefer Volksthuͤmlichkeit. 
Außerdem gab es Feine ftändige, fondern nur mwechfelnde 
Vorſtaͤnde ſowohl der Anklage- als der Urtheilsjury, und 
wurde die Gerichtsbarkeit ausfchließlich collegialifch ausge⸗ 
übt, weil man der Gewalt eines Einzelrichters mißtrauete. 
Ja man hegte felbft_Beforgnig vor ftehenden Appellationss 
gerichten, weil fich bei ihnen Teicht eine ftarre Praxis, 
felbft auf Koften der Gefege 1°), bilden koͤnnte. Dafür. bes 
ftellte man die verfchiedenen Kreisgerichte unter einander 


17) Zu diefem Prinzip kehrte man nah mannigfachem Wechfel 
fchlieglich doc, wieder zurüd. Daher kann neben der Staates 
behörde auch die Civilpartei Cder Verletzte) bei allen 
Strafbehörden ihr Recht (Entſchädigungsanſpruch) gegen den 
Befchuldigten verfolgen. 


18) Hier tritt jetzt die Staatsbehsrde y das mittel, Bol. 
Jagemann's Gerichtsfaal, Eh. 1. Heft 3. ©. 1 
Archiv d. Er. NR. 1849. 111. ©t. 3 q 
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zu Appellationsbehörden, was. zugleich den Vortheil ae: 
mwährte, den Parteien ein fehr ausgedehntes Recuſations⸗ 
recht zu geben. 

Indeß erfolgten febon durch das Gefe vom 5 Fructi: 
dor III (22 Auguft 1795) und den neuen Code des de- 
lits et des peines) vom 3 Brümare III (25 Dct. 1795) 
bedeutende Abänderungen dieſer Gerichtsorganiſation. 
Namentlich : 

1) wurde die Civil» und die Strafgerichtöbarfeit jest 
verfchiedenen Behörden zugemwiefen, wovon nur die 
Friedensrichter Hinfichtlih der Ihnen zuftehenden bes 
ſchraͤnkten Civilgerichtsbarkeit eine Ausnahme bildeten. 
Demgemäß wurden 

2) für die correctionelle Gerichtsbarkeit in jedem Depar: 
tement drei bis fehs befondere Zuchtpolizei— 
gerichte (tribunaux de police correctionelle) er: 
richtet , beftehend aus einem halbjährlich abgeordneten 
Praͤſidenten des Eivilgerichts erfter Inſtanz, welcher zu: 
gleich Director der Anflagejury (directcur du jury) 
war, und aus zwei SF riedensrihtern oder frie 
densgerichtlichen Beiſitzern des Orts (prud’ hommes as- 
sesseurs). Die Berufung von diefen Urtheilen ging 
an das Eriminalgericht des Departements. Sodann 

3) wurde den Municipalitäten die früher verlie— 
hene Polizeigerichtsbarfeit völlig wieder entzogen, und 
dafür auf die Sriedensrichter, aber ohne Berus 
fung von ihren Urtheilen an eine höhere Inſtanz, über: 
tragen. Man hatte nämlich fich inzwifchen durch Erz 
fahrung überzeugt, daß die gefeggebende Verfammlung 
den Municipalitäten eine ihre Kräfte überfteigende Ver: 
bindlichfeit auferlegt Hatte. Endlich 

4) wurden die ftrafbaren Handlungen (Polizeihbertretun: 
gen, Vergehen und Verbrechen) lediglich nach der Art 
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und dem Maaße der für fie angedrohten Strafen 
unterfchieden. Die den Sriedensrichtern, als Polizei: 
gerichten 19), zugewieſenen Polizeiübertretungen reichten 
aber jegt nicht weiter als Geldbußen bis zum Werth 
eines dreitägigen Taglohns oder dreitägige Gefängniß- 
ſtrafe, und für die Abgraͤnzung von Verbrechen und 
Vergehen war im neuen Code theifweife ein anderes 
Strafenfyftem aufgeftellt worden. 


Auch diefe Gerichtsorganifation wurde durch das Gefek 
vom 27 Bentofe VII (18 März 1800) weſentlich abgean: 
dert. Hiernach erhielten: 


1) die Zuchtpolizeigerichte eine andere Einrichtung, 
indem der periodifche Wechfel in dem Borfige derſel⸗ 
ben 9) und die Vereinigung des Friedensrichters als 
Polizeirichters (für Polizeiuͤbertretungen) und Beifigere 
bei den Zuchtpolizeigerichten (für Vergehen) für un⸗ 
angemeffen gehalten wurde, Statt deflen erhielten 
diefe Gerichte befondere Richter, und wurden 
zugleich als Tribunale erſter Inſtanz fuͤr Civilſachen 
beſtellt. Sodann 


2) wurden jetzt Appellationsgerichte, als Be⸗ 
hoͤrden zweiter Inſtanz, aber nur fuͤr Civilſachen, 
beſtellt, indem die Criminalgerichte der Departements 
nach wie vor die Berufungsbehoͤrde von zuchtpolizei⸗ 
lichen Urtheilen bildeten. Doch wurden 

3) jegt auch diefe Criminalgerichte, welche unter 
Zuziehung von Urtheilgefepwornen über Verbrechen zu 
eichten hatten, anders organifirt, indem fie, ftatt der 
aus den Civilgerichten periodifch wechfelnden Mitglieder 


19) Unter Mitwirkung von Gerichtsbeifigern, wie fchon bisher. 
20) Zugleich als Director der Anklagejury. 


Cr? 
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s und Vorftände, von Staats wegen ſtaͤndige Richter 
erzielten. Endlich 
- 4) wurde duch das Gefe vom 29 Ventofe IX (20 Mär; 
1802) das Inſtitut der vechtsunfundigen Beifiger 
der Friedensgerichte (prud’ hommes assesseurs) abge: 
fhafft, wodurch der Kriedensrichter nunmehr zum 
Einzelrichter wurde, was bei der geringen Com: 
petenz deffen, welche nur bis zu 3 Tagen Gefaͤngniß 
reichte, unbedenklich ſchien. Diefe unbedeutende Com⸗ 
petenz war auch die Urfache, meshalb Feine Berufung 
von ihren Urtheilen an das Zuchtpodigeigericht zugelaflen 
wurde. 
Somit waren, abgefehen von der Anflage: und der Ur: 
theilsjury, aus der Franzöfifchen Gerichtsverfaffung nach 
und nach alle bisherigen volEsthämtichen Elemen: 
te, die freilich auch für eine geordnete und Fräftige 
Strafrechtspflege nicht berechnet waren, völlig verfehrmuns 
den. Noch weiter gingen die fpäteren Gefege, indem fie 
auch die Anflagejury aufhoben, und zugleih dem mini- 
stere public (der Staatsbehörde, Staatsantwaltfchaft) 
eine fehr bedrohliche Stellung einraumten. Dies führt 
ung jest zu den Napoleonifhen Schöpfungen oder 
Reformen, die durch den Code dinstruction criminelle 
vom %. 1808, den Code penal vom J. 1810, und duch 
das Gefeß über die Gerichtäorganifation vom 20 April 
4810 in Verbindung mit den Faiferlichen Decreten vom 
6 Juli und 18 Auguft 1810, erfolgten. Dieſe Geſetze 
führten 
1) das Prinzip der Vereinigung der Civil- und der 
Strafrechtöpflege bei allen Gerichten dur. Damit 
fielen die bisherigen (ausfchlieglichen) Eriminafgerichte 
der Departemente weg, und an ihrer Statt wurden 
die Appellationsgerichte, jest Appelhöfe (cours 
d’appel) genannt, als Berufungsbehörden gegen 
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zuchtpoligeifiche Urtheile, und afs Affifenhöfe (unter 
Mitwirfung einer Urtheilsjury) beftellt. 

2) Die Anflagejury murde aufgehoben, und au 
ihrer Statt traten die Rathsfammer (beim Tribunal 
erftee Inftanz) und die Anflagefammer (beim Appel: 
hof), alfo eine Doppeste Anflagebehörde von rechts⸗ 
gelehrten Richtern. 

3) Die Competenz der Friedensrichter als Polizei⸗ 
richter (Einzelnbeamte) wurde von 3 Tagen Gefaͤngniß 
auf fünf erweitert, und ftatt des Werth einer drei: 
tägigen Arbeit eine Geldftrafe bis zu 15 Franken ge 
ſetzt, weil fich der Arbeitswerth zu fehr nach den localen 
Berhältniffen richte, mithin die nämliche Handlung an 
dem einen Orte nur eine Polizeiübertretung fenn fönnte, 
die an einem andern Dit ein Vergehen (delit) wäre. 
Zugleich wurde bei Gefängnigftrafe, oder wenn die 
Geldſtrafe mehr ats 5 Franken beträgt, Berufung 
an das Zuchtpolizeigericht geftattet. 

4). Den Municipalbehdrden wurde ein Theil der 
früheren Polizeigerichtsbarkeit zurückgegeben, und zwar 
in dem Verhältniß zu den Gerichten der einfachen Poli: 
zei, daß die Maires der Gemeinden außer dem Haupt: 
cantonalorte 21) für gewiffe Polizeiuͤbertretungen 
(nämlich ganz einfacher Art) unter gemwiffer Voraus: 
fegungen (3. B. des Betretens auf der That) eine mit 
dem Kriedensrichter concurrente Polizeigerichtsbar: 
feit erhieften, die aber weter in Sranfreich noch in den 
deutfchen Rheinlanden zur Entwicelung gelangte, und 
zwar aus dem einfachen Grunde, weit in Dorfgemein: 
den, die doch die überwiegende Mehrzahl der Commu⸗ 


21) Als dem Sitze der einfachen Polizeigerichte, wo mishin den 
aerläteru eine ausfhlichlidhe Polizeigerichtebarfeit 
zuſteht 
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nen im Staate bilden, an eine Durchführung des öffent: 
lichen Anflageprinzips nicht zu denken iſt, und eben fo 
wenig eine Ausnahme von der Regel, d. h. die Beibe⸗ 
haltung des geheimen fchriftlichen Fnquifitionsproceffes 
für ſolche Fälle zugegeben werden kann 2). Gomit 
befteht in Frankreich und in den deutichen Rheinlanden 
die Polizeigerichtsbarkeit der Maires (Drtsvorfteber, 
Schultheißen, Bürgermeifter) zwar dem Gefege nach, 
nicht aber in der Wirklichkeit. Endlich 


5) 


wurden die Reffortvechältniffe in der Weiſe 


feſtgeſetzt, daß 


a) den Gerichten der einfachen Polizei, 


d. h. den Friedensrichtern ald Einzelvichtern, die im 
vierten Titel des Code penal mit Geldbuße bis zu 
15 Sranfen oder Gefängnig bis zu 5 Tagen bedroh⸗ 
ten Polizeiübertretungen (contraventions, 
contraventions de police) zugewiefen wurden; 


b) den Zuctpoflizeigerichten oder correctionel- 


len Gerichten die Vergehen (delits), d. h. die⸗ 
jenigen ftrafbaren Handlungen, welche gefeglich mit 
Correctionshaus von ſechs Tagen bis zu fünf (in 
Nückfällen bis zu zehn) Jahren, oder mit Geld: 
buße bis zu 15 Franken, oder mit zeitlihem Ber: 
fufte gemiffer politifcher , bürgerlicher und Familien⸗ 
rechte bedroht find; endlich 

c) den Affifen oder Affifenhöfen im meiteren Sinne 
die Verbrechen (crimes), d. h. alle im Code 
penal mit peinlicher und entehrender, oder nur mit 


22) In Deutfchland läßt man fich gleichwohl durch diefe Erfah: 
rungen nicht abhalten, diefe f. g. volksthümliche Einrichtung 
entweder neu einzuführen, oder wo fie ſchon beſtand, beizubes 
halten. Dies beabfichtigt 5. B. auch der neue Württembergis 
She Entwurf über die Organifation der Gerichte (1848). 
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entchrender Steafe bedrohte Handkungen, wobei 
alfo nicht die pocna in hypothesi, fondern in thesi 
entſcheidet. Zu jenen Strafen gehören: Todes: 
ſtrafe, Lebenslängliche oder zeitlihe Zwangsarbeit *), 
Deportation, Zuchthaus); zu diefen: Ausftellung 
an den Schandpfahl, Verbannung 7) und Verluft 
aller politifehen, bürgerlichen und Familienrechte 26). 
Hiernach kann man fagen: den Polizei und den. 
Zuchtpolizeigerichten fallen alle mit. nicht enteh- 
render Strafe, den Affifen die mit entehrenden 
Strafen bedrohten Handlungen. zu. und die cor⸗ 
tectionellen Strafen fangen da an, wo die pelizei: 
lihen dem Maafe nah aufhören Beide Prins 
zipe find gleich unrichtig. Erſteres pernetuirt das 
Infamieſyſtem, und letzteres beruht auf der unrich⸗ 
tigen Anficht, daß ein wenn auch noch) fo keichtes 
Bergehen (delit) immer ftrafbarer ſeyn müffe als 
eine Polizeinbertretung (contravention). Daß. da: 
gegen der Begriff und Umfang der Polizel- 
übertretung rein gehalten ife, und alle ftrafbare 
Handlungen, alſo auch bloße Polizeiüibertretungen, 
auöfchlieglich der Beurtheilung der Gerichte unter⸗ 
liegen, und vor diefen auf Anregung der Staats- 





23) Travaux forc&s à perpetuite, et & temps. 


24) Rechusion, Einfperrung in ein Zucht: oder Arbeitshaus, 
im Gegenfag der Einfperrung in ein Beflerungshaus (l’em- 
prisonnement & temps dans un lieu de correction) als 
Vergehens ftrafe. 


25) Die Berbannung (hannissement) {ft nur auf beſtimmte 
Zar, die Deportation hingegen als peinliche und enschrende 
Strafe auf Lebenszeit. 

26) Desradation civique, die zeitliche Entzichung disfer Rechte 
ift eine Vergehensſtrafe. Verſchieden davon ift der bürs 
gerlihe Tod (mort civile) als Folge dir Verurtheilung 
zu lebenslängücher Zwangsarbeit und zur Dipertation. Code 
penal Art, 18. 
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behoͤrde immer öffentlih mündlich verhan: 

delt werden, gehört zu den glänzenden Vorzügen der 

frangöfifchen Gefege vor dem deutſchen Rechte. 
Bon nun an brachte wiederum jeder politifche Verfaſ⸗ 
fungsmechfel neue Reformen in der Gerichtsorganifation ' 
Schon unter den Bourbonen,, dann Insbefondere unter der 
Drleans’schen Dynaſtie (nach der ſ. g. Julirevolution), und 
jegt endlich unter. der Republik (nach der jüngften f. 9. 
Sebruarrevolution) wurden die Gefege von 1808 und 1810 
in twefentlichen Beziehungen abgeändert, und auch diefe 
neuen und neueften Gefege warten nur auf einen Wechfel 
der Verfaſſung, um wiederum in deren Sinn und Geift 
abgeändert zu werden, Die wichtigften diefer Geſetze find 
von den Jahren 1827, 1831, 1832, 1835 und 1848, 
nämlich: 

1) das Gefeg über die Bildung des Gefchmornenge: 
tihts vom 2 Mai 1827, jest aufgehoben durch daS 
Gefeg vom 7 Auguft 1848, wovon fpäter die Rede 
feyn wird. 

2) die Gefege über die bei Urtheilen der Jury erforder: 
lihe Stimmenmehrheit, zuerſt vom 4 März 
1831, dann vom 9 Septb. 1835, hierauf vom 9 März 
1848 (Geſetz der prooiforifchen Regierung), und jegt 
endlih vom 18 October 1848. Auch hievon fann 
erft fpäter die Rede ſeyn. 

3) das Gefe vom 4 März 1831 über die Beſetzung 
des Affifenhofs, melches die Zahl der Mitglieder 
deffelben von fünf auf drei (mie bei den Zuchtpolizeis 
gerichten ) herabſetzte. in im Juli 1848 27) ver: 
Öffentlichter Gefegesenttwurf über die Gerichtdorganifas 
tion wollte fich nach englifchem Borbilde gar fchon mit 


27) Journal des döbats vom 9, 10 Juli. 
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Einem Richter als VBorftand der Jury begnügen, dem 
dann aber nicht die Entfcheidung über die Rechtsfrage 
(Etrafanwendung) zufommen follte, fondern über diefe 
follte auch die Jury, aber in einem abgefonderten Ur: 
theile, enticheiden 28). Diefes Project am indeß nicht 
zur Ausführung. Ä 


4) Durch die Charte von 1814 Art. 63 wurden nach 
dem Grundfage, daß Niemand feinem ordentlichen 
Richter entzogen werden dürfe, alle Napoleonifchen 
Ausnahmegerichte, nämlich der hohe Faiferliche 
Gerichtshof, die Prevotalgerichte der Douanen, und 
die ordentlichen und außerordentlichen Spezialgerichtss 
höfe aufgehoben, jedoch, vermöge der Clauſel des Art. 63, 
unter Ludwig XVIII die Prevotalgerichte retablirt. 
Auch diefe wurden indeß duch die Charte von 1830, 
welche in Art. 53 u. 54 alle und jede Ausnahmegerichte 
(tribunaux d’exception) und Eriminalcommiffionen 
aufhob, wieder befeitigt. Vorher hatte aber eben dieſe 
Charte im Art. 28 der Pairskammer (chambre 
des pairs) als Pairshof (cour des paires) alle polis . 
tifhen Verbrechen, nämlich Hochverrath} und Anz 
griffe auf die öffentliche Sicherheit, attentats a la su- 
rete de l’etat, zur ausfchlieglihen Unterfuchung und 
Beftrafung zugemiefen, zwar unter Verheißung einer 
näheren Seftftellung derfelben durch ein befonderes Ger 
fe (qui seront definis par la loi); allein ein ſolches 
Gefe erfolgte niht. ine zweite Ausnahme enthält 
Art. 29 derfelben Charte (vgl, mit Art. 34 der Charte 
von 1814), wonach der Pair nur duch den Pair ge: 
richtet werden fol, Mithin vertaufchte man nur 


23) Dernburg, Buch und Bedeutung der Schwurgerichte, 
Krantfurt 1848. ©. 1 
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die Ausnahmegerichte mit andern ®). Indeß giebt es 
auch Feine Paicsfammern und Pairshöfe mehr. Aber 
wer weiß wie fange ? 

5) Das Gefeß vom 9. Septb. 1835 (f. g. September: 
gefeß), welches für politifche oder Staatsverbrechen den 
Act. 28 der Charte weiter führte, das Ungehorfamsver: 
fahren verfchärfte, ſich ſchon mit einfacher Majori: 
tät der Jury (7 gegen 5 Stimmen) begnügte, und 
eine geheime fohriftliche Abftimmung der Ge: 
fhwornen einführte ?%. 

6) Das Geſetz vom 28 April 1832, melches den Ge: 
fhmwornen einen Einfluß aud auf die Rechtsfrage 
(Strafanwendung) einräumt , indem fie ihren Aus: 
ſpruch „fehuldig” durch den Zufag: „aber unter mil: 
dernden Amftänden (circonstances attenuantes)” 
modificiven dürfen, und dadurch den Affifenhof nöthis 
gen, unter die gefegliche Drohung berabzugehen, mit: 
hin eine außerordentliche (mildere) Strafe feftzufegen. 
Veranlaßt wurde diefes Gefeg durch die unerträglichen 
Mißbraͤuche, welche die franzöfifche Jury mit der Frei: 
fprehung Schuldiger trieb, was freilich durch den Titel 
der Allmacht (omnipotence) der Jury, oder gar eines 
frommen Meineids befchönigt wurde, aber für Frank: 
veich eine wahre Schmach war. Allerdings enthält der 





29) Frey, Frankreichs Civils und Criminalverfaffung, 1842 
©. 164 — 184. 


30) In dem gleichen Zahre wurden durch Kabinetsordre vom 
25 April 1839 in Rheinpreußen alle polttifhen Verbres 
ben und Vergehen der Competenz der rheinifchen Gerichte 
(Jury, BZuchtpolizeigerichte) entzogen, und Diefelben an das 
Kammergericht zu Berlin ald ausfchlieflichen Gerichtshof ge⸗ 
wiefen. Dies ift jedoch nicht nur durch die Verordn. vom 
15 Auguft 1848, bei Daniels a.a. D. ©. 271, wieder auf: 
gehoben, fondern Vie Befugnig der Sum auch auf politiiche 
Vergehen Cdelits) und nicht ausfchließend gegen Pıivatperfonen 
vsıubie Preßvergehen ausgedehnt worden. 


/ 
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Code penal, um der für Volfsrichter unentbehrlichen 
Einfachheit willen, manche fehneidende Beftimmungen, 
3. B. über Verfuch und Beihülfe, deoht zu häufig To⸗ 
desftrafe an, und ift überhaupt übertrieben ftreng; als 
lein im Wefentlichen fteht e8 darin mit den englifchen 
Strafgefegen nicht beſſer, und gleichwohl find Mißs 
bräuche der Art dort nicht leicht erlebt worden. Unter 
dem Yuftizminifterium Peyronnet murde fchon im 
J. 1824 der Verſuch gemacht, diefem oͤffentlichen 
Sfandal zu begegnen, und zwar dadurch, daß bei ges 
wiffen Berbrechen, welche in der öffentlihen Mei: 
nung ald maaßlos bedroht galten, dem Affifenhof 
das Recht gegeben wurde, wenn nach feiner rechtlichen 
Ueberzeugung circonstances attenuantes vorlägen, 
auf eine mildere Strafe zu erfennen. Allein dies zeigte 
fih in der Erfahrung fehr bald ald ungenügend, wes⸗ 
halb durch das Geſetz vom 28 April 1832 die circon- 
stances attenuantes generalifirt, und die Ents 
fcheidung über das Vorhandenſeyn derfelben (als That: 
frage) den Geſchwornen überlaffen wurde 3), 
Welcher Mißbräuche aber diefes außerordentliche, ſehr 
bald zur Regel gewordene Recht fähig fey, hat die 
Erfahrung zur Genüge gelehrt 3. Die Achtung 
vor dem Gefeg finft dadurch immer mehr herab, und 
das Volk gemöhnt fich leicht an den Gedanfen, daf es 
eine Höhere Macht als die doch von ihm felbft 3°) 


31) Braun, Hauptftüce des öffentlid mündlichen Strafverfahs 
tens, Leipzig 1845 ©. 95 Anm. , meint, daß diefes Geſetz nur 
im Verhäftniß zum Code vom 3. 1808 eine Neuerung zu nens 
eg fey; denn eigentlich finde es fich ſchon im Code vom 

. 1791. 


32) Man Iefe 3. B. nur die Beifpielfammlung in Rintel’s 
Beiträgen zur Würdigung der franzöfifhen Jury, Münfter 
1 . 


33) In conftitutionellen oder republifanifchen Staaten. 
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gegebenen Geſetze ſey. Sol diefen Uebelftänden in 
Deutichland wirffam begegnet werden, fo ftelle der Ge: 
feggeber eine gerechte, der öffentlichen Meinung ent: 
fprechende Strafgefeßgebung auf, und wenn auch dann 
noch ſolche Mißbräuche auftauchen, fo hat die deutfche 
Fury fich felbft gerichtet. 
Wie ehrmürdig nimmt fich nicht überhaupt dee altengfifche 
Bau der Jury gegenüber von diefen end= und maaßlofen 
Reformen und Erperimentirungen der franzöfifchen Geſetz⸗ 
gebung aus! Dort Stätigfelt, unter welcher allein wahre 
Achtung vor dem Gefeß und der Obrigkeit möglich ift; 
hier ein ewiger Wechfel in den Gefegen und obrigfeitlichen 
: Behörden, wodurch ihnen mehr der Charakter politifcher 
Schoͤpfungen als von Rechtsinftituten aufgeprägt wird. 
Dort wahre und volle Volfsgerichtöbarfeit, weil Die 
Schmwurgerichte, ald Anklage: und Urtheilsjury zugleich, 
die Regel für alle Verbrechen und Vergehen bilden; hier 
nur halbe oder weniger als halbe Volfsgerichtsbarfeit, 
weil die Mehrzahl der ftrafbaren Handlungen (nämlich alle 
Vergehen) der Fury entzogen ift, und diefe noch als Ur: 
theilsjury befteht. Ja nach Einführung des erblihen Koͤ⸗ 
nigreichs (1804) war fogar die Beibehaltung der Jury 
überhaupt in Krage geftellt, und wenig fehlte, fo wäre 
fie damals aufgehoben worden, indem das Urtheil der 
Männer vom Fach diefer Einrichtung nach vieljährigem Be: 
ftehen nichts weniger als günftig war. Namentlich Flagte 
man über ungebührliche Freifprechungen, wodurch der 
Berübung von Verbrechen ein gefährlicher Vorſchub gelei: 
ftet werde, uud tiber die Schwierigkeit der Zufammenbe: 
eufung von Geſchwornen, welche mehr Mühe als felbft 
eine Militatraushebung mache. Da indeg Andere der 
Meinung waren, daß diefen Uebelftänden durch eine beffere 
Einrichtung der Jury begegnet werden koͤnne, fo ließ man 
Damals die Sache auf fih beruhen, und als fie fpäter 
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(1808) wieder aufgenommen wurde, ließ Napoleons ſtei⸗ 
gende Macht die Jury in einem beſſeren Lichte erfcheinen, 
und der Kaifer ſah ſich in feinen Erwartungen fie abfchafs 
fen zu koͤnnen getäufcht. 

So war die Jury in Frankreich von jeher ein Spiel: 
ball der Potitif, und ift es noch jetzt. Möchten doch die 
Deutſchen ſich darin vielmehr das englifche Recht zum Vor; 
bilde nehmen, und dies fann am ficherften durch eine bal: 
dige gemeinfame Gefeßgebung erreicht werden. Denn 
der Partifularismus der Gefege ift, mie die biöherige Er: 
fahrung in Deutfchland gelehrt hat, viel zu wandelbar; 
ftätiger wird eine Reichsgefeßgebung ſeyn. 


9. 2. 
Doppelte und einfahe Jury. 


In England *) muß die Anklagefchrift, bei deren 
Sntwerfung mit größter Sorgfalt alle vorgefchriebenen 
Foͤrmlichkeiten zu beruickfichtigen find, zuerft vor die große 
(Anklage: )$ury gebracht werden, und erft wenn diefe die 
Anklage für bearündet erflärt, kommt die Sache vor die 
kleine (Urtheils-) Fury zur Öffentlichen Verhandlung und 
Entſcheidung. Theils ducch diefe doppelte Jury, theils 
duch die Trennung der richterlihen Gewalt bei der Urs 
theilsjury,, indem die Entfcheidung der That: und der 
Rechtsfrage verfchiedenen Richtern zugemiefen ift, unters 
fcheidet fich die englifche Juryverfaſſung vwefentlich von der 
deutfchen Schöffengerichtsbarfeit, welche mit Ihr nur den 
Charakter der Volfsgerichtsbarkeit gemein hat, und nicht 
einmal auf wechfelnden, fondern (feit Karl dem Großen) 
auf ftändigen Schöffen beruht. Der Gang des Verfah⸗ 
rens ift nach englifchem Rechte folgender. 


3) Rüttimann a a. D. © 65 fg. Mittermaier, 
Strafverfahren 8. 42 u. 148, 
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Wenn nach beendigter (kurzer) Vorunterfuchung der 
Friedensrichter die Sache nicht fummarifch in den petty 
sessions entfcheidet ($. 1), fondern vor die Affifen oder 
die friedensrichterlihe Sury (quarter session) vermweift, 
fo muß ſich der Anfläger (prosecutor) nad) feinen Anz 
gaben und den Ergebniffen der Borunterfuchung eine Anz 
flagefchrift entweder von feinem Anwalte, oder von 
einem Secretair des betreffenden Gerichts, alfo der Aſſiſen 
bezichungsweife der friedensrichterliden Fury, entwerfen 
laffen. Diefe Anflagefchrift wird einer mindeftens 
aus zwoͤlf Gefchwornen gebildeten großen Jury vorgelegt, 
welche nach Abhörung der darin genannten Zeugen (deren 
Namen auf den Rücken der Urfunde W) gefchrieben wer: 
den) in geheimer Situng darüber zu entfcheiden hat, ob 
die Anklage begründet oder nicht begründet fey. Erſte— 
venfalls fchreibt fie (ihr Secretair) unter die ihr vorgelegte 
Anklageſchrift (bill) die Worte: a true bill, d. h. eine 
wahre, begründete Anklage 86), im legten Falle: not 
found, d. h. die Anklage ift nicht ald true befunden wor: 
den. Zur Befchleunigung der Sache find die große und 
fleine Jury gleichzeitig, mie ſich von felbft verfteht, 
in verfchiedenen Räumen des Gerichtsgebäudes verfan: 
melt, und fobald erftere eine Reihe von Faͤllen erledigt 
hat, legt fie diefelben fofort dem Gerichtshof vor, damit 
die Sache ungefäumt vor die Fleine Jury gebracht, d. h. 
von diefer entfchieden werde, ob der Angeklagte des in 
dem indictment enthaltenen Verbrechens fehuldig fey 
oder nicht. Eine Ausnahme von diefem Verfahren, d. h. 
der vorgängigen Beftätigung der Anflage durch die große 
Jury, findet nur in zwei Fällen ftatt, nämlich 1) in dem 





35) des Pergaments. 


36) Nach diefer Beftätigung durch die große Jury wird die Ans 
Elagefchrift indictment genannt, 
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ſpaͤter ($. 3) zu erwähnenden Kalle des Ausfpruche Der 
Coroners⸗Jury bei Todtungen, welche einem indieimeit 
gleich fteht, und 2) in einigen, aber minder wichtigen 
Fällen von misdemeanors ?7), welche gleichfalld unmits 
telbar vor das Gericht (aber Fein anderes als die kings- 
bench) und die feine Jury gebracht werden koͤnnen. 

Die große Fury follte eigentlich aus 23 Geſchwornen 
beftehen; doch wird e8 dabei nicht fo ftreng genommen, 
weil ſchon die Zahl von 12 übereinftimmenden Ge 
ſchwornen genügt, um die Anklage begründet zu erfläcen, 
und in England (hier, tote bei der Pleinen Jury) leicht 
eine übereinftimmende Anficht der Geſchwornen gewonnen 
wird, Die Zahl der großen Jury ſchwankt daher ‚oft 
zwifchen dem Minimum und dem Marimum. Zu ihrer 
Wahl gehören die gleichen Erforderniffe, wie zur Wahl von 
Urtheilsgeſchwornen, jedoch mit Ausnahme des Cenſus, 
indem nirgend feftgefegt ift, daß e8 hier des Nachweiſes 
eines beftimmten Vermögens bedürfe. Der Sheriff, welcher 
dem Gericht ein Verzeichnig von 48 Geſchwornen (für. die 
Fleine Jury nur von 24) einzufenden hat, pflegt indeß 
nur Grundeigenthuͤmer, freeholders, in die Liſte aufs 
zunehmen. 

Nah Eröffnung der Affifen oder friedensrichterlichen 
Jury wird eine genuͤgende Anzahl von Geſchwornen be⸗ 
eidigt; die übrigen werden entlaſſen. Dann haͤlt der 
Richter eine Anſprache an dieſelben, worin er fie auf 
ihre Stellung und Pflichten, fo wie auf die Grundfäge, 
nach welchen fie über die eingegangenen Anflagen zu ents 
foheiden haben, verweiſt. Nach diefer Anfprache zieht 


37) Im Gegenfage von felonies, welche zugleich den Berluft 
des Vermögens nach fih ziehen; alfo im Allgemeinen ſchwere 
Verbrechen. Doc läßt fich die Gränze zwifchen felonies und 
misdemeanors faum nad) allgemeinen Merkmalen beflimmen. 
Mittermaler 0.009.895 Rüttimann G. 8. 
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fi) die große Jury in ihre Eigungszimmer zuruͤck. Ihre 
Verhandlungen find (obgleich felbft die Vorunterſuchung 
oͤffentlich iſt) geheim, aber durchaus mündlich, in: 
dem der großen Fury die Acten der VBorunterfuchung nicht 
mitgetheilt werden 3), fie alfo ausfchlieglich an die Ausfagen 
der von ihr abgehörten beeidigten Zeugen gewieſen ift. Die 
Zeugen, die fie verhört, find aber nur die in der Anklage: 
ſchrift verzeichneten Belaftungezeugen, welche hier 
zum zweitenmal 2°) verhöet werden, und menn die An: 
Mage für begründet erflärt wird, fich einer nochmaligen 
Abhoͤr in derfelben Sache, nämlich vor der Fleinen Jury, 
unterziehen müffen. Der Grund, weshalb die große Jury 
fih auf die VBernehmung der Anflages oder Belaftungs- 
zeugen befhränft, liegt einfach darin, daß fie nur das 
Fundament der erhobenen Anklage zu prüfen hat, und 
daß fie zugleich in die Sunction der kleinen Jury eingreifen 
würde, wenn fie auch den Angeffagten und deffen Zeugen 
vernehmen dürfte. Der Unterfchied zwiſchen der großen 
und der Pleinen Jury beftände dann nur darin, daß jene 
vorläufig in der Hauptfache freifpräche oder verur⸗ 
theilte, diefe definitiv das Endurtheil zu fällen hätte, 
was nach englifchem Rechte, wo die exceptio rei judi- 
eatae in aller Strenge gilt, nicht möglich wäre. Iſt hin: 
gegen die Aufgabe dee großen Jury nur die, über die Zus 
läffigfeit oder Unzuläffigkeit der erhobenen Anklage zu ent⸗ 
fheiden, was nur durch Prüfung der für fie beige: 
brachten Beweismittel möglich ift, fo fpricht fie im erften 
Fall Fein vorläufiges „fchuldig” in der Hauptſache 
aus, fondern hat nur den Angeklagten davor gefchügt, 
dag er nicht auf eine grundlofe, oder gar bösliche oder 


— — 


38) Der Schreiber derſelben (clerck of the pand jury) beſitzt 
indeß eine Abſchrift derſelben. 


39) Das erſtemal in der Vorunterſuchung beim Friedensrichter. 
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frivole Anflage vor die Eleine Fury 29) geftellt werde; und 
im zweiten Salle fpricht fie ihn eben fo wenig vorläufig frei, 
fondern weift nur die Anklage aus Mangel an genügendem 
Beweiſe zurück, daher e8 dem Anfläger frei fteht, mit 
einer neuen Anflage und befferem Beweiſe wieder aufzutres 
ten. Je wichtiger aber die VBernehmung der von dem Ans 
fläger producirten Zeugen ift, und je weniger in Erman⸗ 
gelung eines vorfigenden Richters die Mitglieder der großen 
Jury im Stande find, diefen Act gehörig vorzunehmen, 
und da endlich auch vor der Fleinen Jury jede Partel, 
Anfläger und Angeflagter, ihre Zeugen felbft verhört, 
um fo öfter fommt e8 vor, daß dem Anfläger geftattet 
wird, die Zeugenvernehmung vor der Anflagejury zu lei⸗ 
ten. Namentlich bei Hochverrath werden die Zeugen regels 
mäßig hier von einem Kronanwalt abgehört. Außer dem 
Anfläger und deſſen Zeugen wird aber Niemand zu ben 
Berhandlungen der großen Jury zugelaffen. 

Je anziehender diefe Einrichtung iſt (in Schottland 
befteht fie freilich nicht), und je mehr fie dem Prinzipe der 
Bolfegerichtsbarfeit entfpricht,, welches mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der, aber nach englifhem Rechte fehr furzen und 
jedenfalls öffentlichen Vorunterfuchung, durch alle Stas 
dien des Proceffes mit voller Sonfequenz durchgeführt if, 
um fo intereffanter ift e8, auch die Stimme der Gegner 
diefes Inſtituts unter den englifchen Schriftftelleen *) zu 
vernehmen. Was diefe der großen Jury zum Vorwurf 
machen, befteht Hauptfächlich darin, daß die Geſchwor⸗ 
nen zu eilfertig, oft nachläffig verfahren, 3. B. Anflagen 
verwerfen, ohne auch nur alle Zeugen abgehört zu haben, 
weil fie die Unfchuld des Angeklagten annehmen; daß die 
Geſchwornen nicht gehörig infteuirt feyen, weil der Anger. 


40) Wo das Verfahren öffentlich iſt. 
41) Bei Mittermaier a. a. O. $. 137. 
Archiv d, Er. R. 1849. 111. Zt. 
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Magte und deflen Zeugen hier nit gehört würden; daß 
das Verfahren heimlich fey; daß die Zeugen fich oft nicht 
f&heueten, andere Ausfagen vor der Fury als vor dem 
Friedensrichter zu machen, weil fie wiſſen, Daß den Ge: 
fhwornen die Acten der Borunterfuchung nicht mitge: 
theilt werden; daß die Geſchwornen, ftatt Verbrechen 
fireng zu verfolgen, fie vielmehr oft verdecfen und ent⸗ 
ſchuldigen ıc. 

| Man darf aber bei diefen Ausftellungen nicht ver⸗ 
geſfen, daß ein Theil derfelben auch die Fleine Jury, alfo 
überhaupt das Schwurgericht trifft, während ein anderer 
Theil auf einem Verkennen der zwifchen der großen und 
Heinen Jury beftchenden Gränzlinie berudt. Denn, wenn 
z. B. in mehreren Staaten Nordamerifa’s die große Jury 
dad Recht hat, beliebig Zeugen zu vernehmen und fid 
überhaupt alle Materialien zu verfchaffen, melche fie zu 
ihrer Inſtruirung nöthig erachtet, fo führt dies unver: 
meidlich zu einem Kingehen in die ganze Sachlage, alfo 
zu einem Uebergriff der Entfeheidung der Vorfrage (über 
Zuläffigkeit oder Unzuläffigkeit der Anklage als folcher) in 
die Entſcheidung der Hauptfrage (uber Schuld oder Nicht: 
ſchuld des Angeflagten), was eben das englifche Recht 
vermeiden will. Endlih, was follte im Sinne und Geifte 
‚der englifchen Gerichteverfaffung wohl an die Stelle der 
großen Jury treten? Gin Gerichtscollegium, wie in Sranfe 
reich, wuͤrde zum Ganzen nicht paffen, und einem Einzel: 
richter die Entfheidung dieſer Frage überlaffen, wäre zu 
bedenflih. Ueberhaupt hat man fih in England längft 
daran gewöhnt (und darin müffen wir bei ihnen noch in die 
Lehre gehen), daß bei der Jury Manches, was unvermeid- 
lich vom Uebel ift, mit in den Kauf genommen werden 
müffe. Eben fo richtig erkennt der Engländer, daß Volks⸗ 
recht und Volksgerichtsbarkeit durch eine gewiſſe Stabilität 
ber Öefege und Gerichtsorganifationen bedingt find. Was 
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‚vechtögelehrten Richtern zugemuthet werden Fann, ſich 
(freilich zu ihrer Pein und zum Nachtheil der bürgerlichen 
Intereſſe) alle Decennien in ein neues formelled und mas 
terielles Recht Hineinzuarbeiten, wäre für Volksrichter 
eine reine Unmöglichkeit. Möchte man auch diefes in 
Deutfchland bedenken! 

In Sranfreich Hat man auch hier wieder hin und her 
egperimentirt.e Das Gefet vom 16 — 29 Septb. 179 
hatte die (duch Decret vom 30 April. 1790) verheißene: 
Anklage: und Urtheilsjury in der Weife eingeführt, daß. 
die Kreisgerichte (9.1) unter Zuziehung von acht 
Geſchwornen die Anflagejury *?), die Eriminalgerichte des 
Departements unter Mitwirfung von zwoͤlf Geſchwornen 
die Urtheilsjury bildeten. Die Kreisgerichte waren damals 
bie ordentlichen Eivilgerichte erfter Snftanz, und von den 
Mitgliedeen derfelben verfab halbjährlich eines Die 
Function eines Directors der Anflagejury (di- 
recteur du jury). Diefer Divector vereinigte in feiner 
Perſon, freilich unzweckmaͤßig, die Function eines Unter; 
fuhungsrichters (juge d’instruction) und öffentlichen Ans- 
flägers. Stellte fih bei der von ihm vorgenommenen’ 
Unterfuchung heraus, daß die Handlung ein Berbrechen 
(crime) fey, und ergaben fich zugleich genügende Ver: 
dachtsgründe gegen den Befchuldigten, fo legte er unter 
Entwerfung einer Anflagefchrift die Sache den Anz 
klagegeſchwornen zur Entfcheidung vor. In der öffent: 
lich abgehaltenen Situng feste er ihnen die Anklage 
mündlich auseinander, hörte die Zeugen und den Verletz⸗ 
ten ab, morauf dann die Anflagejury fich zurüczog, und 
nah Stimmenmehrheit *?) ihr Urtheil uber die Zus 


42) Der Ausdrud „große Sury” paßt bier nicht. Denn die 
Babl der Urtheilsgefhmornen ift umgekehrt hier die 
größere. Sie wurde jury d’accusation genannt. 


43) Wie bei der Urtheilsjurg. 
DV 2 
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faffung der Anklage abgab. Diefes lautete dahin: ent; 
weder daß die Anklage ftatt Habe, oder daß fie nicht ftatt 
habe, oder daß fie angebrachtermaßen nicht ftatt 
habe, in welchem letteren Halle eine beffer begründete Anz 
flage vorbehalten blieb. Dabei wurde den Anflagegeichwor: 
nen durch Art. 237 des Code penal vom 3 Brümäre IV 
befonders eingefhärft, daß fie nicht auf bloße Vermuthun⸗ 
gen oder Verdacht, fondern auf dringende Verdachtsgruͤnde 
oder den Anfang eines wirklichen Beweifes fich für die Zu: 
laffung der Anflage entfcheiden follten. ‚Man betrachtete 
naͤmlich, bemerkt Frey ?*), die Jury d’accusation zur 
Zeit ihrer Einführung als eine mächtige Garantie, als 
einen fideren Schug der perfönlichen Freiheit der Bürger 8). 
Man hielt eine Urtheilsjury nicht fuͤr hinreichend, um diefe 
Freiheit gegen jeden Angriff, gegen jede Willkür ficher zu 
ftellen. Denn was nugt e8, fagte man, dem Bürger, 
wenn er durch langwierige oder willfürliche Unterfuchungen 
beunruhigt, beangftigt worden ift, und nad allen diefen 
Drangfalen hinterher durch eine Urtheilsjury frei: 
gefprohen wird?! Man führte daher eine Jury ein, 
durch welche der Staatsbürger gegen willkuͤrliche und 
langweilige Unterfuchungen gefichert werden follte, 
Und diefe Jury mar die jury d’accusation,” In Ddiefem 
Sinne äußern fich auch jegt noch manche franzöfifche Schrift: 
ftellee, 3. B. Berenger 9). 

Als fpäter eine Trennung der Eivils von der Straf: 
juftiz beliebt wurde, erhielten die Präfidenten der neu ein- 
gerichteten Zucht polizeige richte die Kunction eines 
Directors der Anflagejury (directeur du jury). Auch 


44) Frankreichs Eivil» und Eriminalverfaffung ©. 120. 


45) Proclamation de Louis XVI aux Frangais, concernant 
l’execution de la loi des jures du 15, Janvier 179. 


46) De 1a justice criminelle en France p. 196 — 9. 
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diefe wechfelten Halbjährlich aus den Mitgliedern des 
Civilgerichts, und erft durch das Geſetz vom 27 Ventofe 
VII (18 März 1800) wurden die Präfidenten der Zucht: 
polizeigerichte (und der Eriminalgerichte des Departements) 
zur befleren Befeftigung der Strafjuftiz periodifch von dem 
erften Conful, alfo von Staats wegen, ernannt: Zus 
gleich aber gefbah dem Prinzip der Muͤndlichkeit ein 
ſchwerer Abbruch, inden nach dem Gefeg vom 7 Pluviofe 
XI die Anklagegefhwornen nur nod auf den Grund der 
ihnen vorgelegten und von dem Director der Jury proto: 
collirten VBernehmung der Zeugen über die Zulaffung der 
Anflage entfcheiden follten. 

Gleichwohl erhielt fi die Anklagejury noch bie zum 
Fahre 1808, wo fie durch den Faiferliben Code d’instr. 
criminelle aufgehoben wurde, und zwar nicht darum, 
weil man mit derfelben ſchlimmere Erfahrung ald mit 
der Urtheilsjuryg gemacht hatte, fondern weil die übers 
haupt in Frage geftellte Beibehaltung der Jury dieſes, 
wie noch manche andere Dpfer erforderte. Noch im 
Fahre 1803, wo zuerft der Werth der Gefchwornenein- 
richtung zur Sprache kam ?7), äußerte der damalige Juſtiz⸗ 
miniſter, daß Viele der Anſicht ſeyen, man ſollte ent⸗ 
weder die ganze Jury fallen laſſen, oder doch nur die 
Anklagejury beibehalten, weil die Urtheilsge⸗ 
ſchwornen am wenigſten dem in ſie geſetzten Vertrauen ent⸗ 
ſprochen haͤtten. Die fortgeſetzten Verhandlungen hier⸗ 
über im J. 1804 führten zwar zu feinem beſtimmten Er⸗ 
gebniffe, indem Napoleon felbft der Anficht war, daß zur 
Zeit noch Fein feftes Urtheil über den Werth der Fury 
möglich fey. Dagegen erklärte er fib im J. 1808 in den 
Staatsrathsſitzungen entfchieden gegen die Anklagejury, 
und ließ die Urtheilszury auch nur aus dem Grunde gelten, 


47) Daniels a. a D. ©, 31. 
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weil ſtaͤndige Richter, gewohnt immer nur Verbrecher vor 
ſich zu ſehen, mehr als billig fuͤr die Annahme der Schuld 
geneigt ſeyn moͤchten. So wurde denn beſchloſſen, die 
Anklagejury fallen zu laſſen. 

Aber ſelbſt aus dem beſchloſſenen weit ſchweifi— 
gen Surrogate der Anklagejury geht hervor, welchen 
Werth man damals auf dieſes Inſtitut gelegt haben mußte! 
Wir wollen dieſes Verfahren in Kuͤrze darſtellen, und dann 
einer Beurtheilung unterwerfen. 

Hält der Unterſuchungsrichter (juge d’instruction) 
— ein Mitglied des Tribunald erfter Inſtanz ($. 1) — 
die Inſtruction für beendigt, fo ftellt er die Aeten der beim 
Gericht erfter Inſtanz beftellten Staatsbehörde (Staats: 
procurator) zu, welche je nach Lage der Acten entweder 
auf Einftellung des Verfahrens, oder auf Webermeifung 
der Sache (als delit) an das Zuchtpofizeigericht,, oder an 
die Anflagefammer zu Verſetzung in den Anflageftand 
(wegen crime) anträgt. Die Behörde, welche über die: 
fen Antrag zu befchliegen hat, ift das Gericht erfter In⸗ 
ftanz, melches mit Einfchluß des Unterfuchungsrichters aus 
drei Mitgliedern beftehbt, und Rathsfammer (cham- 
bre du conseit) genannt wird. Diefe laßt fi) von dem 
Unterfuchungsrihter aus den Acten Beridt er— 
ftatten, und der Staatsprocurator hat das Recht, bei 
diefer Relation (nicht aber auch bei der Befchlußfaflung) 
zugegen zu feyn, was freilich von Manchen bezweifelt wird. 
Hier find nun zwei Fälle denkbar. Entweder ftimmt die 
Rathskammer dem Antrage des Staatöprocurators bei, 
oder fie faßt einen entgegengefegten Entfcheid. 

1) Sie ftimmt dem Antrage bei; dann bfeibt bei der 

erften Alternative die Sache auf fih beruhen 8), bei 


48) Die übliche Form ift hier: qu’il n’y a pas licu à pour- 
suivre, oder kürzer: die Rathskammer fpricht das non 
lieu aus. 
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der zweiten gelangt fie an das Zuchtpolizeigericht, 
und bei der dritten hat die Anflagefammer (cham- 
bre des mises en accusalion), beftehend aus einem 
Senate des Appelhofs, das Verfahren über Verfegung 
in den Anklageſtand feftzufegen. 

2) Sie faßt einen entgegengefegten Beſcheid, befchliegt 
alfo gegen den Antrag der Staatsbehoͤrde, daß die 
Sache nicht fortzufegen, oder nicht an Dre Anklagekam⸗ 
mer des Obergerichts zu vermweifen ſey, was aber jeden: 
falls einftimmig gefchehen muß, Indem, wenn auch 
nur Ein Mitglied, und wäre e8 der Unterſuchungsrich⸗ 
tee felbft,, cin Verbrechen (crime) annimmt, die Sache 

an die Anklagekammer verwiefen werden muß: fo fteht 
der Staatsbehoͤrde, und gteichermeife der Civilpartei 9), 
das Recht zu, gegen eine folche loöfprechende erdon- 
nanee Dppofition einzukegen, und zwar mit Suspen⸗ 
fiveffect. In ſofern gelangt die Sache an die Anklage: 
Fammer des Dbergerihtd: a) entweder Durch Verwei⸗ 
fungsbefehluß der Rathskammer, wenn auch nur Ein 
Mitglied der fegteren ein Verbrechen annimmt; oder 
b) durch ein von der Staatsbehörde oder der Civilpartei 
bei ihe (dee Anflagefammer) eingelegtes Rechtsmittel. 

Das Verfahren vor der Rathsfammer ift geheim, und 
der Entfcheid beruht lediglih auf den verhandelten 
Arten, oder viehmehr auf den durch den Unterſuchungs⸗ 
richter, ald Referenten, daraus gemachten Mittheiluns 
gen. Weder der Befchuldigte, noch Zeugen dürfen dabei 
vorgeladen werden. Dagegen darf der Staateprocurator 
bei der Saflung des Entſcheids nicht zugegen feyn. 

Auch das Verfahren vor der Anflagefammer 9) ift 
geheim, und beruht auf den in erfter Inſtanz verhan⸗ 


en — — — —— 


49) So wird der dem Strafverfahren ſich anſchließende Verlette 
( Damnificat) genannt. 


50) Sie beſteht aus 5 Mitgliedern. 
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delten Acten, ſo jedoch, daß hier dem Prinzipe der 
Muͤndlichkeit einige Rechnung getragen wird, indem der 
beim Obergericht (Appelhof) beſtallt Generalprocu— 
rator oder deſſen Subſtitut zu einer mündlichen Auseinan— 
derſetzung und Begruͤndung ſeiner Anklage zugelaſſen wird. 
Wenn naͤmlich die Rathskammer die Sache an die Anflage: 
kammer verwiefen hat, oder legtere duch Recurs an fie 
gelangt, fo hat zunächft der Staatsprocurator (beim Ges 
richt erfter Inſtanz) die Acten an den Generalprocurator 
des Dbergerichtd einzufenden , und diefer oder deflen Sub: 
ftitut, Hat binnen 5 Tagen nach Empfang der Acten einen 
(fchriftlichen) Antrag zu entwerfen, und folchen dem Ges 
richtspräfidenten mitzutheilen, welcher hierauf fpäteftens 
in 3 Tagen die Sache in einer Sigung des Anflagefenats 
zur Entfheidung zu bringen bat. In dieſer Sitzung, 
weiche geheim ift, wird die Staatsbehörde zur Entwirfe: 
lung und Begründung ihres Antrags in mündlihem 
Vortrage zugelaffen, worauf der Gerichtsfchreiber die 
Unterfuchungsacten vorzulefen hat. Nachdem die 
Staatsbehörde ſich zurückgezogen hat, wird definitiv über 
die bereits proviforifch von der Rathskammer befchloffene 
Frage entfchieden. Hier find nur drei, oder vielmehr vier 
Faͤlle möglich: 
1) Die Anflagefammer findet, daß fich gegen den Bes 
ſchuldigten Feine Hinlänglichen Verdachtsgruͤnde heraus: 
ftelen, oder daß die angefhuldigte That nicht die ge: 
feglihen Merfmale einer ftrafbaren Handlung (fey es 
crime, delit, oder contravention) an ſich trägt; 
dann verordnet fie, daß das Berfahren einzuftellen, 
folgeweiſe der Befchuldigte freizulaſſen ſey. Hier Fann 
eine Wiederaufnahme der Sache nur ftatt finden, wenn 
- fi fpäter neue Belaftungsmittel (Zeugniffe oder Ur⸗ 
Funden) herausftellen, welche den vorhandenen Ber: 
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dacht verftärken, oder neue Aufflärungen erwarten 
laffen °). 


2) Die Anklagefammer findet, daß nur Anzeigen für ein 
Vergehen (dElit), oder für eine Polizeiübertretung (con- 
travention) vorliegen; dann erfolgt eine Vermweifung 
der Sache an das zuftändige Zuchtpolizeigericht, bes 
ziehungsweiſe das Gericht der einfachen Polizei. Aber 
damit ift die Sache nicht nothwendig erledigt, vielmehr 
koͤnnen diefe Behörden, wenn fie entgegengefeßter Anficht 
find (mas auch von Verweifungen an diefelden Durch die 
Rathskammer der Fall iſt), dagegen Einſprache 
erheben, und dann hat der Saffationshof endguͤl⸗ 
tig über diefen Sompetenzconflict zu entfcheiden. 


3) Die Anflagefammer hält die angefchuldigte That für 
ein Verbrechen (crime), und findet zugleich, daß Hin: 
länglihe Verdadhtsgrunde gegen die Perfon des Ber 
fehuldigten vorliegen, dann erfolgt eine Verſetzung 
in den Anflageftand (mise en accusation), 
unter Berweifung der Sache an den zuftändigen Aſſiſen⸗ 
Hof (Berweifungsurtheil), worauf dann die Staatsbe: 
hörde — der Generalprocuratoe — die Anflagefchrift 
gemäß dem Urtheile der Anflagefammer zu entwerfen 
hat. Endlich 


4) kann der Entfcheid der Anklagekammer zunächft nur 
ein Zwiſchenentſcheid feyn. Dies iſt namentlich 
der Fall, wenn der Senat die verhandelten Acten für 
mangelhaft halte Dann befchließt er die ihm nöthig 
fcheinende Ergänzung derfelben durch den Unterfuchungs: 


51) Hier ift mwohlerwogen nur von der Wiederaufnahme einer 
abgebrodhenen Unterfuhung die Rede. Bei Endurtheis 
len erkennt dagegen das franzöfifche Necht gleich dem englis 
fhen — gemäß dem Anflageprinzip — die exoeptio rei judi- 
catae an, 
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richter. Oder er ordnet nur die Vorlage der beim Un⸗ 
terſuchungsgericht befindlichen Ueberfuͤhrungsſtuͤcke an, 
um dieſelben in Augenſchein zu nehmen. Nach dieſen 
Ergänzungen wird in einer ſpaͤteren Sitzung des Se— 
nats definitiv über die Sache entichieden, wenn nicht 
auch hier noch der Caſſationshof dazwifchen tre- 
ten muß. 


Man fieht, zu welchen Weitläufigfeiten und Verwickelun— 
gen die Errichtung zweier Gerichtscollegien ftatt 
der einfachen Anflagejury führt, und daß, wenn es gleich 
hiebei auf einen befondern Echug der Perfon gegen unbe: 
gründete, oder gar bößliche oder frivole Anlagen wegen 
‚ verbrecherifcher Handlungen (crimes) abgefehen war, dies 
fee lobenswerthe Zweck durch das bei beiden Eollegien be: 
ftehende Verfahren, namentlich durch die bedenfliche Stel: 
lung des Unterfuchungsrichters bei der Rathsfammer und 
die bei der Anklagefammer dem Seneralprocurator einge: 
räumten Rechte, in Berbindung mit Relationen und 
Actenverlefen,, ſehr gefährdet roird. Daher begnügen fich 
‚die neuen deutfchen Gefege und Entwürfe tiber Schwurge⸗ 
richte bier fchon mit Einer Behörde, fen es die Rathe- 
fammer (beim Untergericht), oder, wie regelmäßig, die 
Anflagefammer (beim Dbergeriht), und nur der Kurhef: 
fifche Entwurf $. 179, 182 hat die franzöfifche Einrich: 
tung der Doppelbehörde beibehalten 2). Kein einziger 
diefer deutfchen Entwürfe Hat aber die Anflagejury aufge: 
nommen. Und warum nicht? weil man beforgte, daß 
eine Anklage- neben der Urtheilsjury für das Volk eine 
su große Laft fenn würde; ein Grund, auf den fi 
auch franzöfifhe Schriftftellee berufen. Und diefer Ein: 
waud ift allerdings vom frangöfifchen Standpunfte, wie 


52) Brauer, über Verfebung in den Anklageftand, in Jage⸗ 
mann’s Serichtsfaal Hrft 2 Nr. 7. 
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von dem unftigen, nur zu fehe begründet! Kür England, 
wo politifhe Volfsbildung und Gemeinfinn beftehen, will 
er nichts bedeuten. 

An die Stelle der Geſchwornen find nach der franzo- 
fifchen Einrichtung (1808) rechtsgelehrte Richter getreten, 
und ftatt der Muͤndlichkeit (Unmittelbarfeit) des Verfah⸗ 
rens befteht Actenmäßigfeit, und theilmeife Referirproceß. 
Sn diefem „‚theilweife” liegt jedenfalls menig Confequenz. 
Denn wenn in-der Rathefammer ein Referent (der 
juge d’instruction) beftellt wird, warum nicht auch In 
der Anflagefammer? Zwar betrabhten Manche hier den 
Generalprocurator al8 Referenten; allein dies iſt wenig: 
ftens nicht im deutſchen Sinne zu nehmen, weil der Res 
ferent den Mitgliedern des Gerichts das Actenlefen erfpart, 
während hier der Gerichtsfchreiber dem Anklagefenat alle 
Acten der Borunterfuchung, dazu die etwaigen Eingaben 
der Sivilpartei und des Beſchuldigten, vorlefen foll, da> 
mit jedes Mitglied ded Senats in den Stand aefeßt werde, 
fih ein ſelbſtſtaͤndiges Urtheil zu bilden. Das Verlefen 
der Acten vertritt bier gleichfam die Stelle der Ab: 
hörung der Anflagezeugen vor der großen Jury, und 
ift jedenfalls ein befleres Surrogat ald das Surrogat 
diefes Surrogats, nämlich das Anhören einer Res 
lation, welche bei den darauf hin urtheilenden Berichtes 
mitgliedern nur zu fehr an das „tanquam e vinculis 
sermocinari” erinnert. Auf der andern Seite iſt freilich 
die Berlefung der Acten für die zuhörenden Richter ein 
zeitraubendes und langweilige, Daher abfpannendes Ger 
fhäft, und da in den franzöfifchen Gefegen an die Unterlaſ⸗ 
fung dieſer Borfchrift Feine Nichtigkeit geknüpft ift, fo pflegt 
die Anflagefammer es in diefer Beziehung nicht fo ftreng 
zunehmen. „In diefem Sinne, bemerft Daniels ®), 


— — —— — 
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pflegt auch nah dem Gerichtsgebrauchbe des rheiniſchen 
Appellationsgerichts das Vorleſen der Unterſuchungsacten 
fo zu geſchehen, daß einer der Raͤthe des Senats die vor- 
berige Durchfiht der Verhandlungen unternimmt, den 
Inhalt derfelden mündlich mittheilt, und die Stellen aus: 
wählt, welche wörtlich vorgelefen werden follen. Man 
pflegt fih dabei auf die Stuͤcke, welche den Thatbeftand 
betreffen, die Erklärungen der Hauptzeugen, die etwaigen 
Geftandniffe, und die Stellen, welche zweifelhaft erfchei- 
nen, zu befchränfen.” Dies wäre fo etwas von einer 
Relation, aber Feine volle, wie fie die neuen deutfchen 
Gefege und Entwürfe hier vorfchreiben; denn diefe beftel: 
len ein Mitglied des Anflagefenats zum Referenten über die 
Acten und den fchriftlichen Antrag der Staatsbehörde, gegen 
deffen Anträge dann die Staatsbehörde zur Vertheidigung 
der ihrigen zugelaflen werden fol. Kin folches Verfahren 
widerfpricht nicht nur dem Grundſatze, daß dem Kläger 
niemals das legte Wort gebührt, fondern auch dem Prinz 
zipe der Mündlichfeit, deren ohnehin dürftiges Surrogat 
(das Verleſen der Acten) hier nicht noch mehr verfüms 
mert werden darf. Endlich hat diefe Einrichtung noch den 
Nachtheil, daf fie Feine Garantie gegen ungebührliche Aus: 
dehnungen der Vorunterfuhung gewährt. Referenten 
find, wie die bisherige Erfahrung gelehrt Hat, in dieſer 
Beziehung leicht zu tolerant, und dann Fümmert ſich auch 
das Gericht, dem es der Referent bequem gemacht hat, 
nicht darum. Wird dagegen die Anklagefammer gend: 
thigt, den Hauptinhalt der Acten anzuhören, fo wird es 
in ihrem dringendften Intereſſe liegen darüber zu wachen, 
dag nicht ihre Zeit unnöthig durch den Unterfuhungsrichter 
vergeudet werde. 

Eine weitere Eigenthümlichfeit der franzöfifchen Ein: 
richtung befteht darin, daß während die englifche Anklage: 
jurp nur die Zeugen der Anklage abhört, und den 
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inhalt der Borunterfuhung nicht kennen lernt, der Code 
@instr. crim. die Raths- mie die Anflagefammer mit 
dem ganzen Inhalte der Vorunterfuchungsacten, alfo auch 
der darin enthaltenen Ausfagen des Befchuldigten 
und feiner Zeugen befannt macht, und zugleich 
denfelben geftattet, die mangelhaft befundenen Acten durch 
den Unterfuchungsrichter vervollftändigen zu laſſen. Auf 
diefe Weiſe ſcheint das franzöfifche Recht hier beffer fie 
das Intereſſe des Befchuldigten zu forgen als das englifche 
Recht, welches ihn gar nicht hört. Allein dies wird wies 
der dadurch herabgefegt, daß eines Theil der Unters 
fuchungsrichter Mitglied, Referent und Votant in der 
Rathskammer ift, und ſchon feine widerfprechende Stimme 
allein die Verweiſung der Sache an die Anflagefammer zue 
Kolge hat; andern Theild der Generalprocurator in der 
Anklagefammer zu einem mündlichen Vortrage zugelaſſen 
wird, ohne dem Befchuldigten, welcher hier nicht zugegen 
noch vertreten ift, das gleiche Recht nachzulaflen. Erftes 
res wird zwar jegt durch die neuen deutfchen Gefege und 
Entwürfe befeitigt, meil fie ſich ſchon mit Einer Kanımer, 
und zwar regelmäßig der Anflagefammer begnügen; letzte⸗ 
res hingegen nicht. Nur der Kurheffifche Entwurf $. 183 
giebt dem Beſchuldigten das Recht, dem Anflagefenat zu 
feiner Vertheidigung eine Denffchrift zu übergeben. Aber. 
auch diefe, als Gegenftand der Relation, ift nur eine 
halbe Vertheidigung. Zur wahren oder vollen Vertheidi- 
gung des Befchuldigten würde die perfönliche Gegenwart; 
deffelben , oder feine Vertretung durch einen Anwalt erfors 
dert werden. Will man diefe nicht, fo muß man fich nach 
dem Prinzipe der rechtlichen Gleichheit mit dem ſchriftlichen 
Antrage der Staatsbehörde und deren Mittheilung an dem 
Befchuldigten zum Zweck der Ermwiederung begnügen. 
Indeß gehen die uͤbrigen deutfchen Entwürfe nicht 
einmal fo weit als der Kurheffifhe Entwurf — weikeGE⸗ 
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ohne, weil fie fich auf den Referenten alten Stils 
verlaffen, welcher die Unterfuchungsacten dazu ausbeuten 
werde, um mit gleicher Unparteilichfeit und Gewiſſenhaf⸗ 
tigkeit das Kür wie das Wider vorzutragen, — Furz die 
Rolle des amtlichen Defenfors des Befchuldigten mit zu 
übernehmen. Wie paßt aber zu diefem alten Referirpro: 
eeſſe der mündliche Parteivortrag des Generalprocuratorg ? 
In der That eine wunderbare Mifchung des Alten mit dem 
Neuen, woraus man um fo mehr die Vorzüge, ja den 
allein richtigen Gedanfen des englifchen Rechts Fennen und 
ſchaͤtzen lernt. | 

Es war vorauszufehen, daß bei der jüngften Verfaf- 
ſungsumwaͤlzung in Sranfreih auch die Frage uber Wie: 
dereinführung der feit dem J. 1808 aufgehobenen 
Anklagejury zur Sprache fommen werde. Allein es wurde 
ihe Feine Zolge gegeben, indem es bei den franzöfifchen 
Schhriftftelleen 52) feftzuftehen fcheint, daß die Anklage: 
jury für Frankreich nicht paffe, theild weil die Frage 
über Zulaffung der Anflage leicht in die Frage uber Schuld 
oder Nichtfehuld des Befchuldigten hinübergreife, und eg 
für Geſchworne zu ſchwierig fey, hier die rechte Gränze 
zu finden; theils weil die wiederholte Einvernehmung der 
Zeugen einen bedeutenden Koftenaufwand verurfachen 
würde, und noch andere Inconvenienzen, 3. B. falſche 
Ausfagen, zur Folge haben Fünnte; endlich weil eine dop⸗ 
pelte Jury für die Bürger eine zu große Faft wäre, unter 
welcher das allgemeine Intereſſe an der Jury überhaupt 
nothwendig leiden wuͤrde. 

Dieſe Gruͤnde, insbeſondere der letzte, ſind aller⸗ 
dings fuͤr Frankreich entſcheidend, ſo beſchaͤmend auch das 
Geſtaͤndniß iſt, daß faſt nach einem faſt 60jaͤhrigen Be⸗ 
ſtande der Jury noch ſo wenig politiſche Volksbildung und 


54) Bei Mittermaler a. a D. $. 138. 
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Gemeinfinn in Sranfreich zu finden find, daß man, felbft 
bei Befchränfung der Jury auf Verbrechen (crimes), fich 
immer noch mit einem bloßen Stüce oder Fragmente der 
Volfegerichtsbarfeit begnügen muß. Die modernen Res 
volutionen Franfreich8 Fonnten freilich auch jene Bürger: 
tugenden nicht fördern, fondeen dienten umgekehrt zur 
Förderung des Egoismus; diefer führt aber immer mehr 
von politifcher Volfsbildung und wahrem Gemeinfinn ab. 

Möchten wir nicht auch Gleiches in Deutichland er: 
leben! Wenn jegt noch die Motive zu den deutfchen Ent: 
würfen fih darauf berufen, daß die Einführung ter 
Jury durch eine Anflages neben der Urtheildgefchwornen 
zu fehe erſchwert würde, fo muß man für jegt dieſen 
Grund gelten laffen. Müßte aber noch nach 50 Jahren 
eben fo gefprochen werden, fo ftänden wir leider auf Sei⸗ 
ten der Franzoſen ftatt der Engländer, die hierin unfer 
Vorbild ſeyn follten. 


$. 3. 
Die Verfhiedenheit des Elägerifhen Subject. 


Der englifhe Strafprocek °°) beruht, gleich dem 
deutfchen mittelalterlichen (und roͤmiſchen) Strafproceß, 
auf Privatanflagefhaft. Dies hat aber nicht den 
Einn, al® ob die Anflage nur zum Zweck habe, den durch 
das Verbrechen Berlegten zu feinem Recht zu verhelfen, 
fondern alle Eriminalflagen gefchehen im Namen des Kö: 
nigs, d. 5. zur Sicherung und Erhaltung des Rechte: 
friedend 9%). Daher ift jeder Bürger nicht nur berech: 


55) Bol. Rüttimann a. a. D. ©. 8fg. ©. 46 fg. Mit» 
termater, Strafverfahren Th. 1 $. 45. Th. 2 $. 137. 

56) Bermöge deffin ift der Attorney - General berechtigt, bei 
allen Eriminalflagen gegenwärtig zu finn, und felber den 
Beweis der Schuld zu führen; er überläßt dies aber dem 
Privatkläger. 
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tigt, als Anfläger gegen jeden Verbrecher aufzutreten, 
fondern er ift auch dazu verpflichtet, und wird, wenn 
die That eine felony ift, für die unterlaffene Betreibung 
der Sache mit Geldbuße oder Gefängnig beftraft. Eine 
Ausnahme bilden nur diejenigen Perfonen, welche fein 
Zeugniß ablegen, daher auch Feine Anklage vor Gericht 
erheben dürfen. Auch muthet der Staat dem Privat: 
anfläger nicht zu, daß er auf eigne Koften proceffire, 
fondern ee erhält, auch wenn der Angeflagte freigefpro: 
ben wird, feine Koften twoiedererftattet, ausgenommen 
wenn er eine boͤswillige oder frivofe Anklage erhoben hatte. 
In diefem Falle ftcht zugleich dem fälfchlih Angeflagten 
das Recht zu, feinen Gegner gerichtlich zu belangen, wozu 
er aber nothiwendig einer Abfchrift der Anklageacte und des 
freifprechenden Urtheils bedarf, welche ihm der Gerichts 
hof verweigert, wenn er der Anficht Ift, daß der Anfläger 
in gutem Glauben gehandelt habe. So fügt dad eng⸗ 
liſche Recht auf der einen Seite im Intereſſe der Geſammt— 
heit den Privatanktäger gegen leidenfchaftlihe Verfolgun: 
gen, während e8 auf der andern Seite Im Intereſſe der 
individuellen Freiheit und Ehre vollen Schug gegen boͤs⸗ 
toillige und frivole Anklagen gewährt. 

Da es aber, jener allgemeinen Bürgerpflicht unges 
achtet, häufig an Privatanklägern fehlt, fo mußten die 
englifchen Gefege darauf Bedacht nehmen, auch diefe Luͤcke 
auszufüllen. Zu diefem Behuf find theil® die mit der 
Borunterfuhung beauftragten Beamten befugt, vie eine 
oder andere Perfon 97), welche die nöthige Kenntniß von 
dem verübten Verbrechen hat und zur Betreibung der Ans 
klage geeignet fcheint, durch eine von ihr zu beftellende Cau⸗ 
tion anzuhalten, in der betreffenden Sache als Anfläger 
vor dem zuftändigen Gerichte aufzutreten; theild kommt 


57) 3. B. unter den abgehörten Zeugen. 
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es öfter vor, daß bei einem verübten Verbrechen sffentlich 
eine Belohnung für denjenigen ausgefchrieben wird, 
welcher zur Entdeckung deffelben verhilft, wo dann ents 
toeder der Denunciant felbft oder eine andere Perfon ale 
Anfläger gervonnen werden kann; endlich alebt e8 ges 
wiffe Verbrechen, an deren Entdeckung und Beftrafung 
fhon das Gefet eine Belohnung fnüpft 9%), Da aber 
auch diefe Mittel nicht ausreichen, fo Haben fich zur Unters 
ftüßung der Gerichte in England viele Privatvereine 
gebildet, welche für die Entdefung und Verfolgung von 
Verbrechen, die an einem Bereinsmitgliede, oder übers 
Haupt begangen werden, Prämien zahlen, deren Größe 
ſich nach der Befchaffenheit der verübten That und dem 
Erfolg ihrer gerichtlichen Verfolgung richtet. Solcher Vers 
eine beftehen über 500 in England, unter diefen auch die 
befannte society for prevention of juvenile prostitution, 
welche für die Verfolgung ihres edlen Zwecks bedeutende 
Koften aufwendet. Dies Alles ift Acht nationell, hat aber 
bereitd bei manchen englifhen Schriftftelleen die Ueberzeus 
gung hervorgerufen, daß es befler wäre, einen Öffents 
lichen Ankläger zu amtlicher Verfolgung allee Verbrechen 
aufzuftellen, weil jene Mittel auf der einen Seite bedenk⸗ 
(ih, auf der andern Seite für den Zweck der-Strafjuftiz 
unzureichend feyen. Allein zu diefer radicalen Reform 
wird man fich nicht leicht in England entfchließen , weil 
man theils die Macht einer folchen Staatöbehörde für die 
Volksfreiheit fürchtet, theils beforgt, dag Dadurch 
das lebendige Intereffe der Bürger an den öffents 
lichen Angelegenheiten, wozu aud die Strafrechtöpflege 
gehört, geſchwaͤcht werden möchte 9). Vom demofratis 

58) Bol. Bentham’s Grundfäge der Seiminalpolif, bearbeis 


tet von Hepp, Zübing. 1839. ©. 

59) Su Schottland freilich tritt in * Berunterfugung, und 
dann fpäter als Anfläger mit beftimmten —— x 
dem franzöfifchen Recht ähnliche Stanttbehtrte auf. 

Archiv b. Er. R. 1849. 111. ©t. Er 
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(hen Standpunkte, insbefondere vom Standpunft .der 
Volksjuſtiz, ift Dies auch wohl begründet. Denn legtere 
in ihrem voslen Umfange begreift beides, die Anflage 
durch den Bürger. und.das Richten durch denfelben. So 
ſchon in Rom und im deutfchen Mittelatter. 

. Zwar giebt es auch in England dffentlide Ans 
Fläger, aber nur ausnahmsweiſe für einzelne Ber: 
brechen: und in einer völlig ifolirten Stellung, alfo 
ganz verfchieden von der erganiichen Öliederung der fran: 
zoͤſiſchen Staatsbehoͤrde (ministere public), und noch 
weniger fteht denfelben (wie jener Behörde) eine Ober: 
aufficht über die Yuftigperfaflung und deren Organe, die 
Mieter, zu. Diefe öffentlichen Anfläger find theils der 
Attorney-&eneral, der angefehenfte unter den eng: 
liſchen Kronanwälten,, theils die Coroners. Erſterer 
hat im Namen der Krone diejenigen Verbrechen zu verfols 
gen, welche unmittelbar oder auch nur mittelbar einen An: 
griff auf die Regierung enthalten, wie high -and petty 
treason (Hoch und niederer Berrath), Schmähfchriften 
anf die Regierung, Verlaͤumdung derfelben zc. Als Staates 
beamter bekleidet diefer öffentliche Anfläger ein ftandiges 
Amt. Dingegen die Eoroners beruhen auf Volkswahl, 
bekleiden aber auch ein für die Lebensdauer berechnetes 
Amt. Ihre befondere Aufgabe ift die Ausmittelung der 
Todesurfahe, menn Jemand entweder im Gefäng- 
nig 9%), oder auf gewaltfame ), oder Verdacht erre- 
gende Weile geftorben ift, zu welchem Behuf der oder die 
Eoroners der Graffchaft (e8 genügt aber 82) ſchon Einer) 


60) Hier wird immer eine Coroners⸗Jury erfordert, was ges 
wiß eine treffliche Beftimmung ift. Es wird Tadurch dem Molf 
eine Oberaufficht über die Unterfuchungs: und Etrafgefängniffe 
in einer ſehr wichtigen Beziehung eingeräumt. 

64) Alſo 3. B. auch dur Seltftmord, durch den Blitz x. - 


62) Wie bei den Aſſiſen. 
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an dem Drte des Leichnams eine Jury von wenigſtens 
12 unbefcholtenen Männern zufammenzuberufen haben, 
welche Angefichts des Leichnams zu beeidigen find, ohne 
dag zu einem ſolchen Geſchwornen 88) mehr als Unbes 
ſcholtenheit und ein beftimmtes Alter, nämlich das ein und 
zwanzigſte Lebensalter, erfordert wird. Vor diefer Coro⸗ 
ners-Jury findet unter Zuziehung von Sachverftändigen: 
eine Inſpection und Obduction des Leichnams ftatt, und 
werden Zeugen über die Urfache des Todes abgehört. In 
fomweit fann man die Sunction des Coroners und feiner 
Fury mit der amtlichen Pflicht eines deutfchen Unterſu⸗ 
chungsrichters und. Gerichts bei indicirten Toͤdtungen vers 
gleichen ®). Allein theils geht fie darüber hinaus, Indem 
Anzeigen einer Tödtung hier nicht nothwendig vorausgefegt 
werden ®); theils ift ihre Function mit der bloßen Leichen- 
ſchau noch nicht beendigt, fondern fie haben auf den Grund 
der erhobenen Unterfuchung zugleih ein Urtheil abzus 
geben (ihre rechtliche Ueberzeugung auszufprechen). Dies 
fer Ausfpruch der Coronersjury geht entweder. dahin, daß 
der Verftorbene (zurechnungs⸗ oder unzurechnungsfähig) 
ſich felbft getödter habe, oder daß er duch Zufall umge: 
fommen fen, oder durch fremde Hand das Leben verloren 
habe, und wenn fi im feßteren Falle zugleich Verdacht 
gegen ein beftimmtes Subject als Urheber der Tödtung er⸗ 
geben hat, fo fteht ein ſolcher Ausfpruch der Coroners⸗ 
jury (inquisition) im Wefentlichen der Beftätigung einer 
Anklage (bill) durch die große Jury (indietment) gleich 
($. 2), wird auf diefelbe Welfe wie diefe abgefaßt und den 
Affifen (der Pleinen Jury) zur Erledigung überwiefen. 








63) Anders bei der großen und der Fleinen Jury ($. 4). 
64) Dazu paft auch der Ausdrud: inquisition, inquest. 


65) Die Coroners verfehen daher zugleich die Function der deut⸗ 
fhen Poltzeibehörden (Oberämter) bei Unglüdsfälen, 
Selbſtmorden 2. ' 

Ce 2 
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Nach der Uebergabe (presentment) wird die Anklage von 
einem Gerichtsbeamten in die techniſche Form gebracht, 
und dann daruͤber verhandelt und entſchieden. 

Hiernach geht die Anklage in England entweder, und 
zwar regelmäßig von einem Privatanfläger aus, oder 
aysnahmameife bei gewiflen Verbrechen von dem Attorney: 
General oder von der Coronersjury. 

Der Anfläger (prosecutor) hat durch feinen Anwalt, 
oder wenn er feinen folchen hat, durch den Secretair der 
Affifen oder der Quarter: Seffion ( friedensrichterlichen 
Jury), bei welcher der Fall anhängig If, die Anflage in 
der gefeglich vorgefchrichenen Form verfertigen zu laflen, 
und Diefelbe der großen Jury ($. 2) vorzulegen. Kindet 
diefe die Anflage begründet (a true bill), und dann wird 
fie indietment genannt, fo kommt fie zur Verhandlung 
vor der Fleinen Fury. Hier wird der Angeflagte zuerft 
befragt , ob er guilty or not guilty plädiren wolle, d. h. 
ob er fich fehuldig befenne oder nicht? Spricht er erftercs 
aus (was aber verhäftnigmäßig nur felten vorfommt), fo 
ift damit die Sache abgemacht, d. h. er hat ſich felbft ges 
richtet, braucht alfo nicht erft von den Geſchwornen gerich: 
tet zu werden, daher der vorfigende Richter (Affifenpräfi: 
dent, Friedensrichter) fogleich Die verwirfte Strafe aus: 
ſpricht. Will er dagegen — tie regelmäßig — not 
guilty plädiren, fo wird er meiter gefragt: wie er ges 
richtet feyn wolle? worauf er antwortet: „durch Gott 
und mein Baterland (die Pairs: durch Gott und meine 
Pairs)“, und dann redet ihn der Gerichtsfchreiber mit 
folgenden Worten an: „Ihr ſeyd diefes Verbrechend an⸗ 
geklagt und behauptet unfchuldig zu feyn. Befragt, mie 
ihr gerichtet ſeyn wollet, fagtet ihr: durch das Gericht 
Gottes und des Volks. Sehet, bier diefe ehrenmerthen 
Männer vertreten das Volk; Gotte fende Euch eine gute 
Befreiung.” Nunmehr iſt e8 die Aufgabe des Anklägers, 
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den Inhalt des Indictments zu erweifen, wobei dem 
Angeklagten der directe und indirecte Gegenbeweis, über: 
Haupt jede Art der Bertheidigung nachgelaflen if. Nur 
gegen einen Strafantrag fann und braucht er ſich 
nicht zu vertheidigen, weil ein folcher von dem Anklaͤger 
gar nicht geftellt wird, fondeen im Kalle der Schuldig: 
erflärung durch die Jury der vorfigende Richter die geſetz⸗ 
lich verwirfte Strafe ausfprict ®). Die Hauptbeweis: 
mittel find Zeugen, und die Abhörung derfelben tft ledig: 
lich in die Hand der Parteien gegeben. Hat da⸗ 
her der Ankläger einen Anwalt, oder tritt der Attorney 
General als Anfläger auf, fo werden durch diefe die Des 
laftungszeugen vernommen, unter ihnen auch der Privatan⸗ 
lager, deffen Zeugniß gleichen Werth mit dem eines jeden 
andern Zeugen hat, und welcher, wenn eine Berurtheiz. 
lung erfolgen fol, zugegen feyn muß, weil in der Regel: 
fein Zeugniß von Wichtigkeit iſt. Hat der Anklaͤger keinen 
Anwalt, fo verfieht der vorfigende Richter die Stelle defs. 
felben, indem er für ihn die Abhörung der Belaſtungs⸗ 
zeugen vornimmt. Denn nicht jeder Privatmann ift dies. 
fer fchwierigen Aufgabe gewachſen. So forgt alfo das. 
englifche Recht dafür, daß eines Theils durch den Anklage⸗ 
proceß nicht wichtige Zeugniffe verloren gehen, 
andern Theil auch der Unbemitteite als Anfläger 
vor der Fleinen und großen Jury auftreten fann. Denn 
Hat er Feinen Anwalt, fo muß ihm der Secretair des be- 
treffenden Berichts (Affifen ꝛc.) die Anflagefchrift entwers 
fen, und vor der Fleinen Jury nimmt der Richter die Ab: 


66) Auch im Frankreich kommt «6 über den Strafantrag des 
Staatsanwalts nur felten zu eigentlichen Berhandlungen. 
Freilich müſſen dann die Strafgeſetze Sehr einfach feyn, 
wie fie es auch bei den Römern und im deutſchen Mittelalter 
waren, aber eben deshalb fchneidend! Wal. diefes Archiv 
Jahrg. 1846 ©. 313 fo., und über das englifche Recht: 
Rüttimann a. a. O. S. 4 fu 
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hörung der Zeugen für ihn zur Hand, Endlich werden 
dem Kläger alle Koften erftattet. 

In Sranfreich dagegen 97) wurde mit der Einfüh- 
rung der Fury durch das Gele vom 26 — 29 Septb. 
4791 nicht zugleih das Prinzip der Privatanklagefhaft 
aus dem englifchen Rechte adoptirt, fondern man benugte 
eine Einrichtung, welche befonders feit dem XVII Jahr: 
Hundert eine fefte Ausbildung in Franfreich erhalten hatte, 
nämlich das Inftitut dee Föniglihen Procuratoren 
(Seneralprocuratoren der Parlamente), die, wenn fie 
auch Fein ausfchließliches Verfolgungsrecht übten, doch 
bei allen Griminalunterfuchungen mit ihren Anträgen ges 
hört werden mußten, und deren Subftituten, die Gene⸗ 
ral-⸗Advocaten (avocats gendraux), welche aber nur 
in Eivilfachen das öffentliche Intereſſe (ordre public) vertra> 
ten, beide als inamovpible Beamte. Diefe Einrichtung 
war in Sranfreich fo fehr in das Rechtsleben übergegans 
gen, und entfprach zugleich der herrfchenden Anficht von 
der Trennung der Gewalten ®), daß fie auch in der Re⸗ 
volution beibehalten wurde, Gefeg vom 24 Auguſt 1790, 
vom 27 Bentofe VIII, vom 7 Plüpiofe IX, und in die 
neue franzöfifche Gefeßgebung überging, Geſetz vom 
20 April 1810 Kap. 17, Decret vom 6 Suli 1806 Art. 36, 
42 — 53, Deeret vom 18 Auguft 1810 Art. 16— 23, 
und Code d’instr. crim. Art, 22 — 47, 271 — %. 
Vom Standpunkte diefer Geſetze erfcheint die Staatsbe⸗ 


6) Mittermater a. a D. 8.45. Daniels a. a. O. 


©. 37 fg. Frey, Frankreihs Civil s und Sriminalverfaffung 
©. 203 — 59. 


68) Die Staatsbehörde hat nämlich Feine Stimme bei der Kafs 
fung des Urtheils. Gie kann nur Aufforderungen (r6- 
quisitione, r&quisitoires) oder Schlußfanträge (conclu- 
sions) machen, und überläßt es der Einficht und Unparteilich» 
Felt der Gerichte, fie zu würdigen und die geeignete Rückficht 
Darauf zu nehmen. 
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‘Hörde (ministere public) oder Staatsanwaltſchaft nach 
Merlin) als eine Behörde, welche das Intereſſe des 
Königs und des Staats in öffentlichen und Parteiange⸗ 
legenheiten uͤberwachen ſoll; oder wie fie Levita 7%) de: 
finiet, als eine neben den Gerichten ftehende, von dieſen 
getrennte und von ihnen unabhängige Behörde, welche den 
Beruf Hat, die Intereſſen der Regierung und der Befell: 
ichaft in öffentlichen und Privatangelegenheiten, mögen fie 
gerichtliche und zwar Civil: oder Straffachen, oder außer: 
gerichtliche feyn, zu vertreten; oder nah Schmitt’: 
cine bei den Berichten beftehende Obrigkeit Cmagistrature), 
welche den Beruf hat, bei diefen Gerichten die Geſammt⸗ 
heit, den Staat, in allen Rechtsangelegenheiten , die das 
gemeine Wohl betreffen, - zu vertreten, über die Aufrecht: 
haltung der guten Ordnung zu machen, die Anwendung 
und den Vollzug der Geſetze zu verlangen. Ä 

Diefe Behörde oder Obrigfeit befteht aus einer Mehr: 
heit von, aber amovibeln Beamten, und tft von Oben 
nach Unten vollftandig gegliedert. An der Spige ſteht der 
General:Staatsprocurator am Eaffationshof mit 
mehreren Subftituten und Gehülfen unter dem Namen 
General-Advocaten (avocats generaux), deſſen 
Auffiht und Peitung alle anderen Beamten der Staats— 
anmwaltfchaft unmittelbare oder mittelbar unterworfen find, 
nämlich bei jedem Appelhof (eours d’appel) ein General⸗ 
Procurator mit mehreren Stellvertretern (General: 
advocaten) und f. g. Subftituten, und bei jedem Gericht 
erftee Inſtanz ein Staatsprocurator (procureur du‘ 
roi, koͤniglicher Procurator) mit mehreren ftellvertretenden 
Gehuͤlfen unter dem Namen Gubftituten Nur bei den 


69) Repertoire s. v. ministöre pablie: 
70) In Jagemann's Gerichtefaal Th. 1 S. 168. 
71) Ebendaſelbſt ©. 276. 
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Gerichten der einfachen Polizei (Friedensgerichten) vertritt 
der Polizeicommiffär, oder aushülfsweife der Maire 
oder deſſen Adjunct die Staatsbehdrde, und bei den 
Drtepolizeigerichten oder Gerichten der Maires, fo 
weit fie beftehen ($. 1), verfieht der Adjunct des Maire, 
und aushülfsweife ein Mitglied des Gemeinderaths, den 
der Staatsprocurator für ein Jahr dazu ernennt, die Ge⸗ 
fhäfte der Staatsanmaltfchaft 72). Die Generaladvocaten 
(avocats generaux) üben ihr Amt nur unter der Aufficht 
und Direction der Generalprocuratoren am Caffationshofe 
und an den Appelhöfen aus; eben fo die Subftituten der 
Staatsprocuratoren an den Gerichten erfter Inftanz, und 
zwar in der Weife, daß diefe die getroffenen Dienftanord- 
nungen zu jeder Zeit wieder abändern, und nad) Belieben 
die jenen übertragenen Zunctionen felbft verrichten koͤnnen. 
Die Geſammtzahl aller diefer Beamten beträgt gegen 1000 
(unter diefen 26 Generalprocuratoren), woraus ſchon 
allein der große Umfang der dem ministere public über: 
wiefenen Gefchäfte erhellt. Nach der Amtöftube, die die: 
fen Beamten im Auftiggebäude für ihre Gefchäfte außer 
dem Audienzfaale eingeräumt ift, werden fie auch Par⸗ 
fet= Beamte (gens du parquet) genannt 7°), oder 
wohl auch, wie vor der Revolution, gens du roi. 

Die außerordentliche Gewalt diefer Anmaltfchaft in 
ſtrafrechtlicher Hinficht (denn die Sunctionen derfelben in 


73) In dem neuen Württemb. Entwurf über die Drganifation 
der Gerichtsbehoͤrden (1848), welcher diefe Einrichtung beibes 
halten will, heißt es dagegen fehr ungenau: „Bei der Ortes 
obrigfeit Eann Einer der Gemeinderäthe zum Staatsanwalt 
beftelt werden.” Alſo nur kann, nicht fol? Und ven 
wem Fann oder foll er beftellt werden ? Auf wie lang? ıc. 


73) Der Ausdrud „„Parker” ift felbft Legal, indem z. B. in den 
Deereten vom 6 Juli u. 8 Auguft 1810 von substituts de 
service au parquet, und von service parquet die Rede ift, 
worunter die außer der Audienz Cden Gerichtsfißungen) zu 
verrichtenden Geſchäfte zu verfichen find. 
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Civilſachen 7*) müffen wir hier Übergehen) wird fi) aus 
der nachfolgenden Zufammenftelung ihrer Berrichtungen 
ergeben 7°), Ä 

Zunächft wird der Staatdanwalt ald Beamter der 
gerichtlichen Polizei, indem dem Staatsprocurator 
bei den Tribunalen erfter Inſtanz (Untergerichten) die Auf: 
fuhung und PBerfolgung aller firafbaren Handlungen, 
welche zur Competenz der Zuchtpolizeigerichte (delits) und 
der Affifen (crimes) gehören, obliegt. Zu diefem Behuf find 
ihm die Hulfsbeamten der gerichtlihen Polizei (officiers 
de police judiciaire auxiliaire), nämlich die Polizeicom⸗ 
miffäre, die Maires und deren Adjuncten (Gehuͤlfen), die 
Sriedensrichter, die SendarmeriesDfficiere, die Feld⸗ 
und Korftwächter untergeben,, durch deren Anzeige er 
Kenntnig von verübten Verbrechen und Vergehen er- 
langt 78), um fie bei den Gerichten in Unterfuchung zu 
bringen. Selbſt der Unterfuhungsrichter (juge 
d’instruction), welcher je auf 3 Jahre aus den Mit: 
gliedern des Gerichts erfter Inftanz gewählt wird, fteht, 
als gleichfalls zu den Beamten der gerichtliden Polizei 
gehörig, Hinfichtlich feiner Amtsverrihtungen als folcher 
unter der Aufficht des General: Staatsprocuratorg, der ihn 
bei Nachläffigfeiten oder Verſaͤumniſſen an feine Pflicht erin: 


74) Theils als Fiscal für den Staat oder das Staatsoberhaupt 
Cbei Recdhteftreitigkeiten über Kron u. Privatdomänen, und 
Civilliſte), theis als Organ des Geſetzes in allen Eivilfachen, 
die das allgemeine Intereſſe betreffen, 3. B. das Intereſſe von 
Minderjährigen, Abweſenden, Interdicirten, von Gemeinden, 
öffentlichen Anftalten ꝛc. 


75) Schmitt (Staattprocurator in Zweibräden): Die Staats» 
antwaltfchaft im franz. Strafprocefie, in Jagemann’s Ges 
richtsſaal Ih. 1. S. 276 fg. Dazu der Aufſat von Levila: 
Das zeerbättmiß der Staatsbehörde zur Kivilrechtspflege, daf. 

r. AIV. 


76) Jene Hülfsbeamte haben dann wieder ihre untergeordneten 
Diener, die Ihnen denunciren. 
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nern, und bei Ruͤckfaͤllen ſelbſt vor das Appellationsge⸗ 
richt laden kann 77). Der Unterſuchungsrichter hat ferner 
nicht nur den Requiſitionen und Anträgen des Staatspro⸗ 
curators, fofern er diefelben nur nicht für völlig unbegrüns 
det hält, Kolge zu geben, fondern er darf auch ge⸗ 
wiſſe proceflualifhe Handlungen (Augenſchein und Ber: 
‚baftsbefehle) nicht ohne Zuziehung oder Bernehmung 
defielben vornehmen 78), hat Ihm von Zeit zu Zeit über 
die Ergebniffe der Unterfuchung zu berichten, und muß 
fih nad der Praxis auch bei Vernehmungen der Zeugen 
und des Beſchuldigten die Anmefenheit des Staatöprocu: 
rators gefallen laffen. Ja bei Bergehen (aber auch nur 
bei diefen) bedarf ed nicht einmal nothwendig einer Auf: 
forderung des Unterfuchbungsrichters durch die Staatsbe: 
hörde, eine Vorunterfuchung gegen den Verdächtigen ein: 
zuleiten, fondern der Staat8procurator kann, wenn nad) 
feiner Anficht ſchon die polizeilichen Nachforfhungen Allee 
genügend aufgeklärt haben, den oder die Verdächtigen 
geradezu (unmittelbar) vor das Zuchtpolizeigericht zur 
Audienz vorladen, was allerdings zu vafcher Erledigung 
der Sache und Erfparung von Koften dient 78), auf der 


— 





— 


77) Anders mit Recht das Baierifche Geſetz über Schwurgerichte, 
Art. 29. Bol. auch Art. 24. 

78) Bloße Vorführungs s und Verwahrungsbefehle (mandats 
d’amener, mandats de depöt) darf er dagegen allein er: 
laſſen, durch welche leßtere der Verhaftbefehl (mandat d’ar- 
ret) oft entbehrlich wird. ‚Die Criminalhaft endlich (l'ordon- 
nance de prise de corps) geht von der Raths » oder Ans 
Elagefammer aus, wenn eine Verſetzung in den Anklageftand 
wegen eins Werbrechens (crime) befchloffen wurde. 


79) Nah Shwitt a. a. O. ©. 291 follen in Franfreich und 
am. Rhein auf diefem Wege mindeftens ?/, aller Vergehen 
(delits) rafch entfchieden werden. Ob dies nicht zu viel bes 
hauptet iſt? Andere Schrififteller wenigſtens ftellen die unmits 
telbare Vorladung vor die Audienz mehr als Ausnahme von 
der Regel dar. — Mebrigens gilt das Gleiche, und zwar um 
fo mehr, auch von bloßen Polizeiübertretungen (con- 
aa one); weiche bor die Gerichte der einfachen Polizei 
gehören. 
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andern Seite aber bedenklich iſt, weil dies zu einer unges 
bührlichen Ausdehnung polizeilicher Nachforſchungen, und 
zur Umgehung des Unterfuchungsrichters führen kann, der, 
obgleich ſelbſt Beamter der gerichtlien Polizei, doch mehr 
Garantie gewährt, als das übrige dazu gehörige Perfonat. 
Aber auch fonft ift die Stellung der Staatsprocuratorg, 
als derjenigen Behörde, weiche die Beranlaffung zu 
gerichtlichen Unterfuchungen giebt, und des Unterfuchunges 
richters, als Infteuenten, nicht rein gehalten, indem 
fih ihre Sunctionen auf eine eigenthümliche Weife durchs 
freuzen, und der Unterfuchungsrichter ein zugleich abhän: 
giger und unabhängiger Beamter ift. Erſteres, fofern er 
als Beamter der gerichtlichen Polizei der Dberaufficht des 
Generalftaatsprocurators unterworfen iſt; letzteres in der 
Eigenſchaft eines Anftruenten, Referenten und Votanten 
in der Rathsfammer ($. 2), dem das Gefeß zugleich die 
Befugniß giebt, bei delits lagrants ausnahmsweiſe eine 
Unterfuhung von Amts wegen, d. h. ohne Anre 
gung oder Aufforderung des Staatsprocurators, vorzus 
nehmen, wofür aber auch umgefehrt legterer die Befugniß 
hat, bei Verbrechen (crimes) auf frifcher That, oder auf 
gefchehene Aufforderung des Hausbefigers zu einer Haus⸗ 
fuhung, in eigner Perfon gerichtliche Unterfuchungs: 
Handlungen vorzunehmen.” Wie weit diefe beiderfeitigen 
Rechte gehen 9), erhellt aus dem weiten Ihmfange eines 
delit flagrant. Darunter ift nad Art. 41 des Code 
d’instr. crim. nicht nur ein Verbrechen oder Vergehen zu 
verftehen,, welches eben jet begangen wird, oder fo eben 
begangen worden ift (qui se commet actuellement, ou 
qui vient de se commettre), fondern auch ein ſolches, wo 
der Thäter duch Öffentliches Geſchrei (clameur pu- 


80) Noch mehr Gewalt räumt die Badiihe Str. Pr. D. von 
1845 $ 41 Ziff. 4, 8. 46, 47 in diefer Richtung dem Staats⸗ 
anwalt ein. 
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blique) verfolgt wird, oder wenn derfelbe mit Sachen, 
Waffen oder Papieren betreten wird, welche ver muthen 
laſſen, daß er Urheber oder Gehülfe fey (faisant presu- 
sumer, quil est auteur ou complice), Menn e8 nur 
zu einer Zeit gefchieht, welche kurz auf jene des Ber: 
brechens folgt (un temps voisin du delit) 8). Hier 
ift der Begriff des Verbrechens auf frifcher That bis zur 
Unfenntlichfeit entftellt, und um fo bedenflicher jene do ps 
pelte Ausnahme von den Grundprinzipen des Strafpro- 
ceffes, nämlich von dem Anflageprinzip und von der Tren⸗ 
nung der Gewalten, welche beide gleichmäßig in der Per: 
fon des Unterfuchungsrichters, wie des Staatsprocurators 
verlegt würden. Auf der andern Seite geht aber das 
franzöfifche Recht in der Trennung der Gemwalten fo weit, 
Daß es die vollziehende Gewalt den richterlichen 
Behörden völlig entzogen, und dafür auf die Staats: 
behörde übertragen hat. Hiernach fann der Unter: 
fuhungsrihter nur Befehle erlaffen, nicht aber diefel- 
ben vollziehen. Er kann die von ihm erlafienen Erſchei⸗ 
nungs⸗, Vorführungss oder Verhaftsbefehle fo wenig 
felbft vollziehen, als died den Gerichten Hinfichtlich der von 
ihnen gefällten Urtheile geftattet ift. Auch dies wird 
man in Deutfchland nit feiht mit Schmitt 82) für 
einen Borzug des franzöfifchen Rechts ausgeben. Ein 





81) Auch bei den Römern dehnte man den Negriff des furtum 
manifestum über feine natürliche Bedeutung aus, ging aber 
doch nicht fo weit. Bol. Gajusili. $. 184. Inst. IV. 1.3. 
Rein, deutiches Erim. Recht S. 296. Das Verfolgen durch 
Öffentliches Sefchrei erinnert an die handhafte That des deut⸗ 
ſchen Mittelalters, was die P. &. D. beim Diebſtahl bei⸗ 
behalten hat. Meine Verſuche über einzelne Lehren der Strafs 
rehtsw. 1827 ©. 122 fg. Auch das englifche Recht Eennt das 
Berfolgen der Verbrecher durch den f. g. Haroſchrei. Bgl. 
Bladftone Kommentar 4, 21. 


. 82) a.0a.D. ©. 294. Diefer will überhaupt gegen die fran⸗ 
zoͤfiſchen Einrichtungen in diefer Lehre faft Feine Einwendungen 
gelten laſſen. 


% 
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Richter, welcher nur befehlen, nicht aber feinen Befehl 
vollziehen fann, ift ein gar zu ohnmächtiges Ding, und 
muß fih von jedem niederen Verwaltungsbeamten, welcher 
beide Befugniffe. zugleich hat, befchämen lafien! Dagegen 
verdient die Beftimmung, daß der Inquirent aus den 
Mitgliedern des Gerichts erfter Inſtanz nur auf drei 
Fahre beftellt wird *88), volle Anerfennung. Abgeſehen 
von der drücenden Laft, welche in diefee Function liegt, 
wenn jie fir die ganze oder auch nur halbe Lebensdauer 
berechnet ift, fo führt diefe Einrichtung faft unvermeidlich 
zu einer gewiflen Härte und Inhumanitaͤt des Inquiſito⸗ 
riats, worunter Die Befchuldigten oft hart genug zu 
bußen haben. Nah dem älteren franzöfifchen Rechte 
wechfelte der Unterfuchungsrichter gar alle ſechs Mo: 
nate unter den Mitgliedern der Kreiggerichte, indem der 
Director der Anflagejury (directeur du jury) zugleich 
Inſtructionsrichter war ($. 1). Allein man fand bald, 
daß diefe Zeit zu kurz gemeflen fey, um die nöthige 
Uebung und Kertigfeit im Inquiriren zu erlangen. 

Die Staatäbehörde hat aber nicht nur.die Pflicht, 
ftrafbaren Handlungen von Amts wegen naczuforichen 
und die gerichtliche Unterfuchung derfelben zu veranlaften, 
endlich nach beendigter Borunterfuhung, wenn es fich von 
einem Berbrechen oder Vergehen handelt, die Sache an 
die Rathskammer ($. 2) zu bringen, um diefe über das 
Ergebniß der Vorunterfuchung entfcheiden zu laflen; fons 
dern die Staatsbehörde tritt: 

Zweitens au als öffentlicher Ankläger in 
der Audienz oder öffentlichen Gerichtsſitzung auf. 
Denn bis dahin gehören alle Verhandlungen noch der ges 


83) Sein Stellvertreter iſt dann nicht etwa, wie in Deutfchs 
land, der Gerichtsactuar, fondern ein anderes Mirglied 
des Gerichts. Dadurch wird ein großer Uebelſtand befeitigt. 
Bol. Zeitfchrift für Strafpriceß von JZagemann, Nöllner 
und Temme, Jahrg 18416 ©. 397 fg. S. 446 —U. 
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rihtlihen Polizei an. Hier (in der Yudienz) be: 
ginnt mithin erft das eigentlihe gerihtlihe Strafper: 
fahren, ſey e8 vor dem. Kriedensgerichte, oder vor dem 
Buchtpolizeigerichte, oder vor den Affifen. Die Aufgabe 
der Staatsbehoͤrde ift hier, ihre Anklage zu begrün: 
den, zu welchem Behuf fie die Belaftungszeugen vorzu: 
fchlagen und. einzuberufen hat, ohne dag aber (wie nad 
englifhem Rechte) die Abhörung derfelben in ihre Hand 
- gegeben ift, fondern dies — fo wie die Abhörung der 
Entlaftungszeugen — gefcbieht durch den Gericht svor⸗ 
ftand, bei den Affifen durch den Affifen: Präfident. Doch 
ſteht ihr, nachdem fie fi von dem Vorftande das Wort 
erbeten hat, frei, einzelne Fragen an ihre und die gegneri: 
fben Zeugen, fo wie an den Angeklagten zu richten. 
Nach beendigtem Beweisverfahren ftellt fie die Refultate 
der Bemweisführung zufammen, und verbindet damit die 
geeigneten Anträge ( Schlußanträge). Diele find in 
Polizei⸗ und Zuchtpolizeifachen zugleih Strafanträ: 
ge, während bei Verbrechen (crimes), wo bie That: 
und die Rechtsfrage .verfchiedenen Richtern zufommt, ein 
Strafantrag von der Staatsbehörde erft geftellt werden 
fann, wenn die Geſchwornen, und in wie weit diefelben 
gegen den Angeklagten das „Ichuldig” ausgeſprochen 
haben. Findet übrigens der Staatsanwalt, daß ſich in 
der öffentlichen Verhandlung die Sachlage weſentlich ver: 
ändert hat, fo ändert er danach feine früheren Anträge ab, 
oder ftellt eventuelle Anträge; niemals aber darf er, auch 
wenn er ſich von ihrer Grundloſigkeit überzeugt hat, die 
Anklage foͤrmlich fallen laffen, weil dies ein Uebers 
griff in die Rechte des Richters wäre, welcher bei einer 
vor ihm anhängigen Sache allein darüber zu entfcheiden 
hat, ob die Anflage gegruͤndet oder ungegründet, erwie⸗ 
fen oder nicht erwiefen fey. In ſolchen Faͤllen pflegt fich 
die Staatsbehoͤrde der Formel, daß fie die Entfcheidung 
4 
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der Sache „dem meifen Ermeffen ‚des. Gerichts überlaffe”. 
(je me rapporte & la sagesse des juges) zu bedienen ®*),. 
Berenger ®) und nah ihm Frey °%) unterfcheiden 
dagegen unter Berufung auf den Code d’instruct. Art. 335, 
576 (conclusions motivees, und:s’il y a lieu) und 190 
(conclusions) zwiſchen den Affifenhöfen und andern 
(ordentlichen und auferordentlichen) Strafbehörden, bei 
welchen fegteren die Staatsbehoͤrde das Recht habe, bie 
Anklage fallen zu laffen, und zwar darum, weil hier 
rechtsgelehrte Richter das Urtheil zu. fällen hätten, 
bei welchen. ein folcher (vielleicht unmotipirter) Schritt der 
Staatsbehörde nicht bedenflih ſey, während bei den Aſſi⸗ 
fenhöfen zu beforgen ware, daß die, ohnehin fchon bei ges 
wiſſen Berbrechen zur Freiſprechung geneigten Geſchwornen 
ohne meitere Prüfung der Auctorität der Etaatsbehörde 
folgen fönnten! Weber diefe Grunde Hält fich freilich Be: 
renger mit Recht auf. In der Sache Fann aber nicht: 
geläugnet werden, daß die Kaflung des Art. 335 Fategos 
riſch, die des Art. 576, nach welchem auch der Art. 190 
auszulegen ift, mehr facultativ iſt. 

Drittens ift die Staatsbehörde das Organ der vol: 
ziehenden Gewalt. In diefer Eigenfchaft vollzieht 
fie theil8 die Befehle und Anordnungen des Unterfuchungss 
richters; theils betreibt und leitet fie die Vollſtreckung aller 
Strafurtheile durch die ihre untergebenen Hülfsbeamten 
(Huiffiers); theils Hat fie die Aufficht über alle Siches 
tungsgefängnifie und Strafanftalten. Auch dies ift ein, 
und zwar ſchwerer Eingriff in die vichterliche Gewalt. 
Allerdings beruhte auch bei den Römern zur Zeit des Quoͤ⸗ 
ftionenproceffes und im älteren deutfchen Rechte, d. h. 


84) Schmitt a. a. O. 5.296. Bombard daſelbſt ©. 136 fg. 
85) De la justice criminelle en France, pag. 455 * 
86 a. a. O. S. 242 fg. 
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bei der Schoͤffengerichtsbarkeit, das Verfahren auf einer 
Trennung der anordnenden, der richterlichen, und der 
vollziehenden Gewalt, von welchen die erſte und letzte in 
der Hand des Magiſtrats war. Allein theils lag der 
Grund dieſer Trennung der vollziehenden von der richter⸗ 
lichen Gewalt darin, daß man den Volksrichtern (ju- 
dices — Schöffen) nicht wohl die Vollziehung der von 
ihnen gefällten Urtheile überlaffen Eonnte, während nach 
der franzöfifchen Einrichtung alle Strafurtheile entweder 
von rechtsgelehrten Richtern allein (wie in Pos 
fizel = und Zuchtpoligeifachen) oder unter Mitwirfung ders 
felben (bei Verbrechen) gefällt werden, diefen aber ſehr 
wohl die VBollziehung dee Strafurtheile uͤberlaſſen wer⸗ 
den kann; theild war der den judices und den deutfchen 
Schöffen vorfigende und exequirende Magiftrat ein rich⸗ 
terliber Beamter (Prätor, — comes, Landrichs 
tee, Schultheiß), während das franzoͤſiſche Recht diefe 
Function einer vom Richter verfchiedenen und abhängigen 
Behörde überträgt, deren Macht eben möglichft erwei⸗ 
tert werden follte. Zwar beruft man ſich darauf 87), 
dag die Volljiehung der Strafen, als rein admis 
niftrativer Natur, nicht Sache des Richters feyn 
fönne, und daß demjenigen , welcher ein Urtheil er⸗ 
wirft habe, aud die Vollziehung deſſelben uͤberlaſſen 
werden müfle 88). Allein theil® Fann man mit der 
Trennung der Gewalten zu weit gehen, und dies ge: 
ſchieht, wenn der Richter zu einem ganz machtlofen Sub: 
jecte gemacht wird , woran man fich fo wenig in Deutfchs 
land wie in England leicht und gern gewöhnen wird; theile 


87) Schmitt a. a. D. ©. 294 — 98. 
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fann, wenn auch bei ung (mie zu münfchen) das. Inſtitut 
der huissiers eingeführt werden follte, ein Eivilurtheil nicht 
in gleiche Linie mit einem Strafurtheile geftellt werden, 
weil jened Eigenthum des fiegenden Theile wird, letz⸗ 
teres dagegen nicht in gleicher Weife in die Rechte des 
Staatsanwalts, als öffentlichen Anflägers und Siegers, 
übergeht. Endlich, wenn nach franzöfifchem Rechte, und 
ganz der Confequenz gemäß, dem Richter felbft die Auf: 
ficht über die Sicherungsgefängniffe und Strafanftalten ents 
zogen ift, fo erfcheint dies ganz befonders bedenklich, weil 
nicht das Urtheil auf dem Papier, fondern die Art der 
- Bollziehung deflelben, namentlich bei den die Regel 
bildenden Freiheitsftrafen die Hauptfache ift, dieſe daher. 
feiner fremden Behörde überlaffen werden kann, welche 
es in ihrer Hand hätte, durch die Art der Vollſtreckung 
des richterlichen Urtheild aus diefem ein ganz anderes 
(milderes oder fehärferes) Wetheil zu machen 89). Allers 
"dings hat die bisherige Beauffichtigung der Strafanftalten 
durch die Gerichte feinen Segen gebracht, indem man ſich 
mit papicrnen Controlen begnügte, und die meniaften 
Richter auch nur die Schwelle der Strafanftalten betreten 
haben. Allein dies wird und muß fich ändern, wenn erft 
die Verbefferung der Strafanftalten im Sinne eines wah⸗ 
ven Pönitentiarfoftems in Ausführung gebracht ſeyn 
wird. Dann aber wird man am weniaften den Gerichten 
zumuthen fönnen, fih um das Schieffal der von ihnen 
Verurtheilten nicht zu fümmern! 
Viertens ift die Staatsbehdrde theild Aufficht8- 
behörde über die Beamten der gerichtlichen 
Polizei (zu welchen felbft richter liche Beamte, naͤm⸗ 
lich der Friedensrichter und der Unterfuchungsrichter beim 


ee) gardeift für Strafproceß von Nölner, Temme, Jahre. 
1847 ©. 185, 234 fg. 
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Gericht erſter Inſtanz gehoͤren), theils, als Organ der 
oberſten Staatsaufſicht, auch uber die Gerichte. 
In dieſer Eigenſchaft hat ſie daruͤber zu wachen, daß bei 
dem Gerichte, wo ſie ihren Sig hat, alle geſetzlich vorge: 
fehriebenen Formen, und alle den inneren Dienft (la ser- 
vice intdrieure) und die Dieciplin der Gerichte betreffens 
den Anordnungen vollzogen werden, ja fie muß felbft bei 
den Beratungen des Gerichts über den inneren Dienft und 
die Geihäftsordnung beigezogen werden, und darf Ans 
träge in dieſer Richtung ftellen. Entdeckt die Staatsbe⸗ 
börde Unriegelmäßigfeiten, Unordnungen im Dienfte, oder 
Unfoͤrmlichkeiten, fo Hat fie zunächft dem Prafidenten des 
Gerichts gerianete Vorftellungen darüber zu machen, und 
wenn diefe erfolglos find, desfalld an die höhere Staatd: 
behörde zu berichten! Daher haben auch die Staatspro⸗ 
euratoren zweimal im Jahre an die Generalprocuratoren, 
und diefe zweimal jährlich an den Juftizminifter einen Ber 
richt über den Gang der Juſtizverwaltung, und die im 
verflofienen halben Jahre abgeurtheilten oder noch ruͤckſtaͤn— 
digen Sachen (choses arrierees) zu erftatten. Hiernach 
begreift e8 fid, Daß in den Motivs du Code dinstr. crim. 
Liv. 1. chap. 1 — 8 pag. 17 der ministere public 
Foeuil du gouxernement, par qui sont observdes les 
tribunau.r, genannt wird, und wiederum der procureur 
du roi (Ötaatsprocurator) Poeuil du procureur gend- 
ral, comme le procureur general est l’oeuil du gou- 
vernement. Können wir in Deutfhland folche Argus: 
augen über die Gerichte wünfchen ? 

Endlich fünftens ift die Staatsbehdrde das Organ, 
durch welches die oberfte Staatögewalt ihre Willens: 
erflärungen an die Berichte gelangen läßt. 
Ale Gefege, Verordnungen, minifterielle Verfügungen, 
Staatsrathsgutachten werden von dem Minifterium der 
Juſtiz dev Staatsbehörde zugefendet, und durch diefe dann 
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den Gerichten eröffnet. Bedarf e8 auch hier für Deutfch: 
land eines folchen Zwifchenträgers ? 

Man fieht, was nicht Alles aus der Staatsanwalt⸗ 
fchaft, unter dem fehimmernden Titel eines Staatsauges, 
eines Drgans oder MWächters des Geſetzes, der nothiwens 
digen Trennung der Gewalten 2c., gemacht werden Eann ! 
Vergleicht man daher fehließlih noch die englifche und 
franzöfifche Einrichtung mit einander, fo wird man 
zwar zugeben müffen,, daß legtere dem Prinzipe nach 
den Vorzug verdiene, weil die Öffentliche Anflagefchaft 
mehr und beſſere Garantieen für die Fräftige Verfolgung 
firafbarer Handlungen gewährt als die Privatanflagefchaft 
mit ihren ohnehin bedenklihen Nothmitteln. Allein faßt 
man die Art der Ausführung beider Prinzipe, jede 
von ihrem Standpunfte betrachtet, ins Auge, fo wird 
man nicht umhin fönnen, dem englifchen Recht den Vor: 
zug einzuräumen, teil der franzöfifche Staatsanwalt weit 
über den öffentlichen Anfläger hinausreiht, und es für 
den Anflageproceg nur eines ſolchen bedarf, nicht aber 
eines mit fo ungebührliher Macht befleideten Staates 
organg, durch welches die Unabhängigkeit der Gerichte 
und das Intereffe des Befchuldigten mannigfach gefährdet 
würden, was noch ftärfer hervortritt, wenn man näher 
auf die Thätigkeit der Staatsbehörde im Einzelnen eingeht, 
wozu hier aber nicht der Det ift. 
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XIV, 
Ueber die 
Competenz des Schwurgerichts, 


insbſondere in Beziehung 
auf die ſogenannten correctionellen Vergehen. 


Von 
Herrn Dr. Marquardſen, 


z. Z. in London. 


Unter den wahren Kreunden des Sortfchritts im Staats = 
und Rechtsichen find ohne Zweifel Manche, die auf dem 
tangfamen Wege der Verbeſſerung und bei ftufenmeifer 
Steigerung der Anforderungen das uns Allen vorfchwebende 
Ziel einer ſelbſtſtaͤndigen Staatsverwaltung und einer volks⸗ 
thämlichen Rechtspflege am beften zu erreichen hoffen. Zu 
ihnen zählen wir alle diejenigen Vertrauenspolitiker, welche 
mit den vorliegenden dynaftifchen Elementen und Territo: 
vialverhältnifien Deutfchlands einen freien Staat, trage 
er einen conftitutionellen oder einen republifanifchen Fir: 
niß, lebensfähig bilden zu koͤnnen glauben. Was die 
Rechtsentwicklung anberrifft, bewegen ähnliche Prinzipien 
alle die, welche fich vorläufig an der Einführung der 
Schwurgerihte nah franzöfifhem Mufter, angemwender 
auf die ſchwerſten d. h. am härteften zu beftrafenden Ber: 
gehen, genügen laffen. Viele unter diefen wiſſen recht 
gut, daß dies nur ein erfter Schritt zum Beſſeren iſt; 
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Viele find einer Ausdehnung des Inftituts auf geringere 
Straffälle, Manche fogar ihrer Anwendung aud) auf 
bürgerliche Rechtsftreitigkeiten nicht abgeneigt. Sie er: 
warten aber von der Zeit die Urbarmachung des Bodens 
für diefe weitere Ausſaat; ich glaube, daß fie fich in einer 
argen Täufhung befinden. Viel Flarer fehen Dagegen 
Alle die, welche mit der Einführung dee Schmwurgerichte 
das ewige himmliſche Reih der Bureaufratie in feinen 
Grundveſten erbeben fühlten und fich jegt mit aller Macht 
gegen jede Ausdehnung des verhaßten Inſtituts, das fie 
von Herzen über den Rhein und die Nordfee wünfchen, 
ftemmen. Sie haben von ihrem Standpunfte aus recht, 
und mit ihnen ift nicht zu ftreiten. Aber unter den Kreun: 
den der Reform ift der faumarme Eifer beflagenswerth,. 
mit dem gebt, nachdem das erfte Gefchrei der Märztage 
vorüber ift, in diefer Sache vorgegangen wird, und mit 
dem fich eine nicht geringe Unmiffenheit ſchweſterlich verz. 
bindet. ch weiß wirklich nicht zu jagen, was von beiden. 
größer ift, die Echlaffheit oder Unfenntnig, wenn man 
fid wie in Preußen ein ſolches Schwurgeſetz ruhig in Die 
Hände ſtecken käßt. Die Grunde zu beiden find nicht 
ſchwer zu enträthfeln. Die Thätigkeit, die der Menfch 
für eine Idee entwickelt, wird fich immer nad) den Erwar⸗ 
tungen richten , die er fih von der Verwirklichung derfelben 
macht; je Höher und herrlicher er das Ziel fehägt, deſto 
energifcher werden feine Anftrengungen feyn. Wir muͤſſen 
daher nachfehen, mas man fib in den vorhergehenden 
Fahren, wo der lobpreifende Ruf nah Schwurgerichten 
ftarf genug war, unter diefem Inſtitut vorgeftellt und 
von ihm erwartet hat; und ed deingt fich leicht die Wahr. 
nehmung auf, daß es die fogenannte politifche Seite der 
Jury war, welche ihr in Deutſchland in den Zeiten der 
Bedrängnig fo viele Freunde und Verehrer verichaftte. 
Bei jedem verurtheilenden Erfenntnip vnſeexe GWOyxvGEzdßvvo { 
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Gerichtshoͤfe, wenn es einen beliebten Volksmann traf, 
bei jedem freifprechenden Urtheil eines folhen, wenn es 
Amtsentfegung oder Verfeßung zur fehnellen Folge hatte, 
richteten fich die Blicke fehnfüchtig nach denjenigen Ländern, 
in welchen eine volksthuͤmliche Gerichtsverfaſſung bösmillige 
freiheitfeindfiche Richter unfhädlich machte, unparteiifche, 
pflichtgetreue vor der Laune eines beleidigten Cabinettes 
ſchuͤtzte. Wir wiffen recht wohl, daß gerade aus Politik 
Manche, die der vorgedachten Betrachtungsmeife zuſtim⸗ 
men, fie vor dem März läugneten; denn mer von den 
damals Mächtigen überhaupt etwas für volksthuͤmliche 
Gerichtsorganifation hoffte, konnte allerdings dem Schwurs 
gericht Feinen fchlechteren Dienft ermweifen, als jenen Cha⸗ 
rafter eines politifchen Inſtituts, als Volkswehr gegen 
politifche Anlagen hervorheben. Jetzt Haben — oder 
muß man fchon wieder fagen: hatten — fich die Dinge 
geändert, und die Vertheidiger der Schtourgerichte aus 
politifhen Gründen d. h. ftaatspolitifhen — denn ein 
ftichhaltiger ftrafpofitifcher Grund iſt es niht — machen 
aus ihren Motiven länger Fein Hehl; fie offenbaren fie in 
ihren Worten und Werfen. Sie wollen und wünfchen eg 
bei politifchen Vergehen und laffen es fich bei anderen Fäls 
len höchftens gefallen, weil ihnen dies Mittel zum Zweck 
if. Ihnen genügt vollfommen die franzöfifche Einrich- 
tung, und fie glauben gar feinen Grund zu haben, ſich um 
die Ausbildung der Gerichtshöfe zu befümmern. Ich will 
biee nicht von der Bildung der Schwurgerichte, nicht 
von dem Verfahren vor demfelben reden; ich will nur 
blos fragen: ob die Gefchichte der politifchen Prozefle in 
Frankreich diefen Herren, die ſoſehr ängftlich ſcheinen, 
fie oder ihre Freunde möchten einmal des Hochverrathe 
u. ſ. w. angeflagt werden, etwa Erquictung und Beruhigung 
in diefer Beziehung zu gewähren vermag; ich glaube aller: 
dings, daß man ſich darin leicht verrechnen Fönnte, — 


/ 


Ueber die Gompetenz des Schwurgerichte. 435 


aber das will ich nicht verfchweigen, daß ein folches Kai: 
fonnement denjenigen, der darauf hin die Einführung der 
Echwurgerichte erftrebt Hat, vor dem Vorwurf der Kurzfich: 
tigfeit oder des Leichtſinns nicht zu fhügen vermag. Mean 
bedenfe doch nur, um einiger politifchen Anklagen willen, 
die in ruhigeren Zeiten fich vielleicht im Verhaͤltniß zu ge: 
wöhnlichen Verbrechen wie 1: 1000 befinden (mir find 
Halle befannt, daß in England Attorney - Generals über 
12 Jahre ihr Amt inne gehabt haben, ohne einen einzigen 
politifchen Prozeß zu führen), verpflanzt man zu ung ein In⸗ 
ftitut, welches Straffachen der ſchwerſten Art , bei denen 
oft die ganze bürgerliche Eriftenz des Angefchuldigten auf 
dem Spiele fteht, vor einen KRichterftuhl bringt, deffen 
Vorzug vor den bisherigen Serichtshöfen als fehr zweifelhaf: 
ter Natur erfchien. Während diefe Art Sreunde der Jury 
fo leichtfinnig mit dem Intereſſe der einzelnen Angeflagten 
umgehen, bringen fie ebenfalls den ganzen Staatsorgani$: 
mus dadurch in Unficherheit, daß fie die Jury heimlich als 
eine Anftalt betrachten, deren Aufgabe es ift, politifche 
Verbrecher freizufprechen, als wenn es nicht die Pflicht 
des Richteramts wäre, jedem Verbrecher, dem politis 
ſchen und unpolitifchen, mit gleicher Waage fein Theil zu: 
zuwaͤgen. 

Schlimm waͤre es, wenn ſich fuͤr das Geſchworenen⸗ 
gericht nichts mehr und nichts beſſer Empfehlendes ſagen 
ließe; aber gluͤcklicher Weiſe hat die neue Einrichtung ganz 
abgeſehen von Politik und politiſchen Prozeſſen einen fol: 
chen Kern von Rechtstuͤchtigkeit in ſich, daß, von ihrer 
Einführung an, für das Rechtsleben, für die Verſchmel—⸗ 
zung von Buchftaben und Beift, für die Harmonie zit: 
ſchen Volksrechtsbewußtſeyn und wirklicher Rechtsuͤbung 
eine neue Epoche zu datiren iſt. 

Wer dieſe freie Anſicht theilt — und hoffentlich 
find es nicht Wenige — hat aber alsdann die unatwaikt- 
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bare Pflicht , fich zu fragen: womit fann man es vechtfer: 
tigen, daß ung die wenigen ſchwerſten Straffälle vor das 
beffere Tribunal gebracht werden, während man die große 
Mehrzahl der Vergehen einem anerkannt weniger tüchtigen 
Urtheiler unterftellt? Die Antwort ift gewöhnlich eine 
Hinweifung auf Frankreich, — ftatt eined Örundes giebt 
man uns ein Belfpiel. Sch babe noch nie fagen hören, 
daß die crimes ihrem Wefen nach vor die Jury gehörten, 
noch daf es dem Weſen der Jury entfpreche, um über 
erimes zu urtheilen. Nicht beffer ſteht e8 mit den Nich⸗ 
tigfeitögründen. „Crimes find eben doch die ſchwerſten 
Fälle, und bei den delits muß man fagen: le feu ne vaut 
pas la chandelle.” Was das fegtere betrifft, fo denke 
ih, 4 Jahre Gefängniß ift doch eine Strafe, die wohl 
verdient, daß fie bei gehöriger Beleuchtung betrachtet wird, 
und in Bezug auf erftered muß man allerdings zugeftehen, 
daß Todesftrafe, lebenslaͤngliche Galeere u. f. w. fehr 
ſchwere Strafen find, woraus aber noch immer nicht folgt, 
daß wirflich Jedes Verbrechen, welches fo hart bedroht ift, 
in jedem Kalle fo fchwer, oder ſchwerer, als ein delit er: 
febeint. Anders wäre es, wenn man mir den Beweis 
bringen Fönnte: alle jene Verbrechen, die mit einer Strafe 
über eine beftimmte Zeit, ſey es 3, 4 oder 5 Sahre, ber 
droht werden, feyen die mwichtigften, zur ftrafrechtlichen 
-&ognition fommenden. Der Beweis möchte aber leicht 
ausbleiben. Will man z. B. behaupten, daß der Fall, 
wenn ein Mann aus den höheren Schichten der Gefellfchaft 
plößlich wegen eined erften unbedeutenden Diebftahls ange: 
klagt wird, weniger wichtig fey, als wenn ein alter Gaus 
ner vielleicht zum 6ten Mal feine Erfcheinung macht? Ges 
hört 3. B. nicht das Duell, einerlei ob eine Todtung oder 
nur Verwundung vorfam, fo recht eigentlich vor die Jury? 
Die vage Unterfcheidung von Verbrechen und Vergehen reicht 
hier nicht aus; eine Schranfe, die wie eine Beftimmung 
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nad) der Strafzeit z. B. von 3 Fahren recht mitten durch 
den Stoff fhneidet oder den größten Theil der Jurybeur⸗ 
theilung entzieht, kann auch nicht genügen. Und es ift 
gut fagen, wie ed z. B. das Preußifche Geſetz thut, 3 Jahre 
Sefängnig — wobei man, wie die neueften Bauten bes 
weifen — das separate system im Auge hat. Entwe⸗ 
der will man nach dem neuen Eriminalgefeß eine Unzahl 
von Verbrechen mit der Todes: oder Berfrüpplungsftrafe 
belegen — denn darauf kommt 3 $ahre einfamer Haft 
heraus — oder eine Unzahl von Fällen der Beurtheilung 
der Gefhmworenen entziehen; für beides dürfte fich das 
Dreugifche Volk bedanken. 

Soviel ſteht feſt: ft einmal das Schwurgericht als 
ein an fich vollfommeneres Inſtitut in den Rechtsorganis⸗ 
mus eines Staates aufgenommen, fo muß daffelbe auf 
alle nur mögliche Kalle ausgedehnt werden; und was 
aus der Criminalprapis den ftändigen Richtern zur gänzs 
lien Aburtheilung überlaffen wird, darf nur die gering» 
ften Berftöße gegen Recht und Ordnung begreifen, bei denen 
die Strafiwürdigfeit mehr in der Hebertretung eines Verbote, 
als in dem Charakter der Handlung an fich liegt. Kür 
diefe Fälle müßte ein bürgerlicher Richter eintreten, den 
wie gern dem justice of the peace nadhbilden dürften. 
Einem folchen Fönnten auch etwas bedeutendere Vergehen 
zur ntfcheidung unterbreitet werden, deren Beröffents 
lihung von dem größten Nachtheil feyn würde, z. B. 
Familiendiebftähle und die Vergehen von Kindern, über: 
haupt folche, bei denen die Staatdanmwaltfchaft nicht thaͤ⸗ 
thig zu werden pflegt. Wenn man diefen einzelnen Frie⸗ 
densrichtern etwa durch den monatlihen Zufammentritt 
zu einer Diftrictverfammlung einen fefteren Halt gäbe, — 
mir ſchweben die Bezirfsrathe und namentlich die einzel: 
nen Glieder, die als folche Feine Gefchäfte haben, vor — 
wäre die Sache gar nicht ſchwer in Gang zu bringen und 
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und zu erhalten. — Bon Solchen , die ſich gern Prafti: 
-fer heißen, wirft man ung ein; Den Vortheil, der viel; 
leicht In der Erftrecfung des Schwurgerichts auf Fleinere 
Fälle liegt, müffen die Angeklagten durch eine lange Un: 
terfuchungshaft viel zu theuer erfaufen; fie werden lieber 
von einem ordentlihen Richter gleich nach der That, ale 
nach einem Bicrteljahe von Geſchworenen beurtheilt wer: 
den wollen. Dagegen ift zu bemerfen, daß ſchon eine 
ziemliche Anzahl von Vergehen durch die Kriedensrichter be: 
feitigt werden wuͤrde (vielleicht Fünnte man ihnen, wenn 
fie in größeren Städten zu urtheilen haben, oder den ihnen 
fonft gleichzuftellenden befoldeten Einzelrichtern in folchen 
eine etwas erweiterte Zuftändigfeit geben), und daß außer: 
dem ohne totale Umgeftaltung dee Gefege und der Praris 
in Bezug auf Haft und Bürgfchaft die Verbefferungen im 
Strafrecht ziemlich illuforifch feyn möchten. Man denfe 
nur daran, daß die Engländer jury und habeas corpus 
Acte ald Bollwerfe der ftaatlichen wie perfönlichen Sreiheit 
betrachten. Fuͤhrt man vor allen Dingen den englijchen 
Srundfag ein, daß von einer eigentlichen Unterſuchungs⸗ 
und Verhoͤrhaft abzufehen ift, will man wirklich und auf: 
richtig den Inquiſitionsprozeß der Inquiſition laſſen, verz 
langt man von dem Angefchuldigten Feine Aeußerungen 
über feine Schuld oder Unfchuld, fo wird man in den mei: 
ften Fällen den Angeflagten gegen Bürgfchaft auf freiem 
Fuße laflen fünnen. Wo ein Angeflagter gar Feine Ga⸗ 
rantieen gegen Flucht zu bieten vermag, wo eine felbft 
unbedeutende Bürgfchaft nicht aufzubringen ift, da mird 
in der Regel das Detentionshaus für ihn ein befferer 
Aufenthaltsort feyn, und er dann wahrfceinlich Feine ans 
dere Arbeit, als neue Vergehen, verfaumen. Zudem 
wuͤrde die längfte Friſt 3 Monate feyn, eine Zeit, die mit 
der Muͤrbemachungshaft dev alten Zeit gar nicht verglichen 
werden kann, und die, wenn man die Erfahrung fragt, 
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auch bei Gerichten ohne Geſchworene durch die vegels 
mäßige Gefchäftsuberladung leicht überfchritten wird. 
Das Ziel, welches uns in Bezug auf die Straf: 
gerichtsverfaffung vorſchwebt, und welches mir nicht in 
die meite Kerne binausgefchoben fehen, fondern dem 
wie jet ſchon mit vollen Segeln zufteuern möchten, 
wird, mie gefagt, von Bielen für hoͤchſt wuͤnſchens⸗ 
werth, aber für die. nächfte Zeit uncrreichbar gehalten; 
man hofft aber dagegen gerade von dem Erperiment 
mit der franzöfifchen Jury die Bildung des Wolfe 
fie eine dem englifhen Wefen ähnliche Drganifation. 
Vorerft muß hier erwiedert werden, daß man gemöhns 
lid experimenta in corpore vili macht, daß hier das 
gegen an den größeren Fällen verfucht werden foll, ob 
es wohl mit den Pleineren gehe. Zweifelte man an 
letzteren, fo dürfte man mit den erfteren nicht begins 
nen, und foll die jegige Einrichtung Fein bloßes Expe⸗ 
timent feyn, weshalb umfaßt fie nicht alle Fälle? Weis 
tee ſcheint man die Einfchulung des Volks in das 
Schmwurgerihtswefen fo zu betrachten, mie fich etwa 
ein Richtercollegium allmählig in die einzelnen Ab⸗ 
fibnitte eines neuen Geſetzes hHineinarbeitet. Der eins 
zelne Gefchworene fommt oft Jahrelang nicht wieder 
an die Reihe; und wird er etwa, wenn er vor 10 Jah⸗ 
ren bei einem Borfall mit auf der Banf gefeffen hat, 
dadurch bedeutend beherzter geworden feyn, um über 
einen Fleinen Diebftahl, eine Körperverlegung 2c. zu urtheis 
len? Man fann alfo, — will man überhaupt den Sag 
aufrecht Halten, daß die jegige mangelhafte Einrichtung, 
die die ſchwerſten Källe mit umfaßt, auf die fünftige, 
die auch die Fleineren mit hineinzieht, vorbereiten foll, — 
nur von der allgemeinen Bildung, von der Gefamnits 
heit des Volkes Hier reden. Dabei wird aber das 
Refultat das entgegengefegte feyn. Das DU ya mn 
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Marz Echmurgerichte nach dem Mufter Englands und 
Nordamerifa’s verlangt, man hat ihm feheinbar duch 
eine breite Bafis der Wählbarfeit Genüge geleiftet, wäh: 
vend man mwohlmeislih das Verfahren felbft nach fran: 
zoͤſſſchem Mufter einrichtete und auf wenige Sälle be; 
fhränfte. Das Volk läßt es fich anfcheinend gefallen, 
und der Widerftand, der jegt fo laß ift, wird im Laufe 
der Zeit nad) der Weiſe der menfhlichen Natur ganz 
verfchwinden. Man wird fi) an das beftehende Min: 
dergute gewöhnen, und bald vielleicht auch gegen Ver: 
ſchlechterung, gewiß aber gegen jede Berbeflerung ver: 
theidigen. Kür die weitere Ausbildung des Volfs für 
das Inſtitut wird gar nichts gefchehen feyn durch den 
Ablauf der Zeitz; im Gegentheil nur viel größere weil 
in der öffentliben Meinung eingewurzelte Borurtheile 
werden ſich dem fegensreichen Ausbreiten der Schwur⸗ 
gerichtscompetenz entgegenftellen. Dies fann man nicht 
genug all den Juriſten wiederholen, welche feit einis 
gen Fahren an einem fcbleichenden Uebel, dem Wif: 
fhaftsdünfel, leiden. Das Rufen nah Schwurgerichten 
war ihnen ein ftraflihes Mißtrauen in die Wiſſenſchaft; 
die raſche Weife, in der das Bolf im vorigen Jahre 
den Streits Ob Schwurgerichte oder nicht, beendigte, 
erfhien als eine Rechtsrevolution. An ihnen, den Juͤn⸗ 
gern der Wiflenfchaft, ift e8 jest, dafuͤr zu forgen, 
daß jene große Errungenfchaft, die dad Volk, wie im⸗ 
mer Maffen wecken und in einem Stoß hervorbringen 
fonnte, nicht von allen Seiten beengt und verpfufcht 
wird. Nah den Erfahrungen, die ihnen das engliſch— 
nordamerifanifche Rechtsleben im Vergleich zum franz 
zöfifcben an die Hand geben, nad der tiefen Einficht, 
die fie ohne Zweifel beim Studium der Herrfchfchrift: 
ftellee jener Sander eingefogen haben, mögen fie dem 
erf$lofften DBolfe das uſurpirte Scepter der Rechte: 
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veform entwinden und felbft das neue Inſtitut gegen 
Beeintrachtigungen jeder Art fehügen. ie fann das 
durch das gerechte Mißtrauen, welches ihr Pochen mit 
der Wiffenfhaft, die von dem ftreitigen Inſtitut nichts 
wußte, geweckt hat, in dasjenige Vertrauen verwan⸗ 
dein, mit dem die Rechtsanftalt in einem Staate allein 
wirffam werden Fann. 
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XV. 


Ueber den 
Begriff des Verbrechens. 


Von 
Herrn Dr. Albert Friedrich Berner, 
auferordentl. Profeſſor der Rechte in Berlin. 


Blicken wir auf die verſchiedenen, von den Strafrechts⸗ 
lehrern aufgeſtellten Begriffsbeſtimmungen des Verbrechens, 
ſo kann uns nicht entgehen, daß von ihnen der materielle 
Begriff des Verbrechens abſichtlich in moͤglichſter Unbe⸗ 
ſtimmtheit gehalten wird; dieſer Unbeſtimmtheit ſucht man 
dann durch das eingemiſchte rein formelle Erforderniß, daß 
jedes Verbrechen durch ein Strafgeſetz verboten ſeyn muͤſſe, 
abzuhelfen. Wir koͤnnten zur Bewahrheitung dieſer Be⸗ 
hauptung eine Reihe von Beiſpielen anführen, ziehen in: 
deß zur Vermeidung alles Perfönlichen vor, uns auf die 
gegebene allgemeine Andeutung zu befchranfen. 

Um des erwähnten Umftandes willen macht Luden 
in feinem Handbuche !) darauf aufmerffam, daß bei der 
Definition des Verbrechens zwiſchen dem formalen und dem 
materialen Begriffe nicht gehörig unterfchieden, fondern 
nad) dem formalen und materialen Gefihtspunfte zugleich 
definirt werde, Wir Fönnen allerdings nicht zugeben, 


1) 3b. I. ©. 166. 
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daß in der Definition nur der materielle Begriff des Vers 
brechens angegeben werden dürfe, ober auch nur der fors 
melle, fo daß man zwei Begriffsbeftimmungen des Vers 
brechens neben einander hätte Formel ift Alles Vers 
brechen, was durch ein Strafgefeg verboten wird; aber 
was foll und darf durch ein Strafgefeg verboten werden ? 
das ift die Frage nah dem materiellen Begriffe des 
Verbrechens, deren Beantwortung allein auf Schwierig⸗ 
feiten ftößt. Freilich wird fich hiernach die Unterfuchung 
iiber den Begriff des Verbrechens hauptfächlih um den 
materiellen Begriff zu fümmern haben und den fors 
mellen Begriff an feinen befonderen Drt abfeits ftellen koͤn⸗ 
nen. Handelt es fich indeg um eine vollftändige Definis 
tion des Verbrechens , fo müffen die Requifite des formels 
len mit denen des materiellen Begriffes zufammengefaßt 
werden. Denn e8 ift eine begriffgsmäßige Forderung, 
daß das Recht die Form des pofitiven Gefeged annehme.. 
Nur darf man nicht durch die Beigabe des.blos formellen: 
Requifites der Strafgefegroldrigkeit die Dürftigfeit und _ 
Unzulänglichkeit des aufgeftellten materiellen Begriffes vers 
decken wollen. | 
Andere läugnen geradehin- die Eriftenz eines materiels 
len Begriffes des Verbrechend. Sie ftellen den Sak auf, 
daß fich a priori gar nicht beftimmen laffe, was als Vers 
brechen mit Strafe zu bedrohen fey und was nicht; diefe 
Stage ſey vielmehr nur empiriſch, nur Hiftorifch zu beants 
worten. Pascal hat diefe Behauptung in feinen Pen- 
sees, die dem Denfen des Rechtsphilofophen fo reichen 
Stoff bieten, auf die Spitze getrieben, und die menfchliche 
Gerechtigkeit hat von ihm bitteren Spott erfahren. Sie 
ift nach ihm ein Erzeugniß der Mode, der willfürs 
lichen andesfitte „Comme la mode fait l’agre- 
ment, aussi fait elle la justice. Si ’homme connais- 
sait r&ellement la justice, il n’aurait pas etahli ceu® 
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maxime la plus gendrale de toutes celles qui sont 
parmi les hommes: Que chacun suive les moeurs de 
son pays. L’eclat de la veritable Equite aurait assu- 
jetti tous les peuples, et les legislateurs n’auraient 
pas pris pour modele, ou lieu de cette justice con- 
stante, les fantaisies et les caprices des Perses et 
des Allemands; on la verrait plantde par tous les 
Etats du monde, et dans tous les temps.” Darum 
erflärt er einfach dasjenige für Verbrechen, was durch ein 
Strafgefeg verboten ift. Die Gerechtigkeit fen dasjenige, 
was einmal feftgefegt worden, und darum müßten noth⸗ 
wendig alle Gefege ohne Prüfung für gerecht gehalten wer⸗ 
den, weil fie feftgeftellt worden find. Das 
Volk müffe den Gefegen gehorchen, weil eg Geſetze ſeyen; 
e8 dürfe nach einer materiellen Gerechtigkeit derfelben nicht 
fragen ?). Alle Begriffe von Gerechtigfeit und Ungerech- 
tigfeit wechfeln mit dem Klima. „Trois degres d’ele- 
vation du pole renversent toute la jurisprudence.” 
Un meridien decide de la verite, ou peu d’annees de 
possession. Les lois fondamentales changent. Le 
droit a ses epoques. Plaisante justice, qu’une ri- 
viere ou une montagne borne! Verite au-deca des 
Pyrendes, erreur au-dela.” Kein Berbrechen gelte 
überall als Verbrechen; die Gaufelei der Mode fey au 
hier allmächtig: 


„Le larcin, linceste, le meurtre des enfants et 
des peres, tout a eu sa place entre les actions 
vertueuses. Se peut il rien de plus plaisant q’un 
homme ait drot de me tuer parcequ’il demeure au- 
dela de l’eau, et que son prince a querelle avec le 
mien, quoique je n’aie aucune avec lui®” 


2) Pensces, Premiere partie, Art. IX. Nr, V, VI. X. XI. 
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Dei Pascal ift indeß diefer Skepticismus fein un 
bedingter. Er giebt das Dafeyn urfprüngficher Gerechtigs 
Feitsideen zu und behauptet nur, daß diefe fire den vers 
derbten Menfchen verloren gegangen, aus der Gefchichte 
des Menfchengefchlechts abhanden gefommen feyen. 

„Il ya sans doute des lois naturelles; mais cette 

belle raison corrompue a tout corrompu.” 

Nihil amplius nostri est; quod nostrum diei- 
mus, artis est; ex senatusconsultis et plebiscitis 
crimina exercentur, ut olim vitiüs, sie nune le- 
gibus laboramus. 

De cette confusion arrive que l’un dit que 
lessence de la justice est l’autoritE du legisla- 
teur; Pautre, la commodite du souverain; Yautre, 
la coutume presente, et c’est le plus sür: rien, 
suivant la seule raison, n’est juste de soi; tout 
branle avec le temps; la coutume fait toute l’equi- 
te, par cela seul quelle est regue; c’est le fonde- 
ment mystique de son autorite. Qui la ramene 
a son principe Tandantit; qui leur obeit parce 
qu’elles son justes, obeit a la justice qu’il imagine, 
mais non pas & l’essence de la loi: elle est toute 
ramassee en soi; elle est loi, et rien d’avantage, 
Qui voudra en examiner le motif, le trouvera si 
faible et si leger, que s’il n’est accoutumd à con- 
templer les prodiges de Fimagination humaine, il 
admirera qu’un siecle lui ait acquis tant de pompe 
et de reverence. NLart de bouleverser les Etats, 
est d’ebranler les coutumes etablies, en sondant 
jusque dans leur source pour y remarquer leur dd- 
faut d’autorite et de justice. Il faut, dit-on re- 
courir aux lois fondamentales et primitives de 
l’Etat, qu’une coutume injuste a abolies; et c’est 
un jeu sür pour tout perdre: rien ne sera juste à 

Archiv d. Er. R. 1849, 111. Gt. G 8 
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celle balance. Cependant le peuple prete aise- 
ment l’oreille a ces discours: il secoue le joug des 
qu'il le reconnait; et les grands en profitent a sa 
ruine, et à celle des curieux examinateurs des 
coutumes regues. C’est pourquoi le plus sage 
des legislateurs disait que, pour le bien des hom- 
mes, il faut souvent les piper; et un autre, bon 
politique. 

Cum veritatem, qua liberetur, ignoret, ex- 
pedit quod fallatur. 

Il ne faut pas qu’il sente la verit€ de Tusurpa- 
tion: elle a Et& introduite autrefois sans raison; il 
faut la faire regarder comme authentique, éter- 
nelle, et en cacher le commencement, si on ne 
veut qu’elle prenne bientöt fin.” 8) 


Alfo wäre durch die Sünde dem menfchlichen Geiſte der 
Sclüffel der Erfenntnig von Recht und Unrecht in den 
bodenlofen Abgrund auf ewig entfunfen, ganz im Wider: 
fpruche zu jenem Bibelworte, nach welchem gerade durch 
die Sünde Adam „worden ift wie unfer Einer, und weiß, 
was gut und böfe if.” Es wäre nur die Gewohnheit 
mit ihrer blinden Autorität, welche entfchiede, ob Etwas 
ſtrafwuͤrdig oder erlaubt fey; und mollte der Forſcher hin⸗ 
untergreifen nach dem ewigen Anfer des begründenden Ge: 
dankens, an welchen ſich diefe Gewohnheit Flammere, fo 
würden die Geifter des Abgrundes feinem vergeblichen Be: 
mühen mit einem höhnifchen Gelächter aus der Tiefe ant: 
worten, „denn er würde in der Gemohnheit und Sitte 
nicht ein vernünftiges Princip erfaflen, fondern in das 
leere Nichts hineingreifen , vevolutionär handeln, das be; 
ſtehende Recht umftürzen, weil er feine völlige Grundlofig: 


3) &. a. D. Art, VL Nr. II. VIII. 1X. 
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feit an den Tag brächte. Drei Grade nördlicher, und die 
Sundamentalbegriffe der Rechtsroiffenfchaft find nicht mehr 
richtig; drei Fahre fpäter, und die alten Principien haben 
ihre ewige Wahrheit eingebüßt., Hat doch neuerlich ein 
geiftreicher Juriſt die Rechtsriflenfchaft eine fluchbeladene 
genannt, die dem Wanderer in der Wüfte gleiche, der die 
blühenden Gärten, die wogenden Seen ſchon vor fich zu 
fehen glaubt, ihnen aber, wenn er den ganzen Tag ges 
wandert ift, am Abend noch eben fo fern fteht ale 
am Morgen. 

Gegen derartige teoftlofe Anfichten befigen wir gluͤck⸗ 
licherweiſe einen Fräftigen und unerfchütterlichen Widerhalt 
an einer Philofophie, melde, ohne die unvermeidliche 
Mitwirfung des Zufalles auf dem Gebiete der Endlichfeit 
zu verfennen, die Kluft des Seynfollenden und des Wirk⸗ 
lichen für die höhere Betrachtung ausfüllt, in der Ge: 
fhichte nicht einen planlofen Fläglichen progressus in in- 
finitum, fondern den mit Sicherheit vorfchreitenden Ges 
ftaltungsprozeß der ewigen dee, die fich in den verfchiedes 
nen Zeiten und Räumen nur anders fpiegelt, auffchauet, 
und die muthige Ueberzeugung begründet, daß die großen 
das Leben tragenden Gedanken vom forfchenden Geifte nicht 
vergeblich gefucht werden. | 

Wenn wir auch bereitwillig zugeben, daß fich vein 
a priori, alfo ganz abgefehen von der Wirklichkeit und 
von der Erfahrung, eine genügende Antwort auf die 
Frage nach dem Begriffe des Verbrechens nicht geben lafle, 
fo koͤnnen wir doch andrerfeitS unmöglich dem Wahne 
Raum gewähren, als ob es auf dem Zufalle beruht habe, 
was durch ein Volt, was durch den ganzen Verlauf der 
gemeinfamen Gulturgefchichte der Menfchheit für Verbre⸗ 
chen erflärt worden iſt; im Gegenthell, wie wir die Ges 
ſchichte überhaupt als die allmählige Verwirklichung der 
Vernunftgefege betrachten, fo müflen wir auch bei Vielen 

G2 
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Erfcheinung vorausſetzen, daß ihr ein zur Verwirklichung 
aufftrebendes Geſetz urfprünglich zu Grunde liege. Die 
Wiffenfchaft Hat aus dem Gefchichtlichen dieſes Geſetz zu er- 
fennen und darf ſich, fo lange fie die Krone ihrer wiſſen⸗ 
fchaftliben Würde nicht vom Haupte nehmen will, mit 
der bloßen Verkündigung einer unverftandenen hiftorifchen 
Thatfache nicht begnügen. Ihre Aufgabe in Betreff des 
geſchichtlich Gegebenen iſt, aus der vorliegenden Erfchei: 
nung zum Weſen, aus dem Eonfequens zum unbefannten 
Prius Hindurchzudringen. 


L. 


Das Berbrehen tft eine Species des 
Unfittliden. 


Daß in der Regel die mit Strafen bedrohten 
Handlungen fehon an fih unfittlich find, giebt wohl Jeder⸗ 
mann zu; eine befondre Argumentation uber diefen Punft 
wäre Geſchwaͤtz. Ym Hinbli auf die gefhichtlichen Phaͤ⸗ 
nomene diefes Gebietes kann indeß nicht geläugnet werden, 
dag die Dbrigfeit bisweilen auch Handlungen mit Strafe 
bedroht, die an ſich durchaus nicht unjittlich genannt 
werden Fönnen. Hier laffen ſich wieder zwei Fälle denfen. 
Entweder naͤmlich die verbotene Handlung ift an ſich irre⸗ 
levant; der fittlihe Menſch kann fie nach Belieben thun 
und laffen. Oder fie ift fittlich nothmwendig, 


Es ift aber eine durch das Chriftenthum befiegelte 
Wahrheit, dag man in Fällen der fegteren Art das pofi- 
tive Gefeg nicht zu achten brauche, fondern Gott mehr 
gehorchen müfle ald den Menfchen. Es liegt in diefer 
Wahrung des heiligften Rechtes der unendlichen Subjecti: 
vität nichts übermüthig Rebellifches; mer in einem folchen 
&ollifionefalle feinem Gewiſſen troß des obrigfeitlichen Be: 


Ueber den Begriff ded Verbrehend; 449 


fehles folgt , zerbricht. Damit noch keineswegs die Autorität 
der Obrigkeit. 

Schon Socrates befand ficb in. einer ſolchen Colli⸗ 
fionstage. Was that er? Ce handelte feiner Ueberzer⸗ 
gung gemäß gegen das Geſetz, unterwarf fi 
aber hernach willig der geſetzlich gedrobten 
Strafe Kür das Letztere führt er folgende Gruͤnde an. 

„Stelle Dir die Sache fo vor”; ſpricht er zu Eriton, 
der ihn aus Tem Gefängniffe befreien will. „Geſetzt ich 
wäre im Begriffe davonzulaufen, oder wie man ed fonft 
nennen will, und die Geſetze und das gemeine Wefen Fäs 
men, fträten mir in den Weg und fragten mich: „„Sage 
ung Socrates, was haft Du vor? Was heißt dies anders, 
ats die Gefege und den ganzen Staat. zerrütten wol⸗ 
len? Dder glaubft Du etwa, daß ein Staat unerfchüt: 
tert beftehen Fünne, in. welchem der Ausfpruch des Rich: 
ters nicht mehr gilt, fondern von dem. erften beften Pri⸗ 
vatmanne unfräftig gemacht und vereiteft wird ?”” Mas 
wirden wir hierauf und auf andre dergleichen Sragen anta 
worten, Criton? denn e8 ließe fich viek, befonders von 
einem Redner, zum Beſten diefes alddann von Dir ver« 
eitelten Gefeges fagen, das den richterlichen Ausfprüchen 
ihre Kraft giebt. Sollten wie antworten : Der Staat 
hat uns doch aber Unrecht gethan? Hat ein ungerechted 
Urtheil gefällt?” 

„Beim Zeus ja”, erwidert Eriton, „daß müßten 
wir antworten.” 

„Wenn nun aber”, fährt Socrates fort „Die Ges 
fee fagten: „„O Socrates! Haft Du uns nicht ans 
gelobt, Dich den richterlichen Entfcheidungen des Staa⸗ 
tes zu unterwerfen?”” Stutzten wir bei diefer Frage, fo 
wuͤrden fie vielleicht fagen: „„Wundre Dich nur nicht 
lange, fondern antworte. Du bift ja fonft ein Liebhaber 
von Fragen und Antworten. Sprich, was Hr DE KEN 
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und und gegen den ganzen Staat, daß Du ung zu Grunde 
richten millfe 2” 

Die Gefege ftellen nun dem Socrates vor, wie er 
vom Staate Unterricht und Erziehung erhalten, wie das 
Öffentliche Wefen die Bafis aller fittliden Einrichtungen 
fey und wie er alfo dadurch, daß er fich der Strafe ent⸗ 
ziehe, die ganze fittliche Foee in den Grundpfeilern ihres 
äußeren Dafeyns erfchüttern würde Sie fehliegen mit 
dem Rathe, nicht Unrecht mit Unrecht, nicht Beleidigung 
mit Beleidigung zu ermwidern. „Glaube mir, mein ge: 
llebter Eriton” — fpricht Socrates — „Died Alles 
duͤnk' ich mich zu hören, wie begeifterte Corybanten den 
FSlötenten Hier in mir fummt der Ton in allen diefen 
Reden und macht mich gegen andre Borftellungen 
taub.” *) 

Schleiermacher fpricht in feiner chriftlichen Sit: 
tenfehre ®) und an anderen Drten 6) faft diefelben An: 
fihten als chriftliche aus, die wir fo eben aus dem Munde 
des heidnifchen Weifen vernommen haben. „Der Unter: 
than muß fich jeder Strafe unterwerfen, auch der, in 
welche er nur darum verfällt, weil er nicht gegen fein Ge: 
viffen handeln will.” 

Hiernah wäre das Richtige dieſes: Dem Bebote 
der. fittlichen “dee muß ich auch gegen das Verbot des 
Staates gehorchen; denn foweit er von der fittlichen Idee 
abweicht, ift ee gar nicht Staat. Das Andre ift aber, 
daß ich mein individuelles Wohl fahren lafle, es als ein 
Dpfer auf dem Altare der Idee darbringe und die Strafe 
über mich nehme. Damit ftelle ich die durch meinen noth: 


4) Platonis Crito, Opp. Ed. stereot. Tom. I. pag. 90 sqgq. 
5) Seite 253. Aus der Worlefung von 1826 — 1827. 


6) In den Predigten Bd. IV. ©. 100 fg. Der fämmtlichen 
Werke zweite Abtheilung. 
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wendigen Ungehorfam verfegte Autorität des Staates wie; 
der her. Dur den Ungehorfam rettete ich dus Recht 
meiner über den Staat hinausragenden ewigen Perfönliche 
keit; durch das Ertragen der Strafe opfre ich dem Staate 
meine ihm untergeordnete empirifche Individualität. Ges 
wig ein hochfittliher Standpunkt; aber ob die Erduldung 
der Strafe wohl unter allen Umftänden Pflicht ift ? 

Gegen die VBerhängung der Strafe käßt fich in der: 
gleichen Fällen vom richterlichen Standpunfte aus gar 
Nichts einwenden, denn der Staat als folcher Fann die 
Sntfcheidung uber dag, was Recht fen, nicht dem Gin: 
zeinen übertaflen; ee muß feine Ueberzeugung, feine Ges, 
‚fege, formell als objretive Wahrheit fefthalten. Wir wols 
fen alfo dem fogenannten „Rebtswahnmwige” hier gar 
nicht das Wort reden, Indeß befigt der Staat in dee 
Perfon des Begnadigerd ein Organ, welches über die 
Starrheit des Gefeges hinauszuhelfen und die Rechte der 
eroigen Perfönlichfeit gegen den ftarren Buchftaben zu 
ſchuͤtzen vermag. 

Aber wie fteht ed nun, nachdem wir hier einen Fall 
gefunden haben, wo Handlungen, die wir als fittlich noth⸗ 
wendig vorausfegen, mit Recht geftraft werden, um die 
Harmonie zwifchen dem Strafbaren und dem Unfittlichen, 
um die von ung aufgeftellte Thefe, daß das Berbrechen 
eine Species des Unfittlichen fey ? 

Zuerft Fönnte man antworten: Wenn der Staat 
etwas fittlich Irrelevantes oder gar ſittlich Nothwendiges 
bei Strafe verbietet, fo entfernt er fih von dem wahren 
Begriffe des Verbrechens; die Eollifion des Sittlichen mit 
dem pofitiv Strafbaren ift alfo gar Feine Eollifion im 
Begriffe feldft; ſie macht daher für die wiflenfchaftliche 
Entmwicelung diefes Begriffes auch Feine Schwierigfeiten. 
Wenn die Obrigfeit gar nicht den guten Willen befäße, 
nur wirflih unfittlihe Handlungen zu verpänen, WU 
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e8 ihe gleich gälte, ob die Handlungen, die fie bei Strafe 
verbietet, fchlecht oder gut, fittlih oder unſittlich, edel 
oder nichtswuͤrdig find, fo würde e8 überhaupt unmöglich 
feyn, in der von folcher abfoluten Willfür und Laune 
ausgegangenen Gefeßgebung einen allgemeinen Bgriff des 
Verbrechens zu finden. Setzen wir alfo überhaupt noch 
als möglich voraus, daß in dem pofitiven Rechte ein Be: 
griff des Verbrechens vorliege, fo müffen wir von der Ans 
nahme ausgehen, daß die Obrigfeit wenigftens das Rechte 
und Wahre will, daß fie fih, wie auch die Regierungss 
form befchaffen fey, als Organ des fubftantiellen, des 
allgemeinen Willens anſehe. Gelaͤnge es alfo dem Eins 
zelnen, die Dbrigfeit von der fittlichen Nothmendigkeit 
derjenigen Handlung zu überzeugen, die fie bei Strafe ver: 
boten hat, fo wird fie, da wir bei ihr den guten Willen 
vorauszufegen haben, das Strafgefeg zurücknehmen, d. 5. 
factifch erklären, daß das Verbotene dem Begriffe nach 
gar nicht Verbrechen fey. 


In folcher Antroort wird aber der blos materielle 
Begriff des Verbrechens ſchon als der wahre betrachtet, 
während wir aufgeftellt haben, daß nur die Zufammen: 
faffung der materiellen und formellen Requifite den wahren 
Degriff des Verbrechens darbiete. 


Bei diefer Behauptung bleiben wir allerdings ftehen. 
Aber fie Fann doch nur dahin gemeint feyn, daß zu dem⸗ 
jenigen, was materiell Verbrechen ift, noch das 
formelle Requifit der Strafgefegmwidrigfeit hinzutreten 
müffe, damit der Begriff des Verbrechens erfüllt werde, 
Sie kann nur in dem Sinne gemeint ſeyn, daß das Recht 
nicht blos im Hirne des Denfers ſtecken darf, daß ihm die 
Pofitivität weſentlich iſt, — daß der Begriff eine folche 
Einheit des Pofitiven und des Seynfollenden , des Formellen 
und des Materiellen fordert, in welcher das Kormelle eben 
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nur die gedanfenmäßige pofitive Form des Mate: 
riellen fo. 


II. 
Das Verbrechen ift Handlung. 


Dur Unfittlichfeiten, welche rein innerlich bleiben, 
verlegt das Subject die fittliche Idee nur in ihm felbft; fie 
unterliegen alfo auch nur dem rein» fubjectiven Gerichte 
des eigenen Gewiſſens. Das Verbrechen dagegen muß 
Handlung feyn. 

Zur Unfittlichfeit im Allgemeinen ift die Handlung 
ganz und gar nicht erforderlih. Das Unfittliche bedarf, 
um unfittlih zu feyn, durchaus feines Hinaustretens In 
die Objectivität. Das ift denn auch von den Moraliften 
immer 'anerfannt worden. Die Kivchenväter und nachher 
die Scholaftifer ftritten, ob Wille und That nur eine oder 
zwei Sünden feyen, oder ob die Sünde des Willens da: 
duch nur größer werde, daß die That hinzutrete. Nach 
Drigenes ift allerdings Alles nur dadurch Sünde, daß es 
einem böfen Herzen feinen Urfprung verdanft; er Hält indeß 
doch die im Herzen gebliebene Stunde für geringer, als wenn 
die That noch hinzufomme, — ein Sag, deffen tiefere 
Wahrheit in der Lehre von der Strafbarfeit der Verfuchs- 
grade aufzuzeigen if. Mit bewundernswerthem Scharf: 
finne hat der dialektiſche Geiſt Schleiermachers fi 
auf diefem Gebiete bewegt 7). 

Micht nur der böfe Wille ohne alle That ift ſchon 
unfittlih , fondern auch da müffen wir eine Unfittlichfeit 
annehmen, to die Begierde gar nicht bis zum entfchiedes 
nen Wollen des Böfen heranreifte, fondern durch den Geiſt 
kraͤftig niedergekaͤmpft wurde. 


— 


7) Beſonders in den Erörterungen über die Sündloſigkeit des 
Erlöfers. 
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Damit die ungeheure Kluft, melche in dieſer Bes 
ziehung zwifchen der moraliſchen und der juridifchen Beur: 
theilung befeftigt ift, vecht Flav in die Augen fpringe, müf- 
fen wir diefen Gedanfen etwas genauer ausführen. 

Wenn irgend ein finnlicher Eindruck durch irgend einen 
finnlichen Gegenftand in ung hervorgebracht wird, fo ent: 
fteht Dadurch entweder eine angenehme oder eine unanges 
nehme Senfation. Hierin liegt noch nichts Unfittlichee. 
Wer folhe Seniationen gar nicht empfände, wäre nicht 
tugendhaft, wohl aber apathifh und unerregbar, alfo 
mit einem natürlichen Mangel behaftet. Des bloßen Ein: 
druces alfo, den ein finnliches Object auf das Subject 
macht, braucht diefes fich noch in Feiner Weile zu ſchaͤmen, 
fo lange derfelbe nur nicht feine Begierde erregt. 

Mit dem Augenblicde Hingegen, mo jene Senfation, 
jenes unthätige bloße Wohlgefallen oder Mißfallen zur 
Begierde wird oder zum Abſcheu, ift fofort auch die Uns 
fittlichfeit geſetzt; denn die pofitive oder negative Begierde 
würde gar nicht entfichen, wenn der fittlihe Geift, der 
den fittliben Willen an die Stelle des inftinctartigen bloßen 
Naturwillens zu fegen hat, den finnlichen Organismus 
gehörig beherifchte, und muß er fie erft befämpfen, fo 
bekundet er fhon durch den Kampf, daß feine Herrfchaft 
noch nicht feft begründet, fondern erſt im Werden begrif: 
fen, alfo gegenwärtig noch befhränfkt if. Die Begierde 
ift namlich, fofern fie nicht durch den ſittlichen Willen ge: 
billigt wird, offenbar ſchon eine Eelbftthätigkeit der Sinn: 
lichkeit; und nur dann fann man von vollfommener Eitt: 
lichfeit fprechen, wenn der Impuls jeder Thätigfeit allein 
vom fittlichen Seifte, nie aber felbftthätig von der Sinn; 
lichkeit ausgeht. 

Wir haben fomit die moralifhe Beurtheilung fchon 
von der Handlung auf den bloßen Willen, von dem Wil: 
fen wiederum auf die bloße Begierde zurüchgeworfen. Für 
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den Endzweck indeß, auf den wir hier hinarbeiten, Flafft die 
bedeutende Kluft, die fich uns bereits zwiſchen moralifche 
und juridifche Beurtheilung gelegt hat, noch immer nicht 
weit genug. Wir Haben noch weiter vorzudringen, che 
wir bei tem unterfcheidenden Princip der moralifchen 
und der juridifchen Beurtheilung anlangen. 

Luft und Unluft werten aufgerufen durch einen finn- 
lichen Anlaß; diefer aber ift etwas Zufällige. Damit ift 
auch die einzelne Begierde, mit der Begierde der einzelne 
böfe Wille, mit dem Willen die einzelne böfe Handlung 
etwas Zufälligd. Das Zufällige läßt die moraliſche Be⸗ 
urtheilung, Die fib nur auf das innere fittlihe Wefen 
des Subjectes richtet, ald Außerlih und beiläufig fallen. 
Wenn fie hiernach auch über die Begierde hinaus und tiefer 
in das Innere des zu beurtheilenden Subjectes dringen 
muß, — morauf foll fie fih dann rihten? — — Auf 
die Möglichkeit der felbftthätigen Begierde, des böfen 
Willens, der böfen Handlung. Dadurch wird aber die 
Beurtheilung von den einzelnen Begierden, den einzelnen 
böfen Willensregungen,, den einzelnen böfen Handlungen 
völlig abgelenkt und auf den ganzen Menfchen herüber: 
gebogen. Dies darzuthun, darauf fam es an. 

Der moralifhen Beurtheilung find die einzelnen 
Handlungen nur zufällige Manifeftationen des Menfchen, 
der aber in diefen Einzelheiten nie ganz erfcheint. Ein fol: 
ches rein moralifches Urtheil, ein folches Wetheil über den 
ganzen Menfchen, Fann in der That Niemand fällen, als 
der Menfch über ficb felbft, Niemand als das eigene Ge: 
toiffen, dieſer „Selbftlauter” des Abfoluten, der in das 
Bewußtſeyn des endlichen Sch herüber tönt. Nur das 
tieffte eigene Bewußtſeyn iſt der competente Richter über 
diefes jedem Andern verfchloffene Allerheiligfte. Hier gilt 
das große Verbot des Richtend, das herrliche Wort 

„Richtet nicht, auf das ihr nicht gerichtet wertet" 
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in der ganzen Zulle feines Umfanges. Das Eriminaleccht 
maßt fih ein foldhes Richten niht an; tim Gegentheil, 
es verbannt dafielbe im Principe. 

Das Verbrechen muß Handlung fyn. Nur die 
einzelne Handlung, wie der ganze Menſch, foll gerichtet 
werden. Mur diejenige Schlechtigkeit fommt als ftrafbar 
in Betracht, welche gerade in diefem Afte erfchien, nie 
aber die ganze Vita anteacta, fofern fie nicht in der ein: 
zelnen Handlung toiederauflebt und ideell gegenwärtig ift. 
Alles, was blos innerlich geblieben ift, was nicht irgend⸗ 
wie ein reales und lebendiges Moment der einzelnen Hand: 
lung bildet, ſey es als Motiv, Zwei cc, — daß ift 
gänzlich der ftrafrichterfichen Beurtheilung entzogen; denn 
der Staat ift nur Herr auf dem Gebiete der Objectivität, 
und das Subject mit feiner Sittlichfeit verfälft ihm nur 
in foweit, als e8 fich durch feine Handlung an die Objecti- 
vität entäußert hat. 


III. 
Wiefern iſt das Verbrehen Rechtsverletzung? 


Im Genus des Unſittlichen ſpecificirt ſich das Ver: 
brechen dadurch, daß es nothwendig ein objectivirteg, 
Handlung iſt. Darauf befchränkt fi) das bis jetzt ge: 
wonnene Refultat. Aber nicht alle unfittlihen Handlun⸗ 
gen find Verbrechen; der Begriff des Verbrechens muß alfo 
nothwendig noch andre Merfmale an fich tragen. 

Es liegt fehr nahe, diejenigen unfittlihen Handlun: 
gen, welche ald Verbrechen anzufehen feyn follen, als 
rechtsverletzende zu charafterifiven und damit zwi⸗ 
ſchen dem Gebiete des Rechts und der Moral eine 
ebenfo einfache als beftimmte Scheidelinie zu ziehen. 
Aber alle pofitiven Rechte gebildeter Nationen Fennen 
auch Berbrechen gegen die Sitte, gegen die Religion; 
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der philofophifhe Standpunkt, den wir einnehmen, fegt 
die Bernunft in die Wirklichkeit, Fann daher den Begriff 
auch nur in dieſer ergreifen wollen und darf Demnach eine 
folche Erfcheinung weder überfehen noch verlaugnen. 
Indem man das Verbrechen neuerdings wieder ald 
Rechtsverletzung bezeichnete, Hat man „Recht“ in einer 
umfaſſenderen Bedeutung genommen. So fagt Wirth: 
„Das Verbrechen, nach feinem objectiven Wefen bez 
trachtet, hat zu feinem Gegenftande ein Recht, 
defien Verlegung es iſt. Kin Recht aber wird jede 
fittlihe Potenz, fofern fie ihrer Natur 
nach eine verlegbare Aeußerlichkeit anzu— 
nehmen fähig if. Da dies in gewiſſem Sinne 
von der ganzen Sittlichkeit gilt, fo fallen auch alle 
Gebiete derfelben in die peinliche Rechtspflege und haben 
in ihr ihre Wiederherftellung aus ihrer Verlegung.” ®) 
Hierin liegt fchon eine wefentliche und nicht ungehörige Er: 
weiterung des Begriffes. Es find darnach nicht blos die 
Kechte des Privaten, des Staates und der bürgerlichen 
Geſellſchaft Objecte des Verbrechens, fondern ebenfo auch 
die Kirche und die Che. In der Kirche nämlich gewinnt 
die Religion, in der Che das Samilienprincip eine aͤußer⸗ 
liche Geftalt, betritt damit den Rechtsboden, wird infos 
weit felbft ein Recht und ein Object des Rechtsfchuges. 
Es müßte alfo, wie der unfittlihe Wille in die Objectis 
vität und damit auf den Rechtsboden zu treten hat, fo 
auch die ald Object des Verbrechens zu betrarhtende fitt: 
liche Potenz in die Objectivität und damit auf den Rechtes 
boden getreten feyn; erſt dann wären die Elemente des 
Verbrechensbegriffes vorhanden. 
Daß diefe Erweiterung des Begriffes über dasjenige 
hinaus, was gemeiniglicy unter Rechtöverlegung verftans 


8) Ethik, Bd. II. 6.279. 
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den wird, in der Sache begründet fey, muß zugeftanden 
werden. Auch Köftlin ®) Hat fich dem angefchloffen. 

Aber wenn hiernach auch Berlegungen der Ehe und 
der Kirche unter den Begriff des Verbrechens fallen, fo 
entziehen fich dem Begriffe doch noch diejenigen Verletzun⸗ 
gen, die fich nicht gegen eine concrete äußere Rechtsformas 
tion jener dem Principe nach außerhalb der Rechtsfphäre ges 
fegenen fittlichen Gebiete wenden. Es fubfumiren fich zwar 
die Verletzungen dev Kirche; es bleibt dagegen ausgefchloffen 
die Herabwuͤrdigung der Religion. Es fubfumirt fich die 
Verlegung einer concreten Che; e8 bleiben Dagegen ausge: 
fohloffen die Unzuchtöverbrechen, der Inceſt, die natur: 
widrige Unzucht. Es bleiben ausgefchloffen alle Unthaten, 
die fih nicht gegen äußere Geftaltungen der dem Rechte 
fremden fittliden Principien, fondern gegen diefe Prin— 
eipien felbft richten. 

Nur dann würde fich diefe Ausfchliegung billigen Taf: 
fen, wenn jene fittlihen Principien der Verlegung Preis 
gegeben werden fönnten, ohne daß der Staat felbft dar: 
unter zu leiten hätte, — wenn das Rechtögebiet von den 
übrigen ethifchen Gebieten mechaniſch getrennt wäre. 

In Schleiermahers Rede über die Religion, 
an die Gebildeten unter ihren Verächtern, findet fich eine 
Stelle, welche die auch von Kechtephilofophen behauptete 
Teennbarfeit von Recht und Religion fehr beftinnmt aus: 
fpriht. Sie lautet fo: 

„Beſorgt nur nicht etwa, ich möchte am Ende doch 
noch zu jenen gemeinen Mitteln meine Zuflucht nehmen, 
Euch vorzuftellen, wie nothwendig die Religion doch fey, 
um Recht und Drdnung in der Welt zu erhalten, und mit 
dem Andenfen an ein allfehendes Auge und an eine unends 


9) Revifion, ©.42 a. E. 43. 
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« 
liche Macht, der Kurzſichtigkeit menfchliher Mufficht und 
den engen Echranfen menfhliher Gewalt zu Hülfe zu 
fommen; oder mie fie eine treue Freundin und eine heils 
fame Stuͤtze der Sittlichfeit fey, indem fie mit ihren heiliz 
gen Gefühlen und ihren glänzenden Ausfichten dem ſchwa⸗ 
hen Menfchen den Streit mit ſich felbft und das Boll: 
bringen des Guten gar mächtig erleichtere. So reden freis 
lich diejenigen, welche die beften Sreunde und die eifrigften 
Vertheidiger der Religion zu feyn vorgeben; ich aber will 
nicht entfcbeiden, gegen welches von beiden in diefer Ges 
danfenverbindung die meifte Verachtung liege, ob gegen 
Recht und Sittlichfeit, welche als einer Unterftügung bes 
dürftig vorgeftellt werden, oder gegen die Religion, welche 
fie unterftügen fol, — oder auch gegen Euch, zu denen 
alfo gefprochen wird. Denn ꝛ)c. — — —. Beant⸗ 
wortet mie nur dies Eine: Hättet ihe denn einen recht⸗ 
lichen Zuftand, wenn fein Beftehen auf der Froͤmmig⸗ 
keit beruhete? und verfchwindet Euch nicht, fobald Ihr 
davon ausgehet, der ganze Begriff (des Rechts) unter 
den Händen? Go greift doc) die Sache unmittelbar an, 
wenn fie Euch fo übel zu liegen ſcheint; beffert an den Ges 
fegen, vüttelt an den Verfaſſungen, gebt dem Staate 
einen eifernen Arm, gebt Ihm Hundert Augen, wenn er fie 
noch nicht hat, nur fchläfert nicht die, welche er hat, mit 
einer trügerifchen Feier ein. — — — Nicht einmal 
der Sittlichfeit, die ihm doch weit näher liegt, muß das 
Recht bedürfen, um fich die unumfchränftefte Herrfchaft 
auf feinem Gebiete zu fihern. Die Staatsmänner müfs 
fen e8 überall hervorbringen koͤnnen, und Jeder der bes 
Hauptet, daß dies nur gefchehen kann, indem Religion 
mitgetheilt wird, der behauptet zugleih, daß nur Diejeni⸗ 
gen Staatsmänner feyn follten, welche geſchickt find, der 
menfchlichen Seele den Geift der Religion einzugießen; und 
in welche finftere Barbarei unheiliger Zeiten würde ung Lies 
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zueückführen! Eben fo wenig aber kann auch auf dieſe 
Art die EirtlichEeit der Religion bedürfen. Denn wie mei: 
nen fie e8 anders, als dag ein ſchwaches, verfuchtes Ge⸗ 
müth fih Hülfe fuchen foll in dem Gedanken an eine Fünf: 
>tige Welt. Wer aber einen Unterfchied macht zwiſchen 
diefer und jener Welt, bethört fich ſelbſt; Alle wenigſtens, 
welche Religion haben, Fennen nur Ein. — — — 
Doch dies Habt Ihr genug gehört von denen, welche die 
Unabhängigfeit und die Allgewalt der fittlichen Gefege ver: 
theidigen; ich aber füge hinzu, daß es auch gegen die Re: 
ligion die größte Verachtung beweiſet, fie in ein anderes 
Gebiet verpflanzen zu wollen, daß fie da diene und arbeite, 
Auch herrſchen möchte fie nicht in einem fremden Reiche: 
denn fie ift nicht fo eroberungsfüchtig, das Ihrige ver: 
geößern zu wollen. Die Gewalt, die ihr gebührt und die 
fie fih in jedem Augenblicke aufs Neue verdient, genügt 
ihr; und ihre, die Alles Heilig hält, iſt weit mehr noch 
das heilig, was mit ihre gleichen Rang in der menfchlichen 
Natur behauptet. Aber fie foll ganz eigentlich dienen, 
wie Jene e8 wollen; einen Zweck foll fie haben und 
nüglich fol fie fich erweifen. Welche Erniedrigung! Und 
ihre Bertheidiger follten geisig darauf feyn, ihre diefe zu 
verfchaffen? Daß doch diejenigen, die fo auf den Nuten 
ausgehen, und denen doch am Ende aub Eittlichfeit und 
Recht um eines andern Vortheils willen da feyn muffen, 
daß fie Doch lieber felbft untergehen möchten in diefem ewi⸗ 
gen Kreislaufe eines allgemeinen Nutzens, in welchem fie 
alles Gute untergehen laffen, und von dem fein Menſch, 
der für fich Etwas feyn will, ein gefundes Wort verfteht, 
lieber als daß fie fih zu Vertheidigern der Religion aufzus 
werfen magten, deren Sache zu führen fie gerade die Uns 
geſchickteſten find!” 19) 


:10) Reden über die Religion, Ate Aufl. ©. 21 fgg- 
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Jene Behauptung, daß der Staat Fein rechtlicher 
Zuftand feyn würde, wenn ec auf der Frömmigkeit bes 
euhte, Hat indeg durch die fpäter von Schleiermacher 
gegebenen Anmerkungen zu den Reden über Religion eine 
nähere Auslegung erfahren. Es ſollte damit nicht gefagt 
werden, daß der Staat, fo lange er noch in einer gewiſſen 
Unvollfommenheit ſchwankt, der Froͤmmigkeit entbehren 
fönne , die das allgemeingültigfte Supplement fey für altes 
in ſich Mangelhafte und Unvollfommene „Allein wenn. 
wir dies zugeben, heißt e8 doch nichts Anderes, als es 
ift in dem Maße politifch nothwendig, daß die Staates 
mitglieder fromm feyen, als noch nicht Alle gleichmäßig 
und hinreibend von dem eigentlichen Rechtsprincip des 
Staates durchdrungen find. Wäre dies aber der Fall, 
was freilih menfhliher Weife niht denkbar 
ift, fo müßte der Staat, fofern er nur auf feinen be 
fiimmten Wirfungsfreis fähe, der Frömmigkeit feiner 
Glieder in der That entbehren fönnen. Daß fich diefes 
fo verhält, fieht man auch daraus, daß diejenigen Staas 
ten, in welchen der Rechtszuftand noch nicht ganz über die 
Willfür gefiegt hat, theild am meiften das Verhaͤltniß der 
Pietät zwifchen den Regierenden und den Regierten heraus: 
heben, theils auch fich der religiöfen Anftalten überhaupt 
am meiften annehmen. Se mehr aber der Rechtszuftand 
befeftigt ift, defto mehr hört Beides auf.” 14) 

Wir find allerdings auch der Anficht, daß das 
Rechtsprincip des Staates mit dem Religionsprincipe der 
Kirche nicht vermifcht werden dürfe, daß alfo der Staat 
von feinen Beamten nur Rechtlichfeit, nicht irgend eine 
fpecififhe Gonfeffion zu fordern Habe, daß der Gedanke 
eined chriftlichen Staates oder einer Staatsfirche nur in 


11) Rede über die Religion, die Ion angeführte 4te Ausgate, 
den Anmerkungen ©. 28. 
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confufen Köpfen, die allenfalls auch von einer juriftifchen 
Religion fprechen würden, fpufen koͤnne. Die Kirche hat 
zu ihrem Boden die abfolute Subjectivität, der Staat zu 
dem feinigen die Objectivität. So wenig die Kirche zum 
Staate werden kann, ohne ihr eigenthuͤmliches Gebiet der 
abfoluten Subjectivität, der unendlichen Snnerlichkeit aufs 
zugeben und der Heußerlichfeit zu verfallen — ein Schaus 
fpiel, welches der Katholicismus des Mittelalters aufge: 
- führt hat —: fo wenig fann der Staat firchlich werden, 
‚ohne fi) von feinem Boden der Dbjectivität und zwangs⸗ 
weiſe beftimmbaren Aeußerlichfelt zu verirren und in ein 
fremdes Gebiet überzufchweifen — mie dies die protes 
ſtantiſchen Staaten leider durch Ihr eigenes Beiſpiel gezeigt 
haben. Und ohne Zroeifel, je mehr der Staat wahrhaft 
Staat wird, defto mehr tritt aus ihm das religiöfe Prin- 
ip zuruͤck in das ihm eigenthiimliche Gebiet; fo wie um: 
gefehrt: je mehr die Religion wahrhaft Religion wird, 
defto mehr fcheidet fie auf eigenen Antrieb aus dem Gebiete 
des Staates als ſolchen, um fich zurückzunehmen in die 
Tiefe der Subjectivität, welche allein der wahrhafte Quell 
alles veligiöfen Handelns feyn und bleiben muß. Nicht 
‚aus dem Staate, fondern frei und zwanglos aus den In⸗ 
dividuen muß das religiöfe Befenntnig und alle Religiofi- 
tät entfpringen. Auch foll das veligiöfe Leben als Selbft: 
zweck anerkannt werden und die Rechtfertigung feines Das 
ſeyns nicht in irgend einem Nuͤtzlichkeitszwecke, den fie er⸗ 
fülle, auffuchen wollen. Aber damit iſt noch nicht gefagt, 
dag ihr Nugen für Rechtlichkeit und Sittlichfeit nicht eine 
Selbftfolge Ihres Daſeyns feyn und daß der Staat 
nicht auf diefe Seldftfolge Rückjicht nehmen dürfe. Dar⸗ 
aus folgt noch nicht, daß der Staat die Religiofität der 
ihm zugehörigen Individuen koͤnne zerftören laffen, ohne 
dadurch fich felbft zu erfchüttern; denn der Staat bedarf 
zwar nicht der Religiofität diefes oder jenes Einzelnen, 
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wohl aber im Allgemeinen. Sagt man, daf die Religios' 
fität dem Staate nur infofern nöthig fen, als er noch 
nicht zur ftaatlihen Vollendung kommen Eonnte: fo hat 
man damit überhaupt und fehlechthin die Nothwendigkeit 
der Religion für den Staat eingeräumt, denn zur Voll: 
endung fann ein Staat eben niemals gelangen. Behaups 
tet man, daß Im Zuftande der Vollendung des Staates, 
der freilich menfchlicher Weife unmöglich ſey, die Froͤm⸗ 
migfeit für den Staat überflüffig werde, daß alfo bes 
greiffsmäßig das Dafenn des Staates von dem der Relis- 
gion ganz unabhängig gedacht werden müfle, fo liegt 
hierin eine Grundanfhauung, die eine wahrhafte Staats: 
phitofophie fih unter Feiner Bedingung gefallen laffen 
darf; denn Die fehlehthin nothwendige und be— 
griffsmäßige Prämiffe einer jeden KRechtsphilofophie 
und einer jeden philofophifchen Staatsconfteuction ift der 
Doden der Endlichfeit, da man doch außerhalb der 
Kategorien „Zeit” und „Raum” einen Staat nicht den: 
fen kann. Diejenigen Confequenzen „ die aus diefer noth⸗ 
twendigen Vorausfegung, aus diefer ein für allemal ges 
gebenen begriffsmäßigen Pramiffe der Endlichkeit folgen, 
find dem Begriffe des Staates ſelbſt inhärent. Iſt die: 
Religiofität nur einem außerhalb der Endlichfeit gedachten, 
alfo unmoͤglichen Staate ſchlechthin entbehrlich, fo iſt 
ſie dem Staate ſchlechthin un entbehrlich. Wenn aber 
dies, ſo hat der Staat auch in dem religioͤſen Principe 
ein Moment ſeiner eigenen Exiſtenz zu ſchuͤtzen. Daſſelbe 
gilt von der Sitte. So ergiebt ſich die Ausdehnung des 
Verbrechensbegriffes auf Verkegungen der Religion und 
Sitte; es zeigt ſich aber gleichzeitig auch Die Grenze, bie 
zu twelcher derartige Verletzungen als Verbrechen angefehen 
werden koͤnnen. In demfelden Maße, als der Staat 
der Sitte und Religion für fich felbft bedarf, alfo in ihrer 
Verlegung mitverlegt wird, Fann und muß er der Bu 


2% 
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legungen von Religion und Sitte als Verbrechen bedrohen. 
Da diefes Maß aber, obwohl es nie auf Null herabſinkt, 
ein nach Zeit und Umftänden verfchiedenes ift, fo tritt 
hier in den Begriff des Verbrechens ein wans 
delbares Element, welches in den eigentlichen 
Rechtsverbrechen nicht waltet. 

Diejenigen Verletzungen der Eitte und Religion, 
welche der Etaat gefchehen laffen kann, ohne fein eigenes 
Dafeyn, feine eigenen Lebensfunctionen zu gefährden, lies 
gen jenfeit der Grenzlinie des VBerbrechensbegriffes und ver⸗ 
fallen niht dem ſtrafrechtlichen VBerneinungsprozefle. 
Berneint müffen fie allerdings auch werden, ebenfomwohl 
als die Alles innerlich bleibenden, gar nicht in Handlungen 
ausbrechenden Unfittlichfeiten; aber diefe Negation iſt nicht 
mehr Sache des Staates. Die fittliche Idee veagirt noth⸗ 
wendig gegen jede Art von VBerlegungen, aber nur gegen 
die Verbrechen durch den Staat. Es müflen neben der 
Strafjuftiz des Staates noch andre Strafthätigfeiten vor: 
handen feyn, welche gegen diejenigen Unfittlichfeiten rea⸗ 
given, die dem Ötrafgefege des Criminalcoder nicht ver: 
fallen. Solche Strafthätigfeiten hat es in der That 
zu allen Zeiten gegeben, giebt es noch und wird es im⸗ 
mer geben, fo gewiß den Forderungen der “dee immer 
wird genügt werden müflen. Bei den Römern beftand 
neben den Criminalgerichten die Cenſur, eine Behörde 
unfeheinbaren Urfprungs, wie Kivius 12) fagt, die aber 
allmählig eine foldhe Bedeutung gewann, daß fie die Auf: 
fiht über die Sitten und über die Zucht der Römer, über 


12) Livias, 1lib. IV. cap. VIII. „idem hic annıs censu- 
rae initium erat, rei a parva origine ortae: quae deinde 
tauto incremento aucta est, ut morum disciplinaeque Ro- 
manae penes eam regimen, senatus, equitumque centu- 
riae, decoris dedecorisque discrimen sub ditione ejus ma- 
gistratus, publicorum jus privatorumgque locorum, vecti- 
galia populi Romani sub nutu atque arbitrio essent,?” 
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den Senat und über die Rittercenturien erhielt, — 
daß ihr das Urtheil über Ehre und Schande zuftand, — 
daß die Gerechtſame über Hffensliche und Privatftellen und 
die Einkuͤnfte des Römifchen Volkes ihrem Winfe und Gut⸗ 
dDünfen zu Gebot ftanden. Der Eenfor war zuunzng, 
d. h. er ſchaͤtzte Jeden nach feinen Werthe, nicht bios 
nach feinem Vermögen, fondeen nach feiner eigentlichen 
zuan. 8 war diefe ziunoıg eine Einrichtung von hoͤch⸗ 
fter Wichtigkeit, ein hochehrmürdiges Organ der fittlichen 
dee, ein herrlicher Zeuge der ethiſchen Tiefe der Römifchen 
Nation), — Ym Mittelalter übt die Kirche eine geiftliche 
Cenſur duch ihr Poͤnitentiarſy ſtem. Ste ergänzt 
durch daſſelbe das rohe, fat nus den äußeren Schaden 
veranichlagende Strafrecht der Germanen; fie macht Ernſt 
mit der Anwendung der chriftlihen Ethik auf das wirkliche - 
Leben; fie feheut weder Rang noch Geburt und geeift tief 
und mit maͤchtiger Hülfe in das innerfte Herz der ſittlichen 
MWeltordnung. — Jene weltliche Eenfur der Römer und 
diefe geiftliche Cenſur des Mittelalters, haben wir ihren 
Untergang zu bedauern? Mit nichten. Die Genfur des 
heutigen Europas, der Neuzeit überhaupt, ift die öffent; 
liche Meinung; jede andre Eenfur muß gegen fie zur 
rüchtreten. So lange eine Nation noch nicht reif iſt, um 
eine Öffentliche Meinung zu hegen und geltend zu machen, 
mögen befondre Senfueinftitute deren Stelle vormundfchafts 
lich vertreten. Ein fittlih herangebildetes Publikum 
braucht feinen VBormund. Ein weltlicher oder getftlicher 
Eenfor wird von ihm zurüdgewiefen. Er würde fich nicht 
zur Sache legitimiren fünnen. Er würde als ein Ans 
maßender erfcheinen , der mit der übermüthigen Prätenfion 
hervorträte,, den Incarnieten fittlichen Geift, wie er nur 


13) Montesquieu, Esprit des lois, livre V. chap. VIII. 
Livre Vill. chap. XIV. Livre XI. chap. XVI. Monutes- 
quieu, Graudeur et d&cadeuce des Bomaius, chag, TUL, 
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in der Gefammtheit der Nation lebt, in feiner beſchraͤnk⸗ 
ten PerfönlichPeit darzuſtellen. — Neben dem Forum 
des Strafrichters und neben dem Korum der öffentlichen 
Meinung befteht für diejenige Verlegung der fittlichen Idee, 
die rein innerlich bleibt, die gar nicht als Handlung Außer: 
lich hervortritt und fid demnach jeder fremden Beurtheis 
lung entzieht, das Forum des Gewiffene — 
Steafgericht,, Öffentliche Meinung und Gewiſſen, das find 
die Hauptfächlichften drei mächtigen Organe, mittelft wel⸗ 
cher die ſittliche Idee gegen alle Verneinungen reagirt. 


IV. 


Das Verbrechen ift Verlegung irgend eines 
befonderen und des allgemeinen Rechts. 


Wir haben gefagt, dag die Verletzungen von Reli⸗ 
gion und Sitte infofern PBerbrechen feyen, als der 
Staat diefer beiden ethifchen Factoren für fich felbft be- 
dürfe, toleer denn z. B. im Eide fi auf das veligiöfe Prin- 
cip ftügt. Jenes „Infofern” enthält ein abfolutes und 
ein relatived Moment, — cin abſolutes, weil der Staat, 
als auf dem Boden der Endlichfeit ftehend, der Ergänzung 
und Unterftügung duch Religion und Sitte nothwen⸗ 
dig immer bedarf, — ein relatives, weil der Grad, 
in welchem er ihrer bedarf, mit dem Wecfel der 
Zeiten und Umftände ein anderer wird. 


Indem wir nun in der Ueberfchrift der gegenwärtigen 
Rubrik das Verbrechen fohlechthin als Verlegung irgend 
eined befonderen Rechts bezeichnen, koͤnnen wir dies natürs 
lih nit in der Abficht , jene Verlegungen der Gitte 
und Religion von dem Begriffe des Verbrechens wieder 
auszufchließen und ung fo mit uns felbft in Widerſpruch 
zu fegen. 
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Es handelt fih Hauptfächlich darum, das im Ob⸗ 
jecte des Verbrechens enthaltene Doppelweſen hervorzu⸗ 
heben, was nicht fchlagender als durch die Ausdrücke „bes 
fonderes” und „allgemeines Recht” geichehen kann. Auch 
der Sitte und der Religion darf man den Namen eines 
Rechtes inſoweit Heilegen, als ihnen der Rechts⸗ und 
Straffhug des Staates gewährt wird. Diefed Recht aber 
ift, wie jedes verlegbare Recht, fen es des Staates ſey &6 
des Privaten, ein qualitativ und quantitativ befchränfte®; 
ein befonderes, und fofern der Staat in Ihm fi 
felbft verlegt weiß, liegt in der Verlegung eines ſolchen 
befonderen Immer zugleich eine Verlegung des allgemels 
nen Rechts, ein Angriff gegen den Organismus des als 
gemeinen Willens. 

In feiner Richtung gegen eine einzelne fittliche po⸗ 
tenz iſt das Verbrechen doch zugleich Negation des Rechts 
in ſeiner Allgemeinheit. Seine Tendenz iſt in der 
Beſchraͤnktheit ſeiner unmittelbaren Richtung auf ein ein⸗ 

zelnes Objeet doch die unendlich negative: und fo reagiot 
denn auch das ganze Recht als Totalorganismus. 
Eine Parallele: 

Die unmittelbarfte Korm des logiſchen Urtheils iR 
befanntlih das qualitative Urtheil, das Urtheil des Das 
ſeyns, das Urtheil der Unmittelbarkeit. Hier iſt das alk 
gemeine Prädikat, welchem das Subject fi) fubfumirs, 
eine allgemeine Qualität. Died qualitative Urtheil IR 
1) ein pofitives. Die beftimmte Qualität wird hier ale 
vorhanden ausgeſprochen, 3. B.: „Der Himmel iſt blau.” 
„» Himmel” und „‚blau” werden auf pofitive Weife iden⸗ 
tifch gefegt durch die Eopula „ift.” „Iſt“ heißt als Eos 
pula: Subject und Prädikat find gleich. Aber das Praͤ⸗ 
difat hebt Hier nur eine zufällige Beftimmtheit des Ges 
genftandes heraus. Das Urtheil fpricht hier Etwas aus, 
was nicht in der Nothivendigkeit der Sache gegeboſvhe IR. 
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Wegen diefer Zufälligkeit feines Inhaltes enthält folches 
Urtheil feine unbedingte Wahrheit. Das pofitive Urtheil 
fagt: „Der Himmel ift blau.” An einem fehönen Mor: 
gen muß ich aber fagen: „Der Himmel ift nicht blau; 
er ift roth.“ Damit geht das pofitive Urtheil 2) in das 
negative Urtheil über. In diefem negativen Urtheile, 
welches das pofitive verneint, liegt aber Doch die Anerfen: 
nung des gemeinfamen Grundes und Bodens. Das nega: 
tive Urtheil, der Himmel fey nicht blau, enthält doch die 
Anerfennung, daß der Himmel Farbe habe. „Farbe“ ift 
alfo das Allgemeine, In welchem das pofitive und nega> 
tive Urtheil entgegengefegt find. Wird diefe Anerfennung 
des gemeinfamen Lebens aufgehoben, fo daß das Subject 
die Sphäre des Prädifates ſchlechthin verneint und zurück: 
ſtoͤßt, fo iſt das Urtheil 3) ein negativ unendliche. 

Sch occupire eine Sache. Das ift ein reales pofiti- 
ves Urtheil. Der Decupationsaft, die Handlung, durch 
welche ich oecupire, Fann als realer poſitiver Urtheile: - 
aft angefehen werden. — Ich gehorche Femandem, weil 
e8 mir fo beliebt. Das ift ein pofitiver Urtheildaft, 
in welchem mein Belieben die Copula bildet. 1*) 

Im bürgerlichen Rechtöftreite oder Civilprozeſſe ent: 
hält das Benehmen jeder Partei die Behauptung: „Du 
bift nicht berechtigt.” Das ift ein einfach negatives 
Urtheil. Hier verneine ih, falls ich im Unrechte bin, 
das befondere Recht, aber das allgemeine Recht erfenne 
ih an, und bin bereit, mich ihm zu fubfumiren. 

Anders fteht ed im Eriminalprozeffe. Wenn der: 
jenige, der im Civilunrecht ift, damit ein einfach negati: 
ves Urtheil aufftellt, fo liegt in der Handlung des Ver⸗ 
brechers ein negativ unendliches Urthell, d.h. eine 
Negation des Rechts in feiner Allgemeinheit, eine Ders 


149) Erdmann, Grundriß der Logik. 
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neinung des Rechts ald Rechte. Der Verbrecher läßt eine 
Handlung auf den Boden der Objectivität, auf den Bos 
den des Rechtes treten, die diefen Boden abfolut verneint, 
darum von leßterem wieder ausgemworfen, vepellivt wer⸗ 
den muß. 

Das einfach negative Urtheil des Civilunrechtes wird 
durch das einfach negative Urtheil ded Civilrichters aufges 
hoben, der mir hier nur auszufprechen braudt: „Das 
Recht fteht Dir nicht zu”, wie ich daffelbe Urtheil der 
Gegenpartei gegenüber behauptete. Das negativ unends 
lihe Urtheil des Verbrechens ruft dagegen die negativ 
unendliche Macht des Staated auf, der hier die Handlung 
nur dadurch annulliven kann, daß er ihr ein veelles negativ 
unendliches Urtheil entgegenfegt: und das iſt die Strafe. 
Wie aber die unendliche Negativität des Verbrechens doch 
nur als befonderer, qualitativ und 'quantitativ befchränfter 
Alt auftritt, fo darf auch die Reaction des totalen Rechtes 
organismus fein abfoluter Vernichtungsprozeß des Vers 
brechers, fondern nur eine der Befonderheit des Verbre⸗ 
chens entſprechende, qualitativ und quantitativ begrenzte 
Strafe feyn. 

Bei den Privatverbrechen fällt die Verlegung des bes 
fondern Willens und befondern Rechts vornehmlich In die 
Augen, während die Verlegung des allgemeinen Willens 
und allgemeinen Rechts ſich mehr verbirgt und in vielen 
Fällen faum zu erfennen if. Umgekehrt erfchauet man 
in den Staatsverbrechen leicht die Verlegung des allgemei: 
nen Willens , deffen Träger und Organismus der Staat 
ift, aber man gewahrt nicht fogleich die Verlegung des 
befondern Willens und des befondern Rechte. 

Daß im Intereſſe des Ganzen, alfo wegen Verlegung 
des allgemeinen Willens und die in ihm begründeten öffent: 
lichen Ordnung eingefchritten wird, leuchtet ein bei denjenis 
gen Privatverbrechen, die von Amts wegen duch ein Or⸗ 
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gan des allgemeinen Willens (Staatsanwalt) verfolgt wer: 
den, und deren Verzeihung einem andern Organe ebens 
falls des allgemeinen. Willens (Staatsoberhaupt) aus: 
fblieglich vorbehalten ift. Aber wie foll man in denjenigen 
Privatverbrechen eine Verlegung des allgemeinen Willens 
und Rechts finden, die nur auf Antrag des Privaten ver: 
folgt werden und deren Berzeihung in entfprechender Weife 
dem verlegten Privatwillen anheimgegeben wird? Iſt 
nicht vielmehr durch diefe ausfchliegliche Privatverfolgung 
und Privatverzeihung anerfannt, daß hier von einer Ver: 
leßung des allgemeinen Willens und des Rechtes als Rec: 
tes gar nicht die Rede ſeyn koͤnne? Es fteht hier freilich 
die Sache anders, als bei denjenigen Privatverbrechen, 
wo das Öffentliche Wefen fich fofort als mitverlegt anfehen 
muß; es ift hier allerdings die öffentliche Ordnung durch 
das Verbrechen nicht angegriffen, fo daß fich diejenigen 
Definitionen, welche das Berbrechen als Verletzung der 
gefellfepaftlichen Ordnung bezeichnen , ungenügend erweiſen. 
Aber eine Verlegung des allgemeinen Willens und des Rechts 
als Rechts ift auch in diefen der Privatverfolgung und Pri⸗ 
vatverzeihung überlaffenen Privatverbrechen noch erfennbar, 
und ihe Unterfchied vom bloßen Eivilvergehen, wo nur der 
befondere Wille verlegt und das Recht als folches vom Ver—⸗ 
leßenden gerichtet wird, völlig Flar. Durch folche Privat: 
verbrechen wird immer noch das Recht ald Recht verlegt, 
indem ja der Wille des Berbrechers auch hier noch auf das 
Unrecht gerichtet ift, das Unrecht demnach nicht als ein 
unbefangenes und unmiffend gegen das Recht verftoßendeg 
auftritt. Der allgemeine Wille wird ferner in derartigen 
Verbrechen mitverlegt, weil alle Privatrechte nur Rechte 
find durch die ihnen ertheilte Sanction des allgemeinen 
Willens. Indeß erſcheint der Staat allerdings hierdurch 
nur als Gemwährsmann des Privatrechtes, nicht als feldft 
Betheiligter; und das iſt es auch, weshalb er hier den 
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Antrag des verlegten Privaten abzuwarten und auf Grund 
der erfolgten Privatverzeihung von der Strafe abzus 
fehen hat. 

In den Staatsverbrechen hört die Beftimmung, daß 
das Verbrechen Verlegung eines befondern Rechtes fey, 
nicht auf, wahr zu ſeyn. Das befondre Recht liegt hier in 
der ſelbſt noch beim univerfellen Staatsverbrechen nicht ver: 
ſchwundenen Begrenztheit, in welcher der Staat durch 
ein Staatöverbrechen verlegt wird. Meiftentheils erfcheint 
das Staatöverbrechen auch ald Verlegung der Willkür ir⸗ 
gend einer befondern Behörde, die ſich nicht als fchlechts 
bin allgemeinen Träger des allgemeinen Willens betrachten 
fann und den allgemeinen Willen nur nach einer befondern 
Richtung auszuführen hat. 
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XVI. 
Das Directariat der Römer, 


in 
einer vergleichenden Darſtellung der römiſchen 
mit den modernen qualificirten Dieben. 
Ein Fragment *) 
von 
Heren Criminalrichte Burchardi 
zu Nönigsberg in Preußen. 





— — 


Die Aufmerkſamkeit, welche den unteren Schichten der 
ſtaatlichen Geſellſchaft neuerdings zu Theil geworden iſt, 
wird ſich wenigſtens auf dem europaͤiſchen Feſtlande noch 
immer mehr ſteigern. Das Proletariat iſt die Mutter und 
die Saͤugamme der geſammten Diebeswelt. Der letzte 
Entſtehungsgrund des Proletariates liegt bis jetzt noch im 
Truͤben. Man kennt den vielſeitigen Erzeuger des Elendes 
recht wohl, wagt aber nicht, denſelben mit ſeiner ganzen 
Bloͤße in den Vordergrund zu ſchieben. Wir wenden 
ung gleich zu feinen Großkindern, den Dieben. Sie bil: 
den eine compacte Maſſe, welche gleich hungrigem Unge⸗ 
ziefer überall freffen und nagen. Sie felbft fangen fehon 
an, fich als ein nothwendiges Glied in der ftaatlichen Ge⸗ 


*) Die fragmentarifchen Säge find mit Unluft aus einer größer 
ven Abhandlung reftituirt worden, welche nach gefchehener 
Gaflation des Conceptes bei der Verſendung verloren ging. 


Das Directariat der Roͤmer. #78 


ſellſchaft anzuſehen, welches dazu vorhanden iſt, fich einen 
Theil von dem vorhandenen Ueberfluß zu erfchnappen. 

Die verfchiedenen Sorten Diebftähle, welche das 
Geſetz ſelbſt aufzahlt, bilden eine langgeftrechte Reihe, vor 
welcher man ſchon erfchrecken könnte. Aber das Leben 
überflügelt bei Weitem den Buchftaben des Geſetzes, und 
man hat die größte Mühe, die vorfommenden Zälfe auf 
eine vernünftige Weife unter das Geſetz zu bringen. 

An die Außerfte Spite ftellen ſich die gefeklich aus⸗ 
gezeichneten Diebftähle, welche auf ſehr verfchiedene Weiſe 
verübt werden koͤnnen. 

In den großen Städten unterfcheldet man folgende 
namhafte Gattungen von qualificirten Dieben : 

a) die Marfts und Ladendiebe, 

b) die Tafchendiebe, 

c) die Schlüffeldiebe, 

d) die Einbrecher und Einfteiger. _ 
Das Terrain, worauf die Diebfähle vorzugsweiſe verübt 
werden, hat den beiden erften Klaffen den Namen gegeben. 
Die beiden legten Kiaffen verdanken dagegen ihre Benens 
nung der Art und Welfe, wie die Ausübung der Diebs 
ftähle erfolgt. Denn unter Schlüffeldieben verfteht man 
ſolche, welche mit Nachſchluͤſſeln, Dietrichen oder andern 
tünftlichen Werkzeugen auf eine nicht gewaltſame Weiſe in 
verſchloſſene Behaͤltniſſe eindringen. 

Stellt man dieſe in der Diebeswelt ausgezeichnete 
Sorte von Individuen mit den qualificirten Dieben der 
alten Kaiſerſtadt Rom in Parallele, ſo geraͤth man fuͤr den 
erſten Blick in ein freudiges Erſtaunen. Denn ſchon in 
Rom gab ed: effractores, saccularii, fures balnearii, 
expilatores und directarii. Unfere Einbrecher find notos 
riſch mit den effractores zu Rom identifh. Mit der. ger 

Archis d. Er. 8. 1849. 111. ©t. Ki 
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ſchehenen Erbrechung wird das Verbrechen als vollendet 
angeſehen ). Die roͤmiſchen saccularii unterſcheiden ſich 
von den anderen Taſchendieben ſehr weſentlich. Denn die 
Gefaͤhrlichkeit der letzteren beruht auf der feinen Behendig⸗ 
keit und Geſchicklichkeit ihrer Manipulationen. Sie ſind 
nicht blos Diebe, ſondern die begabteſte Sorte. Mean 
kann von ihnen ſagen, jedes Glied an ihnen iſt ein Dieb. 
Die roͤmiſchen saccularii waren dagegen halb Diebe, halb 
Betruͤger. Dies ergiebt ſich genau aus der Beſchreibung, 
welche Ulpian von ihnen giebt: Saccularii, qui vetitas 
in sacculo artes exercentes partem subducunt, par- 
tem subtrahunt °). Der Schwerpunkt in derfelben ruht 
auf den vier legten Worten, wonach alles klar ift 3). 


Die fures balnearii wurden in Rom deshalb als 
qualifieirte Diebe ausgezeichnet, weil die Sicherheit der 
öffentlichen Badeanftalten befonders garantirt wurde °). 
Wir Haben dergleichen Anftalten nicht mehr. Aber an die 
Stelle der römifchen Bäder find unfere reichgefchmückten 
Laden getreten. Die Kaufleute überbieten ſich gleihfam, 
die Püfternheit der Diebe zu reizen. Diefe fühlen fich 
ihrerfeit8 berufen, dieſen Vorwig nach Möglichkeit zu 
befteuern. 


Die Schlüffel find ein modernes Inſtitut, und 
waren den Römern Anfangs nur in der Form unferer 
Riegel bekannt. — Später gab e8 bei ihnen zwar auch 


— 


1) Fr. 1. $.2 Dig. de effract. (47. 18). $. 1171 des Allg 
> Rechts 11. 20. vergl. Rein das Criminalrecht der Römer 
. 319. 


2) Fr.7 Dig. de crim. extraord. (47. 11). 
3) Vergl. Rein a. a. D. ©. 321 sub 5. 


4) Fr. 1 Dig. de furt. baln. (47.17). Rein a. a. O. S. 321. 
sub 6. 
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eigentlihe Echlüffel, ja fogar claves adulterinae; d. h. 
Nachſchluͤſſel.. Ihre Formen waren jedoch fo großartig: 
und fehwerfällig, daß fie ſchwer zu verfchaffen, und noch: 
ſchwerer zu bergen waren.  Nachfeblüffeldiebe waren des⸗ 
halb in der alten Welt nicht befannt °). Fuͤr diefelben 
hatte Rom ihre expilatores. Sie waren, um mit Ul⸗ 
pian zu reden, fures atrociores ©). Sonſt werden fie in 
ven Rechtöquellen nicht näher beſchrieben. Der Begriff 
fteht deshalb nieht ganz wellftändig feſt ). Doch ſcheint 
foviel Flar zu feyn, Daß die expilatores alle Nachfolge 
abfchnitten. Das will ſoviel ſagen, daß fie auf dem jedes⸗ 
maligen Terrain ihres grifflihen Wirkens auch nicht die 
Nagelprobe zuruͤckließen 8). 

Haͤlt man endlich die roͤmiſchen directarii, wie von: 
Wächter und Luden gefcbehen ift, mit unfern Gin⸗ 
fteigern für identiſch, fo gewährt diefe vergleichende Dars 
ftellung einen ſehr tröftlichen Abfchluß. Denn wir ftehen 
mit der alten Roma in diebifcher Beziehung noch auf ganz 
gleichem Fuße. Diefer Ausfpruch bedarf jedoch noch einer 
näheren Erklaͤrung. 

Es giebt nur drei magere Stellen in den Rechtsquel⸗ 
len, worin die Directarien erwähnt werden 9) . Sie 


— 


5) Was hier von den römiſchen Schlüſſeln geſagt iſt, kann nicht 
mehr mit Citaten belegt werden. Denn dieſelben ſind verloren 
gegangen, und es dem Verfaſſer zu mühſam, dieſelben no 
einmal aufzufuchen und nachzulcfen. 


6) Fr. 1 Dig. de efr. expil. (47. 18). 
7) Rein a. a. D. S. 320 Note ** 


8) Die Sache felbft ift wohl außer Buoeifel, der Beweis dagegen 
etwas mühlam und ſchwerfällig. Der Berfafler gidenft dens 
felben mit Hülfe eines alten Bekannten, des Profeflor Rein, 
an den er fih wenden wird, vonfländig zu liefern. 


9) Fr. 7 Dig. de extraord. orim. (47. 11). Fr. 1 9.2 
Dig. de efir. et expil. (47. 18). Paulus V. 4. 8. vgl. mit 
Er. 21 8.7 D. de furt. 47. 2). R 

i 2 
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geben allerdings keinen volftändigen Auffchluß, und des: 
halb ift feit.dem Anfange diefes Kahrhunderts ein lebhafter 
Streit über fie geführt worden 1%). Seit Eujacius vers 
ftand man unter denfelben folche Diebe, welche entweder 
in die Haͤuſer einftiegen, oder fich einfchlichen, um einen. 
Diebftahl darin zu verüben. Diefe Meinung hatte Jahr⸗ 
Hunderte hindurch einen guten Klang. Selbſt das allge- 
meine Landrecht ſchloß ſich eng an diefelbe an. Es Fennt 
eine Art qualifictee Diebe, welche ſich mährend der 
Nachtzeit in die Häufer einfchleihen,, oder fich darin ver: 
fließen laffen. Diefe heißen noch bei ung directarii !}). 
Feuerbach verfuchte zuerft eine Revifion diefes Begriffs. 
Seine geiftreihe Schöpfung hatte jedoch mit der Schatten: 
ſervitut, welche er in den Rechtsquellen zu entdecken 
glaubte, gleiches Schickſal. — .So fiegreich - diefelbe 
tiderlegt wurde, fo verunglückt waren jedoch die fpäteren 
Eonjecturen, welche Schlag auf Schlag folgten 12). Pers 
nice ging fogar ſoweit, den Ausdruck directarii zu ftreis 
chen, und in diaetarii umzuwandeln. .Er verftcht dar; 
unter eine ganz eigenthimliche Art von Hausdieben. Dies 
felben find jedoch Feine Römer, fondern fchlecht mas: 
Pirte Deutfche des neunzehnten Jahrhunders. Zur Zeit 


10) Die reiche Literatur iſt volftändig angegeben in Rein Erim. 
Recht ©. 318 Mote *. 


11) $. 1166 des Allg. Cd. Nechts II. 20. Negifter zum Lande 
recht sub voce Diebflahl, wo der Ausdrud directarii ges 
braucht wird. Zur Berichtigung des Zertes muß jedoch Folgens 
des angeführt werden. Die Anficht des Eujacius (ohss. X. 27) 
wurde von Stryd (de sacenl. et direct. Hal. 1740) und 
von Duiftorp (Grundſätze des peint. Rechts, Ausgabe von 1783 
Bd. 11. $. 368) dahin reftringirt, daß nur die Einfchleicher 
in Rom directarii geheißen hätten. Diefe Meinung ift mit 
der angegebenen Modification vom Landrecht adoptirt worden. 


12) In Kein’s Erim. Recht der Römer ©. 318 Note ** find 
y F dieſe Conjeeturen in gedrängter Kürze: zuſammengeſtellt 
worden. 
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iſt man nun wieder geneigt, zu der alten Meinung dei 
Cujacius zurüczufehren. Dies ift namentlich von dem 
Profefloe Rein gefchehen 9). Es mag zwar richtig ſeym 
daß wir bei diefem Punkte nicht über den großen Cujacius 
hinausgefommen find, auf der andern Seite hat aber 
Feuerbach das Verdienſt, deflen Aufbau vollftändig ver⸗ 
nichtet zu haben. Er macht fehr richtig darauf aufmerk⸗ 
fam, daß das heimliche Einfchleichen bei den Römern de: 
Diebſtahl nicht qualificiete. — Wer offen und keck einen; 
Diebftahl bei ihnen verubt, mer in ein Haus fühn uns 
furchtlos auf einen Diebftahl ausgeht, und felbft die 
augenfälligfte Entdecfung nicht fcheuet, der erfcheint viel 
ftrafbarer , als der heimlihe Schleiher. Nach dem eigens 
thümlichen Geifte des römifchen Rechts vermindert Die: 
Heimlichkeit des Diebftahls die Zurechnung, während bie 
Offenbarkeit und Deffentlichfeit deflelben fie erhöht. Auf 
diefem Standpunfte befanden fich die Römer, welche zuer ſt 
zwifchen furtum manifestum und non manifestum unters 
ſchieden 1%), Diefe Bemerkungen find auch noch .von ken 
nem Gegner Feuerbach's widerlegt worden. 


Bei den fruͤheren Unterſuchungen uͤber den Begriff 
des Directariates 1?) iſt das Reſidenzleben der alten Kaiſer⸗ 
ſtadt nicht gehoͤrig beachtet worden. Seit dem Ende der 
Republik floſſen die Reichthuͤmer der bekannten Welt in 
Rom zuſammen. Die verſchwenderiſche Pracht der roͤmi⸗ 


13) a. a. O. ©. 318. , * 
14) Zeuerbach eciviliſtiſche Verſuche I. &. 160 u. 161. ’ 


15) Die Belege zu den nachfolgenden hiftociichen 5 ‚Bemerkungen 
müſſen leider im Sinne behalten werden. Bei den überhäuften 
Amtearbeiten war der Werfafler nur im —X diejenigen 
Citate zu reftituiren, welche ihm in feinen eigenen Bücher 
jur Hand waren. 
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ſchen Großen ftand mit dem elenden Zuftande der Proleta: 
eier in einem jammervollen Contraſt. Die planmäßigen 
Reactionen gegen den zufammenfliegenden Reichtum gin: 
gen ins Sroßartige. Die Verbrechen gegen dag Eigen⸗ 
thum nahmen nad allen Seiten dergeftalt uberhand, daf . 
fie in dem Prozeßverfahren einen gänzlichen Umſchwung her: 
vorbrachten. Die fehwelgenden Römer entwicfelten nun, 
wie dies hiſtoriſch feftfteht, ganz befonders bei ihren Mahl: 
zeiten und Gaſtmaͤhlern eine vaffinivte Pracht. Lieft man 
die Berichte darüber, fo erftaunt man ebenſowohl über die 
theueren und erquifiten Gerichte, als über den Aufwand, 
womit Diefelben fervirt wurden. Die Tafeln bracen 
unter der Laft der filbernen und goldnen Geräthfchaften 
und Gefäße. Hunderte von Sflaven waren dabei be 
ſchaͤftigt, den Gäften die möslichfte Bequemlichkeit zu. 
verichaffen. 

Der Inſtinet der Diebe führte diefelben von jeher nur 
dahin, wo etwas zu holen war. Die Speifefäle der Reis 
chen boten on fih für ihre Begeifterung nach fremdem 
Eigenthum feinen geeigneten Spielraum dar. Denn zu. 
den Zeiten, in welchen die koſtbaren Tafelgerathfchaften 
forgfältig daraus entfernt und weggepacft waren, fanden 
fie darin nur fefte Marmortafeln und langgeftrecfte Pol: 
fir. Mit folchem intransportabelm Gute fonnten fich 
diefelben felbftredend nicht befaffen. Die convivia und 
epula magnificentissima der vömifchen Großen waren 
die modernen Schaufenfter, worauf das Augenmerf der 
Gauner gerichtet war. Die Gaftmähler wurden in den 
coenaculis abgehalten, welche zu Rom in den oberen 
Stocfwerfen, in den Provinzialftädten dagegen, wenig⸗ 
fteng in Pompeji und Herfulanum, zu gleicher Erde be: 
legen waren. In diefelbe begaben ſich während der Ga⸗ 
ſtereien gewiſſe Snduftrieritter, welche ihre Befchäftigung 
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getverfämäßig betrieben. Entweder waren fie mit einem- 
Tafelgewand (vesti coenatoria) gefhmücht , oder fie 
waren einfach wie die aufwartenden Sklaven gekleidet. 
Nach diefen Weußerlichkeiten mifchten fie ſich entweder 
unter das Heer der eintretenden Gäfte oder unter Die 
zahllofe Menge der aufwartenden Sklaven. Sie fpielten 
ihre Rolle eben fo gut, wie die vornehmen Berlince 
Drücker 19), und blieben in dem Gewühle des angehen: 
den Gaſtmahls unbemerkt. in goldner Pokal oder ein 
anderes werthoolles Tafelgeſchirr war wohl fehr oft der 
Gewinn ihrer kecken Zuverfiht. Die Römer nannten die'e 
Klaſſe von Gaunern ſehr bezeichnend: directarii, qui in 
aliena coenacula se dirigunt, furandi animo. Sie 
waren im Gegenſatz der effractarii, wie ſie von Seneca 
genannt werden, keine reinen Diebe, ſondern wie die 
saccularii Simulanten und Diebe zugleich. Aus den oben 
allegirten Strafgeſetzen wiſſen wir, daß auch honestiores 
dieſes eintraͤgliche Geſchaͤft betrieben. Bet dieſer Sorte 
war der animus furandi nicht immer von Anfang an klar. 
Die directarii wurden auch wohl oͤfters fruͤher ertappt, 
ehe noch ein gluͤcklicher Griff ihre Frechheit gekroͤnt hatte. 
Dem Gaſtgeber blieb in dieſem Falle nichts anderes uͤbrig, 
als mixto jure mit einer injuriarum actio gegen ſolche 
Eindringlinge (ingruentes) 47) aufzutreten, wie Paulus 
veferirt. Sie wurden dann pro modo commentae frau- 
dis mit harten Strafen belegt. 





16) Drüder oder Zorfdrüder werden in der Diebsfprade die 
Zafchendiebe genannt. 


. 37) Ingruens = intrans, quocum periculum ingruit, Dieſer 
Ausdrud bat den meilten Anftoß erregt. Jedes lateinifche 
Lericon giebt indefjin darüber Auskunft, daß derfelbe fo und 
nicht anders gedeurst werden Fann. 
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Auf diefe Weife find wohl alle Schwierigfeiten bes 
feitigt, welche man in den römifchen Gefepftellen aufzus - 
finden fich bemüht hat. In der vorftehenden Erflärung 
fteft auch nur eine Eonjectur. Die Directarien follen fich 
bei ihrer unberufenen Theilnahme an den Gaftereien ents 
weder als Säfte oder als aufwartende Sklaven gerirt 
haben. Diefe VBorausfegung liegt aber mit Beruͤckſichti⸗ 
gung aller übrigen gefchichtlihen Verhältniffe und der 
Worte der zu erflärenden Strafgefege auf dee Hand. In 
welcher fonftigen Geſtalt diefe Gauner die Speifefäle der 
Reichen Hätten betreten Fönnen , darüber läßt fi aus der 
römifchen Gefchichte fonft gar nichts aufftellen. — Eigent: 
lie Directarien im Sinne des römifchen Rechts giebt es 
nun allerdings bei ung nicht mehr. Denn unfere Saft: 
maͤhler find nicht fo grandioͤs und zahlreich, wie die römis 
fhen. Der Wirth kennt mit feinen nächften $reun- 
den alle feine Säfte, und ein ungebetener Cindring- 
ling kann fich unter denfelben nicht verbergen. Da: 
gegen haben wir heut zu Tage Directarien, welche fich 
ein anderes Terrain gewählt haben. 8 find dies die 
Schottenfellee, wie fie in der Diebsfprache heißen. 
Man verfteht darunter Diebe, welche unter dem Vor: 
wande des Einfaufens die Buden und Laden befuchen, 
und bei der Befichtigung verfchiedener Waaren dem Vers 
fäufer einzelne Stücke unter feinen Händen entwenden. 
Diejenigen, welche ſich darauf legen, befuchen in der 
Regel nur folche Laden, in welchen irrecognoscibeles Gut 
verfauft wird. Man verfteht Darunter folches, welches 
der VBerfäufer nur in der Gattung, nicht aber als Species. 
wiederzuerfennen im Stande iſt. Die Schnittwaarenver⸗ 
fäufer, Galanteriewaarenhaͤndler u. f. w. find deshalb dem 
Scottenfellee am meiften ausgefegt. Bringt der Schots 
tenfeller die geftohlenen Waaren In Sicherheit, fo ift er 
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in der Regel geborgen. Der Beftohlene Fann nur noch 
das Zeugniß gegen ihn ablegen, daß er dergleichen Artikel 
geführt, und dag ihm diebifcher Weife einige davon ver: 
fbwunden find. ine Recognition im juriftifchen Sinne 
ift in diefem Kalle nicht wohl denkbar 9). 

Außer diefen Ladendieben finden fi) unter uns an: 
ſehnliche Sauner vor, welche den roͤmiſchen Directarien 
noch naher fommen. Cie treten in der modernften Aeußer⸗ 
lichfeit auf, und haben das Anfehen, als ob fie aus den 
Abbildungen im jüngften Heft des Modenjournald ausge: 
fchnitten feyen. Ihre Manieren find vornehm und fein, ihr 
Auftreten ift herablaffend und affectirt, wie das Wefen der 
parifer gemietheten Tänzer. Sie befuchen die erften Ho⸗— 
tel8 der Stadt, nehmen ziemlich geräufchlos einen Pag 
an der table d’höte ein, und verlangen ftets den beften 
Mein. Wehe dem dienenden Perfonale, wenn daffelbe 
die Fingerfertigkeit folcher Säfte nicht in beftändiger Eon: 
trole behält. Die aͤußerſten Endpunfte ihrer oberen Cp- 
tremitäten üben auf das edle Metall eine weit größere Anz 
ziehungsfraft aus, wie der Magnet auf das Eifen. 

Sie find weit gefährlicher, als eine andere Sorte 
von Directarien. Die mwinterlichen Generalabfutterungen 
unferee haute volee hat diefelbe erzeugt. Das Haupt 
gericht, welches hier präfentiet wird, ift das Tanzen. 
Wer ſich davon aus Alters: oder Gefundheitd-Rückfichten 
losfagen muß, befindet ſich in der Nothwendigkeit, fein 
Vergnügen mit großer Geduld zu tragen. Wenn eine 
folde zufammengewürfelte Geſellſchaft fi ſpaͤt in der 
Nacht auflöft, fo entfteht ein Drängen und Treiben, wels 


18) Wer fih näher daven unterrichten will, den verweilen wir 
auf das Buch: Die Diebe in Perlin, von & W. Zimmers 
mann. Berlin 1847. Kap. 8 @. 102. 


Axrchiv d. Er. R. 1849. 111. &t- 8 k 
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ches in feinen Einzelnheiten ſchwer zu befchreiben if. Das 
Hauptgerwirre wird durch die gemietheten und geliehenen 
Diener herbeigeführt. Sie find In ihrem Eifer, fi wo 
möglich von allen Gäften ein Trinkgeld zu erjagen, big 
zum Exceß dienftfertig. Bei dDiefem wirren Durcheinander 
finden ſich fehr viele Dienftboten von Außen ein, um ihre 
Herefchaften abzuholen, _ Unter diefem Vorwande fann 
unbefannten Cindringlingen, welche ſich furandi animo 
eingeftellt haben, der Zutritt nicht verwehrt werden. — 
Der Ballgeber iſt fehr gefährdet, wenn zu diefem Zeit: 
punfte nicht ſchon alle Koftbarkeiten bei Seite gefchafft 
worden find. Iſt Diefeg, wie gewöhnlich, geſchehen: 
wehe dann den Pellerinen, Müffen, Boa's und anderen 
abgelegten Gegenftänden der Gäfte, welche leicht verfteck: 
bar find, Jede folche Abfutterung en gros hat eine Reihe 
von Öffentlichen Auslobungen über Wiederbefchaffung von 
verlorenen Sachen in ihrem Gefolge, von deren Erfolge 
nicht weiter zu reden ift. 


In diefer Darftellung bemährt fih wiederum Die 
fprihmwörtlihe Wahrheit: Nichts Neues unter Der 
Sonne — 
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XVII. 
ueber die gerichtliche Polizei. 


Von 
Herrn Appellations-Rathe Dr. Schwarze, 
Referenten in der Koͤnigl. Sächſ. Straf⸗Pe⸗G.⸗Commifſſion. 





Zu den ſchwierigen Aufgaben, welche die Einfuͤhrung 
des muͤndlich oͤffentlichen Strafverfahrens in den deutſchen 
Staaten zu uͤberwinden haben wird, gehoͤrt auch die 
Organiſation der gerichtlichen Polizei). Dieſe Schwie⸗ 


1) Die neuen Geſetzgebungen verweiſen theils auf die zeitheri⸗ 
gen, öfters nur durch die Praris feftgefegten Beflimmungen, 
theils begnügen fie fih mit ganz allgemeinen Borfhriften, 
z. B. die Kurheffifhe Straf⸗P.⸗D. $. 144: „Die Polizei⸗ 
beamten find ebenfo wie die öffentlichen Ankläger befugt und 
verpflichtet, behufs Entdedung von Vergehen und Sicheru 
ihrer Beftrafung in foweit auf gefeplihe Weiſe (?) — 
einzuſchreiten, als der Zweck dieſes Einſchreitens durch die 
zu erwartenden richterlichen Handlungen nicht erreicht werden 
fonn und das Ergebniß des —— nicht gefaͤhrdet 
wird. $. 145: Insbeſondere haben dieſelben in einem dien 
Falle volle vorläufige Wernehmungen , ir? der Spuren 

\ 


Archiv b. €r WR. 1849. IV. ©t. 


484 Ueber die gerichtliche Polizei. 


rigfeiten, welche hierbei fi darbieten, werden durch Die 
Beftimmungen der Grundrechte des deutfchen Volkes, 
welche verfchiedene Unterfuchungshandlungen der Eompetenz 
der Polizei entziehen, noch vermehrt, wobei nur zu be: 
merken, daß die hier fraglichen Beftimmungen der Grund⸗ 
rechte in der Kranffurter und in der Berliner Reichsver⸗ 
faffung gleichlauten. 

Es war ein unverfennbares Gebrechen unferes jeßi: 
gen Verfahrens, daß die Kunction des Unterfuchungsrich- 
ters in der Regel mit einer Menge rein polizeilicher Ge: 
fhäfte belaftet war. Ansbefondere zeigte fich diefe Ver: 
miſchung polizeilicher und richterlicher Gefchäfte in den 
fleineren Patrimonialgerichten und im 8. Sachfen felbft 
bei den meiften Königlichen Gerichten, da eine Trennung 
dieſer Gefchäfte unter Aufftellung verfhiedener Beamten 
für ihre Beforgung ſchon wegen des Koftenpunftes, zu: 
mal bei dem geringen Umfange des Jurisdictonsbezirfeg, 
nicht räthlih gefunden und in der That auch, zumal 
diefe Verbindung von jeher als völlig angemeffen betrach- 
tet worden, nicht verlangt wurde. Erſt die neuere Zeit 
forderte gebieterifch diefe Trennung und eine möglichft 
freie und unabhängige Stellung des Richters in feiner 
Function. Man erfannte, wie nachtheilig es zeither für 
die Unterfuchung und deren Durchführung gemwefen, daß 
der Unterfuchungsrichter mit den der Unterfuchung vor: 
ausgegangenen polizeilihen Eroͤrterungen gleichfalls fich 
befehäftigt und daß es oft ſowohl für den Angefchuldig: 
ten als für den Richter felbft an einem beftimmten An: 
fangspunfte der Unterfuchung gefehlt Habe. Man ging 
in den einzelnen Fällen unmerklich aus den polizeilichen Eroͤr⸗ 


einer Uebelthat, Befchlagnahme von Sachen, fo wie, unter 
den gefeglichen Borausfegungen, Verhaftungen eintreten zu lafs 
en.’ Bol. noch Mittermaier in diefem Archive 
©. 196 fi fg. Sabre. 1849. 
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terungen in die gerichtliche Unterfuchung über, und es war, 
zumal nach Aufhebung der Trennung in inquisitio geflera- 
lis und specialis, der Anfangspunft des eigentlichen reatus 
oft ſchwer zu finden. In denjenigen Städten und Drtfchafs 
ten dagegen, in welchen neben den “$uftizbehörden gut 
organifirte, meiſtens collegialifcy eingerichtete Polizeibes 
hörden beftehen, kommt es nicht felten vor, daß die letz⸗ 
teren eine förmliche Unterfuchung veranftalten und über 
den nächften Zweck ihrer Thätigfeit weit hinausgehen, fo 
daß die darauf folgende Unterfuchung des Strafgerichtd 
mehr als eine Wiederholung der polizeilichen Erörterungen 
erſcheint. Der Verf. Hat in feiner amtlichen Stellung 
dergleichen Faͤlle Häufig zu beobachten Gelegenheit gehabt, 
und gefunden, Daß die Ausdehnung diefer polizeilichen 
Erörterungen oft von rein zufälligen, nicht in der 
Sache felbft, fondern in der Perfönlichfeit der betreffen: 
den Beamten und in der Einrichtung der betreffenden Bes 
hörden begründeten Umftänden bedingt und abhängig 
gewefen if. Dabei läßt fich zwar nicht in Abrede ftels 
fen, daß im K. Sacfen wegen folcher Webergriffe, welche 
in der That eine Rechtsverlegung oder felbft nur eine 
nicht erforderlich geweſene Beſchraͤnkung des Verdächtigen 
in feinen Befugniffen enthielten, fehr felten gegen die Pos 
lizeibehoͤrden Beſchwerde erhoben worden ift und im Allge⸗ 
meinen diefelben,, insbefondere bei dem guten Einverſtaͤnd⸗ 
niffe zwifchen ihnen und den Juſtizbehoͤrden, fehr dankens⸗ 
werthe Dienfte in den Unterfuchungen geleiftet haben. | 

Es handelt fih im Vorliegenden nur von der repreſ⸗ 
fiven Thätigfeit der Polizei, welche die bereits verübten 
Verbrechen auffucht,, die Beweiſe derfelben fammelt und 
die Uebertreter an die competenten Gerichte zur meiteren 
Unterfuchung verweiſt. Bekanntlich betrachtet die frans 
zöfifche Gefeßgebung die von dem Unterfuchungsrichter ger 
führte Vorunterfuchung noch als einen Gegenftand Mel 

Ti % 
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polizeilichen Thätigfeit und in ſoweit den Unterſuchungs⸗ 
richtet ſelbſt als einen Polizeibeamten. Diefe Ausdeh: 
nung, welche confequentermweife den Richter in ein Sub: 
ordinationsverhäftnig zu der Staatsanwaltſchaft ftellen 
follte, was doch nicht der Fall iſt, ift aber unferen deut- 
ſchen Anfichten wenig entfprechend. Iſt gleich die (ge⸗ 
richtliche) Vorunterfuhung nur die Borbereitung der 
eigentlichen Unterſuchung, fo fprechen doch für ihre Leitung 
und Führung durch einen richterlichen Beamten und 
deffen unabhängige Stellung während derfelben alle Gründe, 
welche für die Beftellung des Richters in der Unter: 
ſuchung überhaupt vorhanden find. Die Handlun: 
gen, welche in der Vorunterſuchung vorfommen, find zumeift 
von fo wichtiger und und für den Verdächtigen felbft 
nachtheiliger Art, daß er grade bei ihnen jene Unabhän: 
gigfeit des fie verfügenden Beamten und überhaupt alle 
jene Garantien fordert, welche man wohl bei der richter: 
lichen Gewalt, nicht aber bei den Pollzeibehörden erwartet. 
Diefe Handlungen find theilmeife wegen der in ihnen lie: 
genden Befchränfungen der allgemeinen Rechte des von 
ihnen Betroffenen und der durch fie leicht hervorgerufenen 
Verdächtigungen feines Charafters von den empfindlich: 
ften Folgen fie denſelben, und er wird in der Zuficherung, 
dag diefe Handlungen nur von Polizeibeanten vollzogen 
worden und erft die kuͤnftige Unterfuchung abzuwarten 
feyn werde, welche ihn wieder vor feinen Mitbürgern 
rechtfertige, foenig Troft finden. Hierzu kommt aber 
noch, daß die Erhebung des Thatbeftandes nicht bis zur 
Eröffnung der Hauptunterfuchung verfchoben werden Fann, 
vielmehr grade die Ergebniffe der erfteren auf die Entfcheis 
dung der Frage, ob mit der Eröffnung der Hauptunter: 
fuchung zu verfahren fey, weſentlich einwirken und fehr 
Häufig bei diefer Erhebung grade die mwichtigften Indicien 
in Betreff deu Ucheberfchaft erlangt werden. Diele Ers 
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gebniffe der Vorunterfuchung find mithin nicht nur für das 
Anflageverfahren, fondern auch für die Hauptunterfuchung 
und die endliche Eutfcheidung von der bedeutungsvollften 
Wichtigkeit, zumal die Erhebung des Thatbeftandes zur 
meift nicht wiederholt werden Fann und man daher häufig 
bei der Vorleſung der hierüber aufgenommenen Protocolfe 
in der Hauptunterfuchung Beruhigung faffen muß. Ser 
ner ift gar nicht in Abrede zu ftellen, daß Geftändniffe des 
Angefhuldigten und Angaben der Zeugen, welche in der 
Borunterfuchung erlangt worden, in der Hauptunter: 
fuhung auch dann von Einfluß find, menn gleich der 
Angefchuldigte oder die Zeugen fie widerrufen, oder felbft 
die Thatfache, daß fie von ihnen abgegeben worden find, 
leugnen. Man wird in ſolchen Fällen die Protocolle vors 
lejen, und die Glaubwuͤrdigkeit des Beamten, welcher fie 
verabfaßte, wird meift fopiel wirfen, daß die entgegen: 
ftehenden Angaben des Ungefchuldigten oder Zeugen nur 
geringe Beachtung finden. Es hat fich diefe Anficht durch 
die Erfahrung ſowohl bei rechtsgelehrten Richtercollegien 
als Hei Geſchwornen beftätigt. — Und dennoch follen 
alle diefe Acte der Borunterfuchung nur polizeiliche Handlun⸗ 
gen fyn? — Will man dagegen einhalten, daß diefe 
Bezeihnung ohne Einffuß auf die Selbftftandigkeit und 
Unabhängigkeit des mit jener beauftragten Beamten fey 
und dieſer aus dem Richterftande gewählt werde, auch 
alle richterlichen Befugniffe genieße, fp gibt man zu, daß 
die Bezeichnung felbft Feine paflende fey, welche auch Durch 
eine Bezugnahme auf die Art der Gefchäfte nicht gerecht⸗ 
fertigt wird, da fie diefelben Gefchäfte als der Polizei 
wie der Juſtiz gleich) angehörig bezeichnen würde, — 
Grade darin, daß der Kreis der polizeilichen Befugnifle 
befchranft und der Unterfuchungerichter berechtigt ift, das 
Verfahren der Polizeibehoͤrden, welche ihre Verhandluns 
gen an ihn abgeben müſſen, zu pruͤfen und, nach Bein 
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den, jeden Act derfelben noch einmal aufzunehmen, iſt 
eine Garantie für den Inculpaten und ein Erinnerunge- 
zeichen für die Pollzeibehörden behufs der Innehaltung der 
ihnen gezogenen Grenzen, zugleich aber die Nothwendigfeit 
enthalten, die Handlungen des Unterfuchungsrichterd als 
richterliche Unterfuchungshandlungen und ihn felbft als 
Richter, nicht ald Polizeibeamten anzufehen. 

Fragen wir nun, wie die gerichtliche Polizei in Bezug 
auf ihre Kompetenz und ihre Stellung zu den Gerichten 
aufzufafien fey, fo müflen folgende Gefichtspunfte maß- 
gebend ſeyn: 

Die Polizei ift ihrer ganzen Einrichtung und ihren 
Mitteln nach meift viel eher als die Yuftizbehörde im 
Stande, die Merkmale einer verbrecherifchen That zu 
fammeln, welche oft vorübergehend find und fchon in der 
nächften Zeit nach der That verfchwinden und fich ver: 
wifchen. Daffelbe gilt von der Verfolgung und Berhaf: 
tung des Verdächtigen und überhaupt von den auf feine 
fünftige Geftellung vor Gericht bezüglichen Maßregeln. 
Die Wirkfamfeit der Polizeibehörden Fann viel eher und 
Fröftiger eintreten, als die des, ohnedies oft weit ent—⸗ 
fernten und mit anderen Unterfuchungen bereit belafteten 
Richters. Die Polizeibehörden in ihrem unmittelbaren 
und allernächften Verkehre mit dem großen Publitum und 
in ihrer, die Tagesereigniffe, die öffentlichen Vorgänge, 
die Perfonen und die Localitäten beobachtenden und beauf: 
fihtigenden Thätigfeit werden in der Regel eher von ver: 
übten Gefegverlegungen Kenntnig erlangen, als die Ju⸗ 
ftizbehörden. 

Erheifcht daher das Intereſſe der Unterfuchung eine 
möglichfte Benugung diefer Vorzüge der Polizeibehörden, 
fo mufr doch andrerfeits zur Sicherung des Rechts felbft 
und der bürgerlichen Sreiheit darauf Bedacht genommen 
werden, daß den Bolizeibehörden nicht die Vornahme 
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aller, ihr geeignet feheinenden Handlungen ohne Weiteres 
geftattet und der Bezüchtigte felbft den WillfürlichFeiten 
derfelben preisgegeben werde. Es gibt Handlungen, 
welche den Polizeibehörden nur im Nothfalle überlaffen 
werden fönnen, und es iſt feftzuhalten, daß fie die Unter: 
fuchung vorbereiten, aber nicht führen follen. Ohnedies 
find nicht alle Polizeibehörden fo organifirt, daß von ihren 
Beamten die Befähigung zur Beurtheilung der Sache ir 
Ruͤckſicht auf ihre juriftifche Bedeutung und ihre formelle 
Wichtigfeit erwartet werden Fönnte, 


Hierbei muß auf Feftftellung einer Grenzbeftimmung 
der Thätigkeit der Polizeibehörden und der Gerichte auch in 
der Beziehung Bedacht genommen werden, daß der Unter 
fuchungsrichter nicht zu oft in diefe Voreroͤrterungen ber: 
eingezogen und der zeitherige Uebelftand einer Vermiſchung 
feiner Funetiou mit polizeilichen Sefchäften nicht wieder 
fanctionirt werde. 


Den Mittelpunkt der gerichtlichen Polizei und ihrer 
Thätigfeit bildet der Staatsanwalt, welcher in ein un: 
mittelbare Amtsverhältnig zu den Orts-Polizeibehoͤrden 
tritt. Die legteren find an feine Weifungen gebunden 
und Haben von ihren Amtshandtungen, foweit fie die 
repreffive Juſtizpolizei betreffen, den Staatsanwalt in 
Kenntniß zu fegen. 

Der Zweck der polizeilichen Vorerörterungen kann 
nur auf den erften Angriff, Die Sammlung außerdem ver; 
loren gehender Spuren des Berbrechens und die Vorbe⸗ 
reitung der Unterfuchung, fo meit folche nöthig ift, um 
Jemanden ald der That verdächtig bezeichnen zu Fönnen, 
gerichtet feyn. Eine weitere, jetzt noch bisweilen vorkom⸗ 
mende Ausdehnung, fowie namentlich der Uebergriff der 
niederen Polizeibeamten hat nicht felten die Unterfuchung, 
noch ehe fie begonnen, in einer Weife verdorben, daß die 
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Nachtheile dieſer Uebergriffe nicht wieder auszugleichen ge⸗ 
weſen find. 

Es ift daher unabweisbares Bedürfnig, diejenigen 
Handlungen, zu denen die Polizeibehörden unter allen Um: 
ftänden, zu denen fie ausnahmsweiſe in Eilfällen, und zu 
denen fie unter allen Umftanden nicht befugt find, gehörig 
feftzufegen. Darauf, ob die zur Wirftichfeit gelangte 
Gefegesübertretung ein Verbrechen oder Vergehen oder eine 
Hebertretung ſey, wird in der Regel für die Grenze der 
-polizeilichen Gewalt und der Strafjuftiz nichts anfommen, 
nur daß einzelne Unterfuchunghandlungen bei den Ueber: 
tretungen in Rückficht auf die Geringfügigfeit der legteren 
gänzlich ausgefchloffen werden koͤnnen. 

Man hat zunächft die Polizeibehörden verpflichtet, 
von den zu ihrer Kenntnig gelangenden Verbrechen und 
Vergehen fofort dem Unterfuchungsrichter Anzeige zu 
machen, Diefe Verpflichtung führt in ihrer Allgemeinheit 
zu weit, ine vorläufige Prüfung der Sache Seitens der 
Polizeibehörden wird wenigftens in ſoweit vorangehen müfs 
fen, als möglichertoeife fich die ganze Anzeige als irrthuͤmlich, 
unwahr oder doch übertrieben darftellt und fich fofort Flar 
zu Tage legt, daß die Sache zur weiteren Verfolgung fich 
gar nicht eignet oder nur die Hilfe der Polizei in ihrer praͤ⸗ 
ventiven Richtung einzutreten habe. Dergleichen Fälle 
fommen in praxi nicht felten vor, Und zu welchem Zwecke 
foll die Polizel den Richter von dem Vorgange in Kenntniß 
fegen? Doc nur deshalb, damit diefer die lediglich zu 
feinee Competenz gehörigen Handlungen, in fomweit 
folde keinen Aufſchub leiden, alsbald vorneh: 
men koͤnne, insbefondere die Feftftellung des Thatbeftans 
des. Allein folche Eitfälle find, mit Ausnahme von Tod: 
tungen und Brandftiftungen, die felteneren. Ohnedies 
hat der Richter erft nach an ihn gebtachtem Antrage des 
Staatsanwalts die Unterfuchung zu eröffnen, und es kann 
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daher feine Thätigfeit vor diefen Zeitpunfte nur au: 
nahmsmeife eintreten. Es ift aber ausreichend, die Pos 
lizeibehoͤrden anzuweifen, in den Sällen, in welchen die fos 
fortige Feſtſtellung des Thatbeftandes erforderlich erfcheint, 
insbefondre bei Tödtungen und Brandftiftungen, den Uns 
terfuchungsrichter von dent Borgange in Kenntniß zu fegen. 
Das hier erforderlihe Maß juriftifchee Beurtheilung Fann 
den Polizelbehörden unbedenklich und um fo eher zugeftans 
den werden, als fie jedenfalls von der ihnen gemachten 
Anzeige den Staatsanwalt in Kenntnig zu fegen haben 
und diefer ermeflen wird, in wieweit eine fofortige Ab⸗ 
gabe der Sache an den Richter oder doch die Aufforderung 
deffelben zur Vornahme einzelner beftimmter Handlungen 
zwecfmäßig fey. Es verfteht fich jedoch hierbei von feloft, 
dag die Polizeibehörden in Eilfällen, fowohl was die 
Sammlung der Spuren des Verbrechens, als die Sicher 
rung der Geftellung des Verdächtigen vor Gericht anlangt, 
ihre Thätigfeit ohne Weiteres und ohne die Anfunft des 
Staatsanwalts abzuwarten, beginnen, wie denn über; 
haupt fie nur anzumeifen find, den Staatsanwalt ehes 
möglichft in Kenntniß zu fegen. 

Die Thätigfeit der Polizeibehoͤrden felbft wird fich 
nun In folgenden Beziehungen außern: 

a) Sie haben darüber zu wachen, daß die zu: 
rüchgebliebenen Spuren nicht vertilgt oder verändert, 
auch Feine fonftige Aenderung am Drte der That vorge 
nommen werde , bis der Unterfuchungsrichter eintrifft. 
Sie fönnen zu diefem Behufe den fraglihen Mag oder 
Gegenftand bewachen und beauflichtigen oder den letzteren 
einftweilen in Verwahrung nehmen. So werden die bei 
dem Auffinden von Leichnamen, wenn Verdacht einer 
von fremder Hand verübten Tödtung vorhanden, diefelben 
an dem Drte des Auffindens ebenfo wie diefen felbft be: 
wachen, oder, dafern folches nicht thunlich, wenigſtens 
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die Leiche in ficheren Gewahrfam bringen, aud) Werkzeuge, 
welche auf dem Plage gefunden werden und ald Mittel der 
Todtung gedient haben fönnen, an fich nehmen. So 
wird den Polizeibehörden auch in dringenden Fällen Augen: 
fein vorzunehmen wohl zu geftatten feyn, — man 
nehme nur noch den Fall einer Brandftiftung an, wenn 
die Polizei vor der völligen Vernichtung des Haufes oder 
der Löfchung des Brandes auf dem Page erfceint, um 
(abgefehen hier von ihrer Pflicht zu Rettungsanftalten ꝛc.) 
den Bang des Feuers, die mögliche Urfache deflelben und 
die näheren Umftände zu ermitteln, was oft, nad) idiefer 
Zeit, in gleicher Vollftändigfeit und Sicherheit nicht mehr 
gefchehen Fann. Gleiche Verhältniffe koͤnnen bei ausge: 
zeichneten Diebftählen, ſowie andrerfeitö bei ſolchen Spu⸗ 
ren des Verbrechens eintreten, welche, auch ohne menfch- 
liches Zuthun, fehon in Folge der Zeit und der Witterung 
fih verwifchen und verfchwinden. Diefe Berechtigung 
der Polizeibehörden erfcheint um fo nothiwendiger , als 
der Sig des Unterfuchungsrichterd oft ziemlich entfernt 
feyn wird, 

b) Allein die bloße Bewachung und Beobach: 
tung wird möglicherweife dann nicht ausreihen, wenn 
die Umftände den Verdacht erwecken, daß der Thäter 
oder Andere die Spuren, die Werkzeuge und die Gegen: 
ftände des Verbrechens befeitigen, verbergen oder vernich- 
ten werden. Soll hier die Polizeibehörde zum ruhigen 
Zufehen verpflichtet feyn, Dis der herbeigerufene Unter: 
fuhungsrichter an Drt und Stelle anlangt, obfchon immits 
teift jedes Ueberführungsmittel befeitigt werden fann? — 
Der Schuß der bürgerlichen Freiheit darf nicht foweit aus: 
gedehnt werden, daß die Gerechtigkeit offenbar gefährdet 
und die Thätigkeit der Strafjuftl; im Voraus unmöglich 
gemacht werde. Es iſt duch Snftructionen und Strafen 
dafür zu forgen, daß der Polizeibeamte nicht zu vafch und 
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zu weit vorfchreite, obſchon auch ihm einiges Ermeſſen und 
freie Beurtheilung des einzelnen Falles und feiner Dring⸗ 
fichfeit nicht abgefchnitten werden fann. Man ift naments 
lich in neuerer Zeit wohl bisweilen in der Befchränfung 
der polizeilihen Competenz zu weit gegangen und hat 
duch das Streben nad) Verbannung polizeilicher Willkuͤr 
den Verbrechern eine neue Möglichfeit, ihrer Verfolgung 
fich zu entziehen, angebahnt ?). Die Beftimmungen des 
franzöfifchen Rechts über das delit flagrant find Meder 
erfehöpfend noch überhaupt empfehlenswerth. Die Polizei 
fann auch, laͤngſt nach Veruͤbung der That, two mithin 
von einem tems voisin du delit nicht mehr die Rede ift, 
Kunde von einem Verbrechen erhalten, mo e8 Noth thut, 
fofort Nachforfchungen zur Sicherftellung der Spuren und 
Gegenftände des Verbrechens, fo wie zur Sicherung der 
Beftrafung des Thäters anzuftellen. Jeder Praktifer wird 
e8 dem Verfaſſer beftätigen, daß ſolche Faͤlle nicht felten 
vorfommen und auch hier der erfte Angriff entfcheidend iſt, 
eine aufhältliche Herbeirufung des Richterd aber den Zweck 
der Unterfuchung vereiteln würde, Dev Verf, erinnert fich 
mehrerer Säle, in denen Pollzeibehörden, auf Grund 
einer ihnen zugegangenen glaubhaften Anzeige wegen eines 
porlängft verübten Verbrechens, durch ihre fofort getroffes 
nen Anftalten nicht nur die Flucht des Bezüchtigten ver: 
hinderten, fondern auch tüchtige Anzelgungen ficherten, 
hierdurch aber die Beftrafung bedeutender Gefegübertretun: 
gen möglich machten. Daß Mißgriffe mitunterlaufen wer⸗ 
den, iſt nicht abzuleugnen; allein fie fommen auch bei 
dem Richter vor, und wenigſtens Fann diefe Befürchtung 
nicht ausfchließlih entfcheiden. Bei fehr geringen Ber: 

schen mag man, da hier die Sefegverlegung felbft nicht 


2) Man erinnere fih an Beſtimmungen, wie die der preußi⸗ 
ſchen Habeasſs⸗Corpus⸗Acte. 
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bedeutend ift und mithin bier zulegt eine Straflofigfeit 
weniger ald bei ſchweren Verbrechen in die Wagſchale 
fällt, Beſchraͤnkungen eintreten laffen. 

Es wird zu unterfcheiden ſeyn in Betreff der Mittel, 
die Geftellung des Verdächtigen vor Gericht zu fichern, 
und der Mittel, die Finftige Bemweisaufnahme zu fichern, 
insbefondere die Epuren des Verbrechens zu verfolgen. 
Zu den Mitteln der erfteren Art gehören Bewachung, Ber: 
wahrung und Verfolgung dee Perfon duch Nacheile; zu 
den Mitteln der zweiten Art Bewachung des Orts, Augen: 
fhein (worüber fehon oben gefprochen worden), fodann 
Beihlagnahme von Begenftänden, fowohl Werkzeugen 
des Verbrechens, als Beweismitteln für daflelbe, z. B. 
Schriften, Befragungen von Zeugen c. Zu beiden 
Sweden, ſowohl die Perfon des Thäters zu verfolgen, 
als die Beweismittel zu fihern, Fann die Ausfuchung, 
insbefondre die Hausfuchung dienen. 

Stagen wir nun, ob und in wieweit den Polizei: 

behörden die Vornahme diefee Handlungen geftattet ſey. 

| Ausgefchloffen find ohne Weiteres: 

a) die Peichenöffnung, und 

b) die Durchſuchung von Papieren. 
Beide Handlungen follten den Polizeibehörden nicht übers 
faffen werden. Die erfte nicht, weil fie zu wichtig, zu 
fhwierig und ihre Wiederholung oft fo unthunlid, ja 
unmöglich ift, daß es bedenklich erfcheinen muß, fie den 
Polizeibehoͤrden zu überlaffen. Ohnedies ift fie niemals fo 
dringend, daß nicht mit ihr einige Stunden bie zu dem 
Eintreffen des Richters gewartet werden kann. Es wird 
dadurch nicht ausgefchloffen, daß Aerzte fofort zugezogen 
werden, welche den Leichnam und die an demfelben immit⸗ 
telft eintretenden Veränderungen (3. B. bei Vergiftungen) 
beobachten und fpäter hierüber Zeugniß ablegen. Cbenfo 
wird die Polizelbehörde bei fehweren Verwundungen, 109 
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eine gleiche Beobachtnng des Berlaufs der Verwundung 
nüglich erfcheint, zu diefem Behufe Aerzte beiziehen Fönnen. 
Allein die Vornahme und Leitung der Section felbft foll 
ihr nicht anvertraut werden. Daffelbe gilt von der Durch: 
fuchung der Papiere. Sie ift jedenfalls eine der empfind⸗ 
lichſten Maßregeln und der größten Befchränfungen der 
bürgerlichen Freiheit, welche, ſchonungslos vollzogen, einen 
unerfeglichen Nachtheil mit fich führen Ffann. Auch hier 
muß darauf aufmerffam gemacht werden, daß diefe Maß: 
regel niemals fo dringend ift, um nicht die Cognition des 
Richters abzuwarten. Zur Sicherung gegen Wegichaffung 
oder Vernichtung von Papieren dient die Befchlagnahme 
und Berfiegelung, welche den Polizeibehörden uͤberlaſſen 
bleibt. Kine Auenahme möchte nur dann eintreten, wenn 
die Polizeibehörde Jemanden auf frifcher That oder der 
Flucht verhaftet und Grund zu der Annahme vorhanden 
ift, daß der Aufenthaltsort der übrigen Mitfchuldigen oder 
der Aufbermahrungdart wichtiger Gegenftände der Unters 
fuhung, der entwendeten Saden 2c. durch Einficht der 
Papiere des Verhafteten entdecft werden würde 3.8. 
erinnert fich der Verf. eines alles, in welchem einem flüch: 
tigen Banferottiree nachgeeilt und durch dieſes Mittel die 
Möglichkeit, die vorausgefendeten Gelder noch in Befchlag 
zu nehmen, die außerdem nicht wieder zu erlangen ge: 
wefen, gegeben wurde. Die Verfolgung mußte fo raſch 
erfolgen, daß eine vorherige Genehmigung des Richters 
nicht eingeholt werden Fonnte. 

Was nun die Bewachung und Berwahrung des Vers 
dächtigen betrifft, fo ift fie im Allgemeinen den Polizeibe⸗ 
hörden geftattet. Es ift hier nur von der Verwahrung 
die Rede, welche erfolgt, damit der Thäter fich nicht der 
Unterfuchung entziehe und der Strafe entgehe, nicht auch 
von der, welche Seitens der Polizeibehörde bei dringendem 
Verdachte einer bevorftehenden Gefegübertretung zur Ab: 
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wendung derfelben verfügt werden fann. Allein dieſes Recht 
der Verwahrung ift ebenfalls nur ein Mittel der Noth und 
daher nicht unbefchränft. Das Recht der Polizeibehörden 
möchte auf die Fälle zu befchränfen feyn, bei denen der Thä- 
ter auf der That oder auf der Flucht ergriffen wird, oder der 
fegteren verdächtig ift. Hinzufügen fann man noch: wenn 
Jemand eines Verbrechens glaubhaft befchuldigt wird, 
obſchon auch hier die Schwere der That zumeift die Vers 
wahrung „wegen Verdachts der Flucht“ rechtfertigen 
wird *2). Nach franzöfifhem Rechte werden hierher noch 
die Fälle gerechnet, wenn Jemand durch öffentlichen Nach- 
ruf verfolgt oder wenn er im Befige von Inſtrumenten, 
womit die That mahrfcheinlih verübt wurde, oder von 
enttwendeten Gegenftänden betroffen wird %). Was den 
erfteren Fall anlangt, fo wird er in praxi immer miß- 
lich feyn. Soweit das Verfolgen mit Gefchrei (‚, Ge: 
rüffte”) gemeint ift, fo reicht fehon die Beftimmung über 
das Betreffen auf der That oder der Flucht aus, da diefeg 
Berfolgen unmittelbar an die That fih anſchließt. Epäs 
tere Öffentliche Befchuldigungen find oft truͤgeriſche Weg: 
weiſer und verdienen nicht ſtets Glauben. Eine ſolche ſpaͤ⸗ 
tere Verwahrung iſt auch deshalb allein, weil nachtraͤg⸗ 
lich ein oͤffentliches Geruͤcht Jemanden als Thaͤter bezeich⸗ 
net, nicht noͤthig, dafern nicht andere Gruͤnde fuͤr ſie 
ſprechen. Das Gleiche gilt von dem Beſitze von Inſtru⸗ 


3) Dabei verſteht ſich von ſelbſt, daß die Polizeibehörde des⸗ 
halb allein, weil ſie eine That, welche im erſten Augenblicke 
als Verbrechen oder auch als Vergehen angeſehen werden 
konnte, als Verbrechen behandelte, obſchon ſpäter ſie als ein 
Vergehen ſich herausſtellte, nicht den Vorwurf einer Ueber⸗ 
ſchreitung ihrer Amtsgewalt erdulden kann. Man nehme 5.8. 
den Fall der Tödtung eines Menſchen. Dieſelbe kann dolo 
malo, aber auch culpa geſchehen ſeyn; — die vorläufige 
Berwahrung des Thäters aber iſt gerechtfertigt. 


4) Vgl. die preußiſche Habeas s Korpus s Acte. 
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menten und Gegenftanden der gedachten Art, in fomeit 
nicht Jemand in ihrem Befige unmittelbar nach der That 
betroffen wird und fonach Ihr Befit als Anzeichen der Thä- 
terfchaft erfcbeint, die Ergreifung felbft aber hierdurch als 
auf friſcher That ſich charakteriſirt. Dieſer Befig, an fich 
ein trügerifches Indicium der Urheberfhaft, Eann eben 
nur einen Verdacht wider den Beſitzer begründen. Wo 
diefes aber nicht der Kal ift, fann auch der Befig folcher 
Sachen allein zur Rechtfertigung der Haft nicht führen. 
Es reicht folchenfalls die Befchlagnahme der Sachen für 
den erften Angriff aus; z. B. wenn A, ein anerfannt 
rechtlicher Mann, in dem Beſitze einer, vor längerer 
Zeit entwendeten Sache betroffen wird. 

Der Polizeibehörde bleibt e8 uͤberlaſſen, einen flüchs 
tigen Verbrecher auf der Stelle durch Nacheile zu 
verfolgen. Sind die Vorbedingungen für eine polizeiliche 
Verwahrung eines Verdächtigen vorhanden, fo würde das 
diesfallfige Befugniß der Pollzeibehörden ohne Recht der 
Nacheile rein illuforifch werden. Denn fobald der Thäter 
auf feiner Flucht die Grenze des Polizeibezirks überfchritte, 
wuͤrde feine Flucht gefichert feyn, wenn nunmehr erft der 
Polizeibeamte des angrenzenden Bezirks um Berfolgung 
deffelben anzugehen wäre. Ueberhaupt feheint es noth: 
wendig, daß die zeitherige Angftliche Berückfichtigung der 
einzelnen Bezirfsgrenzen aufgegeben werde. Der Beamte, 
welcher eine ihm gefeglich zuftehende Handlung vorzuneh⸗ 
men im Begriff ift, darf in Ausführung derfelben nicht 
überall durch überflüffige Bitten um Geftattung ihrer Vor⸗ 
nahme in fremden Bezirken aufgehalten werden, naments 
li wenn es ſich um Verfolgung flüchtiger Verbrecher oder 
um Abhörung von Zeugen und Angefchuldigten an Orten 
außerhalb des Gerichtsfprengels handelt. ine Benach⸗ 
richtigung des betreffenden Richters von der Vornahme 
einzelner Handlungen ift ausreichend. So wird die WoC 
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zeibehörde den flüchtigen Verbrecher auch in fremde Bezirfe 
verfolgen und hierbei den Schuß und die Unterftügung der 
Behörden diefer Bezirke beanfpruchen dürfen. Ergreift fie 
in dem fremden Bezirfe den Verfolgten, fo wird fie ihn 
unter Vorzeigung des ihr etwa mitgegebenen Legitimationgs 
ſcheines dem betreffenden Richter oder, nach Befinden, 
&emeindebeamten des Bezirfs vorführen, ohne daß diefer 
jedoch die Vollſtreckung felbft hindern darf. — Dagegen 
mag der Polizeidehörde die Verfolgung des Bezüchtigten 
durch Steckbriefe nicht zugeftanden werden. Die Erlaffung 
von Stecfbriefen ift theils eine fehr wichtige und egorbitante 
Maßregel, welche nur demjenigen Beamten überlaffen wers 
den kann, welcher über die Eröffnung der Unterfuchung, 
die Verhaftung 2c. zu befchließen Hat, theils, wenn die 
Nacheile nicht mehr ausreicht, des Verdächtigen habhaft 
zu werden, nicht von fo unmittelbar drängender Eile, daß 
nicht (fofort) die Entfchliegung dem Richter anheimgeftelft 
werden fünnte. 

Das Befugniß der Polizeibehörden zuc Verwahrung 
und Verfolgung VBerdächtiger ift in den Grundrechten nicht 
aufgehoben, vielmehr in dem dritten Gate des Art. III. 
anerkannt worden. Dabei muß im Allgemeinen daran 
erinnert werden, daß, mährend das VBerhaftungsrecht des 
Richters auf beftinmmtere Normen zurücgeführt werden 
kann, die Polizeibehörde bei ihrem erften Angriffe freiere 
Hand behalten muß, da möglich ift, daß anfänglich 
die Sache zwar noch nicht ſich gehörig überfehen läßt, ein 
fofortiged Sinfchreiten aber, zur Sicherung des Unter⸗ 
ſuchungszweckes, ald unabweisbar erfcheint. ine folche 
Verwahrung trägt daher auch nicht den ehrenrührigen 
Charakter der Verhaftung an fi. 

Die Polizeibehörde foll jeden, den fie in Verwah—⸗ 
rung genommen, im Laufe des folgenden Tages entweder 
feeiloffen, oder der vichterlichen Behörde übergeben. Es 
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mag hier darauf aufmerffam gemacht werden , daß biefe 
Friſt — ohnedies ſehr kurz — zur Cognition für die 
Dolizeibehörde beftimmt ift, nicht auch, dag Innerhalb 
dieſer Friſt zugleih die Ausführung der Entfchliefung 
vollftändig erfolgen müfle.e So wird e8 ausreichend 
ſeyn, wenn im Laufe des folgenden Tages mit der Abliefes 
tung des Verwahrten an den Richter der Anfang gemacht 
wird, auch wenn jener erft nach Ablauf obiger Friſt bei 
dem vielleicht weit entfernten Richter eintrifft. Der Rich- 
ter hat zu cognofeiren, ob die Verwahrung fortdauern 
fol. Diefe Cognition erfolgt möglicherweife noch vor Stel⸗ 
fung des Antrags Seitens des Staatsanwalts, bei welchem 
vielleicht gleichzeitig erft die Anzeige der Polizeibehörde 
über den Vorfall eingeht. Hier hat fonach der Richter 
vor Einleitung der Unterfuchung die Eognition 
über eine Handlung eintreten zu laffen, die man ihm went: 
ger in Ruͤckſicht auf die Beförderung des Unterfuchungs- 
zwecks und die rechtliche Seite ber fraglichen Handlung, 
als vielmehr in Rückficht auf die Gefahr polizeilicher Will- 
für und den nöthigen Schuß des Angefchuldigten bei diefer, 
feine Zreiheit betreffenden Maßregel übertragen hat. — Es 
verfteht ſich übrigens wohl von ſelbſt, daß die Polizeibe- 
Hörde die Uebergabe des Verwahrten durch eine Anzeige von 
der Verwahrung, ohne reale Auslieferung deſſelben, voll: 
ziehen kann. Es liegt diefe Srmächtigung felbft in dem 
Intereſſe des VBerwahrten. Denn, wenn der Richter feine 
fofortige Entlaffung anordnet, fo würde fein, nothwendig 
mit Auffehen und größerem Zeitverfuft verbundener Trans⸗ 
port aus dem Polizeigewahrfam in das vielleicht fehr ent⸗ 
feente Gerichtsgefängnig Feine Tröftung für ihn enthals 
ten. Hieruͤber kann e8 aber auch Im Intereſſe der Unter: 
fuchung liegen, den Verdächtigen am Orte der That ꝛc. 
behufs feiner VBernehmungen dafelbft bis auf Weiteres in 
Haft zu behalten. | 
Archis d. Er. 8. 1819. IV. &t. Mu 
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Was die Fahndung auf DObjecte anlangt, fo wird 
der Polizeibehörde in Eilfällen die Beihlagnahme von Ge: 
genftänden des Verbrechens ſowohl als von Berweismitteln 
zu geftatten feyn. Der all der Verfolgung auf frifcher 
That ift, wie bemerkt, nicht der alleinige, welcher hierher 
gehört. Die mwichtiaften Beweismittel Fönnen verloren 
gehen, wenn die Polizeibehörde bei folhen Beſchlagnah⸗ 
men erft die Entfchliegung des Unterfuchungsrichters ein: 
holen fol. Kann die Beihlagnahme ohne Durchfuchung 
eines Haufes oder einer fofortigen, einer beftimmten Pri⸗ 
dvatperfon zugehörigen Räumlichfeit erfolgen, fo wird die 
Polizeibehörde zu derfelben ohne Weiteres und um fo mehr 
befugt ſeyn, als in den meiften folder Fälle Gefahr der 
Vernichtung oder Vermwifchung der Gegenftände und Spu: 
ren zu befürchten iſt; 3. B. Durchfuchung öffentlicher Gär- 
ten, einzelner Bäume, der Dorfbach, dffentliher Brun: 
nen , behufs der Auffindung verftechter Gegenſtaͤnde. 
Wenn die Befchlagnahme jedoch mittelft einer Hausfuchung 
erfolgen foll, fo ift mit Schonung des Hausrechts zu ver⸗ 
fahren. Bei demjenigen, welcher fich eines Verbrechens 
oder Vergehens verdächtig gemacht hat, wird, dafern 
actenfundig zu machende Gründe die Annahme des Vor: 
handenfeyns von Gegenftänden oder Werfzeugen der That 
In der Wohnung deffelden rechtfertigen, zur Ausführung, 
welche fih nicht blos auf Durchfuhung der Wohnung 
(Hausfuchung) , fondern auch auf Durchſuchung andrer 
Räumlichkeiten beziehen kann, zu verfchreiten feyn. Die 
Beſchlagnahme wird nicht jedesmal mit der Verwahrung 
des Verdächtigen verbunden feyn, da ein Grund, daß 
derfelbe fich durch die Flucht der Unterſuchung entziehen 
werde, wohl nicht vorhanden, aber wohl zu fürchten ift, 
daß er die wider ihm fprechenden Gegenftände ꝛc. befeiti: 
gen werde. Es Fann in der That hier Feine andre Regel 
aufgeftellt werden, als daß die Polizeibehörden, wenn 
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Gründe ſowohl zu folcher Annahme als zu der Befürchtung 
einer Vernichtung oder Befeitigung der Gegenftände ac. 
des Verbrechens vorhanden find, zu der Ausfuchung. in 
den dem Verdächtigen gehörigen Räumlichkeiten vorfchreiten 
fönnen, ohne vorher die Zuftimmung des Unterfuchungss 
richters, welchem fie jedoch von ihrer Maßregel Anzeige 
machen mögen, eingeholt zu haben. 

Soll in der Wohnung eines Dritten ausgefucht wer: 
den, welchen weder der Verdacht der Nichtfehuld noch der 
Mitwiſſenſchaft an dem Verbrechen trifft, fo feheint es 
nothwendig, die Polizeibehörden zu verpflichten, ihn zus 
vörderft darüber, ob er Gegenftände der fraglichen Art 
in Gewahrfam habe, zu befragen und zu ihrer Heraus: 
gabe aufzufordern, und nur erft, wenn er den Befit folcher 
Sachen ableugnet und ihn der Verdacht einer falfchen Verſi⸗ 
cherung trifft, oder er den Befit zwar zugefteht, die Heraus: 
gabe aber verweigert, mit der Ausfuchung zu verfahren. 

Eben fo wird die Polizeibehörde zur Durchfuchung 
jedes Verwahrten und zur Abnahme der bei fich geführten 
Gegenſtaͤnde, fo weit fie (abgefehen von gefährlichen oder 
falfhen Gegenftänden, deren Belaffung mit der Gefäng: 
nigdisciplin unvereinbar ift) für die Unterfuchung von 
Wichtigkeit feyn Fönnen, befugt feyn. 

Es muß zugegeben werden, daß fonach fehlieflich 
alles auf das Ermeffen der Polizeibehörde geftelit ift. Allein 
es find ihr im Obigen die — zeither oft vermißten — 
Grundfäge vorgezeichnet worden, welche fie bei ihrem Ers 
mefien als Leitpunfte zu betrachten hat, und fie wird, da 
eine Rüge vorzeitigen Einfchreitens ſowohl Seitens des Un: 
terfuchungsrichters al8 auch felbft in öffentlicher Sigung 
erfolgen fann, fich wohl hüten, ftatt diefes Ermeſſens 
Willkuͤr walten zu laffen. 

Die Grundrechte haben zwar die Polizeibehörden 
nicht ausdrücklich zur Hausfuchung berechtigt und ir Bor: 

Mm 2 
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fehrift in Art. III. $. 3. unter 3. bezieht fih wohl zunachft 
nur auf Korft=, Zoll: und andre Beamte diefer Gattung, 
welche in ihrem befonderen Wirfungsfreife zur Auffuchung 
und Beſchlagnahme geftohlner, defraudirter u. a. Gegen: 
ftände der Hausfuchung ſich bedienen. Allein die Worte 
des Geſetzes gehen weiter und ftehen einer Ausdehnung auf 
die Polizeibehörden nicht entgegen, welche überdies von 
der Praxis gebicterifch gefordert wird. Auch fprechen die 
Grundrechte nne von der Hausfuchung, — nicht aber von 
jeder Ausfuchung. 

Ebenfo findet eing polizeilihe Ausſuchung Statt, 
wenn Verdacht vorhanden, daß eine, eines Verbrechens 
oder Vergehens verdächtige Perſon daſelbſt verftecht ges 
halten werde. Sie fteht im Zufammenhange mit dee 
Befugniß, den flüchtigen Verbrecher zu verfolgen, wor⸗ 
aus fie auch (geſchichtlich) fich entwickelt Hat. Die Pos 
lizeibehörde wird auch hier erft durch Befragung der Bes 
wohner 2c. ſich vergewiſſern, ob genügender Grund zu 
einem ſolchen Verdachte vorhanden ift. 

Angemefien erfcheint es, wenn die Polizeibehörde 
verpflichtet wird, bei ihren Ausfuchungen einen Gemeinde- 
beamten, fo wie, wo thunlich, den Bewohner oder In⸗ 
haber der Raͤumlichkeit zuzuziehen. Die Zuziehung des 
Stellvertreters oder eines Verwandten des Inhabers, wenn 
diefer nicht zu erlangen iſt oder feine Zulaffung bedenklich 
fallt, iſt zweckmaͤßig. Allein die Zusichung von Hausge: 
noflen und Nachbarn ift mit Vorficht anzuordnen, da der 
Inhaber der Wohnung vielleicht lieber auf den hierdurch 
beabfichtigten Schuß gegen Willkür und Uebergriffe der Bes 
amten verzichten, als völlig fremden, oft neugierigen 
Nachbarn und Hausgenoffen die Einficht in alle feine 
Habe geftatten wird. 

Die Polizeibehörde wird gleichfalls in Fleineren Städten 
und Landgemeinden eine allgemeine Yusfuchung in fammts 
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lichen Häufern oder einer geroiffen Abtheilung derfelben ans 
ordnen fönnen, wenn genügender Grund zu den obenges 
dachten Annahmen vorhanden und zugfeih mit Grund zu 
befürchten ift, daß eine fpecielle Hausfuchung nicht zu dem 
Zwecke führen oder wohl felbft nachtheilig ſeyn werde. 
Eine folche allgemeine Ausfuchung wird, weil fie allgemein 
ift, nicht für unehrenhaft gehalten, und man verfährt zu: 
meift fo, daß man mit dem Haufe oder den Häufern be; 
ginnt, in Betreff deren man befonderen Berdacht heat. 
Neben dem Befugnifle zu folhen Hausfuchungen ift 
noch das polizeiliche Befugnig zur Hausfuchung in den 
Faͤllen anzuerfennen, in welchen hierdurch Werkzeuge zur 
Veruͤbung eines Verbrechens in Befchlag genommen oder 
Vorbereitungen zur Ausführung eines folchen unterdrückt 
werden follen. Diefe Befugniffe find vein polizellicher 
Natur. Bedenflich erfcheint das unbefhränfte Recht 
der Hausfuchung in der Wohnung der unter polizeiliche Auf: 
ficht geftellten Perfonen, da bekanntlich grade durch folche 
Maßregeln die Rückkehr des Beftraften zu einem rechts 
lichen Lebenswandel erfchwert und manche Annäherung 
rechtlicher Bürger zu dem Beftraften abgefchnitten wird. 
Wie weit ift die Polizeibehörde zu Befragung von 
Zeugen und Befragung des Verdächtigen berechtigt ? — 
Beſchraͤnkungen find hier nöthig; insbefondre muß man 
fid hüten, dem Staat5anmwalte, als dem zur Anklage 
beftellten Beamten, die hiermit nach den Grundfägen des 
neuen Syſtems unvereinbare Function eines $nquirenten 
mit zu übertragen und dadurch zugleich den Staatsanwalt 
in die unangenehme Lage zu verfegen, daß, Indem er feine 
Anklage auf die von ihm aufgenommenen Protocolle fügt 
und die Richtigkeit derfelben angegriffen wird, er den Vers 
dacht der Parteilichfeit auf fih ladet und feine Verhand⸗ 
lungen, die Grundlage feiner Anflage gegenüber dem An: 
geflagten, vechtfertigen muß. Die Nachtheile einer Eb⸗ 
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hen Stellung und ihr Einfluß auf die endliche Entfcheidung 
dee Sache find in Kranfreich durch die Praxis nachgewie⸗ 
fen. Dennoch erfcheint e8 nicht paffend, jede Befragung 
dee Polizeibehörde und dem Staatsanwalte zu unterfagen. 
&ine allgemeine Befragung des Verdächtigen wird oft in 
feinem eigenen “$ntereffe liegen, da er vielleicht fofort die 
Thatfachen anzugeben und nachzumeifen im Stande ift, 
aus denen der Ungrund des wider ihn erhobenen Verdachts 
fih ergibt. Ebenfo wird aber auch eine Befragung 
nöthig werden, wenn zu vermuthen ift, daß Hierdurch der 
Aufenthalt Mitfchuldiger oder das Verſteck von Gegenftän- 
den und Werkzeugen des Verbrechens entdeckt, auf folche 
Weife aber die Slucht der Erfteren und Befeitigung der Leg: 
teren vermieden werden fonne Nur darf fich die Befras 
gung des Verdächtigen niemals über die, durch dieſe 
Zwecke beftimmten Grenzen erftrecfen und am menigften 
in eine förmlicye, nur dem Richter zuftehende Vernehmung 
fi verbreiten. Die Polizeibehörden werden die Gründe, 
aus denen fie zu einer Befragung des Verdächtigen fich De: 
wogen fanden, actenfundig zu machen haben, jedenfalls 
aber werden fie etwaige Erflärungen und Auslaffungen des 
Verdächtigen felbft, welche fie Häufig auch ungefragt ab⸗ 
geben, in der Regel, um fich zu rechtfertigen oder ihre 
Schuld als geringer darzuftellen, zu Protocol zu neh⸗ 
men haben. 

Eben fo kann den Polizeibehörden die Befragung 
von Zeugen zu dem Zwecke, um hierdurch weitere Auf: 
klaͤrung über die Sache behufs der etwa fofort zu er: 
greifenden Sicherungsmaßiregeln zu erhalten, nicht vers 
wehrt werden. Die Polizeibehdrden erhalten Nachricht 
von einer ſchweren Verwundung einer Perfon oder don 
einem nächtlichen Einbruche. In folchen Fällen werden 
fie zu einer Befragung des Verletzten fofort vorfchreiten, 
um die Maßregeln zur Sicherung der Thatbeftands > Erz 
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bebung und, nach Befinden, Feftnehmung dee Thäters 
treffen zu koͤnnen. Insbeſondre in Fällen, in welchen 
Zeugen verloren gehen Fönnen, 3. B. wenn Gefahr des Ab; 
fteebens des Verwundeten vorhanden, wird eine Befragung 
deffelben nuͤtzlich ſeyn, da eine vor der Polizeibehöcrde er: 
ftattete Ausfage, wenngleich fie nicht den Werth einer ge: 
vichtlichen Ausfage hat, doch in der Regel noch mehr 
Werth) Haben wird, als die Auslafungen eines Zeugen 
gegen dritte Privatperfonen. Kine Befragung macht 
ſich auch rückfichtlich derjenigen Perfonen nöthig, welche 
firafbare Handlungen zur Kenntniß der Polizeibehörden 
bringen. 

Mit diefem Befugniffe fteht das zweckmaͤßige Recht 
der Polizeibehörden in Verbinduug, in Eilfällen bei ihrem 
Erfcheinen am Drte der That beftimmten Perfonen oder 
den Einwohnern des Orts oder einer Abtheilung derfelben 
zu unterfagen, bis zum Schluffe der Verhandlung das 
Haus oder den Drt zu verlaffen. 

Angemeffen wird e8 übrigens ſeyn, den mit der Vers 
Haftung 2c. beauftragten (unteren) Polizeibeamten die Bes 
fragung des Verdächtigen zu unterfagen. Die MWillfür: 
lichkeiten und Uebergriffe, die fich diefe Beamten Häufig 
erlauben, find ebenfo befannt als die Nachtheile, welche 
aus dieſen Verhören fie die Unterfuchung felbft erwach⸗ 
fen; und ein großer Theil der Vorwürfe und der Mif- 
gunft, welche die Polizeibehörden fich zugezogen, ift auf 
Rechnung folcher, in übertriebenem Amtseifer und gleich 
fertigee Weberzeugung von der Schuld des Verdächtigten 
Handelnder untergeordneter Polizeibeamten zu ftellen. Eben 
fo erfcheint e8 zweckmaͤßig, die Polizeibehörden zu ver: 
‚pflichten, bei ihren Befragungen des Verdächtigen oder 
der Zeugen einen Drtsgemeindebeamten oder zwei Urkunds⸗ 
perfonen zuguziehen, in ſoweit nicht die Dringlichkeit der 
Expedition entgegenfteht. Dagegen Fann natürlich Hier 
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im Uebrigen weder eine analoge Antwendung der für die 
gerichtlichen Berhöre beftehenden Formen, noch weniger eine 
Vereldung der Zeugen ftattfinden. 

Zu Ausübung der vorfiehend erwähnten Befugniffe 
ift auch der Staatsanwalt unter den angegebenen Voraus: 
fegungen berechtigt. Er wird fich jedoch hierzu in der 
Regel der Polizeibehörden und, nad), Befinden, einzel: 
ner Polizeibeamten bedienen. Auch das Eintrefien des 
Staatsanwalts an Ort und Stelle wird ſich häufig ver- 
zögern und ebenfo nicht auf feine Weifungen immer ges 
wartet werden Fönnen, wenn man nicht die Zahl der 
Staatsanwälte in einem außerordentlichen Maße vermeh: 
ren will. Für jeden Gerichtöbezief wird nur ein Staats⸗ 
anwalt angeftellt werden fönnen, erfterer aber einen nicht 
unbedeutenden räumlichen Umfang erhalten müflen. Die 
Beftellung von Stellvertretern ift ſchon an fih in Ruͤck⸗ 
fiht auf die Gefchäftsführung und die Möglichfeit von 
Collifionen nicht grade zu begünftigen und nur für eigent- 
liche Nothfälle und Behinderungen des Staatsdanwalts als 
Regel zu betrachten, und überdies feine gründliche Ab⸗ 
hilfe, wenn man nicht Stellvertreter mit gleicher Befäs 
higung und entfprechender Befoldung wählt. Die dee, 
diefe Stellvertretung den in einzelne DOrtfchaften des Bes 
zirks ftändig abgeordneten Einzelrichtern zu übertragen, 
iſt nicht zu billigen. Abgefehen von der hierdurch moͤg⸗ 
licherweife im Publikum entftehenden Unficherheit über die 
Stellung des Staatsanwalts und des Richters, würde 
die Ausführung dieſer Idee Collifionen hervorrufen. 
Denn es wird nicht zu umgehen feyn, diefen Einzel⸗ 
richteen theils die Führung einzelner Unterfuchungen, ins 
befondre ſolcher Verbrechen, die in Ihrem Sprengel ver: 
übt murden , theils die Vornahme einzelner Unterfus 
Kungshandlungen in ihrem Sprengel zu übertragen, fo 
wie fie felbft als Mitglieder des Gerichtscollegii zu eins 
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zelnen Berathungen und Entfcheidungen deffelben einzubes 
rufen. Diefelden Richter wurden in denfelben Sacen 
vorher ald Stellvertreter de8 Staatsanmalts fungiet 
haben! — Einen Ausweg würden die Berwaltungsbehörs 
den dann eröffnen, wenn ihre Beſetzung an fich eine ausrei⸗ 
ende Garantie für die hier erforderliche befondre Ber 
fähigung und für ihre Unabhängigkeit darbietet. Außer: 
dem iſt nicht abzufehen, warum dieſe Stellvertretung 
nicht den Polizeibehörden zuftehen foll, bei deren Bes 
fegung ohnedies die Gemeinden in der Regel mitzuwirs 
fen befugt find. 

Der Unterfuhungsrichter wird, bevor daß 
Gericht den Antrag des Staatsanwalts auf Einleitung 
der Unterfuchung erhält, fi) der Vornahme von Unter- 
fuhungshandlungen zu enthalten haben. Diefer Sag muß 
wenigftens als Regel gelten. Ausnahmen treten ein: 

a) wenn der Richter durch die Anzeige der Polizeibe⸗ 
hörden Kenntnig von einem Verbrechen erhält, bei wel⸗ 
chem die fofortige Kefiftellung des Thatbeftandes ers 
forderlich erfcheint, insbefondre bei Todtungen und Brands 
ftiftungen; 

b) wenn der Richter auf glaubwürdige andre Weiſe 
Kenntniß von einem ſolchen Verbrechen erhält oder ein fols 
ches während feiner amtlichen Wirffamfeit vor ihm ber 
gangen wird; | 

c) wenn er Kenntniß davon erlangt, daß eine eines 
Verbrechens oder Vergehens verdächtige Perfon Anftalter 
zur Flucht macht und die Polizeibehörden nicht fofort zu 
erlangen find. | 

Ueber den Tall unter a. ift oben gefprochen worden 
Auf gleihem Grunde ruht der unter b. Der Richt 
wird in beiden Fällen alle Handlungen vornehmen fünne 
welche ihm erforderlich ericheinen, — Beaugenfhein 
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gung, Sectionen, Ausfuchungen, Beſchlagnahmen und 
Durchſuchungen von Papieren zu veranftalten, Zeugen und 
Verdaͤchtige zu befragen und legtere in Berwahrung 
zu nehmen. Allein auch in diefen Fällen hat der Richter 
auf das Nothmwendige fich zu befchränfen und weder eine 
Vereidung der Zeugen vorzunehmen, noc) eine (eigentliche) 
Verhaftung anzuordnen. 8 follen nur die Maßregeln 
vorgenommen werden, melde feinen Aufſchub dulden, 
aber von dem Richter zu erpediren find. Ebendeshalb 
wird er die aufgenommenen Protocolle an den Staates 
anmwalt abzugeben haben, damit diefer auf Grund ‚derfel; 
ben die weiteren Anträge ftellen koͤne. — In dem Falle 
unter c. rechtfertigt die Dringlichkeit des Falles das fofor: 
tige Einfchreiten des Richters. E8 würde immer Hohn 
auf die Juſtizpflege feyn, wenn der Richter müßig zufehen 
müßte, wie der fehwerfte Verbrecher fih durch die Flucht 
der Unterfuchung entziehen will, nur weil noch nicht le: 
tere beantragt worden und ein polizeiliges Eingreifen nicht 
erfolgt. Ob die That in des Richters Bezirke oder in 
einem andern verübt worden, ift dabei gleichgiltig. Auch 
hier ift übrigens nur die Verwahrung des Verdächtigen als 
propiforifhe Sicherungsmaßregel in Trage. 

Dei den umfänglichen Gerichtsbezirken und dev Mög: 
lichfeit, daß noch andre Urfachen ein fofortiges Erfcheinen 
des Richters an Ort und Stelle erfordern, wird e8 zweck—⸗ 
mäßig feyn, die abgeordneten Einzelrichter in ihren Spren: 
geln zu ftandigen Stellvertretern des Unterfuchungsrich: 
ters zu beftellen, welche ftatt deffelben in den obigen Käl- 
len die erforderlichen Maßregeln zu treffen haben. 

Iſt die Unterfuchung eingeleitet, fo werden die Poli: 
zeibehörden die zu ihrer Kenntnig gelangenden Indicien 
dem Richter mitteilen und deffen Auftzäge zur Vornahme 
einzelner Handlungen, ſoweit bei felbigen nicht die Gegen: 
wart des Richters erforderlich ift, ausführen, ihn überz 
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haupt bei der Unterfuchungsführung unterftügen. Ein 
unmittelbares Einfchreiten und felbftftändiges Auftreten der: 
felben wird jedod) in der Regel ausgefchloffen feyn. ine 
Ausnahme findet nämlich dann Statt, wenn neue Vers 
dachtsgrüunde oder Spuren von Mitfchuldigen im Laufe der 
Unterfuchung fich ergeben, welche eine fofortige Sicherftels 
lung echeifchen. Auch hier kann man nicht verlangen, daß 
mit der Durchfuchung, Befchlagnahme und Verwahrung 
fo lange Anftand genommen werde, bis hierüber Anzeige 
an den Richter erftattet und deffen Entfchliegung eingeholt 
worden. Der Zweck der Maßregel fteht mit diefer Weit: 
läufigfeit, welche fie völlig nutzlos machen kann, in vols 
lem Widerfpruche. 

Wohl werden die obigen Vorfchläge denen nicht ge: 
fallen, welche eine möglichfte Beſchraͤnkung der polizei 
lihen Thätigfeit verlangen, Aber der Verfaſſer glaubt, 
dag fie die Zuftimmung der Praftifer und derer erlangen 
werden, welche nicht blos von dem Wunfche nach Garan⸗ 
tien bürgerlicher Freiheit, fondern auch noch von dem 
Wunfche befeelt werden, daß die Suftizpflege eine geficherte 
und ftarfe Macht gegen alle Rechtöverlegungen fey und 
bleibe, und daß diefelbe nicht einerfeits durch Ueberlaſtung 
mit polizeilichen Zunctionen in den alten, nachtheiligen 
Conflict, von dem mir im Eingange fprachen, gerathe, 
andrerfeits aber der Kraft und Unterftügung Ihrer wichtig. 
ften Dienerin, der Polizei, beraubt werde. 
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Mittermaier. 


— — — — — 


Sn einer Zeit, in welcher die Frage über die fogenannte 
Drganifation der Arbeit fo lebhaft verhandelt wird, two 
die Kämpfe zwifchen Kabrifherren und Arbeitern immer 
häufiger und bedrohlicher werden, verdienen die Coalitio: 
nen, duch welche die Dienftherren ihre Arbeiter nöthigen 
wollen, fi mit geringerm Arbeitslohn zu begnügen, und 
die Arbeiter ihre Herren zur Erhöhung des Lohnes zu nöthis 
gen fuchen, die befondere Aufmerkfamfeit des Geſetzgebers, 
insbeſondere auch in der Beziehung, ob nicht durch Straf: 
gefege die Induſtrie geſchuͤtzt und gefährlichen Kämpfen 
entgegengewirft werden fol. So lange Zünfte beftanden, 
waren die Meifter, welche das nämliche Gewerbe betrie- 
ben, in eine Corporation vereinigt, die ihre regelmäßigen 
Verſammlungen hatte, Befchlüffe faflen und Anordnungen 
ausfprechen Fonnte, welche alle Mitglieder der Corporation 
verpflichteten. Die Arbeiter hingen dabei von ihren Herz 
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ren ab, und nur das Intereſſe der letzteren war geſchuͤtzt. 
Als in Frankreich 1791 die Zünfte aufgehoben murden, 
dehnte fich das Verbot auch auf die Verſammlungen und 
Beratungen von Seite derjenigen aus, welche das naͤm⸗ 
liche Gewerbe betrieben. Es wurde felbft Strafe denjeni: 
gen gedroht, melde Gewalt oder Drohungen gegen die 
Arbeiter ſich erlaubten, und ein Gefeg erflärte ald aufruͤh⸗ 
rerifch alle Zufammenrottungen der Arbeiter gegen die freie 
Ausübung der Induſtrie oder der Arbeit. in Gefeg vom 
22. Germinal des Jahres IT bedrohte zum erftenmale die 
Soalitionen der Herren gegen die Arbeiter zum Zwecke der 
Verminderung des Arbeitsiohne. Dies Gefe ſchwebte 
den Bearbeiten des Code penal vor, in defien art. 414 die 
Worte vorfommen: Toute coalition entre ceux, qui 
font travailler des ouvriers tendant & forcer injuste- 
ment et abusivement l’abaissement des salaires, sui- 
vie d’une tentative ou d’un commencement d’execution 
sera punie d’un emprisonnement de six jours a un 
mois, et d’une amende de 200 a 3000 francs. Der 
art. 415 bezieht ſich dann auf die Eoalitionen der Arbeiter 
und beftimmt: Toute coalition de la part des ouvriers 
pour faire cesser en m&me temps de travailler inter- 
dire le travail dans un atelier, empecher de s’y ren- 
dre et d’y rester avant ou apres de certaines heu- 
res et en general pour suspendre, empöcher, en- 
cherir les travaux s’il y a eu tentative ou commen- 
cement, d’ex&cution sera punie d’un emprisonnement 
d’un mois au moins et de 3 mois au plus, Les chefs 
et les moteurs seront punis d’un emprisonnement de 
deux ans a cing ans. Nach art. 416 follen die nämlichen 

Strafen die ouvriers treffen, qui auront prononce des 
amendes, des defenses, des interdictions ou toutes 
proscriptions sous le nom de damnations et sous 
quelqgue qualification, que ce puisse ötre soit Gontre 
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les directeurs d'ateliers et entrepreneurs d’ouvra- 
ges, soit les uns contre les autres !). Niemand wird 
behaupten, daß die eben angeführten Etrafbeftimmungen 
den wahren Bedürfniffen und der Wichtigkeit fecialer Fra⸗ 
gen entfprechen. Zur Zeit der Bearbeitung de8 Code 
penal war die Bedeutung der Induſtrie noch nicht ges 
nügend gemürdigt, die Forderungen der Arbeiter waren 
nicht fo ſtuͤrmiſch als jegt, ihre Anfprüche waren von dem 
Sefeßgeber noch weniger anerkannt. Die angeführten 
Artikel find materiell und formell ungenügend. Wir 
wollen nur auf die fchlechte Geſetzesſprache aufmerkſam 
machen, wenn zum Thatbeftande des Vergehens tentative ou 
commencement d’execution gefordert wird, fo daß man 
glauben koͤnnte, daß der Geſetzgeber durch jene Ausdrücke 
zwei verfchiedene Arten von Handlungen habe umfaflen wol: 
len, waͤhrend doch der Code penal eben nad) art. 2 zum 
ftrafbaren Verſuche (tentative) den Anfang der Ausführung 
verlangt, fo daß, wenn nicht der Öefeggeber des Unver⸗ 
ftandes befchuldigt werden foll, angenommen werden muß, 
daß beide Ausdrüce das Nämliche haben bezeichnen follen. 
Die Artifel enthalten aber auch eine Ungerechtigfeit wegen 
der Ungleichheit der Beftimmungen. Der Chef einer Coa⸗ 
fition der Arbeiter wird meit ftrenger als feine Theilneh— 
mer bedroht; der Kabrifhere aber, welcher die Verabs 
redung durch feine Hebermacht zu Stande brachte, und an 
der Spitze ald Seele des Ganzen fteht, wird nicht ftrenger 
beftraft. Die Arbeiter, welche Geldftrafen oder Verrufs⸗ 
erflärungen gegen die Unternehmer der Induſtrie aus⸗ 
fpeechen, merden mit ftrengen trafen (nach art. 417 
bis zu 5 Jahre) bedroht, und die Herren, welche folche 
Ausfchliegungen ihrer Arbeiter verabreden, leiden Feine 


1) Einen werthvollen praftifchen Kommentar zu diefen Artikeln 
liefert Helie Theorie du Code penal vol. VII. p. 460 eto. 
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Strafe. Die Eoalition der Herren ift nur ftrafbar, wenn 
fie einen ungerechten Mißbrauch enthält, die Coalition 
der Arbeiter wird blos deswegen, weil fie Eoalition iſt, mit 
Strafe bedroht. 

In der Nationalverfammlung zu Paris ftellte nun 
im Juli 1848 der Abgeordnete Morin den Antrag, die 
oben angeführten Art. 444— 416 zu andern. Der Ans 
trag wurde an das Comite des travailleurs gewiefen; auf 
den von diefer erftatteten Bericht wies die Verſammlung die 
Sache an das Comite de legislation; der Bericht wurde 
von Berenger erflattetz da jedoch die Verfammlung 
fid wieder nicht vereinigte, fo wurde der Antrag an die 
Adtheilungen gewieſen; es wurde eine Commiſſion ernannt 
und am 28. März 1849 erftattete Hr. Leblond feinen 
Bericht, welcher der allgemeinen Aufmerffamfeit würdig ift. 
Wir halten es für Pflicht, unfern Lefern das Wefentliche dar: 
aus mitzutheilen, um zu veranlaffen, daß auch die deutfchen 
Geſetzgeber fich mit dem Begenftande befchäftigen. — In 
Beziehung auf die Coalitionen Fönnen verfchiedene Syſteme 
gefchieden werden. 1) Nach dem Spfteme des Code penal 
ift die bloße Coalition ohne Rückfiht auf ihre Richtung und die 
Befchaffenheit der angemendeten Mittel ftrafbar. 2) Nach 
dem von Hın. Morin vorgefchlagenen Spfteme foll die 
Coalition nur geftraft werden, wenn fie Öewaltthätigfeis 
ten oder auf Einfchüchterung berechnete Aeußerungen ans 
wendet. 3) Nach dem von dem Comite du travail vor⸗ 
gefchlagenen Spfteme unterliegt die Coalition einer Strafe 
nur wenn fie etwas Ungerechtes Durchzufegen fucht, felbft 
wenn fie Feine Gewaltthätigfeiten oder betrügliche Mittel 
anmendet. 4) Nach dem von dem Comite de legislation 
vorgefchlagenen Spfteme , das fihb an den Borfchlag 
(or. 2) von Morin anfchliegt, wird eine Zufaßbeftims 
mung beantragt, nach welcher die Herren und die Arbei- 
ter mit Strafe bedroht werden, wenn fie die Werfftätten. 
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vor dem Ablauf der durch die Verträge oder die Ortsgewohn⸗ 
heiten beftimmten $rift fchliegen oder verlafien. 5) Nach dem 
in der Nationalverfammlung von Inn. Corbon und Öran: 
din gemachten Borfchlage follten die Herren fo wie die Arbei⸗ 
ter völlig frei in ihren Handlungen feyn, auch Eovalitionen 
abfchließen dürfen, fo daß eine folche nicht beſtraft würde, 
mit Vorbehalt der Einfchreitung gegen Jene, welche ihre 
vertragsmaͤßigen Verpflichtungen nicht erfüllten oder fich 
Schmähungen, oder Drohungen, oder Thätlichkeiten fhuldig 
machten. Die Sommiffion, aus deren Berichte wir unfe: 
ren Leſern Auszüge mittheilen, fühlte wohl, daß die Ent- 
ſcheidung für eines oder das andere diefer Syſteme mit 
dem verfaffungsmaßig jest gemährleifteten Rechte der 
freien Bereinigung zufammenhänge. Zur Zeit der Abfaf: 
fung des Code penal hatte noch die herifchende Idee des 
Polizeiftaats die Beftimmung des art.291 des Code pénal 
veranlaßt, nach welchem jede Art von Bereinigung von 
mehr ald 20 Perfonen, wenn dazu feine Erlaubniß der 
Polizei eingeholt war, mit Strafe bedroht wurde, Dee 
Gefeggeber, der folhen Anfichten huldigte, Fonnte feicht 
dazu fommen, auch jede Eoalition der Sabrifherren oder 
Arbeiter mit Strafe zu bedrohen. Jetzt, wo das freie 
Vereinsrecht in der Verfaſſung gelährleiftet ift, fteht die 
Sache anders. Es muß ein leitender Hauptgrundfag der 
Strafgefeggebung feyn, daß fie nicht überall, wo e8 ihre 
beliebt, oder wo fie gemwiffe Handlungen mißbilligt, oder 
auch wo fie einen möglichen Nachtheil bemerkt, fchon 
Strafe drohe, fondern dies erft dann thue, wenn der in 
einee Handlung liegende Angriff auf die Rechtsordnung 
oder ihre Grundlagen der bürgerlichen Gefellfehaft fo ges 
fahrdrohend ift, daß nach der Art der angewendeten Mits 
tel die Intereffen der Ruhe und Drdnung in der Gefells 
ſchaft angegriffen werden und der Staat fein anderes ges 
eingeres Mittel hat, um die Nachtheile abzumenden. 
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Daraus folgt, daß nach der richtigen Anficht des Commiſ⸗ 
fionsberichts die bloße Eingehung von Eoalitionen der Hers 
ven und Arbeiter in Beziehung auf Arbeitslohn Feiner 
Strafe unterliegen darf, wenn nicht die Coalition auf den 
Gebrauch von Mitteln gerichtet ift, welche nach den Ges 
fegen ftrafbar find, 3. B. Befchädigung der Fabriken. 
Selbft wenn die Mitglieder der Coalition noch fo ſchwere 
Pflichtverlegung und Vertragsbruch begehen und die Inter⸗ 
efien der Herren verlegen, die 3. B. plöglich ohne Arbeiter 
find, liegt in der bloßen Eingehung der Eoalition nichts 
Strafbared, Die Frage wird, tie der Bericht richtig 
fagt, ernfter, wenn die Mitglieder der Eoalition beginnen, 
ihren Befchluß in das Werf zu fegen, 3. B. wenn die Ars 
beiter aud den Werfftätten fortlaufen, oder die Herren ihre 
Arbeiter entlaffen oder willfürlih den Lohn herabfegen. 
An fich liegt Hier immer nur ein Vertragsbruch vor, der 
aber feine Steafdrohung rechtfertigt. Mag man auch bes 
haupten, daß die bloße Eoalition fchon eine Bedrohung 
der Öffentlichen Ordnung enthält, fo ift doch fein Grund 
zur Strafdrohung vorhanden, eben fo menig ald wenn 
oft plöglich die Gewerbsleute einer Stadt, z. B. Sleifcher 
oder Bäcker, aus Unzufriedenheit mit der von der Polizei 
gefegten Tare ihre Arbeit einftellen. Die Behörde hat 
in ſolchen Fällen gute Mittel, die Nachtheile abzuwenden; 
in die Länge dauern ohnehin folhe Verabredungen nicht, 
weil das eigene Intereſſe der Widerfpenftigen bald zeigt, 
daß fie dabei felbft den größten Nachtheil Haben. Mögen 
nun auch die Arbeiter, die 3. B. höheren Lohn fordern, 
die Arbeit, einftellen und die Straßen müßig in Rotten 
durchziehen, fo kommt bald die Stunde der Reue für 
Diele, oder das Benehmen der Arbeiter wird ein folches, 
daß fie bei fortgeſetzter Widerfpenftigfeit zu Handlungen ges 
nöthigt werden, die unter Strafgefege fallen, 3. B. Beſchaͤ⸗ 
digung; oder ihre Bereinigung nimmt den Charakter «nr 
Archiv d. Er. #. 1849, Iv. dt. Mn 
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Zufammenrottung an, gegen welche die Etaatäbebehörde 
nicht gleihguftig feyn fann , und wo fie von den Mitteln 
Gebrauch machen muß, die das Geſetz zur Unterdruͤckung 
von Zufammenrottungen giebt. Kehren dann die Irre⸗ 
geführten zur Ruhe zuruͤck, fo ift ja der Zweck erreicht; 
widerfegen fie fih den Behörden, fo Fommen die Strafge: 
fege uber Aufruhr zur Anwendung. — Die Commiffion 
der franzöfifhen Nationalverfammlung hatte Daher ganz 
Recht, wenn fie die bloße Koalition der Herren oder Ar: 
beiter,, fo fange die Mitglieder Feine ftrafbaren Handlungen . 
verüben um ihre Plane durchzufegen, nicht mit Strafe 
bedrohte. Das Merkmal: daß die geltend gemachten An: 
fprüche grundfos find, ändert an der Natur der Handlung 
nichts, denn es kann mancher Berein auf tadelnswerthe 
und geundlofe Forderungen fih beziehen, ohme daß er 
deswegen ein ftrafbarer wird. Die Beftimmungen des 
Code penal fönnen daher nicht gebilligt werden, fie find 
die Frucht jener damaligen Anfichten des Polizeiftaats. 

Für den Geſetzgeber muß foviel feftftehen: er darf 
folche Eoalitionen in Beziehung auf Arbeitsichn erft mit 
Strafe bedrohen, wenn die Befchaffenheit der zur Durchs 
feßung angewendeten Mittel die Strafdrohung rechtfertigt. 
Die Mittel Fönnen nur darin beftehen, daß die Arbeiter 
der Verabredung gemäß wirklich die Herren vertragswidrig 
verlaffen, oder fie beftehen in Drohungen oder Einſchuͤch⸗ 
teeungsmitteln. Darüber, ob auch im erften Falle eine 
Strafdrohung zu rechtfertigen fen, waren die Stimmen in 
der Commiffion getheilt. Die Mehrheit wollte Peine 
Strafdrohung, fondern fie nur im zweiten Salle rechtferti⸗ 
gen; einige Stimmen der Commiſſion (unter ihnen auch 
der Berichterftatter) fanden das Merfmal der Strafmür: 
digkeit fchon darin, daß die Arbeiter vermöge einer Coali⸗ 
tion handeln. Man Pönne hier, wie die Vertheidiger der 
Anficht behaupten, nicht einen Schluß von demjenigen 


von Seite d. Fabrikherren u. Fabrifarbeiter. 517 


machen, was da Rechteng ift, wenn einer oder zwei Arbeis 
tee geundlofe Anfprüche machen und, um ihnen Nachdruck 
zu geben, aus dem Dienfte laufen. Bei einer Arbeiter = 
Coalition iſt e8 die große Zahl der Verbundenen, welche 
duch ihre Verbruͤderung einen moralifchen Zwang gegen 
die Herren ausüben und dadurch ihrer Verabredung , welche 
die Mitglieder fefthält und ihnen feinen freien Willen läßt, 
einen gefährlichen Nachdruck geben, in welchem fchon das 
Merkmal der Strafwuͤrdigkeit liegt. Für die Richtig: 
feit diefer Anficht fcheint der Grundfag zu fprechen, wel⸗ 
chen man im Äntereffe der Arbeiter bei Beurtheilung der 
Coalitionen der Kabrifherren anwenden muß. 8 fcheint 
ausgemacht zu feyn, daß fehon die bloße Coalition hier 
3. B. wenn die Herren fich verbinden, feinen Arbeiter ans 
zunehmen, der nicht mit einem geroiffen ohne fich begnügt, 
die Lage der Arbeiter auf das Aeußerſte bedroht und fie 
leicht zu Schritten veranlaßt, welche die allgemeine Ruhe 
und Sicherheit 3. B. wegen Aufeuhrshandlungen empfind⸗ 
lich gefährdet. 

Die Mehrheit der Commiſſion der franzöfifchen Na: 
tionalverfammlung ftimmte diefen Anfichten nicht bei, fons 
dern will das Eintreten der Strafe nur abhängig machen 
von dem Gebrauche gewiſſer verbrecherifcher Mittel, und 
zwar der Gemaltthätigfeit, der Drohungen, anderer 
Mittel der Einfchüchterung,, der Ausftreuung falfcher Ge⸗ 
rüchte, oder Anwendung anderer betrüglicher Handlungen. 
Diefe Aufzählung feheint uns bedenflich zu ſeyn: denn in 
fofeen die bier aufgezählten Handlungen felche find, die 
ohnehin als Vergehen mit Strafe bedroht find, ift die 
Anführung derfelben im Thatbeftande des Vergehens der 
Coalition unnöthig; ob Jemand Gemaltthätigkeiten vers 
übt oder damit droht, um einen Andern zur Einwilks 
gung in die Befriedigung feiner Lüfte zu bewegen oder ihn 
zu beftimmen, einen Vertrag einzugehen, oder ob ir Ur 

An 2 
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beiter dies Mittel anwenden, ift gleichgültig; eben fo ver: 
hält es fi mit ver Verlaumdung; es fommt nur darauf 
an, ob die Geſetzgebung die beftehenden Strafbeſtimmun⸗ 
gen über Drohung, Berläumdung nicht für ungenügend 
hält, wenn diefe Mittel von Eovalitionen in Beziehung 
:auf Arbeitslohn angewendet werden, daher dur Die 
große Zahl der Mitglieder Der Verbindung einen bedroh⸗ 
lihen Eharafter erhalten. Wir läugnen nicht, daß dies 
der Fall feyn kann, z. B. nach franzöfifhen Recht, wo Die 
Verlaͤumdung, Die nicht öffentlich verubt wird, nur ge: 
ringe Strafen nach fich zieht; oder bei Drohung, die nad 
dem Code penal art. 305— 8 nur ftrafbar wird, wenn 
fie auf einen ſchweren Angriff gegen die Perfon ſich bezieht. 
Wir geben zu, daß dies nicht genügt, z. B. menn die 
Arbeiter mit Zerftörung der Mafchinen oder der Fabrik dro- 
hen; weniger nothmwendig ift e8, die VBerlaumndung beſon⸗ 
ders herorzuheben, da nad) den meiften Gefeggebungen die 
Strafdrohungen Hoch genug find. Wenn die Commilfion 
unter den Mitteln, deren Gebrauch die Eoalition der Sa: 
brifheeren oder Arbeiter ftrafbae macht, auch die Aus⸗ 
fteeuung falfcher Nachrichten oder betrüugerifche Handlungen 
aufführt, fo Fönnen wir nicht zuftimmen, meil wir den 
Gebrauch folcher unbeftimmten, vieldeutigen Ausdrücke in 
einee Geſetzgebung für fehadlih halten, indem darnach 
das Verbrechen nicht gehörig begränzt wird und der Rich⸗ 
ter feinen feften Anhaftpunft befommt, was feine Stel: 
lung bei der Strafanmwendung zu einer fehe fehlimmen 
macht. Was foll unter Ausftreuung falfcher Nachrichten 
verftanden merden? Wenn die Herren lügenhaft ver- 
fihern, daß fich ihnen andere Arbeiter um geringeren Fohn 
angeboten hätten, oder daß foviele Beftellungen von dem 
Auslande her zuruͤckgenommen feyen, daß ihnen großer 
Nachtheil drohe; oder wenn die Arbeiter luͤgenhaft aus⸗ 
freuen, Daß die Herren durch Herabfegung des Lohne fo 
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großen Gewinn machen, oder daß fie mit fremden Arbeitern 
Verträge gefchloffen hätten: fo find dies Lügen, die fich 
bald felbft widerlegen, fie begründen aber Feine ftrafbare 
Handlungen. Auch der Ausdrucf : manoeuvres fraudu- 
leuses (wie der art. 405 Code penal ihn braucht), ift 
ein hoͤchſt unbeftimmter. 


Die Commiffion macht noch einen beachtungsmwürdigen 
Vorſchlag; fie fühlt die Schwierigfeit, den gewöhnlichen 
Richtern oder auch den Geſchwornen die Beurthellung des 
bei Entſcheidung über Anklagen wegen folcher Coalitionen 
wichtigen Merfmals uͤber die Grundloſigkeit der Anfprüche, 
welche die Eoalitionen hevvorriefen, zu überlaffen. Die 
frangöfifche Geſetzgebung befint hier ein in neuerer Zeit fehr 
verbeffertes Mittel in den Conseils des prud’honimes, 
jenen Behörden, welche aus einer Zahl von Meiftern und 
Geſellen beftehen, die von den Gemwerbetreibenden felbft 
gewählt werden, und uͤber die Streitigfeiten zroifchen den 
Herren und Arbeitern entfcheiden. Die öffentliche Stimme 
giebt diefen Gerichten ein günftiges Zeugniß. Die Coms 
miffion fchlägt nun vor, daß jeder Straffall tiber Coali⸗ 
tionen vorerft zum Öutachten dem Conseil des prud'hom- 
mes über die Befchaffenheit der in Frage ftehenden Coali⸗ 
tion vorgelegt werde. Uns feheint diefer Vorſchlag zweck⸗ 
mäßig, weil theild in manden Fällen dies Conseil auf 
geeignete Weife eine Vermittelung zrifhen den Herren und 
Arbeitern herbeiführen und auf diefe Art eine miderliche 
aufregende Strafverhandlung vermeiden kann, theild den: 
Richtern die beften Materialien zu liefern im Stande iſt, 
in wiefern die Beſchwerden der in eine Coalition Vereinigten 
gerecht oder grundlos find und fo ein Strafurtheil gerecht⸗ 
fertigt wird. 


Nicht unintereffant mag es unicen Leſern ſeyn, die 
Anſichten des engliſchen Rechts uber Verabredungen 
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der in Frage ftehenden Art naher Eennen zu lernen. Es 
beftehen darüber in England Statute, insbefondere dag 
Statut 5 von Georg IV. cap. 95 sq., worin Verab⸗ 
redungen (combinations) der Arbeiter, um höheren Lohn 
zu befommen oder die Arbeitsftunden zu verfürzen oder um 
andere Bortheile zu erpreflen, eben fo auch die Verab⸗ 
redungen der Herren, um den Lohn herabzufegen, mit 
Strafe bedroht werden 2). Es hängt dies mit der eng: 
lifchen Anficht von dem Vergehen der conspiracy, unter 
welcher man nicht eine politifche Verſchwoͤrung, fondern 
jede Verabredung Mehrerer verfteht, Anderen einen Nach: 
theil zugufügen, oder Geld zu erprefien, oder den Gang 
der Juſtiz zu ftören, oder gefeliche Zwecke durch geſetz⸗ 
widrige Zwecke durchzufegen 2). Auf diefe Weile Dietet 
das englifche Recht eine große Gelegenheit, viele Fälle, die 
entiweder bei ung in Deutfchland durch befondre Straf: 
gefege verpönt find oder Feine Strafe nach fich ziehen, 
ftrafrechtlich zu verfolgen. In England wurden 5.8. die 
Mitglieder einer Coalition, welche verabredeten , durch 
Ausbreitung falfchee Gerüchte den Cours der Staatspa⸗ 
piere an einem beftimmten Tage In die Höhe zu treiben, 
als der conspiracy ſchuldig angeflagt 7). Mach eng: 
lifcher Anficht kann das, was jeder Einzelne für fich allein 
erlaubter Weife thun darf, conspiracy und daher ftraf; 
bar werden, blos weil Mehrere fih zu dem namlichen 
Zwecke vereinigen, weil man in diefer Verbindung ein Mit: 
tel der Einfchüchterung, eine Art moralifhen Zwangs 
(ahnlich wie die Römer in den coactis hominibus zur 








2) ©. die Statuten in Russel a treatise on crimes. Vol. I. 

p. 569. 

3) Boothhby a synopsis of the law relatine to indictable 
offences. London 1842. p. 76— 83 


4) Russel p. 558. 
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Streichung eines gemwiffen Zwecks ein crimen vis ev; 
blicften) erfennt. Mach einem gerichtlichen Urtheil wur⸗ 
den Mehrere, die fich verabredeten, im Theater zu pfei⸗ 
fen, wegen Conspiracy geftraft ®), ungeachtet jeder 
Einzelne. die Befugnig hat, fein Mipfallen durch Pfei⸗ 
fen an den Tag zu legen. 


Faſſen wir die bisherigen Mittheilungen zufams 
men, fo find mir uͤberzeugt, 1) dag eine Strafdrohung 
in Beziehung auf die bisher befprochenen Eoalitionen 
der Arbeiter und der Herren gerechtfertigt werden Fann, 
wenn man die Gefahren für die bürgerliche Ordnung 
und Sicherheit erwägt, welche durch das vereinigte 
Wirken der in ihren Intereſſen leicht verleiten Mens 
fhen in der bei folchen Gelegenheiten gewöhntich ents 
ftandenen Aufregung vorfommen koͤnnen. 2) Wir würs 
den aber aus den obigen Gründen nicht fehon die bloße 
Soalition mit Strafe bedrohen und koͤnnen an die zus 
vor bezeichnete englifhe Anfiht uns nicht anfchließen, 
weil fie unferer Auffaffungsweife und dem Voͤlkerrechts⸗ 
bewußtſeyn nicht entfpricht und die engfifche Auffaſſung 
mehr die Folge der in einer fo ftarf bevöfferten Stadt 
wie London und in den großen Kabrifftädten nach der 
Erfahrung Höchft bedeutenden für die allgemeine Sicher 
heit gefährlichen Lage iſt, nach welcher die Engländer, 
wie überhaupt ihre Statute fo oft nur durch einzelne aufs 
fallende Ereigniffe hervorgerufen wurden, durch ftrenge 
Strafgefege abſchrecken zu müflen glaubten. 3) Die 
Strafbarfeit der Coalitionen der Arbeiter würden wir 
nur da annehmen, wo die Arbeiter vermöge der Coali⸗ 
tion bereits Sewaltthätigfeiten gegen Perſon oder Sachen, 
oder Drohungen damit verübt haben. Die Eoalition 








58) Boothby p.8i. 


522. Ueber unerlaubte Berbinbungen ꝛc. 


der Gewerbsherren würden wir mit Strafe bedrohen, 
wenn bereitd die Herren einfeitig in Gemaͤßheit der 
Eoalition den Lohn herabfegten oder Arbeiter entließen. 
4) In jedem Falle müßten eher wegen ſolcher Eoalitionen 
die Angefhuldigten vor Gericht geftellt werden , der 
Staaatsanwalt das Gutachten de Conseil des prud’- 


hommes nach den oben bezeichneten Rückfichten ein: 
holen. 


623. 


XIX. 
Ueber Anwendung 
relativ unbeſtimmter Strafgeſetze. 


Von 


Herrn Dr. von Jagemann, 
Juſtizminiſterialrath in Karlsruhe. 





Blickt man auf die immer noch zu große Mannig⸗ 
faltigkeit der Strafarten, wie fie die neuen Straf: 
gefetze aufſtellen ), und auf die in den meiften Fällen 
dem Steafrichter gegebenen weitfhichtigen Schranz 
fen, innerhalb welcher diefelben zur Anwendung zu bringen 
find, fo fann es nicht befremden, wenn manche Juriften, 
in ihrem ſchwachen Glauben an die Perfectibilität des 
menfchlichen Gefchlechtes, eine bedeutende Gefahr?) für 
die Handhabung des guten Rechts darin erfennen. 


1) So giebt es nach 69. 10 und 33 des badiſchen Steafs 
gefeges eilf Arten; zählt man noch die fünferlei Schärfungen 
($. 54) dazu, fo Eommen fiebenzehn Strafarten heraus. 


3) In der Schrift: „über den Entwurf eines Strafgefegbuches 
fur Baden” Mannheim, 1840 ©. 5, iſt fogar behauptet, daß 
es jept zum herrfchenden Tone gehöre, die vichterliche Gewalt 
mehr und mehr auf Koften der Regierungsgewalt auszu⸗ 
dehnen. 
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Bon vorn herein muß auch zugegeben werden, daß 
eine folche Legislation nur dann die gehofften Srüchte tragen 
fann, wenn ein fehr gebildeter Ribterftand zu 
ihrem Bollzuge berufen wird, im Richterftand, welcher 
nicht ſowohl die Gefege und Weisthumer, fondern vielmehr 
auch das Leben und die Menfchen kennt. 

Ueberhaupt ruht in Erfüllung diefer Aufgabe die ganze 
Zufunft des ftandigen Richteramtes, welches in neuefter 
Zeit fo viele Anfechtungen zu erdulden hatte. . 

Die Würdigung der Thatfragen iſt zwar nun in allen 
twichtigeren Fallen den bürgerlichen Beifigern, den Gefhwor: | 
nen, anheim gegeben; aber auf den Endpunft der Verhand⸗ 
lung, aufdas Urtheil, ift doch jeder Betheiligte, zumal 

— der Angeklagte, am meiften gefpannt-, weil e8 die eigentlich 
praftifchen Folgen der Anklage enthält. Erfolgt das 
„Nichtſchuldig“, fo ift freilich das Urtheil leicht zu bilden, aber 
die Strafe, welche den Schuldigerflärten trifft, hängt 
ganz von der Einficht der rechtsgelehrten Richter?) ab, 
und je mehr fich dieſelben dabei von den herrfchenden Ans 
ſichten Uber Recht, Tugend und Sitte entfernen, um fo 
weniger wird es ihnen gelingen, das Vertrauen des Volks 
zu erlangen. Da letzteres aber unftreitig die erfte Beding- 
niß eines fegensreichen Wirfens der Gerichte tft, fo wird es 
fih wohl der Mühe verlohnen, die Örundfäge der Straf: 
äusmeffung neuerdings einer Prüfung zu unterwerfen. Man 


9» Mittermater ftellt in feinem Werk: „die Strafgefegges 
::. bung in ihrer Fortbildung“ Bd. I. Heidelberg 1841: S. 2 
s  dVieiinfiht auf: gabe Sefeggebung Eönne leichter dazu kommen 
.. das. Ermeflen der Richter ,. welche den Ausfpruch der Ges 
fchwornen unter die Gefege zu fubfumiren haben, zu bes 
ſchränken, als da, wo fie auch über die factifchen Fragen zu 
5 entfcheiden haben.” Bedenkt man aber, wie zumellen die 
“Richter ‚einen Irrthum oder Fehler der Sefchwornen durch 
"7 das Strafmaß gut zu machen haben, fo dürfte man eher zu 
der entgegengefegten Anficht kommen. 
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unterfcheidet überall zroifchen völlig beftimmten und 
unbeftimmten Strafen‘). 

Unter den völlig beftimmten ®) Etrafen verfteht man 
diejenigen, welche ſowohl nach der Art, ald nach dem Grade 
kategoriſch aufgeftellt find. Diefer Falle giebt es in den. 
neuen Gefegen nur wenige, und iſt dabei überall das legis⸗ 
lative Motiv zu untesftellen, daß gewiſſe Handlungen , fo 
oft alle Merfmale ihres Thatbeftandes zufammentreffen, 
immer diejenige Höhe der Gemeinfährlichfeit einnehmen, 
welche jede Nachficht und Schonung bei der Strofe aus: 
ſchließt. ine Abweichung von dergleichen feft beftimmten 
Strafen darf nur beim Borhandenfeyn von Milderungss 
gründen ftattfinden, und jede andere Abweichung wäre 
ſchlechthin als Willkür zu betrachten. 

Die unbeftimmten ®) Strafdrohungen dagegen 
find verfchiedener Art; nämlich 

4) ſolche, wo nur Eine Strafart mit einem gewiſſen 
Spielraume für anwendbar erflärt ift; oder 

2) wo zwei oder mehrere?) Strafarten zur Wahl 
geftellt find, und zwar, 

3) in beiden Fällen, entweder 


— — — — — — 


4) Vorzügliche Beachtung verdient Bauer, ‚negandlungen aus 
dem Strafrehhte. Göttingen 1840. Bd. 11: „uon 
dem Verhältniffe des Richters zum Strafgefeke, ” 

5) Martin, Lehrbuch des Criminalrechts. 2. Aufl. Heidelberg 
1829. ©. 47. Kleinfhrod, Entwidelungen der Srunds 
begriffe des peinlichen Rechts. Theil II. $. 135. 

6) Ueber relativ unbeftimmte Strafgefege: Mittermater, 
im N. Archiv des Erim. Rechts v. 1839. ©. 161 fg. und 
Zentner, in der Zeitfchrift für Strafverfahren Bd. I. 
Mr. XVII u. XX; über abfolut unbeflimmte Strafge⸗ 
bee: Sirnbaum ‚ im Archiv des Crim. Rechts Bd. XI. 


7) on n diefen Strafarten kann wieder eine beittmnt und die 
andere relativ unbeflimmt gedroht feyn, wie z ode 
ftrafe, oder Zuchthausſtrafe von 10 bis 20 able 
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a) mit ausdrücklicher Unterfcheidung®) der leichteren 
und ſchwereren Fälle, oder 
b) ohne ſolche Unterfcheidung 

Fer hHäufigfte und zugleich ſchwierigſte Fall der 
Etrafausmeflung tritt da ein, wo das richterliche Ermeſſen 
ſich nicht blos in einer und derfelben Straffategorie zu be: 
wegen, fondern den Spielraum hat, je nach Umftänden 
eine oder die andere von den zur Wahl geftellten Strafarten 
anzuwenden. Das Ermefien geht um fo weit?) , wenn 
fogar die Wahl zwiſchen peinlichen und bürgerlichen Stra: 
fen anheimgeftelit ift,, indem dann der Richter zugleich dar⸗ 
über verfügt, ob Folgen für die bürgerliche Ehre eins 
treten follen oder nicht. 

Wie foll nun ein gemwiffenhafter Richter verfahren, 
um ſtets diejenige Strafe zu finden, welche den Forderun⸗ 
gen der Gerechtigkeit entfpricht? 

Feſte Regeln dafür aufzuftellen wird Niemand unter: 
nehmen, der das Wefen unbeftimmter Strafdrohungen 
khar erkannt hat: denn ed wäre ein Widerfpruch im Bei: 
fage, ein Arbitrium in Fefleln und Bande zu fehlagen. 
Nur die Theorie kann dem Richter da, wo er auf feine 
freie Einficht verwiefen ift, Anhaltpunfte zur Erwägung 
dDarbieten. 

Die neueren Gefee haben den Weg eingefchlagen, 
beifpielsweife gewiſſe Ruͤckſichten aufzuftellen, nach welchen 
das Ermeflen in einzelnen Faͤllen fich richten foll, und es 


8) Mittermaier a. a. O. ©. 181 meint, dieſe Unterfcheis 
dung verftehe fi) überall von felbft, wo zwei Strafarten 
neben einander gedroht find. 


9) ©. die oben Anm. 2 angefüete ann ©.25, und Bauer, 
Abhandlungen Bd. I. ©. 186 fg. Die Richter haben um 
fo gewiffenhafter abiuwägen, je größerer Spielraum ihrem 
Ermeffen gegeben ift, damit fie nicht der Verdacht treffe, als 
wollten fie mitunter Gnade für Recht ergehen laſſen. 
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oing darin das braunſchweigiſche Criminalgeſetzbuch 
von 1840) in beachtenswerther Weife voran, indem es 
die haͤufigſten Erſchwerungs- und Minderungsgrände mit 
einer großen Sachkenntniß aufzählte. 

Gleichwohl dürfte noch nicht als ausgemacht gelten, 
daß es gut ſey, dergleichen Kingerzeige im. Geſetze felbft zu 
geben, Die Motive und Commentare mögen davon han; 
dein, und der Wiffenfchaft bleibt die weitere Ausfüh: 
rung überlaffen. Gerade darin, nämlich in den Anfichten 
uͤber höhere oder geringere Bedeutung gewiffer Modalitäten 
des Straffalles, macht ſich aber am meiften der Wechfel 
der Zeitanfchauungen geltend. 

Die einfachfte und zweckmaͤßigſte Art, wie ſich das Ge: 
feg Darüber ausdrücken kann, dürfte vielleicht folgende feyn: 

Bei der Anwendung unbeftimmter Strafgefege 

find alle befonderen Umftände des Falles, welche die 
Strafbarfeit zu erhöhen oder zu vermindern geeignet 
find in Betracht zu ziehen und dabei hauptſaͤchlich auf 
den Grad der Gefährlichkeit und Schädlichkeit 
der That, fowie der Bösartigfeit und Stärke 
des auf diefelbe gerichteten Willens zu fehen 1). - 
In diefem Sage ift wohl alle8 enthalten, mas Die 
Specialbeftiimmnngen der neueren Gefege über die Gründe 
zum Auf: und Abfteigen an der Ötrafleiter beigebracht 
haben, und doc würde damit die Unzuträglichfeit ver: 
mieden, daß einzelne Richter und zwar befonderg die aͤngſt⸗ 
lichen Buchftabenrichter,, welche nie und nirgends ganz 


10) S$. 63 His 66, worin fih finden: 1. Allgemeine Strafzus 
meflungsgründe,, 2. Befondere Beflimmungen. 1. Erfchwes 
tungsgründe. A. aus der Perfon des Thäters, B. aus der 
Befchaffenheit der That. I. Minderungsgründe. 

11) Darin liegen die objectiven ſowohl als die ſubjectiven Aus⸗ 
meffungsgründe, ohne daß bdiefen oder jenen ein Vorrang 
oder Uebergewicht einger äumt wird, 
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ausfterben merden, fih gendthigt '?) glauben, von 
gewiffen Erhoͤhungs⸗ oder Minderungsgründen, wenn fie 
auch nur in ganz untergeordneter Weiſe vorliegen, Gebrauch 
zu machen, daß fie dann aber anderfeits erhebliche Aus: 
‚meffungsgründe, weil fie im Gefege nicht ftehen, ganz über: 
fehen oder fich doch nicht für befugt Halten, darauf einzu⸗ 
gehen. ine folche Praxis wurde dem guten Rechte wahr: 
haft zum Verderben gereichen. 

Bei den Tandftändifchen Verhandlungen über dag 
badiſche Strafgefeg ließ die erfte Kammer fich fo weit 
nad) der andern, nämlich der beengenden, Richtung hin⸗ 
reißen, daß fie einen Zufaß beſchloß?), welcher dem Richs 
ter zue Pflicht machte, bei Auffuchung der Strafe für den 
einzelnen Sall „von der Mitte der angedrohten Strafe 
auszugehen”; worauf diefelbe fo feft beharrte, dag nur 
-mittelft einer Art von Transaction, nämlich durch Aufs 
nahme des Artifels 150, eine Bereinigung mit der andern 
"Kammer gelang!*). Diefer Artikel ift aber gleichfalls Feine 
gluͤckliche Erfindung, weil er dag Ermeffen wieder darin 
bindet, daß die Ausmeffung der Strafe von der objecti: 
ven Seite des Verbrechens angefangen werden müffe, 
während viele Falle der Art vorfommen, daß die Betrachs 
tung zuerft auf die fubjective Thatbefchaffenheit gelenkt 





12) Durch eine ſolche Nöthigung wäre bald wieder eine regels 
mäßige Strafe an die Stelle der unbeftimmten,, nach den Ums 
ftänden des Falles zu bemefjenden,, getreten; worauf e6 der 
Sefeßgeber nicht anfommen laflen darf. ©. Mittermaier, 
N. Archiv des Erim. Rechts von 1839. ©. 175 fg. 


13) Protokoll der erften Kammer von 1843 — 1844. Heft I. 
©. 103 fg. Diefe Debatte verdient übrigens wegen mancher 
dabei vorgefommenen fcharffinnigen Bemerfungen nachgelefen 
zu werden. Der Gegenftand wurde darin nach allen Haupts 
beziehungen gründlich erörtert. 

14) Verhandlungen der zweiten Sammer von 1843 — 1844, 
11tes Beilageheft S. 253. und Heft 7. ©. 145 fg. - 
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wird, oder auch andere Salle, wo die objeetiven und fub- 
jectiven Momente fo in einander fließen, daß nicht eines ‚ohne 
das andere in die Wagfchale gelegt werden fann. 

Gerade bei jenen Verhandlungen ftellte fich vecht klar 
heraus, daß es ſchlechthin unmöglich Ift, von Geſetzes wegen 
irgend eine Regel für Ermittlung des richtigen Straf: 
maßes aufjuftellen!®). Da, wo zwei oder mehrere Stra fs 
arten gedroht find, wird das Ausgehen von der Mitte 
fogar zur Unmöglichfeit. Alle Verfuche diefer Art 
müffen andem Grundgedanfen feheitern, welchem die relativ 
unbeftimmten Strafdrohungen ihre Entftehung verdanfen. 
Derfelbe ift die Herftellung eines Weges, wie die Richter 
eine den befondern Umftänden jeden einzelnen Falles: ent: 
fprechende, d. h. wahrhaft gerehte!®) Strafe finden 
fönnen. Die Erfahrung des Gefegeberd giebt nur fo 
viel an die Hand, daß er fagen fann, innerhalb welcher 
Streafgrenzen die verfchiedenen Geftaltungen eines ge: 
wiffen Verbrechens abzubüßen find, ohne:dag Fälle denk: 
bar blieben, für welche das Strafhöchfte zu gering oder das 
Strafniederfte zu Hart wäre, Alles Weitere, nämlich die 
Ausfindigmachung der beften Methode, mie überhaupt 
oder unter befonderen Borausfegungen die rechte Strafftufe 
innerhalb jener Grenzen wahrzunehmen fey, ift nicht Sache 
des Geſetzgebers, fondern des Praftifere.') 


15) Bergl. übrigens Hepp, Kommentar über das. württemb. 
Strafgefeg. Tübingen 1839. Bd. I. ©. 748. 

16) Am fchlagendften führt dies aus: de Vaulx Cfranzöfifeher 
Generaladvocat) in der Eritifchen Zeitfchrift für Rechtswiſſen⸗ 
[haft des Auslandes. BL. XIII. Nr. XIX. 

17) Nicht nur Fehler der neuern Geſetzgebung, ſondern über⸗ 
haupt der neuern Rechts⸗ und Polizeiverwaltung iſt es, daß 
man durch Normative und Regulative jeden Schritt vor⸗ 
zu zeichnen ſucht, welcher in einem öffentlichen Amte zu 
thun iſt. Damit erreicht man gerade das Gegentheil von Dem, 
was man beabſichtigt; man führt nämlich Mangel an Nachs 
denken und an Selbitvertrauen herbei, und in folcher geiftigen 
Stagnation gedeiht nichts beſſer, als — der Bateadekan 
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Man fann daher nur billigen, wenn z. B. die olden> 
burgifche Regierung, um aller Einfeitigfeit gründlich 
entgegenzutreten, fogar!?) ausdruͤcklich verbot, bei der 
Strafzumeflung regelmäßig von der Mitte auszugehen: denn 
auf nichts verfällt die Pragis leichter, ald auf dad, was 
bequem ift; und mie läßt fich die Mühe des Nachdenkens 
beſſer erfparen, als wenn man dergleichen Normen als 
Richtſchnur annimmt, und am Ende den Ausgangspunft 
des Ermeſſens zur ordentlichen Strafftufe macht. 

Aufgabe der Wiffenfhbaft ift es alfo, die Straf: 
ausmeffungsgründe nach gewiflen Gefichtspunften zu ordnen, 
wie ſolche aus der Natur des Verbrechens und der Sehlers 
haftigfeit des Willens hervorgehen. 

Nach obigem Vorfchlag eines leitenden Geſetzartikels 
würden diefelben alfo zunächft in objective und fubs 
jective zerfallen: 

Sie follen nun einer näheren Betrachtung unters 
worfen werden: 


I. Objective19) Ausmeffungsgründe. 


Hier fteht obenan der Grad der Gefährlichfett 
des Verbrechens. Da Strafen überhaupt nur gerechts 
fertigt find, fofeen die fraglichen Handlungen das Gemein⸗ 
weſen gefährden, oder auch nur bedrohen; da das Crimi⸗ 
nalrecht dem öffentlichen Rechte angehört und mithin alle 
privatrechtlihen Beziehungen dabei nur von untergeordneter 
Bedeutung find; da mithin der Strafrichter zunächft immer 
vom Standpunkt der Öffentlichen Ordnung und des öffent: 





— 


18) Durch Verordnung vom 11. October 1821. 

19) Es muß wiederholt werden, daß mit der Voranftellung 
der objectiven Rüdfichten bei diefer Erörterung nicht ges 
meint iſt, Ddenfelben bei der wirklichen Strafanwendung 
einen Vorzug einzuräumen. Die Zheorie beginnt nur defs 
halb mit dem Dbjectiven der That, weil dies zunächſt es ift, 

was ins Auge fält, fobald die That in Erfcheinung tritt. ' 
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lichen Wohls auszugehen Hat: fo nimmt die Frage der 
Gefährlichkeit einer ſtrafwuͤrdigen That immer die erfte 
Stelle unter den objectiven Erwägungsgruͤnden ein. 

In den legten Eonfequenzen iſt e8 zwar gleichviel, 
ob die Gefährlichfeit unmittelbar nur einzelne Staatsglieder 
oder eine Mehrheit von Perfonen berührt, meil die Ge: 
fammtheit duch die Beforgniß der weitern Ausdehnung 
des Frebsartigen Uebeld der Auflehnung gegen die Rechtes: 
ordnung überall ins Mitleiden gezogen wird: aber bie 
Strafemußdoc eine niedrigere Stufe einnehmen, wenn die 
That nur gegen ein oder einige Subjecte gerichtet iſt, ins 
dem die Gefährlichkeit alddann offenbar von geringerem 
Umfang ift, als wenn eine große Anzahl Menfchen durch 
das Verbrechen bedroht war. Man hat daher zu unter 
fheiden, ob die Gemein gefährlichkeit 9) oder Privats 
gefährlichkeit überwiegend ſey. Privatgefährlich in 
diefem Sinne find alle die Gefegübertretungen, welche man 
Verbrechen gegen die Perfon zu nennen pflegt, wie naments 
lich Tödtung, Körperverlegung , fofern diefelden nicht blos 
Mittel zur Veruͤbung anderer verbrecherifcher Unternehs 
mungen find. Das darin liegende gemeingefährliche Mo⸗ 
ment ift die Beunruhigung der diesmal verfchont gebliebes 
nen Mitbürger?!), daß das fragliche, oder ein anderes 
deffen Sefinnungen theilendes Subject feine frechen Hände 
auch gegen fie richten möchte. 

Ueberwiegend gemeingefährlich find alle Staatsvers 
brechen, wegen der unmittelbaren Gefahr des Umſturzes 


20) RALLLN die verfchiedenen Strafrechtstheorien. Neuftade 


21) ©. Bentbam’ 6 Grundfäge der Eriminalpolitit, darges 
ftelt von Hepp. Zübingen 1839. S. 22, wo & u. A. 
heißt: „In der Regel find der Alarm und die Gefahr ale 
natürliche Wirkungen der nämlichen Urfache, gleichzeitig und 
in gleichem Grade vorhanden.” oe. 


Archiv d. Er. N. 1849. IV. ©t. O N 
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der öffentlichen Ordnung , fowie ferner Brandftiftung,, ver: 
urfachte Ueberſchwemmung, Beſchaͤdigung der Eifenbahnen, 
und Straßenraub ®). 

Die Verbrechen am Eigenthum ftehen zwifdeninne. 
Die Heimlichkeit und Hinterlift, mit der folche gewöhnlich 
ausgeführt werden, geftatten den Schluß auf eine Bereit: - 
(haft des Thaͤters zue Wiederholung derartiger Unterneh: 
mungen. Deshalb zeigt fi auch im Publicum gemöhn- 
lich der größte Unmille gegen Diebe, ja es gilt für die 
empfindlichfte Befhimpfung , irgend Jemand mit diefem 
Namen zu befegen. 

Steigen muß alfo jede nicht fire Strafe, je nachdem 
die Wirfung des Verbrechens eine größere Anzahl von Per: 
fonen oder Gegenftänden ergreifen Eonnte, wie z. B. bei Ver: 
giftung von Brunnen oder Lebensmitteln; denn ed kommt 
dabei nicht mehr allein auf die wirflich gefallenen Opfer, 
fondern auf den Umfang der Möglichfeit an, wie nod 
viele Andere durch Ungunft der Umftände in gleiche Lage 
hätten verfegt werden fönnen. 

Die Gefährlichkeit kann umgekehrt aber auch auf 
einem fo niedern Punkte ftehen, daß fie nur noch) in dem 
böfen Beifpiel, welches jede verbrecherifche Handlung 
giebt, zu erfennen ift, wie z. B. wenn nur aus Fahrlaͤſſig⸗ 
keit gefehlt wurde, oder wenn Jemand mit ungefchickten, 
leicht zu begegnenden Mitteln fein verbrecherifches Vorhaben 
ausführt. In diefe Kategorie fallen die vielen Fleinen Ent: 
wendungen, toie fie alferwärts vorfommen. 

Daß andere objective Hauptmoment ift das der Sch Ad > 
lichkeit”), welches weit ficherer zu erfaffen ift, ale dag der 
Gefährlichkeit, fofeen es auf materiellem Grunde beruht. 


2) Die A Stufe erreicht der Alarm, nah Benthbam 
©. 23, „wenn er in allgemeinen Shreden 
über et ” 
23) Braunfhweigifes Criminalgeſetbuch 6. 65. 
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Dei dem Berbrechen am Eigentum begegnet man 
bereitö in den Sonderbeftimmungen über Diebftahl, Uns 
terfhlagung , Betrug und Kälfchung beftimmten Vorſchrif⸗ 
ten wegen Berechnung der Strafe im Berhältniß zu den 
Schadensbeträgen, ja es bildet fich je nad) der Summe der 
Beſchaͤdigung zwifchen großem und Eleinem Diebftahl u. f. w. 
eine Örenzlinie; manche neuere Geſetze haben fogar gut ges 
funden, Diebftähle im Fleinften Betrage wie z. B. bis zu 5 Fl. 
oder 5 Rthlr. der polizeilichen?) Abthätigung zu uͤberlaſſen. 

Meben ſolchen Gefegen ift die Strafausmeffung aller⸗ 
dings ein leichtes Gefchäft, weil man fo ziemlich die Tage 
und Monate nah den Gulden oder Thalern ausrechnen 
fann, Allein ed bleibt auch hier wuͤnſchenswerth, daß 
ein anfehnlicher Spielraum für das richterlihe Ermeſſen 
dargeboten werde, und zwar um deswillen, weil man nie 
eine Mehrheit von Eigenthumsbefchädigungen wegen Gleich⸗ 
heit der liquidirten Summen als völlig gleiche Verbrechen 
anfehen fann. Ueberall fommt es dabei auf die Vers 
mögenspechältniffe des Befchädigten, auf die ſchwe⸗ 
rere oder leichtere Wiederherbeifchaffung des Hinmwegges 
fommenen, ja fogar auf den Affectionswerth an. Es 
fönnte 3. B. das Strafhöchfte wegen Entwendung von 
25 Fl. und das Strafniederſte wegen Entwendung von 
50 Fl. am Plage fein, wenn der Beftohlene im erften Fall 
ein armer Taglöhner war, deffen ganze Erſparniß in jener 
Summe beftand, der Damnificat des zweiten Falles dagegen 
ein Millionär, welchem der Dieb ftatt der daneben liegens 
den Säcfe Geld nur die Fleinfte Rolle entzog, um damit 
eine eigene Schuld zu tilgen und damit die Samilie vor 
Auspfändung zu fichern. 


24) Knapp, das württemb, Polizeiftrafgefeg. Stuttgart 1840 
© 74—79. DBannöverfhes Gefes v. 24. Oct. 1840 
über polizeilihe Beftrafung berfihiehener Vergehen, Art. 18. 
Badifches Strafg. v. 1845. $. 4 N 

v 
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Auch Hier Hat übrigens der Richter darauf zu achten, 
ob und wiefeen der Schaden in Wirflichfeit oder möglicher 
Weife eine größere oder Pleinere Anzahl von Menfchen be: 
teaf. Die Faͤlſchung von Münzen und Papiergeld gehört 
3. B. unter die gemeinfhädlichen Verbrechen und ift 
die Strafe deshalb immer mehr nach der Menge des aus: 
gegebenen als des verfertigten Geldes zu bemeffen?), Die 
Frage dagegen, ob die Münzen mehr oder minder täufchend 
nachgemacht find, gehört unter den vorhin befprochenen 
Geſichtspunkt der Gefährlichkeit. 

Je mehr übrigens der Schadensbetrag auf die Straf: 
größe einwirft, defto gebieterifcher wird die Pflicht, bei 
der Seftftellung des wahren Schadens recht genau 
zu Werke zu gehen ?®). Diefe Mahnung wird Niemand 
überflüffig finden, dem befannt ift, mie oberflächlich oft 
bei Abfchägungen der Objecte einer verbrecherifchen Anta⸗ 
ftung verfahren wird. Der Fehler befteht gewöhnlich 
darin, daß die Gerichtstaratoren nur einfeitige Kenntniffe 
haben, gleichwohl aber zur Taration aller vorfommenden 
Gegenftände verwendet werden, und daher oft übermäßige 
MWerthe angeben. Iſt dagegen die entwendete oder ges 
fälfchte Sache nicht mehr beizubringen, fo läßt man 
meiftend die Damnificaten ohne Weiteres den Werth, 





— — 


25) „Das Öffentliche Delict, ſagt Benthbam a a O. 
. 53, ift weniger ſtrafbar, als das Privatdelict, fofern jenes 
ſich unter Mehrere vertheilt” Hiergegen ift nichts 
zu erinnern, fofern viele Perfonen nur gering befchädigt wer: 
den, wie 3. B. durch flüdweife Verausgabung von Scheides 
münze; allein wenn Mehrere ftark befchädigt werden, iſt 
die Strafbarfeit offenbar größer, als wenn ein erheblicher 
Schaden nur eine Perfon trifft. 


20) Mittermater, deutfches Strafverfahren, 4. Aufl. Bd. IL. 
. 98. 99, macht den beachtenswerthen Vorfchlag, je zwei 
Sachverftärdige zur Abſchätzung beizuziehen. Man könnte 
dies wenigftens für die bedeutenderen Zälle, etwa we der 
farbe muthmaßlich 25 ZI. oder 15 Rthlr. überfteigt, vors 
reiben. 
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welchen fie ihm beilegen, beſchwoͤren. ine gewöhnliche 
Erfahrung iſt aber, daß die Eigenthuͤmer ihre Habfelig- 
feiten zu hoch anfchlagen; man follte ihnen daher nicht 
unbedingten Glauben fehenfen, vielmehr verlangen, daß fie 
vor der eidlichen Befräftigung Ihre Angaben andermeit, 
tole 3. B. duch Bezeichnung des Anfaufepreifes, des Erb: 
fhaftsanfchlags ꝛc. erhärten, oder, wenn dies nicht möglich 
ift, daß Sachverftändige fagen , wie der Werth von Stücken 
- fraglicher Art durchfchnittlich anzunehmen ift. 

Die Schädlichfeit des Verbrechens iſt jedoch nicht 
6108 materieller Art, fondern fie hat gemöhnfich auch eine 
moralifche?7) Seite. In legterer Beziehung hat der Ric: 
ter darauf zu achten, ob und in welchem Grade das Anz 
fehen des Geſetzes oder die Öffentlihe Sittlichkeit *) 
durch ein Verbrechen beeinträchtigt ift. 

Jede Sefegübertretung ift ein Rechtsbruch, und daher 
eine Verlegung der Staatdordnung. Das Prin; 
cip der Gerechtigkeit, oder mit andern Worten die Fuͤrſorge 
für Aufrechthaltung des Anfehens der Geſetze, iſt die Seele 
des Staatsorganismus. Feder Verſtoß Hiergegen muß 
daher mit dem erforderlichen Nachdruck zurücgemiefen 
werden, und dies gefchieht bei unbeftimmter Strafdrohung 
durch verhäftnigmäßiges Herauffteigen innerhalb des Straf: 
tahmens, wenn nicht der Verſtoß fo gering anzufchlagen 
ift, daß man ſchon bei dem Minimum ftehen bleiben darf. 

Dabei ift jedoch nicht blos auf die Stimmung des 
Publicums Ruͤckſicht zu nehmen, fondern mefentlich auch auf 


27) Hannoverſches Erim.s Gefegbud Art. 92. 

233) Die Sttte Fann zwar Feine Strafe an fich rechtfertigen ; 
(Bentbama. a. O. 8. 11); allein hier ift die Rede nur 
von Findung der rechten Strafftufe, alfo der Strafe für 
fih, wo alle politifchen ſowohl als humoriſtiſchen Momente 
in Betracht zu ziehen find. 
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den bei dem Angefchuldigten wahrgenommenen Grad der 
Gleihgültigfeit gegen das Geſetz, indem der Zwed der 
Strafe mit darauf gerichtet iſt, in der Seele des Uebel: 
thaͤters die richtige Einficht von feiner Unterordnung unter 
die Öffentlihe Macht d. h. alfo Achtung vor dem Gefege 
herzuftellen ®). 

Nicht fo allgemein kann die öffentliche Sittlid> 
keit eine Berückfichtigung beider Strafbeftimmung fordern. 

Es ift an andern Orten längft ausgeführt, daß der 
Strafrichter ſich nicht zum Sittenrichter berufen glauben 
darf. Nichts Anderes wäre e8 aber, wenn er bei jedem 
Berbrechen die Anfprüche der Moral und Religion mit in 
Detracht ziehen wollte. Nur da foll dies gefchehen, wo 
eine an ſich unfittlihe That wegen ihres Zufammenhangs 
mit Rechteinftitutionen vom Gefege ?% ſchon in das 
Strafgebiet aufgenommen wurde. Mehr als fonderbar 
wuͤrde fi 3. DB. ausnehmen, wenn die Strafe einer 
Chrenfränfung um deßwillen erhöht wuͤrde, weil nebens 
bei eine grobe Verlegung des Gebotes der Nächftenliebe 
darin liegt. 

Die neueren Strafgefegbücber haben davon, daß fie 
die darin aufgeführten Unfittlichfeiten nur fofern fie gegen 
die höhere Polizei verftoßen beſtraft wiſſen wollen, den 
—— deutlihften Beweis gegeben, indem fie meiftentheil® die 
fteafrichtecliche Einfchreitung von dem Vorhandenſeyn eines 


29) In diefem Sage liegt auch mit ein Rechtfertigungsgrund 
der Einzelhaft. vol. v. Jagemann, in der Zeuſchrift für 
Strafverfahren. N. Folge. Bd. V. ©. 2 


30) Es kann diefer Grundfaß alfo, richtig verftanden, zu feinem 
religiöfen oder politifhen Zendenzprocefie einen Borwand abs 
‚geben: denn micht die Gefinnung, fondern die bedrohliche 
Willensperirrung fol einer Strafe unterlicgen. — 
Seral, © e gel &e Grundlinien der Philoſophie des Rechts. Bers 
in . 
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dffentlihen Aergerniffes 32) abhängig machen. 
Hin und wieder ift nicht einmal unter diefer Borausfeßung 
allein die Einfchreitung geftattet, fondern überdies ver: 
langt, daß die Klagerhebung von Seiten der befchädigten 
oder beleidigten Perſonen abgemwartet werde, mie z. B. 
bei der gemeinen Nothzucht, der öffentlichen Veruͤbung 
unzüchtiger Handlungen, dem Ehebruch, der Verbreitung 
unzüchtigee Schriften und Bilder und der Verführung von 
Kindern zur Unzucht. 

Das gleiche Verhalten fchreiben manche Geſetze auch 
bezüglich der Religionsverbrechen vor, und wohl nicht mit 
Ungrund, weil die Unterfuchungen wegen Gottesläfterung 
oft das äffentliche Aergernig über eine That, die Faum 
befannt war , recht eigentlich hervorriefen. 


Wie ift aber das Öffentliche Aergerniß mit der erforder: 
lichen Sicherheit zu erkennen? Es wäre fehr gewagt, hierin 
Alles oder das Meifte auf das perfönlihe Gefühl der Rich⸗ 
ter bauen zu wollen: denn nichts iſt fo relativ, als der 
moralifhe Eindruck, welcher gewiſſe Handlungen und Res 
den auf Einzelne machen. in fehr eingezogen lebender, 
ftrenggläubiger Mann wird z. B. einen plumpen Wirths⸗ 
hausſpaß uber kirchliche Angelegenheiten für eine Gottes: 
läfteruug, hingegen ein oberflächliher Weltmann ernfts 


31) Schon die peinlihe Gerihtsordnung wies im 
Art. 104 darauf hin: „Wenn unfere Eayferliche Rechte... . 
auch guter Gewohnheit und Erfänntnuß verftändiger Richter 
befohlen und in derfelben Willkür feßen, die Straf nad 
Gelegenheit und Aergernuß der Uebelthat, aus 
Lieb zur Gerechtigkeit und um gemeines Nug willen, zu ords 
nen und zu machen.” Diefe Stelle ift überhaupt als erfte 
Grundlage des nach und nad zur verdienten Berechtigung 
erhobenen richterlichen Ermeffens zu betradhten. — Vergl. 
A be 9 die verſch. Strafrechtstheorien. Neufladt 1835 

. 121 fg. 
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hafte Ausfälle gegen die Symbole des Glaubens für nicht 
ftrafbare Meinungsäußerungen anfehen ?®). 

Nicht blos die für die Verfolgung aufgeftellten Be: 
amten find e8 aber, welche über diefe Vorfrage zu ent: 
feheiden Haben, fondern fie muß auch in der Anflagefam: 
mer zu Sprade kommen; moraus folgt, daß in der In⸗ 
fteuetion fchon zur Aufklärung darüber alles Mögliche auf: 
zubieten iſt. Die Niederlegung einer Anficht der Staates 
anmwaltss oder Unterfuchungsbeamten genügt nicht 22); ee 
muß von den Drtspofizeibehörden und Geiftlichen erforfcht 
voerden, ob und in welchem Grade öffentliches Aergerniß 
wegen einer folchen That entftand. Alsdann wird die 
höhere, unbefangene Beurtheilung oft finden, dag daß, 
was dort für Aergernig gehalten wird, vielmehr Empfind- 
lichfeit oder Verfolgungsfucht if. 


1. Subjective Ausmeffungsgründe. 


Geht man auf das Innere des Thäters zuruͤck, 
fo befindet man ſich in der Verlegenheit aller Pfychologen, 
nämlich in dem Gefühl der Unficherheit beim Urtheilen 
über Seelenvorgänge, worüber nicht das betreffende Sub: 
ject mit felbfteigenen Auffchlüffen entgegenfommt. Denn 
- wenn man aus hundert Erfahrungen einen Schluß auf die 
Gedanken und Gefühle eines verfchloffenen, verftochten 
Menſchen maht, fo Fann derfelbe doch nur als hohe 


32) S. v. Sagemann, in den Beiträgen zur Erl. der badis 
ſchen Strafg. Bd. I Zreiburg 1847. „über Religionsverbre⸗ 
hen” befonders ©. 45 
33) Jeder Richter, der ba. wo es nicht ſowohl auf Verftandess 
gründe, ale auf das Gefühl ankommt, Lediglich nad) feis 
nem Gefühl entfcheidet, ift ein Rchter, weil er nur in fos 
fern verurtheilt oder freifpricht, als er fich felbft verlegt fühlt 
oder nicht; während es vielmehr darauf anfommt, ob eine 
 .. Kränfung des Gemeingefühls vorliegt. Der Richter 
hl ih nicht vermeflen, den Corrector der Bolksanfichten 
zu fpielen. 
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Wahrſcheinlichkeit, nie als Gewißheit gelten, weil darin 
eben das Wefen der Yndividualität beruht, daß fie ven 
alfen gewohnten Anfichten und Neigungen abweichen Fann. 

Gewiß ift daher in diefem Stadium der Strafaus: 
meffung die Warnung vor einfeitigen voreiligen Gründen 
für und wider den Angeflagten gegründet. 

Man pflegt die Anhaltpunfte zur Beurtheilung des 
verbrecheriſchen Willens als den Grad der Bösartig: 
Feit und Stärfe *) zu bezeichnen. Im Allgemeinen 
laſſen fih darunter die Hauptrücfichten des Strafmaßes 
unterordnen, und es iſt jedenfalls‘ ein Gewinn für die 
Praris, wenn leitende Begriffe aufgeftellt werden, an mel: 
chen die Betrachtungen im Einzelnen fich anknüpfen faffen. 

Ob und wie weit der Wille bösartig war, zeigt fich 
in der Entftehung und Ausführungsmeife der That, die 
Stärfe deffelben aber in der dabei bewieſenen Standhaftig— 
keit und Ausdauer. 
| Um die Willensbefchaffenheit kennen zu lernen, muß 

man ſich vor Allem mit dem Eharafter??) des Angeklagten 
vertraut machen , und dies führt auf die Erkundung feines 
bisherigen Verhaltens im bürgerlichen und häuslichen Leben, 
fo wie feiner Anlagen und Erziehung. Daraus erflärt fi 
dann das Benehmen und die Stimmung vor und bei der 
Vollführung des Verbrechens. Die Feftigfeit des Ent⸗ 
fohluffed aber geht aus den begleitenden Umftänden, aus 
dem Grade der Keckheit oder Frechheit hervor, mit welchem 
der Thäter auftrat. 


34) Steltzer, über den Willen. Leipzig 1817. ©. 179, ſtellt 
binfichtlich der verbrecherifchen Willensftärfe folgende Ergäns 
zungsgründe auf: „1) Die protenfive Ausdauer der gefegwis 
drigen Sefinnung; 9) die Shwierigfeit der geſetzwidri⸗ 
drigen That; 3) die Quantität der äupeen Geſetzwidrig⸗ 
keit; 4) die Früvolität der Geſetzwidrigkeit.“ 


- 35) Mitter maier, deuſſches Strafverf. 4. Aufl. Th. IL 
S. 120, 121. 
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Hiernach ergeben fih haupfächlich folgende vier. Ge⸗ 
ſichtspunkte: 

a) der bisherige Lebenswandel des Thaͤters 29); 

b) der Grad feiner Berftandes: und Herzen: 
bildung; | 

e) feine perfönlihe Lage und Semüthsftimmung 
bei Vorbereitung und VBollbringung der That; 

d) die Frage, ob und in wiefern äußere Umftände 
beftimmend einwirkten, beziehungsmweife einwirken 
konnten. 

Zu a. Man koͤnnte den Zweifel aufwerfen, ob die 
Stellung des Strafrichters durch Hinweiſung auf den 
Leumund bei der Strafausmeſſung nicht auf ein unge⸗ 
hoͤriges Feld geſchoben werde; denn wenn es gewiß ganz 
in der Ordnung iſt, daß bei der Aufbauung eines kuͤnſt⸗ 
lichen Beweiſes hierauf beſondere Ruͤckſicht genommen 
wird, fo gewinnt es bei der Hereinziehung dieſer Ruͤck⸗ 
ſicht in die Strafbeſtimmung den Anſchein, als wolle der 
Criminalrichter ſich zugleich zum Sittenrichter aufwerfen, 
welches gewiß nicht zu billigen wäre 27). Allein der früs 
here Lebenswandel wird nicht an fich gerichtet und bes 
fraft, fondern ald ein Erganzungsmoment zur richtigen 
Beurtheilung des gegen das Strafgefeß verftogenden Wils 
lens in Betracht gezogen. Giebt man einmal zu, daß 
die individuelle Stimmung und Lage des Verbrechers nicht 
minder, als die That, mie fie in Erfcheinung getreten, 
das Subftrat der richterlichen Kritik zu bilden habe, fo 
müflen die Behelfe zur richtigen Erkenntniß jenes Zuftans 
des, da ſolche unbedingt zu den ſchwierigſten Aufgaben 


36) Diefe Kategorien ſchließen fi auf eine natürliche Weiſe 
der Senefis der That an, und dürften deshalb als 
Grundlage richterliher Betrachtung fich eignen. 

37) v. Sagemann, im Archiv des Crim.⸗Rechts. Jahr⸗ 
gang 1833: ©. 377. 
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der Rechtſprechung gehören, fo reichlich als möglich an 
Handen gegeben werden; es muß mit einem Wort dem 
Richter nicht nur geftattet, fondern zur Pflicht gemacht 
ſeyn, ein möglichft vollftändiges Charafterbild eines jeden 
Angeklagten fich zu verfchaffen, damit aus dem Gefammts 
eindrucke ein richtiger Schluß auf die Genefis der That ges 
zogen werden kann. 

Die Leumundserforfehung 3°) follte daher in jeder 
Unterfuchung ohne Ausnahme mit aller Gründlichfeit ges 
fhehen ; namentlih follte man ſich nicht darauf bes 
fehränfen, von den Ortsvorgeſetzten Atteftate zu erheben, 
welche den Leumund des Angeklagten nur ganz allgemein, 
als gut, zweifelhaft, oder ſchlecht bezeichnen, fondern 
Zeugen ausfindig machen, welche duch Nahbarfchaft, 
Verwandtſchaft oder fonft nähere Kenntnig von deſſen Cha⸗ 
rafter erlangt haben. 

Nur fo kann die Beurtheilung der Willensbefchaffen: 
heit auf fichere Grundlagen 3%) gebaut werden: denn dem 
Eindruck, welchen die Perfönlichfeit des Angeklagten bei 
der mündlichen Verhandlung macht, follte ein entfchels 
dendes Gewicht nie beigelegt werden. 

Zu b. Hlernächft macht ſich überall als eine wich⸗ 
tige Rücficht diejenige auf die Berftandess und Hers 
zenshbildung geltend. Diefe Momente find von den 
eben erwähnten Charaftereigenfhaften wohl zu unterfcheis 
den: denn den fchlechteften Charakter und die fchroärzefte 
Bosheit und Tuͤcke findet man oft mit Dummheit und 


— 


38) v. Jagemann, Handbuch der gerichtlichen Unterſuchungs⸗ 
kunde, Bd. J. 66. 615— 622, 

39) Die Kritik des menſchlichen, insbeſondere des verbreche⸗ 
riſchen Willens iſt noch lange nicht zum Abſchluß gediehen; 
am wenigſten duch Köſtlin's rein formaliſtiſche„Reviſion 
der Grundbegriffe des Erim.s Rechts.” Vergl. dagegen Ber⸗ 
n er's Lehre gen der Sheilnahme an Verbrechen. Berlin 1847 

. 100— 119. | | 
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Rohheit 20) vereinigt. Ueber die Grade der Erfenntniß: 
fähigkeit läßt fich übrigens faum anders, als auf den 
Grund eigener Anfchauung des Unterfuchungs s beziehungs⸗ 
weife Strafrichters urtheilen, wiewohl man nur mit Vor: 
fit *9) Schlüffe daraus ziehen kann, weil die Situation 
eines Angefchuldigten vor den Gerichtsfchranfen immer 
einige DBefangenheit erzeugt. Bedenkt man, daß von 
vielen Strafrechtölehrern die Rohheit und Vernachlaͤſſi⸗ 
gung der Erziehung ??) als ein Strafmilderungsgrund gel: 
tend gemacht wurde, fo kann man um fo weniger Anftand 
nehmen, ſolche bei relativ undeftimmten Strafdrohungen 
mindernd in Rechnung zu bringen. So muͤſſen auch Weir 
bee und Kinder in mancherlei Beziehung nachfichtiger bes 
Handelt werden; denn es giebt viele Verbrechen, deren 
Gefährlichkeit und Strafmürdigfeit diefelben weit weniger 
zu erkennen im Stande find, ald Männer, beziehungsweiſe 
Erwachfene, wie 5. B. ein Weib gewöhnlich nicht die Fol: 
gen und den Eindruck einer ehrenrührigen Rede oder einer 
Widerſetzlichkeit, eines Aufruhre, oder ein kaum erwach⸗ 
fener Juͤngling die fträfliche Bedeutung eined Zweifampfes 
oder einer Nothzucht.oft nicht vollfommen einfieht. Nichts 
kann aber mehr Im Intereſſe eines Strafgefeges liegen, 
als eine Abftufung der Strafen nah dem Grad der Ein: 
fihten. 


. 40) Der wild aufgewachſene Menſch ift, wenn er fich vergeht, 
“immer mit gelinderer Strafe zu belegen, als der gebildete, 
weil er auch bei Anwendung aller Bedachtſamkeit nicht zu 
gleicher Einficht des Unrechts gelangen kann, wie diefer. — 
Henke, Handb. des Crim.⸗Rechts, Bd. I. ©. 311. . 


. 1) m ttermaler, die Mündlichkeit ıc. Stuttgart 1845 


42) Kleinfhrod, Entwidelung der Grundbegriffe des pein- 

lihen Rechts, Bd. 1. $. 132 meint, „einem Schlechterzoges 

“nen könne die natürlich unerlaubte That nur zur Hälfte bis 
zu zwei Dritteln zugerechnet werden. ” 
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Zu erhöhen ift daher ebenfo die Strafe, jemehr der 
Thaͤter im Stande war, die für die Unterlaffung der Hand: 
fung fprechenden Beweggründe und Pflichten. deutlich zu 
erfennen, tie z. B. wenn ein Lehrer feine weiblichen 
Schüler zur Unzucht mißbraucht, oder ein Geiftlichee oder 
Rechtsgelehrter einen Meineid ſchwoͤrt, oder ein Münz- 
beamter falfches Geld macht. 


Zu c. Die bei der Vorbereitung, beziehungsweife 
Bolldeingung der That vorhanden geweſene perſoͤnliche 
Lage und Gemüthsftiimmung *?) Ift theild aus den. 
Nebenumftänden, theild aus den Erflärungen der Zeugen 
und des Angeklagten zu entnehmen. 


Zur Erſchwerung gereicht e8, wenn der Verbrecher eine 
mehr als gewöhnliche Befonnenheit und Berfchlagenheit oder 
Srechheit **) an den Tag legte, wie 3. B. der Körperver- 
letzer, welcher mehrmals, dem Andern auflauerte, bis er- 
ihn erreichte, oder der Dieb, melcher am hellen Tage oder 
mitten unter anweſenden Perfonen zugriff. 


Umgefehrt ift ftrafmindernde Rücdfiht darauf zu 
nehmen, wenn der Thäter in einer befonders aufgeregten, 
und an ſich entfchuldbaren Gemuͤthsbewegung gehandelt 
hat, ſowie überhaupt, wenn fih aus feinem Benehmen 
bei oder nach der That zeigt, daß Feine tiefere Verdor⸗ 
benheit des Willens vorhanden iſt. Dies ift namentlich 
anzunehmen, wenn der Thäter fih, ohne die Ueberfüh: 
rung abzumarten, ald Thäter befennt, oder den verübten 
Schaden freimillig wieder gut zu machen fucht. 


43) Henke, Handb. des Grim.s Rechts Bd. I. ©. 548 fe.: 


44) Sn den älteren Quellen luxuries, Geilbeit, in den neueren 
auch wohl Zrevelhaftigkeit genannt. Berner, die ‚Lehre 
von der Thellnahme an Verbrechen. Berlin 1847, ©, 115. 
Stelsser, über den Willen ©. 181 — 184. 
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Zuftände, welche die Zurechnung ganz aufheben ober 
doch befchränfen, follten *°) in Faͤllen, wo fie nur teils 
weife oder in geringerem Grade vorhanden find, ebenfalls 
zur Strafminderung gereichen, fo daß alfo namentlich eine 
in geringerem Grade vorhandene Seelenftörung, Taub⸗ 
ſtummheit, oder das jugendliche Alter, fofern die Klar: 
heit des Bewußtſeyns nur einigermaßen dadurch getrübt 
ift, immer zu Gunſten des Angeklagten zu berückfichtigen 
wäre. Am häufigften dürfte dies bezüglich des Bloͤdſin⸗ 
nee, wenn er nur auf der Stufe von Stumpffinn oder 
Dummppeit fteht, und der Verwirrung der Sinne und des 
Verftandes, role fie in Folge ftarfen Affectes einzutre: 
ten pflegt, anwendbar fepn. 

Zu d. Bon felbft verfteht fi endlich, daß auch auf 
die äußern Umftände ?%), welche bei der verbrecheri⸗ 
fhen Handlung concureirten , in der Wagfchale der Straf: 
zumeffung Gewicht zu legen if. Hat der Thäter die Ge- 
legenheit dazu aufgefucht und Feine andere Veranlaffung 
dazu gehabt, als eine bösliche Willensrichtung,, fo darf 
vom Strafmarimum Gebrauch gemacht werden; in ums 
gefehrtem Kalle aber, ſowie ferner, wenn der Angeklagte 
durch objective oder fubjective Bedrängnig, nämlich durch 
Roth, die nicht gerade In Nothftand übergeht, oder durch 
Zumuthungen Dritter, welche nicht gerade in Zwang aus⸗ 


45) Badifches Strafgefeb $$. 71 fs. 153. 


46) Es iſt fogar ſchon die Behauptung aufgeftelt worden, daß 
die äußern Umftände alles durch Menfchen Geſchehende bes 
dingen. — So viel ift allerdings richtig, daß jeder Entſchluß 
und jedes Unternehmen, je nachdem günftige oder ungünftige 
Berhaͤltniſſe eintreten, Leichter oder ſchwerer zur Reife kommt; 
allein der De re verlangt, daß der moralifche Widerftand 

erade da gefteigert werde, wo der Anreiz mächtig auftritt; 
ft würde die Sonfequenz in den meiften Fällen zur Strafs 
aufbebung führen. Snnerlicher Natur ift die reine Selbſt⸗ 
beitimmung und von äußerer Oberherrfchaft Eann fie fi 
überall losſagen. 
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arten, zur Handlung gebracht ward. Wei diebifchen oder 
räuberifchen Complotten #7) tritt faft regelmäßig ein ſolches 
Verhältniß auf. Während man bis jegt die Complottan⸗ 
ten alle mit gleicher Strafe zu treffen pflegte, wird man 
wohl angemeffener diejenigen, von welchen die erften Vor⸗ 
fchläge ausgingen, oder welche die Hauptmomente der 
That ausführten, mit ftärferer Strafe belegen, als die 
untergeordneten Theilnehmer. 

Als fpeciellee Strafminderungsgrund muß endlich 
noch der anerfannt werden, daß ein Angefchuldigter kuͤr⸗ 
zere Zeit in Unterfuchungshaft fich befand, ohne folche Durch 
Läugnen wahrer oder durch Anführung unwahrer That⸗ 
ſachen ſelbſt verſchuldet zu Haben *8). 

Wenn ſolchergeſtalt die Willensbeſchaffenheit des Ver⸗ 
brechers nach allen Hauptbeziehungen, naͤmlich nach An⸗ 
lagen, Erziehung, dem innern und aͤußern Verhaͤltniß zur 
That gepruͤft und gewuͤrdigt wird, ſo kann dem aufmerk⸗ 
ſamen Richter bei der Strafausmeſſung ein erhebliches 
Moment kaum entgehen. 

Hat der Strafrichter nach dieſen Hauptrichtungen 
das rechte Strafmaß zu ermitteln geſucht, ſo wird er zwar 
in der Regel die Aufgabe der Gerechtigkeit erfuͤllt haben: 
ee muß ſich aber, an dieſem Punkte angelangt, jedesmal 
noch fragen, ob nicht außer den vorgedachten Hauptmos 
menten noch andere in der Befonderheit des Kalles liegende 
zu berückfichtigen find. Was fonft den Nebenumftänden 
beizuzählen ift, kann im einzelnen Fall Hauptrückfiht wer: 
den, wie 3. B. bei der Körperverlegung, wenn die Urfache 


47) Berner a. a. D. ©. 443. nennt den ,,Gomplottwillen ” 
einen geiftigen Drganismus des Verbrechens. 


48) Schon die ältere Jurisprudenz ging unter dem Zitel „Mils 
derung ” bierauf ein, wiewohl nur in ſehr befchränftem 
Maße. ©. z. B. Zittmann, Bande, der Birrafechtömifien, 
fchaft, 2te Aufl. Halle 182%. 8.1. ©. %6 
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gebende Zeindfeligfeit hHauptfächlich darin ihre Wurzel hat, 
da der Angreifer In dem Angegriffenen eine Perfon fieht, 
melche feinem Kortfommen entgegenfteht und welche er 
daher arbeitsunfähig machen möchte, um in ihre Stelle 
einzuruͤcken. 

Ueberhaupt hat der Richter, ſobald er durch Auf⸗ 
und Abſteigen je nach den vorhandenen Erhoͤhungs- und 
Minderungsgründen zu einer gewiſſen Strafftufe gelangt 
if, noch einmal zu erwägen, ob diefelbe mit dem Ge⸗ 
fammteindruc, welcher bei dee mündlichen Verhands 
lung fich ergab, in Harmonie fteht, und glaubt er hiernach 
wieder von jenem Strafmaße einigermaßen abgehen zu 
müffen, fo iſt er verpflichtet, Dies zu thun, weil das Ge: 
feß feinen mathematifchen Canon, fondern lediglich eine 
dee Verfchuldung möglichft genau » entipeeipenle Strafbes 
ſtimmung verlangt. 


49) Möchten alle Richter ftets lebendig im Gedächtniß halten, 


was die L. 11. pr. D. de poenis (48, 19) ihnen zuruft: 
„ Perspiciendum est judicanti, ni quid aut durius, aut 
remissius constituatur, quam causa deposcit: nec enim 
aut severitatis, aut clementiae gloria affectanda est, 


sed perpenso Judicio, prout quaeque res expostulat, 


statuendum est.’ 
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XX. 
Der neueſte Beſchluß 


der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
und die Anſichten 


uͤber das Recht der franzoͤſiſchen Gerichte, nach 
den Geſetzen den Zweikampf zu beſtrafen 


Von 
Mittermaier. 


Der Verfaſſer des gegenwaͤrtigen Aufſatzes hat beharrlich 
in dieſer Zeitſchrift die Anſicht vertheidigt, daß der Zwei⸗ 
kampf nach den beſtehenden franzoͤſiſchen Geſetzen nicht be⸗ 
fwoft, daß auf keinen Fall die im Duelle zugefuͤgte Toͤd⸗ 
tung oder Verwundung eines der Kämpfer unter die Ges 
fege über Mord, Todtfchlag, Verwundung geftellt werden 
fönne, und daß es eines befondern Strafgefeges über den 
Zweikampf bedürfe. Es ift befannt I), daß der franzöfis 
ſche und der rheinbaierifche Eaffationshof ?) in den letzten 
Fahren die Anficht aufftellten, daß auf die im Zweifampf 
verübten Tödtungen und Verwundungen nach den Gefegen 
über Mord, Todtfchlag u. A. zu beurtheilen ſeyen. Es 


1) ©. in diefem Archive 1845. ©. 353 bis 368. 


2) Urtheil vom 29. Januar 1845. — dv. Molitor in diefem 
Archive 1815. ©. 546. 


Archiv d. Er. R. 1819. IV. &t. Py 
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wurde felbft angenommen, daß Eecundanten bei einem 
Zweifampf als Theilnedmer (complices) des Verbrechens 
der Tödtung zu betrachten jeyen. Der gefegliche Sinn der 
Richter hatte bei mehreren Appellationshöfen gegen bie 
Särte diefer der allgemeinen Meinung miderftreitenden Anz 
- ficht ſich geftraubt, und noch durch Arret vom 29. Ju⸗ 
lius 1847 hatte die Anflagefammer von Befangon die Ans 
Flage gegen Secundanten nicht zugelaflen, meil fie ihren 
Beiftand den Duellanten nur feifteten, nachdem fie alles 
Mögliche angewendet hatten, um das Duell zu verhin- 
dern, und felbft dann noch Veranftaltungen trafen, um zu 
bewirfen, daf die Lage der Kaͤmpfenden völlig gleich wäre. 
Gegen dies Urthell der Kammer von Befaneon hatte die 
Staatöbehörde Caſſation ergriffen, und das Arret des 
Caffationshofes vom 2. Sept. 1847 vernichtete den Aus; 
fpruh der Anflagefammer. Bel dem Appellationshofe 
von Dijon fam im October 1847 eine Anflage wegen 
Duelld vor; die Anklagefammer ſprach damals (Arret 
v. 12. Dct.) die Anfiht aus, daß der Zweifampf nicht 
ftrafbar fey, und im Nov. 1848 (am 17. Sanuar) er: 
fannte die Anflagefammer von Lyon wieder gegen die Ans 
fiht des Eaflationshofes die Anflage gegen Secundanth 
als unzuläffig, wobei die Entfcheidungdgründe des Arrets 
nach Zergliederung der Handlungsweife der Sceundanten 
als befonders entfcheidend hervorhob, daß die Angefchul- 
digten Alled anmwendeten, um das Duell zu hindern oder 
doch minder gefährlich zu machen. Am Schluffe erflären die 
Motive: attendu que ce duel, si justement blamable 
aux yeux de la religion, de la morale et de l’ordre 
public, ne presente devant le prejuge humain, aucune 
cause de deloyaute, qui puisse Etre incriminee, 
Der kluge Generalprocurator Dupin mollte das 
Arröt nicht umftoßen, da die Umftände des einzelnen Fal: 
ſes güunftig für die Angefchuldigten fprachen; er wollte 
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nur, daß der Caſſationshof Beranlaffung nehme, fich 
wiederholt gegen die von dem Appellhofe von Lyon vertheis 
digte Rechtsanficht "wegen Straflofigfeit des Duelld aus⸗ 
fprede; und in diefem Sinne erging das Arret vom 
2. Auguft 1848 °). _ 

In der Zwifchenzeit hatte die sffentlihe Meinung 
in Sranfreich Gelegenheit fi) über die Strafbarfeit des 
Zweikampfs auszufprehen. Zwei Mitglieder der Natios 
nalverfammlung waren wegen Theilnahme am Zweikampf, 
in welchem eine ſchwere Verwundung erfolgte, angefchuls 
digt. Der Generalprocurator von Nimes verlangte von 
der Nationalverfammlung die Ermächtigung zur ftrafges 
richtlichen Verfolgung der beiden Duellanten. Der von 
der Sommiffion vom 28. Februar 1849 hierüber erftattete 
Bericht 4) trug darauf an, die Ermächtigung zu verweis 
gern. Am 20. März entfchied auch die Nationalverfamms 
lung mit großer Stimmenmehrheit, daß die Ermächtigung 
nicht zu ertheilen fey. 

Der Caſſationshof Fam feit diefem Befchluffe wieder 
in die Lage, fih der Nationalverſammlung gegenüber in 
Anfehung feiner bisherigen Jurisprudence augzufprechen. 

Der Gerichtshof von Montpellier hatte in feiner An⸗ 
Flagefammer erfannt, daß das Duell nicht ftrafbar fey; 
der Gaflationshof vernichtete durch feinen Ausfpruch vom 
21. Sulius 1849 °) dag Erkenntniß, auf den Grund eines 
Antrags des Generalprocurators Dupin, der energiich 
gegen jede Anwendung des Befchluffes der Nationalverfamms 
lung in gerichtlichen Entfcheidungen auftrat. Dupin ets 
flärte in feinen Coneluſionen, daß die von der Nationals 


3) ©. Journal du droit criminel par Morin. 1848. 
p- 351. 


4) Dalloz jurisprudence generale, 1849. Heft 5. p. 39. 


5) Journal du droit criminel, 1849. p. 256. 
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verfammlung ausgegangene Berweigerung der Ermaͤchti⸗ 
gung zur gerichtlichen Verfolgung der Duellanten nicht bei 
Gericht angerufen werden fann, weil jene Verſammlung 
nur vom politiichen Etandpunfte aus das Vorrecht der 
Unverleglichfeit ihrer Mitglieder beruͤckſichtigt, aber weder 
als Richterin noch als Gefengeberin erſcheint. — Beſon⸗ 
dere Motive, welche der Berichterftatter angiebt, koͤnnten 
nicht das Recht in feinen Grundlagen ändern; und die 
Anfichten des Eaflationshofes ift ein Aft, der nicht die 
Macht Hat, jene Entfcheitungen abzuändern; fie ifi, wie 
Dupin fagt, une temerite sans resultat. L’inde- 
pendance du pouvoir judiciaire a eu peut recevoir au- 
eune atteinte ®). 

Der in der Rationalverfammiung erftattete Bericht 
(von Davy) geht fo ausführli in die Gründe ein, 
durch welche der Caſſationshof feine Anficht von der Straf⸗ 
barfeit des Duells zu rechtfertigen ſucht, daß die 
Mittheilung diefes Berichts unfern Lefern von Intereſſe 
ſeyn wird. 

Der Berichterftatter erflärt fich vorerft entfchieden gegen 
den Zweifampf, den Weberreft der Barbarei der Vor⸗ 
zeit, fpricht aber au&, daß die Ehrenhaftigkeit des Beneh⸗ 
mens ber angefchuldigten Mitglieder der Nationalverfamms 
lung anerfannt werden muß. Zugleich in Beziehung auf 
den ftattgefundenen Zmweifampf wird ausgefprochen, daß 
das Duell nicht felten nach der Abſicht eines Duellauten 
nur die Gelegenheit der Veruͤbung eines ſchweren Verbre⸗ 
chens ift und aus ſtrafwuͤrdigen Abfichten hervorgeht, daß 
in ſolchen Zällen die ftrafgerichtliche Verfolgung völlig am 
Marne if. Jeder Antrag auf Ermächtigung zur Berfol 
gung eines Mitgliedes einer gefebgebenden Verſammlung 
muß nach dem doppelten Gefichtspunfte, 1) der der Straf: 


6) Dalloz Jurinprudence. 1849. VI. Cahier p. 182. 


über den Zweilampf. 551 


barfeit der Handlung, worauf die Anfchuldigung geht, 
2) der Zweckmaͤßigkeit und NRüslichkeit der Verfolgung 
betrachtet werden. Die Frage, ob nach franzöfifchen Ges 
fegen der Zweikampf eine ftrafbare Handlung enthält, 
mußte darnach auch ein Gegenftand der Prüfung von Seite 
der Nationalverfammlung werden. 

Der Bericht erflärt nun als eine nad der überwies 
genden Mehrheit feftftehende Anficht, daß das Duell nihr 
als ein gemöhnliches Verbrechen und der im Duelle den 
Gegner Tödtende nicht dem Mörder gleichgeftellt werden 
fann, der aus Eigennug oder Rache feinen Feind mordet, 
während der Duellant durch die Heftigfeit eines Streits 
fortgeriffen oder durch ein ehrenhaftes Gefühl geleitet, 
ſchwer verlegt, Genugthuung fordert, bei welcher er reds 
lid und offen feine Bruft den Angeiffen feiner Gegners 
Preis giebt. Die alte Geſetzgebung (fährt der Bericht 
fort), die nur durch die gebieterifche Rothwendigkeit von 
Ausnahmsverhältnifien erklärt werden fann, Fam zwar 
zu ſtrengen Strafgefegen ber das Duell; allein nie hatte 
fie die Abficht, aus dem Duell ein Verbrechen des gemeinen 
Rechts zu machen; es folite nur ein Vergehen eigen: 
thümlichee Art (sui generis) feyn, welchem durch befons 
dere Geſetze ftrenge Etrafen gedroht waren. 

Es iſt richtig, fährt der Bericht fort, daß man um 
den Folgerungen zu entgehen, die man aus dieſer Auss 
nahmsgefeggebung nach logiſchen Regeln hätte ziehen müfs 
fen, den Verſuch einer eigenthümlichen Erklärung jener 
Gefeggebung machte. Man wollte die alten Edicte und 
Gefege über das Duell als Privilegien in Beziehung auf 
den Adel darftellen, und hoffte dadurch zugleich die befons 
dere Befchaffenheit ded Verbrechens erflären und die Aufs 
merkſamkeit über die Urfachen täufchen zu koͤnnen, welche 
in Folge der Revolution von 1789 daffelbe verſchwinden 
machten. Um eine ſolche Beweisführung, die nichts weis 


558 Neuefter Beſchluß d. franz. Nationalverfammt. 


ter ald eine Kriegsliſt iſt, zu zerftören, bedarf es nur der 
Bergleihung der Flaren Ausdruͤcke jener frühern Aus⸗ 
nahmegefeggebung,, welche angewendet werden foll: a 
tous sujets du roi, de quelque qualite et condition, 
qu'ils soient. In einem ſolchen Zuftande fand die Res 
volution die Gefeggebung über das Duell. Zu jener Zeit, 
wo der Adel in Beziehung darauf Feine Korderung ftellte, 
fiehdt man aus der Vergleihbung der Protokolle des tiers- 
etat und der Beiftlichfeit, daß die Einen die Beibehaltung 
der geltenden Gefeggebung , die Andern ein neues ftrenges 
res Gefen, die größte Mehrzahl aber die unbedingte eins 
fahe Aufhebung aller Strafgefege über das Duell for: 
derte. Hier begegnet und nun der Code penal von 1789, 
in welchem fein Strafgefeg über den Zweikampf, viel: 
mehr nach) dem Schlußartifel die Aufhebung der bisherigen 
Streafgefeßgebung ſich findet, indem es in jenem Artifel 
heißt: Wegen jeder vor der Verfündung des gegenwaͤrti⸗ 
gen Code verübten Handlung, welche nach den beftehen- 
den Gefegen mit Strafe bedroht war, während fie durch 
daß gegenwärtige Deccet e8 nicht mehr ift, foll der Ange⸗ 
flagte losgefprochen werden. Auf diefe Art liegt eine Ge⸗ 
feßgebung vor uns, welche Feine Strafe dem Zweikampfe 
drohen will. Die gefeggebende Verſammlung felbft hat 
von der neuen Gefepgebung die Anwendung in ihrem Des 
wet vom 17. Sept. 1789 gemacht, worin e8 heißt: In 
Erwaͤgung, daß feit dem Beginnen der Revolution der 
durch die Zeit hervorgerufene Widerftreit der Meinungen die 
Bürger vielfach zu Herausforderungen hingeriffen hat, 
welche in Zeiten, wo ruhige Ueberlegung eingetreten wäre, 
nicht Statt gefunden haben würden; in Erwägung , daß 
nach den vorliegenden ECriminalunterfuchungen viele Maͤn⸗ 
ner, die der Gefellfchaft nüglich werden Fonnten, ihr ent: 
zogen wurden, befchließt die Berfammlung: Alle Prozeffe 
und Urtheile, die gegen Bürger wegen Herausforderung 
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zum Zweikampf ſeit dem 14. Julius 1789 Statt fanden, 
werden aufgehoben. Dies Decret hat zwar die Form 
einer Abolition oder eines Erlaſſes von Strafen; allein es 
ergiebt ſich daraus nicht, daß die geſetzgebende Verſamm⸗ 
fung die Abſicht hatte, das Duell als durch die neue Be: 
feßgebung verpönt zu betrachten; fie wollte nur den Schein 
vermeiden, eine feierliche Anerkennung in einer an Ent: 
zweiungen fo reichen Zeit auszufprechen. Man darf aber 
Darin weder die Wiederherftellung der aufgehobenen Geſetz⸗ 
gebung noch die Auslegung von gefeglichen Beftimmungen 
finden, weiche Femer Auslegung bedurften. Da die vom 
14. Juli 1789 bis zur VBerfündung des Code penal 
wegen Duell erlaffenen Strafurtheile gefeglih erfüllt wur: 
den, fo bedurfte es eines Decrets, um die Wirfungen jener 
Urtheile aufzuheben. Ein wichtiger Beleg findet fich im 
Decret des Natlonafconvents v. 29. Messidor Jahr IL. — 
Dei einem Criminalgerichtshofe erhob fih in Beziehung auf 
eine Milttärperfon, welche wegen Herausforderung ihres 
Vorgefegten vor Gericht geftelft war, ein Zweifel wegen 
des Duelld. Man wendete fih an den Nationafconvent, 
welcher folgendes Decvet erließ: „Der Nationalconvent, 
nach Anhörung des Commiffionsberichts über die Frage: 
ob die Vorfchriften des art. 11 der Aten Abtheilung des 
Code penal auf die von einer Privatperfon gegen ihren 
Obern verübte Herausforderung anwendbar feyen, In Er: 
wägung, daß die Vorfchrift auf den Fall, den fie vor: 
hergefehen hat, befchränft werden muß, und weder den 
Sinn no eine Ausnahme enthält, die auf das Duell paßt, 
beſchließt: qu’iln’y pas lieu a deliberer, und weift die 
Sache an die Commiffion, welche über die Mittel, Duelle 
zu verhindern und über ein Duellgefeß zu berathen hat. 
Man fühlte dabei den Vortheil, Strafbeftimmungen fo 
zu faffen, daß fie die Gleichftellung des Duell mit Ver: 
brechen, mit denen die öffentliche Meinung e8 nicht ver: 
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mifcht,, vermeiden und doch in gerechter Weife eine durch 
die Moral gemißbilligte, für die Gefellfhaft und die Fami⸗ 
lien unheilvolle Handlung verhindern konnte. Nirgends fin: 
det fich feit jener Zeit ein Gefeß, welches das Duell mit 
Strafe bedroht. 

Der Code penal von 1810 ſchweigt über das Duell, 
und wenn er ftraft, fo thut er eg nur durch die allgemei: 
nen Borfchriften, in fofern fie auf das Duell als ein 
gemeines Verbrechen anwendbar ſeyn würden. Man ers 
hebt fonft eine ungerechte Anklage gegen den Code, wenn 
man annehmen wollte, daß er Strafen zu drohen die Ab: 
fiht hatte, gegen welche fich die ftrenafte Vernunft er: 
hoben haben würde. 

Unfer Steafreht (führt der Bericht fort) hatte 
nicht das Ungluͤck, eine unmögliche Gleichftellung von 
Verbrechen auszuſprechen. Setzt man diefe Sleichftellung 
dob voraus, fo fommt man in BVerlegenheit; um die 
Gleichſtellung zu beweifen, nimmt man die Zuflucht zu dev 
in dem expose des motifs enthaltenen Geift des Geſetzes, 
zu den fegislativen Verhandlungen und zur Vergleichung 
der Terte; allein die legten ſchweigen über das Duell; die 
Vorbereitungsarbeiten zeigen nicht die Abfiht, daß man 
die Handlung ftrafen wollte. Die Motive ftehen völlig im 
Einklang mit dem Terte, mährend fie uber einen fo wich⸗ 
tigen Gegenftand ſchweigen würden, den man doch ale 
unter den allgemeinen Borfchriften begriffen betrachtet. 
Die Gegner nahmen ihre Zuflucht zu Gefprächen von vers 
ftorbenen Männern, und legten ihnen einen Sinn unter, 
den fie mahrfcheinfich nicht hatten. Ein im Geſetzbuchs⸗ 
fache audgezeichneter Mann fonnte einft, als er von dem 
Schweigen des Gefeges ſprach, fagen, daß er dem Duelle 
nicht habe die Ehre ermeifen wollen, e8 zu nennen; aber 
dies Wort kann nicht ernftlich genommen werden, welche 
fib um eine Gefeggebung handelt, welche felbft den Bas 
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termorde die Ehre anthun muß, ihn zu nennen; dies 
Wort kann nicht zur Auslegung und zur Ausfüllung der 
Lücke im Gefege dienen. Der Berichterftatter Fönnte da- 
gegen die Worte eines ehrmürdigen Staatsrathe und 
Mitglieds des Caffationshofs anführen, welches an den 
Vorbereitungsarbeiten für den Code penal Theil nahm 
und feinen Collegen verficherte, dag man nie die Abficht 
gehabt habe, daß Duell unter den Strafbeftimmungen 
des Code penal zu begreifen. 

In Beziehung auf das von Dupin fo energifch her: 
vorgehobene Gewicht des Beweifes von Moufeignat (im 
Namen der Commiffion des gefeggebenden Körpers) bes 
merft der Berichterftatter: Der Bericht verliert feine Bes 
deutung, Indem Moufeignat über eine von ihm auf- 
gervorfene Frage eine Enticheidung giebt, welche nur die 
Verfafler des Entwurfs felbft geben Eonnten. Er giebt 
ihren Gedanfen einen anderen Sinn als fie felbft thun, 
Dhnehin Hat Moufeignat bei der Berathung des Ge; 
fegbuchs feinen Antheil gehabt und auf das Gefer feinen 
Einfluß geübt, was fich ergiebt, wenn man den damaligen 
gefeglihen Mechanismus bei der Abfaffung des Code pé- 
nal vergleiht. ine Abtheilung des Staatsraths ver: 
faßte einen Entwurf und legte ihn nach ftattgefundener 
Discuffion und Repifion der Commiſſion des gefegebenden 
Körpers vor; diefe befchäftigte ficb mit der Prüfung der 
vorgefchlagenen Beftimmungen , madte ihre Bemerkungen 
und brachte fie an die Abtheilung des Staatsraths, melche 
den Entwurf wieder prüfte und ihn dann den vereinigten 
Staatsrathsabtheilungen vorlegte. Dort wurde er wies 
der berathen; die Schlußredaction wurde abgefaßt, und 
durch einen Staatsrath gelangte er an den gefeßgebenden 
Körper, der ihn an eine Commiſſion für die Gefeßgebung 
wies, von welcher ein Bericht erftattet wurde, worauf der 
gefeßgebende Körper ohne Discuffion abftimmte. Die Mo⸗ 
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tive, welche er feinen Abftimmungen hätte geben koͤnnen, 
würden nie die Macht gehabt haben, das Geſetz etwas aus⸗ 
fprechen zu laffen, was der Entwurf nicht ausfprechen woll⸗ 
te; denn der geſetzgebende Körper war nur einer der Ge: 
walten, welche zuc Abfaffung des Gefeges beitrugen. 

Man fieht daher, daß die Worte von Moufeignat 
weder den Werth der expose des motifs noch den einer Mei: 
nung des geſetzgebenden Körpers haben konnten; fie Fonnten 
höchftens die Meinung einer Commiffion ausdrücken, rich: 
tiger aber gelten fie nur als Meinung des Berichterftattere, 
Die erfte Redaction des Kapitels über Verbrechen und Ber: 
gehen gegen Perfonen wurde im Comite des Staatsrathe 
am 8. Nov. 1808 zur Discuffion gebracht. Diefe bezog 
fi gar nicht auf den Zmweifampf. Die zweite Redaction 
wurde der Discuffion am 26. YAuguft 1809 unterworfen, 
ohne daß darin ein Wort über das Duell vorfommt. Der 
angenommene Entwurf wurde endlich der Commiffion des 
gefeßgebenden Körpers mitgetheilt, dieſe befchäftigte fich 
damit am 29. Dec. 1829 und 2. San. 1810, bezeichnete 
mehrere Lüchen des Geſetzes ohne des Duells zu erwähnen. 
Der Staatsrath unterwarf am 18. Jan. den Entwurf 
einer neuen Prüfung, die fih auf alle Fälle bezog, ohne 
dag von dem Duell die Rede war. Die endlihe Redaction 
wurde angenommen und Staatsrath Faure, der Näns 
liche, welchen wir 1837 im Caſſationshof Fämpfend gegen 
die Jurisprudence finden, welche er als miderftreitend 
dem Geſetze erflärte, an deflen Berfertigung er Theil 
nahm, hatte das Geſetz dem gefeggebenden Körper zu 
überbringen und das expose des motifs zu bearbeiten. 
In diefem expose fommt aber nichts über das Duell vor. 
Der Zeitpunft von 1810 wäre ſchlecht gemählt gemefen, 
um dag Duell unter Strafe zu verbieten, aber noch fchlech: 
ter, um es dem Morde gleichzuftellen. Die Schluß: 
sebaction des Code penal gelangte dann wieder an die 
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Commiffion für Gefeggebung im geſetzgebenden Körper. 
Allerdings fprah damald Moufeignat jene Worte, 
auf die man ſich bezieht, um das Duell für ftrafbar zu 
erflären; allein man muß fragen: ob jene iſolirt ftehenden 
Worte ein Gewicht haben koͤnnen gegenüber dem Schwei⸗ 
gen im expose des motifs und aller vorausgegangenen 
Verhandlungen tiber das Duell. Bon Bedeutung wird 
hier Merlin's Zeugniß, wodurch das Gewicht: aller 
Gründe vernichtet wird, die man 30 Kahre fpäter vor⸗ 
brachte, um das Duell unter die Strafgefete zu ftellen. 
Merlin antwortete dem Berichte von Moufeignat mit 
folgenden Worten: Allee, was man aus diefem Berichte 
ableiten Fönnte, wäre, daß die Commilfion die naͤmliche 
Anfiht von Moufeignat hatte; aber daraus, daß fie 
in dem Gefegbuche über das Duell Beftimmungen zu fin: 
den glaubte, die nicht darin ftehen, folgt nicht, daß fie 
duch ihre Meinung die Luͤcke des Geſetzes ausfüllen konn⸗ 
te; es fanden nach der Redaction des Gefeges zwifchen 
dem Comite de legislation des Staatsraths und der 
Commiſſion des gefeßgebenden Körpers mehrere Conferens 
zen Statt, an denen Merlin Theil nahm, und wo er 
verfichert, Daß davon nicht die Rede von dem Duelle war. 
Mas die Commiffion fagte, war das Gegentheil von dem, 
was die Mitglieder der Conferenzen mündlich befprachen, 
indem fie wohl an da& Duell dachten, aber glaubten, daß 
man das Schweigen der conftituirenden Verſammlung 
nachahmen müßte. 

Man dachte, nachdem der Code in das Leben trat, 
nicht daran, ihn auf das Duell anzumenden. Erft nach 
der Reftauration und unter dem Drucke der Ideen, welche 
der Moral überall den Einfluß auf das Geſetz felbft ver; 
fchaffen wollten, gelangte man durch die Jurisprudence 
zur Veftrafung des Duell; die Pairsfammer aber hatte 
ſchon damals fich nicht hergeben wollen, unter der Magke 
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der Jurisprudence ein Duellgefeg zu fcbaffen; ein Mit: 
glied jener Kammer follte wegen eines Duell verfolgt wer: 
den, aber die Kammer entfchied am 31. Januar 1818: 
dag in Erwägung, daß die Thatfachen der Anfchuldigung, 
feloft wenn fie erwiefen wären, weder ein Verbrechen noch) 
ein Vergehen begründen , die Autorifation zur Verfolgung 
abgelehnt fey. Der Caſſationshof felbft entfchied von 1819 
bis 1828 immer in dem Sinne, daß das Duell nicht ſtraf⸗ 
bar fey; und unter den Arrets iſt eined, das in den 
chambres reunies unter dem Borfite von Peyronet 
gefällt wurde. 

Die Männer, welche die beftehende Strafgefeßgebung 
achten und mit den Sitten der Gefellfehaft nicht zu ſchroff 
fih in Widerfpruch fegen wollten, ftrebten immer in der 
Erfenntniß, daß ein gefährliches Vorurtheil ausgerottet 
werden müffe, dahin, daß eine Specialgefeßgebung über 
dad Duell, wie fie in anderen Ländern ſchon befteht, zu 
Stande komme. Im %. 1829 wurde ein Gefegedentwurf 
in diefer Hinficht vorgelegt. 

Der Berichterftatter geht nun zur Jurisprudence 
des Eaffationshofs über und bemerft darüber: Der Caſſa⸗ 
tionshof hat nur einen Beweis geliefert, nämlich den, daß 
in gewiffen Umftänden ein ehrenwerthes Gefühl und das 
Streben, der Gefellfchaft nüglich zu feyn, auch die Höchft 
geftellten Körperfchaften irre leiten kann. Der Eaffations: 
hof, indem er erfannte, wie fruchtlos die Verfuche der 
trefflichften Männer waren, in den Gefegen eine Lücke 
auszufüllen, und in der Verzweiflung darüber, ob jene 
Lücke je ausgefüllt würde, bemerfte ein Uebel und fuchte 
ein Heilmittel. Es ift aber ein großes Uebel, ein Geſetz 
duch Arrets machen zu mollen. Der Caflationshof 
konnte das Land nicht hindern, in den neuen Arröts nur 
ein Ausfunftsmirtel zu erblicken; das Geſetz fann dadurch 
nichts gewinnen, daß die Öffentliche Meinung das Gefeg 
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als gefälfcht betrachtet, und zwar unter dem Schleier einer 
Auslegung, die man nur ald Vorwand da erblict, mo 
man nur die unvermwerflichften Motive erblicken follte. 
Man muß erkennen, daß eine folche durch die Macht der 
Arrets gegen den Widerftand der untern Gerichte durchs 
geführte Jurisprudence die heilſamen Früchte nicht her⸗ 
vorbrachte, melche ihre Urheber erwarteten. Entfernen 
wir aus unfrer Mitte das traurige Andenken jener Mörder, 
für welche das Duell nur eine Gelegenheit zue Ausführung 
ihrer Hinterliftigen Abfichten ſeyn konnte; aber nie wird 
man ein Geſchwornengericht finden, welches das Duell wie 
einen Mord verdammen und mit einer entehrenden Strafe 
den Mann belegen laſſen, wird, deflen Unrecht nur darin 
beftand , daß er unter ein Vorurtheil fich beugte, welches 
ſchwer auf unſrer Gefellihaft laftet. Wir fehen daher 
die Geſchwornen dann denjenigen freifprechen, welchen der 
höchfte Gerichtshof als ftrafbar erfennt. 

Die neue Jurisprudence des Saflationshofes hat 
noch den Nachtheil, daß fich die Geſchwornen in Richter 
des Rechts verwandeln , ebenfo wie die Arrets an die 
Stelle des Gefeges zu treten fuchten. — Man gelangte, 
um ftrafen zu fönnen, zu Unterfcheidungen, welche das 
Weſen der franzöfifchen Strafgeſetzgebung erfchüttern ; 
diefe ftraft immer nur die Handlung felbft und nicht Ihre 
MWirfungen, und mo fie die legten beruͤckſichtigt, ges 
ſchieht es nur accefforifh und nur in fofern die Folgen 
des Verbrechens als ftrafoerfchärfende Umftände der Vers 
fhuldung in Betrachtung kommen; waͤhrend der Eaffas 
tionehof dazu führte, daß. bei dem Duelle nicht die 
Handlung für ſich, fondern ihre Wirfungen zum Gegen, 
ftande der Anflage gemacht werden, fo daß diefe bafd 
auf Mord, bald auf Verwundung gerichtet und bei’ der 
legten bald das Duell vor dem Wffifenhofe bald vor 
dem correctionellen Gerichte verfolgt wird. Auf viele 
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Art entfteht felbft, was der Bericht tiraillement judiciaire 
nennt, fo daß wenn die Geſchwornen, die ald Richter des 
Rechts Handeln, das Nichtfehuldig ausfprechen, der Los⸗ 
gefprochene vor das correctionelle Gericht gefchleppt wird. 
Die öffentliche Meinung fteäubt ſich gegen die Sonder: 
barfeiten, die aus der neuen Jurisprudenz ſich ergeben. 
Wenn das Duell ein Mord ift, fo fragt man: wer 
verfolgt werden fol. In der Regel trifft die Anklage 
denjenigen, welchen das Gluͤck begünftigtee Thut man 
dies, fo trifft fie vielleicht denjenigen, der eben nur 
die Abficht Hatte, dem Ehrenpunkte Genüge zu leiſten, 
oder Alles anmwendete, um das Leben feines Gegners 
zu ſchonen, während diefer vielleicht fehlimmere Abſich⸗ 
ten hatte. Stellt man beide Duellanten vor Gericht 
und verfolgt daher den Verwundeten als complice des 
Mordverfuchs gegen feine eigene Perfon, fo Flingt dies 
abenteuerlih. Was macht man mit den Secundanten? 
Man vermwicelt fie in die nämlihe Unterfuchung als 
complices de Mordes, während ihre Aufgabe war, 
die Duellanten möglichft zu verfühnen, oder den Kampf 
zu ordnen und vigelmäßig zu machen, die ſchlimmen 
Folgen zu mildern, oder zu verhindern daß das Duell 
in Mord uͤbergehe. Die ganze Jurisprudenz des Cafs 
ſationshofes führt zu den größten Nachtheilen. Wenn 
wirklich die franzöfifche Gefeggebung das Duell unter 
dem Morde begreifen würde, fo müßte man nothwen: 
dig eine folche Ungerechtigkeit zu befeitigen und ein bes 
fonderes Gefe zu erlaffen fuchen, melches die Hand: 
lung an fih würdigt und die bisher bezeichneten Nach⸗ 
theile entfernt. Auf den Grund Ddiefes Berichts, an 
defien Ende gezeigt wird, Daß das in Frage ftehende 
Duell nicht ald Mord betrachtet werden Fann, erfolgte 
der oben von und mitgetheilte Beſchluß der Berfamms 
lung. 
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Wir haben in unferer Ausführung -in dieſem 
Archive im Wefentlichen die meiften der in dem Bes 
richte entwickelten Grunde gegen die Jurisprudenz des 
Saflationshofes angegeben, und freuen und, daß auch 
in Sranfreih die befiere Meinung immer mehr fiegt. 
Sm Angefichte eines folchen Ausfpruchs der oberften gefeß- 
gebenden Verſammlung des Landes wird der Caffationshof 
nicht lange mehr feine gutgemeinte, aber unjuriftifche Ju⸗ 
vispeudenz halten koͤnnen. Wir find zwar überzeugt, daß 
fein Gerichtshof nur dadurch, daß bei Gelegenheit einer 
Berathung in einem in’ der Nationalverfammlung erftats 
teten Berichte die Anficht von der Straflofigfeit des Duelle 
nah beftehenden Gefegen ausgefprochen wurde, fich be: 
ftimmen laſſen darf; die Gerichte find unabhängig und ur: 
theilen feldftftändig nach den Gefegen , wie fie fie auslegen; 
die politifhe Verfammlung verpflichtet die Gerichte wohl 
durch Gefege, melche fie befchliegt, aber nicht durch ihre 
Meinungen über den Sinn der beftehenden Gefege. Die 
Anficht der Nationalverfammlung wird aber der öffent: 
lichen Meinung Nacbdruck geben und zulegt bei allen Ge: 
richten den Sieg der Anficht verfchaffen, daß man durch 
die Surisprudenz nicht Gefege erfegen Fann, daß Frank⸗ 
reich aber einer Gefeggebung bedarf, welche ähnlich der 
beigifhen da8 Duell gerecht würdigt und mit befonderen 
Strafen bedroht. 
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XXI. 
Die Lehre 
von der Verjaͤhrung in Strafſachen, 


nach den neueſten Bearbeitungen 
von 
Faustin Helie, van Hoorebeke und Cousturier. 


Von 
Mittermaier. 
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Die Lehre von der Verjaͤhrung in Strafſachen iſt ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig in Deutſchland nicht mit jener Sorgfalt be⸗ 
handelt worden, als die Wichtigkeit der ſo haͤufig in Straf⸗ 
prozeſſen wiederkehrenden Frage es verdiente; eine große 
Zahl von Streitfragen wurde faſt nicht eroͤrtert. Eine 
neue Bedeutung muß aber die Lehre auch fuͤr Deutſchland 
ſeit der Zeit erhalten, als im Strafprozeſſe das Anklage⸗ 
prinzip Muͤndlichkeit und Oeffentlichkeit ſiegen und durch 
die Stellung des Staatsanwalts im Verfahren, auch in 
Beziehung auf die Verjährung, insbefondere über die Frage 
der Unterbrechung, neue ÖStreitfragen fich erheben werden, 
welche in Deutfchland nach dem bisherigen Prinzip des 
Strafverfahrens Feine praftifche Bedeutung hatten und 
daher Fein Gegenftand wiſſenſchaftlicher Erörterungen 
waren. Es iſt begreiflih, daß der Blick des deutfchen 
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Juriſten auf das Land fich richten muß, in welchem bisher 
fhon jene Prinzipien des Strafverfahrend galten, welche 
wie erft einführen wollen. . Frankreich liefert Hier das 
reichfte Material; die langen Erfahrungen über vorfoms 
mende Kragen in Beziehung auf die Verjährung, die Fuͤlle 
von Rechtsfprüchen in diefer Lehre geben einen trefflichen 
-Anhaltpunft für den Geſetzgeber jedes andern Staats. 
Vorzüglich Hat in Franfreib und Belgien In den legten 
Fahren die Wilfenfchaft die Lehre von der Verjährung in 
Straffachen zum Gegenftande forgfältiger Erörterungen ges 
macht, deren Benugung auch den deutfchen Lefern wichtig 
feyn wird. Die vorliegende Abhandlung hat den Zweck, 
mit den drei neueften wiffenfchaftlichen Arbeiten in dieſer 
Lehre die Lefer des Archive befannt zu machen, indem wir 
die Arbeiten von Rauter, Mangin, Leſſelyer als befannt vor: 
ausfegen. Unfere Mittheilung bezieht fich auf die Werfevon _ 
Sauftin Helie”), von Hoorebefe?) und Couftus 
vier?). Die Bearbeitungvon Heli e ift ein Theil feines gro⸗ 
fen bisher in 3 Bänden erfchienenen Werfes tiber den franzoͤ⸗ 
fifhen Strafprogeß, in welchem in dem Abfchnitt von den 
Gründen der Tilgung der Strafverfolgung auch die Verjaͤh⸗ 
rung behandelt werden mußte“). Das Werfvon Helie, dem 
wir die vollftändigfte in 8 Bänden erfchienene wiffenfchaftliche 
Bearbeitung des franzöfifchen Strafgefeßbuches verdanken, 
ift entfchieden die bedeutendfte wiffenfchaftliche Arbeit, die 
in Sranfreih über Strafprozeß erfchienen if. Die treffs 


1) Trait& de Yinstruction criminelle ou Theorie du Code 


@’instruction criminelle par Faustin Helie. Ill Vol 
Paris 1848. 


2) Trait& des pr&scriptions en matière penale par E. van 
Hoorebeke. Bruxelles 1847. 


3) TraiteE de la prescription en matiere criminelle var 
Cousturier. Bruxelles 1849. 


4) Im dritten Bande von p. 673 an, 
Mrcbiv d, Er. R. 1849. Iv. &t. Qua 
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liche Entwicklung der leitenden Geundfäge und der rechtli⸗ 
hen und politifden Rücfichten, von denen in jeder Lehre 
der Öefengeber ausgehen muß, die Klarheit der Darftellung, 
die hiftorifche Nachweiſung, wie die einzelnen Rechtefäge 
ſich ausgebildet haben, die Fülle des Materiald, Indem der 
Verfaſſer jede einzelne Streitfrage behandelt, die Keinheit 
feiner Zergliederung, die Angabe allee Gründe für und 
wider eine Meinung, das fcharfe Fritifche Urtheil fo: 
wohl in Beziehung einzelner gefeglicher Beftimmungen ale 
der Rechtsfprüche des Saffationshofes, find Vorzüge, welche 
das Werk von Helie für den Juriſten eines jeden Landes 
werthvoll machen. Diefe Vorzüge bewaͤhren fi) auch bei 
feinee Entwicklung der Verjaͤhrungslehre. Nah dem 
Plane des Werkes Fann die im bisher erfchienenen Bande 
vorfommende Erörterung fih nur auf die Verjährung der 
Strafverfolgung beziehen, da die Verjährung der erkannten 
Strafen erft in fpäteren Bänden im Syſtem entwickelt wer- 
den Fann. Hr. Helie prüft zuerft das Wefen der Ber: 
jährung in Straffachen, und die Ausbildung der Grund: 
fäge im römifchen, im alten franzoͤſiſchen und im heutigen 
frangöfifchen Rechte; Handelt dann von den Feiften nad 
den verfchiedenen Arten der Straffälle (vol. III. p. 679), 
von der Stage: ob es noch unverjährbare Verbrechen gebe 
und geben foll; hierauf erörtert er die Lehre von der Be 


— — 


rechnung der Friſten nach der Ruͤckſicht auf die Strafe 
(p. 690) ; und nach der Frage: wenn durch verſchiedene Ges 
fege während der Verjährungsfeift die Erforderniffe vers 
ſchieden vorgefchrieben wurden (693). Die weitere Erörterung - 
bezieht fich auf die Dauer der Verjährung nach den vers 
fchiedenen Verbrechen (p.694), vorzüglich auf den Anfang 
der Verjährung, ausführlich insbefondere über die ſoge⸗ 
nannten delits successifs (ähnlich den in Deutfchland 
als fortgefettte bezeichnete Verbrechen (704). Daran reiht 
fi die Erörterung der Unterbrechung der Verjährung (716) 
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mit genauer Zergliederung der Urſachen und Wirkungen 
der Unterbrechung. 

Das Werk von Hoorebefe (der Verfaſſer iſt Advo⸗ 
kat und Profeſſor in Bruͤſſel, ruͤhmlich bekannt durch die von 
ihm herausgegebenen Werke uͤber Penitentiarſyſtem, uͤber 
Ruͤckfall, uͤber die Theilnahme an Verbrechen) zerfaͤllt in 
2Theile: 1) hiſtoriſche Entwicklung, 2) heutiges Recht, und 
der fette Theil in 5 Abſchnitte: 1) von dem Weſen der Vers 
jährung der Strafverfolgung, 2) von den Stiften, Berechs 
nung derfelben Unterbrechung, 3) von dem Einfluffe der Vers . 
jährung der Strafverfolgung auf die Civilklage, 4) von. 
der Verjährung der Strafen, 5) von der Verjährung bei. 
den duch befondere Gefege verpönten Vergehen. Das 
Werk von Hoorebeke ift werthvoll wegen der guten Zer⸗ 
gliederung der einzelnen Faͤlle und der ergangenen Rechtss 
fprüche franzdfifher und belgiſcher Gerichte. 

Vorzüglich muß das Werf von Coufturier (er ift 
Präfident des Gerichts von Tongres und Verfaſſer mehrerer 
mit Beifall aufgenommenen Auffäge , insbefondere einer Ars 
beit über die Verjährung) empfohlen werden. Es zerfällt in 
15 Kapitel: 1) über die verfchiedenen Syſteme der Geſetz⸗ 
gebungen in Beziehung auf Verjährung, 2) über das Wefen 
der Verjährung nach dem jegigen franzöfifchen Gefegbuche, 
3) von den Unterbrechungshandlungen, 4) von den Wirs 
Fungen der Urtheile und dem Einfluffe der Berufung und. 
der Caffation auf die Verjährung, 5) u. 6) Wirfungen der- 
Contumacialurtheile auf Verjährung, 7) von der Verjährung 
der Civilklage, 8) von der Untrennbarfeit der Eivil- und 
Eriminalflage und der Wirkung wenn über eine derfelben 
entfchieden ift, 9) von thatfächlihen und rechtlichen Hins. 
derniſſen der Ausuͤbung diefer Ringe, 10) Anfangspunkt 
der Verjährung, vorzüglich bei den fucceffiven Verbrechen; 
11) nach welchen Regeln der Charakter einer Webertretung 
und die darauf anzumendende Verjährung. ſich beftimmt; . 

DIR 
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12) 13) befondere Verjährungsarten; 14) Verjährung der 
Strafen; 15) von den Regeln, nach weichen die Verjährung 
zu beurtheifen if, wenn verfchiedene Gefeggebungen auf 
einander folgen. — Das Werk von Coufturier bewährt 
den wiſſenſchaftlich gebildeten Praktiker, der mit richtigem 
praftifchen Sinne das Leben in feiner Vielgeftaltigfeit auffaßt 
und bei jedem einzelnen Kall richtig das Beduͤrfniß und 
die Eigenthuͤmlichkeit des Falles erfennt, und es trefflich 
verſteht, an den leitenden Grundſatz anzufnüpfen. In 
einem Buche über die Verjährung in Straffachen ift eine 
ſolche Maſſe von Fällen und Streitfragen gefammelt und mit 
geoßer Keinheit erörtert, ald in dem des Hn. Soufturier. 
Mit großer Schärfe zergliedert ee die franzdfifchen und 
belgiſchen Rechtsſpruͤche und prüft die darin vorfommenden 
Entſcheidungsgruͤnde. Wir wollen nun nach den Haupt: 
fragen die Ergebniffe der Forſchungen der 3 bisher bezeich- 
neten Werke unferen Leſern mittheilen. 

I, In Beziehung auf das Wefen der Verjährung in 
Strafſachen und die Gründe, auf welchen dic Verjährung der 
Strafverfolgung beruht, geht Helie (vol. II. p.675) das 
von aus, daß edungerecht fein würde eine Anflage nach Ablauf 
einer langen Reihe von Fahren zu verfolgen , Indem e8 dann 
dem Angefchuldigten ſchwieriger feyn wird, die Mittel feiner 
Rechtfertigung zu finden, und diefer Ablauf der Zeit der Ver: 
laͤumdung leichter Mittel liefern wird, die Erinnerungen an 
das Verbrechen zu entftellen und die Beweiſe zu verfälfchen ; 
daß der Geſetzgeber auch annehmen darf, daß nach laͤnge⸗ 
ver Zelt die Indicien des Verbrechens ebenfo wie die für die 
Unfhuld michtigen Nebenumftände verſchwunden ſeyn 
werden und die Wahrheit daher nur verfchleiert oder 
entftefft zum Vorfchein kommen, und das auf verftümmelte 
Element gebaute Urtheil der Richter regelmäßig auf Irr⸗ 
thuͤmer fich fragen werde. Nah Helie’ 8 Anficht fiegt noch 
ein Grund ‚ derfür die Verjährung fpricht, darin, dag durch 
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die Leiden, welche der Angeſchuldigte waͤhrend der Zeit, 
in der er ſich dem Gerichte zu entziehen ſucht, dulden muß, 
eine, Act von Expiation gegeben iſt, und daß in den Anſich⸗ 
ten der. Menfchen Bergeflenheit des Kalles und Mitleiden 
eintreten, mit weichen die Wirkſamkeit einer nach langer 
Zeit erkannten Strafe für ein lange vorher verubtes Verbre⸗ 
chen find nicht vertragen würde. Nah Hoorebefe (p.VIU 
u. p.1— 3) darf die Strafe nicht bios in der Zufügung eineß 
Uebels beftehen, fie muß nach der Korderung an die Juſtiz 
der bürgerlichen Gefellfchaft auch den Nugen, den die 
Strafehaben foll und fann, beachten, und der Staat kann 
da feine Strafe anwenden, mo fein Nugen eintritt. Da 
aber, wo nach einer langen Zeit von der Veruͤbung des Vers 
brechens an Feine Beunruhigung der Geſellſchaft mehr ein: 
teitt,, foll auch Peine Strafe erfannt werden, um fo weniger 
als das mehr fiegende Befferungsprinzip da, wo der Thäter fo 
lange Zeit ein tadellofes Leben führte, einer Strafvollziehung 
widerſprechen wuͤrde. Nach Hoorebeke (p.51) liegt 
ein Hauptgrund der Verjährung noch In der Schwierigkeit, 
nad) langer Zeit nach Veruͤbung des Verbrechens veranftals 
teter Berhandlung genügende Beweiſe zu finden, und in der 
Nothwendigkeit, die Ehre und das Leben der Bürger nicht zu 
lange in Ungewißheit ſchweben zu laſſen. Nah ECoufturier 
(p. 19 — 21) ift der wahre Charakter der Verjährung In 
Strafſachen duch das Hereinziehen der Analogie der Vers 
jaͤhrung in Civilſachen verdorben worden ; der Verfaſſer billigt 
vorzüglich den von Louvet bei Vorlage des franzöfifchen 
Geſetzbuchs im ‚gefengebenden Körper angegebenen Grund 
für Einführung der ftrafrechtihen Verjährung, nämlich), 
daß ebenfo mie Feine weile Gefeßgebung die Fortdauer ber 
Privatrache dulden darf und der Yusubung der von dem 
befhadigten Privatmanne anzuftellenden Strafverfolgung 
eine Graͤnze gefegt, und felbft angenommen werden muß, 
daß nach Ablauf einer längeren Zeit der Befchädigte dem 
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Verleger verziehen habe, auch die bürgerliche Gefellfchaft 
nad Ablauf einer gewiſſen Zeit die Verfolgung ihres Ins 
terefie in Beziehung auf Beftrafung aufgebe, und die Nach⸗ 
theile befeitige, welche eine ſolche verfpätete Verfolgung 
haben kann. Der Verf. legt noch befonderen Werth dar: 
auf, daß felhft der Schuldige, der eine lange Zeit hindurch, 
während er fich dem Arme der Gerechtigkeit entzieht , Durch 
die beftändige Angſt, in der er lebt und durch die Entbeh⸗ 
rungen eine harte Strafe leidet; der Verf. widerlegt den 
Irrthum diefer Behauptung, daß, wenn die Unterfuchung 
eingeleitet und der Anfchuldigungsbemweis feftgeftellt wird, 
auch der verdächtig Gewordene hinreichende Aufforderung 
Hat, feinen Entſchuldigungsbeweis ficher zu ftellen; er zeigt, 
daß diefer Grund nicht da pafle, wo der Verdächtige gar 
nichts erfährt, daß gegen ihn eine Unterfuchung eingefeitet 
ft, und noch weniger da, wo ein Mann, der fich Feiner 
Schuld bewußt iſt, vielleicht wegen der großen Aehnlichkeit 
mit dem mirflichen Thäter verdächtig wird, nicht daran 
denft, für feine Entfchuldigungsbemweife zu forgen. Unſere 
Lefer werden leicht bemerfen, daß unter den hier angeführ: 
ten Gründen manche feinen vechtlihen Werth haben, daß 
3. B. darauf nichts gebaut werden Fann, daß der Schuldi- 
ge ohnehin während der langen Zeit moralifche Strafe 
und Entbehrungen leidet, oder daß man wegen feiner die 
lange Zeit hindurch bewährten guten Aufführung feine 
Beſſerung vermuthen dürfe; denn der erfte Grund paßt 
bei Vielen nicht, welche Im Auslande vielleicht von dem 
reichen Gewinn ihres Verbrechens lebend und moraliſch 
verdorben weder Entbehrungen noch die Pein der Gewiſſens⸗ 
biffe leiden ; der zweite Grund führt dazu, daß das Geſetz 
(was nicht weife feyn würde) nur demjenigen die Wohlthat 
der Verjährung gewähren dürfte, der während der Wer 
jaͤhrungszeit fih durchaus tadellos betrug Wir find 
überzeugt, daß der wahre Grund, der den Geſetzgeber des 
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wegt, die Verjährung in Straffachen einzuführen, nur 
darin liegt, daß eine in das Unendliche ohne Zeitbefchrän- 
Fung geftattete Anffage unverträglich fft mit dem Schuge 
der Unſchuld und der Rückficht, welche dem Vertheidigungs: 
bemweife gebührt. Es würde, wenn man Verjährung nicht 
geftattet, Feine rechtliche Gleichheit zwiſchen Anfläger und 
Angeffagten vorhanden ſeyn; — mährend der Anfläger es 
feicht Hot, feine Bemweife zu fammeln und zu betwahren, 
mit ihnen vielleicht erft gegen den wehrloſen Angefchuldigten, 
defien Vertheidigungszeugen 3. B. geftorben find, hervor⸗ 
jutreten, hat der Angefchuldigte,. der Häufig nicht weiß, 
daß er überhaupt verdächtig ift, oder nach Ablauf einer 
langen Zeit nicht füenöthig hält, alle Papiere zu bewahren, 
die ihn rechtfertigen Pönnten, gegen die verfpätete Anlage 
feine Waffen mehr. Wir behaupten aber auch, daf in 
dem auf Muͤndlichkeit and Anffageprinzip gebauten Straf: 
prozeſſe die Verjährung noch dringender geboten wird, ak 
in dem ſchriftlichen Inquiſitionsprozeſſe. In dem fegtern 
Difden die in der Vorunterfuchung gefammelten Akten ein 
Ganzes mit denen der Speclalunterfuchung, fie behalten 
als Öffentliche Urfunden Ihre Bewelskraft; die Ausfagen 
der darin vernommenen Zeugen binden die Richter, während 
in dem auf Mündfichfeit gebauten Prozeſſe die Richter 
nicht den Aeten der Borunterfuchung, fondern nur den vor 
ihnen erfchienenen Zeugen, die fie ſelbſt befragen koͤnnen, 
trauen follen, und hier vorherzufehen iſt, daß in einer mind: 
lichen Verhandlung , dfe erft etrva 12 Fahre nach veruͤbtem 
Verbrechen eintreten müßte, theils viefe der vernommenen 
Zeugen geftorben , theils wegen des Ablaufs der Zeit nicht 
mehr in der age ſeyn würden, treu und unentftellt Ihre 
roirflichen Beobachtungen anzugeben, fo daß man entmeber 
zu dem fchlechten Auswege , die Protokolle vortefen zu Laflen, 
fommen müßte, oder die Geſchwornen oder Richter doch 
genöthigt feyn würden, koszufprechen. 
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11. Ueber den Charakter der im franzöf. Strafge: 
fegbuche vorfommenden Verjährung erflären ſich Helie 
p. 678, Hoorebefep. 41 — 49, Eoufturier p.7 — 
15. Die franzoͤſ. Geſetzgebung blieb fich feit 1791 in ihrem Sy⸗ 
fteme nicht treu. Nach dem Code von 1791 follte wegen Ber: 
brechen nach drei Jahren, wenn feine Verfolgung Statt ges 
funden hatte, Feine Eriminalunterfuchung eintreten; wenn 
eine Verfolgung Statt hatte, fo fann nach 6 Jahren das Ber: 
brechen nicht mehr unterfucht werden. Nach dem Code vom 
3 Brumaire Jahr IV follte wegen eines delit (der Ausdruck 
umfaßt alle Verbrechen) nach 3 Jahren (gerechnet du jour, 
ou Vexistence ena dte connue et legalement constatee) 
feine Strafverfolgung eintreten; wenn während der 3 Jahre 
Verfolgung Statt fand, fo follte das Verbrechen binnen 6 
Jahren (gerechnet von dem oben bezeichneten Zeitpunfte) 
verjährt ſeyn, felbft gegen diejenigen, welche in die Unters 
fuchung nicht verwickelt wurden. Die großen Mängel diefer 
Vorſchriften (Couſtur. p.10 — 13) führten in dem jegt 
geltenden Code (art, 637 — 40) zu einem andern Spfteme; 
darnach verjähren crimes binnen 10, Vergehen (delits) 
binnen 3 Jahren und die Polizeiübertretungen in einem 
Jahre. Bei crimes und delits wird die Verjährung ges 
vechnet vom Tage des verübten Verbrechens, wenn innerhalb 
der 10 oder 3 Fahre Fein acte d’instruction ou poursuite 
Statt fand. Wurde ein folcher vorgenommen non suivi 
de jugement, fo verjährt das Verbrechen binnen 10 Fahren, 
gerechnet vom legten Akte an. Man bemerft, daß nach 
dem Code feine unverjährbaren Verbrechen vorfommen 
(Helie III. p. 680), weil das Geſetz annehmen durfte, daß 
je ſchwerer das Verbrechen iſt, defto forgfältiger die Staates 
behoͤrde feyn und das Verbrechen erforfchen würde, fo daß 
die Gefellihaft durch den Srundfag der Unterbrechung ges 
ſichert wäre, Auch forderte der Grund der Einführung der 
Verjährung, daß Fein Verbrechen ausgenommen wäre, da 
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eben bei den fehwerften am meiften beforgt werden müßte, 
dag nach fehr langer Zeit das Verbrechen nicht mehr aus: 
gemittelt werden koͤnnte. — Die Faffuug der VBorfchrift im 
Code über die Unterbrechung begüinftigt einen großen Streit; 
denn nach den Worten fcheint ed, daß jeder acte d’instruc- 
tion ou de poursuite, von denen jeder wieder vom an: 
dern durch eine längere Zwiſchenzeit gefchieden feyn kann, 
ins Unendliche die Dauer der Strafverfolgung zu verlängern 
im Stande if. Die Anwendung der Analogie des Eivil- 
rechts führte die Juriſten iere; fie Fonnten zur Annahme 
fommen, daß jeder acte d’instruction, wenn er auch 20 
Jahre nach verübtem Verbrechen vorgenommen wird, die 
Verjährung unterbricht, wenn er nur nicht von den früher 
vorgenommenen Unterfuchungsaften durch eine Zwiſchen⸗ 
zeit von 10 Jahren gefchieden if. Trefflich hat nun 
Couſturier p.?0 (fchon in feinem früheren Auffage, deſſen 
Anfichten auh Hoorebefe p.63 annimmt) den Irrthum 
diefer Auslegung gezeigt, indem fie zu dem größten Wider: 
fpruche mit den Motiven des Geſetzgebers führen und dem 
Unterfuchungsafte eine abfolute Wirfung , die Verjährung 
auszufchließen, geben würde. Nach der Anficht von Cou⸗ 
fturier wollte das Gefeg den actes de poursuite ou d’in- 
struction, wenn fie im kaufe von 10 Yahren, die unmittel- 
bar auf die Verübung des Verbrechens folgten, vorgenom⸗ 
men wurden, die Wirfung geben, daf fie ald Anfangspunft 
einer neuen Verjährung gelten und fie bi8 20 Jahre aus; 
dehnen follten; nie aber follte diefe Wirfung auch den nach 
Ablauf von 10 Jahren vorgenommenen Unterfuchungshands 
lungen gegeben werden. Wir glauben, daß die grammatifche 
und logifche Auslegung dazu führt, diefe Anficht als die 
richtige anzunehmen. 

III. Ueber die Trage: nach welchen Vorſchriften die 
Verjährung zu berechnen iſt, wenn das Gefeg verſchiedene 
Verjährungsfriften vorfchreibt, je nachdem eine Handlung 
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Verbrechen oder Vergehen iſt, erheben fi) immer Steeitigs 
feiten, die auch in Frankreich nicht fehlen. Die Verjäh: 
rungsfrift richtet fich nicht nach der vermuthlihen Hand: 
lung, die Gegenftand der Unterfuchung iſt, fondern nach 
der durch die ftrafgerichtlichen Verhandlungen hergeftellten 
Beichaffenheit der Thatſache. — Diefe zu erfennen ift 
ſchwierig. Der Eaflationshof entfchied zuweilen (leider 
nicht gleihförmig), daß da, wo eine Handlung vorliegt, 
welche nach dem Öefege crime iſt, aber nach dem Aus: 
fpruche der Geſchwornen nicht mit jenem erſchwerenden Um: 
ftande verübt ift, welcher fie zum crime macht, die Ver: 
jährung der correctionellen delits zur Anwendung fomme, 
ebenfo wenn ein Verbrechen von einem jungen Menfchen 
unter 16 Jahren verübt if. Sehr gut zeigt Helie IM. 
p. 685 — 90, tie wenig durch diefe Ausfprüche ein fichers 
rer Anhaltpunft dafür gegeben iſt, welche Verjährungsfrift 
eintretenfol. Am beftenift nun die Frage von Couſturier 
(p. 289 — 92) geprüft; nach Ihm muß der Richter auf die 
Strafe fehen, die auf ein gewifles Vergehen erfannt wurde 
oder auf die Handlung anwendbar ift, fo wie fie fi mit 
allen ihren mildernden Umftänden darftellt; nur nach diefer 
Qualification richtet fich die Verjährung, was richtig durch 
ein Arret des belgiſchen Saffationshofes vom 20. Nov. 1843 
(Eoufturier p. 287) anerkannt worden if. Die Ber: 
jährungsfrage wird In dem auf Mündfichfeit gebauten Pro: 
zefle bedeutend in verfchiedenen Abfchnitten des Verfahrens, 
und zwar theils in fofern die chambre de conseil ſowie 
die Anklagefammer da, wo fie findet, daß die zwar ihrem 
Titel nach als crime verfolgte Handlung wegen der vor: 
handenen Milderungsgründe nur eine correctionelle Strafe 
verdient, die Unterfuchung einftellen muß, fobald ſich er: 
giebt, daß die Verjährungsfrift für correctionelle Vergehen 
abgelaufen ift. Die Gegengründe diefer Anſicht find von 
Eoufturier p. 290 fehr fcharflinnig geprüft. j 
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IV. Eine Hauptfchwierigfeit macht die Frage: wann die 
Verjährung zu laufen anfange, bei den fogenannten fort: 
gefegten Verbrechen. Die Werfe von Helie p. 704, 
Hoorebeke p.67, Coufturier p. 162 befchäftigen fich 
fehe umftändlich mit diefee Frage, befonders bei den delits 
successifs. Helie bezeichnet als folche jene Vergehen, 
welche aus einer Reihe von Thatfachen beftehen, welche 
fid beftändig erneuern; bei ihnen Fann die Verjährung 
nur mit dem Tage, an welchen der letzte Aft des Verbre⸗ 
hend verübt wurde, zu laufen anfangen; der Verfaſſer 
warnt davor, den Kreis der fuccefliven Verbrechen zu 
weit auszudehnen; er rechnet dahin nur die widerrechtliche 
Gefangenhaltung einer Perſon, die Begünftigung der Der: 
brechen im Sinne des art. 62 Code, die Bildung einer 
bewaffneten Bande, das Vergehen des vagabondage; er 
till aber nicht dahin rechnen die in der Praris freilich oft 
dahin gezogenen Verbrechen der Entführung, der Bigas 
mie, des Gebrauchs falfcher Urkunden oder Migrauche 
eines Blanketts, das Verbrechen der Selbftbefreiung des 
Gefangenen, fo weit dies nad) art. 145 Code ftrafbar ift, 
die Defertion, gemerbsmäßigen Wucher, Verbrechen der 
verläumderifchen Denunciation. Hoorebefe (p. 67) 
fhlägt vor, die crimes successifs lieber permanents zu 
nennen, und macht darauf aufmerffam, daß man wohl 
das Verbrechen von den Wirfungen deffelben trennen muͤſſe 
und die legten Fönnen fordauern; deswegen kann man nicht 
fagen, daß das Verbrechen felbft fortdauernd verubt wird; 
Bigamie ift darnach Fein fucceffives Verbrechen. Bel der 
Entführung nimmt der Berf. die Meinung Legrave: 
rend’ an, welcher da die Verjährung beginnen läßt, 
wenn die Entführte das Alter der Großjaͤhrigkeit, oder In 
fofern ein Mädchen unter 16 Fahren entführt wird, das 
16te Fahr erreicht. Hoorebefe trennt (p. 75) von den 
crimes successifs die crimes collectifs, d. h⸗ folce, 
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welche nur in wiederholter Veruͤbung der verpönten Hand: 
lung befichen, z. B. gewerbsmaͤßiger Wucher, und gewerbs⸗ 
mäßige Verleitung der Jugend zu Ausfchweifungen. Bei 
ſolchen Verbrechen, die nur im Zufammentreffen mehrerer 
Handlungen beftehen, fol das Berbrechen erft beginnen, 
wenn der legte Akt ded Verbrechens verübt if. Schwierig 
ift der Anfangspunft der Verjährung bei verläumderifchen 
Anzeigen, die 2 Merfmale fordert: 1) Kalfehheit der That: 
ſachen der Anfhuldigung, und 2) böfen Glauben des 
Anzeigers. Es feheint, daß nach dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers da erft das Berbrechen verjähre, mo die Anzeige 
als verläumderifch gerichtlich erfannt iſt. Die frangöfifche 
Jurisprudence ſchwankt über diefe Srage fehr; der Eaf: 
fationshof (1825) billigte die oben zulegt angeführte Mei: 
nung, allein richtiger (Doorebefe p. 80 — 81) dürfte 
die Anficht ſeyn, daß die Verjährung ſchon beginne, fo: 
bald die Anzeige gemacht iſt, ebenfowohl ald dad Verbre⸗ 
hen des betrüglichen Banferuttö zu verjähren beginnt, fo: 
bald die Thatfachen, die das Verbrechen ausmachen , ver: 
jährt find, und nicht erft vom Tage der Entdecfung an. 
Am ausführlichften handelt Co uſturier (p. 258 — 
282) uber die Verjährung fortgefegter Verbrechen; der Verf. 
unterfcheidet delits complexes (folche, die in einem Zufam: 
mentreffen verfchiedener Thatſachen beftehen), delits collec- 
tifs (die in einem Zufammentreffen oder einer Folge mehrerer 
Thatſachen der nämlichen Art beftehen, 5. B. gemerbsmäßiger 
Wucher), und delits successifs (die. mit jedem Augenblide 
fi erneuern und fortfegen, fo daß fie den Schuldigen in 
einen fortdauernden Zuftand das flagrant delit fegen, bie 
eine entgegengefegte Thatfache eintritt, welche das Aufhören 
der VBerübung bezeugt). Bei dem erften (3. B. bei bes 
truͤglichem Bankerutt) kann es nur auf den legten Aft an: 
fommen, durch welchen das Verbrechen verübt iſt, nicht 
aber auf die früheren Akte, die nur Slemente des Ver: 
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brechens find, und z. B. bei dem Banferottirer oft feit 
Fahren veräbt find. Bei den delits complexes wird die 
Frage wichtig, ob man bei der Strafverfolgung auf die 
Handlungen zuruͤckgehen darf, welche vor den 3 Jahren 
verübt find, welche die gefegliche Verjährungsftift aus⸗ 
maden. Der Berf. zeigt (p. 265), daß der. Richter 
eben fo gut auf die Handlungen zurücgehen kann, die 
vor den 3 Jahren begangen wurden , und fie mit den nachs 
folgenden als ein Ganzes nehmen darf; nur da, wo die 
vor 3 Fahren verübten Handlungen felbft fo zahlreich find, 
daß fie für fih das Vergehen der Gewerbsmaͤßigkeit aus⸗ 
machten, fann der Richter nicht die früheren Handlungen 
verfolgen, weil in 3 Jahren, die dem legten Afte folgten, 
das Verbrechen verjährt if. Bei den crimes successifs: 
zähft der Verf. (p. 267) 8 Arten auf. Das Verbrechen 
des Gebrauchs falfcher Urkunden rechnet er fo wenig ale 
das der Bigamie zu Diefen Verbrechen. 

V. Ber ſchwierigſte Punkt in der Verjährungstehre iſt 
der der Unterbrehung. Alle Schriftftilter (Hefte 
II. p. 717, Hoorebeke p. 92, Coufturier p. 19) 
warnen davor, fich hier Durch die Grundfäge leiten zu laſ⸗ 
fen, welche bei der civilrechtlichen Verjährung in Anfehung 
der Unterbrechung entfcheiden. Es fordert eine ernfte Er⸗ 
wägung, ob überhaupt die Theorie der Unterbrechung der 
Sriminalverjährung die Billigung des Geſetzgebers verdient. 
Nah dem franzöfifhen Rechte, das vor der Res 
volution galt, gab es Feine Unterbrechung, und die Vers 
jährungsfrift wurde ohne Ruͤckſicht auf die in der Zwiſchen⸗ 
zeit vorgefommenen gerichtlichen Handlungen vom Tage der 
Verübung des Verbrechens gerechnet 9, In Schott: 
land ©) ift die Verjährung von 20 Jahren ohne Ruͤckſicht 
9 Helie Traite Ill. p. 722. 

6) Alison practice of the crininal law of Scotland p. 97. 
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auf Interbrechung ein Ausfchliegungegrund der Anklage. 
a Rordamerifa läuft die Verjährung eine gewiſſe 
Zeit hindurch, ohne daß auf Unterbrechungsafte Ruͤckſicht 
genommen wird 7). Bei den Polizeiübertretungen läßt 
der jeßige franzoͤſiſche Code Feine Unterbrechung zu, fons 
dern fieht blos auf den Ablauf einer gewiften Zeit; warum 
it es bei Verbrechen anderd? Schon Leſſellyer in feis 
nem droit criminel Vol. 6. nr. 2243 bezweifelt die Rich⸗ 
tigkeit der für die Annahme der Unterbrechung gewöhnlich 
angegebenen Gründe (vergl. mit Coufturier p.25). Be 
hauptet man, daß da, wo die bürgerlihe Gefellfchaft 
einen Unterbrechungsakt ausübte , die Beforgnig, daß 
Beweiſe verloren gehen, zerftören würde, indem nun der 
Angefehuldigte aufgefordert ift, für die Erhaltung der Be⸗ 
weiſe zu forgen, fo ift diefe Anficht fehr hinfällig; denn 
man fragt mit Recht, ob denn fchon jene Aufforderung 
an den Angefchuldigten, der vielleicht weit entfernt wohnt, 
wo er auf erlaubte Weife 3. B. auf Sefchäftsceifen fich 
entfernte, nichts von der Unterfuchung erfährt, oft Feine 
Ahnung hat, daß man ihn mwegen eines gemwiffen Vers 
brechens für verdächtig Hält, mirflic vorhanden ift, fo 
dag man daraus ableiten fann, daß es feine Schuld ift, 
wenn er der Beweiſe beraubt wird. Wenn der franzöfifche 
Code (637) die Verjährung felbft unterbrechen laͤßt & 
l’egard des personnes, qui ne seraient pas impliqudes 
dans cette acte d’instruction, fo fann e8 noch mehr 
vorkommen, daß hier eine Unterbrechung dritten Perfonen 
fchadet, welche nicht entfernt daran denfen Fonnten, daß 
eine angefangene Unterfuchung auch fie beruͤhre. — 
Will man aber auch annehmen, daß durch den Unters 
brechungsaft der Angefchuldigte zur Sorge für feine Bes 


7) Fourth report of the commissioners on practice in the 
state of Newyork 1849. p. 41. 
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meife aufgefordert war, fo fragt man weiter, ob jene 
Unterbrechung binderte, daß die Zeugen des Angeſchul⸗ 
digten ſtarben ‚ oder das Gedaͤchtniß der Zeugen. nach 
Ablauf einer längern Zeit. nicht mehr treu die Eindrücke. 
bewahrte. — 

Die Unterbrechung der Verjährung ift nun einmal in 
unfere Gefeggebung aufgenommen, und hier verdient die 
Hauptfrage Erörterung: welche Handlungen Unterbrechung 
begründen. Nah Helie II. p. 717 fönnen dahin nur 
jene Handlungen gehören, welche Hinderniffe des Unter⸗ 
gangs der Beweismittel enthalten oder ihre Dauer annehs 
men laffen; daher 1) Grunde, welche aus einem rechtlichen 
Hinderniffe fich ergeben, wodurch die Strafverfolgung 
fuspendirt wird, weil dann die Staatsbehörde nicht thätig 
feyn Fann; 2) Gründe, welche aus einer Unterfuchungs > 
oder Strafoerfolgungshandlung fich ergeben, teil dies die 
Erhaltung der Beweiſe Hat, indem ausgefprochen iſt, daß 
die Juſtiz von dem Verbrechen in Kenntniß geſetzt und ihre 
Thaͤtigkeit aufgefordert if. Zu den Gründen der erften 
Art rechnet der Verf. 1) das Urtheil über eine präjudi: 
cielle Einrede; 2) das Gefuh um Ermächtiging zur 
Verfolgung eines Staatsbeamten. Zu den Gründen der 
zweiten Art gehören nach franzöfifchem Code die actes de 
poursuite ou d’instruction. Die Schwierigkeit liegt in 
der richtigen Auslegung diefer Ausdrüde. Helie (p. 723) 
nennt acte d’instruction die Handlung, welche die 
Sammlung der Beweife der Veruͤbung eines Verbrechens 
oder der Schuld des Thäters zum Gegenftande haben; 
acte de poursuite die Handlung, welche die Stellung des 
Angefchuldigten vor Gericht oder die Verfiherung feiner 
Perſon zum Zwecke Hatte. Nicht dahin dürfen gerechnet 
werden 1) die Anzeigen und Klagen (weil dadurch noch 
keine Gerichtöbarkeit begründet würde); 2) die Vorbehalte 
von Seite der Staatsbehörde; 3) die Hinterlegung der 
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falſchen Urkunden auf der Gerichtfchreiberei; 4) die Ver: 
folgung der befchädigten Partei vor dem Eivilgeriht. Als 
actes de poursuite ou d’instruction gelten aber 1) die Pro⸗ 
tofolle (3. B. der Keldmächter); 2) Hausfuchungspeoto: 
kolle; 3) Vorführungss, Erfcheinungs » und Arreftbefehle; 
4) Aufforderung des Staatsbehörde zur Verbringung eines 
Angefchuldigten; 5) directe Vorladung eines Angefchuls 
digten vor das Zuchtpolizeigeriht; 6) Aufforderung der 
Staatsbehörde, Unterfuhungshandlungen (z B. Zeugenver: 
nehmungsverhör des Angefchuldigten) vorzunehmen. — 
MWefentlich ift, daß die Handlung von einem hiezu zuftän- 
digen Beamten ausgeht und in der gefeglihen Form vor: 
genommen ift; allein fonderbar genug entſcheidet der Caſ⸗ 
fationshof (Helie p. 728), daß die Vorladung des Ans 
gefhuldigten vor ein incompetentes Gericht doch die Unter: 
brechung begründet, weil ja die Vorladung als regelmäßt- 
ger Aft unabhängig von der Competenz des Gerichts er 
fcheint. Nach dem Code foll die Unterbrehung auch wir: 
Fen gegen Perfonen, die gar nicht in den Unterbrechungsaft 
gezogen würden, alfo Theilnehmer; dies iſt ſchon hart 
genug; aber noch härter ift ed, daß nach dem Caſſations⸗ 
hofe (Arret von 1840) die Verjährung als unterbrochen 
wegen eines Verbrechens gelten foll, wenn im Laufe einer 
wegen eines andern Verbrechens begonnenen Unterfuchung 
jenes Verbrechen entdecht wurde. Mit Recht tadelt Helie 
p. 731 diefe Anfiht. — Nah Hoorebefe p. 93 darf 
man den civilrechtlihen Sat: contra non volentem 
agere non currit praescriptio, auf den Strafprozeß nicht 
anwenden, daher 3. B. die Seelenftörung des Ange 
f&huldigten die Verjährung nicht unterbricht. Als Unters 
brechungsakt gilt (nah Hoorebefe p.107) die unmittels 
bare Borladung des Angefehuldigten vor das correctionelle 
Gericht; merkwuͤrdige Arröts werden hier zergliedert; da 
aber, to derjenige, welcher die Borladung bewirft (nach 
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franzdf. Rechte fann dies auch der befchädigte Privatmann 
ſeyn), nicht die nöthige Eigenfchaft des Auftretens bei Ges 
richt hat, tritt Feine Unterbrechung ein. Gefchah die 
Borladung vor ein incompetentes Gericht, fo fucht der Verf. 
(p. 118 — 129) die franzöfifche Anficht zu vechtferttigen, 
nach welcher dennoch Unterbrechung vorhanden feyn foll, 
theils wegen Analogie des art. 2246 des Code civil, 
nach welchem im Eivilrechte die Vorladung vor ein Bericht, 
felbft wenn es unzuftandig ift, die Verjährung unters 
brechen foll, theild weil die Incompetenz zwar das Urtheil 
des unzuftändigen Gerichts nichtig machen, aber nicht die 
von dem zuftändigen Beamten ausgegangene Handlung 
vernichten Fann. Beide Gründe fcheinen ung ungenügend, 
weil die Analogie nicht paßt, indem art. 2246 (tie ſchon 
im rom. Rechte) aus dem Grunde der Cioilverjährung fich 
erklärt, dag dem Kläger, der bei Gericht feine Sache 
verfolgte, fein Vorwurf der Nachläffigfeit gemacht werden 
fann, Der obige zweite Grund entfcheidet nicht, weil der 
Angefehuldigte dem incompetenten Gerichte fich nicht zu 
ftellen braucht , und nicht angenommen werden fann, daß 
durch die juriftifch erfolglofe Ladung die Beweiſe aufrecht 
erhalten werden. — Die fehtwierigfte der Kragen in der 
franzoͤſiſchen Praxis (in Zufunft wird fie auch in dem deuts 
fhen mündlichen Verfahren wichtig toerden) ift dies welche 
Wirkung die Einlegung der Caffation. auf die Verjährung 
bat. Hoorebeke behandelt diefe Frage, bei welcher vier 
Spfteme in Sranfreich vorfommen, umftändlih p. 135 — 
166, Wir werden bei der Erwähnung der Anfichten von 
Coufturiee darauf zurüchfommen. Hr. Coufturier 
handelt von p. 33 an von der Unterbrechung; er faßt die 
Worte de Code: actes de poursuite ou d’instruction in 
dem Sinne feiner Vorgänger; in der Anwendung der Vor⸗ 
fehrift aber fehlt e8 nicht an Schwierigfeiten, 3. B. ob auch 
eine denonciation oder plainte die Verjährung unterbricht‘, 
Archiv d. Er. R. 1849, IV. St. Ar 
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der Berf. (p. 37) läugnet dies, weil diefe Afte zwar die 
Thätigkeit der Staatöbehörde aufrufen, aber fie nicht 
nöthigen, darauf hin zu Handeln. Wenn aber der Bes 
ſchaͤdigte als Eivilpartei auftritt, fo wird zwar auch diefer 
Fall von Bielen (3. B. von Leffellyer) nicht als Unters 
brechungsaft betrachtet; allein &oufturier (p. 40) nimmt 
Unterbrechung an, weil nah dem Willen des Geſetzes die 
Staatsbehörde fi Hier nicht weigern darf, die Unter: 
fuchung zu veranlaflen. Die franzöfifhe Praxis fordert 
nicht, daß der Aft 3.8. der VBorführungsbefehl der Partei 
ſignifieirt wurde; die bloße Aeußerung der amtlicben Thäs 
tigkeit ſoll ſchon zur Unterbrechung genügen (Co uſt urier 
p. 43), nur muß der Akt in der geſetzlichen Form von einem 
zuſtaͤndigen Beamten ausgegangen ſeyn; allein wir haben 
ſchon oben gezeigt, daß die franzoͤſiſche Jurisprudence (gut 
darüber Coufturier p. 44— 54) es nicht ſtreng nimmt, 
wenn auch die Ladung an ein zuftändiges Bericht gefchieht. — 
Wenn ein acte d’instruction oder de poursuite vorgenom: 
men wird, und Darauf ein Saffationsurtheil ergeht, fo kom⸗ 
men, tie wir oben bemerften, in Kranfreich 4 verfchie 
dene Syſteme vor: 1) dasjenige, nach welchem das bloße 
Daſeyn eines verurtheilenden Erfenntniffes, felbft wenn 
e8 vom Caſſationshofe vernichtet wurde, die Strafverfol: 
gung fir immer fihert (z. B. nach Carnot); 2) das, nad 
welchem die bloße Einlegung der Caffation die gefetliche 
Wirfung Hat, die Verjährung zu unterbrechen (von 
Mangin vertheidigt — aud nah franzöf. Arröt vom 
21. Oct. 1831); 3) das (duch belgiſches Arret vom 
11. März 1836 aufgeftellte), nach welchem die Einlegung 
der Laffation eine auffchiebende Wirfung ebenfo Hat, 
wie dies in Civilſachen eintritt; 4) das Syftem von Cou⸗ 
fturier (p. 60 — 89), nach weldem die Saflationseins 
legung die Verjährung nicht fuspendirt und das durch 
den Eafjationshof vernichtete Urtheil auf die Dauer der 
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Klagen Feinen Einfluß hat, und die Appellation und Caſ⸗ 
fation in criminellen und correetionellen Sachen die Vers 
jährung nur unter der Bedingung unterbrechen können, 
toie dies bei den actes de poursuite und d’instruction der 
Sal fe Die Gründe für die legte, gewiß richtige 
Anficht find fehr gut entwickelt. — Vergleicht man die 
bisherigen Streitigfeiten über die Unterbrechung in Frank⸗ 
reich, fo überzeugt man fich leicht, daß diefe Lehre im 
franzöfifhen Recht nicht auf einem richtigen Grundſatze 
beruht, und, wenn man Unterbrechung der Verjährung zus 
laffen will, vie deutfche Anfiht (3. Br nach badifchem 
Strafgefegb. $. 192) den Vorzug verdient, wenn darnach 
die Unterbrechung nur eintritt Durch eine gerichtliche Hands 
lung , welche wegen des Verbrechens gegen den Angeſchul⸗ 
digten als ſolchen gerichtet wurde Darnach wird 
die Handlung des Staatsanwalts, menn er den Unters 
fuchungsrichter auffordert, ebenfo wenig ale eine auf bloße 
Herftellung des Thatbeftandes gerichtete Handlung, die Ver⸗ 
jahrung unterbrechen; denn nur da, two der Angefchuls 
digte in Kenntniß gefegt wird, daß man ihn als Ange 
fhuldigten behandle, wird er in der Lage ſeyn, für die 
Erhaltung feiner Vertheidigungsbeweife zu forgen. Es 
muß dabei auch ein mit folcher Deffentlichfeit vorgenoms 
mener gerichtlicher Aft genügen, daß der Angefchuldigte die 
Kenntniß davon erlangen Fonnte, und es feine Schuld iſt, 
wenn er nichts erfuhr, 3. B. bei öffentlicher Vorladung; 
dadurch bewahrt die bürgerliche Gefellfchaft ihr Recht 
auf die Strafverfolgung, und der Angefchuldigte ift Hin 
reichend gewarnt. 

VI Sn Beziehung auf die Frage: welche Wir⸗ 
fung die Eriminalverjährung in Anfehbung 
der duch ein Verbrechen begründeten Eipils 
anfprüce äußert, iſt in der Franzöfifchen Jurispru- 
dence wieder Verſchiedenheit. Man betrachtet nicht (el 
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ten die Civilflage und die Strafverfolgung ald zmei ae 
trennte und daher verfchiedenen Verjährungen unterwors 
fene BVerhältniffe, während Andere (3. B. Carnot, 
Bourguignon) die Eivilffage nur dann durch die Eri: 
minalverjährung al8 erlofchen anfehen, wenn die erfte 
ebenfalls an das Sriminalgeriht gebracht iſt. Hoore⸗ 
befe (p. 216) nimmt diefe Unterfcheidung nicht an und 
läßt immer die Civilflage aus einem Verbrechen auch 
durch die Sriminalverjährung beftimmen, weil, wenn ge: 
ſetzlich das Verbrechen getilgt ift und fo rechtlich Die verz 
brecberifche Handlung nicht befteht, auch Feine Civilfolge 
daraus abgeleitet werden fann; nur darf diefer Sag bios 
auf die Eivilflagen angewendet werden, welche unmittels 
bar aus der Handlung des Verbrechens ale Folge deffelben 
in Bezug auf Entfehädigung fliegen; nicht auch auf foldhe, 
welche unabhängig von der verbrecherifchen Handlung ber 
gruͤndet find, obgleich das Verbrechen eine Verlegung jener 
begründeten Verpflichtungen enthielt, oder dee Thäter den 
Zweck hatte, ſich von denfelben zu befceien, 3. B. bei dem 
Vormund, der ein Verbrechen verübt, um fih von der 
Rechnungspflicht zu befreien, oder bei einem Kaſſenbeam⸗ 
ten (uber diefe Källe Hoorebefe p.218 fg.) Am aus 
führlichften und mit feiner Zergliederung aller Fälle er⸗ 
klaͤrt fich über diefe Kragen Coufturier (p. 170 — 199), 
Nach dem Code vom Brumaire war über die Untrennbar: 
feit der Civil» und der Criminalverjährung Fein Zweifel, 
und der Code von 1808 deutet durch die Worte: Paction 
publique et l’action civile se prescriront etc. den Wil: 
Ien an, beide Klagen der nämlichen Verjährungszeit zu 
unteriverfen. In der Anwendung Hat dieſer Saß nun 
pielfache Schwierigfelten. Was foll mit den Aften der 
Unterbrechung geſchehen? Die Unterbrechung der action 
publique muß auch die Eivilflage aufrecht halten; fragt 
man abir, ob auch Lie Handlungen der befcpädigten Ci— 
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vilpartei als Unterbrechungsafte für die Verjährung in 
Straffacben gelten, fo laufen die Meinungen der Schrift: 
ſteller ſchon auseinander, und die franzöfifchen und befgis 
fben Arrets (Coufturier p. 179) miderftreiten fich. 
Noch 1848 hat der Caffationshof in Bruͤſſel entfchieden, 
dag die Aften der befchädigten Partei vor einem Civil: 
gerichte die Criminalverjaͤhrung nicht unterbrechen Fönnten 
(fcbon wegen der im Code gebrauchten Ausdrüde: actes 
de poursuite ou d’instruction), Coufturier (p. 183) 
ſucht num diefe Anficht zu widerlegen, und wir glauben, daß 
nach dem Code feine Meinung die richtige iſt; legislativ 
aber dürfte fie fhiwerlich verteidigt werden koͤnnen, aus 
den ſchon oben von uns aufgeftellten Gründen über die 
wahre Bedeutung der Unterbrechung in Steaffachen. | 

VII. Das franzöfifche Geſetz kennt noch eine Beriäh: 
rung der erkannten Strafen. Man weiß, tie 
wenig die neuen deutfchen Geſetzgebungen über die Frage: 
ob eine folche Verjährung aufgenommen werden fol, fich 
verftändigen Fonnten. Wir Hoffen, daß überall die An: 
ficht fiegen mwerde, nach welcher auch diefe Art der Verjähs 
tung aufgenommen wird. Weber ihre Anwendung enthals 
ten nun die Werfe von Hoorebefe (p..246) und Cou⸗ 
fturier (p. 356) viel Lehrreiches. Als Grund diefer Vers 
Jahrung nehmen die franzöfifchen Schriftftellee an, daß der 
Gefeggeber davon ausgehe, daß duch die Gemüthsbes 
wegungen, durch die Qualen eines ungewiffen, in jedem. 
Augenblicke von dem Etrafvollzuge bedrohten Lebens der 
Berurtheilte fein Verbrechen hinreichend abgebüßt hat, 
wenn eine längere Zeit feit der Verurtheilung verflofs 
fen if. Nur muß die VBerjährungszeit erfannter Stra: 
fen länger dauern, als die der Strafverfolgung, und richtet 
fi) nach der Art der erfannten Strafe. Weber die Berech: 
nung der erften find die Anfichten der Geſetzgeber verfchie: 
den. Mad) dem Code art. 636 wird die Verjährung der 
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Strafe gerechnet vom Tage des Urtheils; nach dem badi⸗ 
ſchen Geſetzbuche (194) wird gerechnet vom Tage der Ur- 
theilsverfündigung. Wir ziehen die franzöfifche Anficht 
vor, meil oft nur mit Schwierigkeiten und Weitläufigfei- 
ten entfchieden werden Fann, welcher Tag als Verkuͤndi⸗ 
gungstag gilt, während der Tag der Källung des Urtheils 
unzweifelhaft vorliegt. Streitig ift in Frankreich, ob der 
Tag, an welchem das Urtheil gefällt wurde, einzurechnen 
iſt und die Verjährung fogleich an jenem Tage beginnt, oder 
ob diefer Tag auszufchliegen ift. Die erſte Anficht ift wohl 
als die richtige (ſchon aus dem Grunde der Begünftigung 
des Angefchuldigten) anzunehmen (Coufturier p. 250 
— 359), — Cine Streitfrage erhebt fih in Bezug auf 
die Frage: ob auch die gefeglichen Folgen einer Verurthei⸗ 
lung, z. 3. Chrenfolge, Unfähigfeit zu Aemtern 
u. A. duch Ablauf der Verjährungsfrift der erfannten 
Strafe verjähren. Die richtige Anfiht (Coufturier 
p. 362) ift, daß diefe Folgen nicht verjähren, weil fie 
von der Bollziehung der Strafe unabhängig als unmittel- 
bare Folgen des Urtheils eintreten. Ueber die Verjährung 
der kraft des Urtheils eintretenden Stellung unter Polizei: 
auffiht (Hoorebefe p. 270, Eoufturier p. 365). — 
Eine weitere Streitfrage erhebt fich iiber die Unterbrechung 
der Verjährung erfannter Strafen (Hoorebefe p. 274, 
Eoufturier p. 370). Der Code enthält nichts über 
die Unterbrechung dieſer Verjaͤhrung; man follte alfo 
fliegen, daß er bier Feine Unterbrechung zulaffen will, 
was gewiß meife if. Dennoch hat fich in der franzöfifchen 
Praris die Anficht geltend gemacht, daß, wenn der Ver: 
urtheilte feine Strafe angetreten hat und entwifcht 3. B. 
aus dem Gefaͤngniſſe, Unterbrechung eintrete (3. B. nad) 
einem frangöfifchen Arret v. 20. $uli 1827). Hoorebefe 
p. 269 tadelt mit Bazeille diefe, mit den Worten 
des Geſetzes im Widerfpruche ftehende Anfiht; Couſtu⸗ 


\ 
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vier p. 372 erinnert jedoch an die Fälle, too Jemand zu lebens: 
länglichee Sreiheitsftrafe verurtheilt ift und nun, vielleicht 
einige Jahre in der Strafanftaft, entwifcht; er fragt, ob nicht 
die öffenttiche Moral und die Sicherheit fehr gefährdet feyn 
würde, wenn einem folchen Berurtheilten die Verjährung ohne 
Unterbrechung laufendürfe. Couſturier nimmtdaher eine 
interruption de fait an; wir glauben, daß dadurch dem 
Gefege Zwang angethan wird; die Frage ift aber wieder: 
ſoll in des Verjährung der erkannten Strafe nun nicht Die 
Zeit, während welcher der Verurtheilte die Strafe beftand, 
eingerechnet werden, oder foll die Vollſtreckung (wie Raus 
ter will) die Verjährung vernichten, fo dag nun eme 
neue Verjährung: begonnen werden muß? WIN man Un: 
terbrechung annehmen, fo dürfte wohl EC oufturier 
p. 374 mehr Recht Haben, wenn er der Vollſtreckung der 
Strafe nur die Wirfung der Suspenfton der. Verjährung 
einräumen will, fo daß nur die Zeit, während welcher ber 
Verurtheilte die Strafe evduldete, von der Verjaͤhrungs⸗ 
frift abgesechnet wird, — Richtiger aber tft gewiß die 
Anfiht, daß bei der Verjährung erfanntee Strafen Feine 
Unterbrechung eintreten fol. Die badifche Beftimmung 
(Gefegbuh Art. 197), nah welcher diefe Verjährung 
dur Ergreifung des Verurtheilten zum Zwecke des Straf: 
vollzugs unterbrochen werden folk, tft ſchwerlich zu 
rechtfertigen. 
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(Zortfegung von Mr. XII. des dritten Hefte.) 


$. 4. 
Die Wahlder Gefhmwornen. 


Von der Art wie die Geſchwornen gewaͤhlt werden, 
haͤngt der Segen oder Unſegen der ganzen Einrichtung 
ab; die Art der Wahl (der Wahlmodus) iſt aber be⸗ 
dingt durch den Zweck, den man ſich bei der Jury 
vorſtellt und durch dieſelbe zu erreichen ſtrebt. 

In dieſer Beziehung ſtehen zwei Syſteme einander 
gegenuͤber. Das eine, welches die Jury zunaͤchſt von ih⸗ 
rer politiſchen Seite, alſo als eine politiſche Einrich⸗ 
tung, das andere, welches dieſelbe zunaͤchſt von ihrer recht⸗ 
lichen Seite, mithin ald Ausubung des Richteramts auf: 
faßt. Doch nähern fich beide Syfteme bis zu einem gewiſ—⸗ 
fen Grade einander, indem ſowohl von jener Seite aner- 
fannt wird, daß die Jury für die Betrachtung wie für das 
Leben auch eine rechtliche, als von diefer, daß fie zugleich 
eine toichtige politifche Seite darbietet. Inſofern handelt 
es ſich in der Sache vielmehr nur darum, welcher Auffaffung 
das Uebergewicht Uber die andere gebühre, mit andern 
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Worten: welche Richtung, welcher Zweck vorherr⸗ 
ſchen ſoll? 

Faßt man die Jury zunaͤchſt — vorzugsweiſe — als 
eine politiſche Einrichtung auf, fo muß Jeder zum Ge: 
ſchwornendienſt für befähigt erachtet werden, welcher zur 
Ausübung der politifhen Wahlrechte befähigt ift. 
Zur Ausübung der politifhen Wahlrechte Fann e8 aber nach 
der beftehenden Berfafinng des Landes entweder eines Gen: 
fus, oder Feines folchen bedürfen, und im erfteren Kalle 
fann der Cenfus entweder ein beftimmter, oder ein unbe: 
ftimmter (d. h. irgend ein, alfo auch der geringfte) Cenſus 
feypn. Somit wird, felbft von diefem Standpunfte bes 
trachtet, die Zufammenfegung der Juryliſte fehr verfchies: 
den ausfallen, d. h. diefe, als Urlifte gedacht, bald mehr 
bald minder umfangreich feyn; am unfangreichiten, wenn 
für beide Zunctionen gar Fein Cenfus, am befchränfteften, 
wenn für diefelben ein hoher Cenſus befteht. Da man 
ſich indeß nicht verhehlen fann, daß in der Wirflichfeit zu 
einem Geſchwornen ganz andere Eigenfchaften ald zu einem 
Wähler erfordert werden, fo muß, menn ſich die Jury 
nicht durch fich felbft vernichten fol, durch eine Auswahl 
der zum Gefchtwornendienfte wirflich Befähigten nachge⸗ 
holfen werden, oder wie man fih von diefem Etandpunfte 
ausdrückt: man muß die Befähigteren auswählen; denn 
befähigt find in thesi alle! Dies gefchicht durch eine ein: 
vielleicht mehrmalige Sichtung der Uelifte, um dann aus 
diefer vedueirten Lifte (Dienftlifte) ohne Gefahr die 
Zwölfmänner durch das Loos hervorgehen, d. h. den Zu: 
fall darüber entfcheiden zu laffen, wer auf die Sprudhlifte 
fomme. In dieſer Weiſe 1) fucht man nothgedrungen der 
rechtlichen Seite der Jury den ihr gebührenden Anz 
ſpruch zu fihern, und nur der Cremieur'ſche Geſetzesent⸗ 


1) vergleichbar einer indirecten politifchen Wahl. 
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wurf v. J. 1848 konnte, vom politiſchen Schwindel ergrif⸗ 
fen, die Spruchliſte unmittelbar aus der von allen, 
politiſchen Waͤhlern gebildeten Urliſte hervorgehen laſſen! 
Weniger anſtoͤßig, ja von der Geſetzgebungs⸗Commiſſion 
der wuͤrttembergiſchen Staͤndekammer des J. 1849 als 
Ideal empfohlen, iſt doch der Saͤchſiſche Wahlmodus 2), 
wonach die Geſchwornen aus directer Volkswahl her: 
vorgehen, indem je auf 500 Einwohner nach Maaßgabe 
der Beſtimmungen uͤber die Wahlen von Landtagsabgeord⸗ 
neten ein Geſchworner gewaͤhlt, und aus der ſolchergeſtalt 
gebildeten Lifte durch Loos die Dienſtliſte von 36 Geſchwor⸗ 
nen und 12 Ergaͤnzungsgeſchwornen, und aus diefer durch 
2008 und Recufation die Spruchlifte gebildet wird. Dem 
Prinzipe nach mag fich dies ganz wohl ausnehmen, beſon⸗ 
ders wenn man den Ausfpruch der Jury nicht als Richters 
ſpruch, fondern als ein Beweismittel, nämlich als ein 
Zeugniß des Volksbewußtſeyns (oder Volksgewiſſens) auf: 
faßt 2); ob aber das Volk die rechte Wahl treffen, d. h. 
zum Geſchwornendienſte wirklich befähigte Männer, und 
nur ſolche wählen werde, ift eine andere Frage. Haben 
doch felbft die direeten Landtagswahlen nicht einmal den 
Erwartungen und Hoffnungen, mit denen man diefe f. 9. 
Errungenſchaft begrüßte, entfprochen! Ueberhaupt hat die 
prinzipielle Verbindung des Rechts zum Geſchwornendienſt 
mit dem politifhen Wahlrechte den unverfennbaren Nach⸗ 
theil, daß mit jeder politifchen Reform, fey es im Wege 
des Fortſchritts oder der Reaction, mehr noch mit jeder 


2) Geſetz vom 18. Novbr. 1848, betr. die proviforifche Einrich⸗ 
tung bei Preßvergehen zc. 

3) Segen diefe und ähnliche moderne Phrafeologieen hat fich ſchon 
Dernburg in der mehr angeführten Schrift ©. 13 fg., 101, 
189 mir Recht erklärt. Die Zeiten, wo das VBerdict der Jury 
nur ein Zeugniß (der von dem Angeklagten angerufenen Ge 
meinde) var, find Längft vorüber. Vgl. Biener Beiträge ıc. 

. g. 
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gewaltthätigen Umgeftaltung der Verfaffung fofort ein ans 
derer Wahlmodus der Jury geboten wird, wodurch dies 
felbe — tie in Sranfreich feit 60 Jahren — zum reinen 
Spielball der Politif wird. Soll, wie in Eng⸗ 
land, bei aller Freiheit des Volks Achtung vor dem 
Geſetz und vor der Dbrigfeit beftehen, fo bedarf 
e8 dazu einer ftabilen Gerichtsverfaffung, und manche Nach⸗ 
theife, welche aus einer folhen Stabilität *) entfpringen 
mögen, werden durch jene Vortheile weit überwogen. Der 
praftifche Verftand der Engländer hat langft erfannt, daß 
Fähigfeit zum Geſchwornendienſt und Faͤhigkeit zur Aus- 
übung politifcher Wahlrechte nichts mit einander gemein 
haben, daher die Wahl zum Gefchtwornen auf ganz ans 
dern Grundfägen als das politifhe Wahlfyftem beruht, 
toelche beide nur das mit einander gemein haben, daß fie 
politifche Rechte und Pflichten find, daher Staatöbürgers 
recht, Unbefchoftenheit, ein gemwiffes Alter, und einen ges 
wiflen, aber verfchiedenen Genfus erfordern. Mag auch 
in den mehrften nordamerifanifchen Staaten Jeder, wel: 
cher als Wähler zugelaffen ift, auch zum Geſchwornen ges 
wählt werden fönnen, fo fragt es fich erft noch, ob die 
dort geübte Juſtiz wirklich als Mufter empfohlen werden 
fönne, und dies hat noch Niemand behauptet. Es heißt 
aber: an feinen Srüchten follt ihe den Baum erfennen. 
Diejenigen Gefeggebungen (und fie bilden die Mehr 
zahl), welche die Jury zunächft oder’ vorzugsweife von ihr 
ver recht lichen Seite, mithin als Ausübung des Richters 
amts auffaffen, ftellen neben den allgemeinen Erfordernif 
fen zum Gefhwornendienft (männfiches Alter, Staatsbür: 
gerrecht, Unbefcholtenheit und ein beftimmtes Alter) noch 
gewiffe befondere Erforderniffe für denfelben — für die 
Aufnahme in die Urliſte — auf, melche eine Bürgfchaft 


4) ohne welche das Recht niemals im Wolfe wurzeln kann. 
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füe die Beurtheilungsfaͤhigkeit und Zuverfäffigfeit der Ges 
ſchwornen geben follen, und halten felbft unter diefen in 
thesi °) für befähigt Erachteten noch eine befondere Aus: 
wahl der Befähigtften ®) für nöthig, damit die Bildung der 
Epruchlifte ohne Gefahr dem Looſe, d. h. dem Zufall über: 
laffen werden Fonne. Zu diefen befonderen Erfordernifien 
gehört: ein gewifles Einfommen oder eine nach demfelben 
beftimmte Staatöfteuer, welche nach einem andern (in 
ver Regel höheren) Maaßftabe als für die politifchen Wahl: 
techte beftimmt wird, und unabhängig vom Cenſus: wifs 
fenfchaftliche Befähigung, welche fich in der Bekleidung ges 
wiſſer öffentlicher Aemter oder Verrichtungen beurfundet, 
und Gefchäftsfunde ohne dienftlihen Beruf, mas unter 
dem allgemeinen Ausdruck Sapacität begriffen wird. Der 
Cenſus, die erfte diefer beiden Kategorieen, Fann entrveder 
in einee beftimmten Steuerfumme beftehen, oder es 
wird (wie nach andern Gefeßgebungen) eine beftimmte 
Zahl der Höchftbefteuerten zum Geſchwornendienſt 
berufen, oder es entſcheidet (wie in England) der Grund⸗ 
beſitz, d. h. das Einkommen aus demſelben oder die dar: 
nach beſtimmte Steuer. Nun kann zwar nicht geläugnet 
werden, daß nach dem erften Spfteme die Fähigkeit zum 
Geſchwornendienſt von den wechfelnden Steuergefegen,, und 
nach dem zweiten von der zufälligen Veränderung des Ver: 
mögenöftandes abhängig gemacht wird, was nad) dem drit⸗ 
ten (dem englifchen) Syfteme weniger zutrifft, weil der 
Grundbeſitz nicht fo oft zu mechfeln pflegt. Allein diefen 
Wechſel kann Feine Geſetzgebung vermeiden, und derfelbe 
trifft auch nur Individuen, nicht dad Ganze, Dabei muß 
fich der Staat wie der Einzelne um fo mehr beruhigen, als 
ja bei der Ausübung der politifchen Wahlrechte, welche 


5) d. h. nad einem allgemeinen, nicht immer zu treffenden 


Maafftabe, 
6) nad) den dem Auswählenden bekannten Perfönlichkriten. 
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ebenfall8 durch einen Cenſus, nur nach einem andern Maaße, 
bedingt iſt, das Gleiche zutreffen fann. Darum hat aber 
noch Niemand den Cenſus für ungerecht erklärt! Der Haupt: 
einwand ift freilich der, daß der Cenſus nur ein aͤußeres 
- Moment ſey, toelches Feine wahre (innere) Garantie für 
die Beurtheilungsfähigfeit und Zuverläffigfeit der zum Ges 
fchwornendienfte Berufenen gebe. Allein abgefehen davon, 
daß der Erfahrung nach diefes Moment nicht fo unbedingt 
äußerlich ift, als wofür es ausgegeben wird, fo handelt «8 
ſich hier nicht blos von einer moraliſchen, fondern zugleich 
von einer gewiffen politifchen Garantie, welche die Fury 
als Rechtsanſtalt aufgefaßt nicht entbehren kann 7); theils 
kann eine Berufung durch das Geſetz nicht nah Pers 
fonlichfeiten, fondern nur nach gewiffen generellen Merk: 
malen (zu welchen auch das Moment der Eapacität gehört) 
gefchehen, und das Ungeeignete, was daraus entfpringen 
Fönnte, findet dann fein Gegengewicht und die Ausglei⸗ 
bung in dem Prinzipe der perfönlihen Auswahl, 
welche bei der Reduction der Urlifte vorgenommen wird. 
Aber freilich, fo richtig auch das Prinzip des Cenſus 
und der Sapacität an fich ift, fo hängt doch Alles von der 
richtigen Anwendung oder Ausführung deffelben ab. . 
Denn wird der Cenſus zu hoch gegriffen und die Capacität 
zu ſehr herabgedruͤckt, fo verliert die Jury ihren volks⸗ 
thümlichen Charakter und bekommt eine ariftofratifche Faͤr⸗ 
bung, durch welche ihre Zweck völlig verfehlt wird. Will 
man ſich dagegen mit einigen nordamerifanlfchen Gefegen 
ſchon mit irgend einem, alfo auch dem geringften Een- 
fus begnügen, fo heißt dies mit andern Worten nur, daß 
zwar der große Haufe des Proletariatd vom Geſchwornen⸗ 
dienfte auszufchliegen , fonft aber Jedermann dazu befähigt 


— — — — —— 


7) Das wahrhaft Volksthümliche kann nie einen deſtructiden, 
ſondern muß einen conſerdativen Charakter haben. 
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fey, weil die Befähigung hier nur in der Ausuͤbung eines 
politifchen Rechts beftehe. Noch einen Schritt weiter 
geht das jüngfte franzöfifche Geſetz, indem es für politi- 
ſches Wahlrecht und Gefchwornendienft gar feinen Een: 
fu 8 verlangt, mithin felbft den großen Haufen des Pro: - 
letariats, aber freilich (role fih fpater ergeben wird) nur 
zum Schein, auf der Urlifte dee Geſchwornen figuricen 
läßt. 

Für jenes Prinzip Hat ſich Fürzlih auch das wuͤrt⸗ 
tembergifche Gefeg vom 14. Auguft 1849 über Einführung 
der Schwurgerichte entfchieden, mahrfcheinlih im Ber: 
trauen auf die emphatifchen Worte der Gefeßgebungs > 
Commiffion der Ständefammer (Beriht ©. 21): „Ya 
wir erkennen gerade in der Auswahl 8) vollfommen 
tüchtiger Geſchwornen die mefentlichfte Bedingung des 
gluͤcklichen Gedeihens des Inſtituts, ſowohl für die recht⸗ 
liche und fittliche als für die politifche Bedeutung 
deſſelben“, was mit andern Worten heit: wer nur irgend 
eine Staatöfteuer zahlt, von dem darf angenommen mer: 
den, daß er zum Geſchwornendienſt in allen Beziehungen, 
dv. h. ſowohl rechtlich als fittlih, und zugleich politifch be: 
fähigt fey. Wie Fann man fih im Ernſt folchen Illuſio⸗ 
nen hingeben, und das Schieffal eines Menfchen, die Ent: 
ſcheidung über feine Höchften irdiſchen Güter, mit Zuver⸗ 
fit in folhe Hände legen? Oder find etwa die Geſchwor⸗ 
nen nur dazu da, um in politifchen und Prefproceffen die 
Rolle von Parteimännern zu übernehmen, und das 
durch noch den Reft des im Volke lebenden Rechtsgefühls, 
feiner Achtung vor Gefeg und Obrigkeit zu vernichten ? 
Soll aud dann noch ihr Verdict als ein „Zeugniß des 
Volksgewiſſens“ gelten, und nicht vielmehr ein Zeugniß 
der Gewiffenlofigfeit des Volks feyn ? 


. 8) d. h. Berufung dur das Gefeg, wie der Zufammenbang 
der Stelle ergiebt, alfo = geſetzlicher Auswahl. 
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Begnügt man ſich mit jeden, auch dem geringften 
Senfus, fo fteht man freilich immer noch auf dem Boden 
des Eenfusprinzips, nicht aber auch des Prinzips des Cen⸗ 
ſus und der Eapacität, mithin auf dem Boden des eng⸗ 
lifhen Rechts. Aber der Grund, weshalb leßteres Feine 
Sapacitäten beruft, ift ein ganz anderer ale nach dem neues 
ften franzöfifchen und dem wuͤrttembergiſchen Geſetze. In 
England reiht darum der Cenſus für ſich allein hin, weil 
er ein geringer ift, und nad) den dort beftehenden Verhälts 
niffen die Mehrzahl der Sapacitäten darunter fällt, waͤh⸗ 
vend jene Gefege fich mit Sapacitäten nicht begnügen, fonz 
dern auch Incapacitaͤten haben wollen. 

Wie nun die Wahl der Gefchwornen fehr verfchieden 
ausfällt, je nachdem man unter dem Cenſus einen beftimms 
ten, oder nur irgend einen Cenſus verfteht, und jenen ents 
weder höher oder niederer feftftellt, und zugleich von den 
Capacitäten einen weiteren oder engeren Gebrauch macht, 
fo hängt zweitens auch noch viel davon ab, wie die Urs 
fifte gefichtet wird, d. h. welche Behörde diefe Sichtung 
(Auswahl) vorzunehmen Hat, wie oft dies geſchieht, und 
in welchem Umfange? Diefe fichtende Behörde Fann ents 
weder ein Cinzelnbeamter, ſey es ein adminiftrativer 
oder ein richterlicher feyn, oder die Sichtung gefchleht fuc- 
ceffiv von beiden Arten von Beamten zugleich; oder fie iſt in 
die Hand eines Collegiums gelegt, welche mehr oder 
minder volföthüumlich zufammengefegt feyn fann, und ent: 
weder für ſich allein die Auswahl trifft, oder die Lifte dann 
noch (wie 3. B. nad) dem wuͤrttemb. Gefege) einem tichters 
liben Beamten zur weiteren Sichtung tdberlaffen muß. 
Auch diefe Momente find von fo weſentlichem Einfluß auf 
die Bildung der Geſchwornenliſte, und diefe fann darnach 
fo verfchieden ausfallen, daf der Streit über die zweckmaͤ⸗ 
Bigfte Berufung durch das Gefeg dagegen mehr in den Hin: 
tergeund tritt. Denn was dort das Geſetz verfehlt hat, 
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fann hier (bei der perfönlichen Auswahl) wieder gut ges 
macht, möglicherweife aber auch verfchlimmert merden. 
Sodann drittens hängt noch viel davon ab, in welchem 
Umfange das Gefeg die Recufation von Geſchwornen 
geftattet; denn diefe und das Loos (der Zufall) bilden die 
legte Sichtung. 

Hiernach Fann, felbft bei übereinftimmenden Grund: 
prinzipien, eine große Mannigfaltigfeit von legislativen 
Anfichten über die Wahl der Geſchwornen gedacht werden, 
und diefe Fönnen nicht blos gedacht werden, fondern fie be- 
ftehen auch in der Wirflichfeit, und bilden einen fehr veis 
hen Stoff für die Betrachtung, befonders wenn man die 
bunte Reihe der neueften deutfchen Partifulargefege mit in 
Parallele ziehen wollte Died reicht aber über den Zweck 
der gegenwärtigen Abhandlung hinaus, welche ſich auf die 
Gegenfage des englifchen und des franzdfifchen Rechts be: 
ſchraͤnkt, und ſchon an der ſtets wechfelnden franzöfiichen 
Geſetzgebung einen überreichen Stoff hat, der aber nicht 
zu reich ift, wenn wir denfelben als eine Warnungstafel 
für uns hinftellen, und daraus lernen, was mie nicht zu 
thun haben und vermeiden follen. 


Wir wenden uns zunäcdhft an das englifche Recht ?), 
deffen Wahlmodus eben fo offen und einfah als wahrhaft 
volksthuͤmlich iſt. Nach der Parlamentsacte 6 Georg IV 
Kap. 50 oder dem Gefeg vom 25. Juli 1825, melches eine 
Zufammenftellung der alteren hierüber beftandenen Etatute 
enthält, wird zum Gefchmwornendienft erfordert: 1) eng= 
liſches Staatsbürgerreht und Wohnfig in irgend 
einer Graffchaft Englands, alfo mit Ausſchluß von Aus: 
ändern. Wenn indeß ein Sremder vor einer englifchen 
Jury gerichtet werden foll, fo Eann er verlangen, daß die 





— — — 


9) Rüttimann a aD. S. 47 fg. Mittermaler Straf—⸗ 
verfahren J. 3. 30 und $. 483. 
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Hälfte der Geſchwornen aus feinen Landsleuten gewählt 
werde. Diefe humane Einrichtung einer gemifchten Jury 
wird per medietatem linguae genannt, und fommt zuerft 
in dem Statut Eduards III v. J. 1355 vor 1%), 2) Uns 
befholtenheit, alfo mit Ausſchluß derjenigen, welche 
wegen eines entehrenden Verbrechens geftraft oder geächtet 
(outlawed) find. 3) Ein beftimmtes Alter, und 
zwar über 21, aber unter 60 Jahre, und 4) ein bes 
ſtimmter Grundbefiß, und zwar a) entweder ein Ein- 
fommen von 10 Pfd Sterling aus ihm eigenthümlich ges 
hörigen Grundſtuͤcken in derjenigen Graffchaft, wo er lebt; 
oder b) ein Einfommen von 20 Pfd aus in der Graffchaft 
gelegenen, von ihm für mindeftend 21 Jahre gepachteten 
Grundſtuͤcken; oder c) Befiß eines Haufes, tmelches 15 
Fenſter enthält I), oder auf den Fuß von 20 (in Middels 
eſer 30) Pfd jährlichen Ertrags verfteuert it. Diefer Cen⸗ 
fus ift verfchieden von dem für parlamentarifche Wahlen bes 
ftehenden, und für England ein ſehr mäßiger Cenſus, wos 
durch theild vermieden wird, daß die Jury Feine zu ariftos 
fratifche Färbung erhalte, und zugleich die Aufftellung von 
Sapacitäten entbehrlich gemacht wird; theils bei dem Bes 
ftehen einer großen und Fleinen Jury ($. 2) und deren fehe 
ausgedehnten Competenz ($. 1), und zugleich noch einer 
Civiljury , die Möglichfeit gegeben wird, jeder Zeit über 
eine beträchtliche Zahl von Geſchwornen zu verfügen, das 
mit nicht einige wenige Bürger mit diefem befchwerlichen 
Dienfte zu fehr beläftigt werden. Um als Gefchtvorner bei 
einer Coroner-Jury zu functioniven ($. 3) 19), reicht aber 
ſchon Zurüclegung des einundzmwanzigften Lebensjahred 
und Unbefchoftenheit hin, weil diefe Jury fogleih aus der 


10) Biener Beiträge zur Gefchichte des Suquifitionsprocefieh 


N a fh auf die befannte Zenfterfteuer in England bezieht. 
12) Ueber das Sefchichtliche vgl. Biener a. a. O. &. 279. 
Archiv d. Er. R. 1849. IV. &t. S8 
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Nachbarſchaft des Orts, wo der Leichnam liegt, zuſam⸗ 
menberufen werden muß, und felbft zuc Theilnahme an der 
großen Jury verlangt das Gefeg nicht den Nachweis eines 
beftimmten Vermögens. Es wird aber ziemlich allgemein 
angenommen, daß fih dazu, tie zu der Heinen Jury, 
nur Grundbefiger (freeholders) eignen, und jedenfalls 
bringt es die Pragis mit ſich, die große Jury mit den acht: 
barften Männern der Graffchaft zu befegen. 


Alle diejenigen , bei welchen die angegebenen Erfor: 
derniffe zutreffen, find berechtigt und verpflichtet, als Ge: 
ſchworne in Civil⸗- und Eriminalfachen in der betreffenden 
Grafſchaft zu functioniren. Doch giebt es gewiſſe Perfo: 
nen, welche zu dieſem Dienfte nicht verpflichtet find, naͤm⸗ 
ih die Pairs; die Richter von Weftminfter; die Geiftlis 
chen der Landesfirhe, der römifch Fatholifchen Kirche und 
der Diffenters; die wirklich practicirenden Advocaten und 
Attornies; die Gerichtsdiener und Gefängnißmwärter; die 
Coroners; die wirklich practicirenden Mitglieder der Eolles 
gien der Aerzte und MWundärzte in den drei Hauptftädten 
Großbritanniens (London, Edindurg, Dublin), und die 
wirklich practieivenden Apothefer; Dfficiere auf vollem 
Sold; die zum Haushalt des Königs gehörenden Diener; 
die Douanenbeamten, und die Unterbeamten des Sheriff. 
Endlich ift Niemand gehalten, mehr als einmal alle zwei 
Fahre als Geſchworner zu dienen. 


Dei der Bildung der Gefchrwornenlifte find die Ur: 
oder Generalliſte, die Dienftlifte und die Spruch 
Lifte zu unterfcheiden. 


Die Senerallifte geht von den Kirchendfteften und Ars 
menauffehern in den einzelnen Kirchfpielen (Pfarrgemeins 
den) aus, welche zu Anfang jeden Jahres im Auftrage des 
Sriedensrichters alle zum Gefchroornendienft gefelich taugs 
lichen Perfonen in eine Lifte zu bringen haben, Diefe Lifte 
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wird an den öffentlichen Plaͤtzen des Kirchſpiels angefchlas 
gen, um etwanige Reclamationen, d. h. Einfpras 
chen gegen irrthuͤmliche Aufnahme oder Präterition Eins 
zelner möglich zu machen. Ueber folche Reclamationen ent⸗ 
fheiden in den legten Tagen des Septembers die Fries 
densrichter in der vierteljährlichen Sitzung ($. 1), und 
verfertigen fie das folgende Jahre aus fämmtlichen rectifis 
cirten Fiften der Grafſchaft eine Generallifte (freeholders 
book) in alphabetifcher Ordnung, welche fie dem She: 
riff zuftellen. Der Sheriff ift der oberfte Verwaltungs⸗ 
beamte der Sraffchaft, welcher vom König auf Vorfchlag 
der oberften Gerichtshöfe aus drei Candidaten auf ein Jahr 
ernannt wird, und, wie alle englifchen Beamten, nicht wills 
Fürlich entlaßbar iſt. ein jährlicher Wechfel läßt Feinen 
dauernden nachtheiligen Einfluß beforgen, und die Art feis 
ner Wahl, namentlih feine Empfehlung durch die hoch 
geachteten oberften Richter des Reichs, machen ihn zu eis 
nem wahrhaft volfsthümlichen Beamten. Auf Auffordes 
rung des Gerichtshofs wählt diefer Sheriff für die bevors 
fiehenden Affifen nah freiem Ermeffen die für den 
Dienft nöthige Zahl von Geſchwornen, welche von 48 big 
72 wechfelt. Diefe Lifte (Dienftlifte) erhält der Gerichts⸗ 
hof, welcher das Recht hat einzelne Namen aus derfelben 
zu ftreichen, und dafür andere aus der Generallifte aufzus 
nehmen, wovon aber nur felten Gebrauch gemacht wird. 
Die in der Dienftlifte verzeichneten Gefchwornen erhalten 
ihre VBorladung 10 Tage vor der Zeit, mo fie fich zu ftels 
len Haben. Beim Beginn der Affifen werden ihre Namen, 
auf einem Pergamentblättchen gefchrieben, in eine Urne 
geroorfen, aus welcher ein Gerichtöbeifiger die Zettel eins 
zen herauszieht, und damit fo lange fortfährt bis nach 
Ausübung der Recufation (challenge) 12 Geſchworne 
übrig bleiben, oder an ihrer Statt Erfagmänner eintreten. 
Diefe bilden dann die Spruchlifte. 
SL % 
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So auffallend und bedenflich auch die aufererdent: 
liche Gewalt ſcheint, welche hiernach dem Sheriff bei der 
Wahl der Geſchwornen zufommt, fo wird doch Diefelbe 
theild durch das öffentliche Vertrauen, welches dieſer Ver⸗ 
waltungsbeamte genießt, theils durch ein fehr ausgedehntes 
Reeufationsrecht des Angeklagten, welches bis zur Ver: 
werfung der ganzen (Dienft=) Lifte geht, wenn eine Be- 
fangenheit des Sheriff bei der Entmwerfung derfelben nach: 
gewieſen werden fann, paralyfirt. Das englifhe Recht 
unterfcheidet überhaupt zwei Arten von Recufationen,, per: 
emtorifche d. H. ohne Angabe von Gründen, und moti⸗ 
vierte Recufationen. Peremtoriſch (unmotivirt) darf der 
Angeklagte bei Hochverrath 35, in andern Fällen von Fe 
lonie's 20 Gefchworne verwerfen; unter Angabe von 
Gründen ift fein Ablehnungsreht unbefhränft. Letz⸗ 
teres gilt auch von dem Kläger, der aber nur dad Recht 
motivirter Recufationen hat, woraus erhellt, wie ſehr 
die Vertheidigung begäünftigt if. Die englifche Pragis hat 
die Ablehnungsgrunde in beftimmte Claffen gebracht, naͤm⸗ 
lid 1) propter honoris respectum (wenn der Befchworne 
von höherem Range als der Angeflagte ift); 2) propter de- 
lictum; 3) propter defectum (wenn e8 an der Fähigkeit 
als Geſchworner zu functioniven fehlt), und 4) propter 
affectum (tegen Ab» oder Zuneigung, Furz wegen Befans 
genheit). „Wenn nun, bemerft Ruͤttimann (a. a. O. 
&. 53), das als Recuſationsgrund angeführte Verhaͤltniß 
im Salle feines wirffihen Vorhandenſeyns eine ganz offen: 
bare Befangenheit des Gefchwornen zur, Folge haben würde, 
fo Heißt eine folche Recufation a principal challenge; 
fonft a challenge for favour. Ueber dad Begründetfeyn 
von Recufationen der erften Art entfcheidet, wie regelmäßig 
über motivierte Ablehnungen, der Gerichtshof oder vor: 
figende Richter. Hingegen Recufationen der zweiten Art 
werden von zwei beeidigten Perfonen entfchieden, welche 
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entweder aus der Zahl der bereits beeidigten Geſchwornen 
‚genommen tverden oder wenn gleich der erfte Geſchworne 
verworfen wird, fomit noch feiner beeidigt ift, aus andern 
beliebigen Perfonen, alſo 3. B. auch aus den in der 
Sigung anmefenden Zuhörern.” Aus diefen werden noͤthi⸗ 
genfalls auch die Erſatzgeſchwor nen gewählt. Denn 
eigne Liften für diefe Fennt das englifhe Recht nit. Man 
‚wählt daher in aͤcht volfsthümlicher Weife zu Erſatzge⸗ 
ſchwornen Vertraueusmaͤnner aus der nächkten Umgebung 
(circumstantibus), was aber nicht die einzige Wahl: 
art iſt. 

Mag diefe Einrichtung auh an manchen Gebrechen 
leiden, für England ift fie einmal, und das ift die Haupt: 
fahe, volksthümlich, d. h. fie fehmeichelt nicht ber 
‚Bolfsfouverainetät, fondern genießt beim Votk volles 
Vertrauen, welches daher auch die Damit verbundenen 
großen Dpfer nicht fheuet. Auch kommt ed weniger dar- 
auf an, ob die Geſetze eines Staats die beften, die ver⸗ 
nünftigfien find „ fondern darauf, ob fie Diejenigen 
Fruͤchte tragen, welche ſchon die Atten als den Kern der 
Bürgertugend bezeichneten, nämlih Achtung vor dem 
-Gefeg und nor der Dbrigfeit, daher Gehor: 
fam gegen beide. Diefe Früchte kann die enalifche 
Juſtizverfaſſung trog ihrer unverfennbaren Mängel in 
glänzendem Maafe aufmweifen, und fie haben ihren fegten 
Grund in dem chriſtlichen Sinn der englifchen Nation, 
welche die Dbrigfeit al8 von Gott eingefegt (als eine gött: 
liche Einrichtung) betrachtet, und zu ihrer Ausübung die 
-gerechteften Männer aus dem Volke zu wählen weiß. 

In Frankreich dagegen war e8 bei dem ewigen 
Wechfel der Gefege über die Bildung der Jury nicht 
möglih, Daß diefe jählings eingeführte, und anfangs 
(zur Zeit der erften Revolution) fo blutig mißgbrauchte Ein: 
richtung fo feft wie in England im Boden des Volks wur: 
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zen, und ſolche Früchte hervorbringen konnte. Wirft 
man einen Blick auf die bedeutenden Reformen, welche 
ſeit dem Geſetz vom 16. Septbr. 1792 durch den Code 
@’instr. vom J. 1808, dann wieder durch die Geſetze vom 
5. Febr. 1817, vom 20. $uni 1820, vom 2. Mai 1877, 
vom 2, Zuli 1828, vom 4. März 1831 und vom 28. April 
1832, und Fürzlich wieder duch das Geſetz vom 7. Auguft 
1848 mit der Bildung dee Jury vorgenommen tourden, 
fo erkennt man darin nur eine ununterbrochene Reihe von 
&pperimentirungen , deren Ende auch jest nicht abzufehen 
if. Denn ficher wird die Kortfegung nicht lange auf fi 
warten laſſen, da das jüngfte Gefeg mehr noch als feine 
Vorgänger den Charakter eines unwandelbaren politifchen 
Geſetzes hat. Der Hauptinhalt diefer zahlreichen Gefege 
läßt fih am zweckmaͤßigſten nach vier Hauptgruppen bilden, 
deren erfte dad Gefeg vom %. 1792, die zweite Die Proceßs 
ordnung von 1808, die dritte die Gefege feit 1827, und Die 
vierte das neuefte Gefeß von 1848 bilden wird *8). 


Da nach der Berfaffung vom 16 — 24. Auguſt alle 
Richter vom Volk auf eine beftimmte Zeit gewählt 
und von dem König beftallt werden follten ($. 1), fo 
mußte wohl das Gefchwornengericht das richterliche noch 
an demofratifcher Färbung übertreffen, und fo gefchah 
es durch das die Jury einführende Gefeg vom 16. Septbr. 
1892 (loi des jures). Nach diefem Gefeß konnte jeder 
Wähler Gefchworner werden, Wähler war aber jeder 
Stanzofe, welcher 25 Jahre alt, in die Lifte der Natios 
nalverfammlung eingetragen war, den Bürgereid geleiftet, 
und mit einem Einfommen von 150—200 Taglöhnen 





13) Dernburg über den Werth und die Bedeutung der 
Schwurgerihte ©. 55 fg. Leue, das deutfche Schöffenges 
riht ©. 135 fd. Daniels aa. O. ©, 24 u. 158 fg. 

Frey a. a. O. ©. 128 fo. 
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fteuerpflichtig war 13). Nur gewiſſe Beamte, deren 
Dienft als unverträglich mit dem Amte eines Geſchwornen 
angefehen wurde, waren ausgefchloffen. Aus fämmts 
lichen Wählern wurden Kreisliften, und aus diefen 
wieder die Departementalliften 18) verfertigt. Da 
nun das Gefeg von 1792 eine Anflage= und eine Urtheilsjurg 
einführte, fo erhielten die Kreisgerichte für jene, und die 
Criminalgerichte des Departements für diefe ($. 2) viertel: 
jährlich eine von den Berwaltungsbehörden ihres Bezirks 
gefertigte Speziallifte 1%. Dieſe Speziallifte beftand 
für die Urtheilsjury aus 200 Perfonen, welche der pro- 
cureur general syndic, ein vom Bolfgemwählter Vers 
waltungsbeamter, nach freiem Ermeffen auswaͤhlte. 
Aus dieſer Speziallifte wurde dann die für die Entfcheidung 
nöthige Zahl (zwoͤlf) durch Loos und Recufation gebildet. 
Beide Theile, der Öffentliche Ankläger (die Staatsbehörde) 
und der Angeklagte, durften ohne Angabe von Gründen 
jeder zwanzig Gefchworne recufiren, aber mit dem we⸗ 
fentlichen Unterfchtede, daß der Anfläger nur verlangen 
Ponnte, daß 20 Gefchworne vor der Lofung aus 
der Speziallifte gefteichen würden, tmährend dem Ange 
Flagten diefed Recht bei der Ziehung durch das Loos 
zuftand, er alfo in dem Recufationsrecht mehr begünftigt 
war, und namentlich nicht zu beforgen brauchte, daß die 
Staatöbehörde die von ihm recufirten Namen (alfo die 
Männer feines Vertrauens) ihrerfeits recufiren werde. 
Fuͤr die Anklagejury war nach diefem Gefeg ein Tag In 


14) Der Grundbeſitz und die Miethbewohnung waren in dem: 
Steuerrollen nach dem Werthe des Taglohns veranfchlagt, 
diefer aber nicht abfolut, fondern nah dem nicht überall 


gleichen Arbeitspreife beftimmt. 
15) Generals oder Urlifte. 
16) fpäter Dienftlifte genannt. 
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jeder Woche, und für die Urtheilsjury der funfzehnte jebes 
Monats beftimmt, und am erften deflelben mußte die 
Spruclifte gebildet werden. 

Diefe Einrichtung meicht in einem Punkte mefentlich 
von dem englifhen Borbilde ab, während fie in ans 
dern Beziehungen demfelben fehr nahe fommt. In Eng: 
land fallen nämlich die politifhen Wahlcechte nicht mit 
dem Recht zum Gefchrwornendienft zufammen, weil es zur 
Ausübung diefes Rechts, als einer richteramtlichen Befugniß, 
befonderer Eigenfchaften bedarf , welche dort entbehrlich 
find. Das franzöfifhe Gefeg von 1792 ftellt dagegen 
zuerft den Srundfag auf, daß alle Wähler auch fähige Ge- 
ſchworne feyen, und man weiß wie furchtbar das Schwur: 
gericht in dieſer Seftalt zur Zeit der erften Revolution 
mißbraucht werden konnte! Dennoch ift jegt — nach Abs 
lauf von 56 Jahren — dad neuefte Gefeg v. J. 1848 
wieder zu diefem Prinzip zurückgekehrt, wie wenn es gälte 
die alten Irrthuͤmer immer wieder von neuem anzufangen, 
ja noch zu fteigeen, indem das Gefeg von 1792 doch noch 
einen gewiffen Eenfus für politifche Wählerfchaft und 
Gefhmwornendienft feftfegt, aber auch dieſer gegenmärtig 
verlaſſen iſt. Dagegen läßt das erfte franzöfifhe Jury⸗ 
gefeg, in Uebereinftimmung mit dem englifchen Vorbilde, 
die Spezials oder Dienftlifte von einem volfsthümlis 
Ken (vom Volk gewählten) Beamten nach freiem Er⸗ 
meffen entwerfen, und gewährt dem Angeflagten ein 
ausgedehntes Recufationsrecht, worin derfelbe 
vor dem (öffentlichen) Anktläger begünftigt if. Ja 
der vom Volk gewählte procureur general syndic Ift ein 
nob unabhängigerer Verwaltungsbeamter als felbft der 
englifche, von der Regierung erwählte Sheriff, und beide 
bekleiden ihr Amt nur für eine beftimmte Zeit, laflen 
daher feinen gefährlichen Einfluß auf die Bildung der 
Dienftlifte beforgen. Nur freilich hängt es davon ab, 
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welche Männer duch Volkswahl zu diefem wichtigen 
Poften gelangten! Und als fpäter die Volkswahlen aufs 
hörten, das Prinzip aber beibehalten wurde, erhielt um⸗ 
gekehrt die Regierung durch den von Ihr abhängigen 
Praͤfecten des Departements einen bedenflichen Einfluß 
auf die Bildung des Schwurgerichts, welcher ihr erft Im 
J. 1848 entriffen wurde. Der größere Umfang der Spe⸗ 
zial = oder Dienftlifte, nämlich von 200 Namen, während 
in England die Zahl nur 48 — 72 beträgt, erflärt fich 
aus verſchiedenen Gründen. Vorerſt mußte diefelbe ver- 
hältnigmäßig umfangreicher ausfallen, meil die Zahl der 
gefeglih Berufenen eine viel größere war; fodann bes 
zweckte man ducch die monatliche Haltung der Fleinen oder 
Urtheilsjury zugleih Befchleunigung der Eriminaljuftiz 17) 
und Schonung des Bürgers vor langwierigen, oft wochenlans 
gen Affifenfigungen, zu welchem Behuf e8 einer größeren 
Zahl von disponibeln Geſchwornen bedurfte; endlich wurde 
diefe auch duch das ausgedehntere Recufationsrecht (die 
Verwerfung von 40 Gefchwornen) von Seiten der Pars 
teien geboten, indem nad dem Prinzipe der Gleichheit ?®) 
dem Anfläger die gleiche Befugnig wie dem Angeklagten 
eingeräumt wurde, was zum Nachtheil des legteren 
fpäter noch mehr ausgebeutet wurde. - 


Nach dem Verfaffungsgefeg des Nationalconvents vom 
24. Suni 1793 war e8 gar darauf abgefehen, alle ftandis 
gen Gerichte zu befeitigen, was zu einer wahren Verwilde⸗ 
rung der Rechtspflege geführt hätte. Es kam diefes Ges 
feg aber nicht zur Ausführung, und unter dem Directo: 
rium fuchte man wieder in die Bahn der Ordnung zuruͤck⸗ 


17) wovon die Revolutionstribunale den rechten Gebrauch zu 
machen verftanden. 


18) ein formelles Prinzip, welches nur zu oft die Quelle von 
materieller Ungerechtigkeit oder Unbilligkeit iſt. 
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zulenken, indem man zur Befeſtigung des Amts— 
anſehens alle Obrigkeit vom Directorium abwärts col⸗ 
legialiſch organiſirte, Verfaſſungsgeſetz vom 5. Fructidor 
III (22. Auguſt 1795). Zugleich wurde durch den Code 
des delits et des peines vom 3. Brumair IV (20. Oct. 
1795) die politifche Wahlfähigfeit und damit die Faͤhig⸗ 
keit zum Geſchwornendienſt befchränft. Nah Art. 485 
Diefes Geſetzes kommen nämlich von 1500 Einwohnern 3, 
und wenn der Bezirk 2400 Einwohner enthält, 6 Befaͤ⸗ 
higte auf die Urliſte. Von diefen wählt der Präfect 
oder Verwaltungsbeamte ded Departements die Hälfte, 
wobei derfelbe angewieſen ift die Auswahl mit befonderer 
NRückfiht auf individuelle Fähigkeiten zu treffen. 
Die folchergeftalt reducirte Lifte übergiebt er dann dem 
Beriht. Durch das Gefeß vom 6. Germinal VIII wurde 
diefe Reduction der Urlifte aus der Hand der Verwaltung 
in die des Richters, nämlich des Friedensrichters 
gelegt. Allein dies, wie vieles Andere, wurde durch die 
Napoleoniſche Einrichtung der Fury wieder abgeändert. 
Wir haben daher jegt das Wahlfuftem des Code d’instr. 
erim., und zwar etwa umftändlicher als das der frühes 
ren Gefege zu betrachten, weil e8 eben fo ausführlich und 
complicirt als für eine ſchlaue Regierungspolitif fein (mits 
unter auch plump genug) angelegt ift. 

An die Stelle des bisherigen Prinzips, daß die polis 
tische Wahlfähigfeit zum Geſchwornendienſt befähige, tritt 
jest das Prinzip des Cenfus und der Capacität. 
Nach diefem werden die Gefchwornen duch das Gefet ber 
rufen, und aus ihnen verfertigt der Präfeet des Departe⸗ 
ments ohne alle Eontrofe die Ur- oder Generallifte (liste 
generale), reducirt diefe dann nach freiem Ermeſſen, 
worauf noch eine Reduction durch den Affifenpräfidenten 
ftatt findet. Die folchergeftalt gebildete Lifte wird Dienft- 
lifte (liste de service) genannt, und aus ihr geht die 
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Sprudlifte (le tableau de jury) durch Loos und Recus 
fation hervor. 

I. Die Generallifte Curiiſte). Zur Aufnahme 
in dieſelbe erfordert die Proceßordnung: 

1) als allgemeine Vorausſetzung: Alter von 30 Jahren 
(früher von 25, und nach engliſchem Recht von 21 Jah⸗ 
ren), und Genuß der politifhen und bürgerlichen Rechte. 

2) als befondere Worausfegung: eine folche Stel⸗ 
lung im bürgerlichen Leben, welche nach einem allgemeinen 
Maaßſtabe die Fähigkeit und Tüchtigfeit zum richterlichen 
Dienfte eines Geſchwornen gewährleiftet. Zu diefen Pers 
fonen werden gezählt: a) die lebenslänglichen Mitglieder 
der politifchen Wahlcollegien (les membres des colleges 
electoraux) — ein Collegium oder Wahlförper von f. g. 
Notabilitäten, melde als Arcondiffement : (Kreis >) 
Sollegium zu Stellen in dem Gemeindedienfte des Ars 
rondiffements, und ald Departemental » Collegium zu 
Öffentlichen Dienften in dem Departement ausfchliegfich 
wählbar war, und von den Urmählern der Wahlfreife 
(assemblees du canton) auf Lebenszeit gewählt wurde, 
fo jedoch, daß zum Depart,- Collegium nur Perfonen aus 
den 600 Höchftbefteuerten des Departemens gewählt wer⸗ 
den durften, und ed der Regierung frei ftand, diefe Wahl: 
förper durch (um diefelbe) verdiente Männer, Mitglieder 
der Ehrenlegion ꝛc. zu verftärfen. So fehon nach dem, 
unter der Confularregierung erlaffenen Gefeg vom 4. Auguft 
4802 1%)! — b) die 300 Höchftbefteuerten des Departe: 
ments; c) die vom Kaiſer (König) ernannten Verwal⸗ 
tungsbeamten (!), oder folhe, die mindeftens 4000 
Franken beziehen; d) die Advocaten, Doctoren und Li⸗ 
centiaten der 4 Facultaͤten, und die Mitglieder und Cor: 
refpondenten des Inſtituts (de Y’Institut), und anderer 


19) Daniels a, aD. ©. 159 Ann. 
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von der Regierung anerkannten gelehrten Gefellfchaften ; 
endlich e) die Notare, und die in den beiden erften Elafs 
fen der Gemwerbefteuer beitragenden Banquiers, Wechſel⸗ 
agenten, Großhändler, Kaufleute Bon diefen fünf 
Slaffen beruhen die drei erften auf dem Maafftabe des 
Vermögens und theilweife auch der Stellung im Staats: 
dienft; die vierte, unabhängig von Eenfus und Staats⸗ 
dienft, auf Intelligenz oder wiffenfchaftlicher Befähigung ; 
die fünfte endlich auf Gefchäftsfunde, theild ohne Rück 
fiht auf Vermögen, wie bei den Notaren, theils unter 
Berüchfihtigung deffelben, wie bei den übrigen Perfonen 
diefer Claſſe. 

| Doch nimmt e8 die Proceßordnung nicht fo ftreng 
mit der gefeglichen Berufung, indem fie auc eine Dies 
penfation von den Erforderniſſen des Geſetzes zuläßt, 
wenn e8 zum Nutzen der Regierung, d. h. zu Verfolgung 
von Parteizwecen, dient. Der Art. 282 — über den 
ſich Leue a. a. O. verdientermaßen fehr ftarf aus: 
deut — ſetzt nämlich feft: „Sollte Jemand, welcher in 
feiner der Elaffen des Art. 382 fteht, nah der Ehre 
fireben, den Dienft eines Gefchwornen zu befleiden (de- 
siderait &tre admis a P'honneur de remplir les fon- 
ctions de jure), fo kann er in die Generallifte eingetragen 
werden, wenn er bei dem Präfecten darum nachſucht, 
diefer günftige Erfundigungen (des renseignements 
avantageux) über ihn eingezogen hat und der Minifter 
des Inneren 2) die Autorifation dazu ertheilt” — um 
natürlich fpäter auch in der vom Präfecten entworfenen 
Dienftlifte zu fiehen. Ja der Präfect braucht nicht eins 
mal auf Anmeldungen ſolcher ehrfüchtigen Männer zu war: 
ten, fondern ee „kann kraft feines Amts Jeman⸗ 


— — 


20) denn unter dieſem ſteht der Präfect als Verwaltungs⸗ 
beamter. 
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den (d. h. fo viele er will) dem Minifterium des Inneren 
empfehlen.” Der Affifenpräfident, dem nach dem Präs 
feeten die zweite Sichtung zufommt, koͤnnte freilich diefen 
Intriken einen Strich durch die Rechnung machen; da er 
aber nicht weiß, wer als gefeglih Berufener, und mer 
als Ehrengeichmworner auf der vom Präfeeten erhaltenen 
Lifte fteht, fo ift er nicht einmal im Stande, das Rächers 
amt gegen eine folche geheime Polizei auszuüben. 

Weiter unterfcheidet die franzöfifhe Proceßordnung 
zwiſchen gewiſſen Perfonen, welche aus befonderen 
Gründen vom Gefbmwornendienft ausgefchloffen 
feyn follen, und folchen, die von diefem  Dienfte dis 
penfirt werden fönnen, wenn fie um Enthebung von 
demfelben nachfuchen. An die erfte Elaffe gehören Minis 
free, Präfeeten, Unterpräfeeten, Richter, General: und 
Staatsprocuratoren und deren Subftitute, und Geiſtliche 
jeder Confeffion (ministere d’un culte quelconque ), 
während das englifche Recht diefe und andere Perfonen nur 
fie berechtigt zum Geſchwornendienſt, nicht auch für ver: 
pflichtet erflärt. In die zweite Claſſe gehören: Diejenigen, 
welche ſchon als Geſchworne functionirt haben, für die 
Dauer von zwei Jahren; Staatsräthe, denen ein Ver: 
waltungsgeſchaͤft obliegt (Hauptvorfteher eines Staats⸗ 
verwaltungsjweiges, wie Daniels a. a. D. uͤberſetzt); 
Regierungscommiffäre bei den Verwaltungs s oder Sinanzs 
behörden; endlich Greife von 70 Jahren. 

Aus den gefeglich berufenen Perfonen wird die Ges 
nerallifte (liste generale) von dem Präfecten des 
Departements, einem von der Regierung völlig abhängis 
gen und willkuͤrlich entlaßbaren Verwaltungsbeamten 2U),' 
entiworfen, ohne daß diefelbe , wie nach englifchem Recht, 


21) Bon der Willkür der Entlaßbarkeit kann man fi in 
Deutſchland kaum die rechte Vorſtellung machen. 
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zum Behuf ettwaniger Keclamationen dffentlidy bes 
fannt gemacht würde. ine öffentliche Befanntmachung 
der Generallifte wäre aber auch völlig zmwecfloß, weil eben 
derfelbe Beamte die Dienftlifte, und zwar nad 
freiem Ermeflen, zu verfertigen hat, mithin bie in der 
Generallifte von ihm übergangenen und auf gefchehene 
Reclamation in diefelbe aufgenommenen Perfonen doch 
wieder ftreihen, und unter dem Titel von (geheimen) 
Eh rengeſchwornen felbft gefeglih unfähige Subjecte in die 
Dienftlifte aufnehmen kann. Auch bringt ſchon diefes Ins 
ftitut der Ehrengeſchwornen eine Verheimlichung der Gene⸗ 
ralliſte mit fich. 

U. Die Dienftlifte (liste de service), d. h. das 
Verzeichniß der bei den Affifen für das laufende Jahr zu 
verwendenden Gefchwornen, geht theild von dem, die 
Generallifte verfertigenden Präfecten des Departements 22), 
theild von dem Affifenpräfidenten aus. Der erfte und 
zugleih Haupttheil daran kommt dem Präfecten zu. Dies | 
fer verfertigt nämlich im Auftrage des Affifenpräfidenten, 
welches 14 Tage vor Eröffnung der Sigung gefchehen foll, 
aus der Öenerallifte ein Verzeichniß von 60 ihm am taug⸗ 
lichften ſcheinenden Geſchwornen, ganz nach freiem Ermeffen, 
und überfendet die Lifte dem Affifenpräfidenten, und 
diefer hat dann innerhalb 24 Stunden nach gleichem freien 
Ermeffen die Lifte auf 36 Gefchworne zu veduciren. Die 
fo gefertigte Dienftlifte wird innerhalb der nämlichen Srift 
dem Präfecten zurüdgeftellt, um den Gefchwornen ihre 
Wahl zu eröffnen und fie zum Sigungstage vorzuladen. 

Sp anftößig hier die Function des Präfecten ift, 
eben fo ungeeignet ift die des Affifenpräfidenten, 
weil diefer, was zu einem vorfigenden Richter der Jury 


22) während in England die Generallifte von dem Friedens 
richter,, die Dienftlifte von dem Sheriff, alfo jede von einem 
andern Beamten verfertigt wird. 
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nicht. paßt, dadurch feicht in den Verdacht der Partellich> 
feit fommt; und wenn durch ihn, als einen von der Res 
gierung unabhängigen Beamten ®), eine Paralyfirung des 
ſchaͤdlichen Einfluffes des Präfecten bezweckt werden foll, 
fo fann dieſer Zweck nicht einmal erreicht werden, weil 
ihm die Perfönlichfeiten in der Regel unbefannt feyn wer⸗ 
den, und zudem eine fo kurze Srift wie die von 24 Stuns 
den zur gehörigen Sichtung nicht ausreiht. In beiden 
Beziehungen ift ihm der Präfeet weitaus überlegen, ſowie 
drittens noch Hinfichtlich des Umfangs der Auswahl. Denn 
was till eine Auswahl aus 60 Perfonen gegen eine Auswahl 
aus der Generallifte bis auf 60 Perfonen bedeuten ? 

IL. Die Spruchliſte (le tableau de jury), d. h. 
die Zmölfmännerlifte, welche aus der Dienftlifte der 36 
Geſchwornen am Site der Affifen: durch das Loos und 
durch Recufation gebildet wird. Diefer Act gefchieht nicht, 
wie in England, in öffentlicher Sigung, fondern in ges 
heimer, aber in Gegenwart der Parteien, d. h. des Ange⸗ 
klagten und deffen VBertheidigerd, und der Staatsbehörde 
oder ihres Subftituten, unter der Leitung des Aſſiſenpraͤ⸗ 
fidenten oder eines von diefem beauftragten Richters des 
Affifenhofs. Bleiben, entfchuldigt oder unentfihufdigt, 
von jenen 36 Männern fo viele aus, daß weniger al$ 
dreißig übrig bleiben, fo muß die Zahl bis auf 30 aus den 
Ergänzungsgefhmwornen verbollftändigt werden. 
Diefe werden aus der Ergänzungslifte gezogen ,. welche der 
Präfect gleichzeitig mit der Hauptlifte aus den am Sitze 
des Afjifenhofs befindlichen *), zum Gefchtwornendienft 


23) wozu aber feine Ernennung dur den Suftizminifter 
nicht recht paßt. 

24) denn diefe find immer disponibel und für fie ift die Fun⸗ 
ction am mwenigften befchwerlich; auch kann es ihrer oft gar 
nicht bedürfen. Aufs Ungemifle hin will man aber feine Ges 
ſchwornen einberufen. 
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befaͤhigten Perſonen — alſo aus einem engeren Kreiſe 
als die Hauptliſte — zu verfertigen hat. Hiernach iſt 
die Zahl der Geſchwornen, aus welchen die Spruchliſte 
zu bilden iſt, bald 36, bald weniger, nur nicht unter 30, 
durch welches Minimum das ohnehin verkuͤmmerte Recuſa⸗ 
tionsrecht des Angeklagten noch mehr verkuͤmmert wird. 
Denn zuletzt werden ihm aus der Dienſtliſte zwoͤlf, oder 
mit Inbegriff der Huͤlfsgeſchwornen, 13 oder 14 Ge⸗ 
ſchworne aufgenoͤthigt. Dieſe Huͤlfsgeſchwornen ſind 
verſchieden von den Erſatzgeſchwornen, indem ſie bei Ver⸗ 
handlungen, welche vorausſichtlich von laͤngerer Dauer ſeyn 
werden, außer der Zwoͤlferzahl durch das Loos gezogen 
werden, um ergaͤnzend (z. B. wenn ein Hauptgeſchworner 
erkranken ſollte) einzutreten. Da indeß der Code dar⸗ 
uͤber keine Beſtimmung enthaͤlt, ſo darf der Aſſiſenpraͤſi⸗ 
dent dies nur mit Zuſtimmung der Staatsbehoͤrde und des 
Angeklagten, deren Recuſationsrecht dadurch verkuͤrzt wird, 
anordnen. 

Mit dem Recuſationsrecht, welches auch die ſpaͤteren 
Geſetze unverändert beließen, fteht es nach der Prozeßord⸗ 
nung fo: ' 

Beiden THeilen, dem öÖffentlihen Anfläger (der 
Staatsbehörde) und dem Angeflagten, fteht nah dem 
Prinzipe der formalen Gleichheit 28) das gleiche Ableh⸗ 
nungsreht ohne Angabe von Gründen zu, alfo 
mit Ausfchlug aller motivirten Ablehnungen, die dag 
Gefeß (abweichend vom englifhen Recht) gar nicht zus 
läßt. Die Ablehnung muß von beiden Eeiten fogLeich: 
erfolgen, wie der Name aus der Urne gezogen wird, und 
ehe zu einer weiteren Ziehung übergegangen wird, was 
ein offenbarer Ruͤckſchritt von dem erften Jurygeſetze (vom 
16. Septb. 1792) iſt, und zwar hat der Angeklagte die 


25) welches das englifche Recht hier mit Recht nicht anerkennt. 
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erfte Erflärung abzugeben, zu welchem Behuf ihm (mag 
jedenfalls eine zu Furze Friſt Ift) die Dienftlifte 24 Stun: 
den vor der Ziehung mitzutheilen if, Macht er nun bei 
dem ausgeloften Geſchwornen feinen Gebrauh von dem 
Recufationsrechte, und erflärt ihn damit für feinen Vers 
trauensmann, fo hat dann die Staatsbehörde das Recht. 
ihn ihrerfeits zu vecufiren, wodurch der Angeklagte in 
großen Nachtheil kommt, fo leicht auch diefer vermieden 
toorden wäre, wenn das Gefeß die Reihenfolge nur um: 
gefehrt hatte So viele Geſchworne nun der eine Theil 
recuſirt, fo viele darf auch der andere recufiren, nur daß 
das Ablehnungsreht aufhört, wenn blos noch 12 Ges 
ſchworne von der Dienftlifte übrig. bleiben, welche fish mit: 
hin der Angeflagte als Richter der That gefallen laffen 
muß. Was von Einem Angeklagten gilt, gilt auch von 
mehreren, d. h. Mitangeklagte dürfen gemeinfchaftlich 
nicht mehr Gefchworne ablehnen, als ein Einzelner recufis 
ven dürfte. Können fie ſich über eine gemeinfchaftliche 
Ausuͤbung diefes Rechts verftändigen, fo fteht ed ihnen 
frei. Sonft haben fie das Recufationsrecht in der durch 
dad Loos unter ihnen beftimmten Reihenfolge auszuüben, 
und wer an der Reihe ift, fchließt (wie dies auch in Eng: 
land gilt) die Recufirten für fih und die MitangeBlagten 
aus. Alle Ablehnungen gefchehen unmotiviet, und das 
Gefeg (Art. 399 Abſ. 4) verbietet ausdruͤcklich beiden 
heilen, dem Angeflagten und der Staatsbehörde, die 
Ablehnungsgründe anzugeben. Ye größer nun der Eins 
fluß des Regierungs= Präfecten auf die Bildung der General: 
und insbefondere der Dienftlifte ift, um fo bedenklicher 
erfcheint e8 dem Angeflagten, nur unmotiviete , d. h. 
neben denfelben nicht auch motivierte Ablehnungen zu 
geftatten, wie dies das englifche Recht im wohlbegruͤnde⸗ 
ten Intereſſe der Vertheidigung zuläßt. Zwar kann nach 
der Procekordnung in geriffen Fällen, 3. B. wenn wort 
Archiv d. Er. R. 1849. Iv. St. XX 
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den Zwölfmännern ein abfolut oder relativ unfähiger Ge⸗ 
ſchworner fich befand *), Eaffation gegen das Urtheil 
eingelegt werden , aljo durch einen Umweg erzielt werden, 
was dur motivirte Recufation geradezu erreicht wäre. 
Allein dies reicht lange nicht aus. Auf der andern Seite kann 
aber freilich nicht verfannt werden, daß das Prinzip des 
englifhen Rechts, dem Angeklagten feine Richter au fzu⸗ 
deingen, zu denen er einmal fein Bertrauen haben fann, 
mit Einrichtungen zufammenhängt , die ſich durch fein Ges 
feg einführen laſſen, fondern im Volk ſich ausgebildet 
haben müflen, um im Bolfsleben gedeihen zu fönnen. 
Daher erfcheint die franzöfiihe Jury überall als eine ver: 
ungluͤckte Eopie dee englifhen, und jegt haben wir in 
Deutfchland die Aufgabe, wieder Eopieen von diefer Eopie 
zu machen, und fönnen nur froh feyn, wenn wir die 
ärgften Mißgriffe der älteren und neueren franzöfifchen Ge⸗ 
fee bis zu dem allerneueften Gefe vom J. 1848 glücklich 
vermeiden ! 
(Der Beſchluß im erften Stüd des folg. Jahrg.) 


nn — — 


26) Zu den letzteren gehören ſolche, welche in der namlichen 
Sache als Beamte der gerichtlichen Polizei, Zeuge, Dolmet⸗ 
ſcher, geſchworner Kunſtverſtändiger der Partei aufgetreten 
find — bei Strafe der Nichtigkeit, ſagt Art. 383. Eben 
fo Art. 381: Bei Strafe der Nichtigkeit Eann Feiner das 
Amt eines Geſchwornen bekleiden, wenn er nicht 30 volle 
Jahre zählt, und der politifchen und bürgerlichen Rechte wicht 
theilhaftig iſt. 
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XXIII. 


Geſetzgeberiſche Thätigkeit im Großherzogthum Heſſen 
in Bezug 


auf Strafrecht und Strafverfahren 
ſeit dem März des Jahres 1848. 


Darlegung von Herrn Advokat Bopp 
in Darmſtadt. ˖ 


Jeder, welcher ſich fuͤr die Strafrechtswiſſenſchaft und 
deren Einwirkung auf das Leben intereſſirt, wirft ſeit den 
Maͤrztagen einen Ruͤckblick auf die Zuſtaͤnde vor dieſer Zeit 
und die Entwickelungen ſeit dieſem fo denkwuͤrdigen Zeit: 
punkt. Nichts waͤre, in Betracht der Tendenzen dieſes 
Archivs, wuͤnſchenswerther, als wenn — da Deutſchland 
noch nicht aufgehoͤrt hat aus einzelnen Staaten zu be⸗ 
ſtehen, nur die Hoffnung hat, daß dieſe durch einen 
Bundesſtaat enger verknuͤpft werden — unſere Zeitſchrift 
in den Stand geſetzt würde, Berichte zu liefern, welche fich 
zur Aufgabe machten, einen ſolchen Ruͤckblick zu gewähren 
und darzulegen, welche Ergebniffe die Entwicfelungen der 
neueften Zeit gebracht Haben. 
Gegenmärtiger Beitrag foll mein Scherflein feyn. 


$. 1. 
Einleitung. 
Als im Jahr 1816 die jegige Provinz Rheinheflen 


Beftandtheil des Großherzogthums RochhohäRH wur, 
VUN 
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ſtellten ih auch in Bezug auf Strafrecht die fchrofffien 
Gegenfäge dar. In Liefer Provinz des linken Rheinufers 
berrfchte der franzoͤſiſche Etrafcoder mit feinen guten und 
ſchlimmen Eigenfchaften, während in den beiden Provinzen 
des rechten Rheinufers das gemeine deutiche Eriminalredht, 
modiſicirt und vervollftändigt Durch eine Reihe von Parti⸗ 
fularverordnungen, oder vielmehr die Königin, Pragis 
genannt, die Rechtsſprechung lenkte!) — Zuftände in 
einem großen Theile des deutſchen Vaterlandes. Waͤh⸗ 
rend nun ſchon im Jahr 1822 eine alle drei Provinzen des 
Staats umfaflende Strafgefeggebung, das auch das Ber: 
fahren begreifende Militärftrafgefegbuch , das von der Ge: 
ſetzgebung anderer deutfchen Staaten zum Mufter. genoms 
men wurde, zu Stande fam ?), begannen Damals erft die 
Vorarbeiten für die Entmerfung eines Criminalgeſetzbuchs, 
Das erft nah vielen Fahren auf dem Landtage von 
1838 / nun zu Stande kam. Wohl fanden ſich dadurch die 
Bewohner der beiden Alteren Provinzen fo ziemlich befries 
digt, da ſich das Chaos zu einem geordneten Ganzen ges 
ftaltet Hatte, Man trug Nachficht mit manchen Gebrechen 
und Mängeln, 3.8. mit der Härte der Todesftcafe und 
der Infamirenden Strafen für fogenannte politifche Ber: 





1) S. meinen Artikel: Heffen, Großherzogthum, im fünften 
Band des NRechtslericons, herausgegeben von Weisfe, Leips 
jig 1844, ©. 294. Br eidenbakh, Commentar über das 
(Beoßberzonlich Heffifehe Strafgefesbuch und die damit in Vers 
bindung flehenden Gefege und Verordnungen, nad) authentis 
ſchen Quellen, mit befonderer Berüdijichtigung der Gefeßgebungss 
werte anderer Staaten, namenzlic) des Königreihs Wuͤr⸗ 
temberg und des Großherzogthuns Baden. Bd. 1. Abıh. 1. 
Darmſtadl 1842, Einleitung Zweiter Abfchnitt, Überfchrieben: 
Zuftand der Strafr ehtspflege vor Verkündi— 
gung des Strafgefeghbuds, ©. 131 — 145. 


3) Zofbezean⸗ Heſſiſches Militär-Strafgeſetzbuch. Darıma 
ſtadt 4 S. 8. Supplemente und Erläuterungen zu 
Dem Grbe be —R8 — B. 
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gehen und Verbrechen?) : eine Erfcheinung ,. welche fid ers: 
Elären. laßt, wenn man bedenft, daß das Gefegbud zu 
einee Zeit zu Stande fam, da die Reaction zuc vollen 
Herrſchaft gefommen war und die Wahlfammer zum größs 
ten Theil von Staatsdienern gebildet wurde, und tröftete 
fih damit, daß nach einigen Jahren, unter freieren Zus 
ftänden und mit Benutzung der inzwiſchen gewonnenen Erz 
fahrungen, zu durchgreifenden Reformen gefchritten werden 
fole. Eine andere Stimmung pulficte in den Bewohnern 
der Provinz Rheinheflen, deren Coder in dem neuen Strafs 
gefegbuch unterfant., Manche Schärfen des Erfteren hats 
ten — abgefehen davon, daf der Art. 105 des Staats⸗ 
grundgefeges, melcher beftimmt: „Die Strafe der Con— 
fiscation des ganzen Vermögens foll für alle Zeiten abges 
ſchafft feyn”, dieſe Strafart verbannte und die Gas 
leerenftrafe von felbft wegfiel — die gefeßgebenden Gewalten 
abgefchliffen, 3. B. durch das Geſetz vom 31. December 
1829, welches die Strafe der Brandmarfung verbannte*), 
Andere Echärfen hatte die Rechtsfprechung abaeftumpft — 
das Geſchworneninſtitut aͤußerte hier feinen wohlthaͤtigen 
Einfluß. In manchen Beziehungen äußerte fih der Code 
penal milder, als der neue Coder, der ſich mit Unrecht 
ganz allgemein den Ruhm der Milde vindieirte, oder er 
fah in Handlungen, welche diefer jüngere Bruder zu Des 
licten ftempelte, Fein ftrafbares Moment P), Dazu fam, 


3) Mittermaier, Die Strafgefetzgebung in been Fortbil⸗ 
dung. Zweiter Beitrag, Heidelb. 1843. 8. XII. Das heſſi⸗ 
fhe Strafgefegbuh, ©. 193 — 202. vergl. mit der von ihm 
veranftaltsten neueften Ausgabe von Feuerbachs Lehrbuch 
des peinl. Rechts. Gießen 1847, ©. 248. 249 (Note V de6 
Heransg.) 

4) Mitgetheilt im 14. Bande von Hitzias Annalen der Deutz 
fhen und ausländifehen Criminalrechtspflege. Berlin 1831, 
©. 408 — 411 

5) Mittermaier a. a. O. 6. XV: Kortihrätte der Steaks 
gefeggebung in Frankreich zc. bei. S. 61 Ta. 
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daß der Code, ſchon dur feine Einfachheit anfprechend, 
zugleich verwebt war mit theueren Inftitutionen, die um 
fo höher gefhäßt wurden, je mehr fie Gefahren ausgefekt 
fhienen und die Meinung herrſchte, daß eine Garantie 
einen Zauberfreis un das Ganze gezogen habe ®), daß 
das neue Geſetzbuch, freilich nur folgemweile , die Compe⸗ 
ten; des Geſchwornengerichts in enge Schranken zuruͤck⸗ 
drängte, während in Betracht gezogen werden muß, wel⸗ 
ben hohen Werth diefes Inſtitut für die Bewohner des 
linfen Rheinufers hat, daß ferner diefes Gefegbuch die 
Stellung der von den Geſchwornen zu beantwortenden 
Fragen oft zu einer fehwierigen Aufgabe macht 7), daß 
endlich den für Politif fo empfänglichen Bewohnern der 
Provinz Rheinheffen nicht entgehen Fonnte, der neue Eos 
der fey in Bezug auf die fogenannten politifchen Verbrechen 
bei feinem ältern Bruder, dem Sohn des Despoten, ge: 


6) v. Bagern, Rehtlihe Erörterung über den Inhalt und 
Beſtand der der Provinz Rheinheffen Landesherrlich verliehes 
nen Sarantieen ihrer Rechtsverfafiung bei Verwirklichung des 
Art. 103 der Staatsverfaſſung. Worms 1847. Dagegen: Die 
Garantie der franzöfifchen Einrichtungen in der Provinz Rheins 
beffen im Verhältniß zu der allgemeinen Gefeggebung des 
Großherzogthums vom ftaatsrechtlichen und politifchen Stands 
pyunft. Eine Gelegenheitsfchrift von A. Kraus, Hofger. 
Adv. in Darmſt. 1847; und Seitz, Die rheinheffifchen Rechts⸗ 
inftitutionen in ihrem Verhältnig zur allgemeinen Eodification 
des Großherz. Heffen und die vermeintlichen landesherrlichen 
Sarantieen der Erfteren. Eine Beleuchtung der Schrift des 
Herrn Heinrich von Gagern 1. Regensb. 1847. Die 
Verfündigung vom 6. März 1848 garantirte der Provinz 
„bis zur Einführung einer allgemeinen deutfchen Gefeßgebung 
ihre Suftitutionen und Gefege. ” 


7) v. Sagern a a. O. ©. 260. ©. auch noh: Neue Sahrs 
bücher für fächfifhes Strafrecht, Bd. 4. 1846. Nr. V: 
Ueber die Deffenrlihfeit des Strafverfahrens. 
Ton Schwarze, S. 55 fg. S. 86 gedenkt der Verf., welcher 
Alfifenfigungen in Rheinheffen beimohnte, feiner dahin achen: 
den Beobachtungen. 
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Iehrig in die Schule gegangen und begünftige die politis 
ſchen Hexenprozeſſe 8). 

Umgeben von ſolchen Stimmungen trat die neue 
Strafgeſetzgebung ihre Herrſchaft an (erſter April 1842), 
bald unterſtuͤtzt durch das begonnene, leider noch nicht zum 
Ziel gelangte Unternehmen eines ſich ihr zur Seite ſtellen⸗ 
den lichtvollen Commentars, durch welchen ſie dem Ver⸗ 
ſtaͤndniſſe näher geführt werden ſollte 9). ' 

Eine fpätere Ständeverfammlung, die im December 
1844 zum zehnten Landtage eröffnete, follte Durch eine um: 
faflende Polizeiſtrafgeſetzgebung das Strafgefegbuch gleichs 


— u... 0 


8) Einer Erwartung wurde Genüge geleitet, indem der Abg. 
Profeſſor Hillebrand Cim November 1848) folgenden Anz 
trag ftellte: „In Erwägung 1) daß unfere politifchen Ver— 
hättniffe, feit dem März d. 3. auf einer ganz neuen Grunds 
lage ruhen; 2) dak es wefentlihe Bedingung eines mohls 
geordneten Staatslebens ift, daß in demfelben die Snftitutios 
nen mit den Fundamentalprineipien möglichit übereinftimmen ; 
3) daß gerade in Abficht auf politifche Vergehen und Belei⸗ 
digung der Amtsehre das damofratifche Princip möglichfte Ges 
währ anzufprehen hat; daß 4) in unferm Gefesbuh ein 
fhneidender Widerſpruch ftastfindet zwifchen jenem officiell 
anerkannten Principe und den in Bezug auf politifche Ber⸗ 
gehen und Beleidigungen der f. g. Amtächre beftehenden Ges 
fegen, indem diefe unter dem Ginfluffe des Abfolutismus ges 
geben worden find; in Erwägung endlih 5) daß bei dem 
Fortbeſtehen diefer Verhältniſſe unfere Wolksfreiheit in den 
wefentlichften Beziehungen eine Zäufhung fen (mie denn die 
neueren Proceduren auf diefem Gebiete Leider bedrohlich ges 
nug erfcheinen) — trägt Unterzeichneter darauf an, die Kam⸗ 
mer möge die Staatsregierung erfuhen, ungefäumt einen 
Gefegesentwurf, "betreffend die Abänderung der auf alle polis 
tifche Vergehen und auf Beleidigung.der Amtsehre bezüglichen 
Artifel unferes Strafrechts, den Ständen vorzulegen.” Dies 
fer Antrag wurde an den Gefeggebungsausfchuß zur Begut⸗ 
achtung gewiefen; er Fam aber nicht zur Berichtserſtattung. 
Die Zwifchenzeit hat die Motive zur Erneuerung des Antrags 
fehr beſtärkt. 


9) Die beiden in den Jahren 1842 und 1844 erfchienenen Ab: 
theilungen des erften Bandes des Breidenbacd’fhen Com⸗ 
mentars umfaflen nur den allgemeinen heil. Nach Revifion 
des Geſetzbuchs, die nicht länger verfchoben werden kann, SS 
das verdienftliche Werk vollendet werden. 
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ſam ergaͤnzen und das Werk der Strafgeſetzgebung der 
Vollendung nahe fuͤhren. Wirklich nahmen auch die 
Staͤnde den in 401 Artikel zerfallenden Entwurf des Poli⸗ 
zeiſtrafgeſetzes, nachdem die Staatsregierung ſich mit 
ihnen wegen vieler Abänderungen und Modificationen vers 
ftändigt hatte, an. Im November 1847 im Regierungs: 
blatt publicirt,, follte das auf 376 Artifel veducirte Geſetz, 
für die Provinz Rheinhefien an die Stelle des bisher in 
Geltung gebliebenen vierten Buchs des Code penal, mit 
dem 1. uni 1848 „im ganzen Umfang des Großherzog: 
thums in Wirffamfeit” treten. 


Dazu follte ed nicht fommen. 


Die nämlichen Gegenfäge, melde ſich in Bezug auf 
das Strafrecht in das Auge fahen, als im Jahr 1816 
der noͤrdliche Theil des franzöfifchen Departements Don⸗ 
nerdberg als Provinz Rheinheffen Beftandtheil des Groß: 
herzogthums wurde, erhoben fih in Bezug auf das 
Strafverfahren. Dort hatte fi der franzöfifche 
Strafprozeß im Kreife feiner Inftitutionen — Anklage, 
Deffentlichfeit, Mündlichkeit, Schwurgeriht — einge: 
bürgert, waͤhrend in den beiden älteren Provinzen das 
deutfehe Eriminalverfahren mit der Unterfuchungsmagime, 
Schriftlichkeit und Heimlichfeit herrſchte. Schon ein Edict 
vom Jahr 1817 hatte, der Nothwendigkeit der Entfer⸗ 
nung folcher Gegenfäge Gehör gebend, verfprochen, daß 
diefes Strafverfahren den Reformen im Beifte des in Rheins 
heſſen herefchenden zugeführt werden folle; allein nach 
dreißig Jahren — Zeugniß der Prozeß Weidig, der mit 
feinen Schreefniffen auch vor meinen Augen dahinfchritt — 
waren diefe Zufagen nicht in Crfüllung gegangen, und 
erft nach weiteren Jahren, wenn dad bürgerliche Geſetz⸗ 
buch zu Stande gefommen, follte, auf Grundlage von 
Bereinbarungen auf dem Tandtage von 18% (na, wonach 
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mar dem Anflageverfahren und dem Princip der Münd: 
lichfeit Raum gegeben werden, aber die Deffentlichfeit 
vor dem Yublicum nur befchränft geftattet und das 
Schwurgeriht ganz vor der Pforte bleiben folle, Hand 
angelegt werden. 


Die Ständeverfammlung war zum eilften Landtag 
im Decem ber 1847 eröffnet worden. Der Thronrede zus 
folge follte ſich dieſer Landtag, welcher in feiner zweiten 
Kammer ein anderes Geſicht zeigte — indem das gefteigerte 
Mißtrauen viele Stühle, welche früher von Staatsdienern 
eingenommen gewefen waren, Landboten, Anwälten u. f. w. 
eincräumte — nur mit der Civil gejeggebung, mit dem 
Entwurfe weiterer Abtheilungen des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des deutfchen Wechfelvechts befchäftigen Die 
Stimmung der zweiten Kammer war in Anerkennung eines 
‚tief gefühlten und auf früheren Landtagen dringend geltend 
gemachten Beduͤrfniſſes, deſſen Befriedigung nicht länger 
aufgefchoben werden dürfe, dafür, daß das Strafver: 
fahren als der nächfte Gegenftand der ftändifcpen Thä > 
tigfeit auf dem Felde der Rechtsgeſetzgebung erſchbeine. 
Diefe Stimmung führte zu einem bald geftellten Antrag. 
Denn ſchon in der firbenten Eigung am 21. December 
1847 ftellte der Abg. Reh (Advokat und fpäter Mitglied 
und zeitweifer Präfident der verfaffunggebenden National; 
verfammlung) den Antrag: „die Staatsregierung zu 
erfuhen, wenn nöthig mit Beifeitefegung anderer Gefeßs 
gebungsarbeiten, die Bearbeitung des Ötrafprozefgefeßs 
buch, mit Zugeundlegung des in der Provinz Rheinhef- 
fen beftehenden, fofort zu beginnen.” Wohl Fonnte der 
Antragfteller zur Begründung feiner Motion u. A. vors 
tragen: Diefer Theil der Öefeggebung (Prozeßgeſetzgebung) 
ift ohne Widerfpruch der wichtigſte, und das Bedürfnig 
nach ihm in den beiden Provinzen Starkengurg ud uw 
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hefien ein wahrhaft dringendes. Der Strafprogeß insbe⸗ 
fondere befindet fi diefleits in einem Zuftande, der nicht 
traurig genug gefchildert werden kann. Diefe allgemein 
anerkannte Wahrheit hat auch bereit8 mehrere Anträge 
hervorgerufen, von welchen der des Abg. Köfter vom 
vorigen Landtage vorzugsmeife zu nennen if. Die fofor: 
tige Bearbeitung des Gefeged über das Verfahren in 
Strafgefegen follte durch fie veranlagt werden. Ich er: 
achte es für eine Gewiffenspfliht der Kammer, den durch 
diefe Anträge eröffneten Weg beharrlich zu verfolgen. Es 
hätte nie verfannt werden follen, daß die Öefehgebung 
früher die Formen beftimmen muß, in welchen das Geſetz 
feine Anwendung finden foll, als es letzteres beftimmt. 
Bei einem Staat, welcher feine Geſetzgebung beginnt, ift 
dies in die Augen fallend. Es bleibt aber ebenfo wahr 
für den Staat, der das Bedürfnif einer Umgeftaltung 
feiner Gefege fühlt. Fuͤr unfer Land gilt Beide. Das 
Verfahren in Straffachen ift theils gar nicht gefeglich ges 
regelt, theils bedarf es, ſoweit e8 ein gefegliches Funda⸗ 
ment hat, einer vollftändigen Reform. Steht dies feft, 
fo erfcheint die Ruͤckſicht auf die bis jegt eingehaltene Weife 
der Bearbeitung des neuen Geſetzbuchs als eine völlig 
untergeordnete. Die Bearbeitung des Kivilgefegbuche 
fann vorerft beruhen, und die des Strafprozeſſes begin: 
nen. Großen Schwierigkeiten wird letztere ohnedies nicht 
unterliegen. Denn e8 Fann ſich nur davon handeln, den 
vortrefflihen Strafprozeß der Schweſterprovinz Rheinhefs 
fen, mit den durch die Erfahrung gebotenen Abänderuns 
gen, jedoch undefchadet der Integrität des Princips der 
Deffentlichfeit und Mündlichkeit des Verfahrens und des 
Inſtituts der Geſchwornen, zu einem Gemeingut des ganz 
zen Sroßherzogthums zu machen, ” 


Inhalt. 


Erſtes Stück. 


1. Die Zuſammenſetzung der Schwurgerichte. Ein Votum 
von Heffter. | 


11. Die Gefeggebungen über Belagerungsftand, Kriegsrecht, 
Standreht und Suspenfion der Gefege über perfönliche 
Freiheit, gepruft von Mittermaier. — 29 

IH. Gegen Anklage» Jury und für Specials Verdict. Don 
Herrn Dr. F. A. Biener, geheimen Juſtizrath in 
Dresden. — 74 


IV. Das Denunciationsunmefen der neueren deutfchen Gefeßs 
gebungen. Bon Hepp. — 1 


V. Ueber das Verbrechen verlegter Nichterpflicht im Civil⸗ 
prozefle und deſſen Concurrenz mit Betrug, Kälfchung und 
gewaltfamen oder heimlichen WBerlegungen. Bon. Herrn 
Dr. 3. Brackenhoeft, Privardocenten in Heidelberg. — 158 


Zweites Stüd. 


VI Die Sefeßgebung über die Vorunterfuhung in ihrem 
Verhältniß zu den geforderten Grundlagen des Gtrafpros 
zefles. Von Mittermaier. (Kortfegung des Auffages 
Nr. XV. im Jahrgang 1848.) ©. 17 


VI. Die Beſtrafung zufammentretender Verbrehen. Bon 
Dr. Ludwig von Sagemann, ©eneralauditor in 


Karlsruhe. — 220 
VII. Ueber den Begriff des Hochverrathes, von Herrn Dr. 
Marquardfen in Deidelberg. — 246 


IX. Ueber dos Verbrechen verlegter Nichterpflicht im Civil⸗ 
prozeffe und defien Concurrenz mit Betrug, Fälfhung und 
gewaltſamen oder heimlichen Werlegungen. Won Herrn 
Dr. &. Bradenhoeft, Privardocenı in Heidelberg. (Bes 
fhluß von Nr. V. im 1. Stüd.) — 266 


X. Das Denunciationsunwefen der neueren deutfchen Gefebs 
gebungen. Bon Hepp. LBefhluß von Nr. IV. im 
1. Hefte.) — 237 


Drittes Stüd. 


XI. Die Gefepgebung über die Vorunterſuchung in ihrem 
Berbältniß zu den geforderten Grundlagen des Strafpros 
zefles. Bon Mittermaier. (Schluß des Auffages 


Nr. VI. im vorigen Hefte.) S. 317 
XU, Ueber die Beitrafung der bei Mahlen verübten Vers 

gehen. Von Mittermaicr. — 338 
XIII. Bergleichung der englifchen und franzöfifchen Jury. 

Bon Hepp. — 368 


XIV. Ueber die Sompetenz des Schmurgerichts, insbeſon⸗ 
dere in Beziehung auf die ſogenannten correcrionellen Vers 
oehen. Bon Herrn Dr. Marquardfen, ;. 3. in 
London. — 432 
XV, Ueber den Begriff des Verbrechens. Bon Herrn Dr. 
Albert Friedrich Berner, aufßerordentl. Profeſſor 
der Rechte in Berlin. — 442 
xXVI Das Directariat der Römer, in einer vergleichenden 
Darftelung der römifchen mit den qualificirten Dieben. 
Ein Fragment von Herrn Criminalrichter Burhardi 
zu Königsberg in Preußen. — 472 


Viertes Stüd. 


XVII. Ueber die geriöttiche Polizel. Won Heren Appels 
lationsrathe Dr. Schwarze, Referenten in der Königl. 
Sächſ. Straf⸗P.⸗G.⸗Commiſſion. S. 

XVIII. Ueber unerlaubte Verbindungen von Seite der 
Fabrikherren und Fabrikarbeiter zur wechſelſeitigen Be⸗ 
drückung in Bezug auf Arbeitslohn. Bon Mittermaier. — 510 

XIX Ueber Anwendung relativ unbeflimmter Strafgefege. 

Bon Herrn Dr. von Jagemann, Suftizminifterials 
tath in Karlsruhe. — 523 
XX. .Der neuefte Befchluß der franzöfifchen Nationalvers 
fammlung und die Anfichten über das Recht der franzöfis 
hen Gerichte, nach den Gefegen den Zweikampf zu bes 
afen. Von Mittermaier. — 547 
XXI Die Lehre von der Verjährung in Straffachen. 
Nah den neueiten Bearbeitungen von Faustin He- 
lie, van Hoorebeke und Cousturier. Bon 
Mittermaier. — 569 

XXI. Bergleichung der englifhen und franzöflfchen Jury. 

Von Hepp. (Zortfegung von Nr. XIIL des dten Heftes.) — SB6 

XXIII. Geſetzgeberiſche Thätigkeit im Großherzogthum Hefs 
fen in Bezug auf Strafrecht und Strafverfahren feit dem 
März des Jahres 1848. Darlegung von Herrn Advofat 
Bopp in Darnıftadt. — 613 





in Bezug auf Strafrecht u. Strafverfahren. 621 : 


Noch ehe über diefen Antrag von dem Geſetz⸗ 
gebungsausfhuß Bericht erftattet worden war 9), raufchter 
der Sturm der Märztage heran und trug ihn fehnell ans. 
Ziel. Ueberhaupt ward der Landtag, der berufen feyn 
follte, ficd mit der Eivilgefeggebung zu befchäftigen, 
durch den Drang der Umftände genöthigt, feine Thätigs 
feit vorzugsweife der Strafgefeggebung (Etrafrecht 
und Strafprozeß) zu widmen. Die Früchte derfelden will 
ich in chronologifcher Ordnung in Kolgendem darlegen. 


$. 2. 


Geſetz vom 16. März 1848, bie Aufhebung des 
Polizeiſtrafgeſetzes betreffend. 


Die beiden erften Acte des am 5. März 1848 ale 
Mitregent zur Regierung gelangten Erbgroßherzogs traten 
hervor in der Ernennung des Freiherrn v. Gagern zum 
dirigirenden Staatsminifter und feiner von demfelben cons 
traſignirten denkwuͤrdigen Verfündigung vom folgenden 
Tage,. welche, zufagend: „Was zur Gewähr politifcher 
und bürgerlicher Freiheit gehört, foll unferm Volke nicht 
vorbehalten bleiben”, auch verfprah: „Den Ständen 
wird ein Öefegesentwurf auf Zuruͤcknahme des Pollzeiftrafs 
geſetzes unverzüglich vorgelegt werden.” 


10) Am 4. März richtete das am folgenden Tage abtretende 
Minifterium an den Präftdenten der zweiten Kammer ein 
Schreiben, worin zugefagt wurde, „dab dem Strafprozeß 
die SInftitutionen des Öffentlichen und mündlichen Verfahrens, 

der Staatsanwaltfchaft, des Anklageprozefles und des Ges 
fhwornengerichts zu Grund gelegt werben” follten. , 


Archiv d. Er. R. 1849. IV. ©t. Uu 
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Einen zum Voraus geichriebenen Commentar dazu 
fand das Publicum in der bereits genannten Schrift des 
nunmehrigen Minifters, und zwar in dem Borwort, wo der 
Berfafler , auf den den Ständen vorgelegten Entrourf der 
erften Abtheilung des buͤrgerlichen Geſetzbuchs (Perſonen⸗ 
recht) und den gleichfalls in den Kammern eingebrachten 
Entwurf des Polizeiſtrafgeſetzes blickend, ſein Urtheil da⸗ 
hin ausſprach: „Der Entwurf eines Polizeiſtrafgeſetzes 
beſtrebt ſich in 401 Artikeln den Polizeiſtaat auf eine Hoͤhe 
der Conception emporzuſchrauben, daß der kuͤhnſten Phantaſie 
Aehnliches bisher kaum gelungen iſt. Beide dieſe Geſetzes⸗ 
Entwuͤrfe haben den gemeinſamen Charakter, daß ſie, 
ſtatt die Freiheit und ſelbſtſtaͤndige Willensbeſtimmung des 
Buͤrgers in Beziehung auf ſeine oͤffentlichen wie ſeine Pri⸗ 
vatrechte und Pflichten anzuerkennen, zu ihrer Gewaͤh⸗ 
rung heranzubilden, ſie vielmehr das geringe Maaß buͤr⸗ 
gerlicher Freiheit, in deſſen Beſitz der vielfach bevormun⸗ 
dete und geknechtete Menſch ſich noch glauben konnte, 
mehr noch beengen, und uͤberall die gaͤnzliche Abhaͤngig⸗ 
keit von dem Beamten- und Polizeiſtaate wollen fuͤhlen 
laſſen. Beide dieſe Geſetzesentwuͤrfe wurden von der 
Öffentlichen Meinung, und nicht blos von der Rheinhefe 
ſens, entfchieden zurückgemiefen.” 

Ein naher Beobachter (ih war beauftragt, über 
die Berathung des Entwurfs des Polizeiftrafgefeges In der 
zweiten Kammer in der Zeitung Bericht zu erftatten und 
fo veranlagt, jedem Schritt zu folgen), finde ich mich auf: 
gefordert, mich dahin zu aufern: Ein Polizeiftrafgefek 
war die nothwendige Folge der Intention, das Werf der 
Strafgeſetzgebung auszubauen, und fo an fi gerechtfers 
tigt. Es ließ fi nichts Wefentliches einwenden, wenn 
der Großherzog. Regierungscommiflär bei der Vorlegung 
des Entwurfs am 27. November 1846, die Motive im 
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Allgemeinen darlegend, bemerkte: „Durch das neue Straf⸗ 
gefesbuch find über Beftrafung der Verbrechen und Vers 
gehen gleiche Normen für den ganzen Umfang des Großs 
herzogthums gefchaffen worden. Das neue Seldftrafgefeß 
enthält wegen Beftrafung der Feldfrevel gleichfoͤrmige Vor⸗ 
fhriften, und durch das Forſtſtrafgeſetz ift bereits die Ueber: 
einfiimmung in den Normen zur Beftrafung der Korftvers 
gehen hergeftellt morden. Dagegen befteht noch hinfichtlich 
der Borfehriften über Beftrafung der übrigen Polizeis 
vergehen die größte Verfchiedenheit in den einzelnen 
Landestheilen. Für das ganze Land beftehen die 
Strafbeftimmungen in den Pofizeigefegen und Verordnuns 
gen, welche feit dem Jahr 1816 für den ganzen Umfang 
des Großherzogthums erlaſſen worden find. In denjenis 
gen Landestheilen, welche ſchon vor 1816 zum Großher⸗ 
zogthum gehörten, find außer jenen Gefegen die von 1806 
bis 1816 erlaflenen Verordnungen in Wirkſamkeit. Es 
‚gelten ferner in den diefleitigen Landestheilen, neben jenen 
Gefegen und Verordnungen, die Gefege der früheren Lan: 
desherren, die Reglements der vormaligen Provinzial 
vegierungen ꝛꝛ. In der Provinz Rheinheffen beftehen 
neben den neueren feit 1816 erlaflenen Yandesgefegen und 
Verordnungen in dem vierten Buch des Code penal und 
in den älteren von 1790 big 1813 erlaffenen franzöfifchen. 
Gefegen und Decreten die Anordnungen der proviſori⸗ 
fen Landesatminiftration und zum Theil felbft noch der 
dortigen früheren Landesherren. Diefe außerordentliche 
Verſchiedenheit der Strafnormen hat die natürliche Folge, 
daß einzelne Handlungen und Unterlaffungen in dem einen 
Landestheile ftrafbare Vergehungen und in dem andern 
Landestheile gar nicht verpönt, oder daß ſolche dort mit 
einer andern Strafe als hier bedroht find. Hierzu Fommt, 
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daß wegen mancher Polizeiverordnungen Zweifel darüber 
obwalten, ob fie nicht abfolut getworden und daß mehrere 
der noch beftehenden Polizeigefege und Verordnungen offenbar 
unzwechmäßige Beftimmungen enthalten und einer Revifion 
bedürfen. Die Polizeigefege und Verordnungen find in mehr 
ald 25 Jahrgaͤngen des Regierungsblatts, in den älteren 
Verordnungsfammlungen, in der Landeszeitung, in Aus: 
fehreiben der vormaligen Regierungen, der Landräthe und 
Sreisräthe, in den Amtsblättern des Minifteriumg , in 
älteren feparat abgedruchten Verordnungen, in den Bulle- 
tins de lois etc., alfo großentheils in Ausfertigungen 
enthalten, welche ſich nur im Beſitze der Behörden befins 
den und zu deren Kenntniß viele Unterthanen faum gelan⸗ 
sen Fönnen. Die Befeitigung aller diefer Mißſtaͤnde ift 
ein dringendes Beduͤrfniß, welchem nur duch Erlaſſung 
eines allgemeinen Polizeiſtrafgeſetzes abgeholfen werden 
kann.“ Das Publicum gab dies nicht nur gern zu, ſon⸗ 
dern verlangte auch die Befriedigung dieſes Beduͤrfniſſes. 
Dagegen befchwerte e8 ſich mit Recht darüber, daß ihm 
feine Gelegenheit zur Kritif gegeben, der Gefegesentwurf, 
mit den Motiven lange vor der Öelangung an die Stände 
gedruckt, zum Gegenftand des Geheimniffes gemacht wurde 
(in: Rheinheffen wurde ein durch die Gunft des Zufalle 
hinausgeflogenes Eremplar benugt, um für den Dienft der 
Beurtheilung einen Nachdruck zu veranftalten).. Ebenſo 
wenig fonnte man, als der Gefegesentwurf zur Beröffent- 
fihung gelangte, in Abrede ftellen, daß er, das Kind der 
Männer des Polizeiftaates, zum Gefeg erhoben, dazu die: 
nen würde, demfelben eine breitere Grundlage zu bereiten. 
Die öffentlihe Stimme forderte, daß die Stände einen 
Meg auffinden follten, der hievon ablenfend, das Wohl⸗ 
thätige erreichen ließe. In wie weit diefes den Staͤn⸗ 
den gelang, Darüber meichen die Meinungen von einander 
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ab "1. Soviel ift gewiß, daß fie viele Auswüchfe abs 

fehnitten, die Strafen ſehr milderten und die Staatsregies 
rung fich ſehr nachgiebig zeigte, Daher den Tadel der Ul⸗ 
tra's erfuhr. Jedenfalls fand fich die dffentlihe Meinung 
Dadurch befriedigt, daß das Geſetz manche Verbeflerungen 
im Gefolge Hatte, namentlih nach dem Borfchlag der 
- Staatsregierung, die definitive Webertragung der Pos 
lizeigerichtsbarkeit (mit Einſchluß der Korftgerichtsbarkeit) 
in den beiden älteren Provinzen an die Gerichte 72), bis⸗ 
her, nach dem Edict vom 6. Juni 1832, ein Proviforium, 
forwie dadurch, dag, nach dem Vorfchlage der Stände, an 
der Stelle des gehaͤſſigen Bezugs von Strafantheilen und’ 
Anzeigegebühren von Seiten der Denuncianten der Bezug‘ 
eines Drittheils der polizeilichen Geldftrafen als Befoldung 
des Auffichtsperfonals dienen follte. Dennoch verpflanzte 
fi der Widerwille, der ſich, vorzugsmeife in der Provinz 
Rheinhefien, gegen den Entwurf gemendet hatte, auf 
dad daraus hervorgegangene Geſetz ſelbſt; er machte fich 
Luft, fobald die erften Märztage heranraufchten, und es 
war feinen Augenblic® zu verfennen, daß zur Beruhigung 
der Gemüther, mit denen der eben and Staatdruder getres 
tene Minifter nicht nur nach dem Zeugniffe feiner Schrift, 
fondern auch nach feinen Reden ald Mitglied der zweiten 
Kammer bei Berathung des Entwurfs fympathifirte, auch 
die Weghebung des mit Mühe errichteten Werks, das gleich 
der Königin von Schottland von ſich fagen Fonnte, es fey 


11) ©. den Jahrg. 1848 diefes Archivs ©. 181 fe. Mitters 
maier, Die Polizeiftrafgefepgebung , nah den ncuchten 
Erzeugniflen beurtheilt. S. 197 — 200 handelt der Verf. auch 
von diefem Geſetz. 


12) Vergl. den Jahrg. 1843 dieſes Archivs, VI. Botum 


über die Polizeigerichtsbarkeit na Straffahen, 
von Heffter (S. 113 — 134). 
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beſſer, als ſein Ruf, dienen werde. Schon am Tage nach der 
dies zuſagenden Verkuͤndigung, am 7. Maͤrz 1848, erſchien 
der Miniſter v. Gagern in den beiden Kammern, um 
drei auf Erfuͤllung der Zuſagen des Regenten berechnete 
Geſetzesentwuͤrfe anzukuͤndigen und durch den Miniſterial⸗ 
rath v. Eigenbrodt vorlegen zu laſſen. Einer dieſer 
Geſetzesentwuͤrfe lautete: „Ludwig ꝛc. Um die uns kund 
gegebenen Wuͤnſche zu gewaͤhren, verordnen wir mit Zus. 
ſtimmung unſerer getreuen Stände wie folgt: Art. 1 (ein⸗ 
ziger Artikel). Das Polizeiſtrafgeſetz vom 2. November 
1847 und das Geſetz uͤber deſſen Einfuͤhrung und die Com⸗ 
petenz der Polizeigerichte zur Unterſuchung und Beſtrafung 
der Polizeiuͤbertretungen vom naͤmlichen Tage ſind aufge⸗ 
hoben.” Noch in derſelben Sitzung der zweiten Kammer: 
erftattete dee Geſetzgebungsausſchuß Bericht , indem er 
darauf antrug, den Gefegedentwurf anzunehmen , jedoch 
einige Wünfche anzureihen, namentlich die Staatsregie⸗ 
eung zu erfuchen: 1) baldmöglichft einen Gefegesentwurf 
vorzulegen, wodurch die Aufhebung der Ueberlaſſung von 
Streafantheilen und Anzeigegebühren an die Denuncianten 
beftimmt und zugleich verfügt werde, daß ein Drits 
theil der erfannten und eingehenden Polizeiftrafen in die 
Kafle zur Befoldung des Auffichtsperfonals fliege; 2) durch 
einen baldigft vorzulegenden Gefegesentwurf vorzufchlagen, 
daß die Polizeigerichtsbarfeit in den beiden dieffeitigen Pros 
vinzen den Gerichten definitiv belaffen werde... Bei der 
Berathung in derfelben Situng der zweiten Kammer vers 
fprach der Regierungscommiffar, daß diefen Wünfcen, 
weiche Die Kammer einftimmig adoptirte, Genüge gefcbes 
ben folle, und am Scluffe der Sigung wurde mit allen 
Stimmen der Gefegesentwurf angenommen , der die erfte 
Kammer, den von den Strömungen der Creigniffe fo 
plöglich ergeiffenen Stuhl des Conſervatismus, fichtbar 
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in Berlegenheit fette und einen Ausweg fuchen ließ, In 
dem ihr am 9. März von dem zweiten (Geſetzgebungs⸗) 
Ausfchuß durch den Freiherrn v. Arens (Präfidenten des 
oberften Gerichtshofs) erftatteten Bericht Heißt e8 u. A.: 
„Der berichtende Ausſchuß glaubt, die fämmtlichen von 
der zweiten Kammer gefaßten Beichlüffe der Hohen Kams 
mer zur Zuftimmung empfehlen zu dürfen. Soviel die 
Zuruͤcknahme des bereits publicirten Polizeiftrafnefeges bes 
trifft, fo greift deffen Inhalt in gar vielen Beziehungen 
und Beſtimmungen modificirend in die der Provinz Rheins 
heffen bisher beftanderren Polizeiftrafgefege ein, und es wird 
eine vollftändige Verwirflihung der von dem Erb⸗ 
geoßherzog und Mitregenten in der Proclamation vom 
6. Marz d. J. ertheilten Zufage, wodurch der Provinz 
Rheinheſſen die für fie beftehenden Geſetze und Inſtitutio⸗ 
nen bis zur Einführung einer allgemeinen deutfchen Gefeg: 
gebung garantirt worden, bei dem Kortbeftande des neuen 
Polizeiftafgefeges rein unmöglich feyn. Schon aus diefer 
Rücficht, und daß es nicht confequent und angemeffen 
feyn dürfte, die cheinheffifchen Inſtitutionen und Gefege 
nur ftüchweife fortbeftehen zu laflen, fowie in der weiteren 
Srwägung, daß das neue Polizeiftrafgefeß allerdings in 
mancher Hinfiht umfaflender feyn dürfte, als dieles für 
die Handhabung der Polizei abfolut nothwendig erfcheint, 
erachtet der berichtende Ausſchuß feinen aufZuftiimmung zu 
dem vorgelegten Geſetzesentwurfe gerichteten Antrag für zu: 
reichend motivirt.“ Bei der (Ffurzen) Berathung am folgen⸗ 
den Tage hob Hr. v.Hombergf (Director des Hofgerichts 
in Darmftadt) ein weiteres Motiv hervor, indem er dahin 
das Wort nahm: „Wenngleich diefe hohe Kammer dem 
Entwurfe des Polizeiftrafgefeges unter bedeutenden Modis 
ficationen ihre Zuftimmung ertheilt hat, fo iſt daffelbe 
doch nicht auf den Antrag und den Wunfch der Stände von 


028 Befehgeb. Thätigkeit im Großherz. Heſſen x. 


der Staatsregierung vorgelegt worden. Wenn daher nuns 
mehr diefelbe den Wunfch zu erfennen giebt, daflelbe zus 
ruͤckzuziehen, fo feheint mir für diefe Hohe Kammer Fein 
Grund vorzuliegen, diefem Wunfche ein Hindernig in den 
Weg zu legen.” Am Schluſſe der Sigung trat die Kam⸗ 
mer den Befchlüffen der Volkskammer einftimmig bei. 


Schon unterm 16. März wurde der Gefegesentwurf 
als Geſetz publicirt. Das Kind wurde mit dem Bad ver- 
ſchuͤttet. Aufhebung der Legislation ftatt der Revifion 
derfelben im Geifte des Rechtsftaated, der den Pollzeiftaat 
verdrängen follte. 


(Der Belchluß Im erſten Stüd des folg. Jahrg.) 
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Erſte Abtheilung. 


Die Herausgeber des Archivs fuͤr das Criminalrecht haben 
zwar die ins Einzelne gehende Eroͤrterung der beſonderen 
Landes: und ParticularsGefeggebungen nicht als deu 
Hauptgegenftand ihrer Aufgabe aufgeftelt, und «8 And 
vielmehr faft in allen Ländern, die eine eigene Gefek 
gebung haben, eigene Zeitfchriften ind Leben getreten, 
welche dem Beduͤrfniß einer wiflenfchaftlich praftifchen 
Bearbeitung bed geltenden Rechts zu genügen die Beftims 
mung haben. Dad Archiv will dad Allgemeine, das Ges 
meinfame und das Gemeinrechtlihe, im Sinne der Bih 
fenfchaft zur Förderung der Praris und der Gefebgebung, 
und zugleich durch dieſe felbft gefördert, darſtellen, und: 
damit zur Unterhaltung eines innern Bandes beitragen, 
für welche, ebe ſich das Verlangen einer Einheit in pe: 
litiſher Hinfiht fo beftimmt und erfolgreich zu erkennen‘ 
Beil.: Seft 3. Archiv d. Er. R. 1819. 1 


gegeben hat, wie ed jet ber Fall ift, deutſche Wiſſen⸗ 
Schaft und dad Rechtöfludium insbefondere zu Feiner Zeit, 
und auch unter den ungünftigften Werhältniffen nicht, auf: 
gehört hat ſich thätig zu erweifen. Sprache, Sitte und 
Recht find die Grundlagen und Träger einer tieferen Ein: 
beit, welche bie Berechtigung für jene neueren Beftrebun: 
‚gen einer auch äußerlic) und in der Geſetzgebung fich 
bekundenden Einheit darbieten, die für fi) allein und 
für jene Grundlage vergebend ſeyn müßten. Die er: 
toähnte Auffaffung der gemeinfamen Aufgabe von Seiten 
der Herausgeber und Mitarbeiter hat diefe jedoch nit ab- 
gehalten, auch den Iandesrechtlichen Erſcheinungen ihre 
Aufmerkfamkeit zu widmen und diejenige der Theilnehmer 
auf folhe zu lenken, theil$ wo und mann die Aeu⸗ 
Berungen der Landesgeſetzgebungen an fich wichtig genug 
erfchienen, um der Beachtung in weiteren Kreifen em: 
pfohlen zu werden, theild infofern fie ihrem Inhalte nach 
für den Ausdrud eines allgemeinen Grundfages, einer 
Wahrheit und fomit ald eine Beftätigung jener Gemein- 
ſamkeit des Rechtsbewußtſeyns und bed praßtifchen Be⸗ 
duͤrfniſſes gelten konnten, welche eben in jenen Grund⸗ 
lagen wurzeln, deren Anerkennung und Erhaltung vor⸗ 
zugsweiſe der Wiſſenſchaft obliegt. Es iſt wohl 
nicht noͤthig, die Richtigkeit dieſer Anſicht, durch die Be⸗ 
zugnahme auf den Inhalt der nach einander und mit ſte⸗ 
ter Benutzung des in einzelnen Laͤndern bereits Geleiſteten, 
und ſomit der in einem ſichtbaren Fortſchritte erſchienenen 
Strafgeſetzbuͤcher der deutſchen Staaten zu begruͤnden. 
Denn es wird denſelben kaum ernſtlich widerſprochen 
werben, wenn auch die Anſichten Darüber getheilt ſeyn 
mögen, in welchem Sinne und mit welchen zugleich praf: 
tischen Wirkungen die in jenen Geſetzbuͤchern übereinftim: 
mend befulgten Grundfäge und aufgenommenen Nor: 
föhriften, überhaupt das ihnen Gemeinſame, berech⸗ 
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tigt ſey, als ein gemeines Recht zu gelten. Died zu 
eroͤrtern iſt hier nicht meine Abſicht: doch muß ich bemer⸗ 
fen , daß ich nicht glaube, es koͤnne und dürfe im Wege 
der Abflraction ein neued gemeined deutſches 
Strafreht und Verfahren aud ben verfchiedenen 
Landesgefeßbüchern aufgeftellt werden, welches, wie unfer, 
in feiner Anwendung immer mehr befchränftes, jedoch bi 
jest noch nicht ganz außer Geltung gefeßtes gemeines 
Strafrecht die Bedeutung eines fubfidiaren, im 
Verhaͤltniß zu den Particular:Gefeßgebungen haben koͤnnte, 
wo diefe einer Vervollſtaͤndigung und Ergänzung bedürfen. 
Vielleicht wird mir die Gelegenheit, hierüber und über 
bie Frage, wie ein nicht blos gemeinfames, fon: 
dern auh formell allgemeines Strafrecht für 
Deutfehland zu Stande kommen Fönne, mich zu äußern; 
für jetzt möge nur bemerkt werden, daß die wichtigeren 
Ergebniffe der Landeögefeßgebung, von denen hier gehans 
delt werden fol, durch die neueften Ereigniffe im Vaters 
lande einen doppelten Standpunft der Betrachtung bars 
bieten. Sie find theild der Ausdrud eined Gefammtbes 
wußtfeynd, wie ed auf gegebenen gefchichtlichen Voraus⸗ 
fegungen und unterhalten durch die Wiflenfchaft fich außs 
gefprochen hat; theils erfcheinen fie ald der Anfang einer 
neuen Geftaltung unſeres Rechts im Wege der Gefeks 
gebung, in Gemäßheit folcher Grundſaͤtze und durch fie be⸗ 
dingter Rehtseinrichtungen oder f. g. Inſtitu⸗ 
tionen, beren Einführung allgemein für ganz Deutfchs 
land und für alle einzelnen deutfchen Bänder verfaſſungs⸗ 
mäßig zugefichert ift, und mit welchen eben der Anfang 
gemacht wird. Wir rechnen dahin, was insbefondere das 
Berfahren betrifft, die Antlageform mit des 
Staatsanwaltfhaft, die Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit der Verhandlungen und das Schwur: 
gericht. Was davon fon früher, als eine von ben 
1*8 
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Regierungen und Ständen für berechtigt anerkannte For: 
derung, was erſt jegt ald eine zugeflandene (durch |. 9. 
Sonceffionen) zu betrachten. fey, wird die folgende Unter: 
fuchung ergeben. 

Nach beiden Seiten der Betrachtung, der man num 
eine Landesgeſetzgebung auch für die Zwecke unferer Zeit: 
ſchrift unterwerfen kann, wird ed geftattet feyn, Das 
ueuefte Preußiſche Sefeg vom 3. Januar 1849 
„über die Einführung bed mündlichen und 
Ööffentlihen Verfahrens mit Sefhwornen in 
Unterfuhungsfahen” zum. Gegenflande der Ab- 
handlung zu machen. 

Meine Darftellung fchließt fi) den Betrachtungen 
an, welche ich in unferm Archive!) „dem Gefeb vom 
17. Suli 1846, betreffend dad Verfahren in 
ben bei dem Kammergeridte und dem Cri— 
minalgerihte zu Berlin zu führenden Un: 
terfuhungen” gewidmet habe. Es fonnte weder da: 
mals, noch fann ed jest für mich einen andern Stand: 
punft geben, als den, das Recht (oder die Geſetzgebung) 
des einzelnen Bande&, zugleich in feiner Beziehung zu dem 
gemeinfamen und feiner innern Verbindung mit demfelben, 
zu würdigen. Die Wiflenfchaft fol das Particularrecht: 
liche nicht auöfchließen, vielmehr diefed mit der Allgemein: 
beit durchdringen, aber fie darf diefes, wie fehr fie auch 
die Pflicht hat, es ald Glied eines größern Ganzen zu pfles 
gen, doch wieder nicht als ein ausfchließendes gelten laffen. 
Es wird genügen, diefes ein: für allemal aufzuftellen und 
dadurch auch für die Beurtheilung einen Maaßſtab zu ges 
ben, ohne daß ed nöthig wird, bei jedem einzelnen Punkte 
diefes Verhaͤltniß anfchaulich zu machen, da wir voraus: 
feßen dürfen, ver in jenen Grunbanfichten mit und eins 





3) Jahrg. 1847. ©. 1. ©. 108— 135. ©t. 2. @,155 — 187. 
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verſtandene Leſer werde bei der Geneigtheit zu ber erfor⸗ 
derlichen $eftftelung des Werhältniffed der Landesgeſetz 
gebung zu dem, was ſchon nicht mehr blos in der Wiſ⸗ 
fenfhaft, fondern aub in dem Leben (wenn men: 
glaubt dieſes jener entgegenfehen zu müflen) und ber 
Geſetzgebung ein Gemeinfames und Allgemeines iſt, 
— diefen gewiß mit Leichtigkeit vollziehen. 

In jenen „Betrahtungen” habe ich aufufttfem 
gemacht auf die allmählige Anerkennung, weldye in Prem. 
Gen der Brundfag der Mündlichkeit und Deffent- 
lichkeit des Berfahrens, für die wir und längfi aus 
gefprochen hatten ?), durch die Gefeßgebung gefundert hat. 
Um Wiederhotungen zu vermeiden, erfaube ich mit bieramf 
und auf die Einleitung jenes Auffages überhaupt zu ver⸗ 
weifen?). Ich bemerkte nur, daß für dad bürgerlidge 
Nechtöverfahren bereits durch dad Gefeg vom 4. Juni 
1833 der Grundſatz der Mündlichfeit in Verbindung mit 
einer damals freilich noch befchränkten Deffentlichfeit zur 
Geltung gefommen fey, was dann durch die Verord⸗ 
nung vom 21. Juli 4846 „über das Verfab—⸗ 
ren in Civil-Preozeſſen“ allgemein ausgeſprochen 
ift, fo daß feit vem 1. Dec. 1346 im ganzen Koͤnigreiche 
ein mündliched und, nach einer kurz darauf ergans 
genen Beftimmung*) im vollen Umfange, öffentliches 
Verfahren in bürgerlihen Rechtöftreitigfeiten. 
ftatt findet. Daß diefer Grundfag, der ſich allerdings in 
der neuern Zeit gegen vielfache Hinderniffe und Wider . 
fprüche feine Anerfennung hat erringen müffen, doch nies 
mals ganz aufgegeben war, und in weit früherer Zeit fich 
Spuren beffelben in den Brandenburgifchen Ge⸗ 


2) Bol. meine Beiträge zur Steafproiehaefenachung. 
Neuftadt a. d. DO. 1845. ©. 82 fg. 109 fg. 


3) A. a. D. ©. 104 — 123. 
4) Berordnung v. 7. April 1847. 


rihtd s Drdnungen finden, beftätigt die Gefchichte 
unferer Sefebgebung °). 

Fuͤr das Strafverfahren ift der Entwickelungs⸗ 
gang bis zu der vollfländigen Anerkennung deſſen, was 
von Bielen nur in dunkelm Gefühle gewuͤnſcht oder ge⸗ 
fordert, von den Rechtsgelehrten, ſowohl des Richter: 
als des Lehrſtandes mit Gründen in redlihem Kampfe 
mit Am Theil fehr achtungswerthen Gegnern, bevor: 
wortet worden war, im Ganzen zwar ber nämliche, und 
die liegt in der Natur der Sache: aber ed mußten fi) im 
Bufammenhang mit den übrigen organifchen Einrichtungen 
des Staates mehr Bedenken, größere Schwierigkeiten uud 
ein entfchiedener Widerfpruc, ergeben, deren Befeitigung 
aber auch nicht erſt der neueften Zeit und der Gefebgebung 
umferer Rage angehört, beren Verdienſt auch dem jeßt 
verlaffenen Regierungsſyſtem eingeräumt werben muß. 
Die verfchiedenen Entwürfe zu Strafs Prozeß: Ordnungen, 
weiche insbefondere feit dem Sahre 1828 in Preußen vor: 
gelegt vwoorden find 6), zeigen, wie man, ohngeachtet 
mehrfachen Wechfeld der Anfichten, doch in immer höherm 
Grade fi den Grundſaͤtzen annäherte, die jest überall 
in Wirkſamkeit treten. So ift namentlich die Nothwen⸗ 
digkeit anerkannt, daß indem Schlußverfahren das 
Geriht den Angefhuldigten felbft fehe und höre, 
beögleichen die Zeugen ıc., womit denn in Verbindung 
ſteht, daß auch die Vertheidigung durch einen rechtskun⸗ 
digen Beiftand eine vortheilhaftere Stellung, eine größere 
Bebeutung erhält, als in dem fchriftlichen, nicht öffent: 


5» Vgl. hierüber, fo wie über die oben angeführten Zſet⸗ über 
das bürgerliche Rechtsverfahren meinen „Verſuch einer 
Geſchichte der Preußiſchen Civil⸗Prozeß⸗Geſetz⸗ 
gebung.“ Breslau 1848. 


6) Ein Verzeichniß derſelben ſ. in meiner angef. Abhandlung im 
. Ardiv ©. 115. Not. 12. 
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lichen Verfahren ’). Aber noch beſtimmter laͤßt ſich nach⸗ 
weifen, daß bereitö vor mehreren Jahren, und langft ehe 
in Folge der gewaltfamen Erfchätterung unferer inneren 
ftaatlichen Werhältniffe, die Zuficherung einer völligen; 
zeitgemäßen Umgeftaltung des Verfahrens und der dadurch 
bedingten Gerichtöverfaffung audgefprochen wurde, der 
Entfehluß feitgeftanden hatte, dem allgemeinen Verlan⸗ 
gen und der für berechtigt anerkannten Forderung zu ente 
ſprechen. Hätten unfere Suftizminifterien mit berfelben 
Bereitwilligkeit, die fie unter andern auch gegen mehrere 
Rechtölehrer auf Univerfitäten bewiefen ®), dem größe 
Yublicum die Gelegenheit gewährt, fich von der Gruͤndlich⸗ 
keit der Vorarbeiten und der Wuͤrdigkeit bed Strebens, 
und nicht minder von der ernftlichen Abſicht der Staatös 
regierung zu überzeugen, jene Einrichtungen ind Leben 
zu rufen, für die fih nun einmal bie öffentliche, auf 
Beachtung Anſpruch machende Stimme erflärtte — eb 
würde dankbare Anerkennung da ftatt gefunden haben, wo 
nachher unverdiente Vorwürfe laut wurden, gegen welche 
die dabei thätig gewwefenen Männer das beffere Bewußtſeyn 
allerdings ſchuͤtzen und tröften mußte. 

Bon einem Werke Eonnte ich früher nicht öffentlichen 
Gebrauch machen, welches ich nunmehr namhaft zu ma 
chen keinen Anftand nehme. Ich glaube damit eine Pflicht 


7) Vol. meine Bemerkungen in den Kritifhen Jahrbüchern 
für deutſche R. W. 3. 1844. ©. 1065 ff. und meine Ab⸗ 
handlung über die Vertheidigung zc. In der Juriſti⸗ 
(hen Wohenfhrift für die Preufifhen Staaten 
J. 1845. Nr. 57 — 60. 

8) Ich Hin namentlich fo glücklich gewefen, in den Befiß reicher 
Materialien zu gelangen und habe diefes dankbar anerfannt 
in der angef. Abb. im Archiv &. 120. Die Hauptwerke find 
verzeichnet dafelbft Not. 8. 12. 14. 16 und in meinen Ber 
mertungen über den Entwurf eines Strafgefehs 
buchs für die Preufifhen Staaten vom Jahre 1847. 
Halle 1848. (Befonderer Abdrud aus dem Archiv des Crim. R. 
für 1848. Heft 1.) ©. 2. Rot. 1. 


zu erfüllen und zu der gerechten Anerkennung beizutragen, 
welche wohl nur vorübergehend, bei den ungemeinen Be: 
wegungen ber Zeit, dem AYuftizminifterium verfagt wer⸗ 
den konnte. Unter dem Xitel: 

„Die Principienfragen in Beziehung auf eine neue 
Strafprozeß⸗Ordnung“ erfchien Berlin 1846, 
herausgegeben mit einer Vorbemerkung vom 3. Mai 1846 
von v. Sapigny, eine umfaflende Erörterung über 
„Münblichkeit, Deffentlichkeit ded Verfahrens; Staats⸗ 
anwaltfchaftz; Geſchwornengericht; geſetzliche Beweis⸗ 
theorie außerordentliche Strafe; Appellation der Staats⸗ 
behoͤrde; Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde; Com⸗ 
petenz der adminiſtrativen Polizeibehoͤrden zur Unterſuchung 
und Beſtrafung der einfachen Polizeivergehen; Einthei⸗ 
lung des Strafverfahrens; Organiſation der Criminal⸗ 
gerichte”, woran ſich endlich eine „Ueberſicht der gegen⸗ 
waͤrtig beſtehenden Jurisdictionsverhaͤltniſſe“ ſchließt 9). 


In dieſem ſorgfaͤltig ausgearbeiteten Gutachten, wel⸗ 
ches auch die uͤber die erwaͤhnten Gegenſtaͤnde erſchienenen 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten beruͤckſichtigt, erklaͤrt ſich das 
Geſetzgebungs-Miniſterium für alle jene Principien und 
die durch diefelben gebotenen Einrichtungen — mit Aus: 
nahme jedoch der Schwurgerichte. Es gefthieht dies überall 
in einem Schlußantrag, nachdem zuvor über jeden Punkt 
das Allgemeine angegeben, dann die Gründe für aus: 
einanbergefegt und die gegen widerlegt worden find. 
Nicht durchgängig zwar glaubte man fo weit gehen zu duͤr⸗ 
fen, wie es fpäter unter anderen Umftänden gefchehen ift ; 
aber es ift unleugbar, daß gerade diefe Arbeit ven Wenbes 
punft macht, der für die einheimifche Gefeßgebung im Ge: 


9) Es find dieſes die Hauptrubriten. Das Ganze enthält, aufer 
der Berrede & 1 — VI und In halts verzeichniß ®. vu—X, 
217 Seiten 4to. 


biete des ftrafrechtlichen Verfahrens eingetreten. iſt. Es 
folgt nun das bereitd in Bezug genommene Geſetz vom 
17. Zuli 1846, deflen Grundzüge Muͤndlichkeit, Deffente 
lichkeit, Anklage-Form mit Staatsanwaliſchaft, die Haupt 
verhandlung vor dem urtheilenden Richtercollegium x; 
find !9), Dabei war gleich im Eingange beſtimmt, daß 
diefed Verfahren, welches zunächft nur für die Berlis 
ner Criminalgerichte angeordnet wurde — im ganzen Ks 
nigreiche eingeführt werden folte 1). In der That wur 
den auch zu dieſem Zwede eine Reihe nothwendiger Bars 
arbeiten unternommen, indbefondere hinſichtlich der ads 
zuänternden Gerichtöverfaflung, da mit dem Erforberniß 
ber Gollegial: Einrichtung dad Fortbeitehen der biöherigen 
Einzel:Gerichte und der Patrimonial-Gerichte insbeſondere 
— deren Zufländigkeit in Criminalſachen ohnehin ſchon 
durch die Inquifitoriatd: Einrihtung und aus anderen gw 
ten Gründen fehr befchrantt war — nicht mehr langer 
ftatt finden fonnte. Hierzu trug noch ein anderer Um— 
ftand wefentlich bei, der hier nicht mit Stillſchweigen üben 
gangen werden darf. Während jenem Geſetze über das 
Strafverfahren eine räumlich befchränfte Geltung (für das 
Criminal: und dad Gammer: Gericht zu Berlin) bes 
gelegt wurde, trat daS zu gleicher Zeit publicirte Geſet 
vom 21. Suli. 1846 über das Verfahren in Eivil: Pros 
zeflen für dad ganze Königreich (foweit dad allg. Lands 
recht und die Gerichts-Ordnung gilt) mit dem 1. Dee, 
defjelben Jahres in Kraft. Auch für diefen Zweck mußte 
für collegial. Werfaffung der fammtlichen Untergerichte ge 
forgt werden. Wie man died zu bewerfftelligen geſucht 
hat, ohne fofort die Patrimonial:Gerichte ganz aufzuheben, 


10) Meine angef. Abhandlung. ©. 125 fg. 


11) Bel. das publications Patent and meine angef. 
Abh. ©. 187. Not. 74. 
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it an einem andern Orte von mir bemerkt worben 12). 
Auch in den Bauplänen neuer Gerichtögebaube wurde be- 
ruͤckſichtigt, was die DeffentlichEeit bedingte. Und die fo 
beſtimmt ausgefprochene Abficht, dem Strafverfahren Die 
Grundlagen zu geben und ed auf denfelben fo umzugeftalten, 
wie es bereit3 in andern Landestheilen befland, und wie 
nunmehr auch das bürgerliche Rechtöverfahren bereits in 
Wirkfamkeit getreten war, mußte eine wichtige Unter: 
ſtitzung in der Erfahrung finden, welde zu Gunften des 
in Berlin eingeführten Gefebes ſprach. 

So war alfo Preußen den anderen deutfchen Staa: 
ten bier mit einem guten Beifpiel vorangegangen, und 
wenn ed, wie gefagt, die Gerechtigkeit gebietet, dieſes 
anzuerkennen, fo legen. wir. noch einen befondern Werth 
barauf, daß die Bahn des Fortfchrittes, von der fich zu 
entfernen weder die Abficht noch die Möglichkeit beftehen 
konnte, — in dem Gebiete, von weldhem bier die Rede 
ift, langft und von der Regierung unmittelbar eingefchla: 
gen worden iſt, daß der Uebergang zu ber nothwendigen 
Umgeftaltung feinen Urfprung nicht erft den neueften poli⸗ 
tifchen Bewegungen zuzufchreiben ift. Diefe und beftimm: 
ter die ald Revolution bezeichnete gewaltfame Um— 
wälzung hatte wenigftend da nicht nöthig mit der Ver: 
gangenheit zu brechen, wo lebtere bereitö den Forderungen, 
die jetzt allgemein aufgeftellt werben, entfprach, oder doch 
ihnen entgegenfam. Wir betrachten bie Erfcheinungen 
unferer Tage ald gefchichtliche Ereigniffez; wir dürfen hof: 
fen, daß fie in vieler Hinficht Gutes zum Erfolge haben 
werden: aber, fo wie fie an fich eben fo betrübt wie ihre 


12) Mein Verſuch einer Sefhichte der Preuß. Eivils 
prozeßgefeggebung ©. 306 — 309. Jetzt: Verordnung 

. über Aufhebung der Privasgerichtsbarkeit und des erimirten 
Gerichtsſtandes, fo wie Über die anderweitige Organifation der 
Gerichte vom 2. Januar 1849. 
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Beranlaffungen find, fo fönnen wir ihnen auch nicht eine 
fchöpferifche und fchaffende Kraft beilegen. Die Umwaͤl⸗ 
zung, der Umfturz, verhalten fih negativ zu dem Be: 
ftehenden: fie liefern nichts Pofitives, fie bauen nicht 
auf. Wohl kann man zugeben, daß fie einem neuen be 
rechtigten Princip möglicherweife durch Entfernung ber 
Hinderniffe feiner Geltung Raum verfchaffen, daß dieſes 
— nachdem nun nothwendig eine Reihe von Bedenfen 
weggefallen find, die fonft eine pflichtmäßige und gewiffens 
hafte Erwägung nicht abzumeifen vermochte — rafcher ind 
Leben trete, — auch mag man den innern Werth und 
die Berechtigung neuer Einrichtung in. der Beurtheilung 
billig trennen von ben .nächften Veranlafjungen, welche 
jene herbeiführten — man mag dad Gute nicht deshalb 
geringer achten, wenn oder meil ed auf.f. g. revolutiond 


ven Boden erwachlen iſt. Allein wir halten es für Pflicht, 
überall der Wahrheit die Ehre zu geben, und müffen Darum 
Denen widerfprechen, bie, indem fie die Revolutio 


ihre verdienftliche That preifen, fi) und Andere überreden 
möchten, als ſey es ihr Werk gewefen, Einrichtungen ind 
Leben zu rufen, die wir auch auf dem ruhigen Wege ber 
bereitd angebahnten Reform und der durch bie Wiſſen⸗ 
ſchaft unterftügten organifchen Entwidelungen erhalten 
baben würden und zum großen Theil bereitd befaßen. 
Died muß befonderd deshalb gefagt werden, weil wir in 
der Weife wie feit dem Sahre 1846, nach längeren Vor⸗ 
arbeiten, jene Principien die gebührende Anerkennung ge 
funden haben, zugleich eine Bürgfchaft erhalten, daß 
diefes Alled das Werk einer reiflichen Ueberlegung und 
einer wohlbegründeten Ueberzeugung ſey. Nicht bei Als 
lem dem, was jeßt mit ungemeiner — nur durch die Um: 
ftände gerechtfertigter — Haft eingeführt wird, befinden 
wir und in diefer glüdlichen Lage. Hoffentlich wird auch 
hier der Erfolg ein günftiger ſeyn; ed wird fich bewähren, 
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was man im Drange der Verhaͤltniſſe und ungeſtuͤmer 
Forderungen, ohne die ſonſt unerlaͤßlichen Pruͤfungen, ein⸗ 
geräumt hat; bewähren, wie wir hoffen, weil es eben 
felbft auf einer Nothwendigfeit beruht, die man — nur 
vielleicht fpäter — anerfannt haben würde. Aber dies 
ift erft zu erwarten: der Verſuch fünnte und möglicher: 
weife. eines Andern belehren, und ift ſtets mißlihd. Die 
Gerechtigkeit, deren Weſen die Unparteilichkeit ift, und 
die Wiffenfchaft derfelben, darf fi) am wenigften da ver: 
leugnen, wo es fih um die Einrichtungen für die Ge: 
rechtigkeit felbft handelt, und jener Unterfcbied, den 
wir bier theoretifch aufitelen, hat eine’ nicht zu verfen: 
wende praftifche Bedeutung. Sagen wir und zur Be 
ruhigung, was ich an einem andern Orte über die Auf: 
gabe ber Wiffenfchaft und das Verhältniß derfelben zu den 
NReugeftaltungen unferes Rechtslebens auszuführen ge⸗ 
fucht habe, daß felbft von den neuen Einrichtungen, bie 
ſcheinbar plößlich und Außerlid gewaltfam zur Geltung 
unmen, einige wenigftens nicht einer tiefern Grundlage 
und durch die öffentliche Stimme zum Bewußtfeyn ge: 
brachten Berechtigung entbehren; daß die Weife, wie ein 
Princip fi Anerkennung verfchaffe, bedingt durch die 
Aeußerlichkeit der Berhättniffe, durch die gefchichtlichen 
Begebenheiten, dem Princip felbft, fo fern es berechtigt if, 
keinen Eintrag thue. Nur muß die Berechtigung in ihm 
felbft, in feiner Wahrheit liegen, fie darf demfelben 
. nicht erfi Durch jene Aeußerlichkeit kommen, der es fein 
jetziges Hervortreten verdanft. ine Berkehrung der Ur: 
achen und Birfungen, eine Berkfennung der Natur und 
Entftehung des Rechts, der man freilich oft genug, und 
nicht bloß bei Unfundigen begegnet. 
Enthält nun die neue „Verordnung über bie 
Kinführung des mündlichen und Öffentliden 
Betfahrens mit Gefhwornen in Unterfu: 
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chungsſachen vom 3. Januar 1849 die Zortentwidelung 
deſſen, was dad Geſetz vom 17. Juli 1846 zunaͤchſt für 
Berlin beflimmt hatte, und bie Ausdehnung beffelben 
auf „den ganzen imfang der Monarchie, mit Ausſchluß des 
Bezirks ded Appellations : Gerichtöhofed zu Coͤln“ 2), fo 
unterfcheidet fie fich doch weſentlich dadurch won dem früs 
bern Geſetze, daß nunmehr zugleih G ef gworne ngei 
richte eingeführt find. 

Es wird nöthig diefen Punft zuerft in Yuge zu 
faffen, bevor wir unfere Betrachtung dem weitern Inhalte 
der neuern Verordnung zuwenden. 


Für eine Umgeftaltung des flrafrechtlichen Verfah⸗ 
vend nach den Principien, die, wie ich bemerft habe, ir 
Preußen ſchon feit einigen Jahren von der Gefeggebung 
anerkannt worden find, und die nunmehr die Grundlage 
des Prozefled in allen beutfchen Ländern bilden werden, 
hatten fich, mit wenigen Ausnahmen, alle neueren Schrifts 
fteller, auch viele Praktiker erklärt 1), wie denn die Wolfe: 
anficht immer mehr dahin fich neigte. Nicht ganz daffelbe 
war der Kal in Betreff der Frage über den Werth ber 
Schwurgerichte, die in der neueflen Zeit wieder Gegen: 
ftand der lebhafteften Erörterung geworben iſt 1%). Hier 
finden wir viele, und unter ihnen die bebeutendften unferer- 


13) Damit iſt zu verbinden die Verordnung über die Aufhebung 
der Privat» Gerichtsbarkeit und des erimirten Gerichtsftandes, 
fo mie über die anderweitige Organiſation der Gerichte vom, 
2. Sanuar 1849. S. die vorige Note. 

14) Bol. meine angef. Beiträge zur Strafprozgeß- Ger 
feggebung; daſelbſt weitere Nachweifungen 6. W. Sacha⸗ 
riä, die Gebrechen und die Reform des deuiſchen Strafver⸗ 
fahrens, Göttingen 1346; dann W. H. Richter, der Inqui⸗ 
ſitionsprozeß :ıc., Erlangen 1844, und meine Bemerkungen in 
dem Sahrb. für will. Kritif S. 118; die neueren Abhands 
langen von Biener, Geib, Hepp, Köklin, Mitters 
maier, Wächter, Welert u. A. 


15) ©. die Verhandlungen der Germaniſten⸗Verſammlung 8847. 
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Rechtögelehrten, welche deren Einführung wiberrathen zu 
müffen glaubten, oder wenigftens in das unbedingte ob, 
dad diefem Inftitut von manchen Seiten gefpendet wurde, 
fo wenig einftimmen zu können erflärten, als fie alle die 
Vorwuͤrfe für gegründet erachten durften, Die man — nicht 
überall mit gehöriger Kenntnig — dem geltenden Beweis: 
ſyſtem gemacht hat. Das Zugeftändnig der Mangelhaf: 
tigkeit des letztern, in welchem Manche gleichfalls zu weit 
gingen, führte zu dem Vorfchlage, die urtheilenden Rich: 
ter von den gefeglichen Beweisvorfchriften zu befreien, die 
Entfcheidung der Thatfrage dem gewiffenhaften Ermeffen 
diefer Richter, d. h. denfelben zu überlaffen, welche auch 
ben Rechtsſpruch zu fällen hätten 19), 


Es fol hier nicht in die Streitfrage hber den Werth 
ber verfchiedenen Syſteme und in eine Erörterung der fich 
der Betrachtung dabei unterftellenden Punkte eingegangen 
werden, die unferer nächften Aufgabe ferner liegt. Sch 
will nur das ausführen, was mit Diefer und der gefchicht: 
lichen Bildung des Preußifchen Prozeffes in unmittelbarer 
Verbindung ſteht. Es ift einleuchtend, daß der Vorfchlag, 
die Richter in einem andern und engern Sinne zu Ge: 
ſchwornen zu machen, al3 fie es wirklich find, — allen 
Kennern, Allen, die die Sache unbefangen würdigten, 
in hohem Grade bedenklich erfcheinen mußte. Mochte für 
den erften Augenblick es angemefien und natürlich erfchei: 
nen, mit möglichfter Beibehaltung unferes der Verbefle: 
rung auf feiner eignen Grundlage fähigen Verfahrens, 
die gefegliche Beweistheorie aufzugeben, und, da man 
ſich der Einführung des Schwurgerichtö durchaus abgeneigt 
zeigte, dem Richter jene eben erwähnte Stellung zu der 


—— 


16) Sal, die Nachweifungen in der angef. Abh. im Archiv 
u. Wächter Beiträge zur deutfchen Geſchichte, ins⸗ 
befondere des beutfchen Strafrechts ©. 61 fe. 
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Thatfrage anzuweiſen, fo mußte man doch bald .die Ge: 
fahren erkennen, die eine folche Befreiung von Beweis⸗ 
regeln und von der Pflicht, deren Anwendung im gegebenen 
alle Durch Angabe von Gründen zu rechtfertigen, unver: 
meidlich mit fich führte, wenn man ben fchriftlichen, nicht 
Öffentlichen Unterfuchungsprozeß, die Referirmethode und 
Alles, was damit in Verbindung fteht, beibehielt.. Im 
der That erklärten fich mehrere namhafte Rechtögelehrte 
für eine folche Einrichtung nur unter Vorausſetzung ber 
Aufnahme des öffentlich mündlichen Anklageverfahrens. 
Auch kann man einräumen, daß ein großer Theil der Be: 
denken alddann hinmegfallen, die außerdem dringend ges 
gen eine folche Einrichtung fprechen. Sch hatte mich ent: 
fhieden dagegen auögefprechen 17) und war noch weiter 
gegangen: — auch bei einem öffentlich mündlichen , nicht 
im Wege der Inquifition fondern der Anklage ftatt fin 
denden Verfahren, fand ich es nicht gerathen, den vom 
Staate angeftelten rechtögelehrten Richtern die Entfchei: 
dung der Xhatfrage anders zu überlaffen, ald auf ben 
Grund von Beweisregeln und einer durch Darlegung ihrer 
Anwendbarkeit auf den vorliegenden Fa zu gebenden Re: 
chenſchaft. Jene erwähnte Minifterials Schrift über bie 
Principienfragen ftelte die entgegengefeßte Anficht auf 28), 
unterftüßt durch das Beifpiel einiger Geſetzgebungen, wo 
fie Eingang gefunden hat, wie Died auch der Fall überall 
da ift, wo, wie nach dem franzöfifchen und dem rheini: 
fhen Rechte, die Zuftändigfeit der Geſchwornen auf bie 
eigentlichen Verbrechen (crimes, voelche mit peines in- 


17), Meine Beiträge ur Gtrafoeozeh"Gefebgebung ©. 191 fg. mit 
129 fg. Not. 257. und dafeldft Welker a. a. D. vgl. mit 
* an angef. Schrift: Die Principiens Fragen, Berlin 1846. 
$- 
18) A. a. D. ©. 68, doch auch mit Zugeftändniffen au Gunſten 
meiner Gründe. 
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fämantes et afflictives geahndet werden) beſchraͤnkt iſt, 
indem in den anderen f. g. geringeren Zällen (deren Ahn: 
dung bis zu fünf Jahren Freiheitäftrafe doch auch nicht 
gering ift) die fländigen Richter, ohne Gefchworne, bei: 
des — Schuld und gefegliche Strafe auöfprechen. Sch 
kann dieſes nicht in Abrede ftelen, möchte es aber nicht 
grade vertheidigen. Wenn das Schwurgericht wefentlic 
bedingt ift, wenn ed, wie behauptet wird, wirklich die 
einzige Gewährleiftung darbietet, fowohl für die Richtig: 
feit des Urtheild über die That und Schuld, als für bie 
geforderte Entfernung der Bedenken, die man in unge: 
rechtfertigtem Mißtrauen gegen die rechtöverftändigen Rich: 
ter hegt, dann würde die Folgerichtigfeit die Ausdehnung 
des Schwurgerichtd auf alle Straffälle fordern; jede Ab: 
weichung hievon ift ein Zugeftändniß an die Vertheidiger 
der andern Anficht über die Entbehrlichfeit der Jury, und 
eine Dalbheit, welche nicht wohl entfchuldigt wird durch 
die Außerlichen Ruͤckſichten auf die nicht zu fehr zu vermeh: 
sende Laſt der Bürger, auf die Koften, den Zeitauf: 
wand c. — Genug, dad Gefeß vom 3. 1846 ſchlug 
einen Mittelweg ein, über den ich mid) bereitd ausgeſpro⸗ 
hen, und der wenigftens in fofern nicht von den Einwens 
dungen getroffen wird, welche ber oben erwähnten Auf: 
faflung entgegenftehen, als unfere Richter (gleichfam an 
eine law of evidence gewiefen) die Beweiſe zu prüfen 
und die Gründe ihrer Entfcheidung über das „Schuldig” 
oder „Nichtfehuldig” in dem Urtheile anzugeben verpflich: 
tet find 19), 





. 49) $. 19 des Geſetzes: „Die deftehenden Vorſchriften über das 
Verfahren bei Aufuabme der Beweife, insbefondere 
‚auch darüber, welche Perfonen als Zeugen vernommen und 
vereidet werden dürfen, bleiben ferner maafgebend. — Dar 
gegen treten die bisherigen pofltiven Regeln über die Wirs 
tungen der Beweife außer Anwendung. Der erkennende 
Hichter hat fortan nach genauer Prüfung: aller Beweiſe, für 


— 1 — 


Es ift nun freilich Sache der Anficht, wie weit man 
glauben mochte ſich dabei beruhigen zu dürfen. Die 
firengen Anhänger der gefeblichen Beweistheorie werben 
ſich zwar damit keineswegs zufrieden geben, doch fönnen . 
fie nicht in Abrede ſtellen, dag ſchon längft (in einigen 
Ländern durch die neue Gefebgebung, wie in Baden) auch 
bei uns es um fo unvermeidlicher war, daß die Richter 
eine gewifle Freiheit im Urtheil über den Werth der Be- 
weismittel und Gründe behaupteten, da ja ohnehin diefe 
nicht durch die gefeßlichen VBorfchriften ganz ausgefchloffen 
war. Denn e3 ift eine grundlofe Behauptung, wenn 
man fagt, daß unfere Richter genöthigt wären, bei dem 
Dafeyn formeller Beweife felbft gegen ihre Ueberzeugung 
zu fprechen 20). . Denken wir uns, wie wir ed berechtigt 
find zu thun, gewiffenhafte und einfichtSvolle Richter, 
fo werden mir allerding& weniger dagegen einwenben, 
wenn, wie ed nach jenem Geſetze gefchieht, diefe Richter 
ihr Urtheil nach einer vor ihnen unmittelbar vor fich ges 
gangenen mündlichen Öffentlichen Verhandlung fchöpfen, 
und auch hinfichtlih der Beweisfrage durch Angabe der 
Gründe motiviren müflen. Gewiß aber ift es, daß bie 
Bertheidiger des Schwurgerichts, und die, welche daſſelbe 
um jeden Preis verlangen — die dem dadurch gewahrten 
politifchen Rechte auch allenfalls etwas von dem zu opfern 
geneigt find, was fonft die Gerechtigkeit im Wege 
der Nechtöpflege leiften fol, — ſich nicht mit einer folchen 
Einrihtung befreunden Eonnten, ja daß fie, wenn nur 


die Anklage und Vertheidigung,, nach feiner freien aus dem 
Inbegriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen gefchöpften Ue⸗ 
berzeugung zu entfcheiden: ob der Angeklagte ſchuldig oder 
nicht fchuldig, oder ob derfelbe von der Anklage zu ents 
binden ſey. Er ift aber verpflichtet, die Gründe, welche ihn 
dabei geleitet haben, in dem Urtheile anzugeben.” Meine 
angef. Abh. ©. 164 fg. 
20) Bol. 3. 3. L. 3 pr. $.1. 2. D. de testibus. 


Beil. s Seft z. Archiv d. Er.,.R. 1.49, R 
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eine Wahl übrig bliebe, fofern doch diefelben Staats: 
richter Über die That: und Rechtöfrage zu entfcheiden hät: 
ten, dann es vorzögen, leßtere an eihe gefeßliche Beweis: 
vorfchrift gebunden zu fehen. Denn bei diefer muß Al: 
led, was im gegebenen Falle an den Erfordernijfen des 
Beweiſes fehlte, zu Gunſten des Angefchuldigten ge: 
nommen werben, feitdem aud) bei-und außerordent: 
lihe Strafe und Entbindung von der Sn: 
ſtanz mit Recht abgefchafft find 2). Die Gründe, vie 
jene gegen jene Einrichtung vordringen, find, wie über: 
baupt die meiften in diefer Lehre, weniger rechtlicher, als 
politifher Natur; und das Mißtrauen, welches man 
glaubt gegen. die Staatsrichter, zumal in politifchen Pros 
zeffen hegen zu müffen, führt nothwendig zu der Forde⸗ 
rung ber Volksrichter: es würde in dieſem Falle ein Wi⸗ 
derſpruch ſeyn, dem angeblichen Uebelſtande dadurch ab: 
zuhelfen, daß zwar immer noch) die Öffentlich angeftellten 
Richter, — aber entbunden von Beweisvorſchriften und 
Rechenſchaft — uͤber die That und Schuld urtheilen ſollten. 
So drängte denn Alles zu dem Schwurgerichte hin. Die 
neuefte Geſetzgebung hat es bei und aufgenommen, und 
es fol in der nächften Zukunft in Wirkſamkeit treten °2). 
Wir find dazu gelangt, nicht zufolge einer gründlichen 
Erörterung der Sache, — denn die frühere, die diefen Na: 
men verdient, hatte zu einem entgegengefeßten Ergebniß 
geführt 77), — nicht zufolge einer Verhandlung in der Kanı: 
mer, die wenigftend Gelegenheit gegeben hätte, bie ver: 
ſchiedenen Anfichten, die fi) dafür und dagegen geltend 
machen lafjen, offen darzulegen und vom praftifchen Ge: 


21) Meine angef. Abh. ©. 165 — 169. 


22) Verordnung 8. 184. „Die gegenwärtige Verordnung tritt 
am 1. April d. J. in Kraft.” 


23) Principienfragen ıc. &. AR fg. 
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fihtöpunfte aus zu befprechen; nicht zufolge einer ſich un⸗ 
mittelbar behauptenden Weberzeugung von der- Sicherheit 
diefer Maaßregel für die Handhabung ded Rechts; — 
fondern der mehr auf einem dunkeln Gefühle beruhenden 
Forderung, für die vornehmlich politifche und überhaupt 
ſolche Rüdfichten angeführt werben, welche außerhalb des 
Rechtögebieted und der Frage über den Beweis liegen, hat 
man fich gendthigt gefehen nachzugeben. Die Einfühs 
rung der Gefchwornen:Gerichte ift (wie auch in ben. zu 
Frankfurt a. M. berathenen Grundrechten) allgemein zur 
gefichert worden, und ed Tann jebt darüber, ob fie uͤberall 
gut zu beißen fey, ob die gewiffenhafte Würdigung de 
Freundes der Gerechtigkeit und der Sreiheit zu gleichem Er⸗ 
gebniffe führe, ob man fich dabei völlig zu beruhigen vers 
möge, nicht weiter geftritten werden. Wir haben ed ale 
eine Thatfache anzuerkennen, und wenn wir einräus 
men müflen, daß hier nicht ein Ergebniß organifcher Ent: 
widelung und innerer Nothwendigfeit vorliegt, ſondern 
ein Produkt der allgemeinen Volköftimme, fo laflen wir 
biefe, unter den obwaltenden Berhältniffen und formell, 
als eine Außere Nothwendigkeit gelten. So wie biefe auch 
dem Einzelnen, follte er auch eine in mancher Hinficht ab» 
weichende Ueberzeugung hegen, die Verpflichtung aufer: 
legt, fi zu fügen, fo wird ed die Aufgabe der Willen: 
Ihaft ſeyn, des ihr jetzt dargebotenen Stoffs fich zu be 
mächtigen, ihn zu bearbeiten und zum möglichiten Ges 
lingen ded Werks beizutragen. ine beftimmte Vorauss 
feßung ift jet gegeben: an bdiefe haben wir und zu hals 
ten; — mir verzichten daher hier auf eine weitere Prüs 
fung des Gegenftanded, auf eine Erörterung der Punkte, 
auf die ed dabei vornehmlich anfommt, der Frage, wie 
am gründlichften und auf gerechte Weife über die Gewißs 
heit geurtheilt werde, wiefern überall, ohne Rechtskennt⸗ 
niß, eine Entfcheidung über die Thatfrage fatt KFoadvo ul“ 
y%r 


überhaupt eine Trennung berfelben von der Rechtsfrage 
vollzogen werben Eönne, oder, wiefern dieſe ganz außer: 
halb des Weſens des Schwurgerichtö liege — wenn es 
nämlich feine Richtigkeit hat, daß die Abficht gar nicht Die 
fey, durch Gefchworne die Thatfrage entfcheiden zu 
Laffen, fondern vielmehr diefen, als Stelivertretern de3 |. g. 
fouveränen Volks, eine weit höhere Gewalt einzuräumen, 
vermöge welcher fie über die Schuld in dem Sinne ent: 
fheiden, daß fie eigentlich die Strafgerechtigkeit in Ver: 
bindung mit der gefeßgebenden Gewalt ausüben und nad) 
ihrem freien Ermeſſen — ohne irgend eine Rechenfchaft 
abzulegen — darüber entfcheiden, ob die Gerechtigkeit wals 
ten folle, oder nicht. Alles dies laffen wir jet bei Seite, 
obfhon der Zufammenhang der Betrachtung für den praf: 
tifhen Zwed und nöthigen wird, Einzelned doch zu be: 
rühren. j 

I Wenn wir aber mit Rüdficht auf die Erfahrung 
nicht Anftand nehmen, das Verlangen nad) dem nunmehr 
angeordneten Schwurgerichte einem dunkeln Gefühle mehr 
als einem beftimmten Bewußtfeyn deſſen, worauf es für 
die Gerechtigkeit ankommt, zuzufchreiben, fo dürfen wir 
nur aufmerkfam darauf machen, wie wenig Damit für bie 
Erfüllung irgend welcher, es fey rechtlicher oder politifcher 
Forderungen gefchehen fey, dag ein Shwurgeridht 
verheißen und eingeführt wird. Die Wenigften von denen, 
bie hier handelnd aufgetreten find, haben eine beftimmte 
Vorftelung davon, daß nun noch Alles von ber Art der 
Einrihtung, der Wahl und Ablehnung der Gefchwornen, 
dem Einfluffe der Regierung und des Volks, der Stel: 
lung der Fragen, der Art der Abflimmung, ber Zählung 
ber Stimmen, der Beflimmung der Majorität, der Be: 
fugniß des Gerichts entweder zur Concurrenz in gewiffen 
Fällen, oder zum Widerfpruch bei einer ihm ungerecht er: 
ſcheinenden Berurtheilung ꝛtc. abhängt: Punfte, worlber 


Ir 
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3. B. die Srangöfifche Gefeßgebung feit der Geltung bes 
Code d’instruction criminelle fo viele Male gewechfelt 
bat, und rüdfichtlich welcher ein fo wefentlicher Unter 
fhied zwifchen dem Franzöfifchen und dem Engliſchen 
Schwurgericht flatt findet *), Und dies erfchöpft noch 
nicht Alles, was hier zu unterfuchen wäre. 

Gewiß aber ift ed, eine freie politifche Verfaſſung 
fann, wie der Mündlichkeit und Deffentlichkeit, fo auch 
diefer Einrichtung und Mitwirkung des Volks bei der 
Nechtöpflege nicht entbehren. Iſt dies, wie man nicht 
beftreiten wird, nun einmal die Richtung und Forderung 
ver Zeit, fo mögen die Bedenken Dagegen — die damit 
freilich nicht erledigt werden — fich nicht behaupten: «6 
mögen felbft gewiffe unvermeidliche Uebelftände um des 
größern Vortheild willen, den die volksthuͤmliche Nechts: 
pflege hoffentlic) gewährt, getragen werden 7). Nur wird 
es Pflicht zu forgen, daß die Einrichtung wirklich fo flatt 


24) Bol. 3. B. Mittermater’s Strafverfahren te Ausg. 
Th. 11. $. 195. 196. 

25) Wenn ich die Nothwendigfeit des Schwurgerichts, freilich 
unter ganz anderen gefchichtlihen Worausfegungen und in ans 
derer Geſtalt, als feiner urfprünglichen, für unfere politifhen 
Verhältniſſe zugeltehbe, fo nehme ih damit nichts zurüd von 
den Gründen, die ich gegen diefe Einrichtung vom Gtands 
punfte der Rechtsbildung unferer Zeit, des Berufs des Rich⸗ 
ters, des Rechts überhaupt und des Beweiſes insbefondere,, in 
verfchiedenen Ausführungen ausgefprochen habe. Kein Kenner 
wird bei der Erwägung der Schwierigkeiten über gefchichtliche 
Ereigniffe, die Gewißheit und Wahrheit feftzuftellen, noch dazu, 
wie bei Verbrechen, wo ein Intereſſe der Angefchuldigten ob⸗ 
waltet, foldhe zu verhehlen — bei den vielfachen Bedenken, 
welche das gefegliche Beweisſyſtem erweckt, fich überzeugen, ein 
fidyerer Weg die Wahrheit zum Inhalt eines Ausſpruchs zu 
machen, fey diefer, daß man folchen Ausfpruch einer beliebig 
durch Loos oder fonftwie gewählten Zahl von Rechtsunkun⸗ 
digen übertrage, und diefe — damit jeder Zweifel von vorn 
herein unterdrückt werde, von aller Angabe der Gründe befreite, 
fie lediglich an ihr fubjektives Gefühl, oder gar an die Will⸗ 
kühr verweiſe. Was uns mit der Einrichtung zu befreunden 
vermag, liegt auf einer andern Seite. 
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finde, um der heiligen Sache der Gerechtigkeit zu dienen, 
und daß nicht umgekehrt die Rechtspflege anderen politi⸗ 
ſchen Zwecken dienſtbar werde. Nicht darum haben wir 
und ſtets Allem entgegengeſtellt und unfere Stimme er: 
hoben — wo zu beforgen war, dad bisherige Verfahren 
fünne auf ſolche Weiſe gemißbraucht werden, um jenes 
etwa zu befürchtende Webel jest als ein wirkliches und grö- 
Beres auf der andern Seite herrfchen zu fehen. 


Die Betrachtung fol nunmehr der bereitd erwähnten 
neuen Verordnung und. insbefondere dem Theil derfelben 
zugewendet werden, welcher Die Beflimmungen über das 
Schwurgericht enthält. Sch bin durch gemogentliche Mit: 
theilung in den Stand gefeßt, einen frühern, meines 
Wiſſens fonft nicht veröffentlichten Miniflerial: Entwurf 2%) 
zu benugen, und ferner verdanke ich der Güte Mitter: 
mater’S den Entwurf und das beantragte Geſetz über 
denfelben Gegenftand für Baden, nebft dem Commif: 
fionöberichte und den Motiven 7). ine Vergleichung 


26) Diefer Entwurf zu einem „Gefeg über die Einfühs 
rung von Gefhwornen bei politifhen und Preßs 
verbrehen”, vom damaligen Juſtiz⸗Miniſter Märker am 
28. Aug. 1848 vorgelegt, ift lithographirt erfchienen auf 43 ©. 
Fol. und enthält 146 SS. Ich benuge für den gegenmärtigen 
Zweck nur die Beftimmungen über die Gefchwornen. 


27) Diefe wichtigen Aktenſtücke find: 1) Commiffionsbericht über 
die zwecmäßigfte Einrichtung der Gefchwornen » Gerichte in 
Straffachen. Erftattet von dem Abgeordneten Mittermaier 
(Sitzung vom 17. März 1848). 2) Regierungs s Entwurf „in 
Betreff der theilmeifen Einführung der Schwurgerichte vom 
13 Mai 1848. (1. Entwurf, nebft Begründung 1. Entwurf 
Üüser die dadurch nothwendig werdenden Modalitäten des in 
Wirkſamkeit zu ſetzenden Strafgelegbudhs vom 6. März 18455 
nebft Begründung.) 3) Sommiffionsbericht über den Geſetzes⸗ 
Entwurf in Betreff der theilweiſen Einführung der Schwurs 
gerichte im Großhrrzogtbum Baden. CErftattet von dem Abs 
geordneten Mittermaier (Sitzung vım 21. Juli 1848). 
4) Entwurf, wie derfelbe von der zweiten Kammer angenoms 
men worden ift (Sisung vom 23. October 1848). 5) Com⸗ 

* miſfionsbericht über die von der erſten Kammer beſchloſſenen 
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diefer Verfuche der Gefebgebung die Aufgabe zu löfen, 
wird neben dem allgemeinen Intereffe auch die Möglichkeit 
gerähren, einige Bemerkungen niederzulegen, die viels 
leicht bei fpäterer Wiederaufnahme der Sache der Beruͤck 
fihtigung empfohlen werden dürften. 

Den Bellimmungen ber neuern Gefebgebung über 
die Bildung des Schwurgerichts und was damit in Vers 
bindung fteht, haben diejenigen der rheinifchen Straf 
prozeß:Drdnung zum Vorbild gedient. Ohne dieſe Durchs 
gängig zu billigen, kann man doch fi) damit einverſtan⸗ 
den erflären, daß man auf dieſe Weife für jegt „eine we⸗ 
fentliche Uebereinftimmung wichtiger Inftitutionen im gans 
zen Umfange der Monarchie herbeizuführen” gefucht hat), 
“indem eine erhebliche Verfchiebenheit fo wenig zu empfehs 
len und, wenn man die Sache von dem richtigen Stand: 
punkte aus betrachtet, zuzulaflen ift, ald eine in diefem 
Zeitpunfte vorzunehmende Abänderung in den Grundlagen 
einer Einrihtung, auf welche die Rheinländer, wie fie 
nun einmal ift, Werth legen, deren etwaige Mängel nicht 
fo groß find, um das Gute in der unfihern Hoffnung des 
Beflern aufzugeben. Das, wovon es ſich hier handelt, 
iſt für uns die Forderung, folche Mitglieder des Schwurs 
gericht zu erlangen, welche, zugleich das Vertrauen des . 
Volks und der Angeklagten genießend, dem Staate und 
dem Gerichte die Gewähr der Fähigkeit und des guten Wils 
lens darbieten, ihrer hohen Aufgabe im Geifte der Gerech⸗ 
tigkeit zu genügen. Der Kreis für die Auswahl kann 
enger oder weiter gezogen werden: hierüber läßt fich Fein 
andered, ald das abftraft allgemeine Princip aufftellen, 


Abänderungen am Geſetz⸗Entwurf über Einführung der Schwurs 
gerichte. Erftattet von dem Abgeordneten Mittermater 
(Sigung vom 7. Dec. 1848). 


28) Mericht des Staatsminifteriums an Se. Majeftät den König. 
Berlin d. 30. Dec. 1838. 
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daß dad Nähere nach den befonderen Verhältniffen des 
Staatd zu beftimmen ſey. Die Einwendungen dagegen 
find meift vom politifchen Standpunft aus vorgebracht 
worden. inigen würde eine größere Beſchraͤnkung no- 
thig erfcheinen, — wir haben eine folche Forderung wenig⸗ 
ſtens nicht von denen gehört, welche die neue Einrichtung 
überhaupt als eine berechtigte gelten laffen. Andere pre: 
hen ſich gegen jede Beſchraͤnkung mittelft Zeftfeßung eines 
f. 9. Cenſus aus, und räumen deshalb dem frühern Ent- 
wurf den Vorzug ein, der einen folchen nicht kannte. Daß 
dadurch dem Zufall eine gefährliche Macht gewährt wer: 
de, daß eine Bürgfchaft in Betreff der unerläßlichen Er- 
forderniffe tüchtiger Gefchworner völlig entbehrt werde, 
wenn bid an die Außerfle Grenze der Bildung, der Fahig- 
teit und ber Zuverläffigkeit vorgegangen werden follte, 
flört begreiflicherweife diejenigen nicht in ihren Anfprüchen, 
die auf eine unpartetifche Nechtöpflege nicht unmittelbar 
gerichtet find. Mer die Sury als ein blos politifches Mit- 
tel will, wie dies unter andern aus der Unterfcheidung der 
Verbrechen fich ergiebt, für die man jene unbedingt for: 
dert, und der andern, für die man auf fie Verzicht leiſtet, 
ber kann leicht zu dem Extrem kommen, höhere Bildung, 
Selbſtſtaͤndigkeit der Außern Stellung, Unabhängigkeit 
des Charakterd, ald etwas Untergeordnete zu betrachten, 
— von denen nicht zu reden, die in radicaler Nivellirung 
aller wefentlichen Verfchiedenheiten jene Eigenfchaften fogar 
für flörende halten. Wir laffen jedoch hier bei Seite, was 
von dem völligen Verkennen der Aufgabe und Pflicht der 
Rechtöpflege und der Beſtimmung des diefelbe mitaud: 
übenden Inftitut3 ausgeht. Es wird feiner Bemerkung 
beduͤrfen, daß Fähigkeit und Geneigtheit zum gründlichen 
und gewiffenhaften Urtheile und damit auch dad Dafeyn 
der folche möglichft gemährleiftenden Eigenfchaften im glei: 
chen Sntereffe aller Betheiligten liege; wir wollen nit 
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auf die in verſchiedenen Laͤndern gemachten traurigen Er: 
fahrungen Bezug nehmen von Einflüffen auf das Verdikt 
der Gefchwornen, für die etwas Aehnliched bei ftändigen 
Richtern fehwerlich nachzumeifen if. Die Forderung der 
Unabhängigkeit der Nechtöpflege und ber Richter in ihrer 
Sphäre, der Entfernung jedes der Gerechtigkeit fremden 
Einfluffes, welche nicht erft in der neueften Zeit auöges 
fprochen und anerfannt worden ift, muß ald eine allge 
meine gelten, nicht blos gegenüber der Regierung, wo 
diefe in beflimmter Bedeutung Partei feyn Fönnte, fon: 
dern auch gegenüber jeder nach anderer Seite ſich aͤußern⸗ 
den Tendenz. 


Es follen nun die dad Schwurgericht betreffen: 
den Grundfäge nah der Reihenfolge der hierher ges 
hörigen Beflimmungen angeführt, und mit denen der 
vorhin erwähnten Entwürfe verglichen werben. Dabei 
wird Die Unterfcheidung gewiffer Rubriken die Weberfi cht 
erleichtern. 


I. Welche Fälle gehören vor das Schwurgericht? 


Die Verordnung unterſcheidet 1) Vergehen, 
2) Verbrechen, 3) ſchwere Verbrechen *2). Nur 
bei dieſen letzteren ſoll die Unterſuchung und Entſcheidung 
vor einem aus fuͤnf Richtern und einem Gerichtsſchreiber 
beſtehenden Gerichte unter Zuziehung von Geſchwornen, 
als beiſitzenden Richtern, erfolgen 9%). Dahin gehoͤren 
diejenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit einer 
haͤrtern, als dreijaͤhrigen Freiheitsſtrafe bedroht ſind (mit 
Ausnahme einiger in $. 38 genannten, die zu den Ver: 


29) Das frühere Geſetz ftellt zum geheilt andere Unterfchiede auf. 
Meine angef. Abb. ©. 123 u. 


30) Verordnung $. 60. 
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brechen ſchlechthin gerechnet werden); ferner politiſche 
und Preß: Vergehen ?), 


Die Zuftändigkeit der Geſchwornen ift hier, wie man 
fieht, erweitert gegen die Vorfchriften der Rheiniſchen Ges 
feßbücher, wobei nach den in Frankreich felbft langft abs 
geichafften Beftimmungen auch für die ihrer Größe nach vor 
die Afjifen gehörigen Bälle (crimes) noch eine Ausnahme 
durch Anordnung der Cours speciales beftand °*). 


Nah dem Badifhen Entwurfe und Geſetz 
(Art. 1) „urtheilen die Hofgerichte in (allen zu ih» 
rer Zuſtaͤndigkeit gehörigen) Straffachen ($. 59, 60 des 
Geſetzes über die Gerichtöverfaflung) in VBerfammlungen 


31) Um eine weitere Erläuterung zu erfparen, nehme ich den 
$ 61 bier auf: „Als politifche Verbrechen im Sinne diefes 
Geſetzes gelten die im Allg. &. R. Th. I. Zit. 20 Abfchnitt 2 
bis Abſchn. 5 einfcbließlich aufgeführten Verbrechen. Sn dens 
jenigen 2andestheilen, in welchen das Allg. 8. R. nicht Ger 
feßesfraft hat, entfcheiden die in den landrechtlichen Abfchnits 
ten aufgeführten Gattungen von Verbrechen, und in zweifels 
—* Fällen die Beſtimmungen des Allg. L. R. Als politis 
che Verbrechen find jedoch nicht anzufehen, die in den 88. 5, 
157 bis 160, 166, 180 bis 185, 207 — 213 gedachten Ges 
fe 6 s Hebertretungen ; desgleichen gehören nicht hieher diejenis 
gen durch die Preffe verübten Vergehen, bei welchen die Bes 
ftrafung von dem Antrage einer Privatperfon bedingt tft, oder 
die Strafe nur in den durch das Geſetz vom 17. März 1848 
(Geſetz⸗ Sammlung ©. 69) $. 6 angedrohten Geldbußen bes . 
fteht.” Hiemir ftimme der Entwurf $. 1, 2, 3 faft wörtlich 
überein ; doch beftimmt lepterer die Ausnahmen von den politis 
fhen Verbrechen einigermaßen abweichend: nämlich die SS. 157 
— 160, 180— 195, 209 — 213. 


32) Code d’instruction criminelle Art. 231. , Si le fait est 
qualifi& crime par la loi — et que la cour trouve des char- 
zes suffisantes pour motiver la mise en accusation, elle 
ordonnera le renvoi du prevenu soit aum assises, soit 
a la cour speciale.”’ — Code penal Art,1. „L’infraction 
que les lois punissent d’une peine afflictive ou infamante, 
est un crime.” Art. 6. ‚„„Les peines en matiöre crimi- 
nelle «sont ou affictives et infamantes, ou seulement in- 
famantes.” (Die Aufzählung derſelben Art. 7. u. 8.) 
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von fünf Richtern und unter Zuziehung von zwölf Ge: 
ſchwornen“ #). 


H. Wer Eann Gefhmworner feyn? 


Diefe Frage beantwortet $. 62: „Bildung von 
Gefhwornentliften.” 


Zum Gefchwornen kann nur berufen werben, wer 
die Eigenfchaft eines Preußen befißt, 30 Jahre alt iſt, 
im Vollgenuffe der bürgerlichen Rechte fich befindet, leſen 
und fchreiben kann und wenigftens ein Sahr in der Ges 
meinde, in welcher er fich aufhalt, feinen Wohnfig hat. 

Man fieht, die Forderungen find gering genug, bie 
an einen Richter (denn dad follen doc auch diefe feyn) 
gemacht werden. Es wird nicht zu Fühn feyn, wenn wir, 
außer der Kunde ded Lefend und Schreibens, auch den Ges 
brauch der Verftandesträfte bedingen, und, falld es nicht 
erlaubt wäre, folched einzufchalten, allenfalls den Boll: 
genuß der bürgerlichen Rechte hierauf mitbeziehen, indem 
wir annehmen, daß unter Cura ſtehende Geiſteskranke, 
gerichtlich erklärte WVerfehwender, in jenem Vollgenuß fich 
nicht befinden, jene Rechte wenigftens nicht felbft ausüben 
fönnen. Unter den Ausfchließungen ift dies nicht erwähnt. 
Uebrigend durfte, da $. 62 das Pofitive enthält, $. 63 
aber die Ausnahme, dem erflen nicht auch die negative Faſ⸗ 
fung gegeben werden: „ed Fann nur berufen werden, 
wer 2c.”, fondern die beftimmte: „Seder kann berufen 
werden, der xc.”, wogegen bie $. 63 Nr. 9 aufgeftellte 
Bedingung eines Cenſus, als entfchieden pofitives Er 





33) Sefeg über die Gerichtsverfaffung vom 6. März 1845. Das 
hin gehören nun „alle fchließlih mit peinlidher Strafe bes 
drohten Verbrechen mit Ausnahme der dritten Diebftähle, dann 
eine Reihe anderer Verbrechen, auch in fofern fie mit bürger⸗ 
Liber Strafe bedroht find.” Ueber die peinlichen Strafen 
f. Strafgefegbuh vom 6. März; 1845. $. 10 fg. mir $- 1. 
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forderniß, ihre Stelle richtiger, wenn auch nicht wohlgefaͤl⸗ 
liger, in $. 63 erhalten hätte. 
Diefer lautet: 
— „Zu Gefhwornen fünnen nicht berufen werben: 1) die 
Minifter und Unter: Staat3:Secretäre, 2) bie richter 
lichen Beamten, die Staatö: Anwälte und deren Gehül: 
fen; 3) die Regierungs:Präfidenten, Provinzial: Steuer: 
direftoren, Landraͤthe, Polizei = Präfidenten, Polizei 
Direktoren; 4) die im activen Dienft befindlichen Militärs 
perfonen; 5) die NReligionsdiener aller Gonfeffionen ; 
6) die Elementar:Schullehrer; 7) Dienftboten; 8) dies 
jenigen, welche 70 Sahre alt find 22); 9) Diejenigen, 
welche nicht wenigftens jährlich 18 Thlr. an SKtlaffenfteuer, 
oder 20 Zhlr. an Grundfteuer (ausfchließlich der Bei: 
fhläge) oder 24 Thlr. an Gewerbefteuer entrichten, oder 
unter Vorausſetzung des Beftehend einer diefer Arten der 
Befteuerung nad) ihren Verhältniffen zu entrichten haben 
würden. Ohne Rüdficht auf den zu 9. erwähnten Steuer: 
ſatz find jedoch wählbar zu Gefehwornen: die Rechts: Anz 
wälte und Notarien, die Profefforen, die approbirten 
Aerzte und diejenigen Beamten, welche entweder von Uns 
(dem Könige) unmitfelbar ernannt find, oder ein Ein: 
fommen von wenigftend 500 Thlr. jährlic) beziehen und 
nicht zu den oben auögefchloffenen Kategorien gehören.” 
Der frühere Entwurf flimmt im Ganzen wörtlich 

überein. Es find jedoch nicht genannt als auögefchloffen 
die Dienftboten (jest Nr. 7), und Nr. 8 (jet Nr. 9) hat 
die Faſſung: 

„ Diejenigen, welchen mit Ruͤckſicht auf ihre Vermoͤ⸗ 

gend: und Familien: Verhältniffe der Geſchwornen⸗ 

bienft eine zu fehmwere Laft fenn würde. ” 33) 


34) und darüber. 
35) Entwurf S. 4. 5. 
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Hier folte mittelbar erreicht werden, was jest durch 
Aufftellung eines Cenſus bezweckt wird, wovon bereits oben 
die Rede gemwefen if. Allerdings ift ein Unterfchied: der 
Entwurf geht hier davon aus, daß der Gefchwornendienft 
eine Laſt, deflen Uebernahme eine allgemeine Bürger: 
Pflicht fey, von welcher beftimmte Gründe ausſchlie⸗ 
fen, andere nur befreien, und ed würde demnach ein 
minder Begüterter nicht anders als auf feinen eigenen 
Wunſch — von der Lifte wegfallen, weil ihm jener Dienft 
eine zu ſchwere Laft wäre. So richtig diefe Auffaffung 
ift, die auch die jeßige Verordnung, welche formell mehr 
von dem Gefihtspunft der Berehtigung zur Theil 
nahme auögeht, nicht umhin kann gelten zu laffen, fo 
wird man Doch ed gutheißen müffen, daß durch einen mä: 
Bigen Cenſus eine Sicherheit gegeben werde, diefe wich: 
tigen Rechte und Pflichten nicht ganz Ungebildeten an: 
vertraut zu fehen. Denn objchon dieſer Cenſus, wie 
jeder allein, noch nicht die Eigenfchaften verbürgt, Die 
fi) als unerläßliche darftelen, und höchftens eine Ber: 
muthung für folche zu unterflüßgen vermag, fo ift doch 
fchon dies Negative von Wichtigkeit, daß durch die Angabe 
einer Grenze — über deren Beftimmung fich freilich rech: 
ten läßt und die am Ende irgendwie billig zu fegen ift — 
jedenfalls Perfonen ausgefchloffen werden, deren Unab: 
hängigfeit, und Einfiht, und freie Stellung, auch jeder 
Verſuchung gegenüber, in Zweifel gezogen werben fönnen. 

Sch glaube nicht, daß einem Gefeße mit Grund der 
Vorwurf einer zu doftrinären Faſſung gemacht werden 
tönnte, wenn überhaupt die Gründe der Ausſchließung 
nicht wie hier, ohne Unterfchied neben einander geftellt, 
fondern auf beffimmte Kategorien zurüdgeführt würden. 
Es kann phyfifche oder rechtliche Unfähigfe t eintreten, von 
welcher erftern unfer Geſetz gar nicht fpricht, die aber das 
Badiſche Geſetz ausprüdlich hervorhebt: es find gewiſſe 
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Derfonen zufolge ihres Amts oder Berufs ausgefchloffen, 
die es nothwendig machen, ihnen jede Collifion zu erfparen, 
oder auch überhaupt unverträglich erfcheinen mit diefer 
Funktion, fo wie fie auch des erforderlichen Vertrauens 
entbehren würden 36). 

Den Borzug feheint mir bier fehon hinfichtlich der 
genauern Faflung dad Badiſche Gefeb zu verdienen; 
auch dem Inhalte nach, der übrigend im Ganzen wenig 
von dem unfrigen abweicht. Indem Badifchen Ent- 
wurfe war für Perfonen, die nicht in die Kategorie der 
f. 9 Capacitäten gehören, ein Genfus von (bezie— 
hungsweiſe) 45, 30 u. 20 fl. jährliche direfte Staatäfteuer 
aufgeſtellt. Dad fpäter beantragte Gefeß hat hievon Um: 
gang genommen und nur Almofenempfänger und Dienft: 
boten ausgefchlofflen. Dadurch ift überhaupt eine veräns 
berte Form der Beſtimmung nothwendig geworden, na: 
mentlich durch Aufftelung einer neuen Rubrik, folcher, die 
Gefchworne werden fönnen, aber nicht müffen, und fich 
mit Angabe der Gründe entfchuldigen dürfen 27). In 


36) Die Beilimmungen des Code d’instruction criminelle 
Art. 381 —386 enthalten auf der einen Geite mehr Beſchrän⸗ 
Eungen als unfer Geſetz, auf der andern laflen fie (Art. 386) 
einen Ausweg für die Regierung, der Bedenken erregen Eann. 


37) Badifher Entwurf $.4 „Zu dem Ehrenamte eines 
Geſchwornen find alle badifchen Staatsbürger, welche das drei» 
Figfte Lebensjahr erreicht haben und unter Feine der Ausnah⸗ 
men der 88. 5 u. 6. fallen, berechtigt und verpflichtet, wofern 
fie entweder 1) das Amt eines Abgeordneten der Ständekam⸗ 
mern, eines Bürgermeiſters oder Gemeinderaths befleiden oder 
bekleidet haben”; 2) folgen f. 9. Saparitäten, die eine Staats s 
oder Facultäts- Prüfung mit Erfolg beftanden hoben ; 3) die 
oben erwähnten Steuerzahlenden. $. 5. „Gefchworne können 
nicht feyn: 1) Entmündigte oder Mundtodte, fo lange fie nicht 
wieder in den Vollgenuß ihrer bürgerlichen Rechte eingeſett 
find;, 2) diejenigen, welche zu einer peinlichen oder einer Ar 
beitehausftrafe verurtheilt wurden, fo wie diejenigen, welche 
wegen eines die Öffentliche Achtung ihnen entziehenden Ver⸗ 
brechens, namentlich wegen Diebftahls, Unterichlagung,, "Bes 
trugs oder Zahlungeflüchtigtet:, mir einer Treiheitsftrafe belegt 


der wohlgerechtfertigten Ausfchließung der Regierungs- und 
Verwaltungs: Beamten geht dad Badifche Geſetz wei: 
ter als der urfprüngliche Entwurf und ald dad Preu⸗ 
Bifche Gefetz. Lebteres hat mit Recht (Nr. 4) die im 
Dienfte befindlichen Militärperfonen ganz auögefchloffen, 
während folche in Baden nur auf ihr Verlangen und wenn 
die vorgefeßte Behörde ihre Unentbehrlichfeit im Dienfte 
bezeugt, entfchuldigt werden. Allerdings wird im Allge: 
meinen die volle Berechtigung, auch der Militäre anzunehs 
men feyn, alle politifhen Rechte auszuüben, welche die 
Verfaſſung den Etaatöbürgern fichertz aber in der That 


wurden ; 3) diejenigen, welche wegen Eörperlicher Gebrechen 
(wie namentlih Zaube, Stumme oder Blöde) oder wegen gels 
ftiger Gebrechen zu den WBerrichtungen von Sefchwornen uns 
tauglich find.” $. 6. ,„Geſchworne können ferner nicht wers 
den: 1) diejenigen, welche das fiebenzigfte Lebensjahr erreicht 
haben; 2) Geiftliche aller Eonfeffionen; 3) diejenigen, wels 
che ein ftändiges NRichteramt befleiden; 4) die Mitglieder des 
Staatsminifteriums. Die unter 2 — 4 genannten Berfonen 
find nur fo lange unfähig, als fie die Dienftwirklichfeit nicht 
abgelegt haben.” 


Späterer Gefeß: Entwurf $ A. Einleitung gletchlautend ; 
die fonftigen Beftimmungen fallen weg. $. 5. „Geſchworne 
tönnen nicht feyn: 1) diejenigen, welche im Laufe des 
Jahres, in welchem die Lilte der Sefchwornen gebildet wird, 
aus Öffentlichen Kaffen Armuthsunterſtützungen erhalten haben; 
2) Dienftboten 3, 4, 5 wie 1, 2, 3 des Entwurfs $. 5. — 
8. 6. „Geſchworne Fünnen ferner für die Dauer ihres Diens 
ftes nicht fenn: Solche, welche ein ftändiges Nichteramt ber 
leiden, ferner andere Staatsbeamte, weldhe Mitglieder des 
Staatsminifteriums, oder von Minifterien, oder der Regie⸗ 
rung, oder der Oberänter find; Staatsanwälte, vom Staate 
ernannte Polizeibeamte, Gentarmen.” — $. 19. „Auf 
ihr Berlangen Fönnen von der Verpflichtung, Geſchwor⸗ 
ner zu feyn, befreit werden: 1) diejenigen, welche das 65. Les 
bensiahr erreicht haben; 2) Diejenigen, welche nach dem ges 
ringen Umfang ihres Einfommens die Koften nicht tragen Eöne 
nen, welche der Dienft der Gefchwornen ihnen auflegt und 
darüber ein Zeugniß ihres Gemeinderamhs vorlegen; 3) Mit⸗ 
glirder der Kammern während der Dauet der Sigungen; 
4) Staatsbeamte und Militärperfonen, deren Unentbehrlichkeit 
im Dienfte die vorgeiente Dienftbehörde bezeugt; 5) Geiſtliche 
eines jeden Glaubenbbekenntniſſes.“ 
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handelt es fich nicht blos um Ausübung eines Rechts, 
und ed bedarf, auch ohne von einem verleßenden Miß- 
trauen auszugehen, einer befondern Rechtfertigung, wenn 
die Regierungsbeamten und Soldaten von der Pflicht, 
als Gefchworne mitzuwirken, ausgenommen find. Der 
Srund liegt tiefer, als in der Unentbehrlichfeit im Dienfte. 
Und eben fo fcheint mir die Beflimmung unferes Gefeßes, 
demzufolge (Nr. 5) „Die Religionsdiener aller Confeffio: 
nen” gar nicht berufen werden Fönnen, derjenigen des 
Badiſchen Gefeged (welches hierin den urfprünglichen 
Entwurf keineswegs verbeffert hat) vorzuziehen, wonach 
diefe nur auf ihr Verlangen von der Pflicht befreit wer: 
den dürfen. Man könnte glauben, daß praftifch ein Un— 
terfchted nicht hervortrete, weil eben, wo ein Colliſions⸗ 
fol vorfame — 3. B. rüdfichtlich des Beichtſiegels ꝛc. — 
der berufene Geiftliche nicht unterlaffen werde, fich. zu ent: 
fhuldigen. Aber felbft wenn died ohne alle Angabe von 
Gründen gefchieht, ſcheint es nicht unbedenklich, und fann 
zu nachrheiligen Folgerungen führen. Die ganze Stellung 
des Geiftlihen — an fih und zu der Gemeinde, und 
wenn man efwa an andere Falle denft — zu Angefchul: 
digten andern Bekenntnifjes gebietet es, dieſen bei der 
Strafrechtöpflege unbetheiligt zu laffen 29). 

Ob Elementar:Schullehrer (Nr. 6) aus Rüdficht 
auf ihre eine längere Unterbrechung nicht zulaffenden Be: 
rufögefchäfte, oder (da diefer Grund auch gegen oder für 
den nicht auögefchloffenen Lehrer an höheren wiffenfchaft: 
lichen Anftalten fprechen dürfte) aus einer andern Rüd: 
fiht audgefchloffen find, ift nicht erfichtlih. Nach dem 
Franzoͤſ. Recht liegt der Grund der Ausfchließung in der 


88) Kurz und gut fagt der Art. 384 a. E. des Code d’instr. 
erim. „Les fonctions de jur& sont egalement incompa- 
Libles avec celles de ministre d’un culte quelconque.” 


m 


allgemeinen Beſchraͤnkung des Kreiſes der zu Waͤhlenden; 
dad Badiſche kennt eine ſolche nicht 39), 


Eine weitere Kritik liegt außer meinem Plane. aber 
im Ganzen wird man, wenn man nicht im Sinne des oft 
nicht mit Recht ſ. g. Liberalismus alle Ruͤckſichten bei 
Seite ſetzen zu dürfen glaubt, welche die Rechtspflege fors 
bert, es nicht mißbilligen, daß dem Rechte, Gefchworner 
zu feyn, gewifle Schranken gefeßt werden. Es fonimt 
bier auf etwas ganz anderes an, ald dem Wolfe in jedem 
Einzelnen feiner Glieder im weiteflen Umfange politifche 
Befugniffe einzuraumen, bei denen doch auch die freieſten 


39) Das neueſte franzöfifche Geſetz v. 7. Auguſt 1848 über die 
Bildung des Gefchwornen » Gerichts verordnet: 

Urt. 1. „Alle Franzofen, welche dreißig Jahre alt und 
im Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte find, müfs 
fen in die allgemeine Gefchwornenlifte eingetragen werden, 

I wenn nicht, die in den folgenden Artifeln genannten Fälle die 
ner Unfähigkeit oder Befreiung eintreten. - -- 


Art. 2. Uusgefhloffen von der Aufnahme in die Ges 
fhmwornentifte find: 1) die, welche nicht Franzöſiſch Lefen und 
fchreiben können ; 2) die Dienftboten und Zagelöhner. 


Ar. 3. Unfähig zur Aufnahme in die Gefchtwornenfifte 
find: die, melden die Ausübung der bürgerlichen und politis 
fhen oder Familienrechte ganz oder theilweife entzogen wur⸗ 
de; die Bankerottirer, welche noch nicht wieder befähigt worden 
find; die Entmündeten und die unter eine gerichtlich verordnete 
Pflesfhaft Geftelten; die im Anklageftand Befindlichen 
oder ungehorſam Ausgebliebenen; fo wie die, weldye fich der 
Anklage duch die Flucht entzogen haben; diejenigen, welche 
entweder. zu peinlichen und entehrenden oder zu Arbeitchaußs 
flrafen wegen eines Verbrechens, oder wegen der Vergehen des 
Diebftahle, Des Betrugs, der Unterfchlagung, des Angriffs auf 
die Sittlichfeit, des Herumziehens, oder des Bettelns verur⸗ 
theilt wurden; ſo wie diejenigen, welche wegen irgend eines 
andern Vergehens zu mehr als einjähriger Gefängnißſtrafe ver⸗ 
urtheilt wurden. — Verurtheilung wegen volitiſcher Ver⸗ 
gehen haben dieſe Unfähigkeit nur in ſofern zur Folge, als 
das Urtheil ſie ausſpricht. 

Urt. 4. Unvereinbar mit dem Amte eines Geſchwoͤrnen 
ift das eines Abgeordneten zur Nationalverfanmlung, eines 
Minifterse, eines Unters Staatsfecretäts, eines Generalfeegetärs 
eines Minifteriums, eines Präfekten, eines Unterpräfetten, eis 


Beil. Seft 3. Archiv d. Er. R. 1849. 8 
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Verfaſſungen, die wir kennen, und deren Grundſaͤtze wir 
nicht ohne Gefahr ſofort und unmittelbar auf unſere in 
der Bildung begriffene Verhaͤltniſſe uͤbertragen koͤnnen, 
Schranken ſetzen. Es ſoll hier das oben Bemerkte nicht 
wiederholt, und an dieſer Stelle nicht audgeführt werden, 
was ich einer andern Gelegenheit vorbehalte; aber man 
hat, zumal fuͤr unſer wiſſenſchaftliches Strafrecht, gewiß 
nicht die richtige Vorſtellung von der Sache, wenn man 
behauptet, die Fragen, die bis jetzt mit zu den ſchwierig⸗ 
ſten in der Theorie und Anwendutig gerechnet worden find, 
über den Thatbeſtand und Begriff und das Dafeyn des 
Verbrechens und der Schuld mit allem, was dabei noth: 
wendig in Betracht kommt (demn die Beitimmung und 
Ausmeſſung der Strafe, wenn das Schuldig außgefprochen 
It, unterliegt weniger Schwierigkeiten), diefe Fragen 
feyen fo einfach und leicht, daß Jeder ohne Unterfchied, 
wenn er ein gewiſſes Alter erreicht bat und lefen und fchrei- 
ben kann, dazu befähigt fey; von der erforderlichen mo: 
ralifchen Garantie gar nicht zu fprechen. 


nes Richters, eines Generals Staatsprorurators, eines Staats⸗ 

procurators, eines Subftituten berfeiben, eines Geiftlichen ir⸗ 

gend eines Belenntniffes, rines Mitgliedes des Staatsrathes, 

eines Generals Erhebers ber Steuer» oder Regtes Gefälle, eis 

ned dienſtthuenden Gtaatsbeamten oder Vorgeſetzten einer 

Staatsbehörde, eines dienftthuenden Militärs, eines Elementar + 
- Bolksfchaltehrers. 

Art. 5. Aufihr Verlangen fönnen von der Aufnahme 
in die Lifte ausgenommen werden: 1) die Giebenzigjährigen, 
2) diejenigen Bürger, welche von ihrer täglichen Arbeit leben, 
und nachmweifen, daß fie die mit dem Amte eines Geſchwornen 
verbundenen Laften nicht tragen können. ” 


Die Ueberfegung entnahm ich (da mir das Driginal nicht 
zur Sand ift) der neuen Zeitfchrift: „Der Gerichtsfaal”, von 
v. Jagemann. Erfter Jahrgang, 1849. Januarheft &.77 fo. 
836 auch: Renaud, die Einführung der Geſchwornenge⸗ 
richte im Canton Waadt durch das Geſetz v. 31. Januar 1846 
und die darauf bezüglichen Verhandlungen in der Zeitſchrift 
für Rehtswiffenfhaft und Geſetzgebung des Aus⸗ 

andes, Bd. XIX. Heidelterg 1847. ©. 173 fg. 


IL. Wie werben die Gefhwornenliften 
gebildet? 


Es würde zu weit führen, das ganze Verfahren hier 
zu fchildern, bei dem mehr Grundfäße der Verwaltung als 
des Rechts in Betracht kommen. Die legtern betreffen 
die bereitö erwähnte Faͤhigkeit, Berechtigung und Verpflichs 
tung zur Theilnahme, und bie nothwendigen oder freis 
willigen Ercufationen. Nach 6. 64 fg. unfered Gefebes 
find es die Berwaltungsbehörden, Magiflräte, Ges 
meindevorftände, Landraͤthe, welche die Urliften, das 
Verzeichniß aller derer anlegen, die zu Geſchwornen bei 
rufen werden koͤnnen. Drei Tage follen diefe Urliften 
öffentlich ausliegen zum Zweck der Einwendungen, worauf, 
wenn die Behörde fie für begründet erachtet, „die nach⸗ 
trägliche Eintragung oder Löfchung binnen drei Tagen 
nach Ablauf ber breitägigen Einmwendungsfrift erfolgt” 
($. 65). Die Urliften werden dem Präfidenten der Regie: 
rung des betreffenden Bezirks eingefendet, „welcher fie 
definitiv feftftelt und daraus für jeden Schwurbezirf eine 
befondere Sahreslifte derjenigen auszuwählenden Perfonen 
aus diefem Bezirk anfertigt, welche er zur Funktion als 
Geihworne für das bevorftehende Gefchäftsiahr geeignet 
erachtet. Außerdem wird von ihm eine Lifte von geeigne⸗ 
ten Ergänzungs: Gefchwornen aus den Perfonen zufams 
mengeftellt, welche am Site des Schwurgerichtd ober in 
deſſen nächfter Umgebung wohnen, und deren Zahl von ihm 
nach feinem Ermeffen zu beftimmen ift” ($. 66). 

Auch nach dem Code d’instr. crim. ift den Vers 
waltungsbeamten (Präfeften) die engere Auswahl (Re: 
duftion der Lifte) übertragen ?9). 

Der frühere Entwurf hatte ein anderes Verfahren, 
mehr ſ. g. demokratiſchen Grundſaͤtzen entſprechend, vor⸗ 
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40) Art. 387 fg. 
3 % 


gefchtagen, vielkeicht in fofern folgerichtiger, ald bie ganze 
Einrichtung mehr auf diefen Grundfägen beruht, was wir 
jest nicht zur Veranlaflung einer Erörterung ber Berech⸗ 
tigung bderfelben nehmen wollen. Es war nämlich 
($.9 fg.) beflimmt, daß die Wahlmänner für die Abges 
orbneten : Berfammlung nach dem Gefeg vom 8. April 
1848 durch direfte Wahl einen Ausfhuß von mindeſtens 
zehn Mitgliedern beftimmen follten, welcher — nöthigen= 
falls in mehrere Deputationen getheilt — Uber die uner: 
ledigt gebliebenen Einwendungen gegen bie Urlifte ent: 
fehieden, und wonach diefe von dem VBorfißenden und 
Schriftführer definitiv abgefchloffen werden mußte. Die: 
fem Ausfhuß war auch die Zertigung der Dienfllifte an: 
vertraut *). Die Zahl follte (nach $. 16) fo abgemeſſen 
werben, daß auf eine Seelenzahl von 300 Staatöbürgern 
einer in die Dienftlifte aufgenommen würde. 
Gemeinſchaftlich ift dann dem Entwurf und der neuen 
Verordnung die Beftimmung, daß bie Dienftlifte von der 
VBerwaltungsbehörde an die Gerihtöbehörde 
gelangt. Nach jenem aber „‚vereinigt das Obergericht 
nach Eingang fämmtlicher Dienftliften diefelben binnen 
10 Tagen in alphabetifchem Verzeichniffe unter fortlaufen- 
den Nummern zur „„Dauptlifte der Gefchwornen bes 
Dbergerichtö: Bezirö.”” 6. 20. Nach diefer hingegen 
($. 67) „fendet der Regierungd:Prafident 14 Tage vor 
Beginn jeder Sigungsperiode des betreffenden Schwurge: 
richtö von 60 aus der Sahreslifte herausgezogenen Perfonen 
an dad. am. Sibe des Schwurgerichtd befindliche Gericht. 


4) Entwurf $. 14: „Auf Grund der definitiv abgefchloffenen 

Urtifte fertigt der Ausfchuß die Dienftlifte, indem er aus 
jener in diefe nad) DVors und Zunamen, Stand, Alter und 
Wohnort diejenigen Staatsbürger überträgt, welche er Durch 
Einſicht, Kenntniß, Selbftftändigkeit, und nad der Achtung, 
die fie unter ihren Mitbürgern genießen, zum Gefchwornen- 
Denfte am beften befähigt erachtet.” ' 
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Die Ergaͤnzungsliſte wird dem Gerichte vor dem Anfange 
des Geſchaͤftsjahres zum Gebrauch waͤhrend des Laufes de 
ſelben beſonders uͤberſendet.“ | -) 
Auch dad ift in beiden Entwürfen angenommei; 
daß durch Neduftion auf 36 Gefchworne. diejenigen be 
fiimmt werden, ‚welche zu den Affifen berufen wor 
den. Uber nach dem erften Entwurfe ($. 21) fol dies 
vierteljährlich „von dem Prafidenten des Ober: 
gerichtd unter dem Beiſitz zweier Richter, in Ge 
genwart des Staatdanwaltd und unter Zuziehung eines 
protofollirenden Secretärd aus der Hauptlifte ($.20) in 
Öffentlicher Sitzung durch das 2008” gefchehen. Jetzt 
heißt es $. 68: „Der mit dem Vorfige bei dem Schwur⸗ 
gerichte beauftragte richterliche Beamte reducirt jene Ans 
zahl von 60 durch Auswahl der nach feinem Ermeflen 
geeigneten Perfon auf 36. Diefe 36 Perfonen find zu 
Gefchwornen bei dem Schwurgerichte für die betreffende 
Sigungs : Periode berufen.” ?*) Fr 
Die Badifchen Entwürfe, obfchon unter einander 
in Einzelnheiten abweichend, ſtimmen doch barin überein, 
daß fie, wie unfer Entwurf, die Auswahl ber Geeigs 
neten aus der Urlifte durch einen Bürger: Ausfchuß vors 
nehmen laflen, und dann die engere Wahl der Dienfts 
thuenden von dem Hofgerichte in öffentlicher Sitzung 9). 





42) Es wird hinzugefügt, mas andere Gefeßgebungen auch wohl 
bei den Entfchuldigungsgründen anführen, daß, „wer demzus 
folge als Gefchworner an den Verhandlungen des Schwurge⸗ 
richts heil genommen habe, ohne feine Einwilligung während 
eines Jahrs nicht einberufen werden dürfe. ” 

43) Zweiter Entwurf $. 16: „Wenigſtens vierzehn Tage vor 
Eröffuung «der Urtheilsfigungen werden von tem Präfidenten: 
des Hofgerichts in öffentlicher Sitzung, in Gegenwart des 
Staatsanwalts und zweier beim Gerichte angeftelltien Ans 
wälte, aus den in eine Urne zu legenden Nummern der ‘in 
die Kreislifte eingetragenen Geſchwornen, für die bevorftchende 
Sitzung ſechs und dreißig heraufgezogen.” Erfter Entwmf 8.12: 
„— in Öffentlicher Sieung des vollen Raths — drattia —". 


Die Vorfchriften über Vorladung diefer „ausgewaͤhlten 
36 Gefchwornen durch das betreffende Gericht auf den zur 
Eröffnung der Sitzung feftgefesten Tag” ($. 71), die Ent: 
fcheidung über die Entfehuldigungsgründe, die zu verhän- 
gende Geldbuße (bis zu 100 und im MWiederholungsfalle 
bis 200 Thlr.) wider Unentfchuldigtd und Ungeherfame, 
über die innerhalb einer präckufivifchen Frift zu erhebende 
Beſchwerde bei dem Appellations :Gericht ($. 72), über 
bie nothwendige Ergänzung ıc. (8.73), ‚bieten nichtd Eigen: 
thuͤmliches dar. **) | 


Vergleicht man diefe und andere Verordnungen, die 
der Raum bier anzuführen nicht geftattet, mit einander, fo 
erfennt man bad Beltreben, theild aus der großen Anzahl 
von urfpränglich Berechtigten und Berpflichteten, einen 
engern Kreis ausfindig zu machen, aus welchem dann 
erft für die beflimmte Sitzung ded Gerichtsbezirks die Zahl 
(meift 36) von Gefhwornen auf eine nicht überall gleiche 
Weiſe herausgebracht wird, aus der nun endlich, nachdem 
die Befugniß der Ablehnung von Seiten derer ausgeübt 
ift, welchen fie zufteht, jene zwölf Gefchworne heraus 
kommen ober übrig bleiben, welche in dem beflimmten 
Tale ihre Obliegenheit auszuüben haben; theild durch 
diefe Sichtung fo viel ald möglich für tüchtige Gefchworne 
zu forgen, und fomit die durch das Interefle der Gerech> 
tigkeit gebotene Befchränfung zu bewirken, welche man 
nach dem Princip dieſer Einrichtung nicht gleich anfangs 
durch irgend eine Wahl, oder Feſtſetzung eines engern Wahl- 
freifes aufftellen zu dürfen glaubt. Hier laflen fi nun 
fehr verfchiedene Wege denfen, und in ber That bieten 
die und befannten Gefeße der einzelnen Länder in und 





44) Fräüherer Entwurf 6. 34. 25, Badifher Entwurf 
(ausführlicher) 6.15 fo., sweiter 8.20 fg. Code d’instruct. 
erim. Art. 888 eq. 395 eq, 


außerhalb Europa eine große Mannichfaltigfeit des zwei: 
Dauptfyfleme, die Extreme flehen einander entgegen, 
— dann giebt es VBermittelungen. Das eine läßt in dem⸗ 
Gebiete, wo, man darf ed nicht verhehlen,. dem Zufall; 
fo viel eingeräumt wird, diefem Zufall faft durchgaͤngig 
fein Recht: es ift das Loos, welches für die verſchiedenen 
Reduktionen, fey ed durch Beflimmung der Audfcheidens, 
ten oder ber Beizubehaltenden, entfcheiden fol. Daß; 
andere räumt ber gerechten und derfiänbdigen, 
Einficht ein Recht ein; die Wabl der in die Dienſtliſte, 
Aufzunehmenden erfolgt durch eine Behörde, welche bie: 
einzelnen Perfönlicpfeiten würdigt und die ihr geeignet, 
Erfcheinenden wählt. Hier ift wiederum eine verfchiebeng, 
Verfahrensart möglich; entweder es find Wolfävertreter, 
denen dieſe Wahl anvertraut wurbe, wie nad unſerm 
erſten Entwurf und nach ben beiden Badiſchen, 
oder ed wird dieſes einem Beamten der Regierung über. 
tragen, nad) der vorliegenden Verorbnung dem Präfiden- 
ten. Das Urtheil über ven Werth diefer und ähnlichen. 
Verfahrendarten wird begreiflicherweife durch den Stand:, 
punft beflimmt, von dem man ausgeht. Wo nach der, 
rein pplitifchen Auffaffung und bem hier vorzugsweife gel, 
tend gemachten demofratifchen Princip bie Kuͤckſicht, auf: 
welche eine gründliche Rechtöpflege das Hauptgewicht legen. 
muß, als eine untergeordnete betrachtet wird, da erklaͤrt 
fich der Widerfpruch gegen die Betheiligung ber Regierung, 
ia felbft gegen eine auf Gründe und Prüfung geftügte 
Wahl. Und mindeftend, wenn man diefe zuläßt, bie, 
doch wohl einer innern und dußern Rechtfertigung nicht, 
entbehrt, da wird man fich eher mit der Weife einverflans, 
den erklären, wonach Volksvertreter, Wahlmänner, wie, 
Gemeindeausſchuß jene Befugniß auszuuͤben berufen wer⸗ 
den, wie in Baden und nah unferm Entwurfe. 
Unfer jetziges Scfe& legt, wie bemerkt, diefe Wahl ganz 
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in bie Hände des Prafidenten der Regierung. Kann man 
auf der einen Seite nicht in Abrede ftellen, daß aud) die 
Regierung an dem Theil der Nechtöpflege, welcher durch 
bie Volksrichter auszuüben. ift, ihre Vertretung haben 
müffe, und daß gewichtige Gründe dafür fprechen, nicht 
den reinen Zufall da walten zu laffen, wo ed auf Einficht 
und guten Willen anfommt, fo wird man doc) nicht ums 
bin können, diefer der franzöfifchen Gefeßgebung entlehns 
ten Form entgegenzuftellen, daß die von einem Verwal: 
tungöbeamten, und zwar allein, ohne die bei einem co: 
legialen Verfahren flattfindende Sicherheit ausgeuͤbte Be⸗ 
fugnig, Schon formel das Recht der Gemeinde nicht zur 
Seltung fommen laſſe, und flörend in das Verhältniß eins 
zuwirken geeignet fey, welches Vertrauen erfordert. 
Unſer Entwurf hatte aber (wie ähnlich die Bas 
dDifchen) die weitere Auswahl der. 36 Gefchwornen für 
die nächften Affifen dem Obergerichtö: Präfidenten mit Zus 
ziehung richterlicher Perfonen, ꝛc. durch Loos überlaffen 
($. 21). Jetzt aber fol nach der Verordnung diefe Wahl 
durch den Vorſitzenden des Schwurgerichtö nach feinem Er—⸗ 
meflen erfolgen ($. 68). Demnach fommt hier eine zwies 
fache Auswahl der Gefchwornen, beziehungsweife eine Aus: 
fheidung vor, die eine durch den Präfidenten der Verwal: 
tungdbehörde, die andere durch den Vorſitzenden des 
Schwurgerichtö, welcher ein gerichtlicher Beamter ift (zu 
unterfcheiden von dem Vorfteher der Gefchwornen $.107, 
109, 112, 113, 114); und beide werben durch ihr Er: 
meflen geleitet. Es laͤßt ſich auch hierauf das bereitd Bes 
merkte, je nad) dem Standpunfte, von dem man au: 
geht, wiederholen. Ich habe dagegen weniger einzuwens 
den, weil ed mir angemeffener erfcheint, den Gedanfen 
und’ die einfichtövolle Würdigung, als den bloßen Zufall 
des Looſes walten zu laffen, und weil ich, in der Auffaf: 
fung ber Pflicht und Bedeutung des öffentlichen Amts, nicht 
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glaube, daß man von der Anficht eines Mißtrauend gegen 
die Staatsbeamten, insbefondere die richterlichen,, fich be 
ftimmen laſſen dürfe. Wer aber überhaupt der Meinung 
ift, den entgegengefegten Grundfäßen die vollfte Geltung 
zu gewähren, der wird fich auch nicht durch die Berufung 
darauf befriedigt geben, daß diefe legte Wahl der Ges 
fhwornen für die nächfte Sigungs: Periode dem Ers 
meflen eines richterlihen und nicht, wie die erfte, 
eined Bermwaltungs:Beamten überlaffen fey. Denn 
auf diefe Unterfheidung ift nur dann Gewicht zu legen, 
wenn ed auf eine Verfügung anfommt, die eine rechtliche 
Beurtheilung erfordert. In diefem Falle aber hat auch 
der Richter nur eine abminiftrative Funktion, er fucht 
aus der Zahl von 60 diejenigen 36 aus, welche ihm geeig? 
net erfcheinen.. Und da diefer nicht der Oberrichter 
ift (wie in Baden, wo überdied das Loofen flatt findet), 
fondern der Affifen :Prafivent, fo Eönnte die Beforgniß 
entftehen, daß Wahl und Verwerfung mit Rüdfiht auf 
beftimmte Prozeſſe erfolgen, da der Vorſitzende des Schwur⸗ 
gerichtd ($. 68) ja in ven legten 14 Zagen vor Beginn 
der Situngs: Periode ($. 67) wohl wiflen muß, welde 
Anklagefachen inftruirt feyen, und jegt zur Aburtheilung 
fommen. Allerdings bleibt dann noch dad Ablehnungd: 
recht für den befondern Fall, bi8 die Zahl der Gefchwors 
nen auf 12 reducirt iſt. Aber gewiß werden die einer 
Beruͤckſichtigung würdigen Gründe für die Wahrnehmung 
des Intereſſes der Gerechtigfeitöpflege, welche man fir 
die jeßige Einrichtung anführen kann, auch den Gegnern 
eine in ihrem Intereſſe geltend zu macende Seite bar: 
bieten, und man wird fich auf das ihnen günftigere Verfah⸗ 
ren anderer Geſetzgebungen berufen. 

Zur Vorbereitung ded von ben Betheiligten aus: 
zuübenden Ablehnungsrechts werben nach einer über: 
einftimmend anerkannten Berfahrensweife dem Kustuxs 


— 42 — 


ten vor dem zur oͤffentlichen Verhandlung angeſetzten Ter⸗ 
mine die Geſchwornen mittelſt eines genauen Verzeichniſſes 
namhaft gemacht, aus deren Mitte das Schwurgericht fuͤr 
den einzelnen Fall gebildet werden ſoll. Nach unſerer 
Verordnung muß dies am Tage vor jenem Termine 
geſchehen #4 Das ift freilich eine kurze Zeit, wenn ber 
Angeklagte etwa in Ermangelung näherer Kenntniß der 
Perfönlichkeiten ein Intereffe hatte, Erfundigungen ein: 
ziehen zu laſſen. Allerdings mag man annehmen, daß, 
wo gegründete Einwendungen zu machen wären, die Per: 
fonen dem Angefchuldigten nicht unbefannt feyen, wider 
welche er folche hat, und daß auch wohl Sefchworne felbft, 
ohne die Recufation abzuwarten, fich auf das fie entfchul: 
digende Verhältniß berufen würden 26). Geht man ledig: 





45) 8. 82: „Dem Angeklagten ift am Tage vor der Verbands 
Iung der Sache ein Verzeichnif zuzuftellen, welches Namen, 
Stand und Wohnort derjenigen Geſchwornen enthalten muß, 
aus welchen das Schwurgericht für feine Sache genommen wers 
den fol. Sind am Tage der Verhandlung weniger als 30 
Geſchworne vorhanden , und müfjen deshalb Ergänzungs » Ges 
ſchworne berufen werden, fo ift eine Bekanntmachung der Nas 
men diefer Ergänzungs Gefchwornen an den Angeklagten noth⸗ 
wendig, wenn er bei der Auslofung nicht felbft gegenwärtig 
war”. Diefes legte Erforderniß hatte der Entwurf nicht aufs 
geſtellt, deflen $. 62 übrigens mit dem $. 82 der jeßigen Ver⸗ 
ordnung ganz gleichlautend ift. Eben fo Code d’instr. crim. 
Art. 394: „la liste des jures sera notifi6e & chaque ac- 
euse la veille du jour determine pour la formation du ta- 
bleau: cette notification sera nulle, ainsi que tout ce qui 
aura suivi, si elle est faite plustöt ou plustard.‘“ 


46) Dies beſtimmt namentlich das Badifche Geſetz 8. 27, defien 
errſter Abfag mit unferm $. 95 faft gleich lautet: ,, Niemand 
kann in einer Sache Sefchworner feyn, in welcher er al6 Zeuge, 
Dolmeticher, Sachverfländiger oder Polizeibeamter thätig ges 
weſen ift, oder fonft nach allgemeinen gefeglichen Vorſchriften 

als Richter nicht würde mitwirken fünnen: bei Strafe der 
Nichtigkeit”. Das Badifche Beleg fügt noch hinzu: „Jeder 
Geſchworne hat das Recht, dadurch von der Pflicht in einer 
Sache ale Geſchworner zu dienen, frei zu werden, daß er einen 

der in dem $. 20 u $. 22 der Sırafprogeßs Dibnung bezeichs 
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lih von dem Intereffe bed Angeflagten aus, fo moͤchte 
man geneigt feyn, der Beflimmung des Badiſchen Ges 
feßed den Vorzug zu geben, welche ($. 26) lautet: „Dem 
Angeklagten wird die Lifte der zur Sigung entbotenen Ges 
febwornen, fo wie die der Erfaßgefchwornen min deſtens 
aht Zage vor dem Beginn der Verhandlung 
mitgetheilt.” Hier ift nicht nur eine geraume Zeit ge 
währt, fondern es wird dieſe Friſt als die geringfte' be: 
zeichnet, fo daß eine frühere Mittheilung an den Ange: 
flagten ftatthaft ifl. Der Code d’instr. crim., der unferm 
Geſetz auch hier theilweife zum Muſter gedient hat, geht 
noch weiter in der entgegengefegten Auffaſſung. Am, 
Tage vor der Verhandlung, und nur an diefem, 
gefchieht die Mittheilung gültig; erfolgt fie früher, fo 
tritt eben fo, wie wenn fie fpäter gefchieht, die Nich⸗ 
tigkeit ein. Man fieht, ed handelt ſich nicht blos von 
der Begünftigung des Angeklagten in Betreff der Abs 
lehnung. Es fol auch dem möglichen Mißbrauche vorge: 
beugt werden, indem eine Einwirfung (etwa mittelft anz 
derer Perfonen, des Vertheidigers ꝛc.) und gerade auf die- 
jenigen verfucht werden könnte, welche dann nicht ab» 
gelehnt werden. Sa, will man fih einmal ven Miß⸗ 
trauen leiten laffen, fo erfcheint es folgerecht, die Friſt zu 
verfürzen, damit auch dem Ankläger oder Staatsanwalt. 
die Möglichkeit entzogen werde, einen nachtheiligen Ein: 
fluß zu üben. Das ift eine der Schattenfeiten diefes in 
feiner Idee fcehönen, unferen Sitten und Rechtsanſichten 
aber fremden Inſtituts, daB man genöthigt ift, leider 
durch betrübende Erfahrungen belehrt, alle mögliche Bor: 


neten Ablehnungrgründe nachmweifet, oder eidlich verfichert, daß 
ſonſt WVerhältniffe vorhanden feyen, welche, wenn fie dem 
Staatsanwalte oder Angeklagten befannt würden, fie zu jeiner 
Ablehnung berechtigen würden. ” “ 
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kehrungen zu treffen, damit es wenigſtens ber Gerech⸗ 
tigkeit nicht ſchade. 

Mit Uebergehung anderer Vorſchriften, welche in 
Zuſammenhang mit der Darſtellung des Verfahrens 
zu erwaͤhnen ſind, wenden wir uns nun zu der Frage: 


IV. Wie wird das eigentliche Schwurgericht 
gebildet? 


Das Verfahren, welches unſer Geſetz vorſchreibt, 
um aus der Rolle die 12 Geſchwornen auszuſondern, ſey 
&8, daß nach den Ablehnungen von Seiten des Angeklag⸗ 
ten und des Staatö:Anwalts, die Namen von 12 nicht 
abgelehnten aus der Urne gezogen find, oder in Folge der 
Ablehnungen nur noch 12 nicht abgelehnte Namen in der 
Urne ſich befinden ($. 86 — 88), ift dem franzöfifchen Ge: 
feße (Code d’instr. crim. Art. 3 sq.) nachgebildet. Im 
Ganzen enthalten alle neueren Gefege, auch die Badi> 
fhen, gleiche Beftimmungen über das Recht der Ableh> 
nung ohne Gründe — deren Angabe nach unferm Geſetze 
„nicht erforderlich ift” ($. 89), nach dem franzoͤ— 
fifhen fogar unterfagt ?7) — über die dabei zu beob— 
achtende Reihenfolge, über die gemeinfchaftliche Ausübung 
deffelben und deren Weife, wenn entweder mehrere An: 
geflagte in derfelben Sache betheiligt find ($. 92), oder 
wenn Befchädigte, Verletzte, auf Seiten bed öffentlichen 
Anklägers ftehen. Der Zufall waltet dann auch hier, wenn 
nach allen Ablehnungen überhaupt nur noch 12 nicht ab: 
gelehnte Namen in der Urne fich befinden, indem dann 
dad Recht zur Ablehnung jedenfals erlifcht ($. 88 Code 
dinstr. crim. Art. 400) — mögen auch nun vier oder 


47) Art. 399 — „L’accuse ni le prooureur general ne pour- 
ront exposer leur motifs de recusation.?’ 


mehrere Gefchworne übrig bleiben, deren Ablehnung außers 
dem begründet feyn koͤnnte. Ich kann auch hier. nicht 
umbin, die Zrefflichfeit der Beflimmungen des Badi— 
ſchen Geſetzes anzuerkennen, welches zunaͤchſt jedem Theil 
die Ablehnung von je neun Gefchwornen ohne Angabe 
von Gründen erlaubt ($. 26), außerdem noch Recu: 
fation mit Gründen geftattet ($. 27) und dann 
($. 28) verfügt: „wenn durch dieſe Verwerfungen 
(8. 27) die Zahl der Gefhwornen in dem Maaße vermin: 
dert wird, daß folche die in $. 24 felgefeßte Zahl (von 
dreißig) nicht mehr erreicht, fo muß fie nach der Bor: 
fchrift des $. 24 auf dieſe Zahl ergänzt werden.” Und 
eine ähnliche Rucficht findet in Betreff der zu beſtimmen⸗ 
den Erganzungs: Gefhwornen ftatt, — wo ausdrüdlich 
bemerkt wird ($. 31), daß felbft, wenn nur noch die Na: 
men von zwei Erfaggefchwornen in der Urne find, „das 
dem Angefchuldigten und dem Staatdanwalt zuftehende 
Verwerfungsrecht nicht befchranft werden dürfe, indem 
fi dabei die in $. 24 feftgefegte Zahl der Geſchwornen 
auf 31, beziehungsweiſe 32, erhöht.” 

Zwölf Geſchworne ($. 93), woneben für den 
Fall des Bedürfniffes, noch einige als flellvertretende ben 
Verhandlungen beizuwohnen haben ($. 94), bilden das 
Schwurgericht für jede Sache. Diefe Zahl ift traditionell 
und feftftehend in allen Gefebgebungen angenommen und 
beibehalten; fie beruht da, mo das Schwurgericht eine 
gefchichtliche Grundlage hat (wie in England), die ed bei 
und entbehrt, auf urfprünglichen Borausfegungen, welche 
zugleich die Rechtfertigung bieten, die fonft und bei ung 
für eine folche Anordnung, nad) der Natur der durch eine 
beftimmte Entfchließung zu beſtimmenden Grenzen, nur 
durch Berftandesrudfichten, die Zweckmaͤßigkeit ıc. gegeben 
werden fann. 8 läft ſich Dagegen nichtS erinnern: viel: 
mehr würde eine Abweichung von der herföümmlichen Zahl, 
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die fonft ganz willführlich erfcheinen müßte, einer beſon⸗ 
bern Rechtfertigung bedürfen *8). 

„Die Mitglieder des gebildeten Schwurgerichtö neh: 
men in der durch das Loos beflimmten Ordnung ihre Siße 
ein” (8. 96). 

„Bor dem Beginn der Verhandlung muß der Vor: 
figende des Serichtähofes die Gefchwornen mit den Worten: 

„ „Sie fhwören und geloben vor Gott und den Men: 
ſchen, in der Anklagefache gegen N. Eich den Pflichten 
Ihres Berufes als Geſchworner mit Sewiflenhaftigfeit, 
- eftigkeit und Treue zu widmen und unparteilfch Nies 
mandem zu Liebe und Niemandem zu Keide, einen ge: 
wiſſenhaften Sprudy zu fällen, zwifchen dem Angeklag⸗ 
ten und dem Gefeße, dem Sie Geltung verfchaffen 
follen”” *°) 
als Geſchworne verpflichten, und die Gefchwornen über: 
hehmen dieſe Verpflichtung mit den Endeöworten: 
„g„ich ſchwoͤre ed, fo wahr mir Gott helfe!” ” 
indem fie die rechte Sand erheben” °%) ($. 97), 

Es bedarf Feiner Ausführung, daß, da die Ge⸗ 
fhwornen an feine Beweisvorfchriften gebunden und 
von jeder Rechenfchaftsablegung befreit find, der Eid, 





28) Nach dem oben angef. Gefege des Santons Waadt, we 
auch nicht blos eine peinlihe Surn (jury criminel), fendern 
auch sine Zucht Polizeis Jury (jury correctionel) beſteht, 
gehören zu letzterer 9, zu erſterer 12 Geſchworne. Art. 102. 


49) Im Entwurf $. 82 ift in der Formel binweggelaffen: „in 
Der Anklagefache gegen N.”, ferner vor dem Worte „Ereue” 
das Wort ,, Feftigkeit”, endlich die Schlußworte: „‚zwifchen 

" dem Angeklagten und dem Gefege, dem fie Geltung verſchaffen 
follen.“ Wir können nur mit Befchränkungen eine Verbeſſe⸗ 
..rung in der jegigen Eidesformel finden. 

"so Auch in dem Code d’instr. crim. Art. 311: „en levant la 

—main.“ Da bei uns bekanntlich nicht die Hand überhaupt, 
. Sondern die f. 9. Schwurfinger erhoben werden, fo fol wohl 
dadurch keine Aenderung, an der Die Volksmeinung wenigs 
Rens der Chriſten Anftoß nehmen könnte, angeordnet werden. - 
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von dem ſie ihren Namen haben, die einzige Gewaͤhrleiſtung 
dafuͤr ſey, daß ihr Spruch eine objektive Grund— 
lage habe und nicht der Ausdruck blos ſubjektiver 
Willkuͤhr ſey. Waͤre dies nicht, dürfte, müßte man 
nicht auf ten Eid und eine deffen Heiligkeit achtende 
Gefinnung das höchfte Gewicht legen, fo müßte ınan in 
der That es unbegreiflich finden, in einer Zeit, wo Alles 
nach Deffentlichkeit,, Sreiheit, Rechenfchaft x. dringt, zu 
glauben, ed könne diefen Anfprüchen genügt werden durch 
die Einrichtung, den oft fehr zufällig zufammengebrachten 
Perfonen, ohne Rechtöfenntniß, ohne Angabe von Gruͤn⸗ 
den, zu geftatten, in der Zuridgezogenheit und heimlich 
eined Spruchs fich zu einigen, und diefen al8 in der Regel 
für unumftößlihe Wahrheit zu nehmenten Belhluß zu 
verfünden. Wir wollen die oft und befonders von Enge 
ländern und noch mehr von Franzofen vorgebracdhten Klar 
gen über die Willtühr, über die f. g. omnipotence det: 
Zury, die häufigen Beifpiele eines offenbaren Entgegen«‘ 
tretend gegen die Wahrheit nicht wieder aufnehmen 9"), 
nicht die Mißbraͤuche als Grund gegen die Sache anführen ; 
aber wir werden berechtigt feyn, um fo feſter auf den Eid’ 
und den Inhalt deflelben zu beftehen. Letzteres um fe 
mehr, da man fo haufig hört und lieſt, die Gefchwornen: 
hätten eine ganz andere und höhere Aufgabe, als über: 
den Beweid und die Thatfrage zu urtheilen, fie hätten: 
ald Vertreter des fouveränen Volks zugleich, und nöthigen:' 
fall8 einen Aft der Gefeßgebung zu üben, und bei man: 
gelhaften, zu ftrengen, nicht mehr zeitgemäßen Gefegen. 
(worüber fie gleichfalls Richter feyen), felbft bei vorhan: 
denem Beweife eine Befreiung auszufprechen. Daß diefes 
urjprünglid nicht die Beflimmung war, auch tem ide 


31) ©. Mittermaier, die Mündlichkeit — und das Geſchwor⸗ 
nengericht. Stuttgart u. Zubingen 1845. ©. 320. 375. 396 £q. 
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und der Inſtruktion widerfpricht, laßt ſich in Betreff der 
Geſetzgebung, die der unfrigen zu Grunde liegt, unzwei⸗ 
felhaft darthun; aber ed muß auch vermieden werden, 
durch die Eidesformel jener eben fo unrichtigen, als 
gefährlichen Behauptung eine — wenn auch nur fchein: 
bare — Unterflügung zu geben. 

Man fieht nun wohl, unfer Gefeb will die Pflichten 
des Gefchwornen noch eindringlicher darftellen; allein die⸗ 
fer Beſtimmung genügt die Eidesformel fo wenig, daß fie 
gielmehr gerade in den Fehler verfällt, vor dem ich fo eben 
gewarnt habe. Zunaͤchſt: der Geſchworne (der doch ei: 
gentlich diefen Namen nicht eher erhalten folte, bis er es 
ift, d. h. nicht ehe er geſchworen hat) ſchwoͤrt, ſich den 
Pflihten feines Berufes mit Gewiffenhaftigfeit 
ıc. zu widmen. Welches find diefe Pflichten ? Giebt fie das 
Geſetz an? oder enthält es irgend eine Anweifung? Nein, 
Man Fünnte glauben, eine folche fey als entbehrlich hin- 
weggelaflen, weil jene Pflichten fi) von felbft verftehen, 
oder deshalb, weil ed nicht möglich fey, fie gefeslich zu 
befliimmen, wie man über deren Ausübung auch nicht. 
wachen und urtheilen Eönne. Das ift aber doch nicht Die 
Anficht des Code d’instruction criminelle,, der forgfältig, 
angiebt, worauf ed anfomme, und dadurch zugleich einem. 
fonft möglichen Mißverftändniffe. begegnet, was freilich 
nicht hindert, daß dennoch geradezu und mit der Behaups 
tung eines angeblichen Nechts häufig entgegengehandelt 
wird 2). Davon fpater. Das franzöfifche Geſetzbuch, 


52) Art 312: „‚Le president adressera aux jures debouts 
et d&couverts, le discours faisaut: Vous jurez et pro- 
mettez devaut Dieu et devaut les hommes, d’examiner 
avec l’attention la plus scrupuleuse les charges qui seront 
portes contre N ; de ne trahir ni les inter&ts de l’accuse, 
ni ceux de la societ&e qui l’accuse: de ne communiquer 
avec personne Jusyu’ apr&s votre declaration; de n’&cou- 

ter ni la haine ou la mechancete, ni la crainte ou l'af- 

* ® 
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deffen Sorgfalt hier nicht genug zu loben ift, läßt es nicht 
dabei bewenden: ed ſtellt noch eine weitere fehr ange: 
meflene Belehrung auf, die durch Verleſen durch den Praͤ⸗ 
fidventen vor Beginn der Berathung und außerdem Durch 
öffentlichen Anfchlag den Gefhwornen zum Bewußtſeyn 
gebracht werben fol. Ausdruͤcklich wird hervorgehoben, 
daß es fi um die Shatfrage und Deren Beweis 
handle, und daß die Geſchwornen pflichtwidrig verfahren 
würden, wenn fie, an die Beflimmungen des Strafgefehes 
denkend, die Folgen erwägen, die ihre Erklärung für das 
Schickſal des Angeflagten haben könnte ®). . 

Pas hier wiederholt eingefchärft wird, daß die Pflicht 
in der Prüfung der Beweife und der Entfcheidung ler 
diglich der Shatfrage beſtehe, wie Died auch da8 Ba: 
diſche Geſetz ausfpricht**), davon ſchweigt unfer Geſetz 





fection; de vous decider d'après le charges et les moyens 
de defense, suivant votre conscience et votre intime 
conviction avec l’impartialit6 et la fermetd qui convien- 
nent & un homme probe et libre.” 


53) Art. 342. Ich gedenfe fpäter auf denfelben zurückzukommen 
und fege nur den legten Theil der Stelle hierher: „Ce quil 
est bien essentiell de ne pas perdre de vue, c’est que 
toute la deliberation du jury porte sur P’acte d’accusa- 
tion: c’est aux faits, qui le constituent et qui en depen- 
dent, qu’ils doivent uniquement s’attacher; et ils man- 
qyuent & leur premier devoir, lorsque peusant aux dis- 
positions des lois penales, ils consid&renut les suites, qua 
pourra avoir, par rapport & l’accuse, la declaration qu’ils 
ont & faire. Leur mission n’a pas pour objet la pour- 
suite, ni la punition des delits; et ils ne sont appelés 
que pour decider, si l’accuse est, ou non, coupable du 
crime qu’on lui impute.” 

54) Entwurf $. 26, Geſetz 8. 32, beide gleichlautend: „Sie 
fchwören : daß fie in Anklagefachen gegen N. N. wegen — den 
gerichtlichen Verhandlungen mit forgfamer Aufmerkſamkeit fols 
gen, die vorgebrahten Anfchuldigungs» und Entfhuls 
digungs⸗Beweiſe gewiffenhaft prüfen, und ihren Ausfprud) 
nah Maafgabe der vorliegenden Beweiſe und ihrer 
vollen Ueberzeugung ohne Haß, Gunſt, oder Anfehn ter Perfon 
abgeben wollen.” — Das Geſetz für den Canton Waadt 
Art. 106 enthält zwar nicht in der Eidesformel foldhe Anwel⸗ 

Beil.» Seft 3. Archiv & Er. R. 1849. & 
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nicht nur, fondern e8 giebt durch den Schluß der Eides- 
formel der Sache eine andere Wendung, was man, fofern 
nicht blos eine Ungenauigfeit der Wortfaſſung ftatt findet, 
— wenn vielmehr Damit den Gefehwornen das ald Recht 
eingeräumt werben ſollte, was fie fi an manchen Orten, 
allerdings in Widerfpruch mit dem Eide, anmaßen, durch: 
. aus mißbilligen muß; und mo eine Yenderung nicht um: 
gangen werden darf, wenn man nicht die ganze Rechts: 
pflege der Willführ überantworten will. Denn in den 
Worten: „einen gewiffenhaften Spruch zu fällen zwifchen 
dem Angeklagten und dem Gefese, dem Sie Geltung ver 
ſchaffen folen” — liegt einmal feine Anweiſung, da nicht 
angegeben ift, morauf fich der Spruch beziehen folle, auf 
bie That, oder auf noch mehr. Ferner könnte wirklich 
die Verpflichtung einen Spruch zu fällen, um dem Gefege 
Geltung zu verfchaffen — da hierunter nothwendig das 
Strafgeſetz zu -verftehen ift (auf welche® und die weitern 
Folgen Rüdficht zu nehmen das franzöfifche Geſetzbuch als 
Verlegung der Schwurpflicht unterfagt) — auf das be: 
zogen werben, was der Aufgabe der Gefchwornen völlig 
fremd if. Und endlih Geltung hat dad Gefeh fchon 
als folches, es Fann nicht die Beſtimmung der Gefchwor: 
nen ſeyn, ihm diefe erft zu verfchaffen; — auch wird diefe 
Geltung nicht etwa aufgehoben, wenn dad Berdift nicht 
ſchuldig lautet. Sondern die Anwendung des 
Strafgeſetzes für den vorliegenden Fall iſt durch den Sprud) 
der Jury bedingt; es wird aber, wenn mit Grund eine 


fans, aber «6 nimmt diefelbe beftimmten Bezug: „Ihr 
ſawoörer überdies in Betreff Eurer Amtsverrichtungen, denſelben 
gewiſſenhaft obzuliegen, und getreulich alle, Euch durch die 
auf Euer Amt (ofüce) bezüglichen Gefege und Re- 

lement auferlegten Pflichten zu erfüllen.” Auch das neueſte 
Pranzöl. &x Sefeg v. 7. Aug. 1848 hat an den Worfchriften des 
Code d’instr. crim. nidyts geändert. Art. 22: „Alle hierdurch 
wicht aufgehobenen Beflimmungen der Strafprozeß » Ordnung 
And feruerhin anwendbar.’ 
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verneinende Antwort erfolgt, nidyt minder das Geſetz in 
feiner Geltung erhalten, welches nur, wo bie Voraus— 
feßungen feiner Anwendung fehlen — auch der entfpre: 
chenden umgekehrten Seite vom Gericht zur Ausführung 
gebracht wird. 

Einigermaßen wirb dem Mangel abgeholfen durd) 
die Vorſchriften über 


V. die Verhandlung der Sache vor bem 
Schwurgerichte, 

von denen wir für jetzt nur dasjenige aufnehmen, was mit 
dem Gegenftande der Betrachtung in unmittelbarer Ber: 
bindung fteht. Denn es fagt $. 100: „An die Verhand⸗ 
lung mit dem Angeflagten und den Zeugen fchließt fich bie 
Ausführung des Staatdanwaltd und des Vertheidigers 
über die Shatfrage. Der VBorfigende muß fodann den 
Hergang und dad Refultat der Beweidaufnahme in 
einer kurzen Darftelung zufammenfaflen, auf gefegliche 
Vorfchriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage etwa 
in Betracht fommen, aufmerffam machen, fchließlich aber 
die von ben Gefchwornen zu beantwortenden Fragen, unb 
zwar fo fielen, daß fie mit Ja oder Nein fich beants 
worten laflen.” Und 6. 101: „Die Frage beginnt mit 
den Worten: „„Iſt der Angeklagte [huldig ?”” und muß 
alle thatfächlichen Merkmale des Werbrechend enthalten, 
wegen beflen die Anklage auögefprochen ift” 9°). 





55) $. 102: „ind in der Verhandlung erfchwerende Umftäude 
hervorgetreten, deren in der Anklage keine Erwähnung ge⸗ 
ſchehen tft, fo ſtellt der Worfigende die zufägliche Frage: „Hat 
der Angeklagte die That mit diefem oder jenem Umftande bes 
sangen ?” — $.103: Wegen dee Zhatfachen, welche die Vers 
hängung einer Strafe ausfchließen,, oder die Anwendung einer 
mildern Gtrafe nach ausdrüdlicher gefeglicher Worfchrift bes 
gründen, ift geigneten alles eine befondere Frage zu ftellen. 
Die Frage über die Zurechmungsfähigkeit wird von den Ge⸗ 
fhwornen bei dem Ausfpruche über das Schuldig enriiahen." 

A* 
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Allein fir ausrelchend iſt dies nicht zu halten, und 
wir dürfen und auf die angeführten fremden Geſetze be: 
rufen, welche genauere Anmeifungen ‚und eine Aufnahme 
derfelben in die Schwurformel fir nöthig erachtet haben. 
Das haben auch die Vertheidiger einer über die Entfchet: 
dung ber bloßen Thatfrage hinausgehenden Befugniß nie 
mals in Abrede geftellt, daß die Gefchwornen auch über 
letztere zu urtheilen haben, — aber es ift den Geſchwor⸗ 
nen beflimmt bemerflich zu machen, daß fie nur über 
leßtere zum Spruche berufen feyen. Wollen fie weiter 
geben, und auf ihr ohne Begründung abzugebendes Ur: 
theil, felbft bei vorhandenen thatfächlichen Vorausſetzun⸗ 
gen, der Rüdficht auf die ftrafrechtlichen Solgen einen Ein: 
fluß geftatten,, fo find fie Durch den Eid, den fie nach un: 
ferm Sefeße geleiftet haben, nicht gehindert. 

Daß die Rechtsfrage mehr umfaſſe, als die Be: 
flimmung der Strafe im Fall der Schuld, oder bie Frei: 
ſprechung im entgegengefegten Sal, daß es nicht ‘minder 
eine Rechtöfrage fey und eine Anwendung des Geſetzes 
auf die thatfählihen Borderfäte (die allein Gegen: 
fand einer Unterfuchung und Beweisfthrung ſeyn Fün- 
nen), wenn es barauf anfommt, ob eine beflimmte ver: 
brecherifche Handlung, Mord oder Todtſchlag, Raub, 
Selbſthuͤlfe, Hochverrath zc. vorhanden fey, ift wohl nie: 
mald bezweifelt worden 88). Bereits aber ift erinnert, 
wie grade bdiefe Frage, über das Dafeyn des Thatbeftan: 
des, nach den Ergebniffen der Beweisführung meift die 
ſchwierigere ſey, im Verhaͤltniß zu der Strafzumeflung. 
Der Überwiegend größere Theil wiflenfchaftlich praktiſcher 
Abhandlungen der veröffentlichten Rechtöfälle hat e8 mit 
jenen Beflimmungen zu thun, freilich ftets mit Hinblid 


oo Fi den oe m Jahrbb. für deutfche Rechtswiſſen⸗ 





auf die rechtlichen Folgen; aber diefe ergeben fich, wenn 
die Pramiflen feftgeftelt find, ohne befondere Schwierig: 
keit. Wo nun diefelben Richter über Alles, That, Schuld, 
Strafe entfcheiden, feyen ed, wie früher, Schöppen, Ur 
theiler (3. B. im Sinne der C. ©. C. überhaupt Rechte 
ungelehrte), oder, wie in der Folge, Rechtöfundige, was 
eine nothwendige Entwidelung war ?7), — da traten we: 
nigftend die Bedenken nicht ein, welche mit der Hebertra« 
gung des Inſtituts der Gefchwornen auf unfere Verhaͤlt⸗ 
niffe, auf ein nicht mehr fo einfaches Volks⸗, fondern auf 
ein wiflenfchaftliches audgebildetes Recht, unvermeidlich 
zum Vorfchein fommen mußten. We ift die Grenze zwi 
fehen der Entfheidung der That⸗ und der Rechts» 
Trage? Soll lebtere auf das Strafurtheil (wozu auch 
die Ledigfprechung gehört) befchränft, und alles Uebrige, 
aud) was eine rechtliche Kenntniß erfordert, den Gefchwors 
nen anheimgeftellt, und follen biefe nur „auf gefegliche 
Borfchriften, welche bei Beurtheilung der Thatfrage etwa 
in Betracht Fommen, aufmerkffam gemacht” werden? 
($. 100). Oder ſollen dieſelben lediglich über die That⸗ 
frage, d. h. über das Daſeyn ber einzelnen faftifchen, Um⸗ 
ſtaͤnde, die eine finnlihe Beweisführung erfordem und 
zulaffen, ihre Erklärung abgeben? Es iſt einleuchtend, 
daß zwifchen dieſen Umfländen und ber gefeßlichen Folge 
etwas in der Mitte liege, dad Verbrechen, ald Begriff, 
die Schuld ; dies ift das flreitige Gebiet, auf welches je: 
der Theil Anſpruch macht. . Eine genauere Erörterung des 
Segenftanded will ich hier nicht fiefern, doch wird für un⸗ 
fern nächften Zweck Folgendes bemerkt werden dürfen. 
Wenn man fid) von manchen Seiten darauf beruft, 
daß (die bereits erwähnte angebliche) höchfte Gewalt und 
Befugniß des Volks jene umfafjendere Entfcheidung be 


57) Meine Beiträge zur Strafprozeß⸗Geſetzgebung ©. 167 fa. 
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dinge, und daher alle die Folgerungen ableiten und rechts 
fertigen will, die mit Recht von anderer Seite für einen 
Uebergriff und ein Verkennen der Beflimmung ber Jury 
erklärt werden, fo ift weder jene Pramiffe, noch der Schluß 
zuzugeben. Auch ſteht ausdrüdlich entgegen, daß die 
meilten Gefeßgebungen die Gefchwornen auf die That⸗ 
frage befchränfen, die Beweife ihnen zur Prüfung 
übergeben, und fie erinnern, wie ein Weitergehen im 
Widerfpruche mit ihrer eidlich übernommenen Pflicht 
fiehe ®) Es ift völlig unwahr, wenn Manche beftreiten, 
daß der Jury nur die Khatfrage übertragen fey, und ich 
Fönnte, wenn es nöthig wäre, noch eine Reihe von Ges 
feßen der verfchiedenften Länder anführen, die unzweideu⸗ 
tig nur von dem Faktum als Gegenftand des Verdikts 
ſprechen. Höchitens Eönnte man den bereitd fo häufig ge: 
wordenen entgegengejesten Brauch in der Anwendung gel- 
tend machen, entweder ald Zeugniß einer mindeftens ftill- 
fchweigend anerkannten Ausdehnung der urfprünglichen 
Befugniß, oder ald eine Unvermeidlichkeit, weil bei dem 
unleugbaren Zufammenhang der That= und ber Rechts - 
Frage (auch von der Strafe abgefehen) eine völlige Tren⸗ 
nung nicht möglich ſey, wie dieſes leßtere von ben verfchie: 
denften Seiten behauptet und zugegeben wird. Und aller: 
dings ift es fo, wenngleih je nad) dem Begriff und 
Thatbeſtand befonderer Verbrechen und den näheren Um: 
ftänden des Falles, auch der prozeſſualen Geftaltung def 
felben, die Möglichkeit der Trennung oder des Gegentheild 
in verfchiedenem Maaße hervortritt. Wäre aber eine völs 
lige Sonderung der That: und der Rechtö: Frage geradezu 
unmöglich und unflatthaft, fo würde daraus nur folgen, 
daß man Alles, was NRechtöfenntniß erfordert, den dieſe 


58) ©. oben Rote 53. und Mittermaier Miündlichkeit zc. 
©. 393 fg. 
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beſitzenden und gepruͤften Richtern uͤbertragen, nicht um⸗ 
gekehrt, daß man das, was das Weſen der Rechtspflege 
iſt, den ungelehrten auf Grund der Zulänglichfeit des f. g 
gefunden Berftandes übergeben müßte; und zwar nur 
darum, weil diefe zwar ed nur mit dem Faktum zu thun 
hätten, aber das auch Nechtliche, da es untrennbar davon 
ift, als zufällige Erweiterung ihrer Competenz entfcheiben 
follten. 


Zedenfalls ift zu wünfchen, daß die Gefetzgebung fie 
unzmweideutig ausfpreche, entweder, wie die franzöftfche, 
und die Befugniß der Jury in ihre gebührende Schranke 
verweife; oder, wenn ihr dad von Rechts wegen zuſtehen 
folfte, was fie jet hie und da willführlich fich-beilegt, daß 
man auch - diefes ausdrüde, fofern die wahrhaft beredhs 
tigte Öffentliche Meinung folches fordern und die Regie⸗ 
rung e3 anerkennen dürfte, Inzwiſchen kann den Uebel: 
ftänden, die der jesige Zuftand vielfach herbeiführt, und 
die auch aufrichtige Vertheidiger des Schwurgerichts nicht 
in Xbrede ftelfen, nur die Wahl einfichtövoller und gewiſ⸗ 
fenhafter Volkörichter und eine tüchtige Leitung der Ber: 
handlungen von Seiten des Vorfißenden, fo wie eine ges 
rechte gründliche Worunterfuhung und, morauf das 
größte Gewicht zu legen ift, eine angemeffene Fra: 
geftellung begegnen. Es muß durch diefe möglichft 
verhindert werden, daß offenbar den Ergebniflen der Wer: 
handlungen widerfprechende Erflärungen erfolgen). Das 


59) Bol. die angef. 8. 100 — 103. Das Badifche Beleg S. 34 
(Entwurf $. 28) enthält auch bier eine Beltimmung, deren 
Aufnahme wünfchenswerth erfcheint: „Jeder Geſchworne iſt bes 
fugt , während des Laufe der Verhandlungen an den Anges 
flagten, fo wie an die Zeugen und Sachverftändigen Fragen 
zu ftellen,, nachdem er Biezu das Wert von dem Präfidenten 
erbeten bat: Er kann auch den Pröfidenten zur Vornahme 
von Handlungen veranlaffen, welche die Aufklärung von Punks 
ten besweden, die ihm zur Beurtheilung des Straffalles er⸗ 
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her kann, obſchon die Antwort uͤberhaupt nur ſchuldig 
oder nicht ſchuldig iſt (. 1100 — 112), doch die Frage 
nicht ſo allgemein geſtellt, ſie muß in eine Reihe einzelner, 
die Merkmale des Verbrechens betreffenden Fragen ge: 
fhieden werben, und e& wirb grade hier die Pflicht des 
Vorfitzenden feyn, zu bewirken, daß Alles im Dienft der 
Gerechtigkeit gefchehe. Sind auch die Beflimmungen, bie 
unfer Geſetz ertheilt, keineswegs erfchöpfend, fo wird 
man doch anerkennen, daß, was $. 109 angeorbnet wird, 
deutlich darauf hinweifet, wie die Gefhwornen nur über 
ven Beweis der Thäterfhaft und der That 
nach deren Merkmalen, nicht darüber zu entfcheiden haben, 
ob ihnen die Xhat als eine firafbare Handlung, als 
ein Verbrechen erfcheine. Sie genügen ihrer Pflicht, in- 
dem fie die hier aufgeftellte Frage beantworten; das Weis 
tere liegt außerhalb ihrer Zuftändigfeit 99). 





beblich erfcheinen. Die flellvertretenden Seſchwornen haben die 
nämlichen Befugniſſe wie die Hauptgeſchwornen.“ 


60) $. 109: „Der Vorſteher der Geſchwornen befragt fie nach 
der Ordnung, in welcher die Fragen geſtellt ſind, und jeder 
Geſchworne antwortet, wie folgt: 1) Iſt der Geſchworn⸗ der 
Anſicht, daß die That nicht bewieſen, oder der Ange⸗ 
klagte derſelben nicht überführt ſey, fo erklärt er: Reim, 
der Angeklagte ift nicht ſchuldig. In diefem Falle bat der 
Geſchworne nichts weiter zu beantworten. 2) Iſt er der Meir 
nung , daß der Angeklagte die That mit den in der Frage 
enthaltenen Umftänden ($$. 102 u. 103) ſchuldig fey, fo ants 
wortet er: Sa, der Angeklagte ift [chuldig, mit den 
in der Frage enthaltenen Umftänden. 3) Sft er 
der Meinung, daß der Angeflagte der That fchuldig, aber daß 
keiner jener befondern Umftände erwiefen fey, 

: fo antwortet er: Ya, der Angeflagte ift ſchuldig, 
- aber keiner der befondern Umftände ift erwieſen. 
4) Sft er der Meinung, daß der Angeklagte der That fchule 
dig, daß aber nur einzelne Umflände erwiefen fenen, 
fo erklärt ee: Ja, der Angeklagte ift [huldig, die 
hat mit dem und dem Umflande begangen zu haben, aber 
der, oder die übrigen Umftände find nicht erwiefen.” Code 
- dinstr. crim. Art. 365. Entwurf $. 99 
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Sol nun dad Sefammtergebniß in einem Schul: 
dig oder Nichtſchuldig ausgefprocen werden, fo ver: 
fteht es ſich, Daß darunter nicht blos das Verhältnig des 
Angeklagten zu der Handlung — ob er der Thäter, Ur: 
beber, Gehülfe fey, fondern auch, ob diefe Handlung, 
wie fie nach den fattifchen Merkmalen erfcheint, das Ber: 
brechen begründe, auf welches die Anklage geht. Aber 
diefes nur in fofern, als es ſich um folche faktifche Merk: 
nıale handelt, welche Gegenfland einer Beweisfüh: 
rung find, und feyn fönnen. Denn die Gefchwornen 
follen ihre Weberzeugung über das Faktum nach der Be: 
weisführung ausfprechen, und grade in dieſer Hinficht ſoll 
jene ſubjektiv moralifche Ueberzeugung an die Stelle einer 
Beweiötheorie 861), ed fol das ganze Inflitut an die 
Stelle ter Entfcheidung der Thatfrage Durch die rechtöfuns 
tigen Richter, welche ihren Spruch zu rechtfertigen haben, 
treten *),. Die juriftifhe Eigenfhaft der Hand— 


61) Code dinstr. crim. Art. 342: „„La lol ne demande pas 
compte aux jur&es de« moycens par lesquels ils se sont 
convaincus: elle ne leur prescrit point de rögles des- 
quelles ils doivent faire particulitremeut d&pendre la ple- 
nitude et la suffisance d’une preuve: elle leur pre&scrit 
de s’interroger eux-me&mes dans le silence et le recueil- 
lement, et de chercher dans la sincerite de leur con- 
science, qu’elle impression ont faite sur leur raison les 
preuves rTapportes contre l’accuse, et les moyens de sa 
defense. La loi ne leur dit point: Vous tiendrez pour 
vrai tout fait attest& par tel ou tel nombre de t&moinsz 
elle ne leur dit pas non plus. Vous ne regarderez pas 
comme suffisamment £tablie, toute preuve qui ne sera 
pas form&e de tel proces-verbal, de telles piece, de 
tant de t&emoins, ou de tant d’indices: elle ne leur fait, 
que cette seule question, que renferme toute la mesure de 
leur devoirs; Avez- vous une intime conviction’’? 

*) 8.110: „Bei der Beurtheilung der Schuld oder Nichtſchuld 
hat jeder Gefchworne unter genauer Prüfung aller Beweife 
für die Anklage und Vertheidigung, nah feiner freien aus 
dem Snbegriffe der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchöpf⸗ 
ten getwiffenhaften Ueberzeugung zu entfcheiden, ob der Anges 
flagte ſchuldig oder nicht fchuldig fen.” 
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lung zu beſtimmen, iſt nicht mehr Gegenſtand einer 
Prüfung der Hinlaͤnglichkeit der Beweiſe, ſondern auf 
Grund dieſer letztern, der wiſſenſchaftlichen Reflexion, die 
dem Richter zukommt. 

Wenn nun nicht uͤberall dieſe weſentlich verſchiede⸗ 
nen Geſichtspunkte auseinander gehalten werden, ſo trifft 
der Vorwurf nicht ganz oder allein die Geſetzgebung, die 
Schwierigkeit liegt in der Sache ſelbſt; doch hat das Eng⸗ 
liſche Recht ihr zum Theil mit Erfolg zu begegnen ge 
wußt 82). 

Betrachten wir den $. 98: „Verhandlung der 
Sahe vor dem Shwurgeridht.” 

„Die Verhandlung der Sache beginnt mit Berlefung 
‘der Anklagefchrift durch den Gerichtöfchreiber. Der Vor: 
figende bes Gerichtö befragt den Angellagten, ob er ſich 
ſchuldig befenne, oder niht ſchuldig fey? Be 
kennt er fich fchuldig und waltet gegen die Richtigkeit des 
Belenntniffes fein Bedenken ob, fo faßt das Gericht dad 
Urtel fofort ohne Zuziehung von Geſchwornen ab.” 

Diefe Beftimmung ift dem Englifchen Recht ent: 
lehnt 8). Man fieht, hier wird den Gefchwornen eine 
befchränftere Befugniß eingeraumt: ihr Spruch ift ent: 
behrlich, wo ein glaubwürdiges Geftänbniß vorliegt, wo 
alfo Feine Beweife zu prüfen find. Allerdings muß 
Alles vorhanden feyn, was zu einem gültigen Bekennt⸗ 
niſſe erfordert wird; aber Died zu würdigen, iſt hier Sache 
des Gerichts. Erwaͤgt man nun, was Gegenftand 


62) Insbeſondere durch die Einrichtung des Special⸗Verdikts, 
die auch in Frankreich zur Aufnahme empfohlen worden ift. 
Mittermaier a.a. O. ©. 395, und befowders E. Mühry, 
Handbuch des englifhen Strafrechts und Strafverfahrens von 
Stephan. Göttingen 1843. ©. 515. 

63) ©. die in der vorigen Note angef. Schrift vom Mühry 
©. 461, u. meine biftorifch s praftifchen Störterungen aus dem 
Gebiete des ftrafrechtlichen Verfahrens S. 221 fg. 
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eined Bekenntniſſes feyn kann 9), und daß biefes nicht 
der Begriff des Verbrechens fey, fondern nur das, 
was der Geftehende ald feine eigne Erfahrung, feinen 
Willen und fein Thun audzufagen vermag, — alfo be: 
ffimmte Merkmale des Thatbeftendes ıc., nicht 
aber Erfolge, die außerhalb feiner Beurtheilung liegen, 
3 B. den Gaufalzufammenhang, die Zödtlichkeit der Ver: 
legungen ꝛc. — daß der Angeklagte alfo nicht ohne Weis 
teres geſtehen kann, er fey des Mordes, des Diebftahls, 
des Hochverraths fchuldig; fo ergiebt fi), daß hier das 
Urtheil über das Dafeyn bes Verbrechens, dasjenige, was 
erft durch Wergleihung der Ergebniffe des Beweiſes mit 
dem Gefeße mittelft Unterftelung und Schlußfolgerung 
aus Vorderfägen ausgefprochen werben fann, dem Rich⸗ 
ter übergeben if. Man wird Died, nach unferer Aus: 
führung, nicht mißbilligen, wenn nur, wie ich wiederhole, 
alle gefeßlichen Erforderniffe eines gültigen und glaubwuͤr⸗ 
digen Geftändniffes vorhanden find, und dieſes auf dass 
jenige befchränft bleibt, was allein fein Inhalt feyn kann. 
Es wird dann vermieden, was fonft wohl auch bei Geſetz⸗ 
gebungen vorkommt, welche eine ſolche Beſtimmung nicht 
fennen, daß nämlich ein Angeklagter ungeachtet feines 
Schuldbekenntniſſes und wider fein eigned Erwarten ben 
Ausfpruch erfährt, „er fey nicht fchuldig.” Es ift mir 
nicht unbefannt, was man zur Vertheidigung auch diefes, 
nicht felten auffallenden Ergebniffes geltend zu machen 
geſucht hat — theild vom politifchen Standpunkt aus, und 
indem man der Jury eine Bedeutung und Macht beilegt, 
die man im Intereſſe der Gerechtigkeit ihr nicht zugeftehen 
fann — theild, was damit im Zufammenhang fteht, in: 
dem man hierin, im Gegenſatz mit ben doch nicht ganz 


64) ven Lehrbuch des Eriminals Prozefies F. 89 fg. 98, 104, 
124 fg. 
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zu verwerfenden Grundfäßen bed biöherigen Verfahrens, 
dem Geftänpniß für fich allen Werth abfprechen will 99). 

Für unſere Anficht fcheint auch $. 125 zu fprechen: 
„IR die That, deren der Angeklagte für ſchuldig erklärt 
worden ift, durch ein Strafgefeb nicht vorgefehen, fo 
Spricht der Gerichtöhof den Angektagten frei.” 6%) 

Es wird alfo die Möglichkeit voraudgefebt, daß, un⸗ 
geachtet ſchon ein Urtheil des Gerichts die Verfeßung in den 
Anflageftand und die förmliche Eröffnung der Unter: 
fuhung für nothwendig erklärt hat ($. 39. 40 — 42. 44. 
47 fo.), ungeachtet ein Werbift der Gefchwornen die 
Schuld des Angeklagten ausgeſprochen hat ($. 125), den⸗ 
noch dad Bericht finden künne, die That fey nicht flrafbar, 
und zwar nicht aus einem deren Strafbarkeit nur tm vor- 
fiegenden Falle ausichließenden Grunde, fondern‘ weil fie 
durch ein Strafgefeß nicht vorgefehen if. Man kann über 
diefe Beſtimmung verſchiedene Anfichten hegen: fo viel 
aber geht daraus hervor, daß, wo dad gedachte Ergebniß 
eintritt, die Gefchwornen nur Thatfragen und Beweife, 
nicht die Schuld im juriftifchen Sinn, zum Gegenfland 
ihrer Erwägung und ihres Spruch& machen konnten. 

Vergleihen wir nun damit die Beftimmung des 
8.75, wonad „bei politifchen und Preßverbrehen” 
— wenn „bie Eröffnung der Unterfuchung befchloffen 
wird, bie zeitherigen Verhandlungen an bad competente 
Schwurgericht und ben biefen zugeordneten Staatsanwalt 
abzugeben find.” Was mit der bisherigen Ausführung 
im Verbindung fteht, betrifft nur die Preßverbreden. 


— — — — wen m 


65) Meine Beiträge zur Strafproceß-Geſetzgebung ©. 181 fo. 
und meine Beiträge zur Berichtigung einiger Mißverftändnifle, 
welche bei den Verhandlungen über die Strafprozefreform vors 
zufommen pflegen, in der Zeitfhrift für deutfches 
Strafverfahren. Neue Folge Bd. J. ©. 173 fg. 


66) Entwurf $ 115. 


‘ 
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Wenn bei folhen e8 fih um den Beweis der 
Urheberfchaft handelt, falls diefe in Abrede geftellt 
wird, fo tritt nichts von den gewöhnlichen Grundfäßen 
Abweichendes ein. Dies ift der feltenere Sal; der haus 
figere ift, daß die Urheberſchaft feftfteht, entweder nicht 
geleugnet wird, oder daß der Verfaſſer einer Schrift fich 
"alö folcher fogar genannt hat, oder ber Herausgeber z. B. 
eines öffentlichen Blattes die VBerantwortlichfeit übernoms 
men hat. Hier fommt etwas ganz Anderes zur Sprache: 
Der Inhalt der Schrift liegt vor; die angefchuldigten 
Stellen derfelben find genau bezeichnet; ein Beweis wirt 
weber geführt,"noch ift er nöthigz die Frage ift nur, ob 
die in Rede fiehenden Aeußerungen etwas Verbrecheriſches, 
Strafbares enthalten 67) — ein Pasquill, eine Verleum⸗ 
dung, Majeftätöbeleidigung, Aufforderung zum Aufruhr ıc. 
Eo wie died nun Gegenftand einer richterlichen Beurthei⸗ 
lung und als folche ftetS behandelt worden ift, da eben 
über einen Beweis, ber das Dafeyn der Merkmale des 
Thatbeſtandes, wie fich folche, und ob fie fi) aus den 
Durch die Verhandlungen bargelegten Beweismitteln und 
Gründen ergeben — gar nicht zu enticheiden ift, fo würde 
died auch nicht einer Beurtheilung durch die Gefchwornen 
zu unterwerfen feyn 8). Man vergegenmwärtige ſich nur 
noch einmal, was alö Aufgabe der Gefchwornen in allen 
Sefeßgebungen bezeichnet, wie ihr Verhältniß zu den Bes 
weismitteln und. deren Ergebniffen beflimmt iſt; man be⸗ 
rücfichtige Die Anweifungen, die z. B. die franzöfifche Ge 
feßgebung ihnen ertheilt, die Grenzen, die fie ihrer Bes 


67) Hieräber, über feine Abficht ze., iſt der Angefchuldigte am 
vernehmen; er wird den Einn der Stelle angeben, oder, wenn 
er unzweifelhaft ift, gehört es zu feiner Vertheidigung, diefe 
zu rechtfertigen. 

68) Es gelten bier die Grundſätze von dem Urkundenbeweis, 
Mein Lehrbuch des Crim. Pro. $. 130. Mittermaier 
Strafverfahren. Ate Ausg. Ih. IE. $. 174 fo. 


fugniß, von ihrer wahrhaften Bedeutung ‚ausgehend, an: 
weifet, — ferner bie im Englifchen Recht und auch in 
unferer Verordnung anerkannte, nicht blo8 Entbehrlidh: 
keit, fondern geradezu Unftatthaftigfeit eined Spruchs der 
Sur, fobald ein glaubwürdiges Geſtaͤndniß vorliegt: — 
und man wird nicht widerfprechen können, wenn behaup- 
tet wird, daß die Würdigung des Inhalts, der Dur 
die Prefle veröffentlicht ift, unter einen andern Gefichts: 
punft falle. Es ift formell und materiell etwas wefent: 
lih VBerfchiedened von dem Beweisurtheil.. Und wenn 
man zur Bertheidigung der Schwurgerichte fo oft ange: 
führt hat — wir laflen bier unerörtert; mit wie viel 
Grund — daß die Genoſſen des Angeklagten, bie 
gleich ihm aus dem Volke Hervorgegangenen, einer rich: 
tigern Auffaffung der Lebensverhältniffe, der individuellen 
Stimmung, der Denkweiſe gewiffer Kreife ded Volks 
fähig feven, und was fonft noch mit der Verficherung bei: 
gebracht wird, daß dieſes Alles von rechtsfundigen Ric): 
tern nichtlerwartet werden Eönne; fo wird man mindeftens 
zugefiehen müflen, daß diefe Argumente am wenigiten bei 
der Beurtheilung von Preßvergehen an ihrer Stelle feyen. 
E35 handelt fich hier nicht um den Totaleindruck, den die 
Verhandlungen über den Anfchuldigungd: und Entfchul: 
digungdbemweid auf das Gemüth gemacht haben, fondern 
um eine rein geiflige Operation, eine Beurtheilung,. die 
von ganz anderen Borausfegungen ausgeht und einen an- 
dern Zwed hat. 

Und dennoch wird überall grade bei Preßver: 
gehen die Mitwirkung der Jury gefordert, und als ein 
weſentliches Recht in der freien Staatsverfaflung in An: 
fpruch genommen. Sa, wo etwa über den Umfang, wie: 
weit Gefchwornengerichte beftehen follen, eine Verſchie— 
denheit der Anfichten der Fordernden und der Gewährenten 
befteht, da ift bekanntlich als unbeftritten angenommen, 
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daß jedenfalls bei politiſchen und Preßver— 
brechen ſolche ſtatt finden muͤßten, wie dies auch unſer 
Entwurf $. 1 aufſtellt, da erſt das ſpaͤtere Geſetz auch für 
andere eigentlich f. g. Verbrechen die Echwurgerichte 
anordnet. 

Sch bin weit entfernt zu verfennen, daß die For: 
derung, unter gewiffen Vorausſetzungen, begründet feyn 
tönne, und daß es erflärlich fey, wie man vielleicht nicht 
mit Unrecht die Beurtheilung ber Preßvergehen lieber den 
f. 9. Vertretern ber öffentlichen Meinung, als ftändigen 
Richtern anvertraue. Allein ed ift damit felbft ſchon das 
Zugeftändniß gemacht, daß nicht von einer rechtlichen 
Würdigung und noch weniger von der Entfcheidung einer 
Thatfrage, fondern von einem Urtheil von dem politi: 
chen Standpunkt die Rede fey. Grade hier äußert ſich 
dann vornehmlich der Einfluß der politifchen Geſinnung, 
und in einer Zeit der Spaltungen, der Parteiungen mag 
in einer folchen Einrichtung eben fo viel Bedenkliches als 
Butes, eben fo viel Gewähr für die individuelle Freiheit 
der Meinungdäußerung, als Beforgniß der Millführ und 
eine Schuslofigfeit gegen Unwuͤrdigkeit und Unrecht ges 
funden werden. Die Beifpiele der auffallendfien Frei: 
fprechungen haben wir bereitd nicht mehr nöthig im Aus: 
lande zu fuhen. Man kann die Unbeflimmtheit der hier 
in Betracht kommenden Vorfchriften, die von der Sub: 
jeftivität ausgehende , oft fehr verfchiebene Auffaffung des 
Sinned der als verlebend angegebenen Schriftftellen an⸗ 
führen, um zu zeigen, daß auch rechtöverftändige Richter 
bier fich in Feiner andern Lage befinden, ald die Gefchwor: 
nen, wo dann deren Zuftändigfeit hier eher anerfannt 
werden dürfte. Dem will ich nicht widerfprechen ; bei f.g. 
Tendenzprozeſſen würde — wenn einmal die Regierung 
als Partei erſcheint — ed ſchwer gelingen, mit Berufung 
auf die Unabhängigkeit der Richter, und auf deren Recht: 
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lichkeit, dem Mißtrauen zu begegnen, welches von mans 
der Seite gehegt wird; nur ift Dann nicht zu überfehen, 
daß auch auf der andern Seite der unparteiifche Stanb- 
punkt keineswegs gefichert erfcheint. So viel ift gewiß, 
diefe rein politifche Behandlung der Sache läßt dad Recht 
als ſolches unberudfichtigt, oder baffelbe nur zufällig zur 
Verwirklichung kommen. Es ift immer etwas Anderes, 
Gefchworne um der Rechtöpflege willen zu haben, als eine 
Rechtöpflege um der Gefchwornen willen. 
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VI. Wie wird der Ausſpruch der Geſchwornen 


gefunden? 


Die Antwort hierauf iſt in den einzelnen Geſetzge⸗ 
bungen verfchieden, und felbft in einer und der nämlichen 
find zu velſchiedenen Zeiten fo vielfache Abänderungen vor: 
gefommen, daß man fieht, wie auch bei diefem Inſtitut 
die Wahrheit nicht gefichert ift, und wie wenig dafjelbe in 
feiner jegigen Seftalt darauf Anfpruch machen kann, bie 
allgemeine Stimme zu befunden. Geht man von diefer 
Anfiht aus, fo erfcheint die Korderung der Einftim: 
migkeit der Geſchwornen im Englifchen Rechte ganz fol: 
gerichtig.. Allein es ift befannt, wie hier entweder ein 
mittelbarer Zwang flatt findet und Dem Gewiffen des Ein: 
zelnen zu nahe getreten wird, ober die Willkuͤhr und ver 
Eigenfinn Eines oder Einiger dem Rechte entgegentreten 
kann. Was fich gefchichtlih dafür geltend machen ließe, 
beruht auf Vorausſetzungen, die heute fo wenig ftatt fin- 
den, ald überhaupt das Schwurgericht unferer Zeit 
auf jene urfprünglihe Grundlage zuräcgeführt werden 
Tann. Alle neuere Gefeßgebungen begnügen fich mit einer 
Mehrheit der Stimmen — aber über deren Verhältniß 
zu der Gefammtzahl der Gefchwornen weichen fie unter 
einander ab. | 


— 5 — 


Zuvörberft ift zu bemerken, daß, wie es in der Na: 
tur der Sache liegt, hier nur „ſchuldig“ oder „nicht: 
fhuldig” ausgefprochen werden kann; Alles in der 
Mitte Stehende, was nad) dem bisherigen Verfahren 
eine außerordentliche Strafe, ober eine Entbindung von 
der Inſtanz begründen kann, fallt weg, und wird auf die 
Seite des „nihtfhuldig” treten ($. 110, 112). 

„Die Entfcheidung erfolgt nah Mehrheit der 
Stimmen.” ($. 111.) Daß ım Sal der Stimmen: 
gleichheit die Meinung für die Nichtſchuld den Vorzug 
habe, ift zwar nicht auebrädlich gefagt 69), folgt aber 
aus dem Erforderniß der Mehrheit um fo ficherer, als felbft 
diefe , fofern fie nur eine einfache ift, nicht hinreicht, 
um das Schuldig auszufprechen 70). Auch das ift folges 
richtig, daß „zur Annahme folcher Umftände, welche, 
nach ausdrüdlicher Vorſchrift der Gefeße, die Strafbarkeit 
mildern, und genlgend ift, wenn ſechs Gefchworne fich für 
das Borhandenfeyn derfelben ausſprechen. » (11a. E. 
und Entwurf $. 101 a. €.) | 

Mir wollen es im Intereſſe der VBertheidigung nicht 
tabeln, daß die einfache Mehrheit (fieben gegen fünf) nicht 
für hinreichend erachtet wird, die Schuld auszufprechen: 
Allerdings druͤckt fich darin ein Mangel an Vertrauen auf 
dieſe Mehrheit aus, aber er erfcheint gerechtfertigt Durch 
das ganze Verhaͤltniß. Und, wie man aud) ber nun ent: 
ftehenden Schwierigkeit begegnen möge, immer tritt eine 





69) Code d’instr. crim, Art. 347: „La decision du jury se 
formera pour ou coutre l’accuse & la majorite, & peine 
de nullite.e En cas d’egalite de voix Pavis favorable & 
Paccuse prevoudra.” 

70) Verordnung S. 111: „Iſt jedoch das Schuldig, rüdfichtlich 
der That oder der die That begleitenden erfchmwerenden Unis 
ftände, nur durch eine Mehrheit von fieben Stimmen gegen 
fünf ausgefprochen, fo tritt das Gericht felbft in Berathung 
und entfcheidet nach Mehrheit der Stimmen über den von den 
Geſchwornen nur mir einfacher Mehrheit feftgeftellten Punkt.’ 

Beil. Heft 3. Archiv d. Er. R. 1819. d 


Inconfequenz ein. Denn, fielt man eine Beflimmung 
auf, wie unfer Entwurf $. 104: 
„Das Schuldig ſowohl rudfichtlich. der That, als ber 
die That begleitenden Umftände kann von den Geſchwor⸗ 
nen nur auögefprochen werben, wenn mindeftend acht 
Stimmen ſich für dad Schyldig erflären”, 
und wie died auch die Badifche Gefebgebung thut 71); 
fo wird, wenn fieben gegen fünf Stimmen find, der Min: 
derzahl ein Uebergewicht gegen die Mehrzahl eingeräumt, 
was man ald eine der Schonung und der Begünftigung 
des Angeklagten wegen zu duldende inelegantia juris be: 
trachten muß. 
Soll aber, wie es unfer Geſetz vorfchreibt 77), wel: 
ches hierin, obfchon nicht völlig, dem franzöfifhen Vor⸗ 
bilde fich anfchließt, durch Dinzutreten der Richter die 
Sache entfchieden werden 7°), fo treten alle die Bedenken 
ein, bie man längft in und außerhalb Frankreich gegen 
diefen Ausweg vorgebracht bat, welcher mit dem Princip 
des Schwurgerichtö nicht wohl zu vereinigen ift, wenn man 
auch zugeftehen muß, daß der Feftftelung der Wahrheit 
dadurch eher gedient wird, als auf irgend einem andern 


71) Entwurf 8. 31, Geſetz $. 37 (gleichlautend): „Die Frage, 
ob die That verübt worden, ob eine Thatſache, die als er⸗ 
ſchwerender Umſtand gilt, dabei vorfomme, ob der Angeklagte 
als Urheber oder Gehülfe, und ob derfelbe zurechnungsfähig 
erfcheine , ift nur dann als bejaht zu betrachten, wenn mindes 
ſtens zwei Drittel der Gefchwornen fie bejahen”, d. h. alſo 
acht, da die Geſammtzahl zwölf iſt. 

72) 8. 111. ©. die Note 70. 

73) Code d’instr. crim. Art. 351: ‚Si neanmoins Paccuse 
n’est declar& coupable du fait principal qu’& une simple 
majorite, les juges delibereront entre eux sur le même 
point; et si lP’avis de la minorite des jurés est adopte par 
la majorit& des jugen, de telle sorte, qu’en r&unissaut le 

nomhre des voix, ce exc&de celui de la majorité des jures 
et de la minorite des juges, lP’avis favorable & l’accuxd 
prevoudra.” Dies war aufgeboben durh C. O. v. 31. Dec. 
3833. Geſetzſammlung 1834. Nr. 3. ©. 9. 
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Wege. Denn es darf von den Richtern nicht minder Un: 
parteilichkeit und Einficht erwartet werden, und es fteht 
dies im Einklang mit einer gleich zu erwähnenden Berech⸗ 
tigung des Gerichtd, dem Ausſpruch der Jury in gewiffen 
Fallen entgegenzutreten. Daß man fich dazu Überhaupt, 
gegen den frühern Entwurf, entfchloß, hat feinen Grund 
in der erklärten Abficht, fo viel als möglich ein mit dem 
Rheinischen übereinftiinmendes Verfahren bei und eins 
zuführen 7%), 

Sene Beltimmung macht ed nothwendig, daß bei 
ber Berfündung des Ergebniffes der Berathung durch die 
Geſchwornen von Seiten des Vorftehers berfelben ($. 112) 
„ausdrüdlid angegeben werde, wenn bie Enticheidung 
vüchfichtlich der That oder der die That erfchwerenden Um: 
flände zum Nachtheile des Angeflagten lautet, ob fie mit 
mehr als fieben Stimmen, oder nur mit fieben Stim⸗ 
men gegen fünf getroffen ift” 7°) ($. 113), während ber 
Entwurf, welcher mindeftend acht Stimmen zur Schul: 
dig: Erflärung fordert ($. 101), dagegen bie Mitwirkung 
des Gericht ausſchließt, ein folches Erforderniß nicht auf: 
fielen und daher $. 103 verordnen konnte: „Die Zahl 
der Stimmen darf niht angegeben werden.” 


74) Bericht des Staatsminifteriums ıc. v. 30. Dec. 1848: „Die 
während einer langen Neihe von Jahren in einem Theile des 
Staats zur Anwendung gefommene rheinifche Gefeßgebung, 
welche durch die Erfahrung geprüft ift, und an welcher von 
den Bervohnern der Rheinprovinz Veränderungen nicht ges 
wünſcht werden, bietet fih auf die einfachfte Weiſe zur Nach⸗ 
bildung des für die Öftlichen Provinzen neuen Suftituts dar, 
um dadurch eben fo fehr den Anforderungen der Zeit für diefe 
Provinzen zu entfprehen, als eine wefentliche Uebereinſtim⸗ 
mung wichtiger Inftitutlönen im ganzen Umfange der Monar⸗ 
hie herbeizuführen.” 

75) Es heißt daher weiter: „Der Berfigende des Gerichts Bat 
den Worfteher der Geſchwornen, wenn jene? Angabe unterhlier 
ben feyn ſollte, deshalb jedesmal befonders zu befragen und 
das Refultat im Protokolle vermerken zu laſſen, bei Strafe 
der Nichtigkeit.’ Wal. $. 105. . 

d 


Die fonfligen Vorfchriften über die Berathung ber 
Gefchwornen, denen die fchriftlich abgefaßten Fragen über: 
geben werden, tiber. die Verhinderung jedes Verkehrs ber: 
ſelben mit. anderen Perfonen, während fie ihren Pflichten 
genügen follen ıc., bieten nichts Eigenthümliches und kei⸗ 
nen Stoff zu Bemerkungen bar 76). 

Nur in Betreff eines Punktes iſt eine Erinnerung 
zu machen. Es heißt $. 104: 

„Der Vorfibende verlieft die geftellten Fragen, bei Stra: 
fe der Nichtigkeit. Werden gegen diefelben von der 
Staatsanwaltfchaft oder dem Angeflagten 
Erinnerungen vorgebracht, fo entfcheidet der Gerichts: 
hof. „ 
Es ift nicht gefagt, aber gewiß auch nicht ausge: 
fchloffen, daB auch die Gefhwornen Bemerkungen 
gegen die Srageftelung machen dürfen 77). 


. VO Die Stellung des Ridhters zu den 
Gefhmwornen. 


Dem Gerichte liegt e8 ob, das, was im gegebenen 
Falle das Recht ift, als Organ des Gefebed auszuſpre⸗ 
hen. Dies ift zu allen Zeiten anerkannt worden und un: 
ter allen Formen ded Verfahrens. Es gilt auch bei dem 
Schwurgeriht. Lebteres ftellt die thatfächlihen Vorder: 
ſaͤtze feſt — das Gericht unterftellt diefelben dem Straf: 
gefeße, wonach bei einer Nichtfceh uldig: Erklärung ſo⸗ 


. 26) $. 106 — 108, 109 fg. Entwurf $. 96 fg. Code d’instr. 
crim. Art. 341 8q. Badifher Entwurf 929 fg. Geſetz 8 35 fg. 


77) Beitimmter find bier die Badifchen Entwürfe und Bufäge 
$. 29, 35. „Sowohl die Gefhwornen als der Staats⸗ 
anmwalt und der Angeflagte, beziehungsmeife fein Bers 
tbeidiger, können Bemerkungen gegen die Srageflellung 
machen, worüber der Gerichtshof fofort entſcheidet.“ 
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fort (wenn nicht" andere Gründe entgegenftehen) 7°) die 
Sreifprehung, im andern Falle nach erfolgter Be: 
rathbung die Berurtheilung in die gefeßliche Strafe 
ftatt findet 9). So ift denn die Thaͤtigkeit des Richters 
bei dem Nechtöfprechen fehr vereinfacht, und man würde 
ſich dabei völlig beruhigen fünnen, wenn man annehmen 
und zulaffen. dürfte, daß der Richter über den Theil des 
Spruchs, welder ihm durch die Sefchwornen gegeben 
wird ($. 147), feinerfeits ſich gar Fein Urtheit bilden 
dürfte, oder daß er fich mit jenen überall in Uebereinſtim⸗ 
mung wüßte. Uber, fo wie bei den Gefchwornen die 
Trennung der That: und der Rechts : Frage fchwierig,, oft 
kaum möglich ift, und das gefebliche Verbot, ihren’ 
Spruch durch Rüdfiht auf die rechtlichen Folgen zu bes 
fiimmen 80), fih häufig wirkungslos erzeigt, fo wird’ 
gleichfalls der gewiffenhafte Richter nicht umhin koͤnnen, 
auch über die Zhatfrage nach den Verhandkungen ſich ein, 
Urtheil zu bilden (wenn er es auch nicht als ſolches aus⸗ 
zuſprechen hat), er wird — da er nicht willenlos nur die 
Geſetze auf den Fall anwendet, dieſen Fall ſelbſt und nach 
ſeiner gewiſſenhaften Ueberzeugung und Kenntniß wuͤr⸗ 
digen. Wo nun, wie in dem bisherigen Verfahren, der 
Richter beides, That- und Rechts-Frage, Beweis und 
gefegliche Folgen beurtheilt und ausſpricht, da ift er mit 


78) Verordnung $. 118. 

79) Verordnung Art. 1418: „Iſt der Angeklagte nicht für ſchul⸗ 
dig erklärt worden, fo fpricht der Gerichtshof denfelben von 
der Anklage frei, und verordnet, daß derfelde fofort in Frei⸗ 
heit geſetzt werde, wenn er nicht aus einem fonftigen Grunde 
verbafter if.” — $. 120: „Sf der Angeklagte für fchuldig 
erklärt worden, fo ftellt die Staatsanwaltfchaft ihren Antrag 
auf Anwendung des Geſetzes.“ — $. 122: „Die Richter zies 
hen fich hierauf in das Berathungszimmer zurüd, um das Urs 
theil zu fällen.” — 8. 123: „Die Berathbung über das 
Urtheil erfolgt ohne Beiſeyn anderer Perfonen. — $. 124: 
„Bei der Fällung des Urtheils entfcheider Stimmenmehrheit.” 


80) ©. oben Note 54. 
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fi) felbft in Uebereinflimmung, fein Gewiffen wird nicht 
in die Möglichkeit eines Widerfpruchd verſetzt, er verur: 
theilt oder fpricht 108, wie er nach den Ergebniffen der 
Unterfuchung die Weberzeugung von der Schuld oder Nicht: 
ſchuld, Strafbarkeit oder dem Gegentheil hat. 

Bei dem Verfahren, wo das Urtheil über factum 
und jus verfchiedenen Perfonen anheimfält, ift die Mög: 
lichkeit eines Widerfpruchd vorhanden 8). Die Gefeke, 
auch das unfrige, haben diefelbe nicht verfannt, und zur 
Berföhnung deffelben einige Vorfchriften angegeben. Diefe 
find jegt anzugeben und zu prüfen. 

Zweier Säle hat bereitö früher gedacht werden 
müffen. Der eine ift 8. 125, „daß die That, deren ber 
Angeklagte für fchuldig erflärt worden, durch ein Straf: 
geſetz nicht vorgefehen ift”, wo dann „der Gerichtshof den 
Angeklagten freifpricht.” 82) 

Der andere, wo „dad Echuldig — nur durch eine 
Mehrheit von fieben Stimmen gegen fünf auögefprochen 





81) Auch der altrömifche Civilprozeß kennt die Zrennung von 
Jus und factum, in fofern dieſe der Beurtheilung verfchiebener 
Derfonen übertragen find — der Unterfchied deffen, was in 
jJure (vor dem Prätor) und in judicio, dem beitellten Rich⸗ 
ter, gefchieht. Aber bier iſt e6 grade umgekehrt, der Prä- 

. tor ertheilt mit der Formel dem Judex die Anweifung zu vers 
urtbeilen oder Loszufprechen, je nachdem der Beweis der Bes 
bauptung des Klägers ftatt findet oder nicht. Hier tritt ein 
MWiderfpruch nicht ein. Si paret — condemnato, si non pa- 
ret, absolvito. Giehe 3. B. die Fälle bei Gaji Instit. Crim. 
IV. $. 4, 34, 37, 41, 43, 46 und befonders $. 47, wo der 
Unterfchied der formula in jus und in faetum concepta bei 
dem Depofitum gezeigt ift, und eine lehrreiche Bergleichung 
mit dem jegigen Verfahren darbietıt , ferner S. 50, 60. Aber 
die jndices felbſt, weder. die des bürgerlichen Verfahrens, nod) 
die des flrafrechtlichen, kann man für vergleichbar mit den 
heutigen Gefchwornen nehmen. Bol. &. 3. Puhta, Eurfus 
der Inſtitutionen Bd. 11. S. 22, 94 fg. 116. und ©. Geib 
te des römifchen Crim. Prozefkes, Leipz. 1842. ©. 195 * 

2 fg. 


82) ©. oben Not. 66. 
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iſt'; alsdann „tritt das Gericht felbft in Bera: 
thung und entfcheidet nach Mehrheit der Stimmen -Uber: 
den von den Gefchwornen nur mit einfacher Meprbeit feft: 
geftelten Punkt.” 8%) Hier iſt fchon der Möglichkeit einer- 
andern Anficht der Richter. gedacht, aber weder im Geſetz, 
noch in der Verhandlung wird dieſes ausgefproden, — 
die Beflimmung der Mitwirkung ded Gerichts wird ledig- 
lih durch die nicht genügende (nur einfache) Majorität 
der Feftftelung durch die Sury bedingt, ohne Rudficht 
ob die Richter dieſe Schuldig : Erflärung gegründet finden 
oder nicht. Das Ergebniß kann, aber es muß nicht, die: 
fer Vorausſetzung entfprechen. 

Aber dem Richter darf nicht zugemuthet werden, ges 
gen feine Weberzeugung den zu verurtheilen, den er für 
unfchuldig hält. So wird, und Dies ift unvermeidlich, 
der Spruch der Geſchwornen feinem Urtheil unterworfen: 
nur nicht überall mit gleichem Erfolge. Denn wenn nur 
ein Richter oder Einige, aber nicht Alle diefe Anficht 
begen, baß das Echwurgericht geirrt habe, fo wird nichtd 
deftoweniger dad Urtheil durch die Stimmenmehrheit der 
Richter gefällt ($. 124). Die anderen Ueberfiimmten müf: 
fen fich) dabei beruhigen, ihr abweichendes Votum gegeben 
zu haben. Sch will hier diefen Punkt, über den fich noch 
Manches fagen ließe, nicht weiter verfolgen. Sch wende 
mich zu der wichtigften Beftimmung. Der $. 116 verfügt: 

„Wenn die Richter einflimmig der Anficht find, 
daß die Gefchwornen, obgleich ihr Ausfpruch in der Form 
regelmäßig iſt, fich in der Sache geirrt haben, fo ver: 
weift der Gerichtöhof die Sache zu einer andern Sikung, 
damit fie vor einem neuen Schwurgerichte verhandelt wer: 
de, an welchem Feiner der früheren Gefchwornen Theil’ 
nehmen darf.” 


83) S. Not. 70. 78. 
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„Dieſe Maaßregel darf von Niemandem beantragt 
werden; der Gerichtshof kann ſie nur von Amts wegen 
verordnen, und zwar unmittelbar nach Vorleſung des 
Ausſpruchs der Geſchwornen in der Sitzung, und niemals 
zum Nachtheile des Angeklagten.“ 


„Nach dem zweiten Ausſpruche der Geſchwornen, auch 
wenn derſelbe mit dem erſten Ausſpruche uͤbereinſtimmt, 
muß der Gerichtshof das Urtheil fprechen.” ®*) 


Afo wenn auch nur ein Richter jenes Bedenfen 
gegen die Richtigkeit des Schuldſpruchs nicht theilt, hat 
ed dabei fein Bemwenden, daß auf diefen hin ein Straf: 
urtheil — vorbehaltlich des ISnhaltd — ergehen muß. 
Der hier und in der folgenden Beflimmung, daß es bei 
dem zweiten Auödfpruche der anderen Geſchwornen, auch 
wenn er mit bem erften übereinftimmt, verbleibt, fich be: 
Fundende Gedanke ift, daß fo weriig ald möglich das Ins 
flitut der Sefchwornen durch eine Prüfung der Verdikte 
von Seiten der Richter angetaftet werde. Diefe follen, 
wie formell fo auch materiell, ald Ausdrud der Wahrheit 
gelten, die der Richter anerkennen und feiner Entichei: 
dung zu Grunde legen muß. Man fieht wohl ein, wie 
unhaltbar diefe Annahme iftz man fühlt, daß man ben 
Richtern mindeftens fo weit, wie allen Anderen, wie den 
Zuhörern, ein Urtheil geflatten muͤſſe; man fpridt es 
aus, daß fie berechtigt und verpflichtet feyen, das Urtheil 
der Gefchwornen zu prüfen, um, wenn fie es für falfch 
halten, auf jenem Wege des $. 116 (und unter anderen 
Vorausſetzungen bes $. 111) eine Abhülfe zu verfuchen. 
Aber dies Alles ift mehrfach befchränft; es ſetzt namentlich 
die Vermeifung an eine andere Jury die Einftimmig: 


84) Entwurf $. 106. Code d’instr. crim. Art. 352. Badis 
(her Entwurf $. 34, 35. Badiſches Geſetz 8. 40, 41. Rep 
teres ausführlicher, und auch bier der Beachtung zu empfehlen. 
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keit der Richter in der Anſicht über den-Srethum 
der Geſchwornen in der Sache voraus; es ſindet 
ferner die Mitwirkung der Richter ($. 111) und dieſer 
Berfuch, einen Irrthum zu befeitigen, nur zu Gunften 
bes Angeklagten ftatt. Wir billigen durchaus, daß wenig: 
ſtens diefes gefchehen darf. Und in dem ganzen Organis⸗ 
mus des Berfahrend mit Gefchwornen mag es liegen, daß 
nicht auch für den entgegengefesten Fall, für offenbar un: 
gegründete Nichtfchuldig : Erklärungen, für Entſcheidun⸗ 
gen, die auch bier im Widerfpruch mit dem Beweis: Er: 
gebniffe ftatt finden, eine Möglichkeit gewahrt wird, den 
Fehler gut zu machen, und dasjenige zu veranlaflen, was 
die Gerechtigkeit fordert und das öffentliche Intereſſe ges 
bietet ), — Anfprüche, denen der Unterfuchungäprozeß, 
wad man auch fonft gegen ihn einmenden möge, feinem 
Princip und feiner Einrichtung zufolge genügt 8). 

Einen Ausweg, ehe es zu jener Maafrrgel des 
$. 116 kommt, bietet moͤglicherweiſe $. 115 dar: 

„Findet der Gerichtshof, daß der Spruch nicht re: 
gelmäßig in der Form, oder in der Sache felbit nicht er: 
- fhöpfend fey, fo kann er auf den Antrag des Staatsan: 
walts, oder des Angeklagten, oder auch von Amts we: 
gen verorbnen, daß die Gefhwornen fih in das Be: 
rathungszimmer zuruͤckbegeben, um den Mangel zu ver: 
beffern. Diefe Maaßregel ift zuläffig, fo lange nicht auf 
Grund des Ausfpruchd ein Urtheil des Gerichtähofed ers 
gangen ift.” 


85) Verordnung $. 6: „Dem Staatsanwalt legt fein Amt die 
Pflicht auf, darüber zu machen, daß bei dem Strafverfahren 
den gefeglichen Worfchriften überall genügt werde. Gr hat 
daher nicht blos darauf zu achten, daß Fein Schuldiger 
der Strafe entgebe, fondern aud darauf, dab ‚niemand 
ſchuldlos verfolgt werde.” Meine angef. Abh. ©. 

86) Vogl. mein Lehrbuch des Erim. ro. $. 204, 205. und Mits 
termaier Strafverfahren $. 205. 
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wurde damald noch auögefeßt „bei den umfaflenden Vor: 
arbeiten, welche die endlichen Beſtimmungen hierüber 
und insbefondere die jedenfall3 nöthige forgfältige Beruͤck⸗ 
fihtigung der beftehenden Gerichtöverfaffung erfordern.” 
Es war von großer Wichtigkeit, daß man hierin nicht einen 
Grund fand, das ganze Werk bis nach Vollendung diefer 
Vorarbeiten aufzufhieben, fondern fofort den Anfang da 
machte, wo es ohne Schwierigfeit zuläfjig war, die zeit: 
gemäße Umgeftaltung ins Leben treten zu laffen. Denn, 
wie ich bereitö früher bemerkt habe, „für die genannten 
Gerichtsbezirke iſt diefes neue Prozeßgeſetz nicht als ein 
finguläres eingeführt.” 9). Die örtliche Belchränfung, 
die fogleih nur ald eine vorlbergehende bezeichnet war, 
that der Anerfennung der Allgemeingültigfeit des Princips 
feinen Eintrag, vielmehr wurde fehon durch jenen Aft der 
Gefeßgebung eine Gewährleiftung .deffen gegeben, was wir 
nun in Erfüllung gehen fehen. Einer dritten theilweifen 
Beſchraͤnkung, die das frühere Geſetz i in Vergleich mit dem 
neueften enthält, erwähne ich nur vorübergehend, weil fie 
ſchon vor dem leßtern weggefallen war, indem die dort 
für Civil: und Criminal-Sachen geftattete, jedoch nicht. 
vollftändige Deffentlichfeit rüdfichtlich der Perfonen, denen 
der Zutritt zu den Verhandlungen erlaubt war, bereit$ 
durch die Verordnung vom 7. April 1847, im vollften 
Umfang für alle Männer auögefprochen worden ift. Jetzt 
ift von Deffentlichkeit ohne weitern Beifag die Rebe, 
und ed würde eine Ausfchließung von Perfonen des andern 
Geſchlechts wenigftend aus den Worten des neuen Gelebes 
nicht gefolgert werden duͤrfen 3), 


2) In der angef. Abh. ©. 187. 


3) Berordnung über die Einführung des münds 
lichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwor— 
nen in Unterfuhungsfachen, dv. 3. Januar 1849. $.14: 
„Der Fällung des Urtheils foll bei Strafe der Nichtigkiit cin 
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Mit den erwähnten Erweiterungen und ber allerdings 
wichtigften Aenderung, daß für die ſchwereren Fälle und 
gewiſſe Kategorien der Uebertretungen Gefchworne zuge: 
zogen werben muͤſſen, ift nun das jebige Verfahren im 
Mefentlichen demjenigen nachgebildet, welches das Geſetz 
v. 5.1846 vorfchreibt. Was ich über die Momente def: 
feiben und den Zufammenhang der Zheile und hier vors 
tommenden Handlungen bemerkt habe, gilt auch für das 
neue Geſetz, und felbft ohne irgend eine Abweichung, naͤm⸗ 
lich ruͤckſichtlich der Fälle, in denen eine Mitwirkung der 
Geſchwornen nicht flatt findet %. Wir werden alfo jebt 
allgemein und überall im Lande haben, nad) vorauögegan: 
gener BorsUnterfuhung (wo diefe bedingt ift), die 
eigentliche gerihtlihe (Haupt:) Unterfuhung; 
diefe in der Weife, daß der Urtheilöfällung eine münd: 
lich Öffentlihe Verhandlung in der Form des 
AUnflageprozeffes und eines contradiftorifchen Ver: 
fahrens von Eeiten des Staatsanwalts und des Angeklags 
ten oder feined Vertheidigers vorhergeht, in der Regel fo: 
fortige Fallung des Urtheils durch Die Richter, vor 
denen biefe Verhandlung erfolgte. Ferner, für die vorher 
zu bezeichnenden Säle, die Entſcheidung der Frage über 
Schuld oder Nichtfhuld duch Geſchworne; für die, 
andern durch die Richter, welche auch die Rechtsfrage 
beantworten, jedoch fo, daß fie nicht mehr an pofitive Re⸗ 
geln über die Wirkungen der Beweife gebunden find; 


mündliches öffentlichen Verfahren vor dem erfennenden Gerichte 
vorhergehen, bei welchem der Staattanmwalt und der Angeflagte 
zu hören, die Beweisaufnahme vorzunehmen und die Verthei⸗ 
digung des Angektagten mündlich zu führen iſt.“ — $. 15: 
„Die DOecffentlichkeit der MWerhandlungen fann von dem Ge⸗ 
richte durch einen Öffentlich zu verkündenden Befchluß ausge⸗ 
fchloffen werden, wenn es dies aus Gründen des öffentlichen. 
Wohle oder der Sittlichkeit für angemeffen erachtet.” 


4) Meine angef. Abhandl. ©. 124. 


Gefe vom 17. Juli 1846. Verordnung som 3. Januar 


HM. Bon den Koften 8. 108 fg. 
I. Ausgenommene Verbrechen $. 
180. 


Zweiter Titel. Abfchnitt V. 


Bon dem Verfahren bei Unters Bon dem erfahren bei Unter: 

a. der 2. lizeiver⸗ —ã der zPolizeir erge⸗ 
eben S. 111 

1) Ordentliches Verfahren $.115 19) rrenttiche Verfahren $. 164 


$- 
2) Bann Berfahren $. 122 2) Jandats «erfahren S. 171 
d- g. 


Abſchnitt VI. 
Von den Koſten des Unterſuchungs⸗ 
Verfahrens 8. 178 fg- 
Dritter Titel. Abſchnitt VII. 
Gemeinſame Beſtimmungen Allgemeine Beſtimmungen 8. 
6. 130 fo. 180. 


Die erheblichften Unterfchiede, die fich fhon aus die: 
fer Weberficht ergeben, find einerfeits in der neuen Ber: 
ordnung — die Aufnahme der Schwurgerichte, anderer: 
feitö die dadurdy bedingte nothwendige Umgeftaltung der 
Vorfchriften über die Rechtsmittel. Die Revifion fällt 
binweg, die Appellation iſt auögefchloffen in den Fällen, 
wo Gefchworne zugezogen werben, wo gegen bie Nichtig: 
feitöbefchwerbe eine größere Ausdehnung gegeben iſt. Da: 
von fpäter. 


Diie in dem erften Abfchnitte ertheilten „AU: 
gemeinen Vorfchriften über dad Verfahren 
bei Unterfuhungen”®) ftelen an die Spiße den 
Grundſatz: „Die Gerichte follen bei Einleitung und Füh: 
rung der Unterfuchung wegen einer Gefebes : Uebertretung 
nicht ferner von Amtd wegen, fondern nur auf erhobene 


6) Meine anyef. Abhandl. ©. 123. Not. 22. 
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Anklage einſchreiten ). Es iſt damit ber Unterſuchungs⸗ 
prozeß, als Form des Verfahrens, wie dieſer bisher nach 
der Criminal-Ordnung vom J. 1805 und bereits ſeit 
1717 und 1721 in den Brandenburger Criminal: Orb: 
nungen gegolten hatte, in der Preußifchen wenigftens vor: 
zugöweife, fpäter ausfchließend, nachdem die fchon fehr be: 
fhränkte Anwendung des accufatorifchen Prozeffes wegge⸗ 
fallen war ®) — nun völlig abgefchafft, und man darf 
auf die in beiden andern Verordnungen gebrauchten Worte: 
„Verfahren bei Unterfuhungen”, nicht mehr 
Gewicht legen, da fie nicht die Korm bed Verfahrens, fon: 
dern den Gegenfland und Inhalt bezeichnen. Denn eine 
Unterfuchung ift begreiflicherweife durch den Anklageprozeß 
fo wenig ausgefchloffen, daß fie vielmehr als Vor - Unter: 
ſuchung eine unerläßliche Vorausſetzung, wenigftens in 
ber Regel ift, und eine (Haupt=)Unterfuhung, wenn 
gleich nicht unter diefem Namen, ausdruͤcklich vorgefchrieben 
wird 9), Ä 


Indeß, wie ich bereits fonft erinnert habe, das 
Princip, welches felbft die Form urfprünglich bedingt, 
jest aber, indem ed von diefer getrennt wird, auch in 
einer andern Form zur Geltung gebracht und audgeführt mer: 


7) Verordnung $. 1. Geſetz vom S. 1849. 8.5. Da die neue 
Verordnung, mit Rüdfiht auf die jetzige Verfaſſung, fih nur 
als folche, und nicht als Geſetz ankündigt, welche leßtere Bes 
zeichnung dagegen die frühere vom I. 1846 führt, fo werde 
ich in dem Folgenden, der Kürze wegen, die neuere Beftims 
mung ftets als Berordnung, die ältere ald Geſetz anführ 
zen. Die wörtlichen Mittheilungen find der Verordnung ente 
nommen , wo diefe neben dem Gefeß angeführt wird. 


8) Mein Verſuch einer Gefchichte der Brandenburg » Preufifchen 
GStrafgefeßgebung. Berlin 1835. ©. 116 — 121. 197 fg. 


9) Sgeronuns 8.7. 11— 13. 27 fg. 38 fg. 44 fg. mit 8. 48 fo. 


Beil.» Seft 3. Archiv d. Er. N. 1849. 6 


den ann, ift das der Unterfuchung!%). Darinlag ein Fort: 
ſchritt, der bei allen Vorwürfen, die man mit mehr oder 
weniger Grund dem Inquifitiond: Prozeß gemacht bat, 
anerfannt werden muß, und ber nicht aufgegeben. werden 
darf, daß an die Stelle ded Altern Anflageverfah: 
rend, wo, wie im Unterfuchungd- Prozeß Form und 
Anhalt einander unmittelbar entfprachen, — ein folched 
treten mußte, welches, die Objektivität ded Rechts und Die 
Verwirklichung der Gerechtigkeit um ihrer felbft und um 
des allgemeinen Intereffes willen wahrnehmend, e8 nicht 
mehr blos der Subjektivität und dem Zufalle überlaflen 
fonnte, ob das Verbrechen geahndet, ob dem verlegten 
Geſetze die gebührende Genugthuung gewährt, ob deſſen 
Heiligkeit und Unverbrüchlichfeit gegen den Widerfpruch 
und ben uͤber jenes fich hinwegfebenden befondern Willen 
des Schuldigen behauptet werde 11)y. Das Ankflagever: 
fahren, wie es unfere Zeit fordert und kennt, wie ed, Eng- 
land ausgenommen 12), faft überall jest befteht oder eins 
geführt werben fol, beruht auf dem Unterſuchung s⸗ 
Princip. 

Daß dieſes ſich wirkſam aͤußere, iſt die Beſtimmung 
der Staats-Anwaltſchaft. Es iſt nicht eine Pri: 
vatperfon, die aus meift fubjeftiven Motiven, im Gegen 
ſatz zu objektiven Gründen, eine Anlage ftellt, die fie auch 
unterlaffen oder wieder aufgeben Fann: es ift ein öffent: 
licher Beamter , der Namens des Staatd auftritt, und 





10) Meine angef. Abhandl. ©. 126 fg. und die weitern Nach: 
weiſungen Not. 24. Ä 


11) Selbſt in dem gefchichtlichen Entwidlungegange des römi⸗ 
ſchen Strafverfahrens und der fpätern Geftaltung des accuſa⸗ 
torifchen Prozeſſes iſt diefer nothwendige Fortfchritt erkennbar. 


12) Mittermaier Strafverfahren IL. Abth. $. 137. und das 
ſelbſt weitere Nachmweifungen. Der Verfaſſer bemerkt (Not. 1): 
„Faſt alle neuere Stimmen in England ſprechen den Wunſch 
aus, daß ein öffentlicher Ankläger angeſtellt werde.“ 
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zwar zufolge einer mit feinem Rechte zufammenfallenden: 
Pflicht 2°). Dem Gerichte wird dadurch die gebührende 
unparteiifche Stellung innerhalb ded Gebietes feines eigent⸗ 
lichen Berufes — des Rechtfprechend — wiedergegeben, 
welche bei dem frühern Verfahren mindeftens gefährdet: 
erfcheint, und nicht in ihrer ganzen Reinheit fich zeigt. 
Diefer Staatsanwalt fo wie deffen Gehülfen '*) müffen: 
die Eigenfchaften der höhern Richter haben, find aber nicht 
felbft richterliche Beamte 17) — denn obfchon unmittel- 
bar für die Ausübung der Rechtöpflege mitwirkend, haben. 
fie doch nicht Recht zu fprechen, fondern im Intereffe der 
Gerechtigkeit, und fomit in Erfüllung einer Pflicht, bie 
der Staat durch fie ald feine Beauftragten erfüllt, ver⸗ 
langen fie von dem Gerichte das Recht gegenüber dem 
Uebelthäter, fo daß fie bei der Form des Anflageverfah: 
rend gewiffermaßen Partei find, wenn gleich dies nur 
mit nothwendigen Befchranfungen behauptet werden 
kann 10). Damit aber der Staatsanwalt in jedem hiezu ges 
eigneten Sale — denn auögefchloffen find „Werbrechen, deren 
Beftrafung die Gefeße von dem Antrage einer Privatperfon 
abhängig machen”, die er „nur dann vor Gericht verfol: 


13) Verordnung 8.2: „Bei jedem Appellationsgerichte ſoll ein 
Dbers Staatsanwalt und für jedes Kreis= oder Stadtgericht 
ein Staatsanwalt aus der Zahl der zum höhern Richteramte 
befähigten Beamten beftellt werden, Leflen amtlicher Beruf ift, 
bei Berbrechen die Ermittelung der Thäter herbeizuführen und 
diefelben vor Gericht zu verfolgen.” Geſetz $. 2. 


14) Verordnung $. 2 a. ©. 


15) Verordnung $. 3: „Die Ober» Staatsz Anwalte, Etaatss 
anwalte und deren Gehülfen gehören nicht zu den richterlichen 
Beamten. Sie find in ihrer Amtsführung nicht der Aufficht 
der Gerichte, fondern die Staats Anwalte der Aufficht des 
Ober : Staats» Anwalts, und diefer mit ihnen der des Juſtiz⸗ 
Minifters unterworfen, deffen Anmweifungen fie nachzukommen 
haben.” Geſetz $. 3. 


16) Meine angef. Abhandl. ©, 127 — 130. 
6* 
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gen darf, wenn hierauf von jener Perſon angetragen 
worden ift” 7) — in Thaͤtigkeit treten koͤnne, find 
„die Polizeibehörden und andere Sicherheitöbeamten fo 
wie die Gerichte” verpflichtet, ihm die ihnen befannt ge- 
worbenen Webertretungen ꝛc. anzuzeigen, auch mindeftens 
bie unerläßlichen erflen Schritte vorzunehmen und ihm 
die Verhandlungen mitzutheilen 18). 

Der Staatsanwalt ift aber in der Regel nicht zur 
felbftftändigen Vornahme polizeiliher und gerichtlicher 
Handlungen befugt; er kann diefelben nur bei der zu⸗ 
fländigen Behörde beantragen, auch dann deren Bor: 





19) Verordnung 9.9. Geſetz $. 10. Es heift Bier weiter: 
„Doch ift er ſowohl in diefen Fällen, als auch dann, wenn bei 
Berbrechen anderer Art die Betheiligten fih an ihn wenden, 
befugt, die gerichtliche Verfolgung zu verweigern, fofern er 
dieſelbe für gefeglich begründet nicht erachtet. Leber Beſchwer⸗ 
den wegen folcher Weigerungen bat der Ober s Staats: Ans 
walt zu enticheiden. 
18) Verordnung $. 4. Geſetz $. 4: „Den Polljeis Behörden und 
„ andern Sicherheits s Beamten verbleibt die ihnen gefeslich ob⸗ 
liegende Berpflihtung, Verbrechen nachzuforfchen und alle 
keinen Auffchub geftattenden vorbereitenden Anordnungen zur 
Aufklärung der Sache und vorläufigen Haftnahme des Thälters 
mit Beobachtung der Vorfchriften des Gefeges vom 24. Scpt. 
1848 (Geſetzſamml. ©. 257 — 259) zu treffen. Sie haben 
jedoch die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen dem be= 
"treffenden Staats» Anwalt zur weiteren Veranlaffung zu übers 
fenden, aud den NRequifitionen deffelben wegen Ginleitung 
oder Vervolftändigung folcher polizeilichen Vorunterſuchungen 
Folge zu leiſten.“ — Verordnung $.5. Geſetz 8.5: „Die 
Gerichte find verpflichtet, von Verbrechen, welche amtlich zu 
ihrer Kenntniß Eonımen, dem Staatsanmwalte fogleich Mittheir 
lung zu machen, auch den von demfelben an fie gerichteten 
Anträgen, wegen Zeftftellung des Thatbeftandes und wegen 
fonft erforderlicher Ermittelungen zu genügen, und wenn es 
nöthig tft, einen Unterfuchungsrichter zu ernennen. Waltet Ges 
fahr im Verzuge ob, fo bat das Gericht auch ohne Antrag 
des Staatsantwalts alle diejenigen Ermittelungen, Verhaftuns 
gen oder fonftigen Anordnungen vorzunehmen, welche nothwen⸗ 
dig find, um die Werdunfelung der Sache zu verhüten. Die 
Verhandlungen hierüber find demnädhft dem Staatsanwalt 
mitzutheilen. ® 
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nahme beiwohnen. Nur wenn Gefahr im Verzuge iſt, oder 
Ergreifung auf friſcher That vorliegt, darf er Unterſuchungs⸗ 
Verhandlungen, Verhaftungen oder Beſchlagnahme vors 
nehmen. „Er tritt mit dem Beamten, welcher die Vers 
handlung zu führen hat, in unmittelbare Verbindung und 
richtet an diefen feine Anträge und Mittheilungen zur Foͤr⸗ 
derung des Zweckes der Unterfuchung.” 19) Es fteht ihm 
„die Einficht aller polizeilichen und gerichtlichen Alten, 
welche ſich auf einen, zu feinem Gefchäftöfreife gehörigen 
Gegenftand beziehen, jederzeit frei. Auch gehört ed zum . 
Berufe defielben, den Unvollfländigfeiten, Verzoͤgerun⸗ 
gen oder fonftigen Unregelmäßigkeiten, welche er in den 
Unterfuhungen wahrnimmt, durch Anträge bei der vorge: 
febten Behörde des die Unterfuchung führenden Beamten 
Abhülfe zu fchaffen.” 20) 

Im Ganzen ift die Zuftändigfeit der Staatsanwalte 
nach den Grundfägen des franzöfifchen Rechts beftimmt, 
welches jedoch einigermaßen weiter geht. Die Erinnerun: 
gen, bie fich Dagegen machen laſſen, find bekannt ), 

Der $. 11 verordnet: „, Die Eröffnung einer Unter: 
fuhung muß durch förmlichen Beſchluß des Gerichtd er 
folgen,” 22) | * 

An dieſe, wohl zu billigende Beſtimmung, auf 
die ich ſpaͤter zuruͤckkomme, knuͤpfen ſich einige Bemer⸗ 
kungen. 


19) Verordnung $.7. Geſeßz $ 7. 
20) Verordnung $. 8. Geſetz $. 8. 
21) Bol. Cod. @instr. cr. Art. 2247. 48— 54. Brauer: 
„Der Staatsanwalt und feine Dienftverrichtungen ” in Deflen 
und v. Jagemann's Beiträgen zur Erläuterung der neuen 
Strafgefebgebung im Großherzogthum Baden. Zreidurg im 
Breisgau 1847. Bd. 1. ©. 156 fgg- 


22) Einigermafen abweichend das Geſetz S. 11. 12. 


Unterfuhung, ohne Beiſatz, bezeichnet in ber 
Berordnung, wie ſich aus dem Zufammenhange und In: 
halt der einzelnen Paragraphen ergiebt, Die eigentliche 
Sriminal:Unterfuchung, im Gegenfag ber Vor: 
Unterfuhung. Es ift nun dafür, daß dad, was oben 
als Princip der Unterfuhung bezeichnet wurde, auch wirk⸗ 
lich geltend gemacht werde, auf zweifache Weife geforgt. 
Einmal durch die Pflihten, die dem Staatdanwalt vor: 
gefchrieben find und rudfichtlich deren er der Oberaufficht 
feiner Vorgeſetzten, in letter Inftanz des Suftiz - Minifters, 
unterworfen ift *). Dann durch die den Gerichten einge: 
räumte Befugnig, da, „wo Gefahr im Verzuge obwaltet, 
auch ohne Antrag bed Staatdanwaltd alle diejenigen Er⸗ 
mittelungen, Werhaftungen oder fonftigen Anordnungen 
vorzunehmen, welche nothwendig find, um die Verdun⸗ 
Belung der Sache zu verhüten.” Dies lebtere ift aller: 
dings befchranft, — was fich jedoch aus höheren Grüns 
den rechifertigt und durch die Form des Anklageverfahrens 
mit der Einrichtung der Staatdanwaltichaft bedingt ift. 
Die weiteren Beichlüffe muß das Gericht Doch dem Staats⸗ 
anwalt anheimftellen, welchem „die Verhandlungen bier: 
über demnächft mitzutheilen find.” 2%) 

Wenn alſo Alles von dem Antrage bed Staats: 
anwalts abhängt, fo entftcht die Frage, ob nicht dadurch 
das öffentliche Intereffe gefährdet werde, fofern er mög: 
licherweife willfürlich und pflichtwidrig eine Anklage zu 
ftelen unterläßt? Hierauf wäre zu antworten: Bor Als 
lem muß darauf gerechnet werden dürfen, daß er nicht 
gegen feine Pflicht handle, die ihm genau vorgefchrieben 
iſt *), bei deren Ausübung ihn andere Behoͤrden unter: 


23) Berordnung $. 2. 3 fg.’ 
24) Verordnung $.5. ©. Note 18. 


25) Verordnung $. 6. Geſetz $.6: „Dem Staatsanwalt legt 
fein Amt die Pflicht auf, darüber zu wachen, daß bei dem 
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ſtuͤtzen und ‘zu welcher fie ihm erforderlichenfalls bie nähere 


Veranlaffung und. Aufforderung zufommen laffen %);- 


endlich rücffichtlich welcher er den Anweifungen feiner Bor: 


gefeßten — an bie eine Befchwerde gehen kann, nachzu⸗ 


tommen hat 27). Es darf alfo erwartet werden, daß er 
nicht ohne Grund, nicht ohne Ueberzeugung, grade fo han- 


dein zu müffen, eine Anklage, und zu dieſem Zwede eine 


Borunterfuchung, unterlaflen werde. 
Doc ift hier noch ein Unterfchied. Hält er eine 


Unterfuchung für gerechtfertigt, und weifet das Gericht 
diefe zurüd, und wird dann feine desfallſige Beſchwerde 


auch von dem Appellationögericht für unbegründet erachtet, 
fo hat er das Seinige gethan, er muß, aber er kann auch 
ſich dabei beruhigen #). Sin der That ift bier fein Auf: 


trag erfchöpft, wenn er die Sache zur Kenntniß des Ges: 


richtö gebracht hat, dem die Entfcheibung Über die Frage, 


ob eine Unterfuchung zu eröffnen fey, gebührt. Unter: 


laßt er dagegen, in einem Falle, wo es nothwendig erfchei: 


nen koͤnnte, einzufchreiten, die geeigneten Schritte zu 


thun, fo wird nicht in allen Faͤllen die erwähnte Befugniß 
des Vorgeſetzten, ihm eine Anweifung zu ertheilen, aus⸗ 
helfen, weil nicht flet3 anzunehmen ift, daß diefer dur) 
eine von irgend einer Seite ihm zufommende Befchwerde, 


Strafverfahren den geſetzlichen Vorfchriften überall genügt 
werde. Er bat nicht blos darauf zu achten, daß kein Schuls 
diger der Strafe entgehe, fondern auch darauf, daß Niemand 
ſchuldlos verfolgt werde.” Meine angef. Abhandl. ©. 131. 


26) Berordn. $. 4, 5. 
27) Berordn. $. 3. 


28) Verordn. 8.12. Geſetz $. 13: „, Segen den Beſchluß eines Ge⸗ 
richts, durch welchen der Antrag auf Eröffnung einer Unterfuchung 
zurückgewieſen wird, fteht dem Staatsanwalt innerhalb einer 
zehntägigen präclufivifchen Frift, welche mit dem Ablaufe des 
Tages beginnt, an dem die Mittheilung des Befcheides erfolgt 
ft, die Befchwerde an das Appellationsgericht offen. Bei 
der Entfcheidung diefes Gerichts muß es verbleiben.” 


- 
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ober ſonſt wie, Kenntniß von der Sache erhalte 9). 
Zum Theil hilft die Vorfchrift des $.9 ab — wonach 
außer den Verbrechen, die nur auf Antrag einer Privat- 
perſon geahndet werden follen, auc „bei Verbrechen an⸗ 
berer Art die Betheiligten fi an ihn menden und gegen 
feine Weigerung eine Befchwerde an den Oberſtaatsanwalt 
bringen dürfen, bei der es freilich, wenn fie erfolglos ift, 
fein Bewenden behält” 3%). Man hat von einer ähnlidyen 
Beflimmung der Badifchen Strafprogeßordbnung $. 55 
bemerkt: daß, „indem Fein Gericht den Staatdanwalt 
zur Verfolgung von Verbrechen nöthigen, oder ohne ſei⸗ 
nen Antrag eine Unterfuchung einleiten dürfe”, ein wahres, 
der Berfaflungsurfunde fireng genommen widerftreiten- 
des Abolitionsreht in die Hände der Regierungsgewalt 
gelegt werde” 21). In der Anwendung bürfte die Sache 
minder bedenklich erfcheinen , als wenn umgelehrt der Re⸗ 
gierungsgemwalt eine zu weit gehende Befugniß hinficht- 
lich der Verfolgung auch folder Handlungen zuflände, wo 
ber Staatsanwalt es mit feiner Pflicht unvereinbar fände 
aufzutreten.  Gegenfeitiged Mißtrauen der Organe ber 
verf&hiedenen Staatsgewalten, Parteiungen, Gegenfäße 
ber Regierung und des Volkes, und was fonft hier geltend 
gemacht wird, gehören doch hoffentlich zu den Ausnahmen, 
fie find Wirkungen und Zeichen eines krankhaften Zuſtan⸗ 
bed 22), der doch nicht die Negel ausmacht, und in ber 
Geſetzgebung (die auch hier möglichfte Sicherung gewäh: 
ren follte) nicht im Voraus angenommen werben darf. 
Man vermißt jedoch eine Beflimmung in Betreff 
des Rechts der Betheiligten, wie fie dad franzöfifche Pro: 


39) Das Geſetz $. 11. 12 hatte dem Gericht ausgedehnte Befugs 
niffe eingeräumt. 


30) ©. Not. 17. 
31) Brauer in der Not. 11 angef. Abhandlung ©. 175. 
32) Meine Beiträge zur Strafprozeßgefebgebung ©. 190. 


zeßgeſetzbuch wenigftens für den Verletzten aufftellt, deſſen 
Klage mittelbar oder unmittelbar an dad Gericht geht, 
fo daß über ihre Zuläffigfeit nicht blo8 die Staatsanwalt: 
ſchaft entfcheidet 39). 


Das Badifche Geſetz geht hier, und wie mir fcheint 
mit Recht, noch weiter. Es geftattet allen Betheilig: 
ten — während andere Behörden gegen den fich weigern- 
den Staatsanwalt nur bei feinen Vorgeſetzten Beſchwer⸗ 
de erheben koͤnnen — eine gerichtliche Entfcheidung dar: 
über zu verlangen, ob eine gerichtliche Unterfuchung ein» 
zuleiten fey, und zwar wird, zufolge einer wohlgerecht: 
fertigten Auslegung bed Gefebes, die Betheiligung im 
weiteften Sinne genommen, fo daß nicht blos die Ber: 
festen eine folche behaupten können ®%), 





33) Cod. dinstr. crim. „Des plaintes.” Art. 63: „Toute 
personne qui se pretendra lesde par un crime ou delit, 
pourra en rendre plainte et se constituer partie civile 
devant le juge d’instruction, soit du lieu du crime ou 
il pourra ôtre trouve.” Art. 64: „Les plaintes qui au- 
raient été adresses au procureur du Roi, seront par lui 
transmises au juge @’instruction avec son r&quisitoire” etc, 
Bol. noch Art. 66 —70. 


34) Brauera. a. O. ©. 175: „As berheiligt in diefem 
Sinne erfcheint jeder, der ein befonderes Sntereffe an der Uns 
terfuchung des MWerbrechens hat; es find alfo bloße Zeugen, 
welche ein Verbrechen angezeigt haben, hierunter nicht begrifs 
fen. Dagegen Tann die Berheiligung entweder darin liegen, 
daß Jemand des MWerbrechens durch die öffentliche Stinnme bes 
züchtigt wird, und zu feiner Rechtfertigung eine gerichtliche 
Entfheidung über feine Unfchuld verlangt, oder darin, daf 
Jemand dur das Werbrechen befchädigt oder beleidigt if. — 
Der Betbeiligte hat feinen Antrag auf Einholung ter Ent 
fcheidung des Bezirfsftrafgerichts bei dem Unterfuchungsrichter 
zu ftellen. Dieſer ift verpflichtet, er mag die Unterfucdhung 
für begründet halten oder nicht, dem Bezirkeftrafgericht hier⸗ 
über Vortrag zu erftatten, welches, nach) Anhörung des Staats⸗ 
anmwalts, die Frage enticheidet.” Ich verfenne jedoch nicht, 
daß fich auch Hiergegen Manches einwenden laſſe. Namentlich, 
die Einleitung einer Unterfuhung, um cine „gerichtliche Ente 
fcheidung über feine Unſchuld zu erlangen”, wird nur unter 
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Das Gefchäft des Staatsanwalts beſchraͤnkt ſich uͤbri⸗ 
gens auf die erwaͤhnte Veranlaſſung der Unterſuchung und 
die durch feine Stellung bedingte Mitwirkung, durch An⸗ 
träge bei dem Geriht. Dagegen hat er eigentliche ge: 
richtliche Handlungen (mit Ausnahme der in $. 7 bezeich- 
neten im Fall einer Gefahr im Verzuge oder der Ergrei: 
fung auf frifcher That) nicht vorzunehmen, weshalb $. 13 
(Geſetz $. 14)- auch bemerft: „Sowohl während der Vor⸗ 
unterſuchung, ald während bed ganzen Laufes der gericht: 
lichen Unterfuchung , fteht dem Gerichte die Beihlußnahme 
über die Verhaftung oder Sreilaffung ded Angeklagten zu.” 
Es ift hier zu der urfpünglichen, fonft gleichlautenden Baf: 
fung des Gefeted vom 3. 1846 noch hinzugefeßt: „Be: 
fchwerden über den Befchluß des Gerichts gehören vor das 
zuftäandige Appellationdgericht, bei deſſen Entſcheidung es 
bewendet.” 

Die Mündlichkeit und Deffentlichfeit der Verhand⸗ 
lungen, welche der Faͤllung des Urtheild vorhergehen, ift 
bei Strafe ver Nichtigkeit vorgefchrieben. Jene erftere 
Tann niemals, die andre aber dann von dem Gericht durch 
einen öffentlich zu verfündenden Beſchluß ausgefchloflen 
werden, wenn dies aus Gründen des öffentlichen Wohle 
oder der Sittlichkeit für angemeflen erachtet wird 9) Es 
entfpricht Died allgemein anerkannten Srundfägen, und 
muß ald das MWefentliche feftgehalten werden. Die Münds 
lichkeit darf unter Feinen Umftänden aufgegeben werden, 


ganz befondern Unftänden ‚„Nattfinden dürfen, da fonft wohl 
der Staatsanwalt thun würde, mas feines Amtes if. Ohne 
genügende Veranlaſſung fol Feine Unterfuchung verhängt und 
Die Freifprechung der Unfchuldig = Erflärung kann zwar wohl 
die Folge eines eingeleiteten Strafverfahrens feyn, aber nicht 
von vorn herein ale Zweck des Verfahrens, und dirfen zu er⸗ 
zeichen als Beranlaffung der Einleitung deſſelben aufgeftellt 
werden. 


35) Verordnung $. 14. 15. Geſetz $. 15. 17. 
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ſelbſt da nicht, wo ausnahmsweiſe die Oeffentlichkeit aus: 
geſchloſſen wird, die ohne jene keine Bedeutung haͤtte. Ein 
ſchriftliches Verfahren im Sinne des frühern Rechts kann 
niemals vorfommen. Es iſt faum nöthig, hier gegen eine 
fonft wohl geäußerte unrichtige Anficht das Wort zu nehmen: 
Der Gegenfag der Schriftlichkeit und Mündlichkeit 
befteht nicht darin, daß etwa bei jener nur gefchrie: 
ben, bei diefer. nur gefprochen werde; denn aud 
unfer bisheriges fehriftliches Verfahren nach der Criminal⸗ 
Ordnung fohließt die mündliche Rede nicht. nur nicht auß, 
fondern fordert fie wefentlih: der Angefchuldigte, ber 
Berlebte, die Zeugen, meift auch die Sachverftändigen 36), 
‚werden perfönlich vernommen, nur muß der Inhalt durch 
protofollarifhe Aufnehmung aftenmäßig gemacht wer: 
den — und hängt dies mit der Beſtimmung nicht blos 
des Unterfuchungs:, fondern jeded Straf: Berfahrend 
nothwendig zufammen und beruht auf dem hier gebotenen 
unmittelbaren Verkehr des Unterfuchungd= (oder Inftruf: 
tiong- Richters, Inquirenten, mit allen den Perfonen, 
welche vernommen werden follen; — ein fchriftliches Ver⸗ 
handeln in dem Sinne, wie ed im bürgerlichen Rechts⸗ 
verfahren vorfommt, hat in dem Griminalprozeffe nie 
ftattgefunden, wenn auch ausnahmsweife fehriftliche Er: 


36) Am häufigften kommen in Fällen, wo die Grundfäge der 
gerichtlichen Medicin Anmendung finden, fchriftliche Gutachten 
vor, insbefondere ftets, wo dieſe vor Medicinals Eollögien ers 
ftattet werden : fonft aber wird nicht nur die gerichtsärgtliche 
Unterfuhung (3. B. Legalfektion und Dbduftion) nach den 
oben erwähnten Regeln geführt, fondern es ift auch nicht fels 
ten, daß das Gutachten fofort zu Protokoll gegeben wird; dann 
freilich meift mit dem Vorbehalt einer weiter motivirten Aufs 
führung. Im rein mündlichen Verfahren bleibt dann nichts 
übrig, als das Protokoll zc. über den Augenfchein vorzulefen. 
Verordnung $. 19. GSachverftändige aber werden zur Audienz 
vorgeladen, um fich hier über die Ergebniffe ihrer früher anges 
ftellten Unterfuchung zu erklären. Mein Lehrbuch des 
Erim. Prozeffes 5. 98. 100. 
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klaͤrungen hier zulaͤſſig ſind und zu den Akten genommen 
werden, um ſie als Grundlage zu weitern Vernehmungen 
und ſonſtigen geeigneten Unterſuchungshandlungen zu be: 
nugen. Eben fo wenig wird durch die jeßf in der engern . 
Bedeutung f. 9. mündlihe Berhandlung bie 
Schrift für ganz entbehrlich gelten dürfen. Die Er: 
klaͤrungen der verfchiedenen Betheiligten oder Zeugen wer: 
ben, fowohl in der Vorunterfuhung und dem ganzen 
Inftruktionsverfahren, als auch in dem eigentlichen muͤnd⸗ 
lichen Hauptverfahren niedergefchrieben, und im leßtern 
wenigftend dem Hauptinhalte nach aufgezeichnet 27); fo ift 
denn auch hier die Rede von Akten, die dem Staatsan⸗ 
walt, dem VBertheidiger, mitgetheilt werden ®). Der 
Unterfchied befteht vielmehr darin, daß für das richters. 
liche Urtheil (und dies gilt nun auch für die Gefchwornen, 
ohne welche zwar eine Mündlichkeit und Deffentlichleit des 
Verfahrens möglich ift, wie 3. B. nach unferm Geſetze 
vom 17. Zuli 1846, und jebt für alle Säle, die ohne 
Gefchworne entfchieden werden, während dieſe letzten nicht 
ohne ein mündliched Verfahren wirkfam feyn Eönnten) die 
wefentliche und ausfchließende Grundlage dort durch bie 
Akten, hier Tediglich durch die mündlichen Erklärungen dar⸗ 
boten wird. So wie nad) dem Princip der SchriftlichFeit 
ein auf blos mündliche Verhandlungen gefällted Erkennt: 
niß nichtig feyn würde, fo ift nach dem der Muͤndlichkeit 
eine Nichtigkeit vorhanden, wenn lediglich auf die Aften 
und nach diefen gefprochen worden wäre. 

Was die Deffentlichkeit betrifft, von der fhon oben 
im Verhaͤltniß zu den früheren Gefeßen und dem Ber: 
fahren im Givilprogeffe die Rede gewefen ift, fo enthält 


37) DBerordnung $. 19. 21. 37. 99. 113. 114. 136 fg. Geſetz 
8. 21. 38, 86. 


38) Verordnung 8. 5. 8. 16. 134. 144. Gefeg 8.5. 8. 82. 
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die Verordnung zwei nicht unerhebliche Abtveichungen 
gegen dad Geſetz v. J. 1846, Diefes beflimmt $. 17: 
„Alle bei der Sache nicht betheiligte Perfonen muͤſſen fich 
entfernen, wenn der Angeklagte darauf anträgt, ober 
das Gericht diefes aus Gründen der öffentlichen Ordnung 
oder der Sittlichkeit für angemeffen erachtet.” Jetzt ift in 
dem entfprechenden $. 15, folgerichtig, da nun die Def: 
fentlichfeit Princip und Regel ift, was fie früher nicht war, 
die Willkür ded Angeflagten nicht mehr entfcheidend, Es 
müffen objektive Gründe, da feyn, und ob dieſes der Hau 
ift, fol Gegenftand einer collegialen Erwägung und Be: 
fhlußfaffung werden. Küdfichten der Sittlichfeit ge: 
bieten unzweifelhaft in manchen Faͤllen jene Maaßregel, 
welche in einigen Gefeßgebungen dann nur. in der Entfer: 
nung der Perfonen weiblichen Geſchlechts beftcht. Hier 
ift nichtö Darüber bemerkt, und man wird um fo mehr, bei 
der allgemeinen Faſſung des $.15, annehmen müffen, 
daß auch die Mannsperfonen fich zu entfernen haben, da 
nicht nur bier von Ausfchliegung der Deffentlichkeit über: 
haupt die Rede ift, fondern auch ſchon da, wo die Ge⸗ 
feße vom 7. April 1847 nur Männern den Zutritt zu den 
Verhandlungen geftatten 29), Die frühere Beſtimmung: 
„&ründe der Öffentlihen Drdnung”, wofür es 
fhon in dem Geſetze vom 3. 1847, wie in dem jekigen 
heißt: „des öffentlihen Wohls“, halte ich für be: 


39) Nach dem jegigen Wortlaute, nach dem Princip der Defs 
fentlichfeit, wie es nunmehr zur Geltung gelangt iſt, und der 
Analogie anderer Geſetzgebungen, insbefondere derjenigen, die 
der unfrigen zum Muſter gedient bat, dürfte man wohl an⸗ 
nehmen, daß auch Frauen nicht von der Zheilnahme ausges 
gefchloffen feyn follten. Ich erfahre fo eben, daß in Berlin 
die Frage in einem concreren Falle zur Sprace gekommen, 
und gegen die Frauen vor dem Gericht entfchieden worden fey. 
Man darf aber nicht überfehen, daß zur Zeit noch das Geſetz 
vom 7. April 1847 gilt und die neue Verordnung erft mit 
dem 1. April 1848 in Wirkfamkeit treten fol. S. noch meine 
angef. Abhandi, ©. 185 ff. 
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fehränkter; die Befugniß zur Ausfchließung der Oeffent: 
lichkeit geht fhon an fich weiter, als die zur Entfernung 
der Zuhörer, dann aber ift der Begriff des Öffentlichen 
Wohls umfaljender ald der die Aufrechthaltung der Ord⸗ 
nung gegen Ruheftörer. Bei der befchräntten Deffentlich- 
keit des frühern Geſetzes, wonach nur die bei der Juſtiz 
Angeftellten den Zutritt hatten, war eine Bellimmung 
wie die jeßige nicht erforderlich, ja man fonnte hoffen, 
daß die Vorfchrift des Geſetzes über die fofort zu verhäns 
gende Strafe gegen die Störer ?9) entbehrlich fey. Die 
Ausdehnung der Deffentlichfeit dagegen in der neuen Ber: 
ordnung rechtfertigt fihernde Maaßregeln nicht nur gegen 
Ruheſtoͤrer *), fondern auch im allgemeinen Intereſſe, und 
grade daß für jenen erfien Fall eine befondere Beftims 
mung erlaffen ift, durch welche nur jene Perſonen ent: 
fernt und nach Umftänden beftraft werden, ohne daß bie 
Deffentlichkeit ausgefchloffen ift, dient zum Beweiſe, daß 
die neuere Faſſung, „des Öffentlichen Wohls“, eine weiter: 
gehende Befugniß bezeichnen fol. Wer die Verhältniffe 
richtig würdigt, die hier eintreten koͤnnen, ber wird bie 
Nothwendigkeit einer folhen Befugniß des Gerichtd aner: 


40) Geſetz vom 17. Juli 1846. $. 130: ,, Die Vorſchriften — über 
die Befugniffe des Richters zur Aufrechthaltung der Ruhe und 
Drdnung bei gerichtlichen Verhandlungen, kommen aud bit 
dem — Strafverfahren mit der Maafgabe zur Anwendung, 
daß die den Gerichts = Deputationen im Eivils Prozeffe zuftchende 
Befugniß, gegen Ruheftörer fofort eine Drdnungsftrafe von 
einem bis zu fünf Thalern, oder von 6= bis zu 24jtündigen 
Gefängnig zu bejchließen und vollitreden zu laffen, auch den 
Gerichtsdeputationen und Gerichtsabtheilungen beim Strafvrr» 
fahren zuftehen fol.” Allerdings können auch Betheiligte 
im Civilprozeſſe die Ordnung ftören. 


41) Verordnung $. 180: „Die Gerichte find befugt, Perfonen, 
welche Störung in der öffentlichen Sigung verurfachten, aus 
dem Sisungsfaale entfernen zu laffen, auch nach Befinden 
der Umſtände, und nachdem die Staatsanmwaltfchaft darüber 
gehört worden, gegen felhe Perfonen fofort eine Gefängniß: 
Nrafe bis zu 8 Tagen feſtſetzen und vollſtrecken zu laffen. ” 


kennen, von ber, wie man vertrauch darf, nicht ohne bie er: 
forderliche Mäßigung Gebrauch gemacht werden wird. Die 
Deffentlichfeit und überhaupt die jet bei uns einzuführen> 
den Einrichtungen, die durch die politifche Verfaſſung mehr 
oder minder bedingt find, fegen einen Zuftand der Ordnung 
und der Gefegmäßigfeit voraus, der die Rechtöpflege ihrers 
feitö aufrecht zu erhalten und zu fördern die Beflimmung 
hat. Auch wird man zugeben, daß diefe Einrichtungen 
ſelbſt fchon auf die Ermedung und Unterhaltung ded Sinnes 
der Gefeglichfeit bei dem Volke einen vortheihaften Ein⸗ 
fluß ausüben werden; — das Bertrauen, welches bie 
Rechtöpflege in Anfpruch nimmt, mag fie auch dem Wolfe 
beweifen, und darauf rechnen, daß nicht nur der Anftand 
beobachtet, die Ruhe nicht geftört, fondern auch der Hand: 
habung der Gerechtigfeit fein Hinderniß in den Weg ges 
legt werde. Das Recht fol feinem fremden Zweck dienen, 
und die Unabhängigkeit der Nechtöpflege, die man, be⸗ 
fonderd jest, mit einem Nachdrud fordert, als ob der 
Grundfaß nicht längft anerkannt wäre, muß ſich nicht blos 
der Regierung gegenüber, fondern auch gegen die andere 
Seite behaupten, von welcher aus, nicht felten grade in 
unfern Tagen, unter Berufung auf Gründe, die an 
fih unhaltbar, indbefondere der Gerechtigkeit gegenlber 
feine Geltung haben koͤnnen, Handlungen begangen und 
entfchuldigt werden, bie in ihren Confequenzen alles Recht 
zu vernichten drohen. Es wäre zu erwägen, ob nicht für 
die Falle, wo dad Gericht, aus Gründen des öffentlichen 
Wohls, die Deffentlichfeit ausfchließen zu müflen erkennt, 
doch eine angemefjene Anzahl von Zuhörern, gleichfam 
Bertrauendmänner, als Stellvertreter des Publicums 
zuzulaffen feyen. Doch entgeht mir nicht, welche Schwie: 
rigfeiten der Ausführung eines folchen Vorfchlagd entgegen: 
ftehen, und wie mißlich hier in vielfacher Hinficht eine Aus: 
wahl fey, die dad Gericht treffen müßte. Doch ließe 


fih ein Ausweg treffen, wie ed andere Gefeßgebungen 
thun ?2). 

In Verbindung mit dem Gegenftande der Betrach: 
tung fteht die Beſtimmung des $. 70: „Das Appellations: 
gericht hat die Befugniß, auf Antrag des Staatsanwalts 
die Abhaltung des Schwurgerichtö einem andern Gerichte 
aufzutragen, wenn von der Verhandlung der Sache vor 
dem zuftandigen Gerichte eine Störung der öffentlichen 
Ordnung zu befürchten fleht.” 

So begründet die Befugniß des Staates ift, Der hier 
durch feinen Anwalt vertreten wird, durch geeignete Maaß- 
regeln einer Störung der Öffentlichen Ordnung zu begegnen, 
oder, was hier zwifchen den Zeilen zu leſen aber nicht 
geradezu gefagt ift, eine Störung und Verhinderung ber 
Rechtöpflege 7°), fo bedenflich erfcheint die hier angeführte 
Beflimmung, wenn man bei den Worten ftehen bleibt, 
wie ed denn doch zunächft nach allgemeinen Grundfägen 
der Auslegung gefchehen muß, da fie einen unzweifel- 
haften Sinn geben. 


42) Bol. Badifhe Strafprogeß » Ordnung $. 227: „Der gehei⸗ 
men Sisung können jedenfalls der Beichädigte und die bei 
dem Gerichte angeftellten Advocaten anwohnen. Desgleichen kann 
der Angefchuldigte — außer feinem Vertheidiger — mehrere 
Freunde oder Verwandte, deren Zahl der Präfident ber 
flimmt, aber nicht unter drei herabfegen darf, zur Seite 
haben. Die nämliche Befugniß fteht dem Beſchädigten zu, 
wenn er fich dem Strafverfahren angefchloffen hat.” 

43) Man darf fih, wenn man die jepige Berechtigung des 
Schwurgerichts anerkennt, nicht abhalten laſſen, im Intereſſe 
der Wahrheit und der Gerechtigkeit auch- das auszufprechen, 
was diefe und andere Einrichtungen, befonders in Zeiten polis 
tifchee Aufregungen und Spaltungen , Bedenkliches haben, 
damit man Mittel und Wege ausfindig mache, dem Mebel zu 
begegnen. So handelt es fich hier nicht blos von einer Ger 
fährdung der öffentlichen Ordnung, die von Außen her zu be- 
forgen iſt, fondern von einer folchen der richterlichen Unab⸗ 
bängigfeit, die in denen ſelbſt gegründet ift, aus deren Mitte 
das Schiwurgericht gebildet werden fol. Vgl. Mittermater 
in dem angef. Eommiffionsberichte vom 21. Jul. 1848. 8. 2. 
und Rote 44, J 
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Es fol alfo an die Stelle des zufländigen Gerichts 
ein anderes Gericht treten. Damit würde ein überall und 
auch bei und verfaffungdmäßig anerfannter Grundfag ver: 
legt, daß Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen 
werben dürfe. Denn die Fälle der Perhorrescenz, fo wie 
der Berweifung an andere Affifen im Falle der Nichtigkeit 
($. 149) gehören unter einen andern Geſichtspunkt, wah: 
rend bei der im $. 116 vorgefehenen Verweiſung der Sache 
an ein neues Schwurgericht die Zuftändigfeit des Gerichtd 
felbft nicht berührt wird. Mag immerhin Feine Regel ohne 
Ausnahme feyn, mag eine höhere Nothwenbigkeit eine 
folche hier rechtfertigen, mag man geltend machen, daß, 
gegenüber einer möglichen Willkür, gegen welche jene Regel 
fhügen fol, eine genügende Sicherung gegeben fey, theils 
dadurch, daß ein Obergericht hier die Verweiſung an ein 
anderes Gericht befchließt,, theild durch das Schwurgericht, 
in Betreff deflen Bildung ıc. alle Rechte ded Angeklagten 
eben fo wahrgenommen werden, — man wird doch nicht 
in Abrede ftellen können, daß hiedurch ein wefentlicher 
Srundfaß bei Seite gefeßt werbe. Vergebens wird man 
fi) darauf berufen, daß dem Recht des oder der Ange: 
Fagten in der Sache felbft nicht zu nahe getreten werbe. 
Bedenkt man, daß eine folhe Maaßregel immer nur unter 
außergewöhnlichen Umftänden bedingt feyn würde, fo darf 
man nicht zweifeln, Diejenigen, von denen eine Störung 
der öffentlichen Ordnung (ernftlich) zu befürchten iſt, oder 
deren Führer, werden nicht unterlaffen, bier auf jede 
durch die Verfaffung fie nicht zu befchränfende Weife 
eine Verlegung zu rügen, und fich nicht durch die Beru: 
fung auf dad Gefeß, welched die Ausnahme geftatte, wi: 
derlegt erachten. 

Ein Ausweg würde fi darbieten, wenn überhaupt 
nur dem Ober: (dein Appellationd =) Gericht die Zufländig- 
keit für alle in feinem Bezirk vorfommenden ſchweren 

Beil.» Heft 3. Archiv d. Er. R. 1849. 1 


Straffachen mit der Befugniß beigelegt würde, biefe Durch 
die ihm untergebenen Gerichte aburtheilen zu laſſen, fo 
daß, ohne ein anderes Gericht an die Stelle des zuſtaͤn⸗ 
digen zu feßen, Doch ein anderer Ort nad) Bebürfniß ge: 
wählt werben fünnte, indem das eine wie bad andere Ge: 
richt nur erft im befondern Falle competent wird, während 
an der Zuftändigfeit als folcher hier nichts geändert iſt, 
vollends wenn nun ein anderer Ort ald der gewöhnliche 
Gerichtöfiß auserfehen würde, mad gewiß, in Verbindung 
mit fonftigen Sicherung5maaßregeln, in den meiften Faͤl— 
len genügen dürfte *), or der Vertheidigung ift 


. 44) So beftimmt auch der Code d’instr. crim. Art. 257 ganz 
allgemein: „Les assises se tiendront ordinairement daus 
le tchef-lieu de chaque departement. La cour royale 

. pourra neanmoins designer un tribunal autre que celwi 
du chef-lieu.” Art. 542: „En matiere criminelle, cor- 
rectionnelle et de police, la cour de cassation peut, sur 
la requisition du procureur general pres cette cour, ren- 
voyer la connaissance d’une affaire d’une cour royale & 
une autre, d’un tribunal correctionnel ou de police & un 
autre tribunal de même qualite, d’un juge d’instruction 
& un autre juge d’instruction pour cause de sürete pu- 
blique, ou de suspicion l&gitime.” Die Sache ift freilidy 
die nämlihe; aber die Form befjer gewahrt. Beifallswürdig 
fcheint mir die Faſſung in dem (zweiten) Budifchen Entwurfe, 
$. 2: „Alle drei Monate find Urtheilefigungen an fechs dor» 
ausbeflimnten Drten, worunter die Sige der Hofgerichte fich 
befinden, zu halten, in welchen alle in dem betreffenden Spren⸗ 
gel zur Unterfuchung gekommenen und zur Zuftändigfeit des 
Hofgerichrts gehörigen fpruchreifen Straffachen abgeurtheitt 
werden. Gleichwohl kann das Hofgericht auf Antrag des Staats⸗ 
anmwalts durch Beſchluß feines vollen Natbes verfügen, daß 
Urtheilsfißungen an einem andern Orte feines Sprengels oder 
in fürzern Zwifchenräumen abzuhalten feien, wenn dies we⸗ 
gen der Zahl, Wichtigkeit oder Dringlichkeit der vorliegenden 
Strafunterfuchungen, oder wegen der großen Zahl der in der 
Gegend, in welcher das Verbrechen verübt worden ift, wohs 
nenden Zeugen, oder aus Müdficht auf die Gefährdung det 

. Sicherheit oder Unabhängigkeit des Gericht angemeflen ers 
fheint.” Der Unterjchted von unferm Gefeße ift eben fo eins 
leuchtend, al& der Vorzug, dab nicht blos zu beforgende Stös 
rung, fondern ganz offen — die gefährdete Sicherheit 
und Unabhängigkeit des Gerichts, fo wie andere ers 


: 
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mit Zuſtimmung zu erkennen, daß ſie, gegenuͤber fruͤheren 
nicht zu billigenden Beſchraͤnkungen, jetzt in einem Um⸗ 
fange geſtattet, ja geboten ſey, der allen Forderungen 
der Gerechtigkeit entſpricht. Sch habe bereits bei Gele: 
genheit des Gefebes vom 3. 1846 bemerkt, welche ort 
fchritte daffelbe in Verbältniß zu den Beflimmungen ber 
Criminal: Drdnung enthalte, und welche größere Bedeu: 





heblihe Gründe geltend gemacht werden. Beachtenswerth ift 
hier auch der Sommiffionsbericht von Mittermaier ©. 388, 
und ganz befonders Deſſen Commiffionsdericht über Die von der 
erften Kammer befchloffenen Abänderungen ec. S. 289 zu $. 2c: 
„Die erite Kammer hat die Fälle berüdfichtigt, in welchen 
in dem Sprengel des Hofgerichts, in welchem nad dem Ges 
feße das Echwurgericht gehalten werden fol, durch außeror⸗ 
dentlihe Verhältniffe eine folche Aufregung herbeigeführt ift, 
daß eine unparteiifche Entfcheidung der Fälle dort nicht er» 
wartet werden fann. Die zweite Kammer hatte bereits in 
S. 2 in Fällen, in denen die Rüdficht auf die Gefährdung der 
Sicherheit oder Unabhängigkeit des Gerichts dies 
fordert , dem Hofgerichte das Necht gegeben, die Sigungen an 
einen andern im Hofgerichtefprengel liegenden Ort zu verlegen. 
Die erſte Kammer berüdfichtigt aber die Fälle, in denen der 
ganze Sprengel in der Lage fih befindet, daß er einen paſ⸗ 
fenden Ort darbietet, in welchem nicht die Sicherheit oder 
Unabhängigkeit eben fo fehr gefährdet wäre. Für Zälle diefer 
Art muß das Geſetz forgen, und das Englifche wie das Frans 
zöfifche Recht (Code Art. 542) erkennen eine ſolche Befugniß 
des oberften Gerichts an, 3. DB. wenn wegen der durch gewiſſe 
Verbrechen hervorgebrachten Aufregnng die Beforgniß begrüns 
der wäre, Daß feine unparteiifhe Sefhmworne zu fins 
den feyn würden, oder wenn eine bedrohlihe Einſchüch⸗ 
: terung der Gefhwornen und der Zeugen beforgt 
werden müßte. Die Befugniß, eine folche außerordentliche 
Maafregel der Verlegung des Schwurgerichts anzuordnen, muß 
möglichft befchräntt feyn, weil unverkennbar auch ein Miß⸗ 
brauch möglich feyn würde; es ann daher nur dem oberften 
Gerichtehof die Befugniß gegeben werden, und nur auf An« 
trag des Staatsanwaltes, der im öffentlichen Intereſſe aufe 
tritt, oder des Angeklagten, in fofern er nacmeifen kann, 
dag fein Intereſſe durch Abhaltung der Gigungen innerhalb 
des Sprengels des zuftändigen Hofgerichts gefährdet ſeyn Eönnte. 
Die Eommiffion trägt darauf an, dem $. 2a die Zuſtimmung 
zu geben.” — Vielleicht darf man hierher die Worte des 
$. 78 unferee Verordnung ziehen — „die Verweiſung der 
Sache vor ein beſtimmtes Schwurgericht anordnet.” 
* . 
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tung die fürmliche Bertheidigung in dem Anflageverfahren 
und vollends bei der Damit wefentlich verbundenen contra: 
diftorifchen Verhandlung erhalte; wie diefe dann bei der 
Deffentlichfeit noch erhöht wird, und, wo ſchwere Ver: 
brechen abgeurtheilt werden follen, bei dem Gerichte, wel: 
ches der Staatsanwalt hat und haben muß, nach dem Or⸗ 
ganismus des jebigen Verfahrens, eine Nothwendigfeit 
wird. Die Verordnung geht noch weiter ald jenes Ge: 
fe. Der $. 16 verfügt: 
„Der Angeflagte kann in allen Fällen, jedoch, wenn 
eine Vorunterfuchung ftatt findet ($. 42 f. 75 f.),. erft 
nach Abfchluß derfelben ſich des Beiftandes eines Ver⸗ 
theidigerö bedienen. Bei ſchweren Verbrechen ($. 60) 
muß dem Angeklagten ein Vertheidiger, falld er einen 
folchen nicht erwählt hat, von Amts wegen beftellt 
werben. ” 
Während nad der Criminal:Ordnung mit einer Reihe 
von zum Theil willführlichen Unterfchieden und Grenzbe⸗ 
flimmungen, je nad) der Höhe der muthmaßlich zu. ges 
wärtigenden Strafe, die förmliche Vertheidigung bald zu: 
laͤſſig, jedoch nicht nothwendig ift, bald nothwendig, fo 
daß fie auch unverlangt eintreten und ein Verzicht auf die⸗ 
felbe nicht geftattet feyn follte (der aber Dennoch unter ges 
willen Bedingungen erlaubt ift), endlich in anderen aus⸗ 
gefchloffen wird, wobei noch allerlei ängftliche Beſchraͤn⸗ 
kungen aufgeftellt find; 3. B. hinfichtlich der einzureichen 
den Schußfchrift, oder der nur im Schlußtermine zu Pro: 
tofol zu gebenden Bertheidigungsgründe, der Wahl des 
Vertheidigers ꝛc. 2°), fo ift bier Furz und einfach theils 





45) Meine angef. Abhandl. &. 159 und meine dafelbft Not. 37 
angef. Beiträge zur Erläuterung einiger Stellen der Crim. DO. 
aus dem Zitel: „Don der Vertheidigung des Angefchuldigs 
ten” in der Zuriftifhen Wochenfchrift für die Preufifchen Staa⸗ 
PR 3, 1995. Nr. 57 — 60; auch meine daſelbſt Not. 27 angef. 

andl. 
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die allgemeine und ausnahmsloſe Zuläffigkeit ausgefprö: 
chen, theild für fchwere Verbrechen die unbedingte, eine 
Verzichtleiftung ausfchließende, Nothwendigkeit 78), 

Eine nähere Anweifung über die Rechte und Pflich- 
ten des Vertheidigers ift mit Grund nicht gegeben. Nur 
ift $. 17 hinfichtlich der zu geftattenden Einficht der Aften 
die wohl überall vorfommende und wohl gerechtfertigte Be: 
ſtimmung aufgeftelt, daß diefe nur in der Gerichts - Negis 
flratur flatt finden dürfe und eine Verabfolgung der Unter: 
fuhungs:Aften an den Bertheidiger nicht geitattet ſey; 
wogegen nach $. 53 die Unterredung des verhafteten An: 
geflagten mit feinen Vertheidiger, „ohne Beifeyn einer 
Gerichtsperſon, wenn der Vertheidiger ein in Eid und 
Pflicht ftehender Juſtizbeamter ift”, erlaubt feyn folle. 
Man erfieht hieraus, daß auch andere Perſonen ald Ver: 
theidiger gewählt werden koͤnnen und die gebührende 
Rüdfiht auf das individuelle Vertrauen genommen wird. 
Wenigſtens gilt dies überall, wo ein Vertheidiger zuläffig, 
aber nicht gerade nothwendig iſt; denn im letzten Fall 
namentlich, wo von Amts wegen ein Vertheidiger beige: 
orbnet wird, muß man wohl, fehon wegen ber fonft ein: 
tretenden Nichtigfeit, annehmen, daß ein zur Advocatur 
zugelaffener Rechtöverftändiger beauftragt werden folle. 


Der $.18: „Zwangsmittel jeder Art, durch welche 
ver Angeklagte zu irgend einer Erklärung genöthigt wer: 
den folle, find unzuläffig”, iſt wörtlic aus dem frühern 


46) So daß nad) 8. 140 eine Nichtigkeit eintritt. — ,,2) Wenn 
der Angeklagte in den Fällen, in melden das Geſetz die Ber» 
theidigung vorfchreibt ,„ ohne Beiſtand eines Wertheidigers ger 
weſen.“ Bei der Appellation beflimmt 8. 134: „Iſt der An» 
geklagte verhaftet, fo kann er im Termin nur durch einen 
BVertheidiger vertreten werden, der ihm auf feinen Antrag von 
Amts wegen beftellt werden muß. Auch dem nicht verhafteten 
Angeflagten fteht frei, fih im Termin durch einen mit Voll⸗ 
macht zu verfehenden Vertheidiger vertreten zu Laflen.” 


Geſetze hinuͤbergenommen 7). Mit Recht ift aber nicht 
auf das Geſtaͤndniß Verzicht geleiftet und der aus der ent⸗ 
gegengefeßten Anficht abgeleiteten Beſorgniß, auf ein fols 
ches hinzuwirken, nicht fo viel Raum gegeben, wie dies 
jenigen verlangen, welche einerfeitö dem frühern Unter 
ſuchungsverfahren nicht überall gegründete Vorwürfe in 
diefer Hinficht machen, andererfeitd den fittlihen Werth 
und die Bedeutung des Geftändniffes verkennen *8). 


In Beziehung auf den Beweis, ald formellen, und 
die Aufftelung einer gefeglichen den Richter bindenden Bes 
weistheorie, muß nothwendig die Einführung ded Schwurs 
gerichtd zu einem Aufgeben der bisher in Geltung geweſe⸗ 
nen Vorfchriften führen. Wenn immer die Bedeutung 
bed Schwurgerichtö, durch welches dem Volk ein unmit- 
telbarer Antheil an der Rechtöfprehung gewahrt wird, eine 
mehr politifche ift, — und vom Rechts ftandpunfte 
aus ſich noch Manches bemerken ließe, was bei der Betrach⸗ 
tung eines Geſetzes, das demnaͤchſt in Wirkfamfeit treten 
fol, nit am Orte feyn würde, fo darf doch auch die 
rechtliche Seite und Wirkung nicht überfehen werben, 
und diefe zeigt fich eben bei der Lehre vom Beweiſe. Fuͤr 
bie gefchichtliche Behandlung des Gegenftandes und den 
Uebergang von dem Unterfuhungs:Prozeffe, mit allen 
feinen Eigenthümlichkeiten, zu dem neuern Berfahren 
muß der Beweis den Mittelpunkt bilden. Es Enüpfen fich 
daran die Streitfragen über den vollftändigen und nicht 
vollftändigen Beweis, die Wirkung der Indicien, den 
Merth des Befenntniffes, die Bedingungen der orbent: 
lichen Strafe, die (von mir auch ſchon nach dem fruͤhern 


47) Meine angef. Abhandl. S. 125. 


48) Meine Beiträge zur Strafprozeßgefeßgebung S. 180 fg. und 
meine Abhandlung in der ſuſchrit für deutſches Strafverfah⸗ 
ven. Neue Folge, Bd. I. ©. 173 fg. 
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Syſteme beftrittene) Zuläffigkeit einer außerorbentlichen: 
Strafe bei dringender Wahrfcheinlichkeit der Schuld, die 
Losſprechung von der Snftanz c. Die erfannte Mangel: 
baftigfeit des bisherigen Syſtems mußte zulegt, begunftigt 
durch Rüdfichten und Umftände, welche zum Theil außer: 
halb des Gebietd des Rechts liegen, zu dem Schwurgerichte 
führen, da inäbefondere der fehon erwähnte und auch in 
dem Gefebe v. 3. 1846 eingefchlagene Weg, die recht: 
Fundigen Richter, wie biöher, auch zum Urtheil über 
die Thatfrage, jedody unter Entbindung von den „voſiti⸗ 
ven Regeln über die Wirfungen der Beweife” nicht unbe: 
denklich ift ?9). Ich gedenke nicht den bereits berührten 
Streit hier wieder aufzunehmen. Es genügt zu bemerken, 
daß durch die Schwurgerichte und durch die jebt auch für 
die Fälle, wo folche nicht mitwirken, angenommenen 
Grundfäße, die dem Richter eine größere Freiheit einräu- 
men, jene ÖStreitfragen erledigt und die Inconfequenzen 
entfernt werden, die namentlich die außerordentliche 
Strafe und die Losſprechung von der Inſtanz offenbarten. 
Formell wenigftens ift Alles in fich zufammenhängend, 
und die Ergebniffe — Verurtheilung, Freifprehung — 
jene bei Annahme der Schuld, diefe wo folche nicht für 
erwiefen gilt, treten klar hervor; wir wollen hoffen, auch 
in Uebereinftiimmung mit dem materiellen Recht und Der 
Wahrheit. Es fallen nunmehr (wie fchon nad) dem Ge: 
fe v. 3. 1846) allgemein auch für die lediglich von 
Staatdrichtern gefprochenen Erfenntniffe, die Abfolution 
son der Inſtanz und die außerordentliche Strafe hin: 
weg 60), eben fo die Entbindung von der Anklage, wel: 
49) Meine angef. Abhandt. im Archiv des ErINR. ©. 163 fg. 


50) Verordnung $. 22 a. E. $. 23. Geſetz 8. 19 a. E. $. 20. 
Lepteres Eennt jedoch noch in gewiſſer Hinficht die außerordents 
lihe Strafe, obſchon nicht unter diefem Namen, und, In [os 
fern „die pofitiven Negeln fiber die Wirkungen der Beweile 
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che das fruͤhere Geſetz mit der Wirkung zugelaſſen hatte, 
daß „eine Erneuerung der Anklage, in ſofern ſie durch An⸗ 
führung neuer Thatſachen oder Beweismittel begründet 
wird, fo lange zuläffig fey, ald nicht bereits Verjährung 


außer Anwendung treten”, auch ohne die frühere formelle Vor⸗ 
ausfeßnng. Materiel glaubt man die Sache noch beibehalten 
zu müflen, and fo wenig ich je die auferortentliche Strafe 
bei mangelndem vollen Beweife zu billigen vermocht habe (dgl. 
meine in der angef. Abhandi. S. 160 Not. 47— 49 genanns 
ten Ausführungen), fo mußte ich doch, nach dem Standpunft, 
der bier dem Richter angemiefen iſt, dieſes gut beißen. Der 
8. 20 verordnet: „Der für ſchuldig Erklärte iſt zur vollen 
gefeglichen Strafe zu verurtheilen. Wenn jedoch im Gefege 
Fodesftrafe oder lebenswierige Freiheitsſtrafe angedroht iſt, fo 
ift das Sericht ermächtigt, in denjenigen Fällen, in welchen 
gegen den für fehuldig Erflärten ein nach den bisherigen po» 
fitiven Regeln der Sriminal » Ordnung für vollftändig zu erach⸗ 
tender Beweis nicht geführt it, anſtatt der Zodesftrafe auf 
lebenswierige oder zeitige Freiheitsſtrafe, anftatt der lebenswie⸗ 
tigen Sreiheitsftrafe aber auf zeitige Freiheiteftrafe zu erfens 
nen.” Zur Rechtfertigung diefer Ausnahme ließe fich auch noch 
dies anführen, dab man nicht nur bei dem unvollfläntigen Bes 
weife überhaupt die äußerſte Strenge der Strafe, und tamit 
namentlich dieſe beiden Strafarten ausgefchloffen hatte, fondern 
auch, daß man um einen oder mehrere Grade hinabging, und 
daher bei den abfolut beftimmten Strafen zu einer folchen Bes 
fimmung fommen mußte, wenn man einmal davon aufging, 
bei unvollftändigem Beweiſe doch einen zur Strafe überhaupt 
genügenden Beweis anzunchmen, und den Unterfchied der Wahrs 
fcheintichkeit und Gewißheit nicht als einen qualitativen, fons 
dern als einen quantitativen zu betrachten. (S. meine hiſto⸗ 
rifhspraft. Erörterungen aus dem Gebiete des 
ftrafrechtlihen Verfahrens ©. 257 fg.) Neuerlich ift 
von franzöfifchen Schriftftellern geltend gemacht worden, daß 
durch die den Geſchwornen in Frankreich befonders nach dem 
Jahre 1830 eingeräumte Befugniß bei der Schuldigs Erklärung 
das Dafenn von circonstances attenuautes (in Genf auch 
tres attönuantes) anzugeben, eine auferordentlihe Ves 
firafung eingeführt fey, menigftens Hinfichtlich der Wirkun⸗ 
gen, in fofern nun nicht felten bei folchen Zweifeln, die früher, 
mit NRücfiht auf die Größe der Gtrafe, ein Verdikt auf 
Kihtfhuldig zur Folge gehabt hätten, die Schuld mit 
jener Modification ausgefprochen werde, was dann die Herab⸗ 
fegung der Strafe um einen (oder mehrere) Grade herbeiführt. 
&. Faustin Helie De la criminalite et de la r&pression, 
in der Revue de legislation et de jurisprudence. Paris 
1847. Tom. II. P. 446 sq. 
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eingetreten ifl.” Allerdings find daher jebt auch Wieder: 
aufnahme der Unterfuchung zum Nachtheil eines mit Un: 
techt Freigefprochenen und im Allgemeinen die Mittel des 
Staats, für die Gerechtigkeit zu forgen, wenn einmal ber 
formelle Rechtöfpruch ergangen ift, ungeachtet eines er: 
fannten Widerſpruchs, auf eine Weife befchranft, wie fie 
bad Unterfuchungsprincip nicht anerkennt 5. Wir wer: 
den hierauf bei der Betrachtung der Rechtsmittel zuruͤck⸗ 
fommen. 


Aus dem frühern Geſetze find auch die Beftimmun: 
gen in dad neue Übergegangen, denen zufolge „ed einer 
Belehrung ded Verurtheilten über die ihm zuftehenden 
Nechtömittel nicht bedarf” und „eine Beftätigung bed 
richterlichen Urtheild Durch den Juſtizminiſter nicht ferner 
ftatt findet” 99), was, wie ich bereitd ausgeführt habe, 
nur gebilligt werden Fann, und theild durch die ganze Ge: 
ftaltung des Verfahrens und die veränderte Stellung des 
Richteramts bedingt ift, theild, wenigſtens dad lebtere, 
auch bei dem alten Verfahren nicht gehörig begründet ge: 
wefen war ®), 

Endlich ift aus der Reihe der allgemeinen Vorfchrif: 
ten noch zu erwähnen, was $. 25 in Betreff des Contu: 


macial:Berfahrend anorbnet, allerdings mit erheblichen 
Abanderungen des ältern Rechts: 


„ Abwefende und flüchtige Verbrecher find auf den An: 
trag des Staatsanwalts mittelft Ediktalien vorzuladen, 
Die 66. 577. 578. 580. 581. 585 und 587 der Grimi: 
nal: Ordnung treten außer Kraft, wogegen es bei den 





51) Meine angef. Abhandl. &. 169. 
52) Verordnung 8. 24. 26 a. E. Geleh $. 21. 23. 


52, Meine angef. Abhandl. &. 170. Archiv des Crim. R. 1835. 
S. 168. Beiträge zur Strafprozeß⸗Geſetzgebung ©. 79. 
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Vorſchriften der $$. 579. 582. 583. 584 und 586 da: 

felbft verbleibt.” 
Eine Vergleihung der hier in Bezug genommenen Stel: 
len wird einfach auch die Rechtfertigung deſſen, was bei: 
behalten, was aufgehoben ift, ergeben, und es fol bier 
nicht naher auf den Inhalt eingegangen werden. In Ber: 
bindung fleht hiermit die Beſtimmung über das Verfah⸗ 
ven bei Bergehen, wonacd dem Angeklagten, der nicht 
fofort vorgeführt werden kann, eine Aufforderung zuge: 
hen fol, im Termine zum mündlichen Verfahren zu er: 
feinen, mit der Warnung „daß im Falle feines Aus: 
bleibend mit der Unterfuchung und Entfcheidung in con- 
tumaciam verfahren werden folle” 3%); und ferner, bei 
Verbrechen des $. 56: „Erfcheint der gehörig vorge: 
ladene Angeklagte in dem Termine nicht, fo kann das 
Gericht, wenn baflelbe aus befonderen Gründen die An: 
wendung des Gontumacial: Verfahrens nicht für ange: 
meſſen halt, unter Vertagung dee Sache zu einem andern 
Termine die Vorführung oder Verhaftung des Angeklagten 
anordnen” 8; endlich die Beftimmung des $. 171 bei 
dem Manbdatverfahren, wonach im Falle des Nicht: 
erfcheinend im Termine fofort die Vollftredung der feft: 
gefesten Strafe, ald zu gewärtigen, angefünbigt wer: 
den fol 59), 








54 Verordnung $. 32. Gefeb $. 29. 33. 

55) Verordnung $. 35 (Vergehen): ,„,Erfcheint der Angeklagte 

der gehörig erfolgten Vorladung ungeachtet in dem Zermine 
nicht, oder verweigert er in demfelben über die Anklage fich 
zu erklären, fo wird der Beweis aufgenommen und nach An= 
börung des Polizeis Anwalts, fo wie deg für den Angeflagten 
etwa aufgetretenen Vertheidigers, das Urtheil gefällt und ver» 
Fündet. Den ausgebliebenen Angeklagten ift das Urtheil in 
der Ausfertigung, zuzuſtellen“ — wenn man weiß, mo er fich 
aufhält, fonft dürfte es wohl dem Wertheidiger, falls ein fol 
her aufgetreten iſt, eingehändigt werden. 


56) Geſetz $. 122. 
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E8 folgen nun in dem zweiten Abfchnitte 
„Befondere Vorfhriften über das Unter: 
fuhungdverfahren.” | ' 

1) Bei Vergeben. 

Als folche werden betrachtet diejenigen Gefebes 
Uebertretungen, die mit Geldbuße bis zu 50 Thlr., reis 
heitöftrafe bis zu ſechs Mochen, oder körperlicher Zuͤch⸗ 
tigung, an beren Stelle jetzt verhaltnißmäßige Freiheits: 
ftrafe tritt ®, oder mehrere diefer Strafen zugleich be: 
droht find. Hier fol die Unterfuchung und Entfcheidung 
durch commiffarifch dazu beftelte Einzelrichter 8) mit 
Zuziehung eines Gerichtöfchreiberd erfolgen; deren Com: 
petenz auch dann eintritt, wenn neben jenen Strafen zus 
gleich auf Ehrenftrafen zu erkennen iſt 9). 

Das fummarifche Verfahren, wobei „die Gefchäfte 
des Staatdanwaltd von Beamten verwaltet werden, wel: 


57) Erlaß vom 6. Mai 1848. 


58) Berordnung vom 2. Januar 1849 über — die anderweitige 
Drganifation der Gerichte $. 22. „Zur Competenz der Eins 
zelrichter (welche Mitglieder der Kreisgerichte find, K. 21) ger 
hören nur folgende Gegenftände: — 4) Die nach dem Geſetze von 
Gingetshihtern zu entfcheidenden SPolizeis und peinlichen Ver⸗ 
gehen.” 

59) Verordnung v. 3. San. 1849. 6. 27. Geſetz S. 24, welches 
leihte Verbrechen nennt, fonft gleichlautend ift: „Aus⸗ 
gefchloffen von der Zuftändigfeit der Einzelrichter bleiben jes 
doch die Fälle, in melden entweder zugleich auf Verluſt von 
Aemtern, Ziteln oder Würden, oder des Rechts zum felbfts 
ftändigen Gewerbebetriebe zu erfennen ift N oder in welchen 
die Verurtbeilung für den Verbrecher den Verluſt von Ehrens 
rechten oder des Bürgerrechts nach den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen unbedingt zur Folge hat.” Das frühere Gefeß nennt noch 
den Verluſt des Adels; dies tft jept weggefallen, weil, — 
auch wenn überhaupt der Adel als folcher beftehen bleibt, 
doch der Verluſt nicht mehr als Strafe wird aufgefprochen 
werden. Pol. meine Eritifchen Betrachtungen über den Ent» 
wurf des Etrafgefepbuchs für die Preufifchen Staaten vom 
J. 1843. Abth. 1. S. 128, und meine Abhandlung in der Zurift. 
Wochenſchrift für die Preuß. Staaten 1841. Nr. 97 — 106. 
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che der Regierungs : Präfident nad) Anhörung des Ober: 
Staatsanwalts commiſſariſch hierzu ernennt”, und über 
deren Amtöführung der letztere die Aufficht hat, wird auf 
Grund einer fchriftlich oder mündlich angebrachten Anflage 
eingeleitet. Wenn ber vorgeführte Angeflagte fogleich Die 
ihm angefchuldigte That gefteht, oder die Beweismittel 
für die Anklage und Vertheidigung zur Hand find, fo hat 
der Richter in der Regel auf der Stelle die Unterfuchung 
zu führen und das Urtheil zu fällen. Der verhaftete An: 
geflagte wird fofort vorgeführt, und wenn bad Urtheil nicht 
fofort gefällt werden kann, fo muß er fogleich über die zu 
feiner Vertheidigung dienenden Beweismittel vernommen, 
dann ein möglichft naher Zermin zum mündlichen Ber: 
fahren und zur Entfheidung der Sache anberaumt, und 
das dazu Erforderliche veranftaltet werben. Kann ber 
Angeklagte aber nicht fofort vorgeführt werden, fo ift er 
fhriftlich unter der bereits erwähnten Warnung vor den 
Folgen des Ungehorfams vorzuladen. Das mündliche Ber: 
fahren findet nach den allgemeinen Grundfäßen ftatt; nach 
der contradiktorifchen Verhandlung, die auch in einem 
weitern Zermin fortgefeßt werden fan, — oder nad) 
dem Gontumacial: Verfahren, ergeht dad Urtheil, welches 
mit Gründen verkündet wird. Der Hergang der Sache 
und das Urtheil mit den Gründen werden protofollirt. 
Findet der Richter bei der Beurtheilung , daß die That ein 
Berbrechen: enthält, deſſen gefegliche Strafe feine Zuftän: 
bigfeit überfchreitet, fo hat er Die Sache mittelft Befchluf: 
ſes an das competente Gericht abzugeben @9), 
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60) „Ueber Competenzſtreitigkeiten hat das Gericht der höhern 
Inftanz zu entfcheiden.” Die 95. 27— 37 der Verordnung 
find mit geringen Abänderungen wörtlich aus dem Geſetze 
8. 24— 38 entnommen. Nur die 88. 34 — 36, über DBers 
Iefung des Protokolls bei einer Berweisaufnahme durch Augens 
fhein an Ort und Stelle, über fofort herbrizuführende Zeu: 
gen, Über die Strafe der unentfhuldigt ausgebliebenen Zeugen, 
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2) Bei VBerbreden. 


Ueber Gefeteshbertretungen, deren Strafe höher ift, 
als die der Vergehen, aber, fo weit fie in Sreiheitdentzies 
bung befteht, drei Sahre Dauer nicht überfteigt, fol nach 
der Unterfuchung von einer aus drei Mitgliedern beftehen: 
den Gerichtsabtheilung entfchieden werben 9), Zur fürm: 
lichen Eröffnung der Unterfuchung gegen eine beflimmte 


über Verlefung des Protokolls des Merbörs folcher Zeugen, 
welche nicht im Stande find, zu dem mündlichen Verfahren zu 
erfcheinen, und die auf andere Weife zu vernehmen find, — 
oder die bereits vernommen und feitden geftorben find, — 
ferner über die Vertagung der Verfahrens, wenn die Beſeiti⸗ 
gung des Hindernifles für den Zeugen möglich ift, und der 
Richter deſſen Abhörung zur Aufklärung der Sache für noth⸗ 
wendig hält, haben in der neuen Verordnung als 88. 19 — 21 
ihre Stelle in dem erften Abfchnitt bei den „allgemeinen 
Vorſchriften üder das Verfahren bei Unterſuchungen“ erhalten, 
Dies erfcheint gerechtfertigt, da diefe Beltimmungen nicht blos 
bei Vergehen, fondern auch bei den Verbrechen zur Anwen» 
dung fommen. — Ueber das Verfahren f. noch meine ang. 
Abhandl. &. 172. 


61) Verordnung $. 38, Geſetz 9.39: „Die Unterfuchung und 
die Entſcheidung erfter Inſtanz erfolgt mit Zuziehung eines Ge⸗ 
richtsfchreibere durch Gerichts: Artheilungen, welche aus drei 
Mitgliedern beftehen, in Anfehung 1) derjenigen in 8. 27 ber 
zeichneten Vergeben, welche in der Schlufbeftimmung deſſelben 
von der Competenz der Einzelrichter ausgeichloffen worden find; 
2) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit Geldbuße, 
deren höchſtes Maaß 50 Rthir. überfteigt, oder Zreiheitsftrafe, 
deren höchſtes Maaß fechs Wochen, jedoch nicht drei Jahre 
überfteigt , oder mit diefen beiden Strafen zugleich bedroht find, 
auch wenn fie noch außerdem den Verluft von Aemtern, Ehren⸗ 
oder andern Rechten gefeglich zu Folge haben ; 3) folcher Amts: 
verbrechen , weldhe entweder nur mit Amtsentfegung, Caſſa⸗ 
tion und Unfähigfeitss Erflärung zu allen öffentlichen Aemtern, 
oder zwar noch auferdem mit Strafen bedroht find, welche 
aber die zu 2. erwähnten Strafen nicht überfteigen; 4) des 
zweiten und dritten großen gemeinen, oder unter erfchiwerenden 
Umftänden begangenen und des erften gewaltſamen Diebſtahls. — 
An denjenigen Sandestheilen, in welchen das Allgemeine Lands 
recht nicht Gefegesfraft bat, entfcheider rücfihtiih der Com⸗ 
petenz zu Nr. 1. 2. 3 das durch Gerichtsgebrauch hergebradite 
Strafmaaß, in hiernach zweifelhaften Falle aber die Beſtim⸗ 
mung des Allgemeinen Landredhts.” 
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Perſon ift erforderlich eine vom Staatsanwalt abzufafjende 
Anklagefchrift, welche alle wefentlihen Eigenfchaften haben 
muß, und ein hiernach gefaßter entfprechender Beſchluß 
des Gerichts, in welchem die Namen des Angeklagten und 
das ihm angefchuldigte Verbrechen zu bezeichnen find ©2). 


„Die Berathung und Beſchlußnahme der Gerichts: 
abtheilung darüber, ob auf die Anklage die Unterfuchung 
. zu eröffnen fey, erfolgt ohne Beifeyn des Staatsanwalts.” 
„Erachtet Das Gericht die Eröffnung der Unterfuchung für 
nicht zuläffig, fo hat es in dem Befchluffe, wenn der An- 
geklagte verhaftet ift, zugleich deſſen Sreilaffung zu ver: 
ordnen.” 63) „Findet tie Gerichtöabtheilung die Sache 
noch nicht hinreichend vorbereitet, um über die förmliche 
Eröffnung der Unterfuchung zu entfcheiden, fo hat fie die 
Punkte, in Anfehung deren es noch einer nähern Auffld- 
rung bedarf, in dem abzufaflenden Befchlufle zu bezeich- 
nen, und diefen Befchluß dem Staatsanwalt zur Erle: 
digung mitzutheilen.” %) ,, Halt der Staatsanwalt zur 
Begründung oder Vervollfländigung der Anflage eine 
gerichtliche Borunterfuchung für nöthig, fo hat auf feinen 
Antrag dad Gericht einen Unterfuchungdrichter zu er: 
nennen.” ©) 


. 62) DBerordnung $. 39 mit $. 11. Geſetz 8.40. — „Die Ans 
Elagefchrift — muß enthalten: den Namen des Angeklagten, 
eine Darftcllung der ihm zur Laft gelegten That, die Beweis⸗ 
mittel dafür, insbefondere die Namen der Belaftungszeugen, 
deren Abhaltung der Staatsanwalt verlangt, und die Bezeichs 
nung „des Verbrechens, deſſen der Angeklagte befchuldigt 
wird.” — 


63) Verordnung 8.40. Gefetz 8. 41. Damit ift zu verbinden 
Verordnung $. 12 in Betreff der dem Staatsanwalt gegen 
einen zurücweifenden Beſchluß zuftehenden Beſchwerde an das 
Appellationsgericht. S. oben Note 28. 

. 64) Verordnung $. 41. Geſetz $. 42. 


65) Werordnung $. 42, Geſet 8. 43. 


— 11 — 


Den Zortfchritt, der durch das geſetzlich aufgeftellte 
Erforderniß einer ‚gerichtlichen Befchlußfaffung über die 
Einleitung der eigentlichen Eriminal:Unterfuhung gemacht 
ift, worüber man in der Criminal: DOrbnung einen gemein: 
rechtlichen Gerichtsgebrauch und neueren Geſetzgebungen 
entfprechende Beſtimmung vermißt, habe ich bei ©elegen: 
beit der Betrachtung bes Geſetzes v. J. 1846 anerkannt 
und dabei bemerkt, wie auch in unſern —S zum 
Theil wenigſtens der mit Recht überall zu ſtellenden For⸗ 
derung durch die Prarid genügt worden fey 9). Daß 
aber eine folche Entfcheidung, wie nach dem franzöfifchen: 
Gefeßbuche 67) durch das Gericht und nicht wie in Eng⸗ 
land durch eine Anflage: (die f. g. große) Sury erfolge, ' 
erfcheint für unfere Verhältniffe angemeflen und unbe: 
denflih. Nur wird man annehmen muͤſſen, daß bie 
Richter, welche die Einleitung der Unterfuhung gegen. 
eine beflimmte Perfon und deren Verfegung in den Stand 
der Anklage befchloffen Haben, nicht diefelben feyen, welche 
nachher das Urtheil in der Sache felbft, nad) den vor 
ihnen flatt gehabten Verhandlungen, fällen 88). 


„Der Unterfuchungsrichter hat bei: der. Worunters 
fuchung alle in der Criminal-Ordnung für den Inquirenten 
gegebenen Vorſchriften, insbefondere auch die Vorfchrift 
wegen Zuziehung eines vereideien Protofolführers zu 
beachten.” ®), 


66) Meine angef. Abhandl. S. 133 fo. 
67) Code d’instr. crim.. Art. 217 — 242. _ 


68) Unfere Verordnung bemerft hierüber nichte, und man muß 
nah 8:48 wohl annehmen, daß fie das, mas wir für geras 
then erachten, nicht gelten läßt. Hier heißt es: „Wird die 
Eröffnung der Unterfuchung befchlofien, fo hat die Gerichtsz 
abtheilung zugleich einen Zermin zum mündlichen. Verfah⸗ 
ren zu beſtimmen.“ 


69) Berordnung 5. 43. Geſet $. 44. 
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In diefem kurzen Sage ift viel und Wefentliches 
enthalten. „ Zunächft ergiebt fich daraus bie Beſtaͤtigung 
deflen, was früher über dad dem neueren Anflagepro: 
zeffe zu Grunde liegende Princip bemerkt worden ift. 
Der Öffentliche Ankläger, als Etaatöbeamter, muß nad) 
feiner, nach ebjectiven Gründen auszuuͤbenden Berufspflicht 
eine felbft objective Grundlage haben, die nur eine gehörig 
und gewiffenhaft geführte Unterfuchung zu gewähren ver: 
mag. Und es fann diefe nicht ihm allein, oder auch nur 
vorzugäweife hberlaffen werden; fie erfordert die Thaͤ⸗ 
tigkeit des Gerichts, welches einen Unterfuchungsrichter 
ernennt, wenngleich dabei eine Mitwirfung des Staats: 
anwalt3, der von Allem in Kenntniß zu feßen und feine 
Anträge zu ftellen berechtigt iſt, nicht ausgefchloffen 
wird 7%), So haben denn nothwendig die almählig und 
in gefchichtlicher Entwidelung zur Anerkennung gelangten 
Grundfäge des Unterfuchungdverfahrend auch hier eine 
Geltung. Kein Strafverfahren, wenn ed feiner Beſtim⸗ 
mung enifprechen und ber Gerechtigfeit 7%) dienen foll, 
kann diefe Grundfäße und nothwendigen Folgen entbehren 
oder verleugnen. Nun wird allerdings die Anklagefornr, 
die auf Grundlage der Vorunterſuchung für das eigent: 
liche und Hauptverfahren befteht, einige nicht unerhebliche 
Abweichungen in Betreff des Umfanges der Unterfuchungs: 
handlungen herbeiführen, und in noch höherm Grade wird 
dies der Fall fenn ruͤckſichtlich der Mitwirkung der Ge: 
Ihwornen. Einiges ift bereitö im Zufammenhang mit 


70) Verordnung $.6—8. ©. oben Not. 20. 25. 


71) Daß dem Gtrafverfahren überhaupt, in welcher Form es 
auch ftatt finden möge, nicht ein anderes Princip, als dem 
ganzen Strafrechte zu Grunde liegen, und diefes nur das der Ge⸗ 
rechtigkeit ſeyn könne, habe ich unter andern nachzuweiſen 
verfucht in der Abhandlung „über die Bedeutung des Graf: 
rechisprincips für das ftrafrechtlihe Verfahren” in der Zeit⸗ 
ſchrift für deurfches Strafverfahren Bd. E ©. 291. 
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andern Beſtimmungen berührt worden; Anderes wirb bie 
weitere Betrachtung auszuführen Gelegenheit geben. 

Es ift bemerfenfswerth, daß diefes unfere Verord⸗ 
nung auch aͤußerlich ausdruͤckt; fie heißt: „über Einfüh: 
rung des münblichen und öffentlichen Verfahrens mit Ge: 
fhwornen in Unterfuhungsfacen” 72), und fpricht 
überall von Vor⸗Unterſuchung, und .Unterfuhung im 
engern Sinn, welche leßtere Ausdruͤcke vielleicht ala nicht 
ganz paflend für das öffentliche Verfahren erfcheinen duͤrf⸗ 
ten, in welchem der Anfläger und der Angeklagte oder 
deſſen Vertheidiger gegen einander gehört und die beibers 
feitigen Beweiſe vorgebracht werben follen 7%). Und es 
wird nicht eingewendet werden koͤnnen, ed fey der Unter: 
fuhung zu viel eingeräumt, dem Anklageverfahren und 
defien Princip Cfofern dieſes ein anderes ſeyn Fönnte, 
und für unfere Zeit und deren. Rechtdanforderung nicht 
zugegeben werden darf) nicht die volle Geltung ‚zuge: 
fianden worden 7%). Unfere Verordnung weift nun für 
die eigentliche Unterfuchung (im alten Sinn) auf die. in 
ber Eriminal:Drönung dem Inquirenten gegebenen Bor: 
ſchriften zuruͤck: es ift Damit ‘die fortdauernde Guͤltigkeit 
eines großen Theils dieſes Geſetzeswerks ausgeſprochen, 
dem man, wie viel ſich auch gegen Einzelnes, ſelbſt von 
dem Standpunkte der Zeit ſeiner Entſtehung und von der 


72) Eben fo: „Geſetz vom 17. Juli 1846, betreffend das Vers 
fahren in den bei dem Kammergeriht und Griminalgericht zu 
Berlin zu führenden Unterfuchungen.” 

73) Berordnung $. 39. 48 mir $. 54 fg. Geſetz $. 40. 50. 56 fo. 

74) Die Gegner des Unterfuchhungsverfahrens haben niemals Ans 
ftoß daran genommen, daß das ſtets und oft mit Uebertreibung 
als Mufter vorgehaltene franzöfifche Gefeßbuch über das Were 
fahren fib anfündigt, ale Code d’instruction criminelle, 
und unbefchadet der Grundfäge der Mündlichfeit, der Deffents 
lichfeit und des Gefchwornengerichte „ auh das Unters 
fuhungsprincip, fogar mit einer fehr ausgedehnten Machts 
vollfommenheit des Juge d’instruction und des procureur du 
Roi, durchführt. 

Beil. Heft 3. Archiv d. Er. N. 1849. 8 
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angenommenen Grundlage aus, mit Recht erinnern laßt, 
doch nicht abfprechen ann, daß ed im Geiſte der Gerech- 
tigkeit und Humanitaͤt abgefaßt fey. Vieles, was mit 
dem ganzen Organismus des Unterfuchungsprozefled auch 
in diefer Form zufammenhängt, fällt nun nothwendig 
binweg; ed wird jeßt, da unfere Berorbnung nicht alle 
Vorfchriften des Verfahrens und ausfchlieglih enthält, 
bis eine umfaflende Strafprogeßorbnung zu Stande fommt, 
die Aufgabe feyn, dasjenige in gehöriger Begrenzung zu 
beflimmen, was in der Criminal⸗-Ordnung ald anwendbar 
gelte. Schen oben haben wir ber Beweidregeln ge 
dacht, indem zwar Diefe als pofitive und bindende ruͤck⸗ 
fihtlich ihrer Wirkungen nicht mehr Anwendung finden, 
weder für den Richter, noch auch für die Gefchwornen 7°), 
Über „die beſtehenden gefeglichen Vorſchriften über das 
Berfahren bei Kufnahme der Beweife, inöbefon: 
bere auch darüber, welche Perfonen ald Zeugen vernom- 
men und vereidet werben bürfen, bleiben ferner maaß- 
gebend”, und fo ift denn auch, was über Aufnahme der 
Beweife, Benugung der Beweismittel, Berfolgung der 
Spuren des Verbrechens und bes Thaͤters, die Maaßregeln 
um biefen vor Gericht zu ftellen ıc., und waß bier durch 
die Bezugnahme auf die Pflichten des Inquirenten ange⸗ 
beutet ift, als fortgeltend anzunehmen. Andere Geſetz⸗ 
gebungen fielen hier ausführliche Beftimmungen auf, die 
allerdingd in einem bad ganze Berfahren umfaffenden 
Werke nicht fehlen dürfen 79). 

Dad gegenfeitige Verhältniß des Unterfuchungsrid: 
ter, des Staatsanwalts und des urtheilenden Richters 
bei den Verhandlungen bedasf noch einer nähern Beſtim⸗ 





75) Verordnung $.22. ©. oben Not. 50. 


26) Code d’instr. crim. Art. 58— 136. 31% seg. Badiſche 
Strafprogefordnung 5. 40 fg. 53 — 01. 
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mung, wofür ed aber fehon nach dem Gebrauch anderer 
Länder, in denen ein foldhes Verfahren längere Zeit be⸗ 
fteht, und nad) der Natur deſſelben nicht an Auhaltspunk⸗ 
ten fehlt. 

Auf eine gründliche, ben Forderungen der Ges 
rechtigkeit entfprechenden Vorunterſuchung iſt unter allen 
Umftänden das größte Gewicht zu legen; ganz befonder$ 
aber da, wo biefe formell nicht, ſondern nur dad eigent⸗ 
liche mündliche Hauptverfahren 77) in der Audienz, als 
maaßgebend für die Beurtheilung in Betracht kommt. 
Hier ift e8 dann um fo mehr Bebürfniß, daß die mate> 
rielle Grundlage für dad Verfahren — welches 
unfere Verordnung Unterfuhung im engern Sin: 
ne nennt — vollftänbig,, nach allem Seiten hin erſchoͤ⸗ 
pfend und fo geliefert fey, um theild die Borausfetzungen 
des Anflageflandes und zwar in Betreff eines beſtimmten 
richtig zu bezeichnenden Verbrechens hinzuſtellen, theils 
den Erfolg im Sinne der Gerechtigkeit zu fihern, Nicht 
als ob überall eine Verurtheilung erfirebt werden follte, 
we nur dad Recht walten darf; fondem weil. ohne jewe 
Vorausſetzung die Anklage gar nicht flatt finden darf, und 
entweder der. Staatsanwalt pflichtimäßig zuruͤcktreten, oder 
dad Gericht diefelbe zurüdweifen muß 78). Während num 
bei und das Unterfuchungöverfahren fich wiſſenſchaftlich 
und praftifch ausgebildet hat 79) und, wie bemerkt, jebt 
gereinigt von den Zuthaten, die mit der Anklageform nicht 
zu vereinigen find, fi) auch ferner zu bewahren hat, ja 


77) Verordnung $ 44 „mündliche Hauptunterſuchung ” Eben 
fo Geſetz $. 45 

78) Verordnung $. 40. 47. Geſetz $. 41. 49, | 

79) Bol. v. Sagemann Handbuch der Unterfuchungsluntg. 
2 Theile. Frankfurt a. M. 1839 u. 1842, und meine Anzeige 


in den Iahrbicken 1 für - wiffenfchaftliche Rritie 3 1839 Nr. 
338 — 40. 1842. Nr. 38, 24 
8 *ꝛ 
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in feiner wahren Bebeutung die Anerfennung verdient, 
daß ed den Forderungen der Gerechtigkeit entfpreche, ift 
ed im franzöfifchen Prozefle, in Ermangelung ausreichen: 
der gefeßlicher Beflimmungen, bei ber, durd die auch 
bier nothwendig flattfindenden Helmlichkeit, begüunftigten 
Willkür und großen Gewalt des Unterfuchungsrichterd, und 
vollends des Staatsanwalts, keinesweges überall fo be: 
fhaffen, wie man es wünfchen muß. So darf man hof: 
fen, daß unfere Criminal: Ordnung und bie auf Diefelbe 
gegründete Prarid, die Hebung und Gewohnheit einer ge: 
feglichen und erfchöpfenden Unterfuchungsmeife eine gute 
Zugabe zu dem neuen Geſetze und eine tücdhtige, wenn 
auch der Verbefferung bedürftige Grundlage für eine um: 
faflende Prozeßordnung darbieten werde 9). Es bebarf 
hier nicht der Angabe der Mobdificationen, welche durch Die 
Mündlichkeit des Werfahrend vor dem erfennenden Ge: 
richte durch die Deffentlichkeit, durch Anflage herbeige: 
führt werden. 


Jene Sorgfalt in Betreff der VBorunterfuhung, auf 
welche und beziehungsweife deren Wervollftändigung ſo⸗ 
wohl das Gericht von Amts wegen zu erfennen als ber 
Staatsanwalt anzutragen die Befugniß hat 81), ift um 
fo mehr geboten, als e3 in dem Begriff des Anklagepro: 
zeffes liegt, daß nur über die Anklage felbft, d. h. 
darüber geurtheilt wird, ob das dem Angeklagten zur Laft 
gelegte beflimmte Verbrechen vorhanden fey, und daß 
nicht, wie im Unterfuchungöprogeffe , die juriftifche Eigen: 
Ihaft einer Handlung, welche verfchiedene Gefichtöpunfte 
darbietet und bevor ihre vollftändige Erörterung erfolgt 


80) Dol.. Mittermaier: „Die Gefeßgebung über die Vor⸗ 
unterfuchnng in ihrem Verhältniß zu den geforderten Grunds 
lagen des Strafprozeffed” im Archiv 3. 1848. ©. 599 fg. 


81) Verordnung $. 41. 42. Geſetz 5.42, 43, 
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ft, möglicherweife unter verfchiedene Strafgefebe geftellt 
werden koͤnnte, erſt im Endurtheil bezeichnet und allen: 
falls auch in fernerer Inſtanz, gegen eine für unnöthig er: 
achtete Auffaffung, genauer beflimmt wird. 8 läßt fi 
dafür Manches bemerken, und der Unterfuchungsprozeß 
kann hier wohl gegen grundlofe Angriffe vertheidigt wer 
den, z. B. daß es unrecht fey, Semand zur Unterfuchung 
zu ziehen, der gar nicht wußte wad man ihm eigentlich 
zur Laſt lege, und dies erft durch das Urtheil erführe. In 
der Mehrzahl der Falle wird die Sache einfach feyn, und 
da, wo fofort bei dem von Amts wegen einzuleitenden 
Verfahren noch nicht Elar erfichtlich iſt, was Die rechtliche 
Natur der Handlung fey, 3. B. ob Diebftahl oder Unter: 
fhlagung, verbotene Selbfthülfe, Concuffion, Betrug ꝛc., 
wird theild im Verlauf des Verfahrens dies hervortretem, 
insbefondere wo bei fchweren Verbrechen eine fürmliche 
Berfegung in den Anfchuldigungsftand und dann- jeden: 
falls die nähere ‚und beftimmtere Angabe ftatt findet 82); 
theils kommt ed bier zunaͤchſt nur auf die Befchaffenheit 
der verbrecherifchen Alte an, über welche den wirklich 
Schuldigen fein Gewiffen nicht in Zweifel läßt, wenn er 
auch nicht im Stande ift, eine kunſtgerechte Benennung 
und wiffenfchaftliche Definition der Handlung zu geben ®?), 
während der Unfchuldige keineswegs dadurch in feiner Vers 
theidigung befchrantt iſ. Man muß fich dabei nur bie 
Aufgabe ded Unterfuchungsrichterd vergegenwärtigen bie 
Wahrheit gründlich herzuftellen, fo daß er nicht von 


82) &. meine Abhandlung im Archiv des Crim. Rechts. 3. 1841 
©. 206 fg. " 


83) Hierüber iſt zu vergleichen was in der erften Abtheilung 
über die von den Geſchwornen zu beantwortende Thatfrage ers 
innert worden iſt. &. noch das fo cben erfchienene Werk von 
dv. Daniels Grundfäße des franzöfföhen und eheinifchen Stop 
verfahrene. Berlin 1839. ©. 184 fg. 
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vorn herem ein beftimmtes Verbrechen als Gegenftand ber 
Ermittelung aufftellen darf und kann, fofern nicht gleich 
anfangs dieſes Far vorliegt. Dies tft auch im Anklage: 
verfahren nicht anders in Anfehung der demfelben vor: 
ausgehenden Borunterfuchung, welche unerläßlic ift und - 
eben die Beftimmung hat, bie etwanigen Zweifel zu löfen, 
welches Berbrechen (wenn überhaupt) 9%) vorhanden fey, 
damit dann die richtige Bezeichnung in der Anklagefchrift 
erfolgen koͤnne 9) Nur von nun an in dem Verfahren, 
auf die Anklage handelt es fich nicht mehr um irgend 
ein Verbrechen, fondern um biefes beilimmte, und wenn 
diefed als nicht vorhanden erfcheint, wird die Sreifprechung 
erfolgen müflen, wie dann für bie Säle, wo Geſchworne 
urtheilen, die Sache fich auf bie bereit angegebene Weife 
erledigt. _ 
Demgemäß verfügt die Verordnung $. 44: 

„Der Zweck der Vorunterfuchung iſt: die Eriftenz 
und Natur des angezeigten Verbrechens, fo wie die Per: 
fon des Xhäterd und die zu feiner Ueberführung bienenben 
Beweismittel fo weit zu erforfchen und feftzuftellen, als 
dies zur Begründung einer Anklage und zur Vorbereitung 
der mündlichen Haupt: Unterfuchung erforderlich fcheint.” 

„Der Unterfuchungsrichter hat daher feine Nachfor⸗ 
ungen nicht weiter auszudehnen, als diefer Zweck es 
nothwendig madıt.” 

Man fieht auch hieraus, was fich ja von felbft ver- 
fteht,, daß in der erften Periode, wo das Amt des Staats; 
anwalts ihn zur Nachforfhung eines angezeigten Verbre⸗ 
chend (worunter nicht blo8 ein benuncirtes, fondern auch 
ein inbicirted fo wie ein offenfundiges ıc. zu verftehen ift) 
nicht felten ber oder die Thäter eben fo unbekannt feyn 


84) Berordnung $. 6. 9. 40. 47. 
85) 8. 39. 100 fg. 125. 
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werben, als die Natur des Verbrechens noch nicht unzwei⸗ 
felhaft vorliegen wird, weshalb auch die Vorunterfuchung 
mit den fie begleitenden Handlungen ®9) hier nicht anders 
ald nad) den Regeln bed Unterfuchungsprozefied erfol: 
gen fann. 

Selbft das ift nicht auögefchloffen, daß, bei dem 
vorhandenen Beweife der That und der Schuld dad Ge: 
richt in ihr doch eine andere ald die zur Laft gelegte Hand- 
lung erkennt und dad entfprechende Urtheil fällt. Waͤh⸗ 
vend bei Vergehen, wenn ber Richter findet, daß bie 
That ein Verbrechen enthält, deſſen gefehliche Strafe feine 
Competenz überfchritt, die Sache mittelft Beſchluſſes an 
dad zufländige Gericht abzugeben hat 7), fo beſtimmt für 
Berbrechen der 6. 58: 

„Findet das Gericht bei Beurtheilung der That des 
Angeklagten, daß folche ein Verbrechen geringerer Art ent: 
hält, als diejenige, welche feiner Competenz zunächft 
überwiefen ift, fo bat baffelbe dennoch bad Urtheil zu 
fällen. ” 

Zwar bezieht ſich dieſes wohl zunaͤchſt auf Verbrechen 
gleicher Art, und der Unterfchieb wird burch das Straf: 
maaß beftimmt, aber Sinn und Wortfaflung ſtehen aud) 
jener Auslegung nicht entgegen, obfchon ich glaube, daß 
dieſe möglichft befchränkt flatt finden müfle, um den An- 
klageprozeß in feiner Reinheit zu erhalten. Freilich for: 
dert dann die Gerechtigkeit und das öffentliche Interefle, 
daß, wenn bei vorhandenem Beweiſe nur wegen un: 
richtig aufgeflellter Anklage eine Kreifprechung bed doch 
wirflih Schuldigen ergeht, diefe aber nur auf die An: 
Klage, nicht auf die Schuld überhaupt fich beziehe, wegen 
der eine andere Anklage zuläffig feyn follte. Hieruͤber find 


, 86) Verordnung $. 7.8. 
- 87) Berordnung $. 36. ©. oben Met. 60. 
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die Gefebgehungen, wie die Meinungen der Rechtögelehr: 
ten, nicht übereinftimmend °®), 





. 88) Bil. z. B. Badiſche Strafprogefordnung $. 246: „Das 
Gericht kann feinem Urtheile Eeine anderen Thatſachen, 
alfo auch keine ftrafbarere Millensbeftimmung des Anger 
fhuldigten zu Grund legen, als folche, welche dem letztern in 
dem die Schlußverhandlung anordnenden oder die Verfeßung in 
den Anklageftand ausfprechenden Befchluffe, oder in der Anklage 
des Staatsanwalts zur Laft gelegt find. In Beziehung 
auf die Bezeichnung des in jenen Zharfachen liegenden Ver⸗ 
brechens oder des darauf anzumendenden Gefeges ift dagegen 
das Gericht in der erften Inſtanz nur in fomweit befchränft, 
daß «6 auf kein ſchwereres Berbrechen erkennen fann, als 
worauf die Anklage oder doch ein fpäterer Antrag des 
Staatsanwalts, oder ein Befchluß gerichtet iſt, der die Schlufs 
verhandlung anordnet, oder die Verfegung in den Anklageitand 
ausſprach; und wenn das Gericht in den Thatſachen, foweit 
es fie als erwielen annimmt, ein anderes, weder in jenem 
Beichluffe, noch in den Anträgen des Staatsanwalts dem Ans 
geichuldigten zur Zaft gelegtes, gleich ſchwereres oder ges 
ringeres WVerbrechen findet, fo fordert e& den Staatsan⸗ 
walt und den Angefchuldigten zur fürforglichen Erflärung 
über das Dafeyn und die rechtlichen Folgen jenes der Anklage 
nicht unterlegten Verbrechens vor der Urtbeilefälung nachträg⸗ 
lich auf, in fofern nicht der Präfident fchon während der Ber: 
handlung felbft eine folche Aufforderung erlaffen hat.” — Code 

.  dinstr. crim. Art.360: „Toute personne acquitise l&ga- 
lement ne pourra plus @tre reprise ni accusde & raison 
du me&me fait.” Art. 361 : ,,Lorsque dans le cours des 
debats, accusé aura &te inculp& sur un autre fait, soit 
pieces, soit par des d&positions des t&emoins, le presi- 
dent apr&s ävoir prononce, quwil est acquitt& de l’accu- 

- sation, ordonnera qu’il sera poursuivi & raison du .nou- 
veau fait: en cousdquence, il le renverra en etat de 
mandat de comparation ou d’amener — et même en 6tat 
de mandat d’arrät, s’il y eclat, devant le .juge d’in- 
struction — — pour ätre proced6 & une nouvelle in- 
struction. Cette disposition ne sera toute fois ex&cutee 
que dans le eas, oü avant la clotüre des debats, le 
ministere public aura fait des reserves & fin de pour- 
suite.” Vgl. auch Art. 379. Jedoch ift hier von einer 
neuen oder andern That die Rede, was alſo von dem 
vorigen Fall zu unterfcheiden if. Nur zum Theil bietet fich 
eine Anakogie dar. Es ift dies vielmehr der Fall unferer Vers 
ordnung $. 119: „Wird im Laufe der Verhandlungen der 
Angeklagte durch Urkunden oder Zeugenausfagen eines antern 
Verbrechens oder Bergehens befchuldigt, fo hat der Berichtshof 
fofort die weiter esforderliche Verfügung zu treffen, und kann, 
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Für die Vorunterfuhung nun giebt die Verordnung, 
da fie bier ($. 43 mit $. 22) auf die Criminal: Ordnung 
verweifet, nur wenige Vorfchriften. Nämlich $. 45: 

„Die in der Vorunterfuchung vernommenen Zeugen 
find durch den Unterfuchungsrichter, wenn Feine gefeß: 
lichen Gründe entgegenftehben ($. 22), zu vereidigen.” 89) 
„Die fhon in der Vorunterfuchung eidlid vernommenen 
Zeugen werben bei ihrer nochmaligen Abhörung (in ber 
mündlihen Verhandlung) nicht aufs neue vereidet, fon: 
bern auf den geleifteten Eid verwiefen.” 99) 

Wichtig ift auch folgende Beftimmung des $. 46: 

„Auch der Befhuldigte kann in der Borunter- 
fuhung, wenn dies zur Aufflärung des Sachverhältniffes 
zwedmäßig erfcheint, vernommen werden. ft derfelbe 
verhaftet, fo muß feine Vernehmung ſtets erfol: 
gen.” ®1) 

Ohne Zweifel würde auch dies, ald in dem Begriff 
und der Beſtimmung der Unterfuchung überhaupt liegend, 
und fchon mit Rüdficht auf die Durch $. 43 dem Inquiren: 
ten ertheilte allgemeine Anmweifung angenommen werden 
müflen. So wie er Zeugen und unbetheiligte Perfonen 


wenn die gefeßlichen Erforderniffe dazu borbanden find, ſogleich 
einen Berhaftöbefehl erlaffen.” Vgl. 8.118. Es beruht dies ° 
darauf, daß, wofern nicht fchon die Anklage felbft auf mehrere 
Verbrechen gerichtet ift, von Amts wegen in diefelbe Verbands 
lung nicht die Rückſicht auf eine Concurrenz genommen wer⸗ 
den fann, welche im Unterfuchungsprozeffe ftatt findet und in 
dem wi gegründet if. Vol. Cod. d’instr. crim. Art. 
365 a. ©. 


89) Das frühere Gefes wollte wohl.nicht dem Nichter eine grö⸗ 
fiere Freiheit einräumen — indem es $. 46 heißt: „Ob und 
welche Zeugen in der Vorunterfuchung zu vereidigen find, bleibt 
dem Ermeflen des Unterfuchungsrichters überlafien” — als 
die neue Verordnung, die ihn ausdrücklich ui die geſetzlichen 
Gründe verweifet. 


90) Verordnung $. 55. Geſet $. 58. 
91) Geſetz 8. 47. 
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vernehmen und deren Erſcheinen, ſelbſt bei Strafe, fordern 
und bewirken darf ($. 20), fo muß auch der Verdaͤchtige, 
der Beichuldigte fich dem unterwerfen, und er hat darin, 
wie fhon früher erinnert worden ift 9°), auch fein Redht. 
Und vollendö bedarf es Feiner Bemerkung, daß ein Ver⸗ 
hafteter, und zwar fo bald ald möglich, vernommen 
und ihm Gelegenheit gegeben werben müffe, ſich über fein 
Verhaͤltniß zu der Anfchuldigung zu erflären und feine 
Rechte — nicht blos für den Fall feiner Schuldlofigkeit 
wahrzunehmen 9°), Auch darf man die „Aufflärung des 
Sacdverhältniffes” nicht in dem befchränkten Sinne neh: 
men, ald wenn dadurd die Beziehung auf die Perfon 
des Angefchuldigten zu der in Rede ftehenden Begebenheit 
audgefchloffen wäre. Aber da — bei aller Anerfennung 
der Bedeutung bed Geftändniffes (8. 98) — doch jede 
befondere Beftrebung ein ſolches zu erlangen wegfallt (8. 18 
mit 8. 49), fo ſcheint es nicht ungemeffen, die Befugniß 
des Richters, den Befchuldigten auch in der Vorunter⸗ 
fuhung zu vernehmen, gegen dad mögliche Mißverfländ- 
niß derer zu fichern, welche in ihrem Eifer wider das Ge⸗ 
ftändnig und ihren maaßlos ungegründeten Behauptungen 
und Sorberungen nicht felten zu Confequenzen gelangen, 
die flir die individuelle Freiheit des Angeſchuldigten felbft 
gefährlich find. 

„Nah Abſchließung der Vorunterfuchung legt der 
Unterfuchungsrichter die Akten dem Staatsanwalte zur 


92) ©. Not. 48, 


93) Dies iſt fo allgemein anerkannt, daß es nicht blos in den 
Strafprozefordnungen beftimmt, fondern au in allen neueren 
Strafgefeßgebungen dem Richter eine Strafe für die Verzöge⸗ 
sung gedroht iſt; und aud in den deutfchen Berfaſſungsſurkun⸗ 
den hat jene Beftimmung meift eine Stelle erhalten. ©. audy 
das angef. Geſetz zum Schuß der perſönl. Freiheit v. 24. Sept. 
1848. $. 1. Unfere f. 9. Habeas- Corpus-Aute, die allers 
dings einer Mobdification bebürftig erfcheint. 
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Stellung der nöthigen Anträge vor.” Traͤgt der Staats: 
anwalt hierbei auf Einftelung des weitern Verfahrens an, 
fo hat dad Gericht hierüber zu befinden, und wenn es 
fi) mit dem Antrage einverflanden erflärt, die Zurüd: 
legung ber Alten, auch fofern der Befchuldigte verhaf: 
tet ift, deſſen Kreilaffung zu verfügen. Erachtet aber 
der Staatdanwalt oder dad Gericht die förmliche Einlei: 
tung der Unterfuchung für begründet, fo hat der Staats: 
anwalt die Anklagefchrift einzureichen, über welche als: 
dann die Gerichtöabtheilung Beſchluß faßt” *) 

Bon den Erforderniffen der Anklagefchrift, der Noth⸗ 
wendigfeit ded nunmehr anzuberaumenden Termins zum 
mündlichen Verfahren, wenn die Eröffnung der Unter: 
fuhung durch das Gericht befchloffen ift, haben wir bereits 
gefprochen 9). Eben fo von den Rechten und Pflichten 
bed Vertheidigerd 99). 

Die Einleitung zu diefer Unterfuhung, d. h. ber 
mündlichen Verhandlung ($. 54) ober der muͤndlichen 
Dauptunterfuhung ($. 44) befteht nun darin, daß 
zunaͤchſt dem Angellagten Kenntniß der Anklagefchrift, 
und die Gelegenheit gegeben wird, feine Anträge wegen 
Herbeifchaffung der Beweismittel, Vorladung der Ent: 
loftungdzeugen zu fielen. Dem Berhafteten wird zu die: 
fem Zweck die Anklagefchrift und der Beſchluß vorgelefen, 
aud zur Wahrnehmung feiner Rechte nöthigenfalld eine 
angemeffene Friſt gefeßtz fo wie auch der dieſem zur Seite 
ſtehende Vertheidiger eine Abfchrift der Anklage und des 
Beſchluſſes zu fordern berechtigt iſt. Der nicht verbaftete 
Angeklagte wird unter Mittheilung einer Abfchrift der 


94) Verordnung $. 47. Geſetz $. 49. 


95) Verordnung $. 39. 40. 48. Gefeb 5. 40. 41. 50. ©. oben 
Not. 62 fg. 


96) Verordnung $. 50. 53. Geſetz $. 52. 55. 
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Anklageſchrift und des Befchluffed, und unter Androhung 
ber $. 32 beftimmten Strafen des Ungehorfams fchriftlich 
vorgeladen 97). 

Zu dem Termin für die mündliche Verhandlung wer: 

- den die Zeugen, deren Abhörung für nothwendig befunden 
wird, vorgeladen und diefe dem Staatsanwalt und dem 
Angeklagten namhaft gemacht 9). Inzwiſchen darf ſich 
der verhaftete Angeklagte mit feinem Wertheidiger , wie 
bereitö bemerft, ohne Beifeyn einer Gerichts: 
perfon befprehen, wenn biefer eine in Eid und Pflicht 
ftehende Suftigperfon ift 9%). „Die Leitung der mündlichen 
Verhandlung, inöbefondere dad Verhoͤr des Angeklagten 
und der Zeugen, gebührt dem Vorfißenden der Gerichtsab-: 


theilung” 109), 





97) Verordnung 8.4951 mit 8.32%. Geſetz $. 51 — 53. mit 
.29. 


98) Verordn. 5.52 Geſetz $.52: „Als Zeugen werden, ohne Rüds 
fihtdarauf ob fie fchon in der Borunterfuchung vernommen find, 
oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, deren Abhörung der 
Stoatsanwalt oder das Gericht für erforderlich erachtet oder 
der Angeklagte verlangt, in fofern das Gericht die Umftände, 
über welche die Abhörung der Zeugen beantragt ift, weſentlich 
findet. Zu diefem Zwecke müflen die Thatfachen ganz bes 
flimmt angeführt werden. Dem Staatsanwalt und dem Anger 
klagten find die vorgeladenen Zeugen namhaft zu machen. ” 


99) ©. oben Note. 

100) Verordnung 8. 54. Das Geſetz $. 57 enthielt noch den Nach⸗ 
faß: „welcher jedoch hierbei auf die Meinung der beifigenden 
Richter, fo wie auf die Anträge des Staatsanmwalts des Ans 
geflagten und deffen Vertheidigers Rüdficht zu nehmen hat.” 
Dies ift jegt wohl nicht ausgefchloffen, aber durch die anderen 
Beltimmungen über die Rechte diefer Perfonen, und naments 
lich in Betreff zu flellender Anträge, entbehrlih. Vgl. $. 98: 
„Die Leitung der Verhandlung, insbefondere das Verkör des 
Angeklagten und der Zeugen gebührt dem Vorfigenden des Ges 
richte. Diefer muß dem Etaatsanwalt und kann dem Anges 
Elagten oder deffen Vertheidiger fo mie den Gefhmwornen, ges 

ſtatten, Fragen, welche fie zuc Aufklärung der Sache für ans 
gemeffen erachten, unmittelbar an die Betbeiligten zu rich» 


ten.” Der Gegenfog von muß und kann ift bier wohl 


Bon der eigentlichen Verhandlung der Sache wird 
hier nichts Näheres bemerft.e. Außer den allgemeinen 
Grundfägen, und dem bei diefer Art ded Verfahrens be: 
reitö feftflehenden Gebrauhe, — der auch an andern 
Orten die etwanigen Rüden der Gefebgebung ergänzt, wird 
man dasjenige anwenden dürfen, was bei Gelegenheit des 
Verfahrens bei fchwerern Verbrechen verordnet ift. 

Hier wird nur ber Fall des Ausbleibens des Anger 
Hagten im Zermin hervorgehoben, wo das Gericht ,„, wenn 
daffelbe aus befondern Gründen die Anwendung des Con⸗ 
tumacialverfahrens nicht für angemeſſen hält, unter Ver⸗ 
tagung ber Sache zu einem andern Termin die Vorführung 
oder Verhaftung des Angeklagten anordnen kann.“ 101) 

„Die Berathung der Gerichtöabtheilung über das 
Urtheil erfolgt ohne Beifeyn anderer Perfonen.”) 192) 

„Kann die Berathung nicht an demfelben Zage 
beendet oder das Urtheil mit den Gründen nicht fogleich 
abgefaßt werden, fo hat das Gericht zur Verkündung des 
Urtheild einen neuen Zermin zu beftimmen, welder jedoch 
nicht über acht Zage hinaudgefchoben werden darf” 108), . 

Mehrere Beflimmungen, die für das Verfahren bei 
Verbrechen vorgefchrieben find, gelten auch für das⸗ 
jenige bei [hweren Verbrechen, bei denen nur dad 
eigenthümlich ift, daß Geſchworne mitwirken, was dann 


nicht fo fireng zu nehmen, als wenn letzteres die Mertheidigung, 
ja die Aufklärung der Sache in das Belieben und die Willkür des 
Vorfigenden ſtellte. Wäre dies der Fall, fo müßte man fidh 
dagegen erklären. Uber es liegt in der Natur der Sache, daß 
auch der Wilfür und dem Mißbrauche eine Grenze gefept 
werde. 


101) Verordnung 8. 56. Geſetz $. 59. 
102) Verordnung 8. 57. Geſetz $. 60. 


103) Werordnung $. 59. Geſetz 8.62. Die Beitimmung der 
Verordnung $. 58, Geſetz $. 61, über die Befugniß und Pflicht 
des Gerichte zur Aburtheilung auch geringer Vergehen iſt bes 
reits oben erwähnt worden. 


— 16 — 


einige nothwendige Abweichungen zur Folge haben muß. 
Sm Uebrigen würden die den beiden letzten Kategorien , der 
bisher betrachteten und der gleich folgenden, gewidmeten 
Borfchriften als gemeinfchaftliche gelten, wie fie auch in 
demfelben Abfchnitt ihre Stelle haben. 

3) Bei ſchweren Verbrechen. 

Sn der That find für diefe nur zwei Paragraphen 
bier aufgenommen; denn dad, was dad Berfahren aus- 
zeichnet, wird in dem dritten Abſchnitt „Bon den 
Schwurgerichten” vorgetragen. 

Es enthalt namlich $. 60 die Beftimmung: 

„Die Unterfuhung und Entfcheidung in Anfehung 
1) derjenigen Verbrechen, welche in den Gefegen mit 
hartern ald dreijährigen Sreiheitöftrafen bedroht find, und 
welche nicht zu den $. 38 bezeichneten gehören ; 
2) der politifchen und Preßverbrechen 
foll vor einem aus fünf Richtern und einem Gerichtsſchrei⸗ 
ber beftehenden Gericht, unter Zuziehung von Geſchwor⸗ 
nen, als beifigenden Richtern, erfolgen. Den VBorfißenden 
dieſes Gericht ernennt der erfte Prafident des Appella- 
tionsgericht, und kann hiezu auch eined der Mitglieder 
deſſelben auswählen. ” 

Der $. 61 enthält die Angabe der Verbrechen, die 

als politifche gelten 19%), 


104) „Als politifhe Verbrechen im Sinne diefes Geſetzes gelten 
die im Allgemeinen Landrechte Th. II. Zit. 20 Abſchn. 2 bis 
Abſchn. 8 einfchließlih aufgeführten Verbrechen. In denjenis 
gen Landestheilen, in welchen das Allg. L. R. nicht Geſetzes⸗ 
kraft hat, entfcheiden die in den Iandrechtlichen Abfchnirten 
aufgeführten Gattungen von Verbrechen und in zweifelhaften 
Fällen tie Beftimmungen des Allg. Landrechts. — Als politifche 
Verbrechen find jedoch nicht anzufehen, die in den 88.5. 157 
bis 160. 166. 180 bis 195. 207 bis 213 gedachten Geſetzes⸗ 
Uebertretungen; dergleichen gehören nicht hieber diejenigen durch 

die Preſſe verübten Wergehen , bei welchen die Veftrafung don 
dem Antrage einer Privatperfon bedingt iſt, oder die Strafe 
nur in den durch das Gefeg vom 17. März 1848 (Gefeps 
fammlung ©. 69) $. 6 angedrohten Geldbußen beiteht.” 
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Bon dem Schwurgerihte, dem der nun fob 
gende dritte Abfchnitt gewidmet ift, habe ich in ber 
erften Abtheilung dieſer Abhandlung das Erforder- 
liche bemerkt. Wollte man an ein Gefeß die firengern Anz 
forderungen foftematifcher Ordnung machen, fo würde 
man haben erwarten dürfen, daß von dieſem unter 
der Rubrif der ſchweren Berbreden gehandelt 
worden wäre, da ed zu dem bei diefen zu beobachtenden 
Berfahren gehört. Und es hätten diefe Verbrechen felbft 
nicht fo, wie gefhehen, untergeordnet, fondern in einem 
eignen Abfchnitt dargeftellt werden müffen. Allein, wenns 
gleich die jeßige Stellung nicht ganz angemeflen erfcheint, 
und es durchaus nicht im Widerfpruch mit der Form und 
tem Inhalt eined Geſetzes, fo wie mit deffen praßtifcher 
Beftimmung fteht, daß ed zugleich den Forderungen des 
Syſtems entfprehe, fo mag es doch nicht getadelt wer: 
den, daß eine für und neue Einrichtung, in einem eignen 
Abfcehnitt behandelt, den übrigen an die Seite geftellt, 
und fo auch Außerlich deren Wichtigkeit Fenntlih ges 
macht wird. 

Die $$. 62 — 74. 83 — 97 betreffen die „, Bildung 
der Gefchwornenliften und des Schwurgericht8”, und die 
Damit unmittelbar in Verbindung ftehenden Grundfäge. 

Die $$. 75— 82 beziehen ſich auf die „Eröffnung 
der Unterfuhung” Hier ift nämlich ein Unter: 
ſchied zwifchen politifchen und Preßverbrechen, die in dem 
Geſetzen mit Feiner höhern als der in $. 38 bezeichneten 
Strafe bedroht find, und foldhen Verbrechen, ſowohl der: 
felben Kategorien, ald auch andern, die vermöge des 
Strafmaaßed zu den ſchweren gerechnet werben ($. 60). 
Sene würden zu ber zweiten, früher betrachteten Kaffe 
gehören, wenn man nur auf die Strafe Rüdficht naͤhme; 
fie follen jedoch in fofern wie die: fchweren Verbrechen 
im Strafprozefle behandelt werben, ald bei ihnen fletö das 
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Schwurgericht mitzuwirken hat. Hievon abgefehen 
ift dad Verfahren daffelbe wie bei andern Verbrechen, nad 
den Beftimmungen der $6. 399 — 47. „Ward die Er: 
Öffnung der Unterſuchung befchloffen, fo find. die zeitheri: 
gen Verhandlungen an das competente Schwurgericht und 
den diefem zugeordneten Staatsanwalt abzugeben.” „In 
allen andern Faͤllen (d. h. bei politifchen. und Preßver⸗ 
brechen, deren Strafe die in $. 60 beftimmte ift, und 
bei allen übrigen Verbrechen, die, ohne Rüdfiht auf Ort, 
Segenftand, lediglich nach der Höhe der Strafe ald ſchwere 
gelten) muß dem mündlichen Verfahren vor den Gefchwor: 
nen ſtets eine gerichtliche Vorunterſuchung vorbergeben, 
in welcher der Angeklagte zu hören ift.” 19%) 

„Beantragt der Staatdanwalt nach dem Schluß der 
Borunterfuhung, den Befchuldigten in ben Anflage: 
fland zu verfegen, fo ift über den Antrag von einer 
aus drei Mitgliedern beftehenden Abtheilung des compe: 
tenten Gerichtd. zu befinden.” 19%) Er kann aber au 
bie Sache fallen laſſen. 

„Hält jene Gerichtödeputation eine Ergänzung ber 
Borunterfuchung für nothwendig, fo beauftragt fie biemit 
den Unterfuchungsrichter, welcher nah Erledigung des 
Auftrags die Akte wiederum dem Staatsanwalt vorzu: 
legen hat” 107), 

Hier tritt nun die Eigenthüumlichkeit ein, daß ‚ ohne 
eine Berufung über die Verfegung in den Anflageftand, 
in zwei Inftanzen entfchieden werden fol, indem, wenn 
bie Deputation die Verſetzung in den Anflagefland für 


105) Verordnung $. 75. 
. 106) Verordnung $. 76. Geſetz $. 66. 


107) Verordnung 8. 77. Geſetz 8.67, welches noch hinzufügt, 
„zu der Erklärung — ob er bei feinem frühern Antrage be⸗ 
harren oder denſelbe ändern wolle.” 
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ftatthaft erachtet, die Verhandlungen fofort dem Appella: 
tionögericht zur definitiven Entſcheidung nad Anhörung 
de3 Ober: Staatdanwalts einzureichen find. Beftaͤtigt 
diefes den Beichluß, fo muß nunmehr die Anklagefchrift, 
- und zwar durch den Ober : Staatsanwalt, der jest zufläns 
dig wird, in der Regel innerhalb acht Zagen angefertigt 
und dem Staatdanwalte zugefendet werden, welcher bei 
dem für die Sache anzuordnenden Schwurgericht angeftellt 
ift 108). Es gilt auch hier der $. 12, wonach gegen den 
zurücweifenden Befchluß des Gerichtd der Staatsanwalt - 
dad Recht der Befchwerde bei dem Appellationdgericht hat ; 
wogegen hier ed nicht einer Bemerfung bedurfte, daß das 
Appellationdgericht, wenn ed anderer Meinung ift als 
die Deputation, die fich für eine Verfeßung in den An: 
Flageftand erklärte, auch den entgegengefeßten Befchluß 
faffen Fann, ohne daß wider diefen, da der Ober :Staatö: 
anwalt ftetd gehört wird, eine Beſchwerde nothwendig 
und ftatthaft feyn kann. 

Es fommt nunmehr zu dem Dauptverfahren, zu 
welchem ftetö die erforderliche Vorladung, und zwar an 
den nichtverhafteten Angeklagten, mittelft fehriftlicher Ver⸗ 
fügung und unter Mittheilung einer Abfchrift der An: 
Flagefchrift, fo wie der Warnung, „daß im Falle feines 


108) Verordnung $. 78: „Erklärt fie (nämlich die aus drei Mits 
gliedern beftehende Abtheilung $. 76. 77) fich für die Verfegung 
in den Anflageftand, fo find die Verhandlungen dem Appel» 
lationsgerichte einzureichen, deffen aus fünf Mitgliedern bes 
ftehende Abtheilung für Strafſachen nad Anhörung des Obers 
Staatsanwalts definitiv über die Werfegung in den Anklager 
ftand durch einen Beſchluß entfcheidet. Nach Maafgabe dies 
fes Befchluffes, welcher zugleich bei Verweiſung der Sache 
vor ein beftimmtes Schwurgericht anordnet, hat der Obers 
Staatsanwalt binnen einer, der Negel nach auf nicht länger 
als acht Tage, zu beftimmenden Frift die förmliche Anklages 
ſchrift anzufertigen, welche dem zur Abhaltung des Schwur⸗ 
a peienten Gericht und deſſen Staatsanwalt zu übers 
fenden tft.” 


Beil. : Deft 3. Archiv d. Er. R. 1849. 9 
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Ausbleibens mit der Entſcheidung in contumaciam ver: 
fahren werden folle”, erfolgen, und wobel „zwifchen ber 
Behändigung der Vorladung und dem Termin eine Friſt 
von mindeftend acht Tagen liegen muß, es fei denn, daß 
der Befchuldigte felbft auf diefe Friſt verzichtet. ” 399) 

Da nicht wohl anzunehmen ift, daß (etwa mit Aus: 
nahme der größeren ſtark bevölferten Städte) ununterbro: 
den Affifen gehalten, fondern diefe wohl nur zu be: 
fimmten Zeiten einigemal jährlich veranftaltet werden 119), 
fo wird diefe Frift und die Anfebung des Termins zur 
Verhandlung nicht nah dem Zeitpunkt der Verfeßung 
in den Anklagefland allein beſtimmt werden, obgleich Diefe 
nothwendig zu berüdfichtigen ift, wie fih aus dem $. 78 
aufgeftellten Erforderniß der innerhalb acht Zagen, von 
dem betreffenden Beſchluß an, zu fertigenden Anflagefchrift 
ergiebt 111), vielmehr muß auch die Perlode der abzuhal: 
tenden Affifen in Betracht fommen. Died vorausgefest, 
fo erfcheint die Dem Angeflagten zu gewährende Frift von 
mindeftend acht Zagen, „um bie zu feiner Bertheidigung 
dienenden Beweismittel zur Stelle zu bringen, oder dem 
Richter fo zeitig anzuzeigen, daß fie zu Dem Termin her: 
beigefchafft werden koͤnnen“, nicht zu weit, und es follte 
eine Verzichtleiftung um fo weniger zugelaflen werden, als 
e8 folche Überhaupt in dem ftrafrechtlichen Verfahren nach 
der Natur des Gegenftanded, der nicht blos und nicht ein- 
mal vornehmlich das Intereffe ded Individuums betrifft 
und der willführlihen Verfügung entzogen feyn muß, aus: 


— — 


109) Berordnung $. 79. 


110) Berordnung $. 69: „Die Zermine zur Abhaltung der 
Schwurgerichts» Sigungen find von den betreffenden Berichten 
wach dem Umfange der Sefchäfte feſtzuſetzen und befannt zu 
mahen. ” $. 67: „Vierzehn Rage vor dem Beginn jeder 

"Sipungss Periode des betreffenden Schwurgerichts — ” 


111) ©. Rote 62. 
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gefchloffen wird 112). Es iſt etwas anderes, wenn ber 
feine Unfchuld behauptende Angeklagte ald Recht eine 
möglichfte Befchleunigung der Sache fordern fann, wo 
diefe, Soviel es mit Rüdfiht auf die Anzahl der in einer 
Schwurgerichtö: Periode zu erledigenden Gefchäfte gefchehen 
fann, nicht zu verweigern ift, jedoch ſtets mit Ruͤckſicht 
auf die Falle, bei denen eine größere Dringlichfeit geboten 
ift, was, nad) allgemeinen Grundfägen , insbefondere für 
die f. 9. Haftſachen gegenüber den andern gilt. 
„Erſcheint der gehörig vorgelabene Angeklagte in dem 
Termine nicht, fo ergeht, nachdem der Staatsanwalt 
gehört worden, ein Contumacial: Urtel, welches der Ge: 
richtshof ohne Mitwirkung der Gefchwornen erläßt.” 13) 
Die Bedenklichkeit einer folchen Beftimmung, wobei von 
der fonft im Strafprozeſſe nicht zuläfligen Annahme 
(Fiktion) eined Geftändniffes ausgegangen, und diefem 
die Wirkung beigelegt wird, welche $. 98 audfpricht, wel: 
cher insbefondere vorausſetzt, daß ‚gegen die Richtigkeit 
des Befenntniffed Fein Bedenfen obwalte” — fonnte un: 
ferer Gefeßgebung nicht entgehen. Allerdings ift ein Con: 
tumacialverfahren unentbehrlih; es kann nicht in ber 
Wilfür des (muthmaglih) Schuldigen flehen, die Ber: 
wirflichung des Rechts durch die Gerechtigfeitöpflege zu 
vereiteln, und fi) der verdienten Ahndung zu entziehen 5 
‚ aber jened Verfahren, welches doch an fich Feine Gewähr 
leiftet,, daß der Richterfpruch dem Hecht und den biefem 
unterzuftellenden Thatſachen entfpreche, wird immer ein 
fehr befchränftes feyn müffen, ſowohl hinfichtlich der Faͤſle, 
wo es eintritt, ald auch in Betreff der Möglichkeit, an die 
Stele des Contumacial-Urtheils ein andered nach vor: 
gängigem orbenslichen Werfahren zu feken, zu welchem 


(REDE ine — 


112) Mein Lehrbuch des Criminal⸗Prozeſſes 8. 6. 
113) Verordnung $. 80. . 
j 9 
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Zwede auch die gefeblichen Maaßregeln den Angeflagten 
vor Gericht zu flellen angewendet werden dürfen, fofern 
deren allgemeine und befondere Bedingungen vorhanden 
find 222). Daher muß, ungeachtet der Bellimmung des 
8. 80, auch bier der 8, 56 Anwendung finden, wonad) 
das Gericht, wenn ed aus befonderen Gründen ein Con: 
tumacialverfahren nicht für angemeffen erachtet, die Sache 
vertagen und einen andern Zermin anordnen fann 312), 
Kerner verordnet $. 81 für den Fall, daß nad) $. so ein 
Gontumacial : Urtheil ergangen ift: 


„, Erhebt der VBerurtheilte innerhalb drei Tagen, nad) 
dem ihm das Gontumacial: Erfenntniß behändigt wor: 
den, Einfpruch gegen daflelbe bei dem Gerichte, wel: 
ches erkannt hat, fo wird das Urtel ald nicht ergangen 
erachtet, und die Sache gelangt zur abermaligen *!6) 
Verhandlung an dad Schwurgeriht. Gegen das dem: 
nächft ergebende Urtel findet ein aberinaliger Einfpruch 
nicht flatt.” Auch muß eine Appellation nicht minder 
gegen das Gontumacial: Erfenntniß, wie gegen jedes 
andere unter den gehörigen Voraudfegungen geftattet 
werden ($. 126). 


Abgefehen nun von dem hier unter der Rubrif „Hauptver⸗ 
fahren” erwähnten Fall des ungehorfamen Ausbleibens 
des Angeklagten, find alle übrigen Beftimmungen dem or: 
dentlichen Prozefle gewidmet. 


114) Verordnung $. 25, 
115) S. Note 102. 


116) „abermalig” fcheint in fofern nicht ganz paſſend, als die 
vorige Verhandlung theils wegen Abweſenheit des Angeflagten 
nicht fo erfolgen Fonnte, wie die neue, bei welcher ex fidh ver⸗ 
theidigt,, theils bei dem Urtheile eine Mitwirkung der Geſchwor⸗ 
nen nicht ftatt finden Eonnte. Der richtige Sinn ift, daß an 
die Stelle des Verfahrens in contamaciam nunmehr das or» 
deutliche treten fol. 
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Zunaͤchſt muß gefchehen, was $. 82 verfügt: 
„Dem Angeklagten ift am Tage vor der Verhandlung 
der Sache ein Verzeichniß zuzuftellen, welches Namen, 
Stand und Wohnort derjenigen Gefchwornen enthalten 
muß, aus welchen das Schwurgericht für feine Sache 
genommen werden fol.” 

„Sind am Tage der Verhandlung weniger ald 30 Se 
fhworne vorhanden, und müffen deshalb Ergaͤnzungs⸗ 
Gefchworne berufen werben, fo ift eine Bekanntmachung 
der Namen biefer Erganzungd: Gefchwornen an den An: 
geflagten nothwendig, wenn er bei der Ausloſung nicht 
ſelbſt gegenwärtig war.” 

Der nun folgenden Beflimmungen: b. Bildung bes 
Schwurgerihts” ($. 83-97), c. Verhandlung 
der Sahe vor dem Schwurgerichte ($. 98— 116), 
ift in der erften Abtheilung diefer Abhandlung ge: 
dacht, und ed find in Verbindung mit berfelben die Fra⸗ 
gen erörtert worden, bie fich hier der Erwägung darbieten. 
Es wird mit Bezugnahme darauf erlaubt feyn, an diefer 
Stelle von einer weitern Betrachtung Umgang zu nehmen. 

Hieran ſchließt fih „d. Urtelfprehung.” 

Die Vorſchriften $. 117 — 125 bedürfen mehrfacher 
Ergänzung, welche zum heil aus der Crim. Ordnung, 
zum heil aus den allgemeinen Grundfägen über das An: 
Fageverfahren und die Schwurgerichte zu entnehmen find. 
Einige Beftimmungen, die fehon unter „c. Verband: 
lung der Sache vor dem Schwurgeridhte” ihre 
Stelle erhalten haben, namentlich die der $$. 115. 116, 
betreffen zwar auch ein Urtheil, welche dad Gericht 
falt; aber fie find mit Recht dort und nicht hier aufges 
ftellt worden, da fie nicht von der Anwendung ded Ge: 
feßes auf die durch die Geſchwornen für erwiefen erklärten 
Vorausſetzungen handeln, fondern dort von dem Urtheil 
(im logiſchen, nicht im-progeffualen Sinn) Die Rede if, 
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welchem der Spruch der Jury unterworfen wird. Bei der 
jest in Betracht kommenden gerichtlichen Urtheilsfällung 
wirb vorausgefebt, daß das Gericht entweder gegen das 
Berdikt keine der Einwendungen vorzubringen Urfache ges 
habt habe, welche dad Geſetz geftattet, oder bag, wenn 
ed von feinem Rechte Gebrauch gemacht hatte, die Beden⸗ 
fen hinſichtlich der Unvollſtaͤndigkeit des Spruchs oder 
der Irrigkeit deſſelben auf die in den 99. 115. 116 ange⸗ 
gebene Weiſe ihre Erledigung gefunden haben. Die erſte 
Verkuͤndung des Ausſpruchs der Geſchwornen, welche durch 
den Vorſitzenden derſelben erfolgt, findet daher in Abwe⸗ 
ſenheit des Angeklagten ſtatt F. 112. 113 mit $. 106 217). 
Nun aber, nachdem der endlichen Entfcheidung nichts mehr 
im Wege fleht, muß als Siundlage derfelben der Aus: 
fpruch der Geſchwornen verlefen werben, was durch den 
Gerichtsſchreiber gefchieht, und wozu der Angeflagte in 
den Gerichtsſaal zuruͤckgefuͤhrt wird 18), 

Das Verfahren ift erflärlichermweife dadurch fehr ver: 
einfacht, daß der Richterfpruch, nicht wie in dem bisher: 
gen Unterfuchungsprogeffe, und in den Zällen, wo ein 
Anklageverfahren ohne Mitwirkung der Geſchwornen ftatt 
findet ($. 34. 35. 37. 57— 59), yugleih über ven Be: 
weis ($. 22), die That und die Schuld entfcheider, 
and auch hiefür Gründe enthalten muß, fondern daß ledig: 
lich die rehtlihen Folgen an bie für feftgeftelt zu 
erachtenden thatfächlichen Borderfäpe anzufnüpfen und in 
Form eines Schluffed aus dem f. g. Unterfaß (propesitio 
minor) an ben Dberfab (das Geſetz oder der Rechts: 


117) Verordnung $. 106: „, Der Vorfipende übergiebt die fchrifte 
lich abgefaßten Fragen den Gefchwurnen und läßt den Ange 
klagten ans dem Sitzungsſaale abführen. ” 


418) Verordnung $. 117: „Nachdem der Angeklagte in den 
Sitzungsſaal zurückgeführt worden, verlieft der Gerichtsfchreiber 
den Ausſpruch der Geſchwornen.“ 


— 


grundfaß, Propositio major) audzufprechen find 119), 100: 
für allerdings auch die Gründe angegeben und in das nach: 
her abzufaflende fchriftliche Urtheil, wie in das Protokoll 
aufgenommen werden müfjen 12%), Ferner ift dadurch dig 
Beurtheilung erleichtert, daß, wie bereitd erinnert wors 
den ift, und aus Gründen, die für den jebigen Stand» 
punkt um fo mehr Anerkennung finden müffen, je entichie: 
dener fie fich auch ſchon früher, und felbft bei dem andern, 
- nunmehr verlafjenen Verfahren geltend gemacht haben — 
das Erfenntniß nur auf die ordentliche Strafe oder 
auf Freifprehung lauten fann — feine Entbin: 
dung von ber Inftanz, Feine außerordentliche Strafe flatt 
findet 124), 

Da nun die eine Alternative gar Feine Schwierigkeit 
macht, und die $reifprehung fich unmittelbar ergiebt, 
fobald der Wahrfpruch der Gefhwornen „nicht ſchul⸗ 
big” ift, wo dann, was hier das Gericht erkennt und 
verordnet 132), lediglich als beffen Gebot erfcheint, wele 


119) Mein Lehrbuch des Eriminals Progeffes $. 2. 170. 207. 
120) Denn der $. 58 ift auch hieher zu bezichen. 
120 3. oben Note 49 und meine angef. Abhandl. im Archiv 


122) Verordnung $. 148; „St der Angeklagte für niht ſchul⸗ 
dig erklärt worden, fo fpricht der Gerichtshof denfelben von 
der Anklage frei, und verordnet, daß derfelbe fofort in Frei⸗ 
beit gefsgt werde, wenn er nicht aus einem fonftigen Grunde 
verhaftet if.” Die Beftimmung des 8. 119 fteht, fchon der 
Worrfaffung nah, fo wie nach ihrem Inhalte, nicht in einem 
notbwendigen Zufammenhaug mit dem Urtheile in der jept 
verhandelten Sache; es ift zufällig, wenn fie bei Anwendung 
des S. 118, gleich dem in diefem lebten gemachten Borbehalte, 
zur Anwendung kommt. Der $. 149 lautet: „Wird im Laufe 
der Verhandlungen der Angeklagte durch Urkunden oder Beus 
gen s Ausfagen eines andern Verbrechens oder Wergehens bes 
fhuldigt, fo hat der Gerichtshof fofort die weiter erforderliche 
Berfügung zu treifen, und Eaun, wenn die geieblichen Erfor⸗ 
a, dazu vorhanden find, fogleich einen Verhaftsbefehl ers 
aflen. ’ 
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ches fich eigentlich von felbft verfteht, und eines Ausdrude 
nicht bedürfen würde, wenn ed bier nicht darauf ankaͤme,. 
der erfannten Wahrheit die öffentliche Geltung im Namen 
des Staatd zu verleihen, — (denn das Gericht ertheilt 
nicht Rechtögutachten,, fondern ed fpricht felbftfländig in- 
nerhalb des Kreifes feiner Zuftändigfeit und mit eigner 
Machtvollkommenheit aus, was ald Recht in die Wirklich 
feit treten foll,) — fo ift es nur die andere Alternative 
bed verurtheilenden Erfenntniffes unter glei 
her Voraudfegung der Bedeutung bed Rechtöfpruches, 
welche dem Gerichte noch eine befondere Aufgabe ftellt. 
Hier bedarf eö einer geiftigen Thaͤtigkeit zum Zweck der rich 
tigen und gerechten Anwendung bed Gefeßed und der be: 
treffenden Rechtögrundfäge,, die indbefondere, wo nicht 
eine abfolut, fondern nur relativ beftimmte Strafe aus: 
zufprechen und leßtere nach rechtlichen Regeln zu bemeſſen 
ift 19), eine wiffenfchaftlihe Kenntnig erfordert. Die 
Vorbereitung hiezu gewährt eine Verhandlung, welche 
zwifchen dem öffentlichen Anfläger und dem Angeflagten 
oder deſſen Vertheidiger flatt findet, obgleich folche in fo: 
fern nicht weſentlich ift, als ed genügt, wenn nur die Ge⸗ 
legenheit zu derfelben rechtlich geboten wird; es ift Sache 
bed Angeklagten davon Gebrauch zu machen; ed ift 
möglich, daß er, nachdem die Schuld auögefprochen ift, 
bem Antrag bes Staatdanwaltd nichts weiter entgegen: 
feße und lediglich den Ausfpruch des Gerichtö erwarte. 


Naͤmlich (wie $. 120 verordnet): „Iſt der Ange: 
klagte für ſchuldig erflärt worden, fo ftelt die Staats⸗ 
anwaltfchaft ihren Antrag auf Anwendung ded Gefeßed.” 


123) Denn dies wird nicht ausgefchloffen durch S. 23, welcher 
verordnet: „Der für ſchuldig Erklärte ift zur vollen beſeb⸗ 
lichen Strafe zu verurtheilen.“ 
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Es ift bier nicht ausdruͤcklich gefagt, darf aber ange: 
nommen werben, baf ein beftimmtes Gefeß angeführt wer» 
den müffe, welches nach der von dem Staatsanwalt fchon 
in ber Anklagefchrift auszufprechenden Meinung übertre: 
ten 122), und Daher gegen den Schuldigen in Anwendung 
zu bringen if. Damit würde denn für das jegige Ver: 
fahren, welches. inöbefondere auch in Landesthellen zur 
Ausführung fommen fol, wo zur Zeit noch gemeined Recht 
gilt, die Streitfrage erledigt feyn, ob auch ohne ein aus: 
druͤckliches Strafgefeb eine verbrecherifche Handlung an- 
zunehmen und eine Strafe zu erfennen fey, ob eine Se: 
ſetzes- und vollends Rechtö: Analogie Platz greifen dür: 
fe 125) — und wenn dies nicht zugegeben würde, und das 
Sefeß im $. 120 in einer weitern Bedeutung zu nehmen 
wäre, fo müßte doch jedenfall8 und um fo mehr ber 
Staatdanwalt feinen Antrag rechtlich begründen. Auch) 
folgt died aus der bereits. angeführten Beflimmung des 
$. 125: „Sit die Xhat, deren der Angeklagte für fchuldig 
erklärt worden ift, durch ein Strafgefeß nicht vorgefehen, 
fo fpricht der Gerichtöhof den Angeklagten frei.” Man 
koͤnnte hiefür auch die für dad Mandatöverfahren aufge: 
ſtellte Beftimmung in Bezug nehmen, wonach dad Gefeb 
in der Verfügung angegeben feyn muß 1), Endlich ift 
ed fchon früher, auch nach unferm bisherigen Verfahren, 


124) Die Verordnung $. 39 bemerkt dies nicht ausdrücklich, ſon⸗ 
dern verlangt nur „„die Bezeichnung des Verbrechens, deffen 
der Angeklagte befhuldigt wird.” Allein es iſt Gebrauch, und 
in Frankreich vorgefchrieben,, überall auf das Geſetz NRüdficht 
zu nehmen: fo bei der Verſetzung in den Anklageftand Code 
dinstr. crim. Art. 221: — ,‚d’un fait qualifi& crime “par 
la loi”, Art. 229: „d’un delit preva par la loi”, Art. 249 
Nr. 1: „sile fait n’est pas qualifi&€ crime par la loi.” 


125) Mein Lehrbuch der Strafrechtswifienfchaft $. 18. 55. 


126) Verordnung $. 172: „In diefer Verfügung muß angeges 
ben ſeyn: — 3) die Straflegung unter Anführung der Strafs 
vorfchrift, auf welche diefelbe fi) gründet.” 


vorgefchrieben, daß im Erkenntniß das Gefeb, welches der | 


Entfcheidung zu Grunde gelegt if, beilimmt angeführt 
werde 127), 


„Der Vorfigende des Gerichts befragt den Ange: 
Hagten, ob und was er zu feiner Vertheidigung noch 
anzufuͤhren habe.” 

„Der Angeklagte oder ſein Vertheidiger duͤrfen die in 
dem Ausſpruche der Geſchwornen feſtgeſtellten Thatſachen 
nicht mehr beſtreiten oder in Zweifel ziehen; ihre Aus: 
führung muß fich auf die aus derfelben herzuleitenben 
gefeglichen Folgen befchränfen.” 12°) 


Wenn gleich der wichtigere Theil der Aufgabe bes 
Vertheidigerd bei dem Verfahren vor dem Schwurgerichte 
vorkommt, fo bleibt doch auch, wenn deffen Spruch wider 
den Angeklagten ausgefallen ift, dem Wertheidiger in vies 
len Sallen ein Gebiet, wo er im Intereſſe des Rechts und 
feines Schußbefohlnen eine erfolgreiche Bemühung an: 
wenden fann. Sa es wird auf diefe hier um fo mehr 
Werth gelegt werden dürfen, da er durch gründliche Recht: 
audführungen, die für die Richter und gegen die mög: 
licherweife einer Widerlegung fähigen Anträge des Staats⸗ 
anwalts beftimmt find, und nicht, wie es den Gefchwor: 
nen gegenüber fo oft (wie ich bereits erinnert habe, im 
Frankreich häufiger, ald in England) gefchieht, durch Ein: 
wirfungen auf dad Gefühl, das Mitleid, dad politifche 
und Partei: Intereffe, mit allem Aufwande oratorifcher 


127) ©. auch Code d’instr. crim. Art, 369: „Avant de pro- 
noucer (l’arr&t) le president est tenu de lire le texte de 
la loi sur laquelle il est fonde. Le greffer ecrira Var- 
ret; il y inserera le texte de la loi appliquee, sous peine 
de "cent francs d’amende.” Unter den Nichtiakeitsgründen, 
welche die Verordnung $. 139 auführt, iſt jedoch die Uns 
terlaffung der Angabe des Gefeges nicht erwähnt. 


128) Verordnung $. 124. 


* 
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Künfte 7%) fein gerechtes Ziel zu erreichen ſucht. In die: 
fem Sinn darf man wohl den Schlußfaß des 8. 121 in der 
weiteften Ausdehnung nehmen. 

„Die Richter ziehen fich hierauf in das Beratbungss 

zimmer zurüd, um das Urtheil zu fallen.” 

„Die Berathung über das Urtheil erfolgt ohne Bei⸗ 

ſeyn anderer Perfonen.” 

„Bei der Faͤllung des Urtheild entfcheidet Stimmen> 

mehrheit. ” 130) 

Es ift nichts bemerkt über die Art und Weife, wie 
das Strafurtheil und beziehungsweife dad Strafmaaß ge: 
fchärft werden fol, wenn mehr als zwei Meinungen ein: 
ander gegenüberftehen, was bei der Anzahl von fünf, bier 
zur Sallung bes Erkenntniffes berufenen Richtern ($. 60) 
oͤfters vorkommen kann. Die f. g. Combinationdmethobe, 
die man bier anzuwenden pflegt Y3°) und die auch in der 
Criminal⸗Ordnung 132) angenommen ift, beruht auf all⸗ 
gemein anerkannten Gründen und wird ohne Zweifel auch 
nach dem neuen Verfahren ihre Geltung behaupten. 


129) ©. D. Elben, die Einführung der Schwurgeridte in 
Deutfchland. Stuttgart 1848. &. 48 fg. 

130) Verordnung $. 122 — 124 — $. 26: „Die Belchlüffe 
Gerichts und feiner Abtheilungen werden, auch wenn es au 
Fällung des urabeits onfommt, durh Stimmenmehrheit ges 
faßt.” Vol. $. 6 

131) Heffter, im Hechio für cioitift. Praris. Bd. XIII. ©.48 fg. 

132) Preuß. Erin. O. $. 50%. Die Badifche Dasich-Drk: 
nung beftimmt $. 247: — „Bilden fi in Beziehung auf 
die nämliche Frage mehr ale zwei verfchiedene Anfihten, deren 
feine die Mehrheit für fih hat, fo werden die dem Angeklag⸗ 
ten nachtheiligften oder nachtheiligeren Stimmen den minder 
nachtheiligen fe lange beigesählt, bis fi eine Mehrheit er» 
giebt.” „Bei Stimmengleihheit wird die dem Angeflagten 
günftigere Meinung angenommen, und wenn in Beziehung auf 
die Frage, welches die ihm günfligere Meinung fey, abermals 
Stimmengleichheit befteht , fo entfcheider die Stimme des Präs 
fidenten.” Dieſer lettere "Fall kann bei uns nicht vorkommen, 
da die Zahl der Richter eine ungerade iſt. 
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Daß das Urtheil alsdann fofort (oder in der näch 
ften Sitzung, $. 59) öffentlich verkündet werben mäfle, iſt 
zwar weber hier, noch bei den Verbrechen (im Gegenfas 
der fchweren Verbrechen) gefagt, folgt aber aus der bei 
Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebenen DeffentlichEeit bes 
ganzen Verfahrens, und wird au, menigftend mittelbar, 
dur 8. 14 beftätigt, obgleich hier gerade diefer Punkt 
nicht ausdrüdlich hervorgehoben ift 188). 

Der nun folgende vierte Abfchnitt handelt 
„Bon der Anfehtung der Erfkenntniffe.” 


Der Zufammenhang der Lehre von den Recht3mit: 
teln fowohl der ordentlichen wie der außerordentlichen 
mit den Sormen des Verfahrens ift befannt. Zwar wer: 
den im Allgemeinen die Hauptarten der im engern Sinn 
f. g. Rechtämittel, welche, wenn auch nicht fletd, Doch in 
der Regel, und inöbefondere die ordentlichen, die Sache 
vor eine andere und höhere Inſtanz bringen, bei jeder Pro: 
zeßform ftatt finden, da fie, wie fie ſich almahlig gefchicht: 
lich gebildet haben, auf mwefentlichen, von der Gerechtig: 
feit anzuerfennenden Grundfagen beruhen; allein die Ge: 
flalt des Verfahrens und die demfelben zu Grunde liegen: 
den Principien werden nothwendig einen Einfluß hier aus: 
üben, indem fehon dadurch, daß im Anklage: oder im Un: 
terfuhungd= Prozeß im Sinne deö bisherigen Rechts ver: 
fahren wird, eine Modification für die Statthaftigkeit 
und den Umfang der Wirkungen der Rechtömittel ein- 
tritt, die an fich mit beiden Arten des Verfahrens verein: 


133) Verordnung $. 14: „Der Fällung des Urtheils foll bei 
Strafe der Nichtigkeit ein mündliches öffentliches Verfahren 
vor dem erfennenden Gericht vorbergehen, bei welchem der 
Staatsanwalt und der Angeklagte zu hören, die Bewelsaufr 
nahme vorzunehmen und die Bertheidigung des Angeklagten 
mündlich zu führen ifl.? Mal. $. 37. 99. Gerade die Fäl⸗ 
lung des Urtheile gefchieht nicht öffentlich. $. 122. 123. 
Die Werkündung ift davon verfchieden. 
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bar find. Ferner wird möglicherweife eine Befchränfung, 
ja felbft die Ausfchließung gewifler Rechtömittel, oder Anz 
fechtungsweifen eines Urtheils, durch ein beflimmtes Ver 
fahren: bedingt feyn. — Abgefehen davon, daß bier 
eine gewiffe Willkür der Gefebgebung faum zu vermeiden 
ift, daß gewiſſe Gründe, denen fich andere für eine ent⸗ 
gegengefeste Beſtimmung gegenüberftellen laffen, politis 
fhe, finanzielle Rüdfichten, mehr oder weniger Beſchraͤn⸗ 
tungen, gerade durch dad Uebergewicht der bei dein Geſetz⸗ 
gebungen mitwirkenden Saftoren herbeiführen koͤnnen, 
ohne daß dafür eine innere Nothwendigkeit befteht, indem 
nur die oft zufällige Mehrheit der Stimmen einer, oft auf 
eben fo zufällige Weife zufammengefesten Berfammlung 
der Volfövertreter entfcheidet — fo fann eine gänzliche oder 
theilweife Unftatthaftigkeit von Rechtsmitteln gegen ein 
Erkenntniß dadurch geboten feyn, daß die mit der Form 
(des Unterſuchungs- oder Anklage: Prozefled) nicht un: 
mittelbar und nothwendig verbundenen Einrichtungen der 
Mündlichkeit und des Schwurgerichtö, entweder thatfächlich 
oder auch grundfäßlich, mit dem Gebrauche gewifler Rechts: 
mittel unvereinbar find. Denn bei einem fchriftlichen 
Verfahren, wo die Einfendung der Akten an ein höheres 
Gericht, oder etwa als Erfaß des Devolutiv: Effefts an 
ein Spruchcollegium 1%) Feine Schwierigkeit bietet, wer: 
den ordentliche Rechtsmittel in größerm Umfange zuläffig 
feyn koͤnnen, ald bei dem mündlichen, welches hier Hins 
derniffe herbeiführt. In der That ift eine etwa geftattete 
mündliche Verhandlung vor dem Obergericht nicht eine 
zweite im Sinne ded Berufungs:Berfahrend, und es 
wird nicht die Rechtmäßigkeit des erften oder überhaupt des 
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134) Meine Abhandlung „über die Bundesbeſchlüſſe vom J. 1834 
in Betreff der Verſendung der Alten an NRechtsfacnltäten in 
Sriminalfahen” im Archiv des Crim. R. 3. 1848. ©. 351 fg. 
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frühern und als befchwerend angefochtenen Urtheils geprüft, } 
um dies nöthigenfalld abzuändern, oder hoͤchſtens, falls | 
bie Befchwerde grundlos erfcheint , zu beftätigen, wo man ! 
eine f. g. reformatio in pejus für unzuläffig erachtet, fon 
dern es ift vielmehr ein ganz neues Verfahren und eine 
neue Beurtheilung der Sache, die von dem frühern Ber 
fahren ganz unabhängig if. Wo aber Schwurgerichte 
mitgewirft haben, da ift nicht nur ein faktiſches Hinder: 
niß für eine eigentliche Berufung, fondern ed kann, zufolge 
des Weſens diefer Einrichtung, grundfäglic Feine höhere 
Inſtanz über diefen beftehen. Neue Aflifen, an die eine 
Sache verwiefen wird, — was auch ohne eine Nichtigkeitt: ; 
befchwerde gefchehen kann, wie in dem Falle des 6. 116 
(wenn das Gericht einftimmig einen der Form nach regeb 
mäßigen Ausfpruch der Gefchwornen in der Sache für irrig 
halt und diefer zum Nachtheil des Angeklagten ausgefallen 
war) — find nicht eine andere Inſtanz; es ift im 
mer ein erfled und einziged Verfahren und Urtheil, und 
eben fo im Falle der Nichtigkeitöbefchwerde, da alles Wor: 
bergegangene nicht zu Recht befteht. 

Für die gegenwärtige Betrachtung, ber ich einige 
einleitende und allgemeine Bemerfungen widmen zu follen 
glaubte, ift ed nicht Bedürfniß, die verfchiedenen Arten Der 
Rechtsmittel in Straffachen und die Etreitfragen,, bie bier 
vorfommen, zu erörtern. Nur kurz, und um die nad: 
berige Bergleichung mit dem bis jest bei und zur Anwen- 
dung gefommenen Recht zu erleichtern, möge erinnert wer 
ben an bie frühere Meinung der Praktiker, daß mit dem 
Unterfuchungs s Prozeß die Appellation unvereinbar fey, 
— während fie im römifchen Recht in Verbindung mit 
dem Anklage: Prozeß flatt fand 13°), — an die Bedenken, 


135) Beib, Geſchichte ömifhen Eriminalpro . 
an »eräid des roͤmiſchen Cr prozeſſes x 
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bie man wegen bed Verhältniffes der Peinl. G. O., welde 
von den Rechtömitteln ganz fehweigt, zu den beiden Pro: 
jeften, deren eines die Appellation ausdrüdlich nennt, das 
andere ausfchließt, darüber heat, ob ein folches Rechts⸗ 
mittel flatt finden dürfe, was denn zu der Einführung der 
f. g. weitern Bertheibigung (remedium alterioris defen- 
sionis) mittelft des Gerichtsgebrauchs führte 86); an bie 
fpätern landesgeſetzlichen Beftimmungen, welche bald eine 
nothwendige Revifion der Urtheile anorbneten, die auf 
fchwere und eigentlich ſ. g. Eapitalftrafen lauteten, bald 
der jest zugelaffenen Appellation des Verurtheilten eine 
folche, oder ein ahnliches Rechtsmittel, im Intereſſe des 
Staats hinzuflgten. Alles dies mit manchen Modificatio: 
nen, und, da nun der Unterſuchungs-Prozeß die 
audfchließende Form ded Verfahrens war, da ein die Stelle 
des Unflägers vertretender Staatsanwalt oder Fidcal meift 
nicht vorhanden war., auf die verfchiedenfte und nicht wohl 
zu billigende Weife. Denn, mußte man auch zugeben, daß 
die Gerechtigkeit eben fo eine Abhülfe gegen grundlofe Frei⸗ 
fprechungen, ober ganz falfche, zu gelinde Verurtheilungen 
geböte, daß eine Wiederaufnahme der Sache — auch zum 
NachtHeile eines durch Erkenntniß ſtraflos Erkflärten — 
nothwendig erlaubt feyn müffe ’?7), wie man folches dem 
Berurtheilten in feinem Intereſſe geftattete 138): fo hatten 
doch mehr oder minder die Auswege, die man in Ermans 
gelung geeigneter Organe im Unterfuhungs : Prozeß eins 
ſchlagen zu müffen glaubte, vielfache Bedenken, die man 
fih denn auch nicht verhehlte, und rüdfichtlich deren feit 
längerer Zeit bie Kritit die Verwerflichlichkeit aufgezeigt 


136) Mein Lehrbuch des Eriminals Prozefles $. 186. 487, und 
meine Abhandlung im Archiv des Crim. R. 3. 1835. ©. 1 fg. 
137) Mein angef. Lehrbuch $. 20% fg. und meine Abhandlung 
in den Jahrbb. der jurift. Eiteratur Bd. XXVL ©. 140 fo. 
138) Mein angef. Lehrbuch 8. 205. Nr. 2. 
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bat, und mit gutem Erfolge; obfchon die Sache ſelbſt, 
für die ed an einer entfprechenden rechtlichen Form ge 
brach, mit den Zorderungen der Gerechtigkeit, die das 
von Amts wegen einzuleitende Unterfuhungdverfahren 
fich zur Aufgabe ſtellte, vollig in Webereinftimmung ſtand. 
Dahin gehört 3. B. dad Recht des Vorfigenden, der fi) 
bei der Faͤllung des Strafurtheild der Abftimmung zu 
enthalten hatte, gegen ein ihm widerrechtlich zu gelind er: 
fcheinendes Erfenntniß Einſpruch einzulegen 2), das in 
Preußen vorgefchriebene Beftätigungsrecht des Juſtizmini⸗ 
ſters — jebt aufgehoben — vermöge deffen berfelbe die 
Beftätigung verfagen, und die Sache zur nochmaligen Ab: 
urtheilung an den Griminal:Senat eined andern Oberge: 
richts fenden durfte, um deflen, oder eined andern Ge 
richt8 in der Form eines Gutachtens vorgelegted Urtheil zu 
beftätigen, wenn er ſich von der Rechtmäßigkeit: deffelben 
überzeugt hatte, wodurch übrigens die zuläffigen Rechts: 
mittel gegen ein ſolches Urtheil nicht auögefchloffen wa⸗ 
ven 149), — ferner bie in mehreren Landesgeſetzgebungen 
enthaltene Beflimmung, daß, in Folge der von dem fich für 
befhwert erachtenden Verurtheilten eingewendeten Appel: 
lation und allerdings im Widerfpruch mit dem Begriffe 
derfelben, auch, nach Befinden, eine fchwere Strafe (alfo 
eine in durius reformatio) follte ftatt finden dürfen 141); 
oder, womit wenigftens die Form gewahrt war, das in ges. 
willen geringeren Straffällen bei Unterfuchungsfachen , fo 
wie im Verfahren gegen Beamte einer Staatöbehörde ein: 


130) Bayriſches Strafgeſetzbuch Th. II. Art. 368. 369 (Mes 
vifion). 


140) Preuß. Crim. D. $. 508 fg. und meine angef. Ach. im 
Archiv 1847. ©. 170. 
141) Bol. Mittermater Strafverfahren Abth. IL. $. 208 ‚fg. 
ee 23.. Meine Beiträge zur Strafprozeßgeſetzgebung 
. 9 
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geraumte Rechtömittel der Aggravation 17), welches bei: 
und (bereitö durch das Geſetz vom 3.1846 für die Berliner. 
Gerichte) jest für bie Faͤlle aufgehoben ift, welche nad. 
der neuern Verordnung unterfucht werden 1#). 
Es ift befannt, wie man bei den feit längerer Zeit 
gepflogenen Berathungen über bie Einführung der Ver⸗ 
fahrensart und der Einrichtungen, die nunmehr befchlof: 
fen find, ein Hauptbedenken gegen. diefelben barin gefun: 
den hat, daß Nechtömittel und Beurtheilungen der Sache 
in ferneren Inſtanzen durch folche theild unmöglich, theile 
fehr befchranft würden, und es ald einen Hauptvorzug 
bes bisherigen Verfahrens geltend gemacht hat, daß daſ⸗ 
felbe nirgends der Verwirklichung ded wahren, wenn 
auch erft fpater erfannten Rechts, ein formelled Hinderniß 
entgegenftele. Man fah von anderer Seite dagegen bie 
Vorzüge des andern Berfahrens hervorgehoben, die auch 
dann nicht um zu hohen Preis erlangt mürten, wenn 
man auch einige Opfer bringen und inäbefondere auf 
wiederholte. Beurtheilungen derſelben Sache Verzicht lei: 
ften müffe; man hat zu zeigen gefucht, daß die fpatern 
Beurtheilungen nicht größere Gewähr für Die Gerechtigkeit, 
ald die erfte und einzige leifteten, fofern diefe nur unter 
fihernden Formen erfolge, daß fonft die meiften Urtheife 
erfter Inftanz gar nicht zue Geltung famen, und etwa 
nur die Bedeutung von Berfuchen eine Anficht auszufpres 
hen, und von Gutachten hätten 1°*), 
Indeß, es ift hiernicht der Ort und nicht unfere Aufgabe, 
dasjenige weiter auszuführen, was in fofern wenigftens 


142) Cab. Drdre v. 25. März 1834, v. 8. Sept. 1835, Kfer. v. 
20. San. 1837. Ergänzungen der Preuß. Rechtsbücher x., zu 
$. 529 fg. der Erim. DO. 

143) Verordnung $. 160. 

144) Vgl. Mittermaier, die Mündlichleit, das Anklage⸗ 
princip, die Oeffentlichkeit, und das Geſchwornengericht ıc. 
Stuttgart 1845. ©. 413 fo. 


Beil. Seit 3. Archiv d. Er. R. 1849. 10 
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ein praktiſches Interefie verloren hat, ald der Streit durch 
die neue Gefebgebung entſchieden iſt. Zür die Wiſſen⸗ 
fchaft behält er feine Bedeutung, und ed kann auch für 
eine fpätere Gefebgebung, und eine Revifion der gegen: 
wärtigen, auf ben Grund gemachter Erfahrungen von Wich⸗ 
tigkeit feygn, die Sache nicht aus den Augen zu laflen. — 
Es wird fortan der Wiffenfchaft obliegen, nicht bloß vom 
gefhichtlichen Standpunkt aus, fondern aud) von dem all: 
gemeinen der Gerechtigkeit und der Zmwedmäßigfeit, die 
hoͤchſt einflußreihen Fragen zu erörtern. 

Gehen wir nun näher ein auf die Grundbedinguns 
gen der Rechtömittel im Verhältniß zu gefällten und be: 
ziehungsweife zu bereitd in Rechtskraft übergegangenen 
Urteilen, ja felbft zu vollftrediten, fo ergiebt ſich, daß 
ohne Rüdficht auf die Form des Verfahrens, und ohne 
Rüdficht auf die durch diefelbe bewirkte größere oder ges 
ringere Schwierigkeit, drei Arten von Hülfe gefordert 
werben, die auch, fo viel ald möglich, in den neuern 
Prozeßgefeggebungen und fo auch in unferer Verordnung 
Anerkennung gefunden haben, und dies gilt für das bürs 
gerliche, wie für da8 Strafverfahren. 

Es bedarf einer Gewährung der Möglichkeit und der 
Befugniß für den, der fihdurd ein Urtheil be- 
fhwert erachtet — eine wiederholte Prüfung 
beffelben zu veranlaflen, fey es weil die Thatfachen nicht 
rihtig gewürdigt, oder nicht richtig dem Geſetz unterges 
ftellt find, — alfo einer Beſchwerde gegen die Richtig: 
Feit des Urtheild (iniquitas), ohne daß ein Form» 
fehler oder die Verlegung eines wefentlichen Erforberniffes 
behauptet wird; — Berufung, Appellation, und 
ohne daß die Beweismittel ald falfche angefochten werden. 
Das Urtheil muß rechtöiräftig werden fönnen. 

Es muß einen Schuß geben gegen Berlekungen ber 
vorm und wefentliche Vorfchriften; denn nur ein gerech⸗ 


Pe 
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tes und zu Recht beſtehendes Verfahren in allen ſeinen 
Theilen und Erforderniſſen kann als Grundlage eines rech: 
ten Urtheils gelten, und fuͤr dieſes Urtheil ſelbſt darf es 
nicht an der Beobachtung deſſen fehlen, was bei Strafe 
der Nichtigkeit als Bedingung der Guͤltigkeit deſſelben vor⸗ 
geſchrieben iſt: die Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Die Gerechtigkeit gebietet, daß, wenn ſich fpaͤter 
ergiebt, ein an ſich formell und nach den bei der Unter⸗ 
ſuchung feſtgeſtellten thatſaͤchlichen Vorausſetzungen auch 
materiell richtiges Urtheil ſey falſch, weil eben jene Vor: 
ausfeßungen ungegründet waren (3. B. wenn erft fpäter 
die Undchtheit einer Urkunde, der falfche Eid eines Zeugen, 
an den Bag fommt, alddann eine Wiederaufnahme 
der Sache geftattet werde. Dies ift die Wiederein: 
feßung in den vorigen Stand (in integruni re- 
stitutio). 

Unfere Verordnung hat nun dieſe drei Rechtsmittel 
beibehalten, jedoch denfelben eine weit befchranftere An- 
wendbarkeit zugeftanden, als es, felbft nach der neuern 
Form, nothwendig feyn müßte, Mir betrachten fie, ber 
Reihefolge der Vorfchriften uns anfchließend *°°), 

1. Appellation. 

„„ Gegen die von dem Einzelrichter und den Gerichts: 
abtheilungen für Verbrechen ($$. 27. 38) gefällten Urtel 
ift fowohl die Staatsanwaltfchaft als der Angeklagte ih: 
nerhalb einer präclufiven Srift von 10 Tagen das Rechts: 
mittel der Appellation einzulegen berechtigt #9, 
Der Appellant kann dasjenige, was vom erften Richtet 
als thatfächlich feftbeftehend angenommen worben ift, nur 


145) Den $. 24 der Verordnung: „, Einer Belehrung des Berlıra 
theilten über die ihm zuftehenden Rechtsmittel bedarf es nicht” 
(Geſetz $. 21), haben wir bereits früher erwähnt. &. meine 
angef. Abhandl. ©. 171 


146) Ueber die Berechnung diefer Zrift 8. 127. Geſet 6. 73. 
10 
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mittelft neuer Thatſachen oder neuer Beweis— 
mittel anfechten, und der Appellationdrichter hat zu 
beurtheilen, ob diefe neuen Thatfachen und neuen Beweis: 
mittel erheblich find.” 137) 

„Die Appellation ift bei dem Gericht der erften In: 
ftanz entweder mündlich zu Protokoll oder fchriftlich an- 
zumelden.” 148), 

Man fieht, daß die wahre Bedeutung der Beru: 
fung bier anerkannt ift; fie bezwedit gewöhnlich ein neues, 
dem Rechte entfprechendes, und fomit der Beſchwerde ab: 
helfendes Urtheil über diefelben zu Grunde zu Legenden 
Thatſachen; es ift nicht wefentlih, daß f. g. nova vorge: 
bracht werden, die flreng genommen -auögefchloffen wer: 
den und eine Zuruͤckweiſung an die-erfte Inſtanz begründen 
müßten, wenn man nicht überall anerkannt hätte, was 
fih) auch wohl vertheidigen läßt, daß auch hier e3 frei 
ftehen follte,, Neues vorzubringen und zu beweifen 129), 

Zwar erwahnt der $. 126 ausdrüdlic nur eben der 
Befugniß, neue Zhatfachen oder neue Beweismittel 
(alfo, wie fich verfteht, auch neue Thatfachen und neue Be: 
weismittel) beizubringen, und lediglich mittelft folcher fol 
eine Anfechtung deſſen ftatt finden dürfen, „was der erfte 
Richter als thatfahlih feſtſte hend angenommen 
bat”; allein hierauf ft offenbar die Appellation nid 
befchränft, und ich glaube annehmen zu müffen, daß 
auch gegen das Urtel, unter Vorausſetzung der Anerfen- 
nung der Richtigkeit der Schatfachen, diefed Rechtsniittel, 
wie ed biöher und allgemein der Fall war und in deſſen 
Begriff liegt, zugelaffen werde. Dafür fpriht die af 


147) Verorduung $. 426. Geſetz 8. 72. 
148) Verordnung $. 128. Geſetz $. 74. 


149) Mehr im bürgerl. NRechtöverfahren, T. g. beneficium nony 
dumm deducta deducendi, noudum probata probandi. 


fung: „Gegen die — gefällten Urtel iff »... Ap— 
pellation einzulegen berechtigt”, wobei bie Befcränfung 
in Betreff der Thatfachen eine nur eben für die andere 
Alternative hinzutretende Bedingung ift, und auf einen 
Gegenfag hinweifet, den befonders.. anzugeben kein Be 
dürfniß vorhanden ift. 
Voͤllig außer Zweifel ſcheint mir dieſes geſetzt wor⸗ 
den durch. die Beſtimmung de3.$. 129: 
»Die Angabe (erftens). dev Befchwerde, fo wie 
deren Rechtfertigung, und (zweitend) die Un: 
führung neuer Shatfahen oder Beweis: 
mittel können gleichzeitig. mit der Appellationsanmel: 
dung erfolgen, müflen aber, wenn bie unterblieben 
ift,, innerhalb der auf den Tag biefer Anmeldung nach⸗ 
folgenden zehn Tage gefchehen. Das Gericht iſt jedoch 
ermächtigt, diefe Frift auf den- Antrag bed Appellanten 
.. den Umftänden nach angemeffen: zu verlängern.” 190), 
Berner durch die Worte des 8. 136: 
— ‚Hierauf wird der Appellant mit feinen Befchwer: 
den, der Appellat mis feinen. Gegenerflärungen, und 
nach der Beweisaufnahme, wenn eine foldhe flatt 
findet, der Staatdanwalt — gehürt.” 
St aber unfere Anſicht richtig, kann ein Urtheil aud) 
lediglich nach der Seite feiner Rechtöbeftändigfeit auch ohne 
die Vorausſetzung neuer Zhatfachen und Beweiſe, und 
ohne diejenigen der Nichtigkeit 174), mittelft der Appellation 
angefehen werden, fo follten diefe nicht auf die erwähnten 
Faͤlle der 88. 27. 38 fg. beſchraͤnkt, fondern auch auf dies 
jenigen ausgedehnt werden, bei denen Gefchworne mit: 
wirfen, nämlich in fofern, als eben die Befchwerde ſich 
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150) Bol. Geſetz 8. 75. 
N11) Verordnung $. 139: „Die Nichtigkeitsbeſchwerde findet 
ſtatt: — 2) wegen Berletzung eines Strafgeſebes. ”. 
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nicht auf die ald thHatfächlich angenommenen und burd) 
bad Verdikt feftgeftellten Vorausſetzungen bezieht, fondern 
auf-die Unterfiellung unter das Gefeg, alfo 
auf dad, was von den Staatörichtern erklärt worden iſt. 
Denn bier ftellt die Theilnahme der Gefhwornen, gegen 
deren Ausſpruch, der Natur der Sache nach, feine Beru- 
fung, fondern nur eine Nichtigkeitäbefchwerde zuläffig ift, 
fein Dinderniß in den Weg, eine wiederholte Prüfung 
der Rechtmäßigkeit des Urtheild zu veranflalten, die, wenn 
fie bei geringem Vergehen und Verbrechen geftattet wird, 
auch bei den mit den fchwerften Strafen zu abndenden 
fhweren Verbrechen nicht ausgeſchloſſen werben 
ſollte. Denn der Vorbehalt einer Nichtigkeitöbefchwerbe 
„wegen Verlegung eines Strafgefebed” fcheint nicht aus: 
zeichend. ine Nichtigkeit ift eö nicht, wenn innerhalb 
bed Raumes, ber für Die Zumeſſung der Strafe dem Ric) 
ter frei gelaflen ift, zu weit hinauf gegangen, bie Strafe 
zu hoch beftimmt, wenn das Marimum angenommen wir: 
de 152) und darin der Grund einer Beſchwerde gefun: 
ben wird; auch wohl nicht, wenn die Richter die Hand: 
lung unter ein anderes ſtrengeres Geſetz fubfumirt hatten, 
ald es der richtigen Anficht nach gefchehen mußte. Aller: 
dings Fann die unrichtige Anwendung des Strafgefeßes 





152) So läßt die Badifhe Strafprozseßordnung den 
Recurs zu, S. 287: — „1) wenn «6 fih blos um die Frage 
handelt, ob die That unter ein Strafgefeg falle, und unter 
welches, oder ob die gerichtliche Verfolgung derfelben verjährt 
fey, oder nicht; — 2) wenn fich die Befchwerde nur auf rich⸗ 
terliche Strafausmeffung innerhalb der gefeglis 
ben Schranken bezieht” — was fih mit dem hiebei 
als unabänderlich geltenden Wahrfpruch der Jury ganz gut 
vereinigen läßt. Den erften Fall erwähnt unfere Verordnung 
8. 125: „„Sft die That, deren der Angellagte für fchuldig ers 
EHärt worden ift, durch «ein Strafgefeß nicht vorgefchen, fo 
fpricht der Gerichtshof den Angeklagten frei.” Wäre da⸗ 
gegen gefehlt, fo müßte nah $ 139. Nr. 2 die Wichtiges 
keitsbeſchwerde geflattet werden. 
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ober vielmehr die Anwendung eines für diefen Fall nicht 
beftimmten, nicht paflenden Strafgefetes (als Verlegung 
des jus in. thesi) eine Nichtigkeit begründen, und bies 
ift ed, was der $. 139 vorfieht. Aber man darf nicht un: 
bedingt bei der Möglichkeit verfchiebener Auffaflung der⸗ 
felben Handlung, von der uns die Urtheile verfchiebener 
Inſtanzen fo zahlreihe Beifpiele darbieten, darin eine 
Nichtigkeit erkennen, daß auch eine andere rechtliche Wuͤr⸗ 
digung, als die des erften und (mo Geſchworne mitwirk: 
ten) einzigen GerichtS gewefen war, mit Grund erwartet 
werden dürfte. Gewiß wird nicht in allen Zällen die 
Nichtigkeitsbeſchwerde abhelfen, ed wird eine foldhe, und 
mit Recht, oft als unbegründet zurüdgewiefen werden, 
wo bad Obergericht, wenn ed in ber Appellationsinftang 
zu erfennen hätte, eine mildere Beurtheilung hätte «ein: 
treten laſſen. Daflelbe müßte angenommen werden, ie 
dem Falle be $. 98: „Der Verfigende des Berichts be 
fragt ben Angeklagten: 

ob er fih Fhuldig bekenne, oder nicht fhuls 

dig fey? 
Belennt er fich fehuldig, und waltet gegen die Richtig 
keit des Bekenntnifjes kein Bedenken ob, fo faßt das 
Gericht das Urtel fofort ohne Zuziehung von Geſchwor⸗ 
nen ab.” 1%) 

Denn es ift hier nicht minder ale in ben biöher 
erwogenen Ballen möglich, daß das Urtheil auf den ald 
richtig und feftfiehend angenommenen faktifhen order: 
fügen zu einer gerechten und rechtlichen Befchwerde Anlaß 
gebe, welcher abgeholfen zu fehen, nicht blos im Jntereſſe 
des Betheiligten liegt. 

Sch weiß wohl, daß es gewillermaßen der allgemei: 
nen Auffaflung des Schwurgerichtd widerfprücht, Appel: 





153) ©. die erſte Abtheilung 
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lationen zuzulaffen, ich möchte fagen, ber juriſtiſchen Sym: 
metrie, und daß man glaubt, die hier allein zugelaffene 
Richtigkeitöbefchwerde fey geeignet, dem möglichen Un- 
recht zu begegnen, wie man benn aus diefer Rückficht die 
Zahl der nicht blos formellen, fondern auch der wefent: 
lichen Erforderniffe (formalites substantielles), deren 
Verletzung die Nichtigkeit zur Folge haben fol, oft über 
Gebühr vermehrt hat. Allein, daß dem nicht fo fey, 
habe ich gezeigt, und ed kommt hiezu noch der nicht zu 
überfehende Umftand, daß ja die Nichtigfeitöbefchwerbe, 
wenn fie gegründet befunden wird, in der Regel nur 
die Vernichtung des bisherigen Verfahrens und ded ange 
führten Urtheild und die Verweifung an eine anderweite 
Berhandlung und Entfcheidung zur Solge hat, wo ber: 
felbe Grund der Beſchwerde, auf welchen die Befugniß 
zur Appellation berechnet ift, wieder eintreten fan, und 
dem alfo hiedurch nicht abgeholfen wird. Allerdings fol 
($. 148), wenn die Nichtigfeitöbefchwerde auf unrichtige 
Anwendung oder auf Nichtanwendung eined Strafgefeßes 
($. 139. Nr. 2) gegründet ift, und diefelbe gerechtfertigt 
ericheint, das Obertribunal, nah Vernichtung des an: 
gefochtenen Urtheils, in der Sache felbft erfen: 
nen; allein, wie oben bemerkt, gewährt dies Feine -Ab: 
hülfe wider ein beſchwerendes Erfenntnig, welches nicht 
unter den Gefichtspunft eines nichtigen gezogen wer: 
den fann. 

Nur dann, und auch nur zum Theil, würde ich 
meine Einwendung für widerlegt erachten, wenn den Wor: 
-ten des 8. 139, Nr.2 „wegen Verlegung eines 
Strafgefeßes” eine fo weite Audlegung gegeben wür: 
de, daß diefelben alle jene Faͤlle mit in fich begriffen, Die 
fonft zur Appellation gerechnet werden. Theoretiſch fcheint 
mir died nicht gefchehen zu koͤnnen: ob es die Praxis an- 
nehme und zu rechtfertigen vermöge, wird abzumarten feyn. 


| 
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Diefe Appellation, die an die Stelle des in ber 
Griminal:Drdnung beftätigten frühern Rechtsmitteld der 
weitern VBertheidigung tritt, obſchon auch da ge: 
legentlich die Bezeichnung der Appellation gebraucht ift 1°%), 
bat nun fchon dadurch einen andern Charafter, daß auch 
der Staatsanwalt diefelbe ergreifen kann, wie denn aud) 
diefes Rechtsmittel von beiden Theilen gleichzeitig ergriffen 
werden fann 15°), wogegen die frühere Beftimmung des 
Geſetzes vom 3. 1846: „die Appellation des Staats: 
anwalts begründet für den Angeklagten das Recht der 
Anfhliegung binfichtich aller Theile des Erfenntnif: 
feö, gegen welche die Appellationsbefchwerben gerichtet 
find” 156), in die neue Verordnung nicht übergegangen ift. 
Das Verhältniß des einen Rechtömitteld zu dem andern, 
mit ben praftifchen Solgen, habe ich in der dem Gefebe 
vom 3. 1846 gewibmeten Betrachtung auseinander ge: 
ſetzt 157), 


Sn Betreff der von dem (oder für den) Angeklagten 
einzulegenden Appellation vermißt man eine Beftimmung, 
wie fie die Criminal:Drdnung und andere Gefeßgebungen 
aufftellen, wonach es nicht blos von dem Willen oder dem 
- Verzicht des Verurtheilten abhängt, ob eine weitere Ver: 
theidigung ftatt finden foll oder nicht, fofern ed ſich um 
gewifle fchwere Strafen handelt, vielmehr hier der Defen- 
for zu hören ift, und ferner auf beftimmte nächfte Ange: 

hörige die Befugniß zur Einwendung ded Rechtömittels 


154) Crim. Ordn. 8. 525. 526. 528. 


155) Verordnung $. 136 (Geſetz K. 86) — — „Hat ſowohl der 
Staatsanwalt, als der Angeklagte appellirt, fo wird über beide 
Appellationen entfchieden.” 


156) Geſetz S. 77. 
157) Q: 0% D. ©. 175 fag. 
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ertheilt ift, auch wenn es ber Verurtheilte nicht ergrei- 
fen will 198), 

Das weitere Verfahren findet nun in ber Art flatt, 
baß zuvoͤrderſt vor dem erften Gericht die Betheiligten mit 
ihren Anträgen vernommen 1°9), dann, nachdem das Er: 
forderliche verfügt worden, die Akten an das Gericht zwei⸗ 
ter Inftanz eingefendet werden 1600), in welchen dem Ober: 


158) Criminal» Drdnung $. 519 mit $. 463 u. 435: „Et 
tern, Kinder, Ghegatten, und Gefchwifter voller und halber 
Geburt können auf dieſe Vertheidigung dringen, felbft wenn 
Der Angeklagte darauf Versicht* thus.” Durch ein nothwendi⸗ 
ges Argument a minori ad majus muß dies auch für bie 
weite Vertheidigung gegen ein befchwerendes Urtheil gelten, 
was fon für die erfte bei einem zu erwartenden Urtheile 
pie. Die Badiſche Strafprozefordnung beftimmt 
$. 277: „WBormünder, Ehegatten, Berwandte in auf» und 
abfteigender Linie können Ramens deffelben den Recurs ergreis 
fen; gegen feinen Willen jedeh nur die Vormünder oder 
Eltern im Zalle feiner Minderjährigkeit. Stirbt der Ange 
fhuldigte vor eingetretener Nechiskraft des Urtheils, fo verliert 
daſſelbe, in fomweit «6 nicht über Anfprüce des Beſchädigten, 
oder die dem letztern erwachfene Prosehfoften entfchieden bat, 
feine rechtliche Wirkſamkeit; gleichwohl koͤnnen die Ehegatten 
oder Erben verlangen, daß neue Entfchuldigungsbeweife, Die 
zu ihrer Kenntniß gekommen find, auf ihre Koften nachträg⸗ 
lich erhoben und aftenmafig gemacht werden.” Dies leptere 
kann auch, nach gemeinem Recht, im Wege der Reftitution 
geſchehen. Val. mein Lehrbuch des Crim. Prozefies $. 205, 
und meine Abhandlung im Archiv des Crim. R. 3. 1844 
©. 377 fog. ©. 461 fgg. 


159) Berordnung $. 130. Geſetz $. 76: „Die Appellatiorss 
fehrift wird dem Appellaten mit der Aufforderung mitgetheilt: 
binnen einer Frift von zehn Tagen anzuzeigen, ob und welche 
neue Thatſachen oder Beweismittel er feinerfeits anzuführen 
babe. Hat der Staatsanwalt appellirt, und iſt der Angeflagte 
verhaftet, fo wird dieſem der Inhalt der Appellationsichrift 
vorgelefen, und die eben gedachte Aufforderung zum Protokoll 
bekannt gemacht. Befitzt er einen Bertheidiger, fo ift Diefem 
auf Berlangen Abfchrift der Appellationsfchrift zuzuftellen.” 


160) Verordnung 8. 134: „Nachdem die Akten bei dem Gerichte 
zweiter Inftanz eingegangen find, beſtimmt daflelbe einen Ter⸗ 
min zum mündlichen Verfahren und ladet dazu den Ober» 
Staatkanwalt, den Angeklagten, fofern derfelbe nicht verhaftet 
ift, fo wie diejenigen Zeugen vor, deren Abhörung mit Bezug 


r 
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Etaatsanwalt der Betrieb der Sache obliegt 76°), fofern 
nicht „dad Gericht erfter Inſtanz die Appellation ald nicht 
rechtzeitig angemeldet zurüdweifet”; denn dann „kann 
der Zurüudgewiefene hiebei innerhalb einer zehntägigen 
präclufivifchen Frift, welche mit dem Ablaufe des Tages 
beginnt, an dem ihn die zuruͤckweiſende Verfügung be: 
kannt gemacht. worden ift, bei Dem Appellationögericht Be: 
fchwerbe führen. Bei der Entfcheidung biefes Gerichts 
muß es bewenden.” 162) 

Dad Verfahren vor dem Obergericht findet nad 
denfelben Grundfäßen ſtatt, wie fie für die mündliche 
und Öffentliche Verhandlung in der erften Snftanz vorge: 
fchrieben find, nur ift das perfünliche Erfcheinen des An: 
geflagten nicht in allen Faͤllen nothwendig 1%). 

Nach einer Darftelung der bisherigen Verhandlun⸗ 
gen durch einen Referenten werden der Appellant und 
Appellat gegen einander gehört, und nad) der Beweis: 
aufnahme, wenn eine folche ftatt fand, der Staats: 
anwalt mit feinen Anträgen, immer aber zulebt der 
Angeklagte oder deffen Vertheidiger, worauf das Urtheil 
gefaͤllt wird 16%), 


anf die Borſchrift des $. 426 für erforderlich erachtet wird. 
Sft der Angeklagte verhaftet, fo kann er im Zermin nur 
durch einen Vertheidiger vertreten werden, der ihm auf feis 
nen Antrag von Amis wegen beftelt werden muß. Auch dem 
nicht verhafteten Angeklagten fteht frei, fih im Termin durch 
— mit Vollmacht zu verſehenden Vertheidiger vertreten zu 
lafien.” 


161) Verordnung S. 133. Etwas abweichend Geſetß $. St. 
162) Berordnung 8. 131. Geſetz $. 79. 


163) Verordnung $. 135. Geſetz $. 84: „Erachtet das Aypellas 
tionsgericht aus befondern Gründen das perfönliche Erſcheinen 
des Angeklagten für nothwendig, fo kann #6 die Vorführung 
oder Geftelung deſſelben anordnen.” 


164) Verordnung $. 136. Geſetz S. 86 : „„ Bei dem mündlichen 
Berfahren, deſſen Leitung dem Worfigenden gebührt, giebt 
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„Gegen ein Appellations-Urtel über die im $. 27 
gedachten Vergehen findet ein weiteres Mechtömittel nicht 
ſtatt.“ 395) 

Dies ift nicht fo zu verftehen, als wenn bei den 
andern fchwerern Verbrechen ($. 38) außer der Appellation 
etwa noch ein ordentliches Rechtsmittel zuläffig wäre; 
denn die im Geſetz vom 3. 1846 nachgelaffene Re viſion, 
als Rehtsmittel dritter Inſtanz, unter den 
dort näher angegebenen Bedingungen ift der neuen Ber: 
ordnung unbekannt. Der Sinn ift vielmehr, daß in 
jenen geringern von Einzelnrichtern abgeurtheilten Fällen 
nur die Appellation, nicht auch die Nichtigkeitöbefchwerbe 
geftelt werde, wie ſich auch aus der unter dieſer legten 
Rubrik aufgeftelten Beſtimmung ergiebt. ,„Appellations: 
Erfenntnifle über die im 6. 38 bezeichneten Verbrechen und 
Erfenntniffe der Gefchwornengerichte ($. 60) können durch 
eine Nichtigkeitöbefchwerde angefochten werben”, wäh: 
rend die Wortfaffung bei der Reftitution es mindeftens 
zweifelhaft laßt, ob diefe nicht für alle Falle gelten fol, 
wenn man nicht die allgemeine Beftimmung des $. 151, 








zuerft ein aus der Zahl der Gerichtömitglieder zu ernennender 
Referent mündlich eine Darftelung der bis dahin flatt gehab⸗ 
ten Verhandlungen — Hierauf wird der Appellant mit feinen 
Beſchwerden, der Appellar mit feinen Segenerklärungen, und 
nach der Bemweisaufnahme, wenn eine foldhe ftatt finder, der 
Staatsanwalt mit feinen Anträgen, in allen Fällen aber zu⸗ 
legt der Angeklagte oder fein Vertheidiger gehört, und bierauf 
das Urtheil gefällt. — Hat fowohl der Staatsanwalt als der 
Angeklagte appellirt,, fo wird über beide Appellationen zugleich 
entfchieden. Sn allen übrigen Beziehungen kommen bei dem 
müntlichen Verfahren zweiter Inſtanz die für die erfte In 
ftanz eribeilten Vorfchriften ebenfalls zur Anwendung.” — Bies 
mir ift zu verbinden: Verordnung $. 132 (anders zum Theil 
Geſetz $. 80): „Die Verhandlung und Entſcheidung ziveiter 
Snftanz erfölgt vor einer aus fünf Mitgliedern nebft einem 
Gerichtsfchreiber beftehenden Abtheilung des zuftändigen Ap⸗ 
pellationsgerichts. ” 


165) Verordnung $. 137. 
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„Gegen jedes rechtskraͤftige Urtheil kann der Ver⸗ 
urtheilte zu jeder Zeit das Rechtsmittel der Reſtitution 
einwenden, wenn er darzuthun vermag, daß das Urtheil 
auf eine falſche Urkunde oder auf die Ausſage eines mein: 
eidigen Zeugen gegründet ift”, durch die oben angeführte 
des $. 137 befchränfen zu müffen glaubt. 


2. Nictigkeitsbefhwerde. 


Sowohl die einleitenden Bemerkungen, die ich der 
Eehre von den Rechtsmitteln vorausſchicken zu müffen 
glaubte, als die Erörterung der Fragen, zu denen die Bes 
trachtung über die Appellation Veranlaffung gab, machten 
es nothwendig, Einiges über die Nichtigkeitöbefchwerde 
aufzuführen. Zur Wermeidung von Wiederholungen 
nehme ich hierauf Bezug. 


Des 8. 138 iſt bereits gedacht worden; er enthaͤlt die 
Beſtimmung, daß Appellations-Erkenntniſſe uͤber die im 
8. 38 bezeichneten Verbrechen und Erkenntniſſe der Ge: 
fchwornengerichte (8. 60) durch eine Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde angefochten werben können +9), 


Hier ift nun, abgefehen von dem Mangel, auf dem 
bereits bei Gelegenheit der Appellation aufmerffam gemacht 
worden, eine Ungenauigfeit des Ausdrudd zu rügen. 
Erkenntniß der Gefhmwornengerichte würde 
heißen: der Spruch, den dad Schwurgericht gethan hat. 
Und dad würde auch anzunehmen feyn, da gegen diefen, 
als folhen, eine Berufung unftatthaft und unmöglich ift, 
und hier in der That nur eine Nichtigfeitöbefchwerde helfen 
fann. Allein dad Verdikt als folched, wenn man dieſes 
Erkenntniß nennen will, was logifch nicht unrichtig, aber 
Doc gegen den hergebradhten Eprachgebrauch ift, vermag 


166) ©. oben Eint. zum vierten Abfchnitt. 
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nicht auf diefe Weiſe angefochten zu werden; ware fhul: 
dig auögelprochen worden, unter den Borausfeßungen 
des $. 116, fo müßte die dort angeordnete Maaßregel ein: 
treten !°7). Iſt aber „ein Nichtſchuldig auögefpro: 
chen, fo fteht dem Staatdanwalte die Nichtigkeitöbefchwerte 
nicht zu” 19%), während biefelben ſonſt „ſowohl bem 
Stuatdanwalte als dem Angeflagten zufteht.” 19) Geht 
man aber die Gründe durch, wegen deren die Nichtigfeirs: 
beſchwerde flatt finden fol 170), fo erfieht man, daß diefe 
zunaͤchſt, wo fie dad Schwurgericht betreffen, nicht das 
Erfenntniß, fondern deflen Boraudfeßungen, die 
erforderliche Anzahl ($. 9%) geeigneter Geſchwornen ($.95), 
die Frageftellung, dad Verhältnig der Majorität und Mi: 
norität ($. 104. 108. 113) zum Gegenftand haben, theils 
fih auf ganz andere Erforderniffe beziehen, die mit dem 
Erkenntniß der Gefchwornengerichte nicht in unmittelbarer 
Verbindung ftehen. In der That würde auch bei letztern, 
wo eine Nichtigkeit eben fo möglich ift, Diefe gerügt wer: 





167) ©. die erſte Abtheilung diefee Abhandlung. 
163) Verordnung 8. 142, 
169) Verordnung $. 141. 


170) Verordnung $. 139: „Die Nichtigkeitsbefchmerde findet flatt : 
1) Wegen Verlegung von Förnilichkeiten im Verfahren, deren 
Beachtung bei Strafe der Richtigkeit vorgefchrieben if. 2) Wegen 
Verlegung eines Strafgeſetzes.“ Davon ift früher die Rede 
geweſen. Ferner: Berordnung 8. 140: „Als Förmlichfeiten 
des Verfahrens, deren Verlegung eine Nichtigkeit zur Folge 
baben foll, gelten außer den in den SS. 14. 93. 95. 104. 105, 
113 ausdrüdlich genannten noch folgende: 1) wenn der Ans 
geklagte in den Fällen, in denen ein Gentumactalverfahren 
nicht flatt finden durfte, nicht gehört worden; 2) wenn der 
Angeklagte in den Fällen, in melden das Geſetz die Verthei⸗ 
disung vorfchreibt, ohne Beiftand eines Vertheidigers geweſen; 
3) wenn das Urtel-erlaffen worden, ohne daß vorher die Staates 
anmaltfchaft mit ihrem Antrane gehört worden; 4) wenn bei 
dem Gerichtshofe nicht die erforderliche Anzahl Richter zugegen 
geweien; 5) wenn der Gerichtshof der nicht competente Richter 
geweſen ift.” 
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den müffen, und baß diefes nicht audgefchloffen feyn fölle, 
‚ ergiebt der ganze Zuſammenhang. Erkenntniffe der 
Gefhwornengerichte fol hier heißen: Erfenntniffe 
der Gerichte über folche in $. 60 bezeichnete fchwere Ver: 
brechen, die unter Mitwirfung von Gefhwor: 
nen unterfucht und zur Entfcheidung gefommen find; 
und fo wie der Grund der Nichtigkeit keineswegs auf das 
Erkenntniß als folches befchranft ift, fondern auch dad 
Berfahren und deſſen wefentliche Erforderniffe betreffen 
fann, fo wird auch die Richtigkeitäbefchwerbe im weitern 
Umfang geftattet werden, wie fich indbefondere aus $. 140 
ergiebt. 

Das frühere Geſetz hatte der Nichtigkeitsbefchwerde 
ald eined eigenen Rechtsmitteld nicht gebachtz wogegen 
theild die jegt nicht mehr vorfommende Repifion als 
Rechtsmittel dritter Inftanz 171) in gemiffen Faͤllen, theil® 
die, in beiden Gefegen, anerkannte Reftitution 22) 
Abhülfe gewähren konnte, da nicht felten die Gründe, auf 
welche ein Gefuh um Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand geflügt werden kann, zugleich folche feya werben, 
die eine materielle (wenn ſchon nicht das Verfahren im 
engern Sinn betreffende) Nichtigkeit bewirken muͤſſen. 
Man mochte ſich das Verhaltniß fo vorftellen, wie im ge 
meinen bürgerlichen Prozeffe, und wie nach dem Preußt: 
fchen Geſetze über das Rechtömittel ver Reviſion und ber 
Nichtigkeitäbefchwerde vom. 14. Dec. 1833, wonad insbe 
fondere die Beſchwerde wegen folcher Mängel, die fofort 
erfannt werben können, an die Nothfrift des ordentlichen 
Rechtsmittels gebunden iſt; wo neben noch) wegen eigent- 
licher materieller Sehler dad außerordentliche Rechtömittel 
der Nichtigkeitöbefchwerde (die Nullitaͤtsklage des aͤltern 


171) Geſetz vom J. 1846 8. 87; meine angef. Abhandl. S. 177. 
172) Geſet 8. 98. Verordnung $. 151. 
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Rechts und der Allgemeinen Gerichtsorbnung) befteben 
blieb 17%), Im Strafverfahren findet aber nach der neuen 
Verordnung eine folche außerordentliche, an eine Zeitbe: 
flimmung nicht gebundene Nullitätäquerel nicht flatt , und 
man muß dieſes, fofern nicht durch die Reftitution ab: 
geholfen zu werden vermag, für einen Mangel erachten, 
ber bei einer zu erwartenden Reviſion diefes Theils der 
neuen Geſetzgebung abzuftellen feyn dürfte. 

Ueberhaupt erfcheinen die vorliegenden Beftimmun: 
gen weder erfchöpfend, noch überall gerechtfertigt. Es 
ift bereit erwähnt worden, daß dem Staatsanwalte die 
Nichtigkeitöbefchwerde nicht zuftehe, „wenn von den Ge: 
fhwornen ein Nihtfhuldig audgefprochen if.” 17%) 
Man mag dies zugeben, in fofern, wie bemerft, das Ber: 
dift überhaupt nicht Gegenfland der Anfechtung feyn kann. 
Allein davon ift ja gar nicht die Rede bei der dennoch zu: 
gelaffenen Nichtigfeitöbefchwerde gegen ,, Erfenntniffe der 
Gefchwornengerihte” — deren Bedeutung oben aufge: 
zeigt worden if. Der Staatsanwalt kann alfo zwar in 
ben Fällen einer Verlegung, wie folhe $. 139. 140 ange 
geben find 17°), die Nichtigkeitöbefchwerde erheben 176), fo 
wie der Angeklagte; allein jener wird da, wo ein Schuldig 
ausgefprochen worden war obſchon ald Vertreter der Gerech: 
tigkeit auch ein Intereffe haben 177), das Verfahren wegen 
Nichtigkeit anzufechten, aber gewiß nicht hier ausfchließend, 
und zwar um fo weniger, ald ohne Zweifel der Verurtheilte 
felbft oder fein Wertheidiger die nöthigen Schritte thun 


173) Mein Verſuch einer Geſchichte der drop Ci⸗ 
vil⸗Prozeß⸗Geſetzgebung ©. 240 fo. 


174) Berordnung $. 142, 
175) ©. Not. 170. 


176) Verordnung $. 141. 
177) Verordnung $. 6. 
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wird. Es liegt nicht minder in feinem Sntereffe und 
in feiner Pfliht, auch dasjenige nichtige Verfahren zu 
rügen, welches zu einer Nihtfhuldig : Erklärung 
geführt bat. So wie nach $. 116 die Richter fich 
bei einem, ihrer Weberzeugung nach durchaus falfchen, 
aber dem Angeklagten günftigen Ausſpruche der Ge: 
ſchwornen beruhigen müflen, indem das ihnen unter 
den bort angeführten Bedingungen eingeraumte Recht, 
die Sache an eine andere Sikung und vor neue Ge: 
Ihworne zu verweifen, nicht zu deſſen Nachtheile aus: 
geubt werden darf, fo muß hier der Staatsanwalt eine 
offenbare Nichtigkeit, felbft wenn fie in dem eigentlichen 
fhwurgerichtlihen erfahren vorgefallen wäre, gelten 
laffen. Dies fordert weder die Gerechtigkeit, noch 
die Begünftigung, die im Zweifel dem Ange: 
flagten, aber die doch nicht dem Verbrecher als 
ſolchem zu Theil werden fol; noch endlich das 
Mefen des Shwurgerihtd Bedenft man, 
welche unbegrenzte Gewalt den Gefchwornen eingeräumt 
ift, und wie es kaum möglich ift, der Willkühr und einem 
Uebergreifen ein rechtliche Hinderniß entgegenzuftellen, 
wenn die einzige Bürgfchaft, die in dem Eid gefucht 
wird, mit. der Achtung vor-der Heiligkeit deffelben ver: 
mindert werden muß, fo fann man nicht umhin zu be: 
forgen, daß die Aufnahme folder Beftimmungen ber ge: 
deihlichen Rechtöpflege, der unfere Zeit nachftrebt, gefähr: 
lich werden, und daß man in dem Verlaſſen der bisher 
befolgten Grundfäsße, die, von den Mängeln bed 
Verfahrens abgefehen, durchaus gerecht waren, wohl 
etwa3 zu rafch geweſen fey 178). 


178) Das franzöfifhe Necht bietet wenigftens für das Recht, 
als ſolches, eine Hülfe, wenngliich für den befondern Fall der 
dem Angeklagten günftige Erfolg tur:h die Nichtigkeitserklärunz 
denifelben nicht verfümmert werden fol. Code d’instr. cıim. 

Beil. sSeft 3. Archiv d. Er. :R. 1889. 11 
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Das Verfahren ift folgendes : 


„Die Richtigfeitöbefchwerde muß binnen einer präclu: 


fivifchen Frift von zehn Zagen, vom Tage der Berfün: 
.bung, oder, wenn ein Contumacialverfahren ftatt ge: 
funden hat, der Behändigung des Urteld an den Ange- 
Flagten gerechnet, bei dem Gerichte, welches das Urtel 
erfter Inſtanz gefaͤllt bat, fehriftlich unter Angabe der 
Beichwerdepunfte angebracht werden. — Dem An: 
geflagten ift geftattet, feine NichtigfeitSbefchwerde ent: 
weder fogleich bei der Verfündung des Urtels oder in: 
nerhalb der zehmtägigen prächufivifchen Friſt zu Protokoll 
zu erklären, oder mittelft einer dem Gerichte einzurei: 
chenden Schrift anzubringen. Diefe Schrift muß 
von einem zum Nichteramte befähigten Nechtöverftänpi: 
gen legalifirt ſeyn.“ 179) 


Unter Befhwerdepunftten — ein Ausdruck, der. 


bier nicht ganz paſſend ift, und fih mehr auf die Ap-: 
pellation bezieht — find die behaupteten Nichtigfeits: 
gründe zu verfiehen. Daß folde fogleich dem Ange: 
klagten befannt feyen, ift ein gewiß felten anzunehmenver 
Hal, 3. B. die Verlegungen der Beflimmung von $. 140 
Nr. 1. 5, wogegen fo grobe Beifeitefegungen ber gefeg: 
lichen Vorfchriften, wie fie flatt finden müffen, um nad 
Nr. 4 eine Nichtigkeit zu begründen, wie der Mangel der 
erforberlichen Zahl der Richter hoffentlich mit dem Erfolg 
auf der Stelle gerügt werden, daß nicht erft ein nachher 
für nichtig zu erflärendes Urtheil gefällt würde. 


Art. 409: „‚Dans le cas d’acquittement de l’accuse,, l’an- 
nullation de Vordonnance qui l’aura prononce, et de se 
qui Vaura precede, ne pourra être poursuivie par le 
ministere public que dans l’interet de la loi et sans pre- 
judicier à la partie acquittse.” 


179) Verordnung 8.143. 
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Nach Eingang der Gegenerflärung des Imploraten, 
oder wenn bie dafür beſtimmte zehntägige Zrift abgelaufen: 
tft, werben die Akten an das Ober: Tribunal eingeſchickt, 
und die Betheiligten hievon ia Kenntniß gefegt 19. 

Alsdann findet nach den gewöhnlichen Grundfägen 
eine Öffentliche Verhandlung. ftatt, indem zuerft (wie bier 
nicht gefagt ift, aber wohl nad) $. 136 angenommen wer: 
den darf) ein Referent, der aus der Zahl der Mitglieder 
des Senats ernannt wird, den vorgefchriebenen Vortrag 
halt, dann der Staatsanwalt 81) und der etwa erfchienene 
Vertreter des Angeklagten 182) gehört wird, worauf die 
aus fieben Mitgliedern des Ober-Tribunals beite- 
hende Abtheilung die Entfcheidung ausfpricht 17), 

Es ift nicht bemerkt, verfteht fich aber wohl von 
felbft, daß, wenn es einer Unterfuchung und Darlegung 
der Nichtigkeit der Beſchwerde hinfichtlih der thatfäch- 
lichen Borausfegungen bedarf, (denn nicht alle Fälle der 
Verletzung, die unter die $. 139 Nr. 1 und $. 140 aufge: 
führten Geſichtspunkte gehören, find von der Art fofort 
fo vorzubringen, daß gleich an die rechtliche Erörterung 
gegangen werden kann,) diefem Erforderniffe auf die ges 
eignete Weife genügt werden müffe, was zu veranlaffen 


180) Verortnung $. 144: „Das Gericht theilt die Beſchwerde 
des Angeklagten dem Staatsanwalte, die des Staatsanwalts 
dem Angeklagten und deſſen Vertheidiger zuv Gegenerklärung 
innerhalb einer zehntägigen präclufivifchen Frift in Aöfchrift 
mit, und fendet nach Ablauf diefer Friſt die Alten, unter Ber 
nachrichtigung der Parteien, an das ObersZribunal.” 

481) Verordnung $. 146, 

182) Verordnung $. 147. 

183) Verordnung 8.145: „Die Entfheidung über die Nichtigs 
Beitsbefchwerde erfolgt auf mündlichen Vortrag von einem aus . 
fieben Mitgliedern veſtehenden Senate des Ober» Zribunals in 
Öffentlicher, nur durch Aushang an der Gerichtöftelle befannt 
zu machender Sitzung, in welcher die Staatsanwaltfchaft fo 
wie ein erfchienener Vertreter des Angeklagten zu hören ift. ” 


11* 
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Sache des Imploranten ift, wonach der Gegner, was 
etwa zur Entfräftung und Widerlegung in faftiicher Hin: 
ficht dient, beizubringen hat. Die thatfächlihen Ermit: 
telungen, von denen in $. 148 die Rede ift, beziehen fich 
nämlich nicht auf die Begründung der Beſchwerde, 
fondern auf die Sache felbft, über welde, wenn und 
nachdem die Nichtigkeitöbefchwerde begründet ‚gefunden 
worden ift, erft nach anderweitiger Verhandlung von dem⸗ 
jenigen Gerichte zu entfcheiden ift, an weldes die Sache 
verwiefen wird. Es wird naͤmlich die Entfcheidung Uber 
die Nichtigkeitöbefchwerde felbft ſtets von dem höchften 
Gerichtöhofe getroffen. Dagegen, wenn diefe Entfchei- 
dung nicht in einer Zuruͤckweiſung der Befchwerde beiteht, 
vielmehr in einer Vernichtung ded angefochtenen Urtheils, 
bat Diefed nur dann in der Sache zu erfennen, „wenn 
die Nichtigkeitöbefchwerde auf unrichtige Anwendung oder 
auf Nichtanwendung eined Strafgefebed gegründet tft”, 
fofern in dem angeführten Falle nicht thatfähliche Er: 
mittelungen nothwendig find. Alsdann nämlih, und 
eben fo wenn die Befchwerde auf Verletzung von Form: 
lichkeiten gegründet ift, muß die Sache zur nochmaligen 
Verhandlung und Entfcheidung an ein anderes Gericht 
verwiefen werden, im erften Fall an dasjenige der betref: 


fenden Inftanz, im andern an ein befonders zu bezeich⸗ 
nendes Gericht 18%), 


184) Verordnung $. 148: „Sit die Nichtigkeitsbefchtwerde auf 
unrichtige Unmwendung oder auf Nichtanwendung eines Strafe 
geſetzes (S. 139 Nr. 2) gegründet, und erachtet das Ober : Zris 
bunal Ddiefelbe für gerechtfertigt, fo vernichtet es das angefoch⸗ 
sene Urtel und erfennt in der Sache ſelbſt, was Rechtens, 
oder vermweift, wenn es noch auf thatfächliche Ermirtelunaen 

* ankommt, die Sache zur andermeitigen Verhandlung und Ents 

ſcheidung an. das Gericht der betreffenden Inſtanz.“ — $. 149: 
„Iſt die Nichtigfeitsbefchwerde auf MWerlegung von Förm⸗ 
Jichteiten gegründet, fo vernichtet das Ober s Tribunal, wenn 


un 
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Man vermift eine Beſtimmung darüber, ob nicht 
das Verfahren oder die Entſcheidung ded für die Nichtig« 
Feitöbefchwerbe zuftändigen Senats felbft ald nichtig ange⸗ 
fohten werden Eünne? Da auch für dieſe wefentliche 
Srforderniffe gelten, 3. B. die Zahl von fieben Richtern, 
und $. 140 (für die Urtheile anderer Gerichte) als Nich⸗ 
tigkeitögrund (unter Nr. 4) ausbrüdlich erwähnt: „wenn 
bei dem Gerichtöhofe nicht Die erforderliche Anzahl der Rich 
ter zugegen gewefen”; fo muß wohl die Frage bejaht 
werden 185), | 
„Eine Ausfertigung ded Urteld des Obertribunals 
ift dem Gerichte zur Verkündung oder Behändigung 
an den Angeklagten zu überfenden, auch auf Verlan⸗ 
gen dem Staatdanwalt zuzuftellen.” 188). 


3. Reftitution. 
„Gegen jedes rechtöfräftige 189 Urtheit kann der 
Berurtheilte zur jeder Zeit dad Rechtsmittel der Reſti⸗ 


05 die Beſchwerde für gerechtfertigt erachtet, das angefechtene 
Urtel und ordnet die anderweitige Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung vor dem durch ihn C? es) zu bezeichnenden Gerichte an. 


185) Die Badiſche Etrafprogeßordnung beſtimmt $. 294 a. E. 
für einen ſolchen Fall, wo das oberfte Gericht geſprochen hat, 
dag aledann „„die Nichtigkeitsbefchwerde an den vollen Rath 
diefes oberften Gerichtshofes gehe.” 


186) Verordnung $. 150. 


187) Wäre das Urtheil noch nicht rechtskräftig, fo würde zur 
nächft die Appellation bedingt feyn, wo fie überhaupt zuläffig 
ift, da bei diefer auch neue Thatſachen und Beweismittel ftatt 
finden dürfen ($. 128), zu welchen legtern auch die gehören, 
deren hier $. 151 gedacht if. Allein man Fönnte einmwenden, 
daß dann eine Inſtanz verloren ginge — die Nichtigkeitibes 
ſchwerde aber iſt wenigſtens nach unferer Verordnung hier 
nicht bedingt. Gegen ein Uriheil, wo Geſchworne mitgewirkt 
haben, ift die Appellation nicht ftatthaft, und dürfte, feloft 
wenn fie nady meiner Anflcht über den rechtlichen Theil des 
Erkenntniſſes zugetaffen würde, doch nicht gegen den Spruch 
der Sefchwornen ſtatt finden. Hier hilft aber, wenn die Nich» 
tigkeitebefchwerde, wie bemerkt, auch nicht zuftcht, die Reftis 
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tution einwenden, wenn er darzuthun vermag, daß 
bad Urtheil auf eine falfche Urkunde oder auf Die Aus- 

fage eined meineidigen Zeugen gegründet ift.” 88) 
Es kann zweifelhaft erfcheinen, ob ed genüge darzu⸗ 
tbun, daß in der Verhandlung ein Zeuge falſch ausge⸗ 
fagt babe, oder eine falfche Urkunde vorgebradht worden 
fey — oder ob, mas der Wortfaflung mehr entfpricht, 
dargethan werben muß, daß gerade biefed faljche Be⸗ 
weißmittel den Grund für das Urtheil abgegeben 
habe, gegen welches nun die Wiedereinfekung nachge⸗ 
ſucht wird. Meift wird beides zufammentreffen, aber ed 
iſt nicht nothwendig. Einen fernern Zweifel, der zum 
Theil mit dem vorigen zufammenhängt, erwecken bie 
Worte: „Ausfage eines meineidigen Zeugen.” 
Man könnte darunter Die (gleichviel ob wahre oder falfche) 
Auöfage einer zum Zeugniß berufenen Perfon verftehen, die 
als meineidige — vielleicht ſchon früher beftraft — 
gar nicht hätte vernommen werden follen, oder, und dies 
ift wohl bier der Sinn, einer Perfon, welde durch 
falfhe Audfage ihren gerade in biefer Unter: 

fuhungsfache geleifteten Zeugen : Eid verlegt hat. 
Jedenfalls bedarf diefer 8. 151 einer genauern Faf- 
fung und der Aufnahme auch noch anderer Gründe, bie 


tutton nicht überall, da die Geſchwornen an Eeine Beweitßvor⸗ 
fhriften gebunden find, und Feine Rechenfchaft abzulegen 
baben. Es wird Fälle geben, mo unzweifelhaft dargethan 
werden kann, daß die Schuldig s Erklärung der Jury durch das 
falfche Zeugniß ze. beftimmt worden fen, aber gewiß auch Fälle, 
wo ungeachtet des Beweiſes eines falfchen Zeugnifles, einer 
falfhen Urkunde, nicht darzurbun ift, daß gerade diefe das 
Verdikt begründet haben. Man Fönnte freilich enigegnen, 
daß alsdann eben andere Sründe für das Verdikt vorbans 
den gewefen ſeyn müßten ; allein auch dies kann nicht in fols 
cher Allgemeinheit zugeftanden werden, um alle Bedenken zu 
entfernen. 


188) Verordnung $. 151. 


ug 


fr 
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außer den beiden angegebenen das Reſtitutionsgeſuch 
rechtfertigen; da ja auh Sachverftändige pflichtwidrig 
ein der Wahrheit widerfprechendes Gutachten abgeben koͤn⸗ 
nen, oder Richter beflochen feyn Eönnten, was aud) 
bei GSefhwornen vorkommen kann, und ba endlich 
auch ohne diefe Vorausfeßungen neue Beweiſe aufgefuns 
den werden können, bie, wenn fie früher waren beigebracht 
worden, der Sache einen andern, günfligern Ausgang ge- 
geben hätten. Man denke nur an den Fall, wo auf In: 
bicien eine Verurtheilung gegründet war, der ja gerade 
beit dem Schwurgerichte, und jest überhaupt bei dem 
MWegfallen der pofitiven Regeln über die Wirkungen der 
Beweiſe ($.22) und der frühern Befchränfungen, fo 
leicht möglich tft. Hier kann fpäter das entdedt und bes 
nußt werden, was jene Anzeigen, — die, welche Theo: 
rie, welche Berfahrensart man auch annehmen möge, doch 
immer nur böchftend große MWahrfcheinlichfeit, niemals 
Gewißheit liefern, — zu entkräften, ja die volle Un: 
ſchuld herzuftellen im Stande ift 199), 


Auch ift in unferer Verordnung nicht8 über die Ne: 
ftitution erwähnt, welche felbft nach dem Zode eines un: 


189) Ber weitem vorzüglicher ift bier die Badifhe Strafs 
prozef: Ordnung $. 299: „Nach eingetretener Rechtes 
kraft kann der Verurtheilte zu jeder Zeit, felbft nah erſtan⸗ 
dener Strafe, die Wiederaufnahme des Verfahrens 
verlangen: 1) wenn er darthut, dad Urkunden, welche im 
früheren erfahren gegen ihn vorgebracht und berüdfichtigt 
wurden, falfch oder verfälfcht, oder daß Sacdhverftäns 
dige oder Zeugen, die zu feinem Nachtheile ausfagten, 
meineidig, oder daß einer oder mehrere derfelben, oder der 
urtbheilende Richter, beftochen gewelen find; 2) wenn er 
neue Beweismittel vorbringt, welche für fih allein oder 
in Verbindung mit den früher erhobenen Beweiſen geeignet 
find, feine Kreifprechung herbeizuführen, oder wenn er That⸗ 
umftände nachmweift, wonach die That nicht als flrafbar, 
oder als ein Verbrechen erfcheint, welches mit einer gerin» 
gern Strafart bedroht ift, als das im Urtheil bezeich⸗ 
nee.” 
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fhuldig Verurthellten und Beftraften, von beffen nächflen 
Berwandten und Erben nachgefucht werden darf, wenn 
fie die erforderlichen Beweife beizubringen vermögen, von 
denen die Rettung und Wiederherftelung der Ehre des 
Verftorbenen abhängt, deflen Andenken den Seinigen hei: 
lig ift, und die ein Intereſſe haben, daflelbe auch in der 
öffentlichen Meinung erhalten zu fehen 9%), Andere Ge: 
feßgebungen haben diefen Ball vorgefehen 191). Die un 
ferige hat die frübern Beftimmungen aufgehoben, die man 
allenfalls hieher beziehen Fonnte, ohne daß die neuere Re 
flitution ausreichend ifl. Es heißt $. 156: „Die $$. 532, 
588, 589 der Criminal: Ordnung treten außer Kraft.” 


Noch ift auf einen wichtigen Unterfchied der neuen Ber: 
ordnung und des Altern Gefeßes aufmerffam zu machen. 
Jene giebt nur den Berurtheilten dad Recht, unter den 
erwähnten Vorausſetzungen auf Reflitution anzutragen: 
Diefed hatte auch dem Staatdanwalte innerhalb der 
Grenze der Verjährung , der die Verfolgung des Verbre— 
cher unterworfen ift, eingeräumt 192), 


— 


190) Mein Lehrbuch des rim. Prozeffes $. 205. Nr. 2 und 
meine angef. Abhandl. im Archiv des Crim. R. 3. 1844 
©. 461 fg. 

191) Code d’instr. crim. Art. 477: „Lorsqu’il y aura lieu de 
reviser une condamnation pour la cause exprimee en 
V’artiecle 444, et que cette condamnation aura éêté portde 
contre un individu mort depuis la cour de cassation 
creera_un curateur a sa memoire, avec lequel se fera 
Pinstruction, et qui exercera tous les droits du condamued, 
Si par le resultat de la nouvelle procedure la premiere 
condamnation se trouve avoir e&t& portde injustement le 
nouvel arret dechargera la memoire du condamue de 
l’accusation qui avoit été portee contre lui.” Bayr. Strafe 
geſetzbuch Th. Il. Art. 396. 

192) Geſetz 8. 98: „„Grgen cin rechtsfräftiges Urtheil kann deu 
Ungeflagte zu jeder Zeit, der Staatsanwalt aber nur fo lange 
als das Verbrechen noch nicht verjährt ift, das Rechtsmittel der 
Reftitution anwenden, wenn er darzuthun vermag, daß das 
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Hat man diefe Beftimmung, die auch in andern 
Sefeßgebungen anerkannt ift, für unrecht, oder ald dem 
Weſen des Anklageprozeffes (den aber das Gele vom 
5. 1846 als den ausfchließenden aufftelt), oder des 
Schwurgerichts widerfprechend erachtet? Hieruͤber laffen 
fih in Ermangelung veröffentlichter Motive nur Vermu⸗ 
thungen angeben, worauf ich Verzicht leifte. Aber das 
glaube ich nicht unbemerkt laffen zu dürfen, daß ich in der 
Befchranfung der Wiedereinfeßung in den vorigen Stand 
auf den Fall, wo diefer dem Angeklagten zum Bortheil 
gereicht, weder eine Folgerichtigkeit, noc eine Wahrneh⸗ 
mung des Intereffes der Gerechtigkeit, und der in Ver: 
bindung mit diefer mindeftens mittelbar zu beruͤckſichtigen⸗ 
den Öffentlichen Ordnung und Scherheit, zu erfennen ver: -- 
mag. Sc halte e& für völlig gerechtfertigt, und ed ent: 
Spricht Died auch dem Gefühle, fo weit diefes hier in Be: 
tracht fommen darf, daß im Zweifel dad angenommen 
werde, was dem Angefchuldigten günftig oder minder 
nachtheilig ıft, daß daher auch Wiederaufnahme der Unter: 
fuhung, insbefondere wo bereit eine Strafe, nur wie 
ſich fpäter zeigt, eine zu milde, erfannt worden war, ein 
neued Berfahren zum Zweck einer härtern wenngleich 
gerechten Beftrafung nur ausnahmsweiſe und unter den 
Beſchraͤnkungen geftattet werde, welche den einmal Frei⸗ 
gefprochenen oder zu gelinde Beflraften gegen fernere ges 
richtliche Verfolgungen, Die außerdem mißbräuchlich ftatt 
finden fönnten, ficher ftellen 19%), Allein jene Schonung, 
bie in diefer Verordnung dem Angeklagten veichlich zu 


Urtheil auf eine falfche Urkunde oder auf die Ausfage eines 
meineidigen Zeugen gegründet ift. ” 


193) Mit Recht geftattet eine Wiederaufnahme der Sache gegen 
den Schuldigen , der auf faliche Worausfeßungen freigefprochen 
worden war, die Badifhe Pro;reßs Ordnung 
$. 302. 303. 
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Theil wird, darf fi) doch nicht gegen die Gerechtigkeit 
geltend machen, deren Verwirklichung eine ber Aufgaben 
ded Staat ıfl. Immer ift fie neben der Gerechtigfeit eine 
zweite, biefer untergeordnete Rüdficht, und vollends da 
nicht am Orte, wo ein Zweifel nicht obwaltet. Es wirb 
alfo, ungeachtet erwiefener falfcher Zeugniffe und fon 
ftiger offenbarer WiderrechtlichFeiten,, ein Verbrecher unter 
dem Schube formeller Rechtöpflege — möglicherweife ein 
folcher, der feine Schuld felbft bekennt, niht nur unge 
firaft bleiben, fondern die wichtigften politifchen Rechte 
ausüben. 19%) Ich bin nicht der Meinung derer, Die fich 
gegen jede Griminalverjährung erktären: ich halte fie für 
nothwendig und auch innerlich gerechtfertigt, nicht blos 
durch Außere politifche Ruͤckſichten geboten 19%); aber ich 
glaube, daß fie auch hier hinreihe, und ed mag, wie ed 
früher angenommen worden, mit Recht nicht eine Wieder: 
aufnahme der einmal abgeurtheilten Sache nach Ablauf 
der Frift geftattet werden, welche überhaupt jede firaf: 
rechtliche Verfolgung und Verantwortlichkeit ausſchließt. 
Weiter zu gehen ſcheint bedenklich und gegen die Gerecdh 
tigkeit 186). 

Im Unterfuchungsverfahren Fonnte freilich die Be⸗ 
fugniß des Staats zur Wiederaufnahme nicht unter den 
Gefichtspunft der Anfechtung des Urtheild durch ein Rechts⸗ 
mittel geftelkt werden, und die Reftitution mußte als fol: 


194) Freilich Hört man jept in Verſammlungen der Volksvertre 
ter Anfichten über die Gleichgültigfeit der fittlichen und recht« 
lichen Anforderungen an Solche, die Wähler und Wählbare 
ſeyn follen,, ausfprechen, deren Gefährlichfeit und Verwerflich⸗ 
keit in ihren Wirfungen nur mit denen ihrer Quelle vergli: 
chen werden Eann. 

195) Meine kritiſchen Betrachtungen über den Entwurf eines 
en für die Preufifchen Staaten vom I. 1843 


196) ©. die angef. Nbhendi. im Archiv des Crim. R. 1847 
©. 180 fg. | 
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ched Recht smittel auf den Angefchuldigten und Ver: 
urtheilten beſchraͤnkt ſeyn. Im Anflageprogeß, wo zwei 
Parteien vor Gericht einander gegenüber ftehen und han: 
dein, ift nichts im Wege, auch diefe Reftitution als ein 
jedem XTheile zu Gebote ſtehendes Rechtsmittel anzu: 
erfennen. 
Das Verfahren bei diefer Reftitution, von deren 
Bedeutung in dem Gefeße vom J. 1846 ich gehandelt 
habe 797), fchildern die folgenden $$., namlich: | 
$. 153: „Kann derjenige, welcher die Zälfchung 
oder den Meineid begangen haben fol, noch belangt 
werden, fo muß dad angeblich von ihm verüubte Wer: 
brechen durch eine gegen ihn zu veranlaflende gericht . 
liche Unterfuhung erſt rechtöfräftig feftgeftellt wer⸗ 
den 198), bevor dem Reſtitutions-Geſuch ftatt gegeben 
werden fann.” j 

„In anderen Fällen wird das von dem Angeflagten 
eingereichte Reftitutions :Gefuch zunächft dem Staats: 
anwalte mitgetheilt, um, wenn es ihm erforderlich 
erfcheint, eine gerichtliche Worunterfuhung über die 
zur Begründung der Reftitution angeführten Thatſachen 
zu veranlaffen, und alsdann dad Gefuch mit feiner 
Erklärung darüber vorzulegen.” 


$. 154: „Wird das Reſtitutions-Geſuch von dem 
Gerichte ald unbegründet zurücigewiefen, fo fteht dem’ 
Imploranten frei, innerhalb der nächften zehn Tage 
nad) dem Empfange des Beſcheides bei dem Gerichte 
der höhern Inſtanz Befchwerde zu führen. Eine wei: 
tere Befchwerdeführung ift unzuläffig.” 


197) In der angef. Abhandl. a. a. D. 


198) Werordnung $. 152. Geſetz 8. 99: „Das Reftitutionsgefuch 
muß bei dem Gerichte, melches in erfter Inſtanz erkannt. '. dat, 
angebracht werten.” | 
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$. 155: „Wird ein Reſtitutions-Geſuch für begrim— 
det erachtet, fo hat Das Gericht fofort das muͤndliche 
Berfahren nach der für die in Rede flehende Geſetzes 
Uebertretung vorgefchriebenen Form zu erneuern un 
unter Aufhebung feines frühern Urtheild ein neues zu 
fällen, gegen welches die gewöhnlichen Rechtsmittel zu: 
läffig find 199), 
Diefe Beflimmungen geben zu Bemerkungen Feine Ber: 
anlaflung. Ihnen fchließen fih an: 
„Folgen der Einlegung ber Rechtsmittel 
auf die Haft des Angeklagten.” 
Man follte überhaupt hier am Schluffe des eigentlichen 
Strafverfahrens nähere Beflimmungen über die Bol: 
firefung der Urtheile erwarten. Um fo mehr, als durch 
die Einführung der Etaatsanwaltfhaft in dieſer Hinfict 
einige Modificationen des frühern Verfahrens eintreten 
müffen, da diefer mindeftens eine Goncurrenz zuftehen 
würde, fofern fie nicht allein oder doch vorzugsweiſe für 
die Vollziehung zu forgen haben wird 99), Es ift hier je: 
doch nicht davon die Nede. Nur mittelbar muß man fchlie: 
Ben, daß eben die Bollftrefung des nicht angefochtenen 
oder nicht mehr anfechıbaren Urtheil& für jest noch durch 
das Gericht veranftaltet werden folle, und daß dieſes nicht 
nur für die VBolziehung einer Strafe die erforderlichen 
Maapregeln zu treffen, fondern auch, was freilich einer 
befondern Veranftaltung nicht bedarf, bei einer Sreifpre: 
chung die etwanige Haft fofort und unmittelbar aufzu: 
heben habe, im leßtern Falle felbft ohne Rüdficht auf et: 
199) Geſetz 8. 100— 102. 


200) Dies fcheint fehon $ 6 anzudenten. Bol. auch Code d’instr. 
crim. Art. 376: „La condamnation sera ex&cutee par les 
ordres du procureur general; il aura le droit de r&querir 
directement pour cet eflet l’assisıance de la force pu- 
blique,” . 
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nen möglichen Widerfpruch ($. 118) des Staatsanwalts. 
Denn das von diefem eingelegte Mechtömittel fol weder 
die Sreilaffung ded Angeklagten hindern, wenn derfelbe 
verhaftet war, noch den Antritt der Strafe des zur Frei: 
heitdentziehung Werurtheilten. Aber das von dem Ange: 
Elagten eingewandte Nechtömittel hat f. g. Suspenfiv : Efe 
feft, und die bisher zulaffig gewefene vorläufige Antretung 
der Sreiheitöftrafe fol ferner nicht mehr ftatt finden 2, 
Die Beftimmung des Gefebed vom 3. 1846 Über die 
zu gewährende Auöfertigung des Urtheils ift hier nicht auf: 
genommen 29%), Bei der Deffentlichkeit ded Verfahrens 
ift überhaupt dad Beduͤrfniß feltner, ald unter der ent: 
gegengefegten Vorausſetzung. Doc würde wohl aud) 
jest ein Verlangen des Angeklagten berüdfichtigt werden 
müffen, wie man überhaupt annehmen darf, daß die mit 
dem Verfahren nach der neuen Verordnung nit im Wi: 
derfpruch ftehenden Vorfchriften ber Eriminal:Drdnung fort: 


201) Verordnung 8. 157: „Durch Einlegung eines Rechtsmit⸗ 
tels von Geiten des Staatsanwalts darf die Freilaffung "des in 
Haft befindlichen Angeklagten, wenn das Urtheil eine reis 
beiteftwafe gegen ihn nicht verhängt hat, niemals verzögert 
werden.” — 9. 158: „Iſt der Angeklagte zu einer Zreiheits- 
ſtrafe verurtheilt, fo bält das vom Staatsanwalte gegen das 
Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der Strafe nicht 
auf.” — 8. 159: „„ Dagegen wird durch die Einlegung der 
Appellation oder Nichtigkeits⸗Beſchwerde von Seiten de6 An⸗ 
geklagten die Vollftredung der Strafe aufgehalten. Eine vors 
läufige Abführung des zu einer Freiheirsftrafe Verurtheilten 
nah der Strafanftalr ift, ſelbſt mit deſſen Einwilligung, nicht 
ferner zuläffige. Das Gericht ift jedoch befugt, die erforderlichen 
Sicherungs s Maafregeln gegen den Verurtheilten zu treffen.” 
Geſetz S. 103 — 108, 


202) Sefeß $. 109: „VBerlangt der Angeklagte eine Ausfertigung 
des Urtheils, fo ift ihm diefe, wenn das Urtheil auf Strafe 
lautet, auf feine Koften, fonft aber Eoftenfrei zu ertheilen. 
Unvermögenden Berurtheilten ift die Mittheilung einer Urtheiles 

: Ausfertigung nicht zu verfagen, wenn fle derfelben zur Eins 
sune eines Rechtsmitteld bedürfen.” Meine angef. Abhandt. 
® 1 2. 


— 
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während gelten, da legtere nur fowelt aufgehoben find, 
alö fie mit jener fich nicht vereinigen laffen 20%), 

Ausdruͤcklich wird nach $. 160 unter der den Inhalt 
fofort bezeichnenden Ueberſchrift: „Aufhebung des 
Rechtsmittelg der Aggrapation” verfügt: „Das 
Rechtsmittel der Aggravation findet in den nach bdiefer 
Verordnung behandelten Unterfuchungsfachen nicht fer: 
ner ftatt.” 

Die in dem nun folgenden fünften Abfchnitt 
„Bon dem Verfahren bei Unterfuhung ber 
Polizei-Vergehen“ enthaltenen Beftimmungen find 
im Wefentlichen diefelben, welche bereits das Geſetz vom 
17. Suli 1846 aufgeftelt hatte. In jenen war das Ber: 
haͤltniß zu dem frühern rein polizeilichen Verfahren und. 
der dadurch bedingten Zuftändigfeit der Polizei-Behoͤrde 
näher angegeben, was jeßt in Verbindung mit der Umge: 
flaltung der Gerichtöverfaffung nicht mehr nöthig iſt; in 
der neuen Verordnung ift ferner das allgemein einge: 
führt, was früher nur in der örtlichen Beſchraͤnkung galt, 
innerhalb welcher jened Gefeß Anwendung fand. 

Das Charafteriftifche, was ich bereit5 bei ber Be: 
trachtung jened Geſetzes ald einen Kortfchritt bezeichnet 
hatte 24), befteht darin, daß nun auch über die Polizei: 
Vebertretungen nach einem gerichtlichen Verfahren durch 
eigne Richter 20%) geurtheilt werben fol, wobei ein zu 


203) Berordnung $. 183: „Alle diejer Verordnung entgegens 
ſtehenden Borichriften find in ſoweit aufgehoben, als fie 
mit den Beflimmungen derfelben fich nicht vereinbaren Laffen. 
Bei dem Kammergericht und dem Sriminalgericht zu Berlin 
tritt fie an die Stelle des Gefeßes vom 17. Zuli 1846. Bol. 
Geſetz 8. 131. 

204) Meine angef. Abhandl. ©. 183 fg. Motiv zum Entwurf 
der Strafprogefordnung v. J. 1828. ©. 58. 

205) Verordnung $. 162. Geſetz $. 112: „Die Berwaltung dies 
fer Polizei⸗Gerichtsbarkeit fol in erſter Inſtanz von eins 
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ernennenber Polizeianmwalt dad Interefle des Staats wahr: 
zunehmen hat 208), ö j | 
Es wird unterfchieden zwifchen dem ordentlichen 
($. 164 fg.) und dem Mandats:Berfahren ($. 171) 
Bei jenem fol in der erſten Inſtanz bie Unter 
ſuchung und Entfcheidung in der Regel nach dem für die 
Bergehen vorgefchriebenen Verfahren erfolgen ($. 27). 
„Dem Angefchuldigten ſteht jedoch frei, fich bei den 
Verhandlungen, ſowohl in diefer ald in der folgenden 
Inſtanz durch einen Bevollmächtigten aus der Zahl der. 
bei dem Gericht zur Praris berechtigten Juſtiz⸗Commiſ—⸗ 
farien auf feine Koften vertreten zu Laffen.” 207) 
Innerhalb einer Präckufivfrift von zehn Tagen Tönnen 
ſowohl der Angefchuldigte ald der Polizeianwalt dad Rechts⸗ 
mittel des Necurfed einlegen. 9) Derfelbe „Tann auf 
neue Beweismittel über bereitd angeführte Thatumſtaͤnde 
nicht gegründet werden, auf neue Thatumſtaͤnde aber nur 
in foweit, als biefelben bei der Anführung zugleich be 
f&heinigt werden.” 29) ,,Die Anbringung des Recurfes 
muß bei dem Polizeirichter mündlich zum Protokoll oder 
ſchriftlich geſchehen. Eine befondere Friſt zur Rechtferti- 
gung des Recurſes ift nicht zu geflatten.” 21%, , Die 
Entfcheidung über den Recurd gebührt einer aus drei 


zelnen Richtern geführt werden, welche cemmiſſariſch zu dies 
fem Gefchäfte zu ernennen find.” | 


206) Verordnung 8. 163. Geſetz 8. 118: ,Die Berfolgung der 
Uebertreter der Polizeis Strafgefege vor Gericht fol durch 
Polizeianwälte gefchehen, in Anfebung deren Ernennung, Bes 
aufihtigung , Befugniffe und Obliegenheiten die in dem 
$. 28 fg. enthaltenen Beitimmungen gelten.” 

207) Verordnung $. 164. Geſetz $. 115. 

208) Verordnung $. 165. Geſetz $. 116. 

209) Verordnung $. 166. Gefeg 8. 117. 

210) Verordnung 8S. 167. Geſetz $. 118. 

Beil, : Seit 3. Archiv d. Er. R. 1849. 12 
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Mitgliedern beftehenden Abtheilung des Appellationdge 
richte. ° 21) 

Der für nicht zuläffig oder nicht begründet gefundene 
Recurd, wird durch eine Verfügung zuruͤckgewieſen, gegen 
welche ein weiteres Rechtsmittel nicht geftattet iſt 212), 

„In allen anderen Fällen beflimmt die Deputation, 
unter Mittheilung der Recuröfchrift an die Gegenpartei, 
einen Termin zum mündlichen Verfahren. Gegen das 
auf den Necurd abgefaßte Urtheil findet ein weiteres 
Rechtsmittel nicht ſtatt.“ 213) 


Das in diefer Form bisher unbefannte, zuerft in dem 
Gefes vom I. 1846 eingeführte Mandats-Verfah— 
ven 2%) iſt nur zuläffig „wenn die Anklage wegen eines 
Polizeivergehend auf der Anzeige eined Beamten beruht, 
welcher die That aus eigner amtlicher Wahrnehmung. be: 
kundet, wozu auch eine im Dienfte befindlihe Militär: 
perfon zu rechnen ift”, und auch unter diefer Vorausſetzung 
nicht, wenn „der Angefchuldigte zugleich dem Polizei: 
richter vorgeführt wird, in welchem Falle fletd das or: 
dentlihe Berfahren eintreten muß.” | 
Iſt aber das Mandatöverfahren bedingt, „fo febt 

der Polizeirichter auf Grund der Anklage die Strafe feft 
und macht fie dem Angefchuldigten durch eine ſchriſtliche 
Verfuͤgung mit dem Bedeuten bekannt: 

daß, wenn er durch dieſe Straffeſtſetzung ſich be: 

ſchwert finden follte, er zur Ausführung feiner Verthei⸗ 

digung fich in einem (fogleich in der Verfügung, und 

zwar auf mindeftens zehn Tage hinaus zu beſtimmenden) 

Termin vor dem Polizeirichter zu ftellen, im Fall fei- 


211) Verordnung $. 168. Geſetz 8. 119. 
212) Verordnung $. 169. Gefeg S. 120. 
213) Berordnung $. 170. Geſetz 8. 121. 
214) Meine angef. Abhandl. ©. 184. 
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ned Nichterfcheinens in dieſem Termine aber bie Volk 
ftreddung der Strafe zu gemwärtigen habe.” 717) 
Iſt diefe Verfügung 216) dem Angefchuldigten gehörig bes 
haͤndigt worden, und daß dieſes gefchehen, auf die erfor: 
berlihe Weife unzweifelhaft gemacht — eine Beflimmung, 
die aus allgemeinen Grundfäßen fich ergiebt, weshalb wohl 
bier nicht für nöthig erachtet worden, fie ausdruͤcklich auf: 
zunehmen, — fo richtet ſich das weitere Verfahren nad) 
dem Berhalten des Angefchuldigten. Denn wenn berfelbe in 
dem ermin perfünlich, oder durch einen zuläffigen Bevoll: 
mächtigten erfcheint, oder im Ball feines Ausbleibeng, inner: 
balb zehn Tagen, ein begründetes Reftitutionsgefuch mit Er: 
folg angebracht bat, fo trittdaß ordentlihe Verfahren 
nach 8.164 ein. Sm entgegengefesten Falle ift auf Grund 
eined amtlichen Vermerks über das Ausbleiben, und „nach 
fruchtlofem Ablaufe der (Reftitutiond =) Frift, die Strafe zu 
volſtreden. ” Bleibt aber nach gewaͤhrter Reſtitution ber 


215) Verordnung $. 171. Geſetz 8. 122. Diefe Verfügung hat 
alfo die Eigenfchaft eines mandatum cum clausula. Die 
Worte der Verordnung, welche ich in eine Parenthefe geſetzt habe, 

ſtehen hier nicht recht paſſend. Denn es fol hier die „, Strafs 
verfügung” und „das Bedeuten” an den Angeſchuldig⸗ 
ten bezeichnet werden, dieſem aber iſt nicht ein „zu bes 
ftimmender”, fondern in der Verfügung ein beftimmter 
Zermin zu fegen. Unangemeſſen wird hier das, mas- eine 
Anweifung an den Richter ift, daß er den Zermin mindes 
ftens zehn Zage hinaus zu beftimmen habe, in den Satz aufs 
genonmen, der an den Angefchuldigten gerichtet werden ſoll. 

216) Verordnung $. 172. Geſetz $. 123: „„In diefer Verfügung 
muß angegeben feyn: 1) die Belchaffenheit des Vergehens, fo 
wie die Zeit und der Drt feiner Berübung; 2) der Name des 
Beamten, welcher das Mergehen angezeigt hat; und 3) die 
Straffegung unter Anführung der Strafvorfchrift, auf welche 
diefelbe fich gründet. Die Verfügung muß zugleich für den 
Fall, wenn der Angefchuldigte bei der Strafſetzung ſich nicht 
beruhigen zu können glaubt, die Aufforderung an denfelben 
enthalten, die zu feiner Bertheidigung dienenden Beweismittel 
in dem anberaummn Zermin mitzubringen, oder folche dem 
Richter fo zeitig vor dem Zermin anzuzeigen, daf. fie nech zu 
demſelben hevbeigefchafft werden können.“ 

12* 
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Angefchulbigte abermals aus, „ſo ift die Strafe ohne wei- 
tere Zulaffung irgend eined Rechtömittel& zur Vollſtreckung 
zu bringen.” 217) 

Segen die Refolution, welche das nicht begründet 
befundene Reftitutiondgefuch verwirft, fleht Die Beſchwerde 
an dad Appellattondgericht offen, welche binnen 24 Stun: 
den nach Zuftelung der Refolution bei dem Polizeirichter 
angebracht werden muß, an ben auch die Sache zur Vers 
handlung in erfter Inftanz zuruͤckgeht, wenn für Zulaffung 
der Reftitution entfchieden worden if. „Zur Entſchei⸗ 
bung über dad Reftitutiondgefuch und Über die Befchwerde 
gegen die daffelbe zurüchweifende Nefolution bedarf e8 der 
vorgaͤngigen Anhörung bed Polizeianwalts.” 218) 

Indem fehöten Abfchnitt iſt die Rede „Bon 
den Koften des Unterfuhungsd: Verfahren.” 219) 

Die beiden 66. 178. 179 erfchöpfen nicht, was hier 
zu bemerfen wäre, gefeßt auch, daß die bisher bei uns 
fo vielfach verwidelte, und durch zum Theil willfürliche, 
nicht gerechtfertigte Beſtimmuͤngen erfchwerte Lehre auf 
einfache Grundfäge zurücdgeführt werden follte. Ueber die 
Frage, wie im Salle der Betheiligung Mehrerer an einem 
Verbrechen und zwar in ungleichem Maaße, über die etwa: 
nige (gewiß nicht zu billigende) folidarifche Werpflich- 
tung, die fubfidiare Haftung Anderer ıc. zu entfcheiden 
fey, und über mehrere in der Anwendung verfchieden behan⸗ 
delte Punkte, iſt nichts gefagt. Im Uebrigen ift gegen 
die hier aufgeltellten Beſtimmungen nichtd zu erinnern, 
als daß die Natur und Befchaffenheit der Koften dadurch 


217) Verordnung $. 173— 175. Geſetz $. 124 — 126. 

218) Verordnung $. 176. 177. Geſetz $. 127. 128. 

219) Da das Verfahren — obfchon in Unterfuhungsfachen 
— als Anktlageverfahren erfolgt und fo bezeichnet wird 
($. 1), fo follte bier nicht die Bezeichnung „Unterſuchungs⸗ 
Berfahren” gebraucht werden. 
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allein noch nicht genügend bezeichnet wird, baß fie Ko: 
ften des Berfahrens genannt werden. Den Inhalt 
fann man faum kürzer ald durch unmittelbare Aufnahme 
ber Geſetzesworte felbft angeben, 

8.178: „Mit der Verurtheilung bed Angeflagten zus 

einer Strafe, fie möge in der erften oder einer fpätern 
Inſtanz erfolgen, ift zugleich die Verurtheilung deffelben 
in alle Koften ded Verfahrens auözufprechen. Wird das 
gegen der Angeklagte für nicht ſchuldig erklärt, fo 
bat derfelbe die Koften des Verfahrens nicht zu tragen 
und ift von dee Verpflichtung hiezu, wenn ihm diefelbe 
durch ein Urtel früherer Inftanz auferlegt war, freizu: 
fprechen. ” | 

8.179: „Die Koften eined ohne Erfolg eingelegten 

Rechtsmittels fallen demjenigen zur Laſt, welcher daſ⸗ 
felbe eingewendet hat. Iſt dies der Staatsanwalt, fo 
werben fie niebergefchlagen. Bei der Berfaumniß von 
Sriften und Zerminen trägt der Saumige die Dadurch 
verurfachten Koſten.“ 220) 

Der ſiebente Abſchnitt endlich ſtellt einige 
„AUgemeine Beſtimmungen“ auf), 

Dieſe find ſehr verſchiedenen Inhalte. Der 8. 180, 
der die Gerichte ermaͤchtigt, Perſonen, welche Stoͤrung in 
der oͤffentlichen Sitzung verurſachen, aus dem Saale ent⸗ 
fernen zu laſſen, auch nach Umſtaͤnden und nachdem die 
Staatsanwaltſchaft daruͤber gehoͤrt iſt, ſofort mit einer 
Gefaͤngnißſtrafe bis zu acht Tagen zu belegen 22), hätte in 


220) Geſetz $- 108. 109. 129. 

221) Dir erfte Abfchnittt „Allgemeine Vorſchriften über 
dab erfahren bri Unterfuchungen, wo dann den Gegenfag, 
die im zweiten Apfchnitt folgenden „Befondere Vorfchriften 
über das Unterfuhungss®erfahren ” machen. Die jegige Rubrik 
bezieht fib nicht mehr auf diefes Berfahren, fondern auf das 
Verbältniß der Verordnung zu anderen Geſetzen. 

272) Bei der befchränften Deffentlichleit, die das Geſetz vom J. 
1846 einführte ($. 17), war eine folche Beſtimmung wewiger 
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ber Verordnung Über dad Verfahren felbft, und zunaͤchſt 
nach dem $. 14 feine Stelle erhalten koͤnnen, wo von ber 
Deffentlichfeit die Rede ift, die nach $. 15 aus Gründen 
des öffentlichen Wohld oder der Sittlichkeit ausgefchloffen 
werben kann ?@), 

Die Beibehaltung des bisherigen Verfahrend, wegen 
Holzdiebftahls und bei Disciplinarfahen ge: 
gen Beamte, ift in $. 181 auögefprochen, während bei 
Steuer: Defraudbationen und Gontraventio: 
nen, Injurien gegen Beamte bei Ausübung 
ihres Amtes ⁊c. die jebige Verordnung (Abfchnitt II 
u. III) zur Anwendung fommt; und „alle fonftigen Sn: 
jurien, mit Ausnahme der f[hweren Real: Iniju: 
rien, fortan nur im Wege bes Givilprogefleö verfolgt wer: 
den fünnen.” 

Andere Beftimmungen, deren wir bereits gelegent: 
ich gedacht haben, betreffen das Verhältniß zu anderen 
Geſetzen über das Verfahren, nämlich $. 182, daß ‚, der 
fiöcalifche Unterfuchungsprogeß nicht ferner flatt findet”, 
und $ 183, daß „alle diefer Verordnung entgegenftehende 
Borfchriften in fo weit aufgehoben find, als fie mit den 
Beflimmungen berfelben fich nicht vereinbaren laſſen.“ 22°) 
Schließlich $. 184 eine transitoriſche Beſtimmung 
in Betreff der bereits fchwebenden Sachen, welche — (da 
die Verordnung mit dem 1. April d. J. in Kraft tritt) — 
fofern bereit „die fürmliche Unterfuchung eröffnet ift, 
nad) den bisherigen Worfchriften durch alle noch derfelben 
zuläffige Inftanzen zu Ende geführt werden follen”, mit 
Ausnahme der politifchen und der Preßverbrechen 
.($. 60. Nr. 2. $. 61), bei denen, wenn „nod nicht in 


Bedürfnif. ©. Jedoch dafeldft 8. 130 u. Cabinets⸗Ordre vom 
24, Detober 1838 

225) 3 oben Note 39. 

224) ©. oben Note 69. 
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erfter Inſtanz erfannt worden, das Verfahren nach ben Bor: 
Schriften ber gegenwärtigen Verordnung einzuleiten ift.” 72°) 

Hinfichtlich der früheren Begangenfchaften, die nad) 
dem dltern Recht unterfucht und in dem zuläffigen Inſtan⸗ 
zengang zur Entfcheibung gebracht werben follen, liegt wohl 
der Gedanke zu Grunde, daß dort mehr Rechtemittel flatt 
finden, und überhaupt die Lage des Angefchuldigten eine 
günftigere fey. Die Antwort auf die Frage, ob dies fich 
fo verhalte, wird je nach den verfchiedenen Standpunften 
verfchieden ausfallen. So viel ift gewiß, daß man das 
neue Verfahren für ein folches halt, auf welches gewiffer: 
maßen ein politifcher Anſpruch, da es einmal eingeführt 
wird, auch denen zufteht, Die vor dem Eintritt der ges 
feglichen Kraft der Verordnung eines politifchen oder Preß: 
verbrechens angefchuldigt find, und damit rechtfertigt fich 
die getroffene Beſtimmung. Was die andern Verbrechen 
anlangt, fo ift, wenn nicht die Erwartung gehegt wird, daß 
die Gefhwornen im Zweifel eher freifprechen, bei der 
neuen Vorſchrift, die den Richter von der Befolgung der 
bisherigen Beweisvorfchriften entbindet, die Verurtheilung 
in den Fällen, die ohne Schwurgericht entfchieden werden, 
leichter möglich, ald nach der Griminal: Ordnung, welche 
ſtrengere Erforberniffe, nicht nur für die ordentliche, fon- 
dern auch felbft für die außerordentliche Strafe aufftellt, fo 
wenig ich leßtere billige. Jedenfalls wird, wenn die Sache 
unter den Gefichtäpunft des Verhältniffes einer neuen Ge: 
febgebung zu früher verübten Handlungen geftellt wird, 
anzuerkennen feyn, daß hier nicht blos auf die Strafe, fon- 
bern auch auf das Verfahren, die Beweistheorie, 
bie Rechtsmittel Rüdficht genommen werden müffe 28), 


225) Aehnlich Geſetz v. 3. 1846 $. 133. 
226) Bol. meine Abhandlung „Ueber das Verhältniß neuer Ger 


fege zu früher vorgenommenen Dandlungen” im neuen Archlv 
Bd. XIII. ©. 467. 489. 496 fg. 


U) 1 Ir DU) 


Ich ſchließe hiemit die Betrachtungen, zu benen 
mid) meine Theilnahme an ber Reugeflaltung unferes Ber: 
fahrend, und mein Wunſch beflimmt bat, nicht nur bie 
Aufmerkſamkeit der Kreunde ber Wiffenfchaft und des Fort: 
ſchritts im Gebiete der Gefeßgebung auf diefe wichtige Er: 
fheinung zu Ienfen, fondern auch für die bevorftehende 
Revifion der Verordnung einige Beiträge zu liefern, bie 
ich der Beruͤckſichtigung empfehlen zu dürfen glaube. Die 
Abhandlung, welche neben der Darftellung des neuen Ber: 
fahrend und der Vergleichung mit andern Gefeßgebungen 
eine Erläuterung und eine Kritif der Verordnung enthält, 
mußte fich in engen Grenzen halten, nicht nur bes Raus 
med, fondern auch der Zeit, die ihr gewidmet werben 
fonnte. Ueber Manches hätte mehr bemerkt, Einzelnes 
noc) weiter begründet werben koͤnnen; boch hoffe ich, we: 
nigftend nichts Wefentliches übergangen zu haben. 


Drudfebler. 
S. 2 3.9 flatt „für” lies „ohne” 


s 13:69 u. ft. „Richter? l. „Puchta“ 
3 155 Rot. 3, 1 ſt. 99 S. 426” l. „8. 126 
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